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Geleitwort 

Der vorliegende Forschungsbericht, der hiermit der Öffentlichkeit vorgestellt 
wird, hat empirische Untersuchungen zur Prognose und Behandlung bei jungen 
Rechtsbrechern zum Inhalt. Er steht damit in einem kriminologisch und krimi-
nalpolitisch relevanten Zusammenhang. Bereits 1974 geplant und in Angriff ge-
nommen hat sich die Studie zu einem für den deutschen Sprachraum sehr frühen 
Zeitpunkt mit der empirischen Analyse des Erfolgs der Behandlung von inhaf-
tierten Straffälligen zugewandt. Es war allerdings der Zeitpunkt, als man sich im 
Ausland verbreitet anschickte, den Behandlungsgedanken zu verwerfen. Die 
Auseinandersetzung darüber ist noch nicht zur Ruhe gekommen. Doch das 
Bedürfnis mehr und Verläßlicheres über die Möglichkeiten von Verhaltens-
modifikationen unter den Bedingungen von Freiheitsentziehung zu wissen, dau-
ert fort. Trotz aller Kritik gilt es als eine der vordringlichen Aufgaben kriminolo-
gischer Forschung, sich um eine wissenschaftlich fundierte Erfolgsbeurteilung 
der Resozialisierungsanstrengungen im Strafvollzug zu bemühen. 

Als die Studie geplant wurde, gab es im deutschsprachigen Raum nahezu keine 
Behandlungsforschung, von deren Anlage, Durchführung oder Erfahrungen 
man sich hätte anregen lassen können. Dennoch war es notwendig, empirisch ge-
stützte Erkenntnisse zu gewinnen, zumal es auch galt, die Reformbestrebungen 
kritisch zu begleiten. Der Konzeptualisierung und Durchführung der Studie kam 
entgegen, daß das sogenannte Freiburger Modell in der Jugendgerichtsbarkeit, 
initiiert durch die Praxis von Herrn Kollegen Professor Härringer, zur Durch-
führung einer Begleitstudie anregte, zumal die organisatorische Trennung von 
Theorie und Forschung günstige methodische Voraussetzungen für die Durch-
führung der Untersuchung bot. Teamforschung ist schwierig und Behandlungs-
forschung langwierig. Dies gilt um so mehr, wenn zwei Arbeitsgruppen - jene 
des Wissenschaftlichen Instituts des Freiburger Jugendhilfswerks und die des 
Max-Planck-Instituts - fachübergreifend gemeinsam ein Projekt betreiben. 
Aber zeitlicher Aufwand und Mühen haben sich gelohnt. Die Fülle der Aspekte, 
Einzelbefunde und Einsichten verdeutlicht dies. 

Freiburg, im Juli 1986 Günther Kaiser 
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Vorwort 

Die Lage der jungen Untersuchungsgefangenen entspricht in keiner Weise den 
Forderungen nach einer erzieherischen Gestaltung der Untersuchungshaft 
( § 93 JGG). Diese Tatsache darf niemanden, der im Bereich der Jugendkriminal-
rechtspflege Verantwortung trägt, unberührt lassen, und sie bildete den Aus-
gangspunkt der Planungen zu dem Behandlungsforschungsprojekt, das in dem 
vorliegenden Bericht seinen Abschluß findet. 

Über die Sammlung umfangreicher inhaltlicher Ergebnisse hinaus lag der Sinn 
dieses Projektes auch darin, Aufmerksamkeit für die Lage junger Unter-
suchungsgefangener zu wecken und in Fachkreisen die Auseinandersetzung mit 
dieser Problematik zu fördern. Bei der außerordentlich komplexen Problemlage 
des heutigen Untersuchungshaftvollzugs war von vornherein nicht damit zu 
rechnen, daß sich im Rahmen eines einzigen Forschungsprojektes umfassende 
oder gar einfache Problemlösungen anbieten würden. So bestanden die Haupt-
ziele des Forschungsprojektes darin, psychologische Interventionsmethoden 
einzusetzen und zu überprüfen; von diesen konnte angenommen werden, daß sie 
geeignet sind, negative Einflüsse der Untersuchungshaft abzumildern und Ent-
wicklungsmöglichkeiten junger Untersuchungsgefangener zu fördern. 

Als Vorstudie zu dem eigentlichen Forschungsprojekt kann die diagnostische 
Tätigkeit, vor allem aber die therapeutische Gruppenarbeit der Mitarbeiter des 
WI-JHW in der Freiburger Untersuchungshaft seit 1973 gewertet werden. Die in 
diesem Rahmen angebotenen Gruppenaktivitäten hatten sich insofern schon 
bewährt, als sie von der Untersuchungshaftpraxis - Vollzugsbedienstete und 
Gefangenen - angenommen wurden; diese Arbeit wird im Einverständnis aller 
Beteiligten auch nach Abschluß des Forschungsprojektes in modifizierter Form 
fortgeführt werden. 

Der Hauptertrag des Forschungsprojektes besteht darin, 

daß der Alltag der jungen Untersuchungsgefangenen in drei verschiedenen 
Vollzugsanstalten sehr exakt beschrieben wird, 
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daß Möglichkeiten der Mitwirkung an der Ausgestaltung der Unter-
suchungshaft durch externe Fachkräfte aufgezeigt werden, 

daß über Nachuntersuchungen auch längerfristige Behandlungseffekte bei 
jungen Untersuchungsgefangenen erfaßt werden, 

daß spezifische Untergruppen junger Untersuchungsgefangener wie die 
14 - 16jährigen oder die Opiatabhängigen besonders ins Blickfeld der Fach-
welt gerückt werden. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchung führen den Verantwortlichen die Not-
wendigkeit vor Augen, verstärkt über Alternativen zur Untersuchungshaft für 
bestimmte junge Untersuchungsgefangene nachzudenken. So wurde auch im 
Zusammenhang mit dem Freiburger Behandlungsforschungsprojekt der alte 
Gedanke einer alternativen Unterbringung junger Untersuchungsgefangener in 
einer Einrichtung der Jugendhilfe neu belebt und konkretisiert: Seit Juni 1984 
unterhält der Landeswohlfahrtsverband Baden im Landesjugendheim Schloß 
Stutensee das Heinrich-Wetzlar-Haus, eine Abteilung, die speziell für die Auf-
nahme Jugendlicher nach den §§ 71, 72 JGG ausgelegt ist; dem WI-JHW wurde 
für einen Zeitraum von 5 Jahren die wissenschaftliche Begleitung des Modell-
projekts übertragen. 

Darüber hinaus legen die vorliegenden Ergebnisse differenziertere Fragen be-
züglich der Anwendung und Ausgestaltung von Untersuchungshaft bei jungen 
Straftätern nahe wie z.B.: Ist es sinnvoll, Behandlungsmethoden in die Gestal-
tung heutiger Untersuchungshaft überhaupt einzuführen? Für welche Unter-
gruppen der heutigen Untersuchungshaftgefangenen erscheinen welche Formen 
der Behandlung angemessen? Es ist zu hoffen, daß diese und andere Fragestel-
lungen in weiteren Untersuchungen und Analysen aufgenommen und bearbeitet 
werden. 

Das abgeschlossene Forschungsprojekt hätte in diesem Umfang und in dieser 
Art von einer Institution allein nicht durchgeführt werden können. Es bot sich ei-
ne Gemeinschaftsarbeit zwischen dem Max-Planck-Institut und dem WI-JHW 
an. Besonderer Dank gilt dem Max-Planck-Institut für ausländisches und inter-
nationales Strafrecht, der Forschungsgruppe Kriminologie und insbesondere 
Herrn Professor Kaiser und Herrn PD Dr. Kury sowie allen Mitarbeitern für die 
kooperative Zusammenarbeit im Rahmen des vorliegenden Projektes. Dank ge-
bührt auch den Stellen, die die Durchführung des Projektes ermöglicht haben, 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft für die finanzielle Förderung des 
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Vorhabens und dem Justizministerium Stuttgart sowie den Vollzugsanstalten 
Freiburg, Raststatt und Mannheim dafür, daß sie die praktische Durchführung 
ermöglicht und unterstützt haben. Ein besonderes Wort des Dankes aber haben 
diejenigen verdient, die die Daten für die vorgelegte Auswertung geliefert haben: 
Die jungen Gefangenen und die therapeutischen Mitarbeiter des WI-JHW, die 
sich nicht gescheut haben, die Ton- und Videoaufzeichnungen der therapeu-
tischen Kontakte zur Verfügung zu stellen und einer unabhängigen und objekti-
ven Einschätzung unterziehen zu lassen. 

Freiburg, im Juli 1986 
Karl Härringer 
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Einleitung 

Während man in der Behandlungsforschung in den Vereinigten 
Staaten, insbesondere in der Evaluation von vor allem in 
stationären Einrichtungen, wie im Strafvollzug, durchgeführten 
Resoz i al i si erungsprogrammen bereits auf eine große Erfahrung 
zurückblicken kann, kam sie in der Bundesrepublik erst Anfang 
der 7Der Jahre in Gang. Wesent 1 i eh beeinflußt und getragen 
wurde sie hier durch umfangreiche Untersuchungen der For-
schungsgruppe Krimi nol ogi e des Freiburger Max-Planck-Instituts 
für ausländisches und internationales Strafrecht. Am Anfang 
der an diesem Institut durchgeführten Evaluationsstudien stand 
das Behandlungsforschungsprojekt zur Wirkung psychotherapeuti-
scher Resozialisierungsmaßnahmen bei 
wachsenden Untersuchungshäftlingen. 

jugendlichen und 
Das Projekt, das 

heran-
das im 

deutschsprachigen Bereich bisher umfangreichste und am brei-
testen angelegte Vorhaben zu dieser Thematik in der Krimino-
logie darstellt, wurde 1974 konzipiert. 1975 wurde für das 
Schwerpunktprogramm 
Kriminalsoziologie" 
Antrag formuliert. 

"Empirische 
der Deutschen 

Ab 1976 wurde 

Kriminologie einschließlich 
Forschungsgemeinschaft ein 
die Untersuchung für drei 

Jahre von der DFG (mit)finanziert. Nur dadurch war die breite 
Anlage des Forschungsvorhabens möglich. Die weiteren llnter-
suchungen zur Behandlungsforschung am Freiburger Max-Planck-
Institut konnten auf den Vorarbeiten der vorliegenden Studie 
aufbauen. 

Die einzelnen Beiträge dieses Bandes geben einen Überblick 
über die verschiedenen Projektteile des Freiburger Behandlungs-
forschungsprojektes. 

Kury geht in seinem ersten Beitrag den Fragen und Problemen 
nach, die sich bei der Behandlung von Straffälligen auftun. 
Aufgrund von amerikanischen Untersuchungen ist auch in der 
Bundesrepublik die große Bedeutung sozialer Faktoren für die 
Entstehung individueller Abweichungen bzw. psychischer Stö-
rungen erkannt worden. Es erfolgte damit eine Hinwendung des 
Behandlungsgedankens von der individuumzentrierten Psychothera-



pie zur Soziotherapie bzw. Sozialtherapie, in welcher die 
soziale Umwelt des zu Behandelnden in das Behandlungskonzept 
miteinbezogen wird. In neueren Untersuchungen wird jedoch auf 
den Zusammenhang zwischen psychologischen Persönlichkeitsmerk-
malen, fehl gelaufenen Sozial i sationsprozessen und straffäl l i -
gern Verhalten hingewiesen. 

Kritik am Behandlungsgedanken, hervorgerufen besonders durch 
Sekundäranalysen empirischer Evaluationsstudien, stützt sich 
insbesondere auf die relativ hohe Rückfallquote von behandel-
ten Straffälligen. In neueren Untersuchungen wird auf die 
Bedeutung einer Differenzierung der Behandlungsmaßnahmen für 
einzelne Tätergruppen hingewiesen. 

Im weiteren stellt der Autor die Faktoren zur Diskussion, die 
einen Behandlungserfolg beeinträchtigen, so etwa die bauliche, 
aber auch organisatorische institutionelle Struktur der Haft-
anstalten. 

Im zweiten Teil seiner Ausführungen geht Kury auf die Probleme 
der Evaluationsforschung ein und weist auf die Kritik an der 
Behandlungsforschung hin, die besonders die methodischen Män-
gel in der Erfolgsüberprüfung sowie di.e defizitäre theoreti-
sche Fundierung der einzelnen Studien hervorhebt. 

Inzwischen wurden neuere methodische Konzepte der Evaluations-
forschung entwickelt, so etwa die Delphi-Technik, die MAUT-
Technik und das Goal-attainment-scaling. 

Am Schluß seines Beitrages führt der Autor Maßnahmen an, 
welche die Aussagekraft der Resultate einer Evaluationsstudie 
im Strafvollzug erhöhen und von daher möglichst berücksichtigt 
werden sollten. 

In seinem zweiten Beitrag stellt Kury die rechtliche und tat-. 
sächliche Situation der Untersuchungshaft dar. Die Untersu-
chungshaft hat ihre rechtliche Ausformung im wesentlichen in 
Bestimmungen der Strafprozeßordnung und des Jugendgerichtsge-
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setzes erfahren. Bis heute ist sie gesetzlich nur sehr unvoll-
kommen geregelt, ein 
gesetz fehlt nach 

eigenständiges Untersuchungshaftvollzugs-
wie vor. So soll der Untersuchungshaft-

vollzug, insbesondere für Jugendliche und Heranwachsende, er-
zieherisch gestaltet werden, eine Bestimmung, die in der 
Praxis jedoch kaum ein9ehalten wird. Zum gleichen Ergebnis 
kommt der Autor i n bez u g auf d i e Dauer der Unters u c h u n g s h a f t . 
Obwohl es die 6-Monatsfrist gibt, kommt es in der Regel zu 
längeren U-Haftzeiten. Die Ursachen hierfür sind vielschichtig 
und liegen etwa in einer Überbelastung der Richter und Staats-
anwälte. Als häufigste Begründung für die Anordnung einer 
Untersuchungshaft wird Fluchtgefahr genannt, obwohl diese, ge-
rade bei Jugendlichen und Heranwachsenden, nur in seltenen 
Fällen konkret gegeben sein dürfte. 

Kury weist auf die Notwendigkeit von sozialen Hilfen und 
Förderangeboten hin, welche die für die Untersuchungsgefange-
nen schädliche Wirkung der Inhaftierung reduzieren sol 1 en und 
d i s k u t i er t i n d i es e m Zu s a mm e n h an g auch den St e 11 e n wert e i n er 
therapeutischen Behandlung in der U-Haft. Abschließend geht 
der Autor auf bisherige Erfahrungen mit Behandlungsprogrammen 
in der Untersuchungshaft ein. Obwohl diese in aller Regel 
großen Schwierigkeiten ausgesetzt sind, zeigen sich doch posi-
tive Ergebnisse, besonders in der Reduzierung von Haftschäden. 

Wetzstein beschreibt in seinem Aufsatz die Entstehung sowie 
die Aufgaben und Funktionen des wissenschaftlichen Instituts 
des Jugendhilfswerks Freiburg (WI-JHW) und stellt die Bedeu-
tung seines Gründers, Karl Härringer, für dieses Institut dar. 
Des weiteren stellt der Autor ein Konzept einer modernen 
Jugendstrafrechtspflege vor, das sogenannte 'Freiburger Mo-
dell'. Dieses sieht vor, daß sozial abweichendes Verhalten von 
Jugendlichen möglichst nicht durch die Einlieferung in den 
Strafvollzug geahndet wird. Eine Hilfe erfolgt vielmehr im 
Rahmen ambulanter Behandlungs- und Betreuungsmaßnahmen in so-
zialpädagogischen Institutionen, wobei der Jugendliche in 
seiner familialen Umgebung verbleibt. Besteht diese Möglich-
keit nicht, so kann der Jugendliche in eine sozialtherapeuti-
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sehe Wohngruppe, die vom Jugendhilfswerks betreut wird, einge-
wiesen werden, die, so der Autor, die Aufgabe eines Bewährungs-
heimes erfüllt und auch als Alternative zur Jugenduntersu-
chungshaft zu sehen ist. 
Daneben unterhält das Jugendhilfswerk eine Werkstatt, in der 
den Jugendlichen im Rahmen einer arbeitserzieherischen Betreu-
ung der Übergang in die Arbeitswelt erleichtert werden soll. 
Das Jugendhilfswerk hat damit ein Netzwerk sozial- und krimi-
nalpädagogischer Maßnahmen - 'Hilfeformen im Verbund' - ge-
schaffen, das, so Wetzstein, im Zusammenwirken mit den öffent-
lichen Stellen ein umfassendes Hilfeangebot für straffällig 
gewordene Jugendliche und Heranwachsende darstellt. 

Pielmaier, 
Beitrag die 

Wetzstein, Blumenberg und 
Behandlungsmethoden vor, 

Müller stellen in ihrem 
die von ihnen im Rahmen 

des Freiburger Behandlungsforschungsprojektes über mehrere 
Jahre durchgeführt wurden. 

Pielmaier beschreibt zunächst die theoretischen Aspekte des 
verhaltenstherapeutischen Behandlungsprogramms Model lernen, 
das den Inhaftierten im Rahmen von Gruppengesprächen und durch 
Nachahmung eines Modellverhaltens im Rollenspiel die Möglich-
keit bietet, konfliktlösende Verhaltensstrategien zur besseren 
Bewältigung von verschiedenen Lebenssituationen zu erarbeiten. 
Der Autor gibt weiter einen Überblick über die Themen der 
Trainingseinheiten und beschreibt exemplarisch einzelne Rollen-
spielszenen zu verschiedenen Konfliktbereichen. 

Wetzstein berichtet über die praktischen Erfahrungen dieses 
Trainingsprogramms im Rahmen des Behandlungsforschungsprojek-
tes und zeigt auf, daß es nicht nur erforderlich ist, die 
Inhaftier~en für ein solches Behandlungsangebot zu interessie-
ren und zu motivieren, sondern es darüber hinaus nötig ist, 
die Anstaltsbediensteten von einem solchen Projekt zu überzeu-
gen und in das Behandlungsprogramm miteinzubeziehen. 

Pielmaier und Wetzstein zeigen Möglichkeiten auf, über die 
frei wi 11 i ge Tei 1 nahme an diesem Programm - Training sozial er 
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Verhaltensweisen - gemeinsam mit den Jugendlichen Problem-
lösungsstrategien zu entwickeln, um den eigenen Verhaltens-
spielraum zu erweitern. Dazu bedarf es jedoch auch einer 
Betreuung nach Haftentlassung und des Angebotes von Hilfen 
durch den Bewährungshelfer. 

Blumenberg und Müller geben einen Überblick über ihre Erfah-
rung im Rahmen dieses Projektes in bezuq auf die Gesprächs-
psychotherapie mit jungen Untersuchungshäftlin(Jen. Nach eini-
gen Ausführungen über die theoretischen Grundlagen von Ge-
sprächspsychotherapie und die Situation der U-Haft stellen sie 
die Behandlungsprobleme vor. Dabei geht es um anstaltsinterne 
Probleme (die "Rahmenbedingungen") sowie um die Erwartungshal-
tung von Therapeuten und Häftlingen in bezug auf die Gruppenge-
spräche. Es zeigte sich, daß die Jugendlichen sich schwer 
damit tun, ihre Konflikte und Probleme in die Gruppe einzubrin-
gen, sondern statt dessen versuchten, dem Therapeuten die 
Themenwahl zu überlassen oder gar um Themenvorschläge baten. 
Das Ziel dieser Gruppengespräche, so die Autoren, liegt jedoch 
in der Weckung der Bereitschaft und in der Vermittlung von 
Sicherheit zur offenen Selbstauseinandersetzung. Dies setzt 
allerdings eine gleiche Gruppenzusammensetzung über einen län-
geren Zeitraum und eine gewisse Vertrautheit voraus. Im weite-
ren Verlauf ihres Aufsatzes beschreiben die Autoren zusätz-
liche Therapeuten-Interventionen und berichten abschließend 
über die Auswirkungen der Gesprächspsychotherapie für die Ju-
gendlichen im Rahmen dieses Projektes. 

Busch untersucht in seinem Beitrag die Frage, inwieweit die 
Anstalten in bezug auf ihre ökologische Struktur und inwieweit 
die einsitzenden Jugendlichen in den drei Anstalten hinsicht-
lich ihrer Sozialisation miteinander vergleichbar sind. 
Die Erfassung der Daten erfolgte im gesamten Berei eh der vor-
institutionellen Variablen - Merkmale familiärer Desorganisa-
tion, Institutionalisierung, kriminelle Karriere - mittels 
einer Fragebogenerhebung und im Bereich der institutionellen 
Variablen - Kontakte nach innen und außen, Interaktionshäufig-
keit, Freizeitangebote und Nachentlassungssituation - mit der 
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Methode der teilnehmenden Beobachtung, wobei in diesem Bereich 
zwischen einer subjektiven (Erhebung von Anstaltsmerkmalen) 
und einer objektiven Ebene (ökologische Struktur der jeweili-
gen Anstalt) unterschieden werden muß. 

Der Autor kommt in bezug auf die vorinstitutionellen Variablen 
zu dem Ergebnis, daß sich die Insassen sowohl hinsichtlich 
ihrer familiären und schulisch-beruflichen Sozialisation als 
auch ihrer Erfahrungen mit verschiedenen Institutionalisierun-
_gen kaum unterscheiden. Die Charakterisierung der drei Unter-
suchungshaftanstalten spiegelt die durch die teilnehmende Beob-
achtung gemachten Erfahrungen des Untersuchers wider. Die von 
den inhaftierten Jugendlichen aufgestellte Rangfolge der Haft-
anstalten ist mittels der erhobenen Daten sowie des Eindrucks 
durch den Untersucher belegbar. 

In dem Beitrag "Evaluationsstudie zur Behandlung junger Rechts-
brecher" stellt Kury in einem Überblick die Ergebnisse des 
durchgeführten Be h an d l u n g s pro g ramm s vor • Es z e i g t e s i c h , daß 
im Rahmen verschiedener Analyseverfahren kein eindeutiger Zu-
sammenhang gefunden werden konnte zwischen dem Behandlungs-
erfolg und den persönlichkeitsspezifischen und sozialen Daten 
der Probanden. Bezüglich der Behandlungswirkung beurteilt der 
Autor die Verhaltenstherapie günstiger als die Gesprächsthera-
pie. 
Hinsichtlich des Legalverhaltens nach der Haftentlassung, das 
zentrale Erfolgskriterium in der Behandlungsforschung, zeigen 
sich Unterschiede im Vergleich der drei Probandengruppen, wo-
bei jedoch ein unterschied] icher Sanktionsstil und auch eine 
unterschiedliche Sanktionspraxis zu berücksichtigen sind. 
Die gefundenen Resultate zeigen, daß mit einer Behandlung im 
Vollzug allein die Probleme eines Inhaftierten nicht gelöst 
werden können, sondern daß es einer zusätzlichen Unterstützung 
nach der Haftentlassung über einen längeren Zeitraum bedarf. 

Deutschbein gibt in seinem Beitrag zunächst einen theoreti-
schen Überblick über den Sinn und die Funktion von Prozeßana-
lysen und unterscheidet vier Arten: "reine" Prozeßanalyse, 
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eingangsbezogene, settingbezogene und ergebnisbezogene Prozeß-
analysen. Im weiteren Verlauf seiner Arbeit stellt der Autor 
die prozeßanalytischen Meßinstrumente vor und gibt einen zusam-
menfassenden Überblick über die Prozeßerfahrung von Therapeu-
ten und Klienten _sowie über das Prozeßverhalten in der Ge-
sprächspsychotherapie und dem Sozialen Traininq im Rahmen des 
Behandlungsforschungsprojekts. 
Der Autor kommt im Rahmen seiner Untersuchung zu dem Ergebnis, 
daß die Frage nach der Indiziertheit der Gesprächspsychothera-
pie als auch des Sozialen Trainings nicht abschließend beant-
wortet werden kann. Was das Therapievorgehen betrifft, zeigen 
sich bei einzelnen Bereichen und Gruppen spezifische Verläufe. 

In seiner Untersuchung über den Verlauf der Bewährungszeit 
stellt Spieß fest, daß der überwiegende Teil der Probanden zum 
Zeitpunkt der Haftentlassung vor ungelösten Problemen der Exi-
stenzsicherung stand. Eine Entlassungsvorbereitung fand in der 
Regel nicht oder nur ungenügend statt. Die Bewährungshilfe und 
der Bewährungshelfer sollten frühzeitig in das Entlassungver-
fahren miteinbezogen werden. Insbesondere für die Jugendge-
richtshilfe sieht der Autor hier eine wichtige Aufgabe. 
Bereits zu einem relativ frühen Zeitpunkt nach der Haftentlas-
sung wird bei einem Teil der Probanden eine erhöhte Gefährdung 
des Bewährungserfolges sichtbar, die durch ein Bündel von 
Risikofaktoren bzw. durch das zusammentreffen mehrerer Be-
lastungsmomente aus den Bereichen der Existenzsicherung ( Ar-
beitslosigkeit; fehlendes oder geringes E~nkommen; hohe Schul-
denlast; ungeklärte Schuldenregulierung) hervorgerufen wird. 

Der Autor betont, daß die erhöhte Gefährdung nicht von einzel-
nen Risikofaktoren - auch nicht der Arbeitslosigkeit - aus-
geht. Wenn bei dieser Gruppe, was vom Autor eigens herausge-
stellt wird - in der offenbar besonders kritischen Anfangs-
phase der Bewährungszeit - intensive Integrationsbemühungen 
durch die Bewährungshilfe einsetzten, waren die erheblich vor-
bestraften Probanden nicht stärker widerrufsgefährdet als die 
weniger vorbestraften. Spieß sieht die Untersuchungsergebnisse 
als Bestätigung einer in der Entscheidungspraxis der Gerichte 



in jüngster Zeit erkennbaren Tendenz an, Bewährungshilfe als 
Alternative zum Strafvollzug zunehmend dort vorzusehen, wo 
bereits erhebliche Belastungen und Vorstrafen vorliegen. 

Flümann gibt im ersten Teil seines Beitrages eine theoretische 
Einführung in das Institut der Vorbewährung, das sich von der 
Strafaussetzung zur Bewährung dadurch unterscheidet, daß hier 
schon über den Ausgang des Verfahrens entschieden worden ist, 
während sich der Proband im Institut der Vorbewährung die 
Verschonung von einer Haftstrafe durch eine Verhaltensänderung 
erst erarbeiten muß. Weiterhin dient sie dem Jugendrichter 
dazu, Informationen und Entscheidungshilfen für die Legalprog-
nose zu vermitteln. 
I n sei n er Untersuchung kommt der Autor zu dem Erg e b n i s , auch 
stärker belastete und mit einem ungünstigen Sozialprofil eti-
kettierte Jugendliche könnten erfolgreich und ohne vermehrtes 
Bewährungsrisiko in das Institut der Vorbewährung miteinbezo-
gen werden. 
Flümann stellt jedoch fest, daß es nur durch eine gesetzliche 
Ausformung des Instituts der Vorbewährung zu einer einheit-
1 ichen, den Zielsetzungen entsprechenden, rechtsstaatlich unbe-
denklichen Anwendung kommen kann. 

Hermanns geht in seiner Untersuchung der Frage nach, ob es 
einen Zusammenhang zwi sehen der Sozialisations- und Legal bio-
graphie von Straffälligen und der jugendrichterlichen Entschei-
dungspraxis - Sanktionswahl, Strafbemessung, Strafaussetzung 
zur Bewährung - gibt. Es zeigt sich, daß die richterliche 
Entscheidungspraxis in entscheidendem Maße von diesen Daten 
bestimmt wird. 
Der Autor sieht das sogenannte "Freiburger Modell" bestätigt, 
da die Gerichtspraxis dazu geführt hat, ambulanten Reaktions-
formen gegenüber dem Vollzug einer Haftstrafe den Vorzug zu 
geben. Allerdings sinkt mit wachsender Belastungszahl - voran-
gegangene Jugendstrafen u.a. - die Wahrscheinlichkeit einer· 
Strafaussetzung zur Bewährung. Auch Hermanns kommt - wie ande-
re Autoren (siehe Spieß in diesem Band) - zu dem Schluß, daß 
angesichts der Unzulänglichkeit verfügbarer Prognosemethoden 
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ambulante Sanktionsformen weiter auszubauen sind und daß die 
Ausdehnung der Strafaussetzung zur Bewährung wegen der geringe-
ren Eingriffsintensivität und auch aus Kostengründen geboten 
erscheint. Auf die große Bedeutung flankierender Maßnahmen 
wird eigens hingewiesen. 

Fenn untersucht in seinem Beitrag die Frage der Prognosestel-
lung durch den Richter und Staatsanwalt, wobei er zuvor einige 
Theoriekonzepte der Prognoseforschung vorstellt. 
Für seine Untersuchung geht er von dem Attitüdenkonzept, dem 
Einfluß der Justizorganisation auf die Bestrafungsziele sowie 
der funktional-strukturellen Systemtheorie nach Luhmann aus 
und bezieht Grundannahmen des Labeling-approach mit ein. Ziel 
seiner Untersuchung, die er mittels schriftlicher Befragung 
durchführt, besteht darin, zu erfassen, nach welchen Handlungs-
mustern und Zuschreibungsprozessen die Kontroll in stanzen ihre 
Prognose stellen. Der Autor kommt zu dem Ergebnis, daß die 
Persönlichkeitsmerkmale des Straffälligen wichtiges Element 
der Prognosestellung von Richter und Staatsanwalt darstellen 
und neuere Kriminalitätstheorien, die einen Zusammenhang zwi-
schen Stigmatisierung und Rückfälligkeit aufzeigen, kaum mit-
einbezogen werden. 

KurL und Wetzstein geben in ihrem abschließenden Beitrag einen 
zusammenfassenden Überblick über das Behandlungsforschungskon-
zept und stellen stichwortartig einige Thesen zur Behandlungs-
forschungs- und Resozialisierungsproblematik auf. Fazit ihrer 
Ausführungen ist, daß Resozialisierungsmaßnahmen nur dann er-
folgreich sind im Sinne einer Reduzierung der Rückfallquoten, 
wenn die Behandlungsmaßnahmen frühzeitig während der Inhaftie-
rungszeit beginnen, nach deren Ende weiter fortgesetzt werden 
und eine zielgerichtete Nachbetreuung stattfindet. Daneben muß 
auch eine Humanisierung des Haftalltags stattfinden. Einzube-
ziehen in die Resozi al i serungsprogramme sind allerdings auch 
die sozialen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, die 
straffälliges Verhalten begünstigen. 
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Diese umfangreiche Untersuchung war nur durch die tatkräftige 
Unterstützung zahlreicher Institutionen und Einzelpersonen mög-
1 ich. Auch auf die Gefahr hin, den einen oder anderen aus 
Versehen nicht zu berücksichtigen, möchte ich dennoch einer 
Reihe von Einrichtungen und insbesondere auch Einzelpersonen 
für ihre tatkräftige Hilfe danken. 

Mein besonderer Dank gilt dem Direktor des Max-Planck-Insti-
t~ts für ausländisches und internationales Strafrecht und LPi-
ter der Forschungsgruppe Kriminologie, Professor Dr. G. Kai-
ser-, für seine stet, großzügige llnterstützung, die die Durch-
führung 
danke 

des Projekt~ überhaupt erst ermöglichte. Weiterhin 
ich den Mitgliedern dP.r Forschungsgrupoe Kriminologie 
d€r im Rahmen der Projektarbeit allmi!.hlich entstander.en sowie 

Arbeitsgrupre Behandlungsforschung für die in zahlreichen Dis-
kussionen zu Planung und Ausführung des Projekte, gemachten 
Anrequng2r,. 

Das in d~r UntErsuchung evaluie•·te Behandlunrsproqramn· wurde 
v0m W'ssenschaftlicr.en Institut des Freirurger Jugendhilts-
werkes (WI-JHW) in eigener Verantwortung geplant und durchge-
führt. Mein Dank gilt in diesem Zusammenhang dem früheren 
Leiter des WI-JHW, Professor K. Härringer, sowie Hans Wetz-
stein als Projektbetreuer innerhalb dieses Instituts. Ich 
danke insbesondere auch den Leitern und Mitarbeitern der Unter-
suchungshaftanstalten in Freiburg, Rastatt und Mannheim, vor 
allem den betroffenen Untersuchungshäftlingen und, was die 
Nachbefragung nach Haftentlassung betrifft, auch den Bewäh-
rungshelfern für die Mitarbeit bei der Datenerhebung. 

Schließlich danke ich der Deutschen 
die eine großzügige Sachbeihi 1 fe zur 

Forschungsgemeinschaft, 
Verfügung gestellt hat, 

welche die breite Anlage des Forschungsvorhabens ermöglichte. 

Hannover, im Juli 1986 

Helmut Kury 
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1. Einleitung 

Während in der internationalen Theoriediskussion die Fraqe der 
Resozialisierung von Straftätern durch systematische Behand-
lung bereits ·in den 50er Jahren vorherrschte, entwickelte sich 
ein gezielter Behandlungsansatz bei Straffälligen und damit im 
Zusammenhang die Sanktions- und Behandl ungsforschunq in der 
Bundesrepublik erst in den 60er Jahren und zwar nur sehr 
zögernd. Eine Intensivierung der Diskussion und Änderungen in 
der Strafzumessungs- und Sanktionspraxis wurden in der Bundes-
republik vor allem durch strafrechtspolitische Veränderungen 
bewirkt und begleitet, so vor allem durch die Einführung der 
Strafaussetzung zur Bewährung durch das dritte Strafrechtsän-
derungsgesetz (StrÄGl von 1953 - neben der Geldstrafe bildet 
heute die Strafaussetzung zur Bewährung den bedeutsamsten Er-
satz für die Freiheitsstrafe bei leichterer und mittlerer 
Kriminalität (vgl. Heinz 1977, S. 1; 1981; Zimmermann 1981; 
Müller-Dietz 1982) -, durch die Erörterungen zur Einführung 
des § 65 in das Strafgesetzbuch (StGB), welcher die Unterbrin-
gung von Straftätern in besonderen, sozialtherapeutischen Be-
handlungsanstalten regelt - in der Bundesrepublik sind mittler-
weile insgesamt 11 sozialtherapeutische Anstalten, die zu Be-
ginn der Diskussion in den 60er Jahren noch als das "Kernstück 
der Strafrechts- und Strafvollzugsreform" bezeichnet wurden, 
eingerichtet worden; als Gesetz ist der § 65 jedoch nicht 
verabschiedet worden - sowie durch das 1977 in Kraft 9etretene 
Strafvollzugsgesetz (StVollzGl. Mit diesem Gesetz wird erst-
mals in der Bundesrepublik der 
gelt. Das Gesetz löste die 
Vollzugsordnung (DVollz0} ab. 

Freiheitsentzug gesetzlich gere-
bis dahin gültige Dienst- und 

§ 2 Strafvollzugsgesetz definiert als primäres Vollzugsziel 
ausdrücklich, den Gefangenen zu befähigen, "künftig in sozia-
l er Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen ( Vol 1-
zugszi el )". Der weiterhin genannte "Schutz der Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten" tritt hinter dem Vollzugsziel auch 
nach Ansicht der meisten Kommentatoren zurück (vgl. etwa 
Calliess u. Müller-Dietz 1983; Feest 1982, S. 15; zurückhalten-
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der Grunau u. Tiesler 1982, S. 18 ff.). Obwohl das Strafvoll-
zugsgesetz insgesamt hinter dem früher Intendierten zurück-
blieb (vgl. den Alternativentwurf), ist die Resozialisierung 
des Straftäters eindeutig in den Vordergrund gerückt (s. 
Schüler-Springorum 1979, S. 870). In mehreren Entscheidungen 
greift das Bundesverfassungsgericht den Behandlungsgedanken 
auf und weist explizit darauf hin, daß zu einer erfolgreichen 
Resozialisierung sowohl der Straftäter selbst als auch die 
Gesellschaft ihrerseits beitragen müssen. Der Staat sei dem-
nach verpflichtet, 
schaffen und zu 

"Bedingungen für eine Resozialisierung 
erhalten" (Heinz 1982, S. 155 f.) und 

zu 
"im 

Rahmen des Zumutbaren alle gesetzlichen Maßnahmen zu treffen, 
die geeignet und nötig sind, beim Gefangenen das Vollzugsziel 
zu erreichen" (Bundesverfassungsgericht 1975, veröffentlicht 
in NJW 1976, S. 38; vgl. auch Calliess 1981, S. 22). 

Bei der Implementation von Behandlungsprogrammen in den ersten 
sozialtherapeutischen Anstalten orientierte man sich weitge-
hend an anglo-amerikanischen, dänischen (so z.B. Herstedvester 
oder Horsens) und holländischen (etwa die Dr. van der Hoeven-
Klienik) Vorbildern. Die ersten bundesdeutschen Behandlungs-
anstalten, so etwa auf dem Hohenasperg in Baden-Württemberg 
oder in Düren in Nordrhein-Westfalen, waren zu Beginn wie in 
den anderen genannten europäischen Ländern vorwiegend psycho-
analytisch orientiert und wurden weitgehend von Psychiatern 
geleitet (vgl. z.B. Mauch u. Mauch 1971; Engell 1972; Rasch 
19771. Inzwischen sind die "klassischen" Therapieformen, wie 
Psychoanalyse, Verhaltens- und Gesprächspsychotherapie in den 
heute bestehenden 11 bundesdeutschen sozialtherapeutischen An-
stalten um zahlreiche weitere Behandlungsansätze, wie etwa 
Gestalttherapie, Transaktionsanalyse oder Soziales Training, 
um nur einige zu nennen, erweitert worden (vgl. zusammenfas-
send Schmitt 1981, S. 144 ff.; zu den einzelnen bundesdeut-
schen sozialtherapeutischen Anstalten ausführlich Egg 1984). 

Im Zusammenhang mit der Einrichtung sozialtherapeutischer Mo-
dellanstalten in der Bundesrepublik wurde auch die Forderung 
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nach einer Evaluation der hier durchgeführten Resozialisie-
rungsprogramme erhoben. Die Ergebnisse einiger in verschiede-
nen Modellanstalten durchgeführter Evaluationsstudien liegen 
inzwischen vor (vgl. etwa Rasch 1977; Rehn 1979; Egg 1979a; 
Dünkel 1980a; Waxweiler 1980). An diesen Untersuchungen und 
deren zwangsläufig vorhandenen methodischen Schwächen, welche 
die Aussagekraft einschränken, entzündete sich z.T. eine hefti-
ge Kritik. Insbesondere unter dem Einfluß der Soziologie und 
Sozi_alpsychologie erfolgte eine zunehmende Blickschärfung für 
die gesellschaftlichen Ursachen der Straffälligkeit sowie auch 
eines Rückfalles nach Behandlungsmaßnahmen. Ein täterorientier-
ter Ansatz und damit auch jegliche Behandlungsforschung wird 
von dieser Seite teilweise radikal abgelehnt und stattdessen 
eine Untersuchung und Veränderung gesellschaftlicher Bedingun-
gen gefordert. Auf die Bedeutung gesellschaftlich er Prozesse 
bei der Entstehung straffälligen Verhaltens hingewiesen zu 
haben ist zweifellos ein Verdienst auch des Labeling-approach. 
Gegenüber der Ausschließlichkeit verschiedener gesell schafts-
kri ti scher Ansätze zur Erklärung straffälligen Verhaltens 
einerseits, einer ausschließlichen Täterorientierung kriminolo-
gischer Forschung seitens psychiatrisch orientierter Krimino-
logen andererseits ist davon auszugehen, daß delinquentes Ver-
halten vor dem Hintergrund gesellschaftlicher~ individuel-
ler Komponenten zu sehen ist. Lösel (1983a, S. 14) weist zu 
Recht darauf hin, daß die Frage nach den "Ursachen" straf-
fälligen Verhaltens kaum eindeutig zu beantworten sein wird. 
"Insgesamt erscheinen die Beziehungen zwischen bio-psychischen 
Handlungsvoraussetzungen, individuellen Sozialisationserfahrun-
gen und sozialstrukturell mitbedingten Lebenslagen, bestimmten 
(Straf-)Taten, formellen und informellen sozialen Reaktionen, 
langfristigen Entwicklungsverläufen und Delinquenzlaufbahnen 
zu vielfältig, als daß sie sich empirisch eindeutig in einen 
'Ursachenteil' (der Primärdevianz) und einen 'Reaktionsteil' 
(der Sekundärdevianz) trennen lassen". 

Für die Durchführung von Behandlungsprogrammen heißt dies, 
nicht nur beim Straftäter allein anzusetzen, sondern beispiels-
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weise auch dessen konkrete Lebensbedingungen nach der Haftent-
lassung positiv zu beeinflussen (vgl. Driebold u.a. 19841. 

Die Ausbreitung des Behandlungsgedankens in der Kriminologie 
in den letzten Jahrzehnten ist auch im Zusammenhang mit dem 
Aufschwung der Klinischen Psychologie zu sehen, die im Verlauf 
des "Psychobooms" einen enormen Interessenzuwachs erfuhr (vgl. 
Klein 1983; Bach u. Molter 1979). Zu der stürmischen Entwick-
lung der Psychotherapie in den letzten Jahren - Wetzel u. 
Linster (1980, S. 23) zählen in einem Oberblick über die wich-
tigsten Therapiearten nicht weniger als 45 Richtungen, die 
sich teilweise jedoch nur sehr geringfügig voneinander unter-
scheiden - hat sich mittlerweile eine realistischere und kri-
tischere Haltung entwickelt (vgl. Linster u. Wetzel 1980, 
S. 327). So ist es in den letzten Jahren zunehmend wieder zu 
einer Annäherung und Integration der einzelnen therapeutischen 
Ansätze gekommen und die Psychotherapieforschung geht von 
einem im allgemeinen positiven Effekt der verschiedenen Verfah-
ren aus (vgl. Linster u. Wetzel 1980, S. 330). Wieweit sich 
allerdings Ergebnisse der allgemeinen Psychotherapi eforschung 
auf die psychotherapeutische Behandlung straffälliger im Straf-
vollzug übertragen 
noch fragwürdig und 
1983a; 1983c). 

lassen, scheint jedoch vielen 
ist nach wie vor umstritten 

Forschern 
(vgl. Kury 

So ist z.B. bezüglich einer Behandlung Straffälliger kaum 
etwas dazu bekannt, welche delinquenzfördernden Persönlich-
keitsstrukturen durch welche gezielten Behandlungsformen posi-
tiv beeinflußt werden können (vgl. Einsele 1971, S. 147). 
Neuere Forschungsergebnisse deuten auch an, daß ein Psychothe-
rapieerfolg nicht nur von den jeweils vertretenen therapeuti-
schen Richtungen - deren Bedeutung in diesem Zusammenhang nach 
wie vor anerkannt ist -, sondern zusätzlich auch von Persön-
l ichkeitsvariablen des Therapeuten, Merkmalen des Settings 
u.ä. abhängt. 

Die Erfahrung, daß Ergebnisse der allgemeinen Psychotherapie-
forschung sich, wenn überhaupt, nur bedingt auf den Strafvoll-
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zug übertragen lassen, führte zu dem Versuch, für diesen Be-
reich eigenständige Behandlungskonzepte zu entwickeln, die 
vielfach unter den Stichworten Sozialtherapie oder Soziales 
Training zusammengefaßt werden, wobei es sich hier um Sammel-
begriffe handelt, unter denen oft außerordentlich unterschied-
liche und heterogene Vorgehensweisen zusammengefaßt werden. 

Unter dem Einfluß amerikanischer Untersuchungen (vgl. Goffman 
1972; Szasz 1978) wurde auch in der Bundesrepublik für die 
Psychiatrie 
die große 

und Randgruppenbereiche wie den 
Bedeutung sozialer Faktoren für 

Strafvollzug 
die Genese, 

auf 
den 

Verlauf und den Ausgang psychischer Störungen bzw. einer indi-
viduellen Abweichung hingewiesen (vgl. Dörner 1975; zur Sozial-
therapie zusammenfassend Driebold u.a. 1984, S. 143 ff.). Das 
führte zu einer zunehmenden Abkehr von einer individuumzen-
trierten (Psycho)Therapie und Hinwendung zur "Soziotherapie" 
bzw. "Sozialtherapie". Für diese Konzepte spielt die Einbezie-
hung der sozialen Umwelt in das Behandlungsprogramm eine große 
Rolle. So wird z.B. versucht, die näheren Angehiiriaen in den 
Behandlungsprozeß einzubeziehen und bei der Vermittlung prakti-
scher Problemlösungstechniken eine möglichst große Alltagsnähe 
zu bewahren. 

Nach Driebold u.a. (1984, S. 146 f.) beinhaltet der sozialkri-
tische Ansatz von Sozialtherapie insbesondere die folgenden 
Punkte: 
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"Kritik an einer sozialtherapeutischen und sozialpäda-
gogischen Praxis, deren Bezugssysteme ausschließlich 
orientiert sind an isolierten Individuen oder Kleingrup-
pen, 

- Ausrichtung auf soziale Lebenszusammenhänge anstelle 
von Symptomzentrierung, 

- Förderung von Veränderungsansätzen, die über den enge-
ren therapeutischen Rahmen hinausgehen und auf organisa-
torische und institutionelle Faktoren des psychosozia-
len Systems insgesamt zielen" (vgl. auch Dorst u. 
Leffers 1980, S. 91 l. 



Bezüglich der Wirkungsweise sozialtherapeutischer Behandlung 
liegen inzwischen z.T. sehr ausführliche wissenschaftliche Be-
richte vor, etwa zu den Modellanstalten in Düren (Rasch 1977), 
Hamburg (Rehn 1979), Erlangen (Egg 1979a), Berlin-Tegel 
(Dünkel 1980a; Waxweiler 1980), Bad Gandersheim (Baulitz u.a. 
1980) und Ludwigshafen (Schmitt 1980\ (vgl. zusammenfassend 
etwa Egg 1984 l. In bezug auf die Frage der Wirksamkeit der 
Behandlung und des späteren Legalverhaltens gehen die Meinun-
gen erwartungsgemäß stark auseinander (vgl. Baumann 1979; 
Dünkel 1980b; Rehn 1979; Gaertner 1982; Bindzus 1980; Albrecht 
u. Lamott 1980). 

Die Intensität der kontroversen Diskussion über den Behand-
lungsvollzug täuscht leicht über den verschwindend geringen 
Antei 1 der Insassen hinweg, die sich tatsächlich in einem 
solchen Vollzug befinden. Die 11 sozialtherapeutischen Anstal-
ten der Bundesrepublik verfügen über 652 Haftpl ätze, was nur 
l, l % der Belegungskapazität des bundesdeutschen Strafvollzugs 
entspricht (Stichtag 1.10.1980). Zudem gelang die Übertragung 
des sozial therapeuti sehen Konzepts auf Strafvollzugsanstalten, 
wie sie auch sozialtherapeuti sehe Einrichtungen nach wie vor 
darstellen, in aller Regel nur fragmentarisch, wobei institu-
tionsorganisatorische Fragen wie auch solche der unzureichen-
den Ausbildung und Vorbereitung des Anstaltspersonals eine 
wesentliche Rolle spielten (vgl. zu den Problemen der Sozial-
therapie zusammenfassend Driebold u .a. 1984, S. 143 ff.; zur 
Kritik Lamott 1984). 

2. Zur Begründung der Behandlungsansätze bei Straffälligen 

Die Frage der Behandlungsindikation in der Kriminaltherapie 
ist noch weitgehend ungeklärt. Kriminalitätstheorien, die die 
Ursachen straffälligen Verhaltens ausschließlich in gesell-
schaftlichen Bedingungen bzw. den Reaktionen offizieller Kon-
trollinstanzen sehen, lehnen konsequenterweise eine am einzel-
nen Straftäter ansetzende Behandlung ab und fordern stattdes-
sen eine Änderung gesellschaftlicher Umstände bzw. der Reak-
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tionsweisen auf strafbare Handlungen, insbesondere bei Jugend-
1 i chen (vgl. in diesem Zusammenhang die umf angrei ehe Diskus-
sion zu Diversionsstrategien in den Vereinigten Staaten, s. 
zusammenfassend Kury u. Lerchenmül l er 1981; Kerner 1983). In 
diesem Zusammenhang wird in der Regel davon ausgegangen, daß 
Straffällige sich auch hinsichtlich ihrer Persönlichkeitsstruk-
tur nicht wesentlich von der "Normalbevölkerung" unterscheiden 
und auch von daher ein spezialpräventives, am einzelnen Straf-
fälligen ansetzendes Resozialisierungsprogramm verfehlt ist. 

Neuere methodisch verfeinerte Studien bestätigen jedoch die 
Annahme eines Zusammenhangs zwischen 
l ichkeitsmerkmalen und straffälligem 

psychol ogi sehen Persön-
Verhalten relativ deut-

l ich (vgl. zusammenfassend zu diesem Themenbereich etwa Lösel 
1983a; 1983b; 1983c; Villmow-Feldkamp 1976; Villmow-Feldkamp 
u. Kury 1983). Neben z. T. heftigen Kontroversen um den Labe-
1 i ng-Ansatz (vgl. Sack 1978; Rüther 1975) und der Anomietheo-
rie (vgl. 0pp 1974) wird in der Bundesrepublik Deutschland 
insbesondere eine auf der Sozialisationstheorie basierende Er-
klärung straffälligen Verhaltens vertreten (vql. etwa 
Göppinger 1980; Kury 1982; Sessar-Karpp 1982; Kaiser 1980), 
unterstützt von psychoantlytischen Theorien zur Entstehung 
straffälligen Verhaltens (vgl. etwa Klüwer 1974; Moser 1972; 
Herren 1973). Selbst unter der Annahme von Stigmatisierungspro-
zessen als Hintergrund für spätere Straffälligkeit und krimi-
nelle Karrieren, muß davon ausgegangen werden, daß die Betrof-
fenen, bis sie letztlich eine Freiheitsstrafe zu verbüßen 
haben, in ihrer Persönlichkeit so geschädigt sind, daß sie 
vielfach ohne Unterstützung im Rahmen eines Behandlungsprogram-
mes nur schwer zu einem legalen Lebenswandel zurückfinden 
dürften. In diesem Falle läge die Aufgabe eines Behandlungspro-
grammes darin, die durch die Strafverfolgunq ausgelöste Persön-
lichkeitsschädigung wieder auszugleichen. 

Vieles spricht dafür, daß die persHnlichkeitsspezifischen Ursa-
chen straffälligen Verhaltens im Rahmen fehlqelaufener Soziali-
sationsprozesse insbesondere in Familie und Schule zu suchen 
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sind. Daß diese Sozialisationsbedingungen in einem gesell-
schaftlichen Kontext zu sehen sind, steht außer Frage. Jugend-
1 i ehe Straf fällige kommen vielfach aus Multi probl emfami l i en, 
deren Belastung nicht nur aus innerfamiliären Schwierigkeiten 
resultiert (finanzielle Schwierigkeiten, schlechter Ausbil-
dungsstand, weniger soziale Kompetenz, psychische und Kommuni-
kationsschwierigkeiten usw.), sondern auch daraus, daß sie 
gerade wegen dieser Probleme von der Gesellschaft zusätzlich 
an den Rand gedrängt werden und ihnen dadurch die Chance, "den 
Anschluß zu finden", weiterhin verwehrt wird (vgl. etwa Kury 
7977; 1979a; 1980a). Die familiären Schwierigkeiten verlangen 
somit keine lediglich auf das einzelne Individuum beschränkte 
psychotherapeutische Behandlung, sondern vielmehr eine sozial-
therapeutische. Weitgehende Übereinstimmung besteht deshalb 
heute darin, "daß bei gravierender Dissozialität Psychothera-
pie im engeren Sinne ergänzt werden muß, und zwar u .a. durch 
erzieherische Ansätze, Milieugestaltung und flankierende Maß-
nahmen" (Lösel 1983c, S. 179). Biermann-Ratjen u.a. (1979, 
S. 137 f.) weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, daß vor 
Anwendung einer Psychotherapie jeweils zu prüfen ist, wieweit 
diese in der Lösung eines Problems überhaupt weiterhelfen 
könnte. In der Behandlung in sozialtherapeutischen Anstalten 
wurden entsprechende breitangelegte Behandlungskonzepte, zumin-
dest ansatzweise entwickelt, so beispielsweise das Modell der 
"integrativen Sozialtherapie" in Bad Gandersheim (vgl. Baul itz 
u.a. 1980; insbesondere etwa Specht u. Eger 1980). 

3. Kritische Diskussion des Behandlungsansatzes bei Straf-
fälligen aufgrund vorliegender Forschungsergebnisse 

In den Vereinigten Staaten nahm der Behandlungsgedanke bei 
Straffälligen wesentlich früher konkrete Gestalt in Form von 
zahlreichen Projekten an als in der Bundesrepublik. Seit etwa 
Mitte der 70er Jahre setzte nun in der Bundesrepublik, und in 
anderen Staaten der westlichen Welt, weitgehend beeinflußt von 
der Situation in den Vereinigten Staaten aber auch der nordi-
schen Länder, eine heftige Kritik am Behandlungsgedanken ein, 
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die vor dem Hintergrund vorliegender Untersuchungen Ausdruck 
einer Ernüchterung bezüglich des Erfolgs der in Angriff genom-
menen Reform im Strafvollzug ist (vgl. etwa Blau 1976, 
S. 32 f.). Die Kritik, die nun vielfach ins andere Extrem fiel 
und die prinzipielle Wirkungslosigkeit der Behandlung bei 
Straffälligen behauptete, stützte sich in den letzten Jahren 
auch in der Bundesrepublik insbesondere auf die umfangreichen 
Sekundäranalysen von Bailey (1966), Logan (1972) und vor allem 
von Lipton u.a. (1975). 

Lipton u.a. (1975) kommen in ihrer umfangreichen Studie zu dem 
Ergebnis, daß sich kaum Hinweise für die Effizienz spezifi-
scher Behandlungs- und Therapieformen im Strafvollzug finden 
lassen. Nach Ansicht der Autoren hat eine Behandlung im Straf-
vollzug unter den gegebenen Bedingungen kaum eine Chance auf 
Wirksamkeit. Auch McNeece (1984, S. 70) kommt zusammenfassend 
zu dem Ergebnis, daß der Behandlungsvollzug nicht funktio-
niert, und Martinson (vgl. Martinson 1976a; 1976b) faßt das 
Ergebnis seiner umfangreichen Studien in der Formel zusammen: 
"Nothing works". Martinson's kritischer Standpunkt wird von 
zahlreichen anderen Autoren geteilt (Schrag 1974, S. 733; 
Robison u. Smith 1971; Schur 1965; Thornberry 1976; Conrad 
1980; Berkowitz 1973; Feldman 1977). Allen u.a. (1976, S. 2151 
kommen zu einer noch schärferen Ablehnung des Behandlungsansat-
zes bei Straffälligen: "So great has been our failure in 
altering anti soci al patterns and l ifestyles that the entire 
peopl e-changi ng enterpri se has been condemned as both i nef-
fecti ve and worse, as unjust" (vgl. auch Goul d 19791. Nach 
Menninger (1969) verläßt der Insasse die Anstalt in der Regel 
gestörter und "krimineller", als er sie betreten hat, wofür 
Prisonisierungsprozesse verantwortlich gemacht werden. 

Auch in Skandinavien hatte relativ früh Kritik an einer Behand-
lung Straffälliger eingesetzt (vgl. etwa Aubert 1958; Christie 
1960a; 1960b; Aubert u. Mathiesen 1962; Anttila 1967; Eriksson 
1967; Bondeson 1974; Börjeson 1966a; 1966b). 
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Gegenüber der pauschalen Ablehnung eines Behandlunqsansatzes 
bei Straffälliqen und einer partiellen Einseitigkeit der Dar-
stellungen berichten verschiedene Autoren jedoch überzeuc:iend 
über positive Behandlunasansätze. Palmer weist z.B. die pau-
schale Kritik von Martinson zurück und setzt sich für eine 
Differenzierung der Behandlungsmaßnahmen bei unterschiedlichen 
Tätergruppen ein (vc:il. Palmer 1975; 19761. Auch Klein (1983, 
S. 371) verweist auf zahlreiche Einzelfallstudien mit positi-
ven Resultaten (vgl. auch Romi g 1978 l und Ross u. Gendreau 
(1980) kommen in ihrer umfangreichen Sekundäranalyse einschlä-
giger Forschungsberichte zu einem günstigen Resultat hinsicht-
1 ich der Wirkungsweise von Behandlungsprogrammen. Wri ght u. 
Di xon ( 1977) weisen in diesem Zusammenhang auf die negativ 
selektive Beschränkung verschiedener Sekundäranalysen, auf ver-
altete Untersuchungen und die Vernachlässigung neuerer For-
schungsergebnisse hin. Etwa 40 % der berücksichtigten Unter-
suchungen berichten so über positive Einzelergebnisse, teilwei-
se jedoch nur für bestimmte Insassengruppen in besonderen 
Situationen (vgl. auch Rehn 1979, S. 61. Doctor u. Palakow 
(1973) berichten über ein Projekt, in welchem sie die Rückfall-
rate wesentlich senken konnten (vgl. auch Hayes 1973; Seidman 
u.a. 1980). Andere Autoren stellen Erc:iebnisse von Behandlungs-
projekten vor, bei denen die Rückfallquote z.T. um 30 % bis 
60 % reduziert werden konnte, wobei es sich hierbei zumindest 
teilweise durchaus um gut kontrollierte Untersuchungen handelt 
(vgl. dazu Alexander u. Parsons 1973; Chandler 1973; Phillips 
u.a. 1973; Ross u. McKay 1976; Walter u. Mills 1979; Lee u. 
Haynes 1980; 0'Donnell u.a. 1979; Sarason 1978; Jeffrey u. 
Woolpert 1974; Blakely u.a. 1980; Shore u. Massimo 1979; 
Jesness u.a. 1972 mit ihrem umfangreichen "Youth Center 
Research Project"). 

Die genannten Studien machen deutlich, daß von einer eindeuti-
gen Ablehnung von Behandlungsmaßnahmen bei Straffälligen keine 
Rede sein kann, die Meinungen gehen vielmehr stark auseinander 
und zu Recht wird darauf hingewiesen, daß eine differenzier-
tere Sichtweise der Resozi al i si erungsprobl emati k erforderlich 
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ist. Eine "Abkehr von der Behandlungsideologie" ist somit in 
der teilweise geforderten Radikalität weder wissenschaftlich 
begründbar, noch ethisch haltbar (vgl. Kaiser 1980, S. 287; 
Kaiser 1977, S. 359 ff.; 1978, S. 499 f.; Kaufmann 1977, 
S. 153 ff.; Gendreau u. Ross 1979). 

Die unterschiedliche Bewertung des Behandlungsansatzes im 
Strafvollzug zeigt sich verständlicherweise auch in der Bundes-
republik. Die Kritik richtet sich hier vor allem auf die Un-
vereinbarkeit von Freiheitsstrafen und Erziehungs- bzw. Reso-
zialisierungsprogrammen {vgl. Arbeitskreis Junger Kriminologen 
1982, S. 92). So geht Papendorf (1982, S. 143) von der Sinn-
1 osi gkeit sol eher Programme aus, da diese durch die Wirkung 
des Strafvollzuges "neutralisiert" würden. Zweifellos ist der 
Behandlungsvollzug in der Regel nach wie vor zunächst ein 
Strafvollzug, lediglich mit etwas Behandlung. Letztere kann im 
Vollzug überhaupt nur funktionieren, wenn die gesamte Anstalt 
darauf ausgerichtet ist und entsprechende Maßnahmen nicht etwa 
als lästige zusätzliche Belastungen empfunden werden. Nach 
Peters u. Peters (1970) bedeutet das psychologisch-medizini-
sche und insbesondere das individualisierende Konzept der So-
zialtherapie lediglich eine Pathologisierung des Straffälligen 
und geht letztlich an den Ursachen der Kriminalität, die in 
gesellschaftlichen Bedingungen zu sehen sind, vorbei (vgl. 
Driebold 1981, S. l). Selbst die Sozialtherapie, so Haffke 
(1977, S. 294) isoliert Kriminalität aus dem komplexen gesell-
schaftlichen Kontext und konzentriert sich auf Defizite des zu 
therapierenden oder zu erziehenden individuellen Normbrechers. 
Neuere Konzepte der Sozialtherapie versuchen, diesen Mangel zu 
überwinden (vgl. Driebold u.a. 1984). 

Schneider (1979, S. 508; vgl. auch Schneider 1981, S. 917 ff.) 
sieht drei Gründe für die "Krise der Behandlungsideologie" und 
das Scheitern der Behandlung in Strafanstalten: 

l. die Künstlichkeit und Absonderung des Anstaltsmilieus, 
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2. ein Prisonisierungsprozeß, der auch in einem behand-
lungsorientierten Vollzug stattfindet und nicht zu un-
terbinden ist und 

3. die starren Organisationsregeln der Strafanstalt, an 
denen jede Behandlung in ihrer Dynamik und Entwicklung 
scheitern m·uß. 

Coignerai-Weber ( 1981, S. 205 ff. l sieht den Grund für das 
Scheitern der Kriminaltherapie in der Unzulässigkeit der Über-
tragung klinischer Behandlungskonzepte in den Vollzug bzw. auf 
Straff äl 1 i ge. 

Kerner (1982, S. 433) weist auf einen weiteren wichtigen Ge-
sichtspunkt hin, wenn er betont,daß "infolge eines undifferen-
zierten therapeutischen Optimismus vielfach die Möglichkeiten 
überschätzt wurden, Straftäter nach einer oft schon sehr lan-
gen 'Karriere', nach zahlreichen prägenden Erlebnissen seit 
früher Kindheit und vielfältigen fehlgeschlagenen Kontakten 
mit anderen Instanzen sozialer Kontrolle nun plötzlich durch-
weg (sozusagen im ersten Anlauf) während einer relativ kurzen 
Zeit gerade in der Anstalt lre-lsozialisieren zu können". 

Sicher ist ein Großteil der Kritik am Behandlungsansatz nicht 
von der Hand zu weisen und zu Recht wird vor einem undifferen-
zierten therapeutischen Optimismus gewarnt (vgl. auch Schmide-
berg 1966 l. Daraus abzuleiten, daß der Behandlungsansatz im 
Strafvollzug oder gar bei Straffälligen insgesamt zu verwerfen 
sei (vgl. etwa von Trotha 1979), scheint uns aber unge-
rechtfertigt und durch die bisher vorliegenden empirischen 
Befunde auch nicht belegbar. Daß Resozialisierungsbemühungen 
bisher nahezu ausschließlich am Straftäter angesetzt haben, 
ist zweifellos mit ein Grund für das Scheitern der Programme. 
Der Erfolg der entsprechenden Resozialisierungsprogramme hängt 
deshalb nicht nur vom straffälligen Individuum, sondern auch 
von der Gesel 1 schaft und deren Umgang mit den (entlassenen) 
Straftätern ab (vgl. etwa auch die Beiträge in Kury 198Gb). 
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Die bisherigen Forschungsergebnisse 1 egen deshalb nahe, daß 
von einer gesellschaftlichen als auch 
straffälligen Verhaltens auszugehen 
Kaiser 1980, S. 287). 

individuellen Komponente 
ist (vgl. Kury 1982; 

Nach Böllinger (1980a, S. 32) etwa stützen sich die "Tendenzen 
zur Abkehr vom Behandlungsvollzug auf zu oberflächliche 
primär- oder sekundäranalytische Negativbewertungen psychoso-
zialer Behandlungsmodelle", eine Verwirklichung des therapeu-
tisch orientierten Vollzugs sei andererseits bisher nicht ge-
lungen. Nach Kunze (1983, S. 151) ist Therapie innerhalb des 
Strafvollzugs auf Dauer nur sinnvoll, "wenn sich gleichzeitig 
auch die Anstalten verändern". Andere Modelle (vgl. Hering 
1973, S. 67; Driebold u .a. 1984; Forschungsgruppe im Zentrum 
für interdisziplinäre Forschung (ZiF} der Universität Biele-
feld, 1981, S. 78) sehen im Strafvollzuq geradezu einen "Schon-
raum", der den Einstieg in eine Behandlung erleichtern kann 
und eine längerfristige Stabilisierung auf der Basis einer 
Lebensbilanz und -planung einleitet. 

Die Alternative für den Strafvollzug wird in der Regel in 
einer mehr oder weniger radikalen Nichtintervention, besonders 
bei jungen Rechtsbrechern, bzw. in ambulanten Hilfsmaßnahmen 
gesehen (vgl. ausführlich Schur 1973; Lab 1982). 

4. Diskussion e1n1ger wesentlicher, einen Behandlungserfolg 
beeinträchtigender Variablen 

Zahlreiche Kritiker betonen zu Recht, daß die ungünstigen 
Bedingungen des Strafvollzugssystems durch die Anwendung psy-
chologischer bzw. pädagogischer Hilfsmaßnahmen bestenfalls 
"neutralisiert" werden könnten, günstigstenfalls Haftschäden 
vermindert würden (vgl. z.B. Rasch 1982). Damit wird sowohl 
die bauliche als auch die organisatorisch - institutionelle 
Struktur der Haftanstalten angesprochen. 
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Opp u. Szelinski (1979) weisen ausdrücklich auf die Nachteile 
großer Anstalten für einen Resozialisierungsvollzug hin. Mit 
der Größe der Anstalt wird die Kontrolle formeller und größer, 
und das Ausmaß an bürokratischer Organisation wächst. In die-
sem Sinne äußert sich auch Kerner, für den "das Gebilde Ju-
stizvol 1 zugsanstalt eine zu großen Teilen bürokratische, ab 
einer bestimmten Zah 1 von Insassen und Bediensteten jedenfa 11 s 
komplexe Organisation darstellt, die wie jede andere komplexe 
Organisation 
von Regeln 
verkraftet" 

ohne einen einigermaßen verbindlichen Grundkanon 
nicht auskommt und 'Sprünge' nur ausnahmsweise 
(Kerner 1982,-s. 333). Um die Nachteile großer 

Anstalten abzumildern, hat man vereinzelt mit der Einrichtung 
von Wohngruppenvollzug begonnen (z.B. Jugendanstalt Hameln; 
vgl. Bulczak 1979). 

Driebold u.a. (1980, S. 42) fordern in bezug auf die Or~anisa-
tionsstrukturen des Strafvollzugs: 1. Eine Dezentralisierung 
der formalen Leitungsstruktur und Entscheidungsbildung, 2. 
eine auch nach unten offene Kommunikationsstruktur, 3. eine 
flexiblere Rollenverteilung, welche die spezifischen Aufgaben 
der Mitarbeiter berücksichtigt und integriert und 4. die Schaf-
fung der Möglichkeit einer weitgehend autonomen Gestaltung der 
unterschied] ichen Aufgabenbereiche durch die Mitarbeiter (vgl. 
Oriebold u.a. 1984; vgl. auch Ohler 1977, S. 146). Der Organi-
sati ons-Kommuni kati onsstruktur wird in mehreren Studien große 
Aufmerksamkeit gewidmet (vgl. McEwen 1978; Akers u.a. 1974; 
Haney u.a. 1973; Savin 1973; Zimbardo 1973). 

Eine Vollzugsanstalt ist zunächst darauf ausgerichtet, Sicher-
heit, Ruhe und Ordnung zu gewährleisten. Der größte Tei 1 des 
Anstaltspersonals gehört zum Aufsichtsdienst, dessen primäres 
Ziel es ist, für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung zu 
sorgen. Gerade bei diesem Personal dürfte auch aufgrund man-
gelnder entsprechender Ausbildung oft noch die Vorstellung 
vorherrschen, daß der Strafgefangene letztlich auch eine 
Strafe zu verbüßen habe. Als Problem bei der Implementation 
von· Behandlungsprogrammen im Strafvollzug wird oft der viel 
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zitierte Zielkonflikt zwischen den "klassischen" Vollzugsauf-
gaben (Sicherheit, Ruhe und Ordnung) und dem Resozialisierungs-
auftrag gesehen (vgl. Schöch 1982a; 1982b, S. 86 ff.; Waldmann 
1968; Cloward 1960). Das Spannungsfeld, das sich in diesem 
Zusammenhang innerhalb einer Anstalt zwischen einzelnen Berufs-
gruppen ergeben kann, wird dadurch noch problematischer und 
kann bewirken, daß die Resozialisierungsaufgabe durch die 
eigenen Konflikte in den Hintergrund gedrängt wird. 

Verschiedene Autoren betonen, daß zwischen Bestrafung und Re-
sozialisierung eines Täters ein unversöhnlicher Gegensatz be-
steht (vgl. Mead 1918). Nach Lamott (1982, S. 86) wird eine 
therapeuti sehe Behandlung im Setting des Strafvol 1 zuges immer 
Regeln 
Schuh 

und Zielen des Justizvollzuges untergeordnet; nach 
(1980, S. 453) besteht deshalb die Gefahr, daß der 

Erziehungsprozeß in erster Linie dem Ziel dient, den Gefan-
genen den Bedürfnissen der Anstalt im Sinne eines ungestörten 
reibungslosen Betriebsablaufs anzupassen. 

In der Regel wird davon ausgegangen, daß das Behandlungsperso-
nal eindeutiger den Resozialisierungsgedanken, der allgemeine 
Vollzugsdienst stärker das Sicherheits- und Ordnungsprinzip 
vertritt. Brown u. a. ( 1971) fanden hingegen, daß die Mitgl i e-
der des Resozialisierungsstabs den Insassen in noch stärkerem 
Maße aktive Aggressivität und kriminelle Identität zuschrieben 
als der allgemeine Vollzugs- und Aufsichtsdienst (vgl. auch 
Hazelrigg 1967). Eine neuere umfangreiche Untersuchung von 
Klingemann (1981) macht darüber hinaus deutlich, daß in den 
Haftanstalten die Sicherheitspriorität stark ausgeprägt er-
scheint; ein Zielkonflikt zwischen Sicherheit und Ordnung 
einerseits und Resozialisierung andererseits kaum existiert. 
Ein einheitliches Sicherheitsdenken herrscht nach ihm insbeson-
dere bei geringer innerer organisatorischer Differenzierung, 
d.h. bei homogenen Anstaltstypen vor. 

Vor dem Hintergrund der Doppelfunktion des Vollzugs verwundert 
es nicht, daß insbesondere das Behandlungspersonal, etwa in 
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der Gestalt von Psychologen, Pädagoc:ien oder Sozialarbeitern in 
der Regel eine schwieric:ie, wenic:i klar definierte Rolle inne-
hat. Auch die Insassen merken rasch, daß etwa Psychol ooen bzw. 
andere Mitglieder des Behandlunqspersonals in der Anstalt mehr 
oder weniger einen Fremdkörper darstellen (vgl. etwa Kersten 
u. Wolffersdorff-Ehlert 1982; Scheu 1971; Beck 1968). Es 
scheint fraglich, ob ein Psychologe unter diesen Voraussetzun-
gen in der Lage ist, in der Behandlung für den Klienten ein 
angstfreies, akzeptierendes Klima zu schaffen, das die Vorbe-
dingung für eine offene, rückhaltlose Beschäftic:iung mit sich 
selbst ist (vgl. Leky u. Mohr 1978, S. 25). Zudem hat der 
Psychologe oft zwischen den artikulierten Bedürfnissen seiner 
Klienten und administrativen Interessen der Institution, zwi-
schen Wünschen aus dem Umfeld der Klienten und den eigenen 
Interessen zu vermitteln. Da persönliche Veränderungen nur in 
einem nach therapeutischen Gesichtspunkten gestalteten Milieu 
bewirkt werden (vgl. Minsel u. Howe 1983, S. 256 f.; Böllinqer 
1980b, S. 113 l, kommt der Schaffung eines behandl ungsfreund-
1 ichen Klimas besondere Bedeutung zu. 

Schüler-Springorum (1969, S. 221) wies darauf hin, daß ein 
resozialisierungsfreundlicher Vollzug ohne Unterstützung durch 
das Vollzuc:ispersonal nicht realisierbar ist und davon abhängt, 
wieweit es gelinc:it, das Selbstverständnis der Vollzugsbeamten 
von dem eines bloßen "Bewachers" bzw. "Schließers" zu dem 
eines "Helfers" zu ändern. In diesem Zusammenhang sind auch in 
den letzten Jahren entwickelte Ausbildungsprogramme für Vol 1-
zugsbedi enstete zu sehen (vgl. z.B. Blickhan u.a. 1976; 
Steller u. Berbalk 1974). 

Obwohl sich in den letzten Jahren bezüglich der Schaffung 
eines behandlungsfreundlichen Klimas, zumindest in einigen be-
handlungsorientierten Anstalten, einiges in positiver Richtung 
getan hat, ist der bundesdeutsche Strafvollzug noch weit davon 
entfernt, ein behandlungsfreundlicher zu sein. Der Gedanke der 
Sühne und Strafe herrscht hier in der Praxis, obwohl im Gesetz 
inzwischen zugunsten der Resozialisierungsidee zurückgedrängt, 
immer noch vor. 
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Ein in der kriminologischen Fachliteratur ausführlich und auch 
kontrovers diskutiertes Problem ist das der Behandlungsmotiva-
tion der Insassen (vgl. Driebold u.a. 1984, S. 152). Es ist 
davon auszugehen, daß das Ausmaß der Behandlungsmotivation 
weitgehend den Therapieausgang bestimmt (vgl. Cartwright u. 
Lerner 1963; McNair u.a. 1963; Kirtner u. Cartwright 1958; 
Halder 1977). Die Behandlungsmotivation eines Insassen "unver-
fälscht" zu erfassen, ist in Zwangssituationen wie dem Straf-
vollzug außerordentlich schwierig (vgl. Lamott 1984, S. 234). 
So muß z.B. ein Insasse, der sieh für die Aufnahme in eine 
sozialtherapeutische Anstalt bewirbt, keineswegs behandlunqsmo-
tiviert sein, sondern kann sich mit großer Wahrscheinlichkeit 
zunächst einmal ein angenehmeres Anstaltsleben, mehr Vorteile, 
insbesondere auch mehr Freiheiten versprechen. 

Behandlungsmotivation ist, wie etwa Steller betont, oft kein 
einheitliches, eindeutig definiertes Konstrukt. Er selbst un-
terscheidet bei der Therapiemotivation die vier Komponenten 
Leidensdruck, Änderungswunsch, Hilfewunsch und Erfolgserwar-
tung (vgl. Steller 1972; 1977; vgl. auch Steller u. Hammers 
1977a; 1977b). Romkopf (1983, S. 234) stellt fest, daß die 
Motivation der Insassen erstens zum Behandlungsende hin eine 
steigende Tendenz zeigt und zweitens sich im laufe der Behand-
lung anhand von Krisen entwickelt. Auf jeden Fall müsse die 
Anstalt zunächst für die T,eilnahme an der Behandlung motivie-
ren, wobei diese Motivationsarbeit durchschnittlich ein Jahr 
dauern wird (vgl. auch Coignerai-Weber 1981, S. 208 f.). Zur 
Steigerung der Therapiemotivation und zur Vorbereitung auf die 
eigentliche Behandlung wird insbesondere bei Unterschichtpa-
tienten, auch Insassen des Strafvollzugs, teilweise eine "Vor-
therapie" bzw. ein besonderes Training durchgeführt bzw. emp-
fohlen. 

In der Bundesrepublik wurde ein solches Vortraininq in einem 
Behandlungsversuch in einer Jugendanstalt von Hammers u. 
Steller (1976) eingesetzt. Als Ergebnis berichten die Autoren, 
daß die Methode zwar ohne Anwesenheit eines Therapeuten durch-
führbar ist, die Probanden diskutierten allerdings im laufe 
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der Zeit immer weniger über sieh selbst und sie persönl i eh 
betreffende Probleme. Eine Zunahme der Selbsteinsicht in die 
eigene Problematik und eine Erhöhung der Selbstreflexion war 
nicht feststellbar, sondern eher das Gegenteil trat ein: Wäh-
rend die Probanden zu Beginn der Gespräche noch über die 
Ursachen ihres Verhaltens sprachen, wurde das im weiteren 
Verlauf seltener, ebenso nahmen die Äußerungen zu eigenen 
Gefühlen ab. Die Erwartungen der Autoren, daß sich etwa auch 
der Leidensdruck erhöhe, konnte nicht erfüllt werden (vgl. 
Steller 1977, S. 102 ff.; Hammers u. Steller 1976; Steller u. 
Hammers 1977a; 1977b; vgl. zu der Methode auch Pütz 1976, 
s. 89 ff.). 

Im sozialtherapeutischen Behandlungsvollzug in der Bundesrepu-
blik wurde frühzeitig festgestellt, daß die psychotherapeuti-
schen Verfahren zur Behandlung von Delinquenten aus der Unter-
schicht geändert werden müßten (vgl. Driebold u.a. 1984). 

Zahlreiche Untersuchungen haben eindeutig gezeigt, daß Unter-
schichtsangehörige bezüglich psychotherapeutischer Hilfestel-
lung in mehrfacher Hinsicht benachteiligt sind, sei es in Form 
der Behandlung durch unerfahreneres Personal (vgl. 
Hollingshead u. Redlich 1958), sei es durch weniger gründliche 
Untersuchung (vgl. Waller 1972), sei es bei der Indikations-
stellung, wobei Teile der unteren Sozialschichten als schwerer 
psychisch gestört diagnostiziert werden, als es einer ·zufäl-
ligen Verteilung in der Bevölkerung entspricht. 

Die geringere Effektivität psychotherapeutischer Behandlung 
bei Unterschichtklienten (vgl. Garfield 1971; Halder 1977, 
S. 63) läßt nach Minsel (1974, S. 92) auf Einflüsse von self-
fulfilling prophecy schließen. 

Die z.T. widersprüchlichen Resultate zum Behandlungserfolg bei 
Unterschichtpatienten deuten u .a. auf die Notwendigkeit einer 
Differenzierung der Zielgruppe einerseits (vgl. etwa Riessman 
u.a. 1964) sowie des therapeutischen Vorgehens andererseits 
hin. 
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Insbesondere die unterschiedlichen Sprachcodes zwischen Thera-
peut und Klient sowie die größere Handlungsorientierung Unter-
schichtangehöriger werden in der Literatur vielfach als Bar-
riere bezüglich der Anwendung psychotherapeutischer Methoden 
diskutiert. So wird von Parow (1972, S. 75) darauf hingewie-
sen, daß die Sprachorganisation der Unterschicht ein Eingehen 
und eine Bearbeitung gefühlsmäßiger Inhalte, wie in der Psycho-
therapie erforderlich, erschwert (vgl. hierzu etwa auch Hart-
mann-Lange u. Ackermann 1983, S. 246 ff.; Schmitt 1977, S. 
94 ff.; Jäggi 1977; Halder 1977, S. 65 ff.; Driebold 1983, 
S. 196; Coignerai-Weber 1981, S. 205 ff.). 

Schließlich wird zu Recht darauf hingewiesen, daß die Schwie-
rigkeiten in der Therapie Unterschichtangehöriger nicht nur 
beim Klienten, sondern auch beim Therapeuten liegen können 
(vgl. Karon u. Vandenbos 1977; Goldstein u.a. 1966; Berzins 
1977). Gelingt es dem Therapeuten jedoch, die soziale Kluft zu 
Patienten aus der Unterschicht zu überbrücken (vgl. Heising 
u.a. 1982, S. 24 f.), so kann eine psychotherapeutische Behand-
lung ohne weiteres auch bei Unterschichtklienten erfolgreich 
sein (vgl. Baum u.a. 1966; Terestman u.a. 1974; Sue u. Sue 
1977, s. 427). 

Manche Autoren sehen vor dem Hintergrund geringerer Durchhalte-
fähigkeit der Klientel Kurztherapien insbesondere für Unter-
schichtangehörige als geeignet an (vgl. etwa Normand u.a. 
1963; Jacabson 1965; Imber u.a. 1970; Lorion 1973). Bezüglich 
einer Resozialisierung von Straffälligen sind Kurztherapien 
jedoch überfordert, vor allem wenn es um die Erreichung des 
späteren Legalverhaltens geht. 

Daß auch eine kurze Behandlung im Strafvollzug für die depri-
vierten Insassen bereits eine Erleichterung und positive psy-
chische Effekte zeigen kann, soll keineswegs bestritten wer-
den. Langzeiteffekte dürften jedoch wenig wahrscheinlich sein,: 
da kurzzeitige therapeutische Kontakte im Strafvollzug zu sehr 
der Gefahr ausgesetzt sind, vom Gefängnisalltag in der totalen 
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Institution "neutralisiert" und somit zumindest auf Dauer wir-
kungslos gemacht zu werden (vgl. Moser 1969). Aus diesem 
Grunde sollte die Behandlung auch nicht zu früh vor dem 
Entlassungszeitpunkt einsetzen, da sie ansonsten u.U. aus-
läuft, lange bevor der Klient den Strafvollzug verläßt und die 
(eventuellen) Behandlungs- durch Prisonisierungseffekte überla-

ciert werden. 

Auf die Zeit nach der Haftentlassung kann selbst ein umfassen-
des Resozi al i si erungsprogramm im Vollzug nur ciraduel l vorbe-
reiten (vgl. Degen 1977; Mael icke 1977; Best 1982a; l982bl. 
Der Straffällige wird wieder mit Schwieriakeiten konfrontiert, 
wie etwa Arbeitslosigkeit, finanziellen Problemen, Stiamati-
sierung und Ablehnung durch die Umwelt u.ä., zu deren Bewäl-
tigung er unterstützender Hilfe bedarf. Die Entlassungsvorbe-
reitung in der Anstalt ist in der Reael ungenügend, wenn sie 
überhaupt stattfindet. 

Das Strafvollzugsgesetz (StVol lzGl sieht zwar in einigen Be-
stimmungen (vgl. etwa die§§ 15, 74, 75 u. 134) vor, daß die 
Haftentlassung besonders vorzubereiten ist, in der Praxis ge-
schieht jedoch relativ wenig. So weist Kaiser (1982a, S. 73) 
zu Recht darauf hin, daß das Strafvollzugsgesetz "zur nachge-
henden Betreuung oder besser gesagt, durchgehenden Betreuung 
der Verurteilten •.. für die große Zahl der Rückfallgefährde-
ten keine Problemlösungen (bietet), welche die Wahrscheinlich-
keit zur Wiedereingliederung nennenswert erhöhten". Nach 
Kerner (1982, S. 457) sollte die Entlassungsvorbereitung im 
Idealfall sogar schon während der eventuellen Untersuchungs-
haft beginnen und über den Entlassungstermin hinaus andauern. 

In der sozialtherapeutischen Anstalt Bad Gandersheim wurde ein 
Konzept entwickelt, das u.a. folciende Punkte beinhaltete (vgl. 
Driebold u. Eger 1980, S. 407): Zuständigkeit der Behand-
luncisgruppe der Anstalt für Kontakte mit dem entlassenen Klien-
ten, Aufnahme des Kontaktes zum Bewährungshelfer schon vor der 
Entlassung und Aufrechterhaltung der Zusammenarbeit, Mögl i eh-
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keit von Bewährungsauflagen für den entlassenen Klienten, Teil-
nahmemöglichkeit an Veranstaltungen der Anstalt wie etwa Sport 
und schließlich etwa ein jährliches Treffen mit ehemaligen 
Klienten. 

In manchen Anstalten werden im Rahmen einer Entlassungsvorbe-
reitung der Insassen bereits relativ erfolgreich Familien- und 
Eheseminare mit den Partnern der Inhaftierten durchgeführt 
(vgl. z.B. Tiedt 1979). Roloff (1980) berichtet aus Münster 
über ein zweiphasiges Ehe- und Familienseminar, das für verhei-
ratete Häftlinge außerhalb der Vollzugsanstalt durchgeführt 
wird. Auch Kunze (1983, S. 156) weist auf die Bedeutung einer 
Einbeziehung wichtiger Bezugspersonen, mit denen der Häftl inci 
nach der Entlassung zusammenlebt, in die Behandlung hin. 

Eine wesentliche Rolle im Rahmen einer Entlassungsvorbereitung 
und Nachbetreuung spielt bei einem Großteil der Strafqefan-
genen die Schuldenregulierung, ohne die der Versuch der Reso-
zialisierung scheitern muß (Stehle 1970; Siekmann 1978). Die 
Schuldenproblematik wurde in den letzten Jahren zunehmend als 
Problem bei der Wiedereingliederung von Haftentlassenen er-
kannt. So wurden von den Justizministern der Bundesländer 
Baden-Württemberg, Berlin, Hessen, Niedersachsen und Hamburg 
seit 1974 Stiftungen eingerichtet, deren Ziel es ist, Straffäl-
1 ige bei der Tilgung ihrer Schulden] ast zu unterstützen (vgl. 
z.B. den Resozialisierungsfonds für Niedersachsen; vgl. See-
bode 1983, S. 174; Best 1982b). 

Die Wiedereingliederung nach der Haftentlassung wird, gerade 
auch durch Stigmatisierungsprozesse, vonseiten der Bevölke-
rung erheblich erschwert. Zum Abbau von Vorurteilen und fal-
schen Vorstellungen, die vielfach auf eine verzerrende Presse-
berichterstattung zurückgehen (val. zu der Problematik etwa 
Kerner u. Feltes 19801, ist die Notwendigkeit einer objektiven 
Berichterstattung über die Situation Strafqefanaener zu be-
tonen (vgl. auch Schumann u.a. 1981 l. Darüber hinaus können 
"Berührungsängste" zwischen den Insassen und den freien Bür-
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gern durch eine größere Öffnung des Vollzugs tendenziell abge-
baut werden, z.B. durch Hinzuziehung freier Mitarbeiter oder 
die Beschäftigung externer Therapeuten in der Sozialtherapie. 
Insbesondere in den Vereinigten Staaten wurden durch Heranzie-
hung von "Vol unteers" in den verschiedensten Programmen mit 
Straffälligen sehr gute Erfolge erzielt (vgl. Peters 1973; 
Mengelkoch u.a. 1981 ). 

5. Probleme der Behandlungsforschung in der Kriminologie (Eva-
luation) 

Was unter Evaluation zu verstehen ist, ist keineswegs eindeu-
tig definiert. Krapp u.a. (1982, S. 42) verstehen etwa unter 
Evaluation "die Bewährungskontrolle von Modellversuchen", 
Rossi u. Wright (1977, S. 5) verstehen darunter "any scienti-
fically based activity undertaken to assess the operation and 
impact to implement these policies", während Wentling u. 
Lawson (1975) hierzu zwei Schwerpunkte herausarbeiten: Zum 
einen Evaluation als Prozeß der Beschreibung, Sammlung und 
Bereitstellung von Informationen, die der Beurteilung von Ent-
scheidungsalternativen dienen und zum anderen Evaluation als 
Beurteilung des Wertes bzw. der Nützlichkeit etwa eines Pro-
grammes oder relevanter Alternativen im Hinblick auf die Er-
reichung bestimmter Ziele (vgl. hierzu auch Suchman 1967, der 
zu einer ähnlichen Einteilung kommt). 

Gemeinsames Merkmal dieser beispielhaft angeführten Defini-
tionen ist die gleichzeitige Berücksichtigung der Prozeßunter-
suchung, d. h. die Darstellung des eingesetzten Programms ein-
schließlich der Implementationsbedingungen und Durchführungs-
modalitäten sowie die Effektivitätskontrolle anhand der formu-
lierten Zielsetzung. Vielfach differenziert man auch zwischen 
formativer (kontinuierliche Verbesserung eines Programms) und 
summativer (Überprüfung der Effizienz) Evaluation (vgl. hierzu 
insbesondere Scriven 1967; Wulf 1972; Heller u. Wichterich 
1982; Lerchenmüller 1986; Stake 1972). 
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Die Methoden der Evaluationsforschung unterscheiden sich von 
denen der übrigen Sozialforschung, etwa der Grundlagenfor-
schung nicht. Sie dienen in der Evaluationsforsch~ng lediglich 
einem anderen Ziel, nämlich der Überprüfung und Weiterentwick-
lung von sozialen Programmen. So betont etwa Smith (1981, 
S. 247): "Strictly speaking, there are no formal methodolo-
gical differences between basic research and evaluation re-
search" (s. auch Suchman 1967). 

Vor dem Hintergrund umfangreicher finanzieller Förderung und 
gesetzlicher Vorschriften, die eine Evaluation verbindlich ver-
1 angten, setzte in der zweiten Hälfte der 60er Jahre in den 
Vereinigten Staaten ein "evaluation research boom" ein (vgl. 
Patton 1978, S. 16) - Levine u.a. (1981) sprachen sogar von 
einer "evaluation explosion" -, so daß die Evaluation den in 
den letzten Jahren am schnellsten angewachsenen Berei eh der 
angewandten Sozialforschung darstellt (vgl. Rossi u.a. 1979, 
S. 308}. 

Die Evaluationsforschung hat insbesondere unter anglo-amerika-
nischem Einfluß in den letzten Jahren erheblich an Bedeutung 
gewonnen. Während sie im pädagogischen und klinisch-psycho-
logischen Bereich bereits auf eine lange Tradition zurück-
blicken kann, haben entsprechend methodisch qualifizierte Un-
tersuchungen im Strafvollzug in der Bundesrepublik erst in den 
70er Jahren begonnen. Nach 1974 stellte etwa Küchler fest, daß 
die Evaluationsforschung im deutschen Sprachraum nach wie vor 
ein "nicht etablierter Begriff" sei (S. 11). In der Zwischen-
zeit liegt auch hier eine relativ umfangreiche Literatur vor, 
die rasch im Wachsen begriffen ist (vgl. beispielsweise Wulf 
1972; Müll er 1978; Hell stern u. Wollmann 1984; zusammenfassend 
Wittmann 1984). In diesem Zusammenhang ist auch das rasche 
Anwachsen von Untersuchungen zur Wirkungsweise von Psychothera-
pie zu sehen, etwa zur Frage der differenziellen Wirksamkeit 
unterschiedlicher Behandlungsansätze. 
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Mit zunehmender Expansion der Evaluationsforschung wurden aber 
auch mehr und mehr die Schwierigkeiten und Probleme solcher 
Vorhaben deutlich. Das Ausbleiben erwünschter "eindeutiger" 
Ergebnisse führte vielfach, insbesondere bei den Praktikern, 
zu einer Enttäuschung und hat wesentlich mit dazu beigetragen, 
daß der Behandlungsgedanke bei Straftätern vermehrter Kritik 
ausgesetzt wurde, ja, daß sogar eine "Abkehr von der Behand-
lungsideologie" gefordert wurde. Die Kritik an der Behandlungs-
forschung war und ist jedoch zu einem großen Teil eine Kritik 
an der methodischen Qualität der einzelnen Evaluationsstudien. 
Logan (1972), der wie bereits vor ihm Bailey (1966) 100 
empirische Studien zur Behandlungsforschung anhand eines Kata-
logs methodischer Minimalkriterien prüfte, kommt abschließend 
zu dem Resultat: "None of these studies can be described as 
adequate. There i s not one study that meets al 1 of the 
criteria as the minimal methodological requirements of 
scientifically sound test of effectiveness" (1972, S. 380; s. 
hierzu auch den von Kury 1983(c) herausgegebenen Sammelband zu 
"Methodische Probleme der Behandlungsforschung - insbesondere 
in der Sozialtherapie"). 

Die in der empirischen Kriminologie vielfach und in aller 
Deutlichkeit festgestellte methodische Inadäquatheit eines 
Großteils der Evaluationsforschung, ist jedoch keine Spezi-
fität dieses Fachgebietes, obwohl manche Kritiker darauf hin-
weisen, daß gerade die kriminologische Forschung hinsichtlich 
ihres methodi sehen Standards - etwa im Vergl ei eh zu anderen 
Bereichen empirischer Sozialforschung, z.B. der Psychologie 
oder Soziologie - besonders rückständig ist. So hebt etwa Sack 
(1978) hervor, daß gerade der interdisziplinäre Charakter der 
Krimi nol ogi e, wie er auch in der Bundesrepublik immer wieder 
betont wird, dazu bei trage, daß hier die Theori eentwi ckl ung 
behindert werde, da die einzelnen Forscher ihre Untersuchungen 
letztlich immer vor dem Hintergrund ihrer Herkunftsdisziplinen 
betreiben würden, was aber schließlich die Bildung eines origi-
nären Faches Kriminologie und die Entwicklung kriminologischer 
Theorien behindere (vgl. kritisch hierzu Kaiser 1979). Als 
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Schlußfolgerung wird in der Regel die Durchführung methodisch 
qualifizierterer Untersuchungen unter rigoroserer Berücksichti-
gung methodischer Standards, gerade etwa auch was die Verwirk-
lichung experimenteller Versuchspläne betrifft, gefordert. Bis 
heute besteht weitgehend Unei ni gkei t darüber, wel ehe psycho-
therapeutischen Methoden bei welchen Klienten unter welchen 
Bedingungen dargeboten, durch wel ehe Therapeuten optimale Ef-
fekte bewirken. 

5.1 Zur Methodik der Evaluationsforschung 

Das wohl bedeutsamste Bewertungskriterium für eine empirische 
Untersuchung ist die Validität ihrer Aussagen. Zur Versuchs-
planung und zur Validitätsprüfung wurden verschiedene Konzepte 
entwickelt. International bekannt geworden ist insbesondere 
das Validitätskonzept von Campbell u. Stanley (1963) sowie 
dessen Erweiterung von Cook u. Campbell (1979). Dieses Validi-
tätskonzept kann für empirische sozialwissenschaftliche Unter-
suchungen, auch im Berei eh der Behandlungsforschung, insofern 
als richtungsweisend betrachtet werden, als sich - wie er-
wähnt - nachfolgende Arbeiten im wesentlichen hieran orien-
tieren und die Kriterien und Begründungen - zum Teil in abge-
wandelter Form - übernommen haben (vgl. etwa Bastine 1975; 
Bayer 1974; Bredenkamp 1975; Goldstein u.a. 1966; Hartig 1975; 
Roberts u. Rost 1974; Zimmermann 1972; Kohl 1979; zusammenfas-
send Köhnken u.a. 1979, S. 74 ff.; zur Behandlungsforschung s. 
Egg 1979a, S. 106 ff.; Rezmovic 1979; Blass-Wilhelms 1983, 
S. 235 ff.; Blass 1983; Kury 1983d). 

Die interne Validität oder innere Gültigkeit einer Untersu-
chung ist "die minimale Voraussetzung, ohne die kein Experi-
ment interpretierbar ist: Verursachen die experimentellen Ein-
wirkungen (Behandlungen) wirklich einen Unterschied in dieser 
besonderen experimentellen Situation?" (Campbell u. Stanley 
1963, S. 175; 1970, S. 459). "Internal validity refers to the 
approximate validity with which we infer that a relationship 
between two variables is causal or that the absence of a 
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relationship implies the absence of cause" (Cook u. Campbell 
1979, S. 37). Eine Untersuchung kann somit insofern als intern 
valide bezeichnet werden, "wie es gelingt, die Variation der 
abhängigen Variablen möglichst zweifelsfrei auf die Variation 
der unabhängigen Variablen zurückzuführen" (Köhnken u.a. 1979, 
S. 76 l. 

Die externe Validität oder äußere Gültigkeit einer Untersu-
chung bezieht sich dagegen auf die Frage nach der Generalisier-
barkeit (Verallgemeinerbarkeit) der gefundenen Resultate. Die 
zentrale Frage ist hier somit: "Für welche Populationen, Gege-
benheiten, Behandlungs- und Meßvariablen kann dieser Effekt 
generalisiert werden?" (Campbell u. Stanley 1963, S. 175; 
1970, S. 459). "External validity refers to the approximate 
val idity with which we can i nfer that the presumed causal 
relationship can be generalized to and across alternate mea-
sures of the cause and effect and across different types of 
persons, Settings, and times" (Cook u. Campbell 1979, S. 37l. 

Eine Untersuchung kann insofern "als extern valide qelten, als 
sie auf andere Personen, Bedingungen und Zeitpunkte über-
tragbar ist. Ihre externe Validität ist insofern einge-
schränkt, als sich Personen und Bedingungen in einem oder 
mehreren wesent 1 i chen Aspekten von denjenigen unterscheiden, 
auf die die Untersuchung übertragen werden soll" (Köhnken u.a. 
1979, s. 76). 

Der Vorrang kommt bei einer Untersuchung eindeutig der inter-
nen Validität zu, denn ist diese nicht zumindest teilweise 
gegeben, ist eine Interpretation der Untersuchungsergebnisse, 
wie oben ausgeführt, nicht mehr sinnvoll. In diesem Fall er-
übrigt sich auch die Prüfung der Frage der Übertragbarkeit 
dieser "Ergebnisse" auf andere Populationen, also nach der 
externen Validität (vgl. etwa Gadenne 1976). 

Wie bereits erwähnt, erweiterten Cook u. Campbell (1979) die-
ses Validitätskonzept. Die interne Validität wurde unterteilt 
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und ihr das Konzept der statistischen Validität ("Statistical 
Conclusion Validity", vgl. Cook u. Campbell 1979, S. 39 ff.) 
als "Untergruppe" hinzugefügt. 

Die statistische Validität bezieht sich hierbei auf die Frage, 
wieweit plausible Alternativhypothesen "die behaupteten Effek-
te auf unterschiedliche Formen von Zufallsfehlern bzw. auf die 
Verwendung unangemessener Statistiken oder statistischer 
Analyseverfahren zurückführen können" (Köhnken u.a. 1979, 
S. 76). Es wird also die Frage geprüft, wieweit für die Praxis 
aus den statistischen Ergebnissen relevante Schlußfolgerungen 
gezogen werden können (vgl. Krauth 1983, S. 9). Diese Validi-
tätsart wurde von Campbell (1969) noch der internen Validität 
zugeordnet. 

Weiterhin wurde die externe Validität unterteilt und ihr die 
Konstruktvalidität ("Construct Validity of Putative Causes and 
Effects"; vgl. Cook u. Campbel l 1979, S. 59 ff. l hinzugefügt, 
wobei die Autoren sich hier an die bekannte Arbeit von 
Cronbach u. Meehl (1955) anlehnten. Die Konstruktvalidität 
bezieht sich auf die Frage, wie stringent die Beziehungen 
zwischen den theoretischen Konstrukten und deren Operationali-
sierungen sind, inwieweit somit wirklich das c:iemessen wird, 
was gemessen werden soll (vgl. Krauth 1983, S. 91. "Eine Unter-
suchung kann insoweit als konstruktvalide gelten, als die 
Operationalisierungen möglichst stringent und umfassend aus 
den Bedingungen und Effektkonstrukten abgeleitet sind" (Köhn-
ken u.a. 1979, S. 76). Campbell u. Stanley (1963) differen-
zieren, wie erwähnt, in früheren Arbeiten noch nicht zwi sehen 
externer und Konstruktvalidität. 

F ii r d i e v i er Val i d it ä t s arten benennen Co o k u . Camp b e l l ( l 9 7 9 , 
S. 37 ff.; vgl. auch Cook u. Campbel l 1976; Köhnken u. a. 1979, 
S. 74 ff.) jeweils eine unterschiedliche Zahl von Stlirfakto-
ren, welche die Aussagekraft der gewonnenen Daten beeinflussen 
können (vgl. a. Kury 1983d, S. 35 ff.l. Hierbei ist zu beach-
ten, daß wie erwähnt diese Faktorenlisten keinesweas vollstän-
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diCI sind und daß nicht jeder Faktor in jeder Untersuchung 
einen Einfluß auf die Ergebnisse haben muß. Wieweit das der 
Fall ist, muß jedoch jeweils kritisch C1eprüft werden. Oft ist 
der Eindruck nicht von der Hand zu weisen, daß die Autoren 
empirischer Untersuchungen, gerade auch von Evaluationsstu-
dien, verständlicherweise dazu tendieren, die die Validität 
ihrer Ergebnisse ei n·schränkenden Strirfaktoren unterzubewerten 
oder zu "übersehen". Gerade auch in der kriminologischen Eva-
luationsforschunC1 kam es vor diesem Hinterqrund anhand ein-
zelner Studien zum Teil zu heftiqen Kontroversen bezüC1lich der 
AussaC1ekraft der qefundenen Resultate (vql. dazu die Beiträqe 
in Kury 1983cl. Campbell u. Stanley aehen davon aus, daf\ die 
von ihnen genannten Störfaktoren insbesondere die ErC1ebnisse 
der Feldforschung negativ beeinträchtigen können, und zwar 
sowohl was Grundlaqen- als auch anC1ewandte Forschuna betrifft. 

Das Konzept von Campbell u. Stanley (1963) bzw. in der erwei-
terten Form von Cook u. Campbel 1 ( 1979 l wurde von anderen 
Autoren speziell für die Psychotherapieforschung in einigen 
Punkten modifiziert, z.T. wurden die Faktorenlisten eraänzt 
(s. hierzu besonders Bastine 1970, S. 544; Amelang u. Lasogga 
1975, S. 280; Kirchner u.a. 1977; Köhnken u.a. 1979). Die von 
diesen Autoren aufgezählte und insbesondere von Cook u. 
Campbell (1979) ergänzte Liste der Störfaktoren der Validität 
einer Untersuchung, wird in wesentlichen Punkten jeweils über-
nommen, wobei das Gewicht der einzelnen Störfaktoren teilweise 
anders gesehen wird. Da die Zahl der Störfaktoren der Validi-
tät zumindest einer C1rößeren empirisch sozialwissenschaftli-
chen Untersuchung nahezu unbegrenzbar ist, worauf auch Cook u. 
Campbell (19791 bereits in aller Deutlichkeit hinwiesen, ver-
wundert es nicht, daß die voroeqebene Liste von einiaen der 
Autoren ergänzt wird. 

Die große Zahl dieser "Fehlermöglichkeiten" macht die Schwie-
rigkeit deutlich, in diesem Bereich der Forschung <1esicherte 
Erkenntnisse zu gewinnen. Zu Recht betont Hagan (1982, S. 28): 
"The sure way to avoi d error in research i s not to do any 
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research. Thi s i s another way of rei nforci ng our poi nt that 
error is ever present in even the best research". Forschungs-
ergebnisse, gerade auch in der Behandlungsforschung, werden 
von den Autoren oft allzu leichtfertiq und damit iiberinter-
pretiert. Zu Recht wird jedoch auch darauf hinqewiesen, daß 
einerseits nicht alle Fehler in jeder Untersuchunq auftauchen 
müssen und andererseits deren Gewicht hinsieht] ich der Ein-
schränkung der Aussagekraft der Resultate unterschiedlich ist. 
So betonen Cook u. Campbell (1979, S. 41 f.): "No list of 
threats is the perfect one; and our outlines forces that we 
believe plausibly occur in basic or applied research in field 
settings. But though we consider each threat plausible, we do 
not believe that each operates with equal frequency or that 
each affects outcome variables to the same degree". 

Besonderes Gewicht kommt, wie bereits Campbell u. Stanley 
(1963) betonen, der internen Validität einer Untersuchung zu, 
da die Ergebnisse, wie oben erwähnt, letztlich nur dann inter-
pretierbar sind, wenn die interne Validität geoeben ist. Des-
halb muß sie jeweils genau geprüft werden. Nur im positiven 
Falle lohnt es sich, der Frage der externen Validität nachzu-
gehen; sind die Resultate einer Untersuchung aufgrund fehlen-
der interner Validität nicht aussagekräftig, erübrigt sich die 
Frage nach ihrer Verallgemeinerbarkeit (vql. hierzu auch 
Gadenne 1976 l. 

Die interne Validität empirisch sozialwissenschaftlicher Unter-
suchungen ist nun, wie von methodischer Seite zu Recht immer 
wieder betont wurde, bei der Verwirklichunq von echt-experimen-
tellen Versuchsplänen in der Regel höher als bei quasi-experi-
mentellen Plänen oder Feldstudien. Durch Zufallszuweisung der 
Probanden zur Kontroll- und Experimentalgruppe, wie sie in 
einem echten Experiment erfolgt, können viele der diskutierten 
Störfaktoren, insbesondere der internen Validität, kontrol-
1 iert werden, was die Aussagekraft der gefundenen Resultate 
erhöht. Es darf hierbei jedoch zweierlei nicht übersehen 
werden: 

40 



1. Es können durch Randomisierung nicht alle Störfaktoren 
der internen Validität beseitigt werden und 

2. echt-experimentelle Versuchspläne brinqen in der Regel 
den Nachteil mit sich, daß die externe Validität gegen-
über quasi-experimentellen Plänen reduziert ist, d.h. 
die Frage nach der Verallgemeinerbarkeit der Resulta-
te, die ja gerade auch im kriminologischen Bereich 
eine große Rolle spielt, ist zumeist negativer zu 
beurteilen als bei Quasi-Experimenten. 

"Some ways of increasing one 
decrease another kind" {Cook 
auch Kury 1983d, S. 59 ff.). 

Zu 1.: 

kind of validity will probably 
u. Camp bell 1979, S. 82; vgl. 

Auch Cook u. Campbell (1979, S. 56 ff.) weisen ausdrücklich 
auf die Vorteile der Randomisierung hin, betonen jedoch gleich-
zeitig, daß einige die interne Validität einer Untersuchung 
beeinträchtigende Störfaktoren auch dadurch nicht kontrolliert 
werden können. "Though randomization conveniently rules out 
many threats to internal val idity, it does not rul e out al 1 of 
them" {Cook u. Campbell 1979, S. 561. 

Die Forderung nach Zufallszuweisung der Probanden zu Kontroll-
und Experimentalgruppe ist prinzipiell zu unterstützen; es 
darf jedoch nicht der Anschein erweckt werden, daß durch ein 
solches Vorgehen die methodischen Probleme insgesamt gelöst 
seien, denn auch echte Experimente beinhalten, insbesondere in 
der Feldforschung, noch viele Möglichkeiten der Beeinträch-
tigung der Aussagekraft der gefundenen Resultate, so daß sich 
selbst bei Verwirklichung dieses methodischen Zieles noch zahl-
reiche Zweifel hinsichtlich der Gültigkeit der Resultate auf-
tun können. So betonen Cook u. Campbell (1979, S. 56) zu 
Recht: "We want to make cl ear that, whi 1 e randomi zed experi -
ments are superior to quasi-exeriments with respect to inter-
nal validity, they are not perfect". Methodenkritik an der 
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Behandlungsforschung wird auch bei der Verwirklichung einer 
Zufallszuweisung nicht verstummen. 

Zu 2.: 

Die Beziehungen zwischen den Validitätskriterien sind so, daß, 
wie bereits angedeutet, niemals alle in idealer Weise berück-
sichtigt werden können. Vielmehr bewirkt die Erhöhung der 
einen Validität u.U. zwangsläufig die Beeinträchtigung einer 
anderen. Cook u. Campbell (1979, S. 82) betonen in diesem 
Zusammenhang: "Some ways of increasing one kind of val idity 
will probably decrease another kind". So erhöht beispielsweise 
eine Zufallszuweisung, wie erwähnt, in der Regel die interne 
Validität. Andererseits bestehen im Bereich des Strafvollzugs 
gegenüber einem solchen Vorgehen z.T. erhebliche Bedenken 
- auch juristischer Art-, was dazu führen kann, daß Anstal-
ten, die sich trotzdem dazu bereit erklären, bei einem entspre-
chenden Experiment mitzuarbeiten, von vornherein eine positive 
Auswahl aus allen Vollzugsanstalten darstellen; beispielsweise 
insofern, als von der Anstaltsleitung und vom Fach- bzw. 
Aufsichtspersonal eine größere Offenheit gegenüber Neuerungen 
besteht, die Anstaltsatmosphäre aufgeschlossener ist u.a. Auch 
könnte sich eine Anstalt für ein aufwendiges Forschungspro-
gramm zur Evaluation aus "pol iti sehen" Gründen bereit erkl ä-
ren, weil etwa bekannt ist, daß die Aufsichtsbehörde das 
Programm unterstützt und wünscht und sieh die Anstaltsleitung 
durch das "Entgegenkommen" Vorteile anderer Art {Ausbau des 
Personalbestandes, Verwirklichung von Neubauvorhaben u.ä.) ver-
spricht {vgl. zu diesen politischen Gesichtspunkten der Evalua-
tionsforschung auch Kury 1983d; 1985). 

Dieses schränkt die externe Validität ein, da die Resultate 
nicht mehr uneingeschränkt auf den Strafvollzug übertragen 
werden können, sondern im Extremfall nur für die untersuchte 
Anstalt Gültigkeit haben. 

Die Konstruktvalidität kann etwa dadurch erhöht werden, daß 
die einzelnen Konstrukte mehrfach operationalisiert werden, 
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z.B. durch verschiedene Testverfahren erfaßt werden. Das er-
höht jedoch den Testaufwand, was die Motivation der Probanden 
sowie die Reliabilität der Daten negativ beeinträchtigen kann. 
Unter Umständen trägt der erhöhte Testaufwand so zu einer 
Steigerung der Ausfallquoten während der Untersuchung bei und 
würde damit die inierne Validität reduzieren. 

Die von Campbel l u. Stanl ey ( 1963) und in erweiterter Form von 
Cook u. Campbell (1979) sowie von Kirchner u.a. (1977), 
Köhnken u.a. (1979), ferner Krauth (1983) diskutierten Stör-
faktoren der Validität empirisch sozialwissenschaftlicher Un-
tersuchungen zeigen de u t·1 ich die Schwierigkeiten derartiger 
Forschungen, wobei, wie bereits erwähnt, keineswegs alle die 
Aussagekraft einer Studie beeinträchtigenden Faktoren genannt 
werden. Dennoch bleibt festzustellen, daß die einzelnen Validi-
tätskonzepte in ihrer Unvollständigkeit bereits idealistische 
Ansätze im Hinblick auf die realen Bedingungen der Forschungs-
praxis und die Möglichkeiten der Verwirklichung der Konzepte 
in der Feldforschung darstellen. Auf dieses Problem wird im 
folgenden anhand konkreter Studien, insbesondere aus dem Be-
reich der Behandlungsforschung, noch näher eingegangen. 

5.2 Theoriedefizit in der Kriminologie sowie in den Behand-
1 ungsansätzen 

Ein wesentlicher immer wieder hervorgehobener und auch vor dem 
Hintergrund von Sekundäranalysen diskutierter Kritikpunkt an 
bisherigen Evaluationsstudien ist derjenige der defizitären 
theoretischen Fundierung der einzelnen Studien. 

Kaiser (1982, S. 16) weist auf die Gefahr hin, daß die Sank-
ti onsforschung sieh in einer bloß deskriptiven Datensammlung 
erschöpft, Auf der anderen Seite wird von Heinz (1983b, S. 27) 
bezweifelt, "daß eine einzige Theorie in der Lage sein wird, 
aussagekräftig die verschiedenen Kriminalitätsphänomene zu er-
klären", wenngleich dies als Endziel gelten mag. Als Nahziel 
dürfte die Entwicklung fundierter "Theorien mittlerer Reich-
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weite", die sich auf eingrenzbare Bereiche straffälligen Ver-
haltens beschränken, nicht aus dem Auge verloren werden. 

Lipton u.a. (1975, S. 628) betonen die zentrale Bedeutung 
einer theoretischen Orientierung, sowohl für die Behandlung 
als auch der Forschung bei Straffäl 1 igen. Ohne eine adäquate 
Theorie kann nach diesen Autoren letztlich nicht bzw. nur 
unzulänglich entschieden werden: 

1. Wieweit ein Behandlungsprogramm tatsächlich sein Ziel 
erreicht hat, 

2. für welche Straftäter dieses Behandlungsprogramm geeig-
net ist, 

3. wel ehe konkreten Verhaltensweisen durch das Programm 
geändert werden können, 

4. wielange die Behandlung dauern sollte und für welchen 
Zeitraum damit zu rechnen ist, daß die Wirkung anhält 
und 

5. nach welchen Behandlungsprozessen ein Straftäter letzt-
lich ohne Gefährdung der inneren Sicherheit in die 
Gemeinschaft zurückgeführt werden kann und wie diese 
Prozesse zu beschleunigen sind (vgl. Lipton u.a. 1975, 
S. 628). 

Neben befriedigenden Kriminalitätstheorien fehlt es schließ-
1 ich ebenso an adäquaten Therapietheorien bzw. Persönlichkeits-
theorien. Solange ein stringentes theoretisches System hin-
sichtlich der begründeten Anwendung bestimmter Behandlungsmaß-
nahmen bei Straffälligen fehlt, werden sich weiterhin für die 
Evaluationsforschung erhebliche Schwierigkeiten ergeben. 

5.3 Erfolgskriterium 

Der Wahl und Begründung eines Erfolgskriteriums kommt in der 
Evaluationsforschung eine ausschlaggebende Bedeutung zu; von 
der Auswahl des Erfolgskriteriums hängt es weitgehend ab, 
wieweit die Wirkung einer Behandlung bzw. welche Aspekte der-
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selben überhaupt erfaßt werden können. Solange über die spezi-
fische Wirkungsweise der Behandlung relativ wenig bekannt ist, 
gestaltet sich die Auswahl des "richtigen" Kriteriums jedoch 
außerordentlich schwierig. Die Vorstellungen über die Variable 
Be h an d l u n g s er f o l g und deren Zusammensetzung i n e i n z e l n e n St u -
dien, sind keineswegs klar und einheitlich. Krüger (1977) 
stellt folgende Erfolgsmaße für die Wirkung von Treatments 
fest: 

- Rückfall, 
- geringere Schwere und Gefährlichkeit der Straftat nach 

einem Vergleich zur Zeit vor der Behandlung, 
- größerer zeitlicher Abstand zwischen zwei Straftaten 

nach einer Behandlung, 
Persönlichkeitsveränderungen in (psychol ogi sehen) Test-
verfahren unabhängig vom etwaigen weiteren strafbaren 
Verhalten, 

- größere Anpassung an Vorschriften und Regelungen inner-
halb der Anstalt oder Institution, 

- Verbesserung des schulischen und beruflichen Wissens und 
- größere berufliche Ausdauer und längeres Verbleiben an 

einer Arbei tsstel 1 e oder einem Wohnort nach einer Be-
handlung. 

In letzter Zeit wurde das Rückfallkriterium als Erfolgsmaßstab 
für die Beurteilung der Wirkung einer Behandlung zunehmend 
heftiger kritisiert (vgl. Ekstedt u. Griffiths 1984, S. 205), 
da es als Maßstab für den Erfolg einer Behandlung mindestens 
drei wesentliche Nachteile besitzt: 

l. Rückfall ist zu wenig klar definiert, 
2. Rückfall ist nicht eindeutig feststellbar und 
3. Rückfall ist zur Erfassung des Erfolges einer (psycho-

logischen) Behandlungsmaßnahme ein zu undifferenzier-
tes, somit kein ausreichendes Kriterium. 

Der Einsatz von Fragebogentechniken und ähnlichen Meßinstru-
menten, insbesondere Persönlichkeitsfragebogen zur Erfassung 
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eines Behandlungserfolges, ist sehr problematisch, da sie in 
der Regel für eine andere Klientel entwickelt wurden (vgl. 
Brickenkamp 1975; 1983; Hiltmann 1977; vgl. ausführlicher Kury 
u. Beckers 1983; s. zur Frage der Diagnostik in der So-
zialtherapie etwa auch Stemmer-Lück u. Rasch 1982; ferner zur 
Diagnostik bei sozial Auffälligen und Straftätern das von Kury 
u. Quensel herausgegebene Sonderheft der "Monatsschrift für 
Kriminologie und Strafrechtsreform" 1983, Heft 21. Im Zusammen-
hang mit der zunehmend kritischeren Sichtweise von Persönlich-
keitsinventaren wurden in den letzten Jahren auch vermehrt 
persönlichkeitspsychologische Testuntersuchungen bei Straftä-
tern problematisiert (vgl. zusammenfassend Kury u. Beckers 
1983). So wurde beispielsweise auf zu erwartende Verfälschungs-
tendenzen im Sinne der sozialen Erwünschtheit hingewiesen (et-
wa Kury 1983e; 1983f). Außerdem stellt sich die Frage, wieweit 
von den gewonnenen Testresultaten auf konkretes Verhalten, 
etwa Straffälligkeit, geschlossen werden kann (vgl. Eisenberg 
1979). Imoberdorf (1971) betont außerdem, daß bei diagno-
sti sehen Untersuchungen eine Unsicherheit besteht, auf wel ehe 
anderen Situationen das in der Testsituation geze~gte Verhal-
ten übertragbar ist. Da die gefundenen Unterschiede etwa in 
den Skalen eines Persönlichkeitsfragebogens vielfach außeror-
dent 1 i eh qeri no sind, wird die Übertragbarkeit der Resultate 
zusätzlich in Frage gestellt. 

5.4 Defizite in der formativen Evaluation 

Ein vielfach kaum zu lösendes methodisches Problem bei sozial-
wissenschaftlichen Untersuchungen stellt die Ausfallquote dar. 
Dadurch kann die Aussagekraft der gewonnenen Resultate erheb-
lich reduziert, wenn nicht völlig in Frage gestellt werden. 
Auch in der Psychotherapieforschung spielt das Problem der 
Ausfallquote, insbesondere bei sich länger hinstreckenden The-
rapie(verlaufs)studien, eine nicht geringe Rolle und wird ent-
sprechend, vor allem unter dem Aspekt der Validität der gewon-
nenen Resultate, intensiv diskutiert (vgl. etwa Brandt 1965). 
Probleme entstehen u.a. durch Therapieabbruch, Verweigerung 
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einer (weiteren) Teilnahme am Behandlungsprogramm sowie durch 
einen Ausschluß aufgrund von institutionellen Entscheidungen 
wie (vorzeitige) Entlassung aus der Haft oder Rückverlegung in 
eine andere Haftanstalt. 

Durch eine hohe Au?fallquote kann etwa auch eine Zufallszuwei-
sung der Probanden zu Beginn einer Untersuchung und die da-
durch erreichte Gleichartigkeit der Experimental- und Kontroll-
gruppe zunichte gemacht werden. Die am Ende übrig bleibenden 
Probanden sind eine kaum noch zu definierende Gruppe. Die 
Vera 11 gemei nerbarkei t der gewonnenen Daten ist gefährdet, da 
kaum noch bestimmt werden kann, für welche Probanden die 
Ergebnisse letztlich Gültigkeit haben. Eine große Rolle spie-
len Entscheidungen der Justizbehörden für die Ausfallquoten in 
der Untersuchungshaft, da deren Dauer für die einzelnen Proban-
den kaum abzuschätzen ist - dies zeigte sich in unserer eige-
nen Untersuchung (vgl. unten). 

Eines der zentralen Probleme der Erfolgsforschung ist die 
Definition valider und adäquater Kriterien für die Erfassung 
des therapeutischen outcomes, wovon das Ergebnis einer Erfolgs-
untersuchung erheblich abhängt. 

An der 2-Punkte-Messung (Pre-/Posttest) wird zu Recht kriti-
siert, daß die Testwerte, die an den zeitlichen "Extrempunk-
ten" erhoben werden, stark anfällig gegenüber Zufallseinflüs-
sen sind und daß von daher eine Mehrpunktemessung zu empfehlen 
ist. Diese bringt aber wegen mehrmaliger Vorgabe ein und des-
selben Testverfahrens, etwa eines Persönlichkeitsfragebogens, 
Ermüdungseffekte mit sich, die sich u.a. in einem stereotypen 
Antwortverhalten oder einer mehr vom Zufall als von bewußter 
Beantwortung der Items bestimmten Reaktionsweise ausdrücken 
dürfte. Andererseits sind Mehrpunkteerhebungen unumgänglich, 
um durch die Therapie bewirkte, in der Regel nicht linear oder 
gleichförmig verlauf ende Änderungsprozesse, erfassen zu können 
(vgl. Hartig 1975, S. 35). Besondere Probleme bei Mehrfachmes-
sungen bietet die statistische Auswertung der so erhaltenen 
Zeitreihen (vgl. etwa Gregson 1983). 
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Bei Pre-Post-Designs wird vielfach die Differenz zwischen den 
beiden Testwerten gebildet und das Ergebnis, je nach Richtung 
des Unterschiedes, interpretiert. Der Vorteil dieses Vorgehens 
liegt in seiner Einfachheit bezüglich der statistischen Berech-
nung. Gegen dieses Verfahren wurden jedoch erhebliche methodi-
sche Bedenken vorgebracht (vgl. etwa Bereiter 1963; Hartig 
1975, S. 75 ff.; Petermann 1978). So wird beispielsweise der 
Veränderungswert vom Ausgangswert beeinflußt ("Ausgangswert-
Problematik", vgl. etwa Renn 1974; Rückert 1976; Schmidt 1976; 
B l o m q u i s t 19 7 7 ; Myrte k u • a • l 9 77 ; W a 11 l 9 77 a ; l 9 77 b ; Lande r 
1979). Werden beispielsweise für ein Behandlungsprogramm im 
Strafvollzug kriminell stark belastete Straftäter ausgesucht, 
ist die Wahrscheinlichkeit sehr groß, daß diese in Zukunft 
weniger stark straffällig werden bzw. weniger Straftaten be-
gehen und zwar unabhängig von einer Behandlungswirkung (vgl. 
McCleary u.a. 1979). Festgestellte Differenzen dürfen deshalb 
nicht ohne weiteres im Sinne eines Behandlungserfolges inter-
pretiert werden, sondern können einen Regressionseffekt zur 
Mitte darstellen. 

Ein weiterer wesentlicher methodischer Mangel nicht nur der 
Behandlungsforschung, sondern auch der Psychotherapiefor-
schung, besteht im Fehlen von Nachuntersuchungen (Katamnesen) 
nach angemessenen Zeiträumen im Anschluß an das Behandlungspro-
gramm und, im Falle inhaftierter Straffälliger, nach Ent las-
sung aus dem Vollzug. 

5 .5 Neuere methodi sehe Konzepte und Ansätze in der Eval ua-
tionsforschung 

In den letzten Jahren wurden insbesondere im anglo-amerikani-
schen Bereich neuere methodische Konzepte der Evaluationsfor-
schung entwickelt bzw. ältere Ansätze für die Anwendung zur 
Prüfung der Wirkungsweise von Interventionen fruchtbar ge-
macht. Einen Überblick über solche neueren Entwicklungen gibt 
beispielsweise Wittmann (1984; s. auch 1981). In aller Regel 
handelt es sich hierbei um Konzepte, die im pädagogischen bzw. 
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klinisch-psychologischen Bereich Anwendung finden, bislang je-
doch bestenfalls in Ansätzen in die kriminologische Forschung 
eingegangen sind. 

Bei diesen neueren methodischen Evaluationsansätzen handelt es 
sich beispielsweise um die Delphi-Technik, die MAUT-Technik 
und das Goal-attainment-scaling (vgl. Dalkey 1969; Rosenthal 
1976; Edwards u.a. 1975; Keeney u. Raiffa 1976; Guttentag 
1979; Kiresuk u. Sherman 1968; zusammenfassend Wittmann 1981, 
s. 177 ff.; 1984, s. 317 ff.). 

Die Delphi-Technik ist eine Methode der individualisierten 
Befragung einer Expertengruppe und dient der Entwicklung und 
Verbesserung eines Gruppenkonsenses. Nach Wittmann (1984, 
S. 317) stellt sie "eine besonders gut geeignete Entschei-
dungs- und Bewertungshilfe (dar), wenn es sich um die Vorher-
sage von einzigartigen - im Gegensatz zu sich wiederholenden -
Bewertungen und Entscheidungen handelt". In Anlehnung an Brock-
hoff (1979, S. 2) kann eine Delphi-Studie folgende 9 Schritte 
umfassen (s. Wittmann 1981, S. 177 f.): 

l. Auswahl des Zielbestimmungsproblems (wie beispiels-
weise die Ziele eines Behandlungsprogramms), 

2. Auswahl von Personen zur Bearbeitung des Problems 
durch Abgabe von Urteilen oder Schätzungen, 

3. individuelle Befragung der einzelnen Teilnehmer, 

4. i ndi viduel l e Informationssammlung der einzelnen Tei 1-
nehmer, 

5. individuelle Antworten der einzelnen Teilnehmer, 

6. Auswertung der Antworten, 

7. Aufforderung zu Kommentaren ihrer individuellen Ant-
worten im Vergleich zum Gruppenergebnis, 

8. Bekanntgabe der i ndi viduel 1 en Kommentare und anderer 
Resultate einer Vorrunde an alle Teilnehmer und 

9. erneute Befragung der Teilnehmer usw. 
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Die multiattributive Nutzentheorie (MAUT) ist eine Technik, 
"die entwickelt worden ist, um Entscheidungsträgern zu helfen, 
Werte und Ziele zu bestimmen, Eigenschaften von Programmen zu 
quantifizieren und Selektionen zwischen Programmen zu ermög-
lichen" (Wittmann 1981, S. 179). Nach Guttentag (1979, S. 
132 ff.; vgl. auch Wittmann 1981, S. 179; 1984, S. 329 ff.) 
kann das Vorgehen bei MAUT mittels der 10 folgenden Schritte 
charakterisiert werden: 

1. Identifizierung von Personen oder Organisationen, 
deren Nutzen maximiert werden soll, 

2. Identifizierung des Problembereiches, für den die Nütz-
lichkeiten relevant sind, 

3. Identifizierung der zu bewertenden Einheiten, 

4. Identifizierung der relevanten Wertdimensionen, 

5. Aufstellung einer Rangreihe der Dimensionen nach deren 
Bedeutung, 

6. Einstufung der Dimensionen hinsichtlich ihrer Bedeu-
tung unter Anwendung einer Verhältnisskala (die am 
wenigsten bedeutende Dimension bekommt den Punktwert 
10, die übrigen werden in Relation hierzu eingestuft), 

7. Normierung der Bedeutsamkeitsgewichte in Koeffizien-
ten, die mit Wahrscheinlichkeitswerten vergleichbar 
sind, 

8. Feststellung des Ausprägungsgrades jeder zu bewerten-
den Einheit auf den Bewertungsdimensionen, 

9. Berechnung der Nützlichkeiten für die Einheiten, 

10. Entscheidung, wobei etwa_ das Programm mit dem größten 
Nutzen gewählt wird. 

Eine praktische Schilderung der Anwendung mit zahlreichen Bei-
spielen findet sich beispielsweise bei Edwards u. Newman 
(1982) und Edwards (1980). In der Zwischenzeit ist das Verfah-
ren in zahlreichen Anwendungsbereichen eingesetzt worden. So 
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bewerten damit etwa Snapper u. Seaver (1980; 1981) die Auswir-
kungen eines Programms zur Kriminalitätsbekämpfung. Edwards 
(1980) gibt einen Überblick zu Anwendungen des Verfahrens in 
18 verschiedenen Bereichen. Nach Wittmann (1984, S. 332) liegt 
der Erfolg von MAUT ähnlich wie beim unten beschriebenen 
Goal-attainment-scal ing "im klinischen Bereich darin begrün-
det, daß die Eval uati onshi l fen direkte Komm uni kati on mit den 
Betroffenen bzw. hier Entscheidungsträgern erzwingen und Infor-
mationsgrundlage, Ziele und Bewertungen integrieren". 

Das "Goal-attainment-scal ing" (GAS l ist heute der Oberbegriff 
für eine Vielzahl von Techniken, deren Gemeinsames es ist, daß 
sie auf spezifische Klientenziele und skalierbare Teilschrit-
te, bezogen auf diese Ziele, zuqeschnitten sind. Das Verfahren 
wurde von Ki resuk u. Sherman ( 1968 l entwi ekelt und in der 
deutschsprachigen klinisch-methodischen Literatur insbesondere 
von Wittmann (1981, S. 178; 1984, S. 320 ff.) beschrieben. 
Kiresuk u. Lund ( 1979) geben eine Übersicht über unterschied-
1 i ehe Ansätze. Davis ( 1973 l beschreibt mehrere Ansätze der 
Ziel- bzw. Kriterienskalierung. Eine kriterienorientierte Mes-
sung wurde allerdings bereits früher in der pädagogischen 
Psychologie entwickelt (vgl. Tyler 1950; 1969). Diese erreich-
te hier einen großen Einfluß auch auf die Testtheorie. Es 
wurden zahl reiche Testverfahren zur kriterien~rientierten 
Leistungsmessung entwickelt (vgl. etwa Fricke 1974; Fricke u. 
Lühmann 1983; Herbig 1978; Klauer 1978, S. 7 f.; Klauer u.a. 
1972 l. 

"Die Durchführung der Technik verlangt die Festlegung und 
Spezifikation von 
(Wittmann 1984, 

klaren und realistischen Behandlungszielen" 
S. 322). Diese Behandlungsziele werden auf 

5-Punkteskal en angegeben, wobei der erwartete wahrschei nl i ehe 
Ausgang unter Annahme einer wirkungsvollen Behandlung die Kate-
gorie O erhält. Negative Punktwerte (- 1, - 2) stellen weniger 
erwünschte Ausgänge dar, positive Punktwerte (+ l, + 2) bilden 
entsprechend mehr als erwartet gute Ausgänge. Die Kategorie 
+ 2 stellt somit das bestmögliche Ergebnis dar. "Jeder Zielbe-
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reich wird seiner relativen Bedeutung nach in Relation zu den 
anderen gewichtet. Hierin soll der 'Wert' dieses Zieles in 
Relation zu anderen sichtbar werden" (Wittmann 1984, S. 3221. 
Der Zustand eines Klienten wird nun vor und nach einer Behand-
1 ung bzw. der Durchführung eines Programms eingestuft. Die 
Skalierung und Gewichtung wird vor der Behandlung in Absprache 
mit dem Klienten selbst durchgeführt, ferner nach einem vorher 
festgelegten Zeitpunkt nach der Behandlung durch einen Exper-
ten, der in der Regel nicht im Behandlungsprogramm involviert 
ist, um die Unabhängigkeit der Einstufung zu gewährleisten. 

Ein Vorteil dieser Methode liegt in den individualspezifischen 
Skalen, wodurch es möglich wird, den Erfolg einer Behandlung 
gewissermaßen für jeden Klienten spezifisch zu erfassen. Die 
Punktwerte dieser individualspezifischen Skalen werden auf-
summiert durch die Berechnung eines zusammenfassenden GAS-
Punktwertes. Dieser stellt einen gewichteten Mittelwert der 
durchschnittlichen Zielerreichnung dar, korrigiert für die An-
zahl und die Interkorrelation der Skalen (vgl. Wittmann 1981, 
S. 1781. Für klinische Einrichtungen haben Garwick u. Lampman 
(1972) eine Inhaltsanalyse für eine große Zahl solcher indivi-
dualspezifischer Ziele durchgeführt und festgestellt, daß 95 % 
al 1 er Ziele und Problembereiche abgedeckt sind durch AgC1res-
sion, Alkohol, Angst, Entscheidunqsprobleme, Depression, Dro-
gen, Erziehung, Familie bzw. Ehe, Finanzen, interpersonale 
Beziehungen und soziale Aktivitäten, C1esetzliche Probleme, Le-
bensumstände, körperliche Beschwerden und Eigenschaften, psy-
chopathol ogische Symptome, Selbstbild, Sexualität, Selbstmord, 
Behandlung und Arbeit (vgl. Wittmann 1981, S. 178). 

Gerade diese Methode hat im klinischen Bereich eine beispiel-
lose Verbreitung als Evaluationsinstrument gefunden (Wittmann 
1984, S. 324; s. auch Smith 1981, S. 433). Die Gründe für den 
Erfolg sieht Wittmann (1984, S., 324 f.) insbesondere darin, 
daß GAS "sowohl die Kriterienfrage (beantwortet) als auch die 
Bewertung und den Informationserwerb und ••• einen demokrati-
schen nicht autoritären Aspekt in der gemeinsamen Zielfestle-
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gung (hat). GAS beteiligt und motiviert den Klienten dadurch 
besonders stark, bietet die 
Behandlungsergebnisse aus dem 

unmittelbare Rückkoppelung der 
Einzelfal 1 an den Therapeuten. 

GAS wirkt in dieser Hinsicht a 1 so auch korrigierend und ver-
stärkend für den Therapeuten". 

Selbstverständl ich ist auch diese Methode nicht ohne Kritik 
geblieben (vgl. Calsyn u. Davidson 1978; Seaberg u. Gillespie 
1977; zusammenfassend Wittmann 1984, S. 325 ff.). Ein Nachteil 
wird beispielsweise in der hohen Reaktivität des Verfahrens 
gesehen. Das führte zu einer Vermischung der Effekte der Mes-
sung mit denen des evaluierten Programms. Auch die weitgehende 
Beliebigkeit der Ziele bzw. die Verfälschbarkeit und Möglich-
keit der Vorspiegelung großer Effekte allein dadurch, daß 
leicht zu erreichende Ziele ausgewählt werden, birgt Probleme 
in sich. Die Validität des Verfahrens ist wegen der Individual-
spezifität schwer zu beurteilen. 

In der kriminologischen Forschung wird dieses Evaluationsver-
fahren neuerdings auch in der Bundesrepublik angewandt (vgl. 
Nemec 1984a; 1984b; s. auch Kury 1985 l. Größere Erfahrungen 
und Ergebnisse liegen bei uns jedoch bislang aus diesem An-
wendungsbereich noch nicht vor. 

Insgesamt bieten diese zum großen Teil im klinisch-psychologi-
schen Bereich insbesondere in den USA bewährten Evaluations-
techniken, zusätzliche Möglichkeiten der Überprüfung der Wirk-
samkeit von (Behandlungs)Programmen. Von daher sollten sie 
auch in der heutigen kriminologischen Forschung mehr Berück-
sichtigung finden. 

5.6 Probleme in der Durchsetzung eines experimentellen For-
schungsdesigns 

Zahl rei ehe gescheiterte Versuche zeigen, wie schwierig es of-
fensichtlich ist, echt experimentelle Versuchspläne in der 
Strafvollzugsforschung, insbesondere bezüglich der Evaluation 
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von Resozialisierungsmaßnahmen, zu verwirklichen (vgl. 
u.a. 1981, S. 103 f.l. Mit zunehmender Kritik durch 

Martin 
Sekun-

däranalysen empirischer Forschung wurde die Forderunq nach der 
Verwirklichung experimenteller Versuchspläne in der Behand-
1 ungsforschung stärker vorgebracht und von methodischer Seite 
zu Recht darauf hingewiesen, daß experimentelle Versuchspläne 
mit Zufallszuweisung einen Großteil, wenn auch nicht alle, der 
Validitätsprobleme lösen könnten (vgl. Riecken u. Boruch 1974; 
Greenwood 1962; Butollo 1978; Denzin 1970; Kerlinger 1978). 

Gegen das wi.::htigste Kriterium für echt experimentelle Ver-
suchspläne, die Zufallszuweisung der Probanden zu Experimen-
tal- und Kontrollgruppen, werden jedoch vonseiten der Prak-
tiker bzw. der Administration erhebliche Bedenken rechtlicher, 
ethischer, aber auch organisatorischer Art vorgebracht und 
entsprechender Widerstand geleistet, welcher die Praktizierung 
der Zufallszuweisung oft während des Verlaufs eines Projektes 
verhindert. Das ethische Problem einer Zufallszuweisung wird 
insbesondere darin gesehen, daß einer Gruppe von Probanden die 
Vorteile der Behandlung vorenthalten werden. Trotz der berech-
tigten Hinweise auf die Wahrung des Gleichbehandlungsprinzips 
wird jedoch hierbei übersehen, daß es ja gerade Ziel des 
Forschungsvorhabens ist, die Wirkungsweise der Behandl unq zu 
erfassen, daß somit deren positiver Effekt noch keinesweqs 
gesichert festgestellt wurde und auch mit negativen Auswirkun-
gen des Treatments gerechnet werden muß <vgl. etwa Wittmann 
1981, S. 172). Die Zuweisung von Insassen einer Strafvollzugs-
anstalt zu Behandlungsmaßnahmen nach dem Zufallsprinzip ist 
auch solange anderen Vorgehensweisen vorzuziehen, als nicht 
alle Betroffenen in den Vorzug einer Behandlung kommen können, 
was nahezu ausnahmslos der Fall sein dürfte, und keine gesi-
cherten Erkenntnisse darüber vorliegen, für welche Personen 
die Behandlung besonders geeignet ist, also die Frage nach der 
Indikation zumindest ansatzweise gelöst ist. Ungerechtigkei-
ten, beispielsweise in Form von Bevorzugungen "beliebter" Ge-
fangener bei der Aufnahme in Behandlungsprogramme, können 
durch das Zufal 1 spri nzi p am ehesten unterbunden werden, und 
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deshalb wird dieses in Befragungen von den Betroffenen selbst 
als die fairste Selektionsmethode beurteilt (Wortman u. Rabino-
witz 1979). 

Neben ethischen Bedenken werden auch juristische Einwände ge-
genüber einer Zufallsauswahl gemacht und befürchtet, daß Insti-
tutionen in Rechtsstreite verwickelt würden, die Insassen, 
welche für ein Forschungsprogramm nicht ausgewählt wurden, 
anstrengen könnten (vgl. z.B. Morris 1966; Zimring 1974). 

Weitere Einwände gegenüber einem experimentellen Design kommen 
vonseiten der Forscher selbst und richten sich auf dessen 
"Künstlichkeit" und "Praxisferne", denn oft müssen, um experi-
mentelle Versuchspläne zu verwirklichen, erhebliche Eingriffe 
in die Praxis vorgenommen werden, die eine künstliche Situa-
tion schaffen, die ihrerseits wesentlichen Einfluß auf die 
erzielten Resultate haben kann. 

Vor dem Hintergrund der Schwi eri gkei ten, die bei einem expe-
rimentellen Vorgehen gerade in der Behandlungsforschung zu 
überwinden sind, und der Problematik, daß auch bei diesem 
methodisch strengen Forschungsdesign letztlich die Validität 
einschränkende Störfaktoren unüberwindbar bleiben, ja wie er-
wähnt, teilweise erst geschaffen werden können, ist es nicht 
verwunderlich, daß manche Autoren prinzipiell gegen experimen-
telle Forschungspläne sind (vgl. beispielsweise Hackler 1978; 
Guba u. Lincoln 1981 ). 

Insgesamt bleiben die Kritiker des experimentellen Forschungs-
ansatzes auch in der empirischen Kriminologie - zumindest in 
der sozialwissenschaftlich orientierten - jedoch in der Minder-
zahl. Statt echt experimenteller Designs mit Zufallszuweisung 
der Probanden zu Kontroll- und Experimentalgruppe werden in 
der empirischen Sozialforschung und entsprechend auch in der 
Kriminologie sehr oft quasi-experimentelle Versuchspläne ange-
wandt. Hierbei sind die Anforderungen an das methodische vorge-
hen nicht so streng, was die Durchführung der Untersuchungen 
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einerseits erleichtert, andererseits aber die Aussagekraft der 
gewonnenen Resultate in der Regel einschränkt. Quasi -Experi -
mente unterscheiden sich von echten Experimenten dadurch, daß 
auf eine Zufallszuweisung der Probanden verzichtet wird. 
"Quasi-experiments are those in which all the elements of the 
true experiments are present except for the random assignment 
of people to groups" (Williamson u.a. 1982, S. 229). 

Vortei 1 e des quasi-experimentel 1 en Vorgehens werden i nsbeson-
dere darin gesehen, daß die Künstlichkeit des echten Experi-
ments abgeschwächt und die Gegebenheiten der sozialen Realität 
stärker berücksichtigt werden können (vgl. etwa Opp 1969; 
1976). 

Die wesentliche, die Aussagekraft der Resultate einschränkende 
Problematik bei quasi-experimentellen Versuchsplänen er9ibt 
sich daraus, daß Unterschiede zwischen Experimental- und Kon-
trollgruppe, wie sie sieh nach einer Behandl un9smaßnahme zei -
gen, nicht mehr strin9ent auf die Behandlun9 selbst zurückge-
führt werden können, da auch Sel ekti onseffekte die Ursachen 
der gefundenen Differenzen sein können. Gerade im Berei eh der 
Behandlungsforschung muß mit solchen, die Validität der gefun-
denen Resultate beeinträchtigenden Effekten, gerechnet werden. 
So weist beispielsweise Coignerai-Weber (1979, S. 344) darauf 
hin, daß das Aufnahmeverfahren in der Sozial therapeutischen 
Anstalt Berlin-Tegel (Haus IV), der größten bundesdeutschen 
Vollzugsanstalt dieser Art, auf freiwilliger Basis erfolgt. Es 
muß hier davon ausgegangen werden, daß sieh insbesondere Be-
handl ungsmoti vierte, ferner Insassen mit positiver Legalpro-
gnose melden, was unter Umständen Unterschiede in der Rückfall-
quote zwischen Behandelten und Nicht-Behandelten zu erklären 
vermag. 
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6. Zu berücksichtigende Punkte bei der Evaluationsforschung 
im Strafvollzug 

6. 1 Ausführliche theoretische Begründung des Forschungsan-
satzes 

Wie oben dargelegt wurde, ist eine ausführliche theoretische 
Begründunci des Forschungsansatzes nicht nur für die Entwick-
lung eines konkreten Versuchsplanes, sondern ebenso für dessen 
Umsetzung im Rahmen eines Projektes wie auch für die Inter-
pretation der gewonnenen Daten wichtig. So ist beispielweise 
im Rahmen eines Behandlungsforschungsprojektes die Wahl eines 
konkreten Treatments und damit zusammenhängend der Erfolgs-
kriterien nur auf der Basis theoretischer Uberlegunqen begründ-
bar. Hierauf weisen beispielsweise, wie oben ausgeführt, Cook 
u. Campbell (1979, S. 59 ff.l im Rahmen ihrer Überlegungen zur 
Konstruktvalidität ausführlich hin. 

Da, wie bereits erwähnt, insbesondere psychol ogi sehe Krimi na-
1 itätstheori en, aber auch einzelne Psychotherapi etheori en, so 
etwa in der Gesprächspsychotherapie, bislang noch sehr lücken-
haft sind und vor allem eine Verbindung zwischen diesen bisher 
weitgehend fehlt, wird auch die theoretische Fundierung in 
einem Forschungsprojekt zwangsläufig lückenhaft sein müssen 
(vgl. zum empirischen Gehalt der wichtigsten Kriminalitäts-
theorien etwa Springer 1973). Dennoch sollte eine Evaluations-
studie rational begründet, d.h. theoretisch fundiert werden. 
Die theoretischen Ausführungen sollten möglichst Angaben über 
die Begründung des gewählten Treatments in Verbindung mit den 
i n t end i er t e n Programm z i e 1 e n , über d i e Aus w a h 1 der Kr i t er i e n 
zur Erfassung der Behandlungswirkung sowie zum Ausmaß des 
erwarteten Erfolges der Behandlung enthalten (vgl. hierzu etwa 
Suchman 1967, S. 28). Die Fragestellung der Untersuchung ist 
möglichst genau herauszuarbeiten, zu präzisieren und einzu-
grenzen auf die Bereiche, zu denen aus dem Forschungsvorhaben 
Informationen zu erwarten sind. Das ist insbesondere auch im 
Hinblick auf die Zusammenarbeit mit den Praktikern wichtig, da 
von dieser Seite oft überhöhte Erwartungen an ein aufwendiges 
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Forschungsvorhaben herangeträgen werden. Zu erwartenden Enttäu-
schungen sollte durch eine klare Begrenzung der Fragestellung 
vorgebeugt werden (vgl. hierzu etwa auch Krauth l9B3, S. 6). 

Eine möglichst genaue Ausarbeitung des Forschungsplanes in 
diesen Bereichen erleichtert insbesondere auch die Auswertung 
und Interpretation der gefundenen Resultate. Diese sollten 
wiederum Grundlage für eine weitere Spezifizierung der theo-
retischen Aussagen bilden. 

6.2 Sorgfältige Festlegung des Forschungsdesigns sowie der 
Datenerhebung 

Auf der Grundlage der theoretischen Überlegungen sollte eine 
möglichst umfassende und genaue Ausarbeitung und Festlegung 
des Forschungsdesigns erfolgen. Die einzelnen Schritte sollten 
beschrieben und begründet werden. Hierbei ist selbstverständ-
lich eine Zusammenarbeit und Absprache mit den betroffenen 
Praktikern insofern wichtig, als letztlich der Forschungsplan, 
gerade bei Untersuchungen zur Behandlungsforschung, nur unter 
deren Mitarbeit umsetzbar sein dürfte. Fragen etwa nach der 
Erreichbarkeit der erwünschten Daten dürften hier eine große 
Rolle spielen (vgl. etwa Albright u. Jaffe 1973). 

Die Organisation einer u.U. über mehrere Jahre sich hinziehen-
den Evaluation von Behandlungsmaßnahmen in einer Vollzugsan-
stalt sollte bis in einzelne Schritte mit den Praktikern, 
sowohl den direkt vom Vorhaben Betroffenen, etwa in der An-
stalt, aber auch der übergeordneten Behörde abgestimmt werden, 
da ansonsten zu viele Mißverständnisse und Konflikte auftreten 
können und die Gefahr eines Scheiterns des gesamten Vorhabens, 
eventuell nachdem bereits große Mühe investiert wurde, zu groß 
ist. Zur Vermeidung von Konflikten ist auch die Zuständigkeits-
verteilung im Forschungsprojekt möglichst vorab zu klären. Da 
die Praktiker in der Regel über eine Fülle von insbesondere 
strukturellem Detailwissen verfügen, ist ihre Mitarbeit bei 
der Forschungsplanung auch insofern wichtig, als dadurch nicht 
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nur eine größere Praxisrelevanz des Projekts erreicht werden 
dürfte, sondern auch die Ausschaltung von Störfaktoren bereits 
in der Projektanlage berücksichtigt werden kqnn. Vollzuqspsy-
choloqen können beispielsweise bei der Entwicklung von Erhe-
bungsinstrumenten wesentliche Hinweise geben, um so etwa zu 
vermeiden, daß Itemf9rmulierunqen zu akademisch ausfallen oder 
für die Insassen zu irrelevante oder gar unbekannte Bereiche 
abgefragt werden. Schließlich <Jewährleistet eine Beteiliounq 
der Praktiker schon bei der Planung des Voroehens auch eher 
die Umsetzung der gefundenen Resultate. Über die Kooperation 
mit den Betroffenen hinaus erscheint es unter den Gesichtspunk-
ten der Validität der Studie erforderlich, daß in der Beschrei-
bung des Forschungsplanes eine Definition der zu erhebenden 
Stichproben, die Festlegung der einzelnen Messun9en sowie die 
Berücksichtigung von Kovariablen enthalten sind (vgl. Krauth 
1983, s. 6 f.). 

6.3 Exakte Beschreibung der Implementation des Programms und 
des Projektverlaufs 

Um eine möglichst hohe Validität hinsichtlich der Aussaqekraft 
der Resultate einer Evaluationsstudie im Strafvollzug zu er-
reichen, sollten im einzelnen etwa die angeführten Punkte 
beachtet werden. Wir sind uns darüber im klaren, daß es sich 
hierbei um einen "Idealkataloq" handelt, der in der Praxis nur 
teilweise umgesetzt werden kann: 

Erfassung der Organisation und inneren Struktur der 
Anstalt, 

- Beschreibung des Vollzugsstabes, 
- Erfassung und Beschreibung der Anstaltsatmosphäre, 
- Definition der Behandlungsgruppe (Experimentalgruppe), 
- Definition der Kontroll-/Vergleichsgruppe, 
- Beschrei bun<1 der Therapeuten bzw. des Behandl ungsper-

sonal s, 
- Erfassung der Interaktionsstrukturen zwischen Thera-

peuten, Insassen und Institution, 
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- Beschreibung des durchgeführten Behandlungsprogramms, 
- Erfassung des weiteren Anstaltsprogramms, 
- Erfassung besonderer Vorkommnisse in der Anstalt, 
- Erfassung von Maßnahmen, welche die Behandlung und ihre 

Wirkung beeinflussen können, 
- persönlichkeitspsychologische Untersuchungen (Pre-/Post-

tests), 
- Erfassung von Maßnahmen zur Entlassungsvorbereitung, 
- Erfassung von Maßnahmen zur Nachbetreuung nach Haft-

entlassung, 
- Erfassung nachinstitutioneller Lebenslaufdaten, 
- Durchführung der Katamnesen, 
- Datenanalyse. 

Die angeführten Punkte sind bezüglich eines 
bens im Strafvollzug wichtig und sollten 

Forschungsvorha-
nach Möglichkeit 

beachtet werden und zwar, soweit sie sich nicht auf das engere 
Therapieprogramm beziehen, sowohl für die Experimental- als 
auch Kontrollgruppe. Daß es sieh um keine erschöpfende Liste 
handelt, wurde bereits betont. Wir gehen nicht davon aus, daß 
jeweils alle Punkte innerhalb eines Forschungsvorhabens - wenn 
überhaupt - in befriedigender Weise berücksichtigt werden kön-
nen. Vielmehr zeigt sich unter den komplexen wie auch dynami-
schen Bedingungen der Feldforschung eher das Gegenteil: Häufig 
müssen bereits bei der Planung eines Forschungsprojektes, ins-
besondere aber bei dessen Durchführung, Abstriche vom idealen 
Forschungsplan gemacht werden. Insofern handelt es sich hier 
um einen "Idealkatalog". 

Wie sich aus diesem Rahmenplan für ein Forschungsprojekt er-
gibt, bringt ein solches umfassendes Forschungsprogramm eine 
nicht unerhebliche Belastung für die Anstalt selbst mit sich. 
Deshalb ist es auch nur in enger Kooperation mit und durch 
Unterstützung des Anstaltsstabes durchzuführen. Auch die Straf-
gefangenen selbst müssen zu einer Mitarbeit gewonnen und moti-
viert werden können. Selbst wenn jedoch eine Kooperationsbe-
reitschaft bei allen Betroffenen einer Anstalt vorhanden ist, 
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garantiert das noch keine erfolgreiche Durchführung im Sinne 
des dar9estellten Rahmenplanes. da - wie auch in den meisten 
Untersuchungen gezeigt werden konnte - eine Vollzugsanstalt 
ein störungsanfälliges System darstellt, das nicht nur von 
einer internen Dynamik beeinflußt, sondern auch externen ( po-
1 it i schen, verwaltungsmäßigenl Einflüssen aus9esetzt ist. 

Selbst wenn nicht alle Punkte berücksichtigt werden können, 
müssen selbstverständlich ein Forschungsvorhaben und seine Re-
sultate nicht wertlos sein. Die gefundenen Erkenntnisse können 
trotzdem zu einer Bereicherung des Wissensstandes beitragen 
und auch für die Praxis wesentliche Hinweise für eine gezielte 
Weiterentwicklung bringen. Allerdings ist vonseiten des For-
schers zu prüfen. welche Störeinflüsse u.U. die Validität der 
Aussagen beeinträchtigen. Entsprechend vorsichtig sind die Er-
gebnisse darzustellen. Ansonsten ist die Gefahr zu groß. daß 
die Resultate überinterpretiert werden und auch Repl ikations-
studien gegenüber nicht standhalten. Ein Teil der kontroversen 
Diskussion zur Wirksamkeit sozialtherapeutischer Behandlung 
dürfte darauf zurückzuführen sein, daß die gefundenen Resul-
tate allzu großzügig interpretiert wurden (vgl. hierzu etwa 
auch die Beiträge in Kury 1983cl. 
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1. Rechtliche Situation der U-Haft 

Obwohl die Anordnung einer Untersuchungshaft unbestreitbar 
einer 
gers 
19 59, 

der schwerwiegendsten Eingriffe in das Leben eines Bür-
darstellt (vgl. Hauser 1978, S. 227; Schmidt-Leichner 
S. 841 l und schon von daher 

Festlegung und ·Kontrol 1 e über deren 
eine strenge gesetzliche 

Praxis aus rechtsstaat-
liehen Gründen erforderlich ist, ist dieser Bereich bis heute 
nur sehr unvollkommen geregelt und "unter rechtsstaatlichem 
und jugendspezifischem 
(Kreuzer 1978b, S. 338). 

Blickwinkel äußerst fragwürdig" 

Die Untersuchungshaft hat nach den §§ 112 ff. und 230 der 
Strafprozeßordnung (StPO) den alleinigen Zweck, das Erkenntnis-
verfahren sowie die Vollstreckung der ausgesprochenen Strafe 
zu sichern. Entsprechend regeln die§§ 112 und 112a StPO die 
Voraussetzungen, die gegeben sein müssen, damit eine Unter-
suchungshaft verhängt werden kann. Hiernach kann Untersuchungs-
haft angeordnet werden, wenn der Beschuldigte "der Tat drin-
gend verdächtig ist und ein Haftgrund besteht" (§ 112 Abs. 1 
StPO). Weiterhin ist der verfassungsrechtliche Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit zu beachten, der gebietet, Ausmaß und 
Dauer derselben auf das dringend Notwendigste zu beschränken. 

Seit Jahren wird 
Fachliteratur auf 
Untersuchungshaft 

in 
die 

( vgl . 

der juristischen und kriminologischen 
ungenügende gesetzliche Regelung der 
zusammenfassend Kaiser 1984) und auf 

die 
die 

unbefriedigende tatsächliche 
schlechten Verhältnisse im 

Situation, insbesondere 
Untersuchungshaftvollzug 

auf 
für 

Jugendliche und Heranwachsende hingewiesen, der nach den ge-
setzlichen Bestimmungen erzieherisch gestaltet werden soll. 
Von verschiedener Seite wurde z.B. immer wieder darauf aufmerk-
sam gemacht, daß die im Gesetz vorgeschriebene erzieherische 
Gestaltung der Untersuchungshaft für Jugendliche in der Praxis 
keineswegs eingehalten wird. 

Nach § 93 Abs. 1 JGG sol 1 die Untersuchungshaft an Jugendl i-
chen "nach Möglichkeiten in einer besonderen Anstalt oder 
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wenigstens in einer besonderen Abteilung der Haftanstalt 
vollzogen werden. Beides ist vielfach nicht der Fall, so daß 
auch bei Jugendlichen, vor allen bei weiblichen Untersuchungs-
gefangenen, oft nur der Erwachsenenstrafvollzug für die Durch-
führung der Untersuchungshaft übrig bleibt (vgl. Kreuzer 
1978b, S. 348). 

Im Gegensatz zum Strafvollzug, der für die krimi nol ogi sehe 
Forschung offensi chtl i eh ein attraktiver es Thema bildet (vgl. 
etwa Dünkel u. Rosner 1982) stehen größere Untersuchungen, die 
einen Überblick über die konkrete Situation in der Unter-
suchungshaftpraxis verschaffen können, bisher noch aus (vgl. 
Kury 1983, S. 1439). Erst in den letzten Jahren nahm sich eine 
breitere (wissenschaftliche) Öffentlichkeit der Situation in 
der Untersuchungshaft an. So stel 1 te Peters etwa fest ( 1966, 
S. 354), "die Berührung mit dem Gefängnismilieu, die Gefahren 
der Berührung mit anderen Häftlingen, die Unmöglichkeit, in 
der Untersuchungshaft mit wirksamen Erziehungsmaßnahmen zu be-
ginnen, können zu nicht wiedergutzumachenden Schäden führen". 
Schulz ( 1981, S. 412) stellt im Zusammenhang mit der großen 
Zahl der Untersuchungshäftlinge in Deutschland (vgl. Tab. 1 
und Abb. 1) fest, daß Jugendrichter offensichtlich die einzi-
gen zu sein scheinen, die immer noch an die erzieherische 
Wirkung der Untersuchunashaft glauben. 

Unter zunehmendem Druck der Verbände (z.B. Bundeszusammen-
schluß für Straffälligenhilfe, Deutscher Anwaltsverein) stell-
ten sowohl der frühere Justizminister Vogel (1976) als auch 
der jetzige Justizminister Engelhard (1983) eine Änderun~ der 
Situation durch Schaffung eines Gesetzes für den Vollzug der 
Untersuchungshaft in Aussicht. 

Bislang ist die Untersuchungshaft im wesentlichen 1 edigl ich 
durch die genannten gesetzlichen Bestimmungen der StPO und 
hinsichtlich Jugendlicher des JGG geregelt. Was deren Vollzug 
betrifft, richtet sieh die Durchführung derselben immer noch 
nach der von allen Bundesländern übereinstimmend erlassenen 
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Tabe 1 Je 1: 

Anzahl der Untersuchungshi:lftlinge am Stichtag 31.12. eines jeden J<1hres 
(Quelle: Stat. Bundesamt {Hrsg.): Rechtspflege, Fachserie 10, Reihe 4 Strafvollzug) 

J4hr 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 

1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 

1980 
1981 
1982 
1983 

Anzahl 

17 000 

16 000 

15 000 

14 000 

13 000 

12 000 

II 000 

10 000 

9 000 

8 000 

7 000 

6 000 

5 000 

4 000 

3 000 

2 000 

1 000 

Sunme 

12 .757 
13.906 
13.271 
11.305 
13.084 
13.579 
12.158 
11.139 

13.038 
14.489 
15.502 
15.943 
15.556 
14.773 
14.181 
14.152 
13.496 
14.470 

14.919 
15.636 
16.539 

14.600 

insgesamt 

14-18 18-21 über 21 
Jahre Jahre Jahre 

574 1.991 10.192 
568 1.802 11.536 
568 1.511 11.192 
469 1.257 9.579 
579 1.375 11.130 
583 1.391 11.604 
619 1.394 10.145 
630 1.409 9.100 

761 1. 754 10.523 
915 2.100 11.474 
906 2.366 12.230 
905 2.234 12.804 
917 2.242 12.397 
822 2.124 11.827 
734 2 .033 11.414 
747 2.015 11.390 
663 1.984 10.849 
649 1.927 11.894 

622 2.040 12.267 
752 2.141 12.743 
861 2.040 13.638 

617 1. 714 12.269 

Mdnner 

14-18 18-21 uber 21 
SurB11e Jahre Jahre J<1hre Surrme 

11.991 551 1.884 9.556 766 
13.219 538 1. 727 10.954 687 
12.542 542 1.446 10.554 729 
10.802 455 1.198 9.149 503 
12.597 567 1.316 10. 704 487 
13.005 569 1.313 11.123 574 
ll. 739 603 1.327 9.809 419 
10. 785 612 1.354 8.819 354 

12.665 742 1.688 10.235 373 
14.068 886 2.026 11.156 411 
15.027 874 2.269 11.884 475 
15.422 854 2.137 12.431 521 
14.989 850 2.125 12.014 567 
14.187 772 1.992 11.423 586 
13 .496 679 1.876 10.941 685 
13.536 699 1.869 10.968 616 
12.861 627 1.853 10.387 629 
13.726 595 1.807 11.324 744 

14.162 583 1.914 11.665 767 
14.880 713 2.020 12.147 756 
15.782 821 1.953 13.008 757 

13. 975 584 1.633 II. 758 625 

~: Anzahl der Unter'.iuchungshäftl inge (Männer und Frauen) in der BRD 
am 31.12.eines jeden Jahres (insgesamt und differenziert nach Altersgruppen) 
(vgl. Tab. 1 ) 
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Frauen 

14-18 
Jahre 

23 
30 
16 
14 
12 
14 
16 
18 

19 
29 
32 
51 
67 
50 
55 
48 
36 
54 

39 
39 
40 

33 

18-21 Uber 21 
Jahre Jahre 

107 636 
75 582 
65 638 
59 430 
49 426 
79 481 
67 336 
55 181 

66 288 
74 318 
97 346 
97 373 

117 383 
132 404 
157 473 
146 422 
131 462 
120 570 

126 602 
121 596 

87 630 
81 511 

Sunme 

über 21 Jahre 

18 bis 21 Jahre 

14 bis 18 Jahre 
Jahr 



Untersuchungshaftvollzugsordnung (UVollz0) vom 12.02.1953, in 
der neuesten Fassung vom 15.12.1976 mit Geltung seit dem 
01.01.1977. Hierbei handelt es sich um eine Verwaltungsanord-
nung, die zwar den Leiter und entsprechend die Bediensteten 
der Haftanstalt und, soweit sie sich an die Staatsanwaltschaft 
wendet, auch diese bindet, nicht jedoch den nur dem Gesetz 
unterworfenen Richter (vgl. etwa Roxin 1980, S. 165; Kaiser 
1984, S. 302 f.). Für diesen stellt die UVollz0 lediglich ein 
Vollzugsmuster dar, von 
kann (vgl. Kleinknecht u. 

welchem er im Einzelfall abweichen 
Janischowsky 1977, S. 108). Einio-

keit besteht darüber, daß die UVollz0 auch in ihrer Neufassung 
eine verbind] iche rechtliche Regelung nicht ersetzen kann und 
daß letztere dringend erforderl i eh ist, ein Punkt, der auch 
vom Bundesminister der Justiz offensichtlich so gesehen wird 
(vgl. Bundesminister der Justiz 1983, S. 44; Leder 1971; 
Müller-Dietz 1973; Böhm 1982, S. 677). Hetzer (1983, S. 73 f.) 
kommt zu dem Ergebnis, daß auch zur Erfüllung der Verfassungs-
gebote eine gesetzliche Regelung erforderlich ist. Nach seiner 
Ansicht können unter den derzeitigen unbefriedigenden recht-
1 ichen Bedingungen "der sozialstaatliche Gestaltungsauftrag 
und die Pflicht des Rechtsstaates zur Beachtung des Verhält-
nismäßigkeits- und Bestimmtheitsgebotes nach den Maßstäben des 
Grundgesetzes nur unzureichend erfüllt werden". 

Insbesondere auch die inzwischen vorliegende gesetzliche Rege-
lung des Strafvollzugs für Erwachsene (vgl. dasa..m 1.1.1977 in 
Kraft getretene Strafvollzugsgesetz) hat die rechts- und so-
zialstaatliche Problematik der Untersuchungshaft stärker in 
das Bewußtsein einer breiten (Fach-)Öffentlichkeit gerückt 
(vgl. hierzu auch Fachausschuß I 1983, S. 7). So hat das Straf-
vollzugsgesetz nach Kaiser (1984, S. 304 f.) "gravierende Un-
terschiede in der Rechtsstellung von Straf- und Untersuchungs-
gefangenen geschaffen, welche nur durch eine Fortentwicklung 
des geltenden Rechts der Untersuchungshaft ausgeglichen werden 
können". Auch von seiten der Arbeiterwohlfahrt (1983, 
S. 155 f.) wird ausdrücklich auf die dringend erforderliche 
gesetzliche Regelung des Untersuchungshaftvollzuges hingewie-
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sen. "Es ist untragbar, daß diejenige Phase des Freiheitsent-
zuges, die mit den gravierendsten Eingriffen und Auswirkungen 
für Inhaftierte verbunden ist, im Gegensatz zu allen anderen 
Phasen - bis auf wenige gesetzliche Bestimmungen - noch immer 
durch eine Verwaltungsanordnung {Untersuchungsh.aftvol l zugsord-
nung) und nicht insgesamt gesetzlich geregelt ist". Ausdrück-
lich wird neben einer Reduzierung und Beschleunigunq der Unter-
suchungshaft sowie dem Ausbau von Alternativen an erster Stel-
le eine eigenständige gesetzliche Regelung und damit Neukonzep-
tion der Untersuchungshaft gefordert (1983, S. 156). 

In der Zwischenzeit liegen mehrere konkrete Gesetzesvorschläge 
vor. So entwarf beispielsweise der Arbeitskreis Strafprozeß-
reform (1983) einen detaillierten Gesetzesentwurf zur Unter-
suchungshaft mit ausführlich er Begründung für die einzelnen 
Regelungen. Baumann (1981) ferner Döschl u.a. (1982) legten 
jeweils einen ausführlichen Entwurf eines Gesetzes über den 
Vollzug der Untersuchungshaft vor {vgl. zusammenfassend zu den 
vorliegenden Reformvorschlägen Kaiser 1984, S. 307 ff.). Es 
liegt nun am Gesetzgebe~ vor dem Hintergrund dieser konkreten 
Entwürfe und zahlreicher weiterer Vorschläge zu Einzelpunkten 
in der Fachliteratur die Verabschiedung einer gesetzlichen 
Regelung zur Untersuchungshaft voranzutreiben, um so auch 
Rechtsunsicherheiten, wie sie sich in der Praxis immer wieder 
zeigen, zu beseitigen. Diese Rechtsunsicherheit, die sich 
daraus ergibt, daß, wie erwähnt, der Bereich Untersuchungshaft 
letztlich lediglich auf einigen Generalklauseln bzw. bezüglich 
der praktischen Gestaltung auf einer Verwaltunqsvorschrift be-
ruht, bedingt auch seit Jahren immer wieder diskutierte Streit-
fragen, wie etwa das Briefverkehrsrecht von Untersuchungshäft-
1 ingen, mit dem bereits auch das Bundesverfassungsgericht be-
schäftigt wurde {vgl. etwa Hennerkes 1966; Driewer 1969; Veit 
1971; Bockwoldt 1982; Wimmer 1983; Schöch 1982, S. 114 f.). 

Die unzureichende gesetzliche Regelung der Untersuchungshaft 
drückt sich beispielsweise auch in der zentralen Frage nach 
Definition und Umschreibung der Haftgründe aus. Als solche 
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gelten Flucht, Fluchtgefahr, Verdunkelungsgefahr(§ 112 Abs. 2 
Nr. 1-3 StPO), Schwere der Straftat (z.B. Mord oder Totschlag) 
( § 112 Abs. 3 StPO l und Wiederholungsgefahr ( § 112a StPO l 
(vgl. zusammenfassend etwa Benfer 1983, S. 111 l. Sauer ( 1959, 
S. 1994) stellt aus haftrichterlicher Sicht fest, daß bereits 
die Prüfung der Frage des dringenden Tatverdachts häufig große 
Probleme bereitet, was jedoch in verstärktem Maße für die 
weiteren Voraussetzungen des Haftbefehls gelte - ein weit über-
ragendes Gewicht zeigt sich bei Flucht und Fluchtgefahr als 
Haftgrund. Da eine valide Einschätzung, ob sich der Beschuldig-
te etwa dem Verfahren entziehen will, nur schwer möglich ist, 
wird auf Indizien zurückgegriffen, deren Aussagekraft nicht 
überprüfbar ist (vgl. Plemper 1981, S. 33). Schwerwiegende 
Vorwürfe werden u.a. wegen einer "viel zu schematischen Prü-
fung der Haftgründe anhand der polizeilichen Ermittlungen, 
insbesondere bei dem oft fingierten Haftgrund der Fluchtgefahr 
wegen der Höhe der zu· erwartenden Strafe" (vql. Schöch 1984, 
S. 41 l, wegen einer routinemäßigen Entscheidungspraxis (vgl. 
Sauer 1959, S. 1994), und gegen eine im Einzelfall eine Ausle-
gung und Ausweitung erfahrene Haftpraxis, die kaum noch legal 
zu nennen ist (vgl. Schmidt-Leichner 1959, S. 842), erhoben. 

Neben den in der Strafprozeßordnung genannten Haftgründen 
( vgl . oben) spielen noch andere ungeschriebene, unbekannte, 
apogryphe Haftgründe eine Rolle ( vgl . hierzu Schulz 1981 , 
s. 399 ff.; Walter 1978, s. 342 ff.; Kerner 1978; Kreuzer 
1978a, S. 8 f. l. Unter "apogryphen Haftgründen" werden in der 
Regel solche verstanden, "die klar aus dem Rahmen des Gesetzes-
kataloges fallen, die man aber in gewissem Umfang doch als 
tragend oder mitwirkend dafür ansehen muß, daß in gewissen 
Fäl 1 en Haftbefehle erlassen werden" (Gammel toft-Hansen 1976, 
S. 529). Hassemer (1983, S. 6) weist darauf hin, daß solche 
Haftgründe aufgrund methodischer Schwierigkeiten nur schwer 
erfaßt werden können, es wird aber vermutet, daß Untersuchungs-
haft etwa bei Jugendlichen nicht selten als Erziehungsmaßnahme 
oder vorweggenommene Jugendstrafe eingesetzt wird, als statio-
näre Sanktion im Sinne einer "shock probation", wobei selbst-
verständlich andere im Gesetz genannte Haftgründe anqeführt 
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werden, da auch bei Jugendlichen Untersuchungshaft zwar erzie-
herisch gestaltet werden soll, jedoch nicht aus erzieherischen 
Gründen angeordnet werden darf (vgl. Schulz 1981, S. 399 ff.; 
Heinz 1983a; 1983b). 

Mit dem beachtlichen Rückgang der Verhängung von Freiheitsstra-
fen in den 1 etzten Jahren hat die Untersuchungshaft zunehmend 
an Bedeutung gewonnen, so daß sie aufgrund dieses Funktionswan-
dels i nzwi sehen zu einem der bedeutendsten Mittel der Verbre-
chenskontrol 1 e geworden ist (vgl. Kaiser 1977, S. 172 f.). 
Nicht übersehen werden darf hierbei, daß der llntersuchungs-
haftvol lzug alle Nachteile der kurzfristi9en Freiheitsstrafe 
auf sich vereinigt (vgl. Krümpelmann 1976, S. 44): Der Gefan-
gene wird aus seinen sozialen Bezügen herausgerissen, verliert 
etwa Arbeitsplatz und Wohnung und verläßt als Sti gmat i si erter 
und Isolierter die Haftanstalt. Aufgrund der kurzen Haftdauer 
verschlechtert sich die Situation des Betroffenen erheblich, 
ohne daß gleichzeitig die Chance gegeben ist, ihn im Rahmen 
von Resozial isierungsmaßnahmen auf ein straffreies Leben in 
Freiheit vorzubereiten (vgl. zur Problematik der kurzen Frei-
heitsstrafen etwa Kaiser 1982, S. 39 ff., S. 215; s. auch 
Kaiser 1980, S. 288 f., S. 296; Heinz 1981, S. 162 f.). 

2. Quantitative Bedeutung der U-Haft 

Eine Übersicht über die Gefangenenzahlen in verschiedenen Län-
dern zeigt, daß in Westeuropa die Bundesrepublik bezügl i eh 
ihres relativen Anteils an Untersuchungshäftlingen neben Ita-
1 i en und Österrei eh an der Spitze 1 i egt (Tab. 2; vgl. auch 
Abenhausen 1983, S. 138 ff.). Obwohl solche internationalen 
Vergleiche, etwa aufgrund unterschiedlicher Rechtssysteme bzw. 
Erfassungsmodalitäten nicht unproblematisch sind, kann aus der 
großen 
daß in 
praxis 
kritisch 

Diskrepanz der Gefangenenziffern geschlossen werden, 
der Bundesrepublik eine relativ ausgedehnte U-Haft-

gehandhabt wird und das, obwohl diese immer wieder 
beurteilt wurde und sich die Jugendgerichtsbewegung 

von Anfang an für größte Zurückhaltung, insbesondere was 
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U-Haft bei jungen Beschuldigten betrifft, bei deren Verhängung 
und Vollstreckung und für deren Ersatz durch andere Mittel 
ausgesprochen hat. Besteht in der internationalen Fachwelt 
Übereinstimmung darüber, die U-Haft nur als ultima ratio in 
Betracht zu ziehen (vgl. auch Kaiser 1984, S. 312), so zeigen 
die zumindest bis 1982 steigenden Inhaftiertenzahlen gerade 
auch bei Jugendlichen (vgl. Tab. 1, Tab. 3 und Abb. 2l, daß 
diese Forderungen nach wie vor ihre Aktualität nicht verloren 
haben. 

Angesichts der Tatsache, daß in der Bundesrepublik immer noch 
relativ häufig, auch bei Bagatelldelikten, zur Untersuchungs-
haft gegriffen wird, stellt Wagner (1978) zu Recht die kriti-
sche Frage, ob der Staat zur Durchsetzung seines Strafan-
spruchs in die persönliche Freiheit eines verdächtigen "Klein-
kriminellen" eingreifen darf, wenn der Unrechts- und Schuldge-
halt der Tat so gering ist, daß das Verfahren wahrscheinlich 
mit einer Einstellung oder mit einer Geldstrafe enden wird 
(vgl. zu der Problematik auch Luckhaupt 1974). Der Strafrechts-
ausschuß des Deutschen Anwaltsvereins (1983, S. 2) kommt vor 
dem Hintergrund einer Analyse der Rechtswirklichkeit des Haft-
rechts zu dem Ergebnis, "daß viele tausend Haftbefehle entwe-
der von Anfang an nicht gerechtfertigt waren oder im Vergleich 
zur späteren Verurteilung dem verfassungsrechtlichen Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz widersprachen". Für die Richtigkeit 
dieser Aussage sprechen auch Angaben in der Strafverfol gungs-
staii stik zur Länge der U-Haft im Vergleich zur späteren Stra-
fe (vgl. Tab. 4). 

So war 1980 in 4,9 % aller Fälle (N = 1829) die Dauer der 
Untersuchungshaft länger als die später vom Gericht ausgespro-
chene Strafe. 

Mehrere Autoren weisen darauf hin, daß Untersuchungshäftlinge 
mit einer härteren Strafe zu rechnen haben als solche Angeklag-
te, die nicht in Untersuchungshaft waren. Blumenstein (1983, 
S. 69) äußert in diesem Zusammenhang die Überzeugung, daß sich 
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Tabelle 2: 

Internationaler Vergleich der Gefangenenzahlen in verschiedenen 
westeuropäischen Ländern 
- geordnet nach der Höhe der Gefangenenziffer (insgesamt) 
(Quelle: Kaiser 1982, S. 41) 

Gefangenen- Gefangenenziffern 
zahlen absol. 

Land Jahr (einschl.U-Haft) StVoll z U-Haft insgesamt 

Niederlande 1972 2 779 11,1 9,9 21,0 

Norwegen 1974 1 554 27,4 11,6 39,0 

Spanien 1972 13 826 23,3 16,7 40,0 

Schweden 1974 3 538 36,7 6,3 43,0 

Frankreich 1974 27 100 45,5 6,5 52,0 

Dänemark 1974 2 705 37,3 16,7 54,0 

Italien 1975 30 726 20,1 31,5 55,0 

Belgien 1974 5 610 47,4 12,6 58,0 

Großbritannien 1974 41 722 68,6 G,4 75,0 

BR Deutschland 1974 50 519 55,5 25,5 81,0 

Österreich 1974 7 784 74,3 29,7 104,0 

(Gefangenenziffer = fnhaftierte pro 100.000 der Bezugspopulation, 
StVollz = Strafvollzug, 
U-Haft= Untersuchungshaft) 
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36.389 

2.282 
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2.055 
34.335 
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"die Tatsache, daß Untersuchungshaft verhängt wurde 
später - bewußt oder unbewußt - auf die Wahl der Sanktionsart 
und deren Höhe" auswirkt. Auch unter Berücksichtigung sozial-
psychologischer Gesichtspunkte (Halo-Effekt) ist es unwahr-
schei nl i eh, daß sieh das Gericht in der Hauptverhandlung von 
dem Faktum der Untersuchungshaft in seinem Urteil freimachen 
kann. Doch selbst wenn der Beschuldigte freigesprochen wird, 
bringt die Anordnung und der Vollzug von Untersuchungshaft 
eine stigmatisierende Wirkung für den Betroffenen mit sich 
(vgl. Hink 1967a; 1967b). 

Eine Analyse des Verlaufs der absoluten Zahlen der Untersu-
chungshäftlinge in der Bundesrepublik Deutschland zeigt, wie 
in anderen Ländern auch, zumindest bis 1982 ein Ansteigen 
(vgl. Tab. l, Abbildungen l, 3 - 6). Diese Entwicklung ist 
sicherlich auch im Zusammenhang mit dem Abklingen liberalerer 
Einstellungen zu Anfang der 6Oer Jahre zu sehen. 

So bedeutete das Gesetz zur Änderung der StPO vom 7.8.1982 in 
manchen Punkten eine Kehrtwendung. Insbesondere wurden hier 
die Haftgründe des § 112 StPO wieder erweitert. Das Gesetz zur 
Änderung des StGB usw. vom 18.8.1976 erqänzte den Katalog der 
Straftaten durch den § 129a StGB (Bildung terroristischer Ver-
einigungen), wobei hier bei der Strafverfolgung ein gesetz-
1 icher Haftgrund nicht erforderlich ist. Schließlich erweiter-
te das Gesetz zur Änderung der Strafprozeßordnung vom 
14.4.1978 das Recht zur vorläufigen Festnahme zum Zwecke der 
Feststellung der Identität und das Gesetz zur Neuordnung des 
Betäubungsmittelrechts vom 28.7.1981 brachte eine Ausdehnung 
des Haftgrundes der Wiederholungsgefahr durch Bezug auf mehre-
re Vorschriften des Betäubungsmittelgesetzes (BTMG) (vgl. zu-
sammenfassend Arbe i t s k r e i s Strafprozeß r e form l 9 8 3 , S . 2 6 l • D i e 
gesetzlichen Möglichkeiten zur Anordnung von Untersuchungshaft 
wurden also in den letzten Jahren zunehmend ausgedehnt. Von 
daher verwundert es auch nicht, daß die Zahl der Unter-
suchungshäftlinge gestiegen ist. So ist nach Kreuzer (1985, 
S. 162) der verhältnismäßig hohe und über Jahrzehnte gewach-
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sene Anteil junger Untersuchungsgefangener u.a. auch entschei-
dend auf die vermehrte Inhaftierung Drogenabhänoiger zurückzu-
führen. 

Die Angaben aus Tab. 1, die einen Überblick darüber geben, 
wieviel Personen zu einem bestimmten Stichtag, etwa dem 31. 
Dezember, in Untersuchungshaft sind, erlauben keine direkten 
Aussagen darüber, wieviele Beschuldigte während eines gesamten 
Jahres in Untersuchungshaft genommen werden. Da die Untersu-
chungshaft im Vergleich zur Strafhaft relativ kurz dauert, der 
Durchlauf an Probanden somit verhältnismäßig hoch ist, ver-
büßen im laufe eines Jahres wesentlich mehr Beschuldigte eine 
Untersuchungshaft, als zum Stichtag inhaftiert sind. Genaue 
Zahlen fehlen aufgrund mangelnder Angaben in den offiziellen 
Statistiken sowie des Nichtvorhandenseins entsprechender empi-
rischer Untersuchungen auch hierüber. Deshalb sind lediglich 
Schätzungen möglich,·die z.T. erheblich differieren. 

Aus der Strafverfolgungsstatistik läßt sich nur die Anzahl 
derjenigen Personen entnehmen, die innerhalb eines Jahres abqe-
urteilt wurden und zuvor eine Untersuchungshaft verbüßt haben 
(vgl. Tab. 5 und Abb. 7l. Aus der Strafvollzugsstatistik kann 
andererseits, wie erwähnt, die Anzahl der in U-Haft einsitzen-
den Personen zu einem bestimmten Stichtag entnommen werden. 
Darüber hinaus läßt sich die Zahl der zu einem bestimmten 
Stichtage in U-Haft Einsitzenden auch aus der beim Bundes-
justizministerium geführten Monatsstatistik entnehmen (vgl. 
hierzu Dünkel u. Rosner 1982, S. 56 und S. 411). Schließlich 
läßt sich aus den bei den Länderjustizministerien geführten 
GS-Registern die Anzahl der Entscheidungen in Haftsachen ent-
nehmen (für Niedersachsen etwa bezogen auf das Jahr 1981: 
11 .287 Entscheidungen). Hierbei wird allerdings nicht zwischen 
Anordnungen einer Untersuchungshaft, Zurückweisungen eines 
Haftantrages und Haftüberprüfungen differenziert. 

Da die Zahl der zu einem bestimmten Stichtag in Untersuchungs-
haft einsitzenden Personen, welche der Strafvollzugsstatistik 
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zu entnehmen ist, für die Berechnung der innerhalb eines Jah-
res tatsächlich in U-Haft genommenen Probanden exakter zu sein 
scheint als die der Strafverfolgungsstatistik _zu entnehmende 
Zahl der innerhalb eines Jahres abgeurteilten Personen mit 
Untersuchungshaft, bildete diese Zahl auch die Grundlage für 
einige Schätzungen. Für die Schätzung der tatsächlichen Anzahl 
von Untersuchungshäftlingen für einen bestimmten Jahrgang ist 
jedoch neben der Zahl der zu einem bestimmten Zeitpunkt in 
U-Haft Einsitzenden auch der Wert für die durchschnittliche 
Dauer der Untersuchungshaft erforderlich. Da jedoch auch 
hierüber, wie erwähnt, keine exakten Angaben vorliegen (vgl. 
auch unten), wird die Schätzung der Zahl der während eines 
Jahres in U-Haft eingelieferten Personen zusätzlich erschwert. 
Aus vorliegenden empirischen Untersuchungen, deren Repräsenta-
tivität für die Situation in der gesamten Bundesrepublik je-
doch zumindest teilweise fraglich scheint, kann auf eine durch-
schnittliche ll-Haftdauer von 1 1/2 bis 4 Monaten geschlossen 
werden. Kreuzer (1978b, S. 3391 schätzt die durchschnittliche 
~aftlänge in Übereinstimmung mit anderen Autoren auf ca. 2 bis 
3 Monate, neuerdings auf 2 Monate (Kreuzer 1985, S. 1621. Nach 
Kaiser (1977, S. 174) beträgt die durchschnittliche U-Haft-
dauer 2 bis 4 Monate (vgl. hierzu etwa auch Zirbeck 1973, 
S. 27 f.; Krause 7971, S. 110; Krebs 1966, S. 311; Eisenhardt 
1971, S. 241; Jescheck u. Krümpelmann 1971, S. 82 ff.; Justiz-
ministerium Baden-Württemberg 1974, S. 3). 

In einer von der Landesregierung Baden-Württemberg (1978) 
durchgeführten Untersuchung in den Jahren 1975 bis 1977 in der 
Vollzugsanstalt Stuttgart wird die durchschnittliche Unter-
suchungshaftdauer bei Jugendlichen mit 2 1/2 Monaten angege-
ben. Hermann ( 1977, S. 43) fand bei seiner Erhebung in der 
Freiburger U-Haft-Abteilung für Jugendliche eine durchschnitt-
1 iche Dauer von 70 Tagen. Zi rbeck ( 1973, S. 27 l kommt in sei -

ner Arbeit über in Untersuchungshaft einsitzende Jugendliche 
und Heranwachsende der Justizvollzugsanstalt Hameln auf eine 
durchschnittliche Dauer von 133 Tagen (ca. 4 1/2 Monate). 
Carstensen (1981; vgl. auch 19801 kommt in einer neueren Unter-
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bei erwachsenen Li-Häftlingen, im Rahmen derer insge-
Fäl 1 e der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Kiel 

erfaßt wurden, auf eine durchschnittliche Dauer von 135 Tagen. 
Dieser Wert bestätigt weitgehend das Ergebnis von Sonntag 
(1973), der in seiner Studie an erwachsenen Untersuchungshäft-
1 ingen bei Verfahren in erster Instanz einen Wert von 132 
Tagen fand. Neumann (1969, S. 94) fand für das Jahr 1960 bei 
Erwachsenen für den OLG-Bezirk Saarbrücken eine durchschnitt-
liche U-Haftdauer von 122 Tagen. 

Ausgehend von einer durchschnittlichen Dauer der Untersuchungs-
haft von 3 bis 4 Monaten (vgl. auch Eisenhardt 1978, S. 169) 
und der Anzahl der sich am Stichtag 31.12.1975 tatsächlich in 
Untersuchungshaft befindlichen Jugendlichen von N = 822 
schätzt Böhm (1977, S. 88) die Zahl der 1975 in U-Haft genom-
menen Jugendlichen auf ca. 3.000 und die der Heranwachsenden 
(am Stichtag N = 2. 124 Einsitzende) auf ca. 7.000. 

Kerner (1978, S. 552) übertrug diese Schätzunq von Böhm auf 
das Jahr 1976, wobei er die Zugangszahlen im Bereich der ge-
samten Untersuchungshaft, also auch der Erwachsenen, heranzog 
(Untersuchungshaftantritte, Verlegungen u.ä.~ Gesamtzugänge 
1976: N = 96. 111). Er kommt bei seinen Berechnunqen zu einem 
Gesamtwert von ca. 42.000 Untersuchungshaftantritten pro Jahr. 
Dieser Wert deckt sich weitgehend mit der aus der Strafver-
folgungsstatistik zu entnehmenden Zahl der Abgeurteilten mit 
Untersuchungshaft für das Jahr 1976 (N = 42.004 Personen). Der 
Schätzung Kerners 1 iegt im Gegensatz zu derjenigen von Böhm 
eine durchschnittliche Untersuchungshaftdauer von nur 
ca. 3 Monaten zugrunde, was darauf zurückzuführen sein dürfte, 
daß Kerner bei seinen Berechnungen den gesamten U-Haftvollzug, 
also auch Erwachsene, berücksichtigte, während sich Böhm lediq-
lich auf Jugendliche und Heranwachsende bezog. 

In einer neueren Schätzung kommt Böhm ( 1979, S. 199 f. l bei 
einer durchschnittlichen Belegung von ca. 15.000 Untersuchungs-
häftlingen insgesamt pro Stichtag und einer durchschnittlichen 
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Untersuchungshaftdauer von etwa 3 Monaten auf eine Gesamtzahl 
von 60.000 Personen, die jährlich in Untersuchungshaft gelan-
gen. Damit kommen pro Jahr mehr Menschen in Untersuchungshaft 
als im gleichen Zeitraum in den Erwachsenen- und den Jugend-
vollzug eingewiesen werden (Böhm 1979, S. 200). Kreuzer (1985, 
S. 162) schätzt neuerdings die Zahl der jährlich in Untersu-
chungshaft genommenen Jugendlichen und Heranwachsenden bei 
einer durchschnitt 1 i chen zweimonati gen Inhafti erungsdauer auf 
ca. 17.500. 

Die nur ungenauen Kenntnisse über die Anzahl der während eines 
Jahres in Untersuchungshaft genommenen Personen führten tei 1-
wei se zu kontroversen und falschen Meldungen. So wird in einer 
Pressemitteilung des Deutschen Anwaltsvereins vom 04.01.1983 
(Deutscher Anwaltverein 1983), die anläßlich eines Forums 
zum Recht der Untersuchungshaft veröffentlicht wurde, für das 
Jahr 1981 fälschlicherweise von einer Zahl von 100.497 Per-
sonen ausgegangen, die neu in Untersuchungshaft gekommen sein 
sollen. In einer Veröffentlichung des Niedersächsischen Mini-
sters der Justiz (1983, S. 238 ff.) werden diese Angaben zu 
Recht korrigiert und als wesentlich zu hoch zurückgewiesen. 
Bei dieser Zahl handelt es sich um die der Strafvollzugsstati-
stik von 1981 (vgl. Statistisches Bundesamt 1982, S. 18) ent-
nommenen Gesamtzahl der Zugänge im Untersuchungshaftvol l zug in 
den Justizvollzugsanstalten des Bundesgebietes. Der Deutsche 
Anwaltsverein hat diese Zahl irrtümlicherweise als diejenige 
der Beschuldigten veröffentlicht, die 1981 in Untersuchungs-
haft genommen worden seien. Hierbei blieb unberücksichtigt, 
daß es sich bei dieser Zugangszahl in der Strafvollzugs-
statistik um Angaben zur "Bewegung der Gefangenen" handelt, 
wobei neben Strafantritten und Entlassungen in die Freiheit 
auch Verlegungen von Anstalt zu Anstalt ("Verschubungen") so-
wie Beendigungen der einen mit unmittelbar anschließendem Be-
ginn einer anderen Vollzugsart in Frage kommen. "Bei Unter-
suchungsgefangenen kommt es erfahrungsgemäß recht häufig zu 
Verlegungen von einer in eine andere Anstalt" (Niedersächsi-
scher Minister der Justiz 1983, S. 238). Auch die in der Straf-
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verfolgungsstatistik aufgeführte Anzahl derjenigen Personen, 
die sieh in der Sache nc;ch einmal in Untersuchungshaft befun-
den haben, stellt lediglich einen groben Schätzwert dar, da 
die Untersuchungshaft etwa nicht im Jahre der Aburteilung voll-
zogen zu sein braucht. Für 1981 betrug die Zahl der Abgeur-
teilten mit Untersuchungshaft N = 39.986 (vgl. Statistisches 
Bundesamt 1983, S. 50). 

Eine Möglichkeit, die Anzahl der während eines Jahres neu in 
Untersuchungshaft genommenen Personen zu schätzen, bietet 
sich, wie oben bereits erwähnt, dadurch, daß die Durchschnitts-
belegungszahl mit der Durchschnittsdauer der Haft in Beziehung 
gesetzt wird. So kann für das Jahr 1979 anhand der vom Bundes-
minister der Justiz herausgegebenen Monatsstatistik für das 
Bundesgebiet unter Zugrundelegung der Haftzahlen am Ende eines 
jeden Quartals ein Durchschnittswert von N = 13.800 Untersu-
chungsgefangenen anoenommen werden (vgl. auch Dünkel u. Rosner 
1982, S. 411), wobei diese Schätzung als relativ exakt einge-
stuft werden kann. Schwieriger hingegen ist es, wie erwähnt, 
einigermaßen verläßlich die durchschnittliche Untersuchungs-
haftdauer zu bestimmen. Die oben zitierten Arbeiten {vgl. auch 
unten) kommen überwiegend zu einer durchschnittlichen U-Haft-
dauer von 2 1/2 bis 4 Monaten. 

Eine weitere Möglichkeit, die Durchschnittsdauer der Unter-
suchungshaft zu bestimmen, ergibt sich 
Strafverfolgungsstatistik (Statistisches 

aus den Angaben der 
Bundesamt 1980, S. 

48; Tab. 1). Zwar scheinen die Angaben recht unvollständig zu 
sein, so werden etwa nicht alle Abgeurteilten mit Unter-
suchungshaft erfaßt, dennoch scheinen sie uns eine Möglichkeit 
zur groben Bestimmung der durchschnittlichen Untersuchungshaft-
dauer darzustellen. Legt man bei den hier aufgeführten einzel-
nen Kategorien für die Dauer der Untersuchungshaft {bis ein-
schließlich 1 Monat, 1 - 3 Monate, 3 - 6 Monate, 6 - 12 Monate 
und über 12 Monate) den jeweiligen theoretischen Mittelwert 
zugrunde, wobei wir für die 1 etzte nach oben offene Kategorie 
einen Schätzwert von 18 Monaten annahmen (selbst wenn dieser 
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Schätzwert falsch wäre, dürfte die dadurch bedingte Verzerrung 
nicht wesentlich ins Gewicht fallen, da weniger als 5 % der 
Probanden in diese Kategorie fallen), so läßt sich für das 
Jahr 1979 ein Durchschnittswert von etwa 3,2 Monaten errechnen. 

Aufgrund der errechneten Durchschnittsbelegung sowie der mitt-
1 eren Haftdauer läßt sich nun eine Gesamtzahl von Untersu-
chungshaftantritten für das Jahr 1979 von ca. N = 52.000 schät-
zen. Bei dieser Berechnung sind diejenigen Untersuchungshäft-
linge nicht berücksichtigt, bei denen das Verfahren schon im 
Ermittlungsstadium von seiten der Staatsanwaltschaft einge-
stellt wurde, was spätestens dann zur Aufhebung des Haftbe-
fehls führt. Nach wohl begründeter Ansicht (vgl. z.B. Nieder-
sächsischer Minister der Justiz 1983, S. 239) fällt die Zahl 
dieser Verfahren jedoch kaum ins Gewicht. Weiterhin konnten 
bei dieser Berechnung alle diejenigen Abgeurteilten nicht be-
rücksichtigt werden, die aufgrund falscher bzw. nicht erfolg-
ter Ausfüllung der Zählkarten bei der Staatsanwaltschaft nicht 
in die Strafverfolgungsstatistiken eingingen. 

Aus den Gesamtzahlen der Untersuchungshäftlinge zu Ende eines 
jeden Quartals (vgl. Dünkel u. Rosner 1982, S. 411) kann ge-
schlossen werden, daß die Angaben zum 31. Dezember, wie sie 
sich etwa in der Strafverfolgungsstatistik finden, überhöht 
sind, sich von daher nur bedingt zur Berechnung der Durch-
schnittsbelegung für das gesamte Jahr eignen. 

Selbstverständl ich handelt es sich auch bei dieser Berechnunq 
um eine relativ grobe, mit vielen Unsicherheiten behaftete 
Schätzmethode, die nur teilweise befriediqen kann. Auf keinen 
Fall schwächt sie die Forderung nach Erhebung exakteren Daten-
materials ab. 

Derartige Unsicherheiten und 
der Untersuchungshaft könnten 

Fehlinterpretationen im Bereich 
außer durch großangelegte em-

pirische Untersuchungen nur dadurch vermieden werden, daß die 
Zahl der neuen Haftantritte während eines Jahres statistisch 
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erfaßt wird. Dies ist jedoch bis heute nicht der Fall, so daß 
wir bislang keine exakten Angaben darüber haben, wieviele 
Personen innerhalb eines Jahres dem massiven Eingriff einer 
Untersuchungshaft ausgeliefert sind. Berücksichtigt man die in 
der Literatur immer wieder beschriebenen Folgen dieses Ein-
griffs für die Betroffenen (vgl. auch unten), ist das ein sehr 
bedenklicher Zustand. 

Die Ursachen für die relativ ausgiebige Untersuchungshaftpra-
xis in der Bundesrepublik, gerade auch im Vergleich zum Aus-
1 and, werden vielfach in der offensichtlich größeren Toleranz, 
in zumindest einigen dieser Länder gegenüber Abweichlern, ins-
besondere auch Straffälligen gesehen. So berichten beispiels-
weise Greiffenhagen u. Greiffenhagen (1979, S. 369), daß sich 
bei Einstellungsuntersuchungen feststellen läßt, daß von 
seiten der Bevölkerung in den Niederlanden etwa politische 
Repression wesentlich weniger gebilligt wird als in Ländern 
wie Deutschland, Österreich oder Großbritannien (vgl. auch 
Abenhausen 1983, S. 139). Es ist nicht zu übersehen, daß in 
der Bundesrepublik, obwohl die Untersuchungshaft im Strafver-
fahren ohne Zweifel den massivsten Eingriff in die Freiheit 
des Staatsbürgers darstellt und deren Wirkung zumindest bei 
der gegenwärtigen Gestaltung nahezu ausnahmslos schädliche Fol-
gen haben dürfte (vgl. auch unten), die Richter verhältnis-
mäßig oft - nach vielen Autoren zu oft - zu diesem Mittel der 
Verfahrenssicherung, zweifellos nicht selten auch aus anderen 
als im Gesetz vorgesehenen Gründen greifen. Nach Kreuzer 
(1978b, S. 342) können hierfür mehrere Gründe verantwortlich 
sein, wie etwa die Abschaffung bzw. Einschränkung der kurzen 
Freiheitsstrafe, Verringerung der Fürsorgeerziehung, ein zu-
nehmendes Bedürfnis nach größerer Sicherheit vor bestimmten 
Tätergruppen, Drogenabhängigen, Gewalttätern u.a. Auch der 
"Mißbrauch" der Untersuchungshaft als stationäre Kriseninter-
vention, evtl. als Ausgangspunkt für eine längerfristige spe-
zial präventive Behandlung gedacht, dürfte zu deren vermehrtem 
Einsatz beitragen. Nach Walter spricht hierfür auch die außer-
ordentlich häufige Begründung der Anordnung einer Untersu-
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chungshaft durch Fluchtgefahr, ohne daß diese in vielen Fällen 
konkret gegeben sei (1978, S. 343; vgl. auch Kerner 1978, 

S. 558 l. 

3. Dauer der Untersuchungshaft 

Betrachtet man die Entwicklung der Inhaftiertenzahlen, so 
fällt auf, daß der Anteil der Untersuchungshäftlinge mit län-
geren Haftzeiten insgesamt überproportional zugenommen hat, 
wobei dieser Anstieg jedoch insbesondere von 1975 auf 1976 
sowie von 1982 auf 1983, also im letzten von uns auswertbaren 
Jahr erfolgte, da die Strafverfolgungsstatistik für 1984 bei 
Abschluß der Arbeit noch nicht vorlag. In den dazwischen lie-
genden Jahren blieb der Anteil längerer U-Haftzeiten relativ 
konstant (s. Tab. 6). 

Im Rahmen der sogenannten Kleinen Strafprozeßreform wurden im 
Gesetz zur Änderung der StPO ( StPÄG l vom 19.12.1964, das am 
1.4.1965 in Kraft trat, grundlegende Neuerungen festgelegt, 
insbesondere wurde bezügl i eh der Haftdauer eine 6-Monatsfri st 
eingeführt. Die Erwartung, daß sieh die Haftprüfun9sverfahren 
durch die Oberlandesgerichte reduzierend auf den Anteil der 
Untersuchungshaftzeiten von über 6 Monaten auswirke, konnte 
nicht bestätigt werden, eher das Gegenteil trat ein (vgl. 
Jescheck 1975, S. 23; Krümpelmann 1970). 

Ein wesentlicher Grund für die überlange durchschnittliche 
Dauer der Untersuchungshaft in der Bundesrepublik wird in der 
Geschäftsüberlastung der Gerichte wegen Richtermangels gesehen 
(vgl. dazu Bartsch 1973, S. 1303; Bondzio 1973, S. 1468; 
Rosenthal 1975, S. 198 f.). Während einige Oberlandesgerichte 
dies als Grund anerkennen, kann für andere Oberlandesgerichte 
eine solche Überlastung die Haftfortdauer nicht rechtfertigen. 
Bondzio zufolge darf ein Staat, "der - aus welchen Gründen 
auch immer - e i n e Straf tat n i c h t inner h a 1 b der durch § 1 21 
StPO sich selbst gesetzten zeitlichen Grenzen aufzuklären ver-
mag, die Last dieser seiner (objektiven) Unzulänglich-
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kei ten nicht auf den 
kräftigen Verurteilung 
l ich statuiert hat 

Menschen abwälzen, den bis zur rechts-
als unschuldig zu behandeln er feier-

Kollidiert dieser Grundsatz mit dem 
staatlichen Strafverfolgungsanspruch, so sollte es keinen Zwei-
fel darüber geben, zurückzutreten hat" { 1973, S. 1468). 

Sonntag { 1973, S. 185) führt die lange Haftdauer u. a. darauf 
zurück, daß in etwa 50 % der Fälle unmittelbar nach Einleitung 
der Ermittlungen ein Haftbefehl erlassen wird, der Freiheits-
entzug somit für viele Verdächtigte bereits in einem sehr frü-
hen Stadium des Ermittlungsverfahrens beginnt. 

Schöch wiederum macht für eine Haftverlängerung verantwort-
1 ich, daß "ein Teil der Verurteilten versucht, durch Ausschöp-
fung des Rechtsweges die Rechtskraft des Urteils hinauszuschie-
ben {sogenannte Rechtsmittelhaft), um möglichst lange die 'Pri-
vilegien' der Untersuchungshaft zu erhalten und den Straf-
vollzug zu vermeiden {z.B. wegen fehlender Arbeitspflicht oder 
um in der dem Heimatort meist nähergelegenen Untersuchungshaft-
anstalt zu verbleiben)" {Schöch 1982, S. 112; vgl. auch 
Rotthaus 1973, S. 2272). 

Nachdem die Gesetzesreformen der vergangenen Jahre eher eine 
Verschlechterung als eine Verbesserung der Situation mit sich 
gebracht hatten {Wolter 1981, S. 453), wurden zahlreiche Vor-
schläge zur Verkürzung der Untersuchungshaftzeit und zur Be-
schleunigung der Verfahren gemacht. Für Carstensen (1980, 
S. 295 f.) bieten sich zur Einschränkung der übermäßig langen 
Haftzeiten folgende Möglichkeiten: 

112 

1. grundsätzliche Verwendung von Doppel- oder Mehrfach-
a k ten , 

2. konsequentere Durchhaltung der Grundsätze des § l 21 
StPO und nur noch in Ausnahmefällen Verlängerung der 
U-Haft, 

3. Erhöhung der Bearbeitungskapazitäten des Strafverfol-
gungsapparates. 



Außerdem, in ihrer Realisierbarkeit und Wirksamkeit vom Autor 
selbst zweifelhafter eingeschätzt: 

4. Einführung fester Fristen, 
5. gesonderte Dezernate für Haftsachen und 
6. Einführung von Sonderterminen für Haftsachen. 

Die von Carstensen (1980) genannten Gesichtspunkte finden sich 
tei 1 weise auch in dem Gesetze"sentwurf zur Untersuchungshaft 
des Arbeitskreises Strafprozeßreform (1983), in dem eine be-
schleunigte Bearbeitung von Haftsachen gefordert wird. Außer-
dem versucht dieser Entwurf durch ein System von konkreten 
Haftfristen eine übermäßig lange Untersuchungshaft zu verhin-
dern. Darunter fallen folgende Regelungen: 

1. Eine erste Haftprüfung von Amts wegen ist spätestens 
zwei Wochen nach der Verhaftung durchzuführen, dann 
jeweils spätestens alle zwei Monate. Erfolgt die Haft-
prüfung nicht innerhalb dieser Fristen, tritt der Haft-
beschluß automatisch außer Kraft (§ 25). 

2. Zusätzlich kann der Beschuldigte jederzeit eine Haft-
prüfung beantragen (§ 26). 

3. Absolute Begrenzung der 
wegen Verdunkelungsgefahr 
{§ 20). 

Dauer der Untersuchungshaft 
auf 4 Wochen bzw. 3 Monate 

4. Prinzipielle Begrenzung der Untersuchungshaft auf 6 
Monate, wobei eine Verlängerung nur unter sehr er-
schwerten Voraussetzungen durch das Oberlandesgericht 

' ' 

möglich ist {§ 21). 
5. Begrenzung der Untersuchungshaftdauer auf maximal 2/3 

der zu erwartenden Freiheitsstrafe (§ 22 Abs. 1 ). 
6. Absolute Beschränkung der Haftfrist auf 2 Jahre bis zu 

Beginn der Hauptverhandlung {§ 22 Abs. 21. 

Außerdem wird die Etablierung eines Justizbeauftragten zum 
Schutz von Bürgern, die von staatlich angeordneter Freiheits-
entziehung betroffen sind, vorgeschlagen (1983, S. 185 ff. l. 
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Betrachtet man die Probleme und Schwierigkeiten, die eine 
Untersuchungshaft in all er Regel für den Betroffenen mit sich 
bringt und berücksichtigt man, daß bei der gegenwärtigen Ausge-
staltung derselben, selbst bei wohlwollender Beurteilung von 
Resozialisierungsmöglichkeiten in einer totalen Institution, 
wie sie eine Anstalt darstellt, wohl kaum eine positive, son-
dern eher eine negative Beeinflussung der Persönlichkeit statt-
finden dürfte, verwundert es, daß von der Möglichkeit einer 
Verfahrensbeschleunigung durch Anfertigung von Mehrfachakten 
nicht schon längst allgemein Gebrauch gemacht wird. Der damit 
verbundene zusätzliche Verwaltungsaufwand dürfte letztlich auf-
grund der Einsparungen durch kürzere Haftzeiten bei weitem 
gedeckt sein. In Dänemark und Norwegen ist beispielsweise die 
doppelte Ausfertigung von Akten seit Jahren üblich. Außerdem 
haben hier die obersten Anklagebehörden in einer Reihe von 
Vorschriften verfahrensbeschleunigende Maßnahmen angeordnet 
{Gammel toft-Hansen 1976, 5. 543). So verwundert es nicht, daß 
die Bundesrepublik im Vergleich zum Ausland weitgehend 
schlecht abschneidet. Für die Schweiz berichtet beispielsweise 
Bänninger (1980, 5. 206), daß hier in über 50 % der Fälle die 
Untersuchungshaftdauer unter einer Woche bleibt und Gammel-
toft-Hansen teilt für Dänemark mit, daß dort die Dauer der 
Untersuchungshaft bei ca. 50 % der untersuchten Untersuchungs-
häftlinge 30 Tage oder weniger beträgt - im Durchschnitt 57 
Tage. 

4. Schädliche Wirkung der U-Haft 

Die Forderung nach einer Verfahrensbeschleunigunq und damit 
Verkürzung der Untersuchungshaft ist u. a. im Zusammenhang mit 
der besonderen Belastung und schädlichen Wirkung der Inhaf-
tierung zu sehen. Es muß davon ausgegangen werden, daß der 
Häftling zumindest zu Beginn der Untersuchungshaftzeit eine 
massive Verunsicherung seiner Persönlichkeit erfährt, sei es 
dadurch, daß er relativ plötzlich aus der gewohnten Umgebung 
und den sozialen Beziehungen herausgerissen wird, sei es durch 
die psychische Auseinandersetzung mit dem Tatgeschehen, sei es 
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durch die Unsicherheit über die Dauer der Untersuchungshaft 
und dem Termin der Hauptverhandlung (vgl. Winokur 1955; 
Wetzstein 1982, S. 110; Wolter 1981, S. 464; Messer 1976, 
S. 229). Daß sich diese Untersuchungshaftsituation besonders 
nachteilig auf junge Beschuldigte auswirkt, ist naheliegend 
(vgl. Peters 1966, S. 354; Schaffstein 1983, S. 170 f. l. Auch 
deshalb verlangt der Gesetzgeber in § 93 Abs. 2 JGG die erzie-
herische Ausgestaltung der Untersuchungshaft für Jugendliche, 
eine Forderung, die nur bisher so gut wie nicht umgesetzt 
wurde. Schütze (1980, S. 152) weist darauf hin, "daß der 
Umgang mit dem Straftäter in der Untersuchungshaft einseitig 
auf die Erfordernisse der juristischen Strafverfolgung und ein 
als vordergründig einzustufendes Schutzbedürfnis der Allgemein-
heit ausgerichtet ist. Eine sicherlich auch prophylaktisch 
wesentlich günstiger wirksam 
psychischen Bewältigung des 
(Schütze 1980, S. 152). 

werdende Hilfestellung bei der 
Tatkomplexes erfolgt nicht" 

Unter Berücksichtigung der geschilderten ungünstigen Umstände 
verwundert es nicht, daß sieh in der Literatur bei spiel swei se 
immer wieder Hinweise auf eine im Vergl ei eh zum Strafvollzug 
erhöhte Selbstmordrate bei Untersuchungshäftlingen finden. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die Selbstmordrate auch 
bei Strafhäftlingen bereits stark über dem Durchschnitt liegt. 
So fanden etwa Dünkel u. Rosner (1982, S. 345) für den deut-
schen Strafvollzug für die Zeit von 1970 bis 1980 auf 10.000 
Insassen 14,2 Selbstmordfälle pro Jahr, ein Wert, der 4,5 mal 
höher ist als bei einem nach der Altersstruktur vergleichbaren 
Bevölkerungsanteil in Freiheit (vgl. hierzu etwa auch Sloane 
1973; Arbeitsgemeinschaft Sozialpolitischer Arbeitskreise 
1976). Auch eine auf die gesamte Schweiz sich erstreckende 
Untersuchung der Eidgenössischen Justizabteilung (1978) bestä-
tigt die Hinweise auf eine stark erhöhte Selbstmordgefahr im 
Strafvollzug, wobei hier die besondere Gefährdung der Untersu-
chungseinzelhäftlinge hervorgehoben wird: "Von den rechtlichen 
und fakti sehen Haftbedingungen und Modalitäten her gesehen, 
erkennen wir als typischen Anstaltssuizid die in der 
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Einzelhaft eines Untersuchungsgefängnisses durch einen Nicht-
verurtei 1 ten vollzogene Selbsttötung" (1978, S. 15). Nach den 
Ergebnissen dieser 
Selbstmordes bei 
Gesamtbevölkerung 
( S. 26 l. 

Studie ist die Wahrscheinlichkeit eines 
Untersuchungseinzelhäftlingen gegenüber der 
um mindestens das 7- bis 26-fache erhöht 

Volkart u.a. (1983a) weisen auf die schlechten Bedingungen des 
Untersuchungshaftvol 1 zugs in der Schweiz hin und zeigen in 
einer eigenen empirischen Untersuchung, die allerdings auf 
einer relativ geringen Datenbasis beruht und deren Ergebnisse 
von daher nicht überbewertet werden dürfen, die besondere 
psychische Belastung von Untersuchungseinzelhäftlingen. Sie 
verglichen Einzelhäftlinge des Strafvollzugs (N = 10) und sol-
che aus der Untersuchungshaft (N = 20) mit Gemeinschaftshäft-
lingen aus dem Strafvollzug (N = 28). Das Durchschnittsalter 
der Probanden lag bei 30 Jahren. Die Ergebnisse aus Persönlich-
keitstests belegen die besondere psychische Streßsituation der 
Einzelhäftlinge. Sie konnten zeigen, daß Untersuchungseinzel-
häftlinge wesentlich mehr psychisch belastet sind als etwa 
Gemeinschaftshäftlinge des Strafvollzugs. Unter Einzel haftbe-
di ngungen traten wesentlich häufigerabnorme psychische Zustände 
auf ( 1983a, S. 35 l. Das führt nach ihnen auch dazu, daß diese 
Probanden überproportional viel häufiger hospital isierungsbe-
dürftig sind. In ihrer Untersuchung, die an der psychiatri-
schen Universitätsklinik in Zürich durchgeführt wurde, konnten 
sie deutlich machen, daß es sich bei diesen zur Behandlung 
eingelieferten Untersuchungshäftlingen keineswegs um solche 
Personen handelte, die auch ohne Inhaftierung hospitalisie-
rungsbedürftig geworden wären. 71 % der Haftpatienten waren 
außerhalb des Vollzugs früher noch nie psychiatrisch hospitali-
siert worden. Bei den psychopathologischen Zuständen handelte 
es sich bei Klinikeintritt überwiegend um "echte meist in 
Einzelhaft entstandene reaktive Verzweiflungs- und Erregungszu-
stände, oft mit suizidalen Tendenzen" (1983b, S. 375). Die 
Autoren klagen aufgrund ihrer Ergebnisse insbesondere die in 
der Schweiz übliche Einzelhaftunterbringung als persönlich-
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keitsschädigend an (vgl. auch Volkart 1983). Nach Volkart 
(1983, S. 8) können die durch eine solche Inhaftierung verur-
sachten massiven psychischen Störungen, wie Lethargie, Depres-
sion, Angst u.ä. unter Umständen jahrelang auch nach der 
Haftentlassung anhalten. Bi nswanger u. Brandenberger ( 1975 l, 
die 24 schweizerische Untersuchungshäftlinge mit einer durch-
schnittlichen Haftzeit von nicht weniger als 3/4 bis zu l Jahr 
untersucht haben, halten aus psychiatrischer Sicht die Inhaf-
tierung für persönlichkeitsschädigend. Sie beurteilen die Si-
tuation in der U-Haft als "unhaltbar" (1975, S. 409). 

In der Bundesrepublik beschrieb beispielsweise Hofmann (1967) 
vor dem Hintergrund einer eigenen pädagogi sehen Untersuchung 
in einer süddeutschen Jugendhaftanstalt die negativen Auswir-
kungen der Einzelhaft auf den Insassen. Grossmann ( 1969, S. 
349) weist andererseits zu Recht darauf hin, daß die Persön-
lichkeitsstruktur des Häftlings einen wesentlichen Einfluß 
darauf hat, ob Einzel- oder Gemeinschaftshaft für den Insassen 
schädl i eher ist. 

Unter dem Eindruck der teilweise alarmierenden Ergebnisse zur 
negativen Wirkung einer Inhaftierung in der Untersuchungshaft, 
die offensichtlich noch ausgeprägter ist als im Strafvollzug 
und die aufgrund entsprechender Presseberichterstattung (vql. 
z.B.: "In U-Haft werden Kinder zu Kriminellen", Holzamer 1980) 
mehr und mehr auch in einer breiteren Öffentlichkeit disku-
tiert wird, verwundert es nicht, daß insbesondere für junge 
Beschuldigte z.T. die völlige Abschaffung der Untersuchungs-
haft verlangt wird. So sollten nach Müller-Dietz (1981b, 
S. 54) unter 16 Jahre alte Beschuldigte in jedem Falle von 
einer Untersuchungshaft verschont bleiben. 

Der Arbeitskreis Junger Kriminologen ging noch weiter und 
forderte in einer Diskussion und Kritik der Jugendstrafvoll-
zugsreform vom 27.09.1981 u.a., daß bei Personen unter 18 
Jahren Untersuchungshaft nicht angeordnet werden darf (vgl. 
Arbeitskreis Junger Kriminologen 1982, S. 93; Papendorf 1982). 
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Auch was den Jugendstrafvollzug betrifft, wurden verqleichbare 
Forderungen zur Abschaffung der Jugendstrafe an 14- und 15jäh-
rigen erhoben (vgl. Albrecht u. Schüler-Springorum 1983; 
Schüler-Springorum 1983). Diese Forderungen sind auch vor dem 
Hintergrund neuerer Untersuchungen zu sehen, die die schäd-
1 iche Wirkung einer Inhaftierung vornehmlich auf Jugendliche 
immer deut 1 i eher machen (vgl. zusammenfassend z.B. Lerchen-
mül l er 1981; Ortmann 1985b) und gleichzeitig auf die geringen 
Resozialisierungsmöglichkeiten, insbesondere bei der gegenwär-
tigen Ausgestaltung nahezu des gesamten Vollzuges, wobei in 
der Bundesrepublik lediglich die sozialtherapeutischen Anstal-
ten eine Ausnahme bilden mögen, hinweisen. 

Einigkeit besteht unter Juristen und Kriminologen weitgehend 
darüber, daß zumindest gegenwärtig ein genereller Verzicht auf 
Untersuchungshaft nicht möglich ist (vgl. beispielsweise Ar-
beitskreis Strafprozeßreform 1983, S. 23). Hinsichtlich der 
Notwendigkeit einer starken Reduzierung der Untersuchungshaft, 
sowohl was die Zahl der Insassen als auch die Haftdauer 
betrifft, besteht jedoch Übereinstimmung. Einigkeit besteht 
auch darüber, daß die Alternativen zur Untersuchungshaft ins-
besondere für junge Beschuldigte auszubauen sind (vgl. etwa 
auch Hänni 1980). Wesentlich strittiger wird die Frage nach 
der erzieherischen Ausgestaltung der Untersuchungshaft, wie 
sie nach§ 93 Abs. 2 JGG für Jugendliche vor9esehen ist, dis-
kutiert. 

Angesichts des immer wieder beklagten Zustandes der Untersu-
chungshaft vor allem für junge Beschuldigte scheint die in den 
§§ 71 und 72 JGG aufgezeigte Möglichkeit einer Unterbringun9 
in einem Erziehungsheim anstelle der Untersuchungshaft auf den 
ersten Blick vielversprechend. So bieten sich prinzipiell als 
Ersatzmöglichkeiten für Untersuchungshaft a) stationäre Maßnah-
men nach § 71 Abs. 1 JGG, wie Pflegefamilie, Wohngemeinschaft, 
Wohnheim, Lehrl ingsheim oder therapeuti sehe Wohngemeinschaft, 
b) eine außerstrafrechtliche Heimunterbringung im Wege der 
Freiwilligen Erziehungshilfe (FEH), eine einstweilige Anord-
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nung im vormundschaftlichen Verfahren oder durch Anordnung der 
vorläufigen Fürsorgeerziehung {FE) an. Diese Möglichkeit ist 
jedoch, von wenigen Ausnahmen abgesehen, lediglich eine theore-
tische, da solche Heime bis heute kaum bestehen bzw. die 
vorhandenen sich gegenüber einer Aufnahme von "Straffälligen" 
sperren. 

Zahlreiche Autoren weisen auf den Mangel an geeigneten Heimen 
und auf das Fehlen ausreichender Alternativen zum Vollzug der 
Untersuchungshaft, obwohl diese gesetzlich bereits seit langem 
vorgesehen sind, hin {vgl. etwa Kaiser 1977, S. 173; 
Schnitzerling 1957, S. 82; Krause 1971; Kunert 1978; 
Müller-Dietz 1981b, S. 50). Der Mangel an geeigneten Heimen 
wird sich in absehbarer Zeit, sowohl aus finanziellen Gründen 
als auch aufgrund fehlender politisch liberaler Einstellungen 
gegenüber Straftätern, wohl kaum beheben lassen. 

5. Notwendigkeit einer erzieherischen Gestaltung bzw. einer 
Behandlung in der Untersuchungshaft 

Weitgehende Einigkeit besteht darüber, daß, wenn schon auf-
grund der ungünstigen Bedingungen in der Untersuchungshaft 
eine Resozialisierung nicht möglich ist, so doch auf alle 
Fälle einer weiteren Entsozial isierung durch negative Haftef-
fekte vorzubeugen ist. Um die schädlichen Wirkungen der Inhaf-
tierung zu reduzieren, müssen nach Müller-Dietz {1983a, S. 2) 
insbesondere die sozialen Hilfen und Förderangebote zugunsten 
der Untersuchungsgefangenen ausgebaut werden. Dazu gehören vor 
allem "Möglichkeiten der Beratung auf persönlichem, familiärem 
und wi rtschaftl i ehern Gebiet, der beruflichen und schul i sehen 
Bildung und der therapeutischen Behandlung" {1983b, S. 37). 
Andere Autoren weisen auf die Notwendigkeit eines Hilfsangebo-
tes in bezug auf Probleme der Arbeitslosigkeit, Finanzen, 
Wohnungsschwierigkeiten etc. hin {vgl. Kall ien 1980, S. 121). 
Vor a l l e m auch d i e Jugend straf v o l l zu g s komm i s s i o n { Bundes m i n i -
ster der Justiz 1980) sowie der Fachausschuß I "Strafrecht und 
Strafvollzug" des Bundeszusammenschlusses für Straffälligen-
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hilfe (1983) sprechen sich für eine erzieherische Gestaltung 
der Untersuchungshaft aus. Ausdrücklich wird die Entwicklun9 
von intensiven Übungs- und Erfahrungskursen - sozialen Trai-
ningskursen - für LI-Häftlinge gefordert (1980, S. 60). 

Insgesamt darf nicht übersehen werden, daß die Frage nach der 
erzieheri sehen Ausgestaltung der Untersuchungshaft kontrovers 
diskutiert wird und bislang bezüglich einer erzieherischen 
EinfluP-.nahme in der Untersuchungshöft kaum konkrete Erfahrun-
gen vorliegen, da die 
wenigen Einzelfällen 
werden. 

Forderungen des Gesetzes bestenfalls in 
und auch hier nur ansatzweise erfül 1 t 

Sprenger zufolge können erzieherische Einwirkungen, da sie 
häufig auf eine Persönlichke-itsbeeinflussung abzielen, in die 
Rechte des Betroffenen aus Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz ein-
greifen (1976, S. 663). Wolter (1981, S. 495) sieht die erzie-
heri sehe Gestaltung der Untersuchungshaft bei Heranwachsenden 
gar als verfassungswidrig an und die Persönlichkeitserfor-
schung in der Untersuchungshaft als Einstieg in die Resoziali-
sierung widerspricht nach seiner Auffassung der Unschuldsver-
mutung. 
schuldig 

Vor dem Hintergrund e:ines sehr geringen Antei 1 s un-
Inhaftierter {vgl. hierzu Tab. 7) erscheint die Un-

schuldsvermutung als Grund gegen eine Behandlung etwa für Mey 
(1979, S. 3) als "rechtsstaatlicher Schnörkel". Einer Behand-
1 ung auf frei wil 1 i ger Basis stimmt ei r, großer Teil de,· Autoren 
zu (vgl. etwa Wolter 1981, S. 497). 

Driebold u.a. (1984, S. 153) betonen in diesem Zusam,nenhang, 
daß man bei e i n er Über h it zu n g ..; e „ Ci s k u s s i o n des Fr· e i w i 11 i g -
keitsaspt:kts Gefahr läuft, "ein wenig praktikaules System zu 
e m p f eh 1 e n , da( e i n e Be h d n d 1 u n g n u r d an n Maßnahmen gestattet , 
wenn der Wunsch dazu auf 9eiten des Straftäters a priori und 
eindeutig gegeben ist. Dies setzt aber vermutlich ein so hohes 
Maß an Einsicht und Bereitschaft voraus, wie es viel 1 eicht am 
Ende einer längeren positiven Persönlichkeitsentwicklung gege-
ben ist •.• ". Eine Lösung dieser Problematik sehen die Autoren 
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darin, von extremen Polarisierungen, wie völlige Freiwillig-
keit gegenüber Zwangsbehandlung, abzusehen und zu berücksich-
tigen, "daß die Mehrzahl der wiederholt straffälligen Personen 
ohne besondere Hilfsmaßnahmen nicht oder al 1 enfall s für kurze 
Zeit in der Lage ist, ein Leben ohne Straftaten zu führen, daß 
viele aber eine solche Hilfe, egal welchen Inhalts, ohne 
spezielle Ermunterung und gezielte Vereinbarungen kaum dauer-
haft in Anspruch nehmen dürften". 

Im Extremfal 1 können Insassen durch einen mehr oder weniger 
subtilen Zwang durch die Anstaltsbediensteten veranlaßt wer-
den, sich "freiwillig" für die Teilnahme an einem Programm zu 
melden, um so etwa bestimmte Vorteile im Anstaltsalltag zu 
erhalten oder zu gewinnen. Daß ein solcher von der Anstalt 
ausgeübter "sanfter Druck" durchaus auch sinnvoll sein kann, 
soll nicht in Frage gestellt werden, daß er jedoch anderer-
seits auch problematisch werden kann und die freie Entschei-
dung des Insassen u.U. zur Farce werden läßt, dürfte offenkun-
dig sein. Gerade in einer totalen Institution wie einer Voll-
zugsanstalt, die darauf angelegt ist, die Freiheit des Betrof-
fenen einzuschränken, dürfte die Gefahr nicht zu unterschätzen 
sein, daß auch die "freiwillige" Entscheidung des Insassen 
bezüglich der Teilnahme an einer Behandlung bzw. Erziehungs-
maßnahme durch die Anstalt - vielleicht mehr oder weniger 
unbemerkt - "reguliert" wird. Von daher sollte es gerade auch 
für die Verantwortlichen eines Programms wichtig sein zu prü-
fen, wie "freiwillig" die Klienten tatsächlich an einer Maßnah-
me teilnehmen. Kaiser (1984, S. 312) betont in diesem Zusammen-
hang zu Recht, daß gewährleistet werden muß, "daß keinem Be-
troffenen im Verlauf des Verfahrens aus der Ablehnung eines 
Hilfsangebotes Nachteile entstehen. Nur dann kann wirklich von 
freiwilligen Angeboten gesprochen werden". 

Wird von Kritikern der Untersuchungshaftpraxis einerseits zu 
Recht die relativ lange Untersuchungshaftdauer in der Bun-
desrepublik hervorgehoben, so ist andererseits dieser Zeitraum 
für die Durchführung einer wirkungsvollen Behandlungsmaßnahme 
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relativ knapp, nach manchen Autoren zu kurz, insbesondere wenn 
man berücksichtigt, daß nicht der volle Zeitraum für die 
eigentliche Behandlung zur Verfügung steht, da der Klient etwa 
zu Beginn seiner Haftzeit erst in das Programm integriert 
werden muß, ferner mit Ausfallzeiten aufgrund von Anwalts- und 
Gerichtsterminen zu rechnen ist. Dadurch werden jedoch erziehe-
rische und Behandlungsmaßnahmen in der U-Haft insbesondere für 
junge Täter nicht sinnlos, geht es doch zum einen darum, 
Haftschäden möglichst zu reduzieren und zum anderen um die 
Vorbereitung und Einleitung einer anschließenden (Re)Soziali-
sierungsmaßnahme im Strafvollzug bzw. der Bewährungshilfe. 

Das setzt allerdings voraus, daß die einzelnen Institutionen 
miteinander zusammenarbeiten, im Sinne einer Behandlungskette 
eine einmal begonnene Maßnahme in Zusammenarbeit mit dem Klien-
ten fortführen. Der Untersuchungshaft käme somit die wichti9e 
Aufgabe zu, die Grundlage für ein längerfristiges Behandlungs-
programm, das über die U-Haftdauer hinausreicht, zu le9en. 

Nach Ansicht mancher Autoren wäre das Problem des für eine 
effektive Behandlung zu kurzen Zeitraums der Untersuchungshaft 
durch die Einführung eines "vorläufigen Strafantritts" zu l ö-
sen, wie er etwa in der Schweiz in zahlreichen Kantonen seit 
langem gängige Praxis ist (vgl. Schubarth 1979; Jescheck u. 
Krümpelmann 1971, S. 634; Krümpelmann 1976, S. 44 ff.). Dem 
vorläufigen Strafvollzug käme die Funktion zu, die Nachteile 
der Untersuchungshaft, wie etwa unzulängliche Beschäftigungs-
möglichkeiten, teilweise starke Isolierung des Gefangenen, 
geringe Möglichkeiten für die Implementation echter Resoziali-
sierungsprogramme, möglichst zu vermeiden. 

Die Möglichkeit eines vorläufigen Strafvollzugs ist juristisch 
nicht unproblematisch und wird kontrovers diskutiert. Der Ar-
beitskreis Strafprozeßreform ( 1983, S. 37 f. l lehnt beispiels-
weise die Einführung eines vorzeitigen Strafantritts aus juri-
stischen Gründen rundweg ab. Nach Auffassung der Mitglieder 
des Arbeitskreises setzt Freiheitsentzug als Strafe eine rich-
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terl i ehe Verurteilung voraus, so daß eine frei wi 11 i ge Strafe 
ein Widerspruch in sich ist. Der Arbeitskreis fordert vielmehr 
einen Abbau der Untersuchungshaft in ihrem gegenwärtigen Zu-
stand, aber nicht zugunsten neuer Zwangsmechanismen (1983, 
S. 38; vgl. auch Schubarth 1979). Neben den hier vorgebrachten 
und ernstzunehmenden Bedenken wäre auch zu prüfen, ob sich der 
Antritt eines vorläufigen Strafvollzugs nicht negativ auf das 
Urteil im Sinne einer Strafverschärfung auswirkt. Auf alle 
Fälle dürfen, darin sind sich alle einig, durch die Einführung 
der Möglichkeit eines vorgezogenen Strafvollzugs die rechts-
staatlichen Garantien des Beschuldigten ebensowenig einge-
schränkt werden, wie die Bemühungen um eine Änderung der 
unhaltbaren Zustände der gegenwärtigen Praxis des Untersu-
chungshaftvollzuges. 

6. Bfsherige Erfahrunqen mit Erziehungs-/Behandlungsprogram-
men in der Untersuchungshaft 

Konkrete Erfahrungen mit Behandlungsprogrammen in der Unter-
suchungshaft liegen bisher nur in wenigen Fällen vor. In Uel-
zen ist beispielsweise seit 1970 ein "Sozialpädagogischer Ar-
beitskreis", ein Zusammenschluß Uelzener Bürger, darum bemüht, 
die Situation in einer Untersuchungshaftabteilung für junge 
Insassen erzieherisch zu gestalten. Neben der Vermittlung prak-
tischer Hilfestellungen wird hier auch besonderer Wert auf die 
Unterstützung bei der Bewältigung psychischer Schwierigkeiten 
(Haftdepression u.ä.) gelegt (vgl. Brandler 1975; Sozialpädago-
gischer Arbeitskreis Uelzen 1975; zusammenfassend Walter 1978, 
S. 388 f.; Kury 1980b, S. 109). Im wesentlichen organisiert 
der Arbeitskreis ein Unterrichtsangebot sowie Einzelgespräche 
am Nachmittag während der Arbeitszeit (vgl. Famulla 1977; 
Kallien 1980, S. 122). 

Seit einiger Zeit werden aufgrund einer gemeinsamen Konzeption 
der Nordrhein-Westfälischen Ministerien für Justiz und So-
ziales sowie der Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen 
in Nordrhein-Westfalen 14- und l5jährige Tatverdächtiqe statt 
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in Untersuchungshaft ins Erziehungsheim eingewiesen. Dadurch 
soll die Zeit bis zur Hauptverhandlung zu einer gezielten 
erzieherischen Einwirkung genutzt werden (Zeitschrift für 
Strafvollzug 1983, S. 175). Erfahrungen zu dem Versuch liegen 
bislang noch ni_cht in ausgearbeiteter Form vor. 

Neben den vereinzelten Modellversuchen gibt es selbstverständ-
lich in verschiedenen Untersuchungshaftanstalten noch mehr 
oder weniger umfangreiche Einzelinitiativen mit dem Ziel einer 
Verbesserung der ungünstigen Situation. In der Regel beschrän-
ken sich diese Vorhaben jedoch auf einzelne Bereiche und sind 
meist von wenigen oder gar nur einem einzigen Bediensteten 
angeregt und durchgeführt worden. Entsprechend haben sie oft 
auch keine allzu große Dauer. Daß sie im Hinblick auf eine 
Verbesserung der Untersuchungshaft, insbesondere bezüglich 
einer Reduzierung der Haftschäden, trotzdem einen Stellenwert 
haben können, soll ·keineswegs bezweifelt werden. 

Vielfach wird vor dem Hintergrund der meist völlig mangelhaf-
ten schulischen Ausbildung der jugendlichen Insassen von Voll-
zugsanstalten (vgl. dazu Kury 1980a) auf die Bedeutung der 
Durchführung von schul i sehen Maßnahmen im Rahmen der Unter-
suchungshaft hingewiesen (vgl. auch Zirbeck 1973, S. 191; Deut-
sche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen 
1970; Kempe 1973). Schulunterricht kann etwa durchaus von 
externen Lehrern angeboten werden. Da eine abgeschlossene 
Schulausbildung eine Eingliederung in die Gesellschaft, vor 
allem aber in den Arbeitsbereich erheblich erleichtern dürfte, 
kommt solchen Programmen eine gewisse Bedeutung zu. In diesem 
Sinne wäre etwa auch ein berufsbildendes Angebot von Inter-
esse. Hierbei ist allerdings zu beachten, daß aufgrund der 
durchschnitt] ichen Dauer der. V-Haftzeit von 3 bis 4 Monaten 
ein Abschluß der Maßnahmen in der Regel nicht möglich sein 
dürfte. Trotz dieser Schwierigkeiten finden sich in der Lite-
ratur Belege über positive Resultate. 
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Eberle (1978) berichtet beispielsweise über günstige Erfahrun-
gen mit einem Unterrichtsprogramm in einer Untersuchungshaft-
anstalt für Jugendliche. Inhalte der Unterrichtseinheiten, die 
nach Prinzipien des sozialen Lernens aufgebaut sind und den 
Einsatz verschiedener Medien vorsehen, sind etwa Wahrnehmung, 
Kriminalität und Strafvollzug, Konfliktlösungen, Partner-
schaft, Lebensbewältigung oder Recht und Moral. Ziel des Pro-
gramms ist die Vermi tt 1 ung von Handlungskompetenzen mit dem 
Schwerpunkt der Ausbildung gesellschaftskonformen Verhaltens 
(1978, S. 74). Interessant ist die Erfahrung von Eberle, daß 
selbst ein solches Unterrichtsprogramm von Bediensteten im 
Vollzug immer noch mißtrauisch betrachtet wird. "Am ehesten 
wird noch die Kompensation der schulischen Defizite akzep-
tiert. Darüber hinausreichende Anliegen werden jedoch immer 
wieder mißtrauisch aufgenommen oder 9ar abgelehnt, nicht zu-
1 etzt wohl deshalb, weil man befürchtet, Bildun9smaßnahmen 
könnten Unruhe oder Querul antentum fördern" ( 1978, S. 80). Das 
wirft ein Licht darauf, in welchem Klima solche Programme 
vielfach stattfinden. Wenn bereits Unterrichtseinheiten so miß-
trauisch begegnet wird, dürfte das bei Behandlungsmaßnahmen im 
engeren Sinne noch weit stärker sein. "Gegenmaßnahmen" der 
Gegner eines Programms können dieses 1 eicht "ins leere 1 aufen 
lassen". Vor diesem Hintergrund wird auch deutlich, wie wich-
tig es ist, die Anstaltsbediensteten möglichst vollständig in 
ein Behandlungsprogramm zu integrieren und sie daran zu betei-
ligen, um "Gegenstrategien" möglichst zu vermeiden. 

Über erhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung eines 
Gruppenprogramms mit jugendlichen Untersuchungsgefangenen in 
der Justizvollzugsanstalt Göttingen berichtet auch Rameckers 
(1979), wobei hier die sich ergebenden Probleme teilweise auf 
die Unerfahrenheit der von außen kommenden Gruppenmitt:11 i eder 
zurückzuführen sein dürfte. Über 6 Wochen wurde in der Anstalt 
eine Intensivgruppe durchgeführt, die sich wöchentlich an 5 
Tagen zu 1- bis 1 1/2-stündigen Sitzungen traf. Die Gruppe 
bestand aus insgesamt 18 Personen, von denen nur 2 eine 
Ausbildung in einem sozialen Beruf abgeschlossen hatten. Außer 
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dem Sozialarbeiter der Anstalt gehörten ihr neben den Insassen 
Studenten und einige Berufstätige an. Der Inhalt der Gespräche 
war unstrukturiert und wurde zum Zwecke einer systemati sehen 
Auswertung auf Tonband aufgezeichnet. Es zeigte sich, daß die 
freien Helfer schon nach kurzer Zeit in ein den Gruppenprozeß 
beeinträchtigendes Beziehungsgeflecht eingebunden wurden. "Zu-
sammen m i t des t r u kt i ver R i v a 1 i t ä t um d i e Gunst der Gefangenen 
uferte das diffuse Unbehagen zu einem starken Mrntrauen aus, 
das jeder gegen jeden hegte" (1979, S. 102\. Gegenseitiges 
Mißtrauen erschwerte nicht nur die Arbeit in der Gruppe, 
sondern bewirkte geradezu ein "antitherapeutisches Lernen am 
Modell" (1979, S. 103). 

Solche Experimente machen gleichzeitig deren Problematik für 
die Betroffenen in der Anstalt deutlich. Kurzfristige Behand-
lungsprogramme, sozusagen als Semesterübung, von weitgehend 
unerfahrenen Therapeuten bzw. Gruppentei 1 nehmern durchgeführt, 
vermitteln bestenfalls den externen Gruppenteilnehmern mehr 
oder weniger schmerzvolle Erfahrungen, müssen jedoch hinsicht-
1 ich ihres Nutzens für die Insassen wohl als gering einge-
schätzt werden. Im Extremfal 1 ist sogar damit zu rechnen, daß 
den "Behandelten" psychischer Schaden zugefügt wird. Die Durch-
führung eines Behandlungsprogramms in einer Vollzugsanstalt 
stellt an die Verantwortlichen erhebliche Anforderungen, auch 
bezüglich deren Erfahrungen im Umgang mit diesem Klientel. Ein 
"freimütiges Experimentieren" unter Einsatz "neuer Behandlungs-
techniken", ausgeführt von unerfahrenen "Therapeuten" darf den 
Insassen nicht zugemutet werden und ist auch ethisch nicht 
vertretbar. So zeigte etwa die Psychotherapi eforschung deut-
1 ich, daß eine Behandlung auch negative Effekte haben kann. 
Für die Einstellung gegenüber Behandlungsmaßnahmen sowohl auf 
seiten der Betroffenen, mancher Fachleute als auch der Laien 
können solche Behandlungsexperimente lediglich schädlich sein. 
Wieder einmal bekommt man hier gezeigt, daß "Behandlung" nicht 
funktioniert, wobei allzu leicht übersehen wird, daß diese 
"Behandlung" kaum funktionieren konnte und eben nicht der 
Behandlung entspricht. 
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Relativ umfangreiche Erfahrungen mit Behandlungsprogrammen bei 
Untersuchungsgefangenen wurden erwartungsgemäß in den Nieder-
1 anden gewonnen, wo der Behandlungsgedanke bei Straftätern 
eine lange Tradition hat und auch eine Reihe relativ gut 
funktionierender Vollzugsanstalten mit stringentem Behandlungs-
programm existieren (vgl. zusammenfassend Egg 1984). So berich-
tet etwa Helmsing (1983, S. 221 f.l über die Untersuchungshaft-
anstalt "De Sprang" in Den Haag, die schwerpunktmäßig 18- bis 
23jährige Beschuldigte aufnimmt und in welcher ein nicht-direk-
t·i v es B e h a n d 1 u n g s p r o g r a mm angeboten w i r d • I n s a s s e n m i t ver -
gleichbaren Problemlagen werden in Gruppen zusammengefaßt und 
von besonders ausgewählten Bediensteten betreut. Durch die 
Programme auf den 8 Abteilungen der Anstalt, welche sich 
tei 1 weise voneinander unterscheiden, wird versucht, bei den 
Klienten insbesondere auch eine positive Zukunftsperspektive 
aufzubauen (vgl. etwa auch Lemmers u. Gresnigt 1980; zu sozial-
therapeutischen Ansätzen im österreichischen Untersuchungshaft-
vollzug vgl. auch Karger 1976). 

Ein Nachteil der meisten bisherigen Modellversuche im Bereich 
Untersuchungshaft ist auch darin zu sehen, daß auf eine syste-
matische Begleitforschung verzichtet wird. Dadurch wird es in 
der Regel versäumt, einerseits die gesammelten Erfahrungen 
w e i t er zu ver m i t t e 1 n , anderer sei t s aber , das e i gen e Programm 
vor dem Hintergrund der wissenschaftlichen Ergebnisse fortzu-
entwickeln und zu verbessern. 

Ein qroßes Problem nicht nur im Jugendstrafvollzug, sondern 
zunehmend auch in der Untersuchungshaft bilden seit Jahren 
drogenabhängige Inhaftierte. Der Anteil der Drogenabhiingigen 
an den Insassen der U - Haft- und Straf v o 1 1 zu g s ans t a 1 t e n wächst , 
wobei gleichzeitig festzustellen ist, daß das Ausmaß der Ab-
hängigkeit ebenfalls zunimmt (vgl. dazu Kury 1982,). Der exak-
te Umfang des Drogenproblems in der Untersuchungshaft ist 
ebenso wie im Strafvollzug nicht bekannt, so daß wir letztlich 
auf Schätzungen angewiesen sind. Allerdings kann gesagt wer-
den, daß sie zusammen etwa mit Alkoholabhängigen bzw. -gefähr-
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deten "eine qualitativ und quantitativ ins Gewicht fallende 
Sondergruppe im Vollzug der Untersuchungshaft" darstellen 
(Fachausschuß 1983, S. 36). Während noch bis in die 70er 
Jahre hinein Drogentäter für den Vollzug lediglich ein Rand-
problem darstellten, ist i nzwi sehen "der llmgan<1 mit Dro<1enab-
hängigen in den meisten westlichen Industriestaaten zu einem 
der dringendsten Probleme der aktuellen Vollzugsgestaltun<1 <1e-
worden" (Kerner 1982, S. 435). Mehr und mehr Abhänoiqe wandten 
sich in den letzten Jahren offensichtlich den harten Drogen, 
wie Heroin u. a. zu, was auch dazu führte, daß die Zahl der 
Drogentoten pro Jahr lange Zeit bis etwa Ende der 70er Jahre 
angestiegen ist (Vgl • Kreuzer 1978b, s. 353; 197 Ba l. 

Drogenabhängige stellen jedoch gerade die Untersuchungshaft, 
die in keiner Weise auf die sich bei diesen Inhaftierten er-
gebenden Schwi eri gkei ten, wie Entzugserscheinungen u.ä., vor-
bereitet ist, vor. große, hier in der Regel letztlich unlös-
bare Probleme. Vielfach ist nicht einmal die oft notwendige 
medizinische Fachbetreuung einwandfrei gewährleistet. Gerade 
bei solchen Probanden sollte von Anfang an neben dem erfolgten 
Entzug eine systematische Behandlung einqeleitet und durchge-
führt werden, wenn die Inhaftierung hinsieht] ich der Resozia-
lisierung sinnvoll sein soll. Eine bloße "Trockenlegung" 
schafft hier für den Inhaftierten nur Probleme, wird ihn aber 
kaum befähigen, von seiner vielfach massiven, auch körperl i eh 
bedingten Sucht loszukommen, sondern eher fieberhaft darüber 
nachdenken lassen, wie er sich auch innerhalb der Anstalt 
seinen "Stoff" oder einen Ersatz beschaffen kann. Das führt 
dann zu den teilweise ausgefallenen und bis in alle Einzel-
heiten durchdachten Beschaffungstechniken, die bewirken, daß 
auch innerhalb der Anstalt nicht selten ein erheblicher 
Schwarzhandel 
haftierte sind 

mit Drogen stattfindet. Gerade auch solche In-
letztlich, wenn überhaupt, nur mittels eines 

langzei tbehandl ungsprogramms, das sieh auch auf die Zeit nach 
Haftentlassung erstrecken sollte, zu resozialisieren (vgl. 
etwa zur Erfahrung mit Drogenabhängigen im Berliner U-Haft-
vollzug Missoni 1975). 

129 



Die obigen Ausführungen machen die rechtliche Problematik und 
praktischen Schwierigkeiten einer Behandlung von Untersuchungs-
häftlingen deutlich. Stehen bereits Resozialisierungsprogramme 
im Strafvollzug vor bisher weitgehend ungelösten Problemen, 
die deren Erfolg beeinträchtigen, wenn nicht gar aufheben, ist 
das in der Untersuchungshaft noch weit mehr der Fall. Anderer-
seits wurde gleichzeitig auf die Notwendigkeit einer Vermei-
dung von Haftschäden hingewiesen. zweifellos muß als vordring-
liche kriminalpolitische Aufgabe die Reduzierung der Inhaftier-
tenzahlen sowie der Haftdauer bei U-Häftlingen angesehen wer-
den. Einigkeit besteht jedoch weitgehend darüber, daß zumin-
dest zum gegenwärtigen Zeitpunkt auf die U-Haft nicht vollstän-
dig verzichtet werden kann. Von daher haben Behandlungsprogram-
me auch in diesem Bereich nach wie vor ihre Bedeutung und 
ihren Stellenwert, selbst wenn dieser nur darin gesehen wird, 
die sonst unvermeidbaren Haftschäden zu reduzieren bzw. zu 
vermeiden. 
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l. Zur Voraeschichte des Projektes 

Im Freiburaer Raum war insbesondere der Juqendrichter und 
spätere Beqründer des Wissenschaftlichen Instituts des Juqend-
hilfswerks Freiburq (WI-JHW\, Karl Härrin9er, seit dem In-
krafttreten des neuen Jugendgerichtsgesetzes im Jahre 1953 
bestrebt, die vom Gesetzgeber gewollte Trennung von juaend-
1 ichen und erwachsenen Untersuchungsgefangenen zu erreichen. 
Dem engagierten Jugendrichter erschien die Schaffung einer 
eigenen Anstalt zum Vollzug der Untersuchungshaft an jungen 
Delinquenten - oder zumindest einer eigenen Abteilung - nicht 
zuletzt deshalb wichtig, weil die Einrichtungen der Jugendhil-
fe (damals "Fürsorgeerziehungsheime") nicht oder in unzurei-
chendem Maße bereit und in der Lage waren, junqe Straftäter 
gemäß den §§ 71, 72 JGG 1 aufzunehmen. 

Bemühungen und Pläne zur Schaffung einer Alternativ-Ei nri ch-
tung zur Untersuchungshaft für Jugendliche hatten bis dahin 
nicht zum Erfolg geführt. Erst wesentlich später (im Auqust 
1981) hat der Landeswohlfahrtsverband Baden eine "vorläufige" 
Projektbeschreibuna 
§§ 71, 72 JGG als 

zur Unterbrinaunq von Juqendlichen nach 
"Modell" vorqel.eqt. 2 . In anderen Bundesl än-

dern waren in dieser Zeit vereinzelt Alternativ-Einrichtunaen 
zur Jugenduntersuchungshaft entstanden 3 . . 

Vereinzelt wurde in der Vergangenheit die Untersuchunqshaft an 
Jugendlichen in Freiburg in der Jugendarrestanstalt vollzogen, 
und zeitweilig waren die jungen Untersuchungsgefangenen in der 
Vollzugsanstalt auf einem Stockwerk zusammengefaßt. Erst als 
im Herbst 1968 das Frauengefängnis, das zum Gebäudekomplex der 
Vollzugsanstalt gehörte, aufgelöst wurde, hat die Justizverwal-
tung in diesem Trakt eine Jugendabteilung zum Vollzug der 
Untersuchungshaft eingerichtet. Als dieses Gebäude ein Jahr 
später umgebaut und renoviert wurde, diente für die Dauer der 
Renovierungsarbeite,n (ca. zwei Jahre lang) das frühere Amtsqe-
ri chtsgefängni s in Emmendingen (ca. 15 km von Freiburg ent-
fernt) als Untersuchungshaftanstalt für die Jugendgerichte des 
Landgerichtsbezirks Freiburg. 
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In dieser Zeit (1971) gründete Karl Härringer das Wissenschaft-
liche Institut des Jugendhilfswerks an der Universität Frei-
burg (WI-JHW). Mit dem Institut sollte eine Einrichtung ge-
schaffen werden, die mit wissenschaftlichen Methoden sowohl 
das JugendC1ericht wie auch die in der Jugendstrafrechtspflege 
tätigen Sozialarbeiter unterstützt. Es- sollte ein Bindeglied 
geschaffen werden zwischen der "praxisfernen" Wissenschaft und 
der Jugendgerichtspraxis. Nach den Vorstellungen seines Grün-
ders sollte das Institut durch seine wissenschaftlichen Mitar-
beiter den Freiburger Jugendrichtern mittelbar und unmittelbar 
Entscheidungshilfen im Rahmen des Jugendstrafverfahrens Cleben: 
mittelbar durch Fortbildung der in der JugendstrafrechtspfleC1e 
tätigen Sozialarbeiter, in erster Linie der Jugendgerichtshel-
fer, aber auch der Bewährungshelfer und der Sozialarbeiter im 
Vollzug. Die unmittelbare Mitwirkung an der Entscheidungsfin-
dung des Gerichts und die damit intendierte Verbesserung der 
jugendrichterl ichen Entscheidungen sollte durch die SchaffunCI 
eines jugendpsychologischen diagnostischen Instrumentariums 
und seiner Anwendung bei jungen Straftätern erfolgen. Vorhan-
dene diagnostische Verfahren waren auf ihre Anwendbarkeit bei 
jugendlichen Delinquenten zu überprüfen und gegebenenfalls zu 
modifizieren. Der psychologische Gutachter, der bis dato im 
Jugendstrafverfahren nur in bestimmten Fällen herangezogen 
wurde, sollte nach diesem Konzept nicht nur regelmäßig einge-
schaltet werden, sondern auch eine Ausweitung seines Auftra-
ges, seiner Funktion erfahren: Nach bisheriger Praxis hat der 
Gerichtspsychiater und auch der psychologische Gutachter seine 
wissenschaftlich begründete Auffassung zu bestimmten Fragestel-
lungen in der Hauptverhandlung vorgetragen. Der Psychologe des 
-Instituts hingegen sollte frühzeitig hinzugezogen werden und 
möglichst auch an richterlichen Entscheidungen im Vorfeld der 
Hauptverhandlung ( Inhaftierung bzw. Unterbrechung der Unter-
suchungshaft und derql.l mitwirken. Das heißt, daß der ur-
sprünglich diagnostisch-prognostisch begründete Auftrag des 
Psychol oqen eine zusätzl i ehe kriminal pädaaogi sehe Perspektive 
erhielt: Der Juqendstrafvollzug als ultima ratio sollte weitge-
hend vermieden und durch ambulante kriminalpädaqogische und 
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therapeutische Maßnahmen ersetzt werden. In diesem integrati-
ven Konzept, das die mehr repressiven Elemente der Justiz mit 
den psychologisch-pädagogischen Möglichkeiten der Sozialarbeit 
sinnvoll zu vereinigen suchte, erhielt die Untersuchungshaft 
einen besonderen - kriminalpädagogischen - Stellenwert. Vom Ju-
gendrichter wurde sie als kriminalpädagogisches Instrument so-
wohl auf der Grundlage des § 112 StPO als auch gemäß§ 61 JGG 4 

benutzt. 

Über viele Jahre hatte Karl Härringer als Jugendrichter - und 
auch als Vormundschaftsrichter - mit den strafrechtlichen und 
pädagogischen Möglichkeiten des Jugendgerichtsgesetzes - und 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes - gearbeitet und umfangreiche Er-
fahrungen gesammelt. Gesetzliche, institutionelle und auch per-
sonelle Unzulänglichkeiten, die dabei immer wieder zu Tage 
traten, führten zum einen zu einer recht persönlichen, orig1na-
ren Handhabung der gesetzlichen Vorschriften. Zum anderen gab 
die Unzufriedenheit mit dieser Situation, das Wissen um die 
häufige Mangelhaftigkeit und Fragwürdigkeit jugendrichterli-
chen Handelns den Nährboden ab für die Schaffung einer Institu-
tion, die zu einer Verbesserung innerhalb der Jugendstraf-
rechtspflege hier im Freiburger Raum beitragen sollte. Weder 
die Heime noch der Jugendstrafvollzug schienen ihren Aufgaben 
der Kriminalitätsvorbeugung und Rehabilitation gerecht zu wer-
den. Die Verbesserung und 
pädagogisch-therapeutischen 

der Ausbau der diaqnostischen und 
Behandlungsmöglichkeiten im soqe-

nannten ambulanten Bereich schienen einer Lösunq näherzufüh-
ren. Neben der Forschun9saufgabe auf dem Sektor psychologi-
scher Diagnostik und Behandlung und neben der Fortbi l duna der 
in der Jugendstrafrechtspfle9e tätigen Sozialarbeiter 5 , sollte 
das Institut Integrations- und Koordinationsaufgaben wahr-
nehmen. 

Obwohl zu der damaligen Zeit in der Bundesrepublik der Begriff 
"Diversion" noch weitgehend unbekannt war, 1 äßt sich manches 
von dem, was in der Freiburger Jugendstrafrechtspflege in 
diesen Jahren initiiert und erprobt wurde, mit späteren Di-
versionsansätzen vergleichen: Vermeidung von Untersuchungshaft 
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bei den ganz junqen Straftätern, pädagogische und therapeu-
tische Maßnahmen statt strafrechtlicher Sanktionen, wo irgend 
möglich entschiedene Bevorzugung ambulanter Maßnahmen (z.B. 
Bewährunqshilfe) vor dem (Jugend-)strafvollzug. 

2. Aufgaben und Funktion des Wissenschaftlichen Instituts des 
Jugendhilfswerks in der Jugendstrafrechtspflege 

Der Initiator und Begründer des Instituts war gleichzeitig 
auch der Leiter. Durch die Personalunion von Institutsleiter 
und Jugendrichter bestand nicht nur eine enge Verbindung zwi-
schen Institut und Gericht, sondern auch ein lebhafter direk-
ter Informationsaustausch zwischen beiden. Das Institut war ge-
gründet worden mit dem Auftrag, die Hilfeangebote für delin-
quente Kinder, Jugendliche und Heranwachsende auf dem Sektor 
Diagnostik und Therapie zu verbessern. Im Vordergrund standen 
zunächst die ambulanten Hilfen, solche Maßnahmen, die den 
straffällig Gewordenen in seiner Umgebung belassen. Das waren 
- neben einer therapeutischen Unterstützung im Vorfeld eines 
Jugend~trafverfahrens - eine Unterstützung der Jugendgerichts-
hilfe und des Jugendgerichts durch eine 9ute Persönlichkeits-
diagnostik und - z.B. für Bewährungsprobanden - die Möglich-
keit, psychotherapeutische Behandlung anzubieten. 

Zur Zeit der Institutsgründung und in den folgenden Jahren war 
eine deutliche allgemeine Rückwärtsentwicklung bei der Heimein-
weisung zu beobachten. Ambulante Betreuunqsformen für delin-
quenzgefährdete und straffällig gewordene Jugendliche wurden 
bevorzugt. Stationäre Maßnahmen der Jugendhilfe wurden skep-
tisch hinterfragt, die Fürsorcieerziehunq und speziell die Er-
ziehungsheime alten Stils standen im Mittelpunkt der Kritik. 
Entwicklungen und Tendenzen im Bereich des Strafvollzugs (das 
Konzept der sozialtherapeutischen Anstalten, die Vorbereitung 
eines Strafvollzugsgesetzes, die Forderung "Behandlungs- statt 
Verwahrvol l zug") hatten Auswirkungen auf den Bereich der Ju-
gendsstrafrechtspfl ege: Nur noch ganz selten wurde Fürsorgeer-
ziehung im Rahmen eines Jugendstrafverfahrens angeordnet und 
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bevor eine Jugendstrafe voll streckt wurde, waren in der Regel 
mehrere Versuche mit ambulanten Maßnahmen (Erziehungsbeistand-
schaft, Bewährungshilfe) vorausgegangen. Letzteres gilt zu-
mindest für den Freiburger Raum. Bei den Jugendrichtern führte 
die Erkenntnis, daß der Jugendstrafvollzug in seiner bisheri-
gen Form offensichtlich nicht geeignet war, die kriminelle 
Entwicklung eines jungen Menschen zu unterbrechen und ihn zu 
künftigem straffreien Leben zu erziehen, dazu, alle recht-
lichen und kriminalpädagogischen Mittel - einschließlich des 
sogenannten Sicherungshaftbefehls - vor der Voll streckun9 
einer Jugendstrafe auszuschöpfen. Vielleicht zeichnete sich 
hier die von Walter (1978) vermutete "Funktionserweiterung" 
der Untersuchungshaft im Sinne von "Krisenintervention" oder 
als "stationärer Einstieg für eine längerfristige spezialprä-
venti ve Betreuung" bereits ab. 
benen Situation stellten sich 

Angesichts der hier beschrie-
dem Institut des Jugendhi lfs-

werks innerhalb der Jugendstrafrechtspflege und Jugendgerichts-
praxis zwei Hauptaufgaben: Zum einen sollte die Untersuchungs-
haft nicht länger eine Art "Warteraum für abzuurteilende junge 
Straftäter" sein, und zum anderen ging es darum, jugendrichter-
liche Entscheidungen und Sanktionen, psychologische, sozial-
und kriminalpädago9ische Maßnahmen aufeinander abzustimmen. Im 
Sinne der erstgenannten Aufgabe ist die von unserem Institut 
ausgegangene Initiative zu verstehen, den vom Gesetzgeber zwar 
gestellten, von der Justiz selbst bis dahin aber nicht ausge-
führten Auftrag der erzieherischen Gestaltung der llntersu-
chungshaft bei Jugendlichen zu erfüllen. 

3. "Konzept" einer Jugendstrafrechtspflege, die versucht, 
pädagogische und repressive (jugendstrafrechtliche) Ele-
mente zu vereinigen 

Eine Beschreibung des Kontextes, in dem unser Behandlungsfor-
schungsprojekt steht, ist nicht möglich, ohne den Entwicklungs-
hintergrund darzustellen, der wiederum ohne den Jugendrichter 
Härringer nicht vorstellbar ist. Härringer hat sich schon als 
junger Jugendstaatsanwalt über sein berufliches Aufgabenfeld 
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hinaus für die straffälliq qewordene und delinquenzqefährdete . . . . 

Jugend engagiert. Materielle Not der Juqendlichen und die 
Erkenntnis, daß es vielen von ihnen an emotionaler Zuwendung 
und Geborgenheit mangelte, waren einige der Gründe für Karl 
Härringer, eine Einrichtung zu schaffen, die versucht, den 
jungen Menschen etwas von dem zu geben, das sie 7 ~use 
entbehren müssen. Im Jahre 194 7 gründete er das Freiburger 
Jugendhilfswerk, das über viele Jahre - zum allergrößten Teil 
mit ehrenamtlichen Helfern - zahlreichen jungen Menschen im 
Alter zwischen 14 und 25 Jahren pädagogische Eingliederungs-
hilfe leistete. Die Betreuer waren zumeist Studenten und So-
zialarbeiter in der Ausbildung, die in der Regel für ein bis 
zwei Jahre sozialpädagogische-jugendpflegerische Gruppenarbeit 
leisteten. Eine Verbindung zwischen dem späteren Jugendrichter 
Härringer und der sozialpädagogischen Einrichtung Jugendhilfs-
werk bestand dergestalt, daß die Gruppenleiter die Jugend-
lichen ihrer Gruppen in die Hauptverhandlung begleiteten und 
Beistands- bzw. Jugendgerichtshelferfunktion wahrgenommen 
haben und andererseits der Jugendrichter häufig den Gruppenlei-
ter - im Falle einer Strafaussetzung zur Bewährung - als Bewäh-
rungshelfer bestellte. Nicht selten wurde auch durch den Ju-
gendrichter einem jungen Straftäter die Auflage erteilt oder 
die dringende Empfehlung ausgesprochen, sich einer Gruppe des 
Jugendhilfswerks anzuschließen. Für den Jugendrichter war die 
sozialpädagogische Einrichtung Jugendhilfswerk mit dem Gruppen-
angebot, das ergänzt wurde durch die Möglichkeit der Einzelbe-
treuung und der Arbeit mit der Herkunftsfamilie, in zahlrei-
chen Fällen eine Alternative zu stationärer Unterbringung, 
auch zum Jugendstrafvollzug. Hier scheint sich eine Ähnlich-
keit mit amerikanischen Diversionsmodellen anzudeuten. 

Im Gefolge wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Veränderun-
gen änderten sich auch die Anforderungen an die Sozialarbeit: 
Die überkommenen Methoden der Sozialarbeit reichten nicht mehr 
aus, diesen Problemen zu begegnen. Im Haus Fürstenbergstraße 
des Jugendhilfswerks wurden Hortgruppen für die schulpflichti-
gen Kinder eingerichtet, für die im laufe der Zeit heilpädaqo-
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gische Fachkräfte eingestellt wurden. Frühzeitiq sollten so-
zialpädagogische Maßnahmen im Sinne von Kriminalitätsprophy-
laxe platzgreifen, um die Kinder von sozial schwachen und 
delinquenzgefährdeten Familien vor einer kriminellen Entwick-
lung zu bewahren. So bildeten denn auch -vor allemin den 
ersten Jahren der Hortarbeit im Jugendhilfswerk - die jüngeren 
Geschwister der Jugendlichen aus dem sogenannten Abendbereich, 
die zumeist schon vor dem Jugendrichter gestanden hatten, die 
Klientel für die heilpädagogischen Hortgruppen. 

Nachdem Härringer erkannte, daß das große Engagement der So-
zialarbeiter allein, der Einsatz ihrer ganzen Persönlichkeit, 
nicht mehr genügten, um der komplexeren Problematik gerecht zu 
werden, wandte er sich um Hilfe und Unterstützung an die 
Wissenschaftler. Sie sollten die Fachleute in der Praxis, die 
Erzieher und Jugendgerichtshelfer, die Bewährungshelfer und 
die Sozialarbeiter in den Institutionen 
mit ihnen neue Konzeptionen erarbeiten. 
und die Fachhochschulen dem engagierten 

beraten und gemeinsam 
Als die Universität 
Praktiker nicht die 

Unterstützung gewährten, die er brauchte, hat Härrinqer sich 
zur Gründung eines eigenen Instituts entschlossen. Dieses In-
stitut sollte die Lücke zwischen der universitären Wissen-
schaft und der jugendrichterlichen Praxis schließen. Der Ju-
rist Härringer war offen für alle theoretischen Richtunqen, 
die Lösungen für Fragen und Probleme im Umfeld von Jugendde-
1 inquenz und sozial abweichendem Verhalten anzubieten hatten. 
So waren denn auch von Anfang an die Psychoanalyse, die Ver-
haltenstherapie und die Gesprächspsychotherapie nach Rogers im 
Wissenschaftlichen Institut des Jugendhilfswerks vertreten. 

Der Härringersche Ansatz, der gelegentlich wohlwollend als 
"Freiburger Modell" bezeichnet wird, stellt sich nach der 
Institutsgründung in seinen wesentlichen Elementen in etwa 
folgendermaßen dar: Sozialabweichendes Verhalten bei jungen 
Menschen, das gleichzeitig Normverletzunq im strafrechtlichen 
Sinne bedeutet, wird zu einer Angelegenheit des Jugendrich-
ters. Dieser ist zunehmend weniger überzeugt, daß Kriminal-
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strafen eine ad_äquate Reaktion auf Normverletzunqen durch Ju-
gendliche sind. Er beschränkt sich jedoch nicht darauf, weni-
ger junge Straftäter in den Strafvollzug zu schicken, sondern 
er schaltet die Fachleute ein, die nach moderner Auffassung in 
der Laqe sein sol 1 ten, di ssozi al es Verhalten bei Jugendlichen 
durch geeignete Maßnahmen und Methoden in normgerechtes oder 
prosoziales Verhalten umzuwandeln: Die Pädagogen und die Psy-
chologen, die Psychoanalytiker und die Sozialarbeiter sollen 
sieh mehr als bisher um die delinquente Jugend kümmern. Kon-
kret bedeutet dies, daß ein jugendlicher Rechtsbrecher nach 
Möglichkeit an das Netzwerk sozialpädagogischer Institutionen 
überwiesen, statt dem Strafvollzug zugeführt wird. 

Im Haus Fürstenbergstraße des Jugendhilfswerks Freiburg werden 
delinquenzbelastete und bereits straffällig gewordene Jugend-
liche in sozialpädagogischen Gruppen betreut. Nicht weniqe 
sind Bewährungsprobanden und manche von ihnen leisten dort 
gerichtlich angeordnete Arbeitsauflagen ab. Die Konzeption des 
Hauses Fürstenbergstraße schließt Einzelbetreuung und Familien-
hilfe ein. Der Jugendliche bleibt in seiner familialen llmge-
bung, so daß von einem ambulanten Behandlungs- und Betreu-
ungsansatz gesprochen werden kann. 

Das Wissenschaftliche Institut sol 1 te nach den Vors tel 1 ungen 
seines Gründers auf mehrfache Weise das Haus Fürstenbergstraße 
unterstützen: Zum einen sollten der Einrichtung die psycho-
diagnostischen Möglichkeiten zur Verfügung stehen, zum anderen 
sollten therapeutische Behandlungsangebote im Einzelfall die 
heilpädagogische und sozialarbeiterische Tätigkeit ergänzen 
und schließlich sollte der Institution ein Beratungsangebot 
gemacht werden. Diese Aufgaben hat das Wissenschaftliche Insti-
tut über Jahre wahrgenommen. 

Wenn nun der Jugendrichter tätig werden muß, weil ein Jugend-
licher straffällig geworden ist, steht ihm nicht nur eine 
Fül 1 e von psychol ogi sch-pädagogi scher Information zur Verfü-
gung, die eine adäquate Reaktion auf den Rechtsbruch ermöq-
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licht, sondern auch Einrichtungen, die angeordnete kriminal-
pädagogische Maßnahmen durchführen können. Das heißt aber 
nicht, daß die behördliche Sozialarbeit, in erster Linie die 
Jugendgerichtshilfe und die Bewährungshilfe, ausgeklammert 
ist. Im Gegenteil, eine gute Zusammenarbeit zwi sehen den Mit-
arbeitern des JHW und den Behörden ist eine wesentliche Voraus-
setzung für diese "Hilfe im Verbund", und sie wurde von jeher 
angestrebt und praktiziert. Auch hier hat die Persönlichkeit 
von Karl Härringer wesentlich Anteil am Aufbau und der Einrich-
tung dieser sozialen Dienste: Bereits vor der Verabschiedung 
des neuen Jugendgerichtsgesetzes im Jahre 1953 hatte Härringer 
in Sachverständigenausschüssen seine Vorstellungen von Jugend-
strafrechtspfl ege einbringen können. Seiner Initiative ist es 
auch zuzuschreiben, daß vor der Einrichtung der behördlichen 
Bewährungshilfe in Freiburg einer der fünf Modellversuche im 
Bundesgebiet durchgeführt wurde und so hat Karl Härringer 
maßgeblich am Aufbau der Bewährungshilfe mitgewirkt. Es war 
ganz gewiß kein Zufall, daß die ersten fünf Bewährungshelfer 
in Freiburg ehemalige Mitarbeiter des Jugendhilfswerks waren. 
So war die erste Bewährungshelfergeneration in Freiburg stark 
geprägt von dem Jugendrichter und Vorsitzenden des Ju9end-
hilfswerks. Dieser war auch Uber viele Jahre Leiter der "Ar-
beitsgemeinschaft der Bewährungshelfer und Sozialarbeiter im 
Vollzug" und Referent für Bewährungshilfe im Landgerichts-
bezirk Freiburg. 

Für ihn lag stets das Schwergewicht des Jugendstrafrechts auf 
dem Erziehungsgedanken, von seiner Grundhaltung her war er 
mehr Pädagoge als der strafende Richter. (Ob seine Entschei-
dungen immer einer kri t i sehen juri sti sehen Überprüfung stand-
gehalten hätten, mögen andere beurteilen. Kritikern gegenüber 
pflegte er mit der Intention des Gesetzgebers zu argumentie-
ren, und die kenne er genau; schließlich sei er ja beteiligt 
gewesen.) 

Wenn festgestellt worden ist, daß Härringer sich als Jugend-
richter in erster Linie dem Erziehungsgedanken verpflichtet 
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fühlte, sollte damit lediglich betont werden, daß auch die 
repressiven Elemente im Katalog jugendrichterlicher Sanktionen 
mit primär pädagoqischer Zielsetzung zur Anwendung kamen. Ohne 
Zweifel muß auch die Untersuchungshaft als ein solches repres-
sives Element in ·der Kriminalpädagogik und der Jugendstraf-
rechtspflege angesehen werden. 

3.1 Die Untersuchungshaft nach 
Anspruch und Wirklichkeit 

dem Jugendgerichtsgesetz 

Der Gesetzgeber hat im Jugendgerichtsgesetz von 1953 festge-
1 egt, daß "die Untersuchungshaft nach t,1ögl ichkeit in einer 
besonderen Anstalt oder wenigstens in einer besonderen Abtei-
lung der Haftanstalt •.• " voll zogen wird. "Der Vollzug der 
Untersuchungshaft soll erzieherisch gestaltet werden" (§ 93 
JGG). Schon die Formulierung "nach Möglichkeit" und "soll" 
erzieherisch gestaltet werden, räumen der Exekutive einen 
Spielraum ein, der sich faktisch zum Nachteil der Betroffenen 
auswirkt: Der Richter kann auch dann Haftbefehl erlassen, wenn 
der junge Straftäter zusammen mit Erwachsenen in einer Anstalt 
oder gar in einer Abteilung untergebracht werden muß, und die 
Justizverwaltungen sind nicht durch dieses Gesetz gezwungen, 
eigene Anstalten oder Abteilungen für die Unterbringung von 
jugendlichen und heranwachsenden Untersuchungsgefangenen zu 
schaffen. Daß die Forderung nach erzieherischer Gestaltung des 
Vollzugs der Untersuchungshaft als Sollvorschrift formuliert 

ist, hat zur Folge gehabt, daß sie über viele Jahre kaum zur 
Kenntnis genommen wurde, und der Vollzug der Untersuchungshaft 
bei jungen Menschen weder in der Jugendgerichtspraxis, noch 
innerhalb der Wissenschaft Diskussionsthema war. Zahlreiche 
Autoren beklagten in den letzten Jahren, daß die Untersuchungs-
haft bei jugendlichen Delinquenten mehr als vernachlässigt 
worden ist und weisen auf die unguten Verhältnisse in den 
Untersuchungshaftanstalten hin (Zirbeck 1973; Rotthaus 1973; 
Kreuzer 1978; Walter 1978; Schaffstein 1983; Kury 1986). 

Die Autoren, die die Institution Untersuchungshaft für wichtig 
genug erachten, sich damit zu beschäftigen, stimmen darin 
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überein, daß die Verhältnisse in den Anstalten mehr als unbe-
friedigend sind. Das gilt für die U-Haft allgemein, und für 
die Untersuchungshaft bei Jugendlichen und Heranwachsenden 
trifft es in noch stärkerem Maße zu; ganz zu schweigen von den 
weiblichen jungen Delinquenten, die - obwohl ihre Zahl in den 
1 etzten Jahren deutlich zugenommen hat - scheinbar ganz aus 
dem Blickfeld geraten sind. 

Kritik ist aber nicht nur an den institutionellen Bedingungen 
der U-Haft, an den baulichen Voraussetzungen, der unzureichen-
den personellen Betreuung und der manqelhaften oder völlig 
fehlenden erzieherischen Ausgestaltung der Untersuchungshaft 
angebracht, sondern auch an der Inhaftierungspraxis der Jugend-
richter: Eine zunehmend extensive Auslegung der Voraussetzun-
gen zum Erlaß eines Haftbefehls (§ 112 StPO) und eine offenbar 
damit einhergehende Vernachlässigung der einschränkenden Vor-
schriften der §§ 71 und 72 (Subsidiaritätsprinzip) des Jugend-
gerichtsgesetzes haben dazu geführt, daß die Zahl der in Un-
tersuchungshaft auf ihre Aburtei 1 ung wartenden jungen Straf-
täter in den letzten 10 bis 15 Jahren stetig zugenommen hat. 
In diesem Zusammenhang spricht Walter ( 1978 l von einer Funk-
tionserweiterung der Untersuchungshaft. Er sieht Anhaltspunkte 
dafür, "daß in der jugendri chterl i chen Praxis der Untersu-
chungshaft die Funktion einer stationären Krisenintervention 
beigelegt wird und daß die Untersuchungshaft ferner als sta-
tionärer Einstieg für eine längerfristige spezialpräventive 
Betreuung angeordnet wird" (1978, S. 343). 

Daß die Untersuchungshaft in der Vergangenheit so sehr vernach-
1 ä s s i g t wurde ( siehe dazu auch Franke 1 9 7 9 , S . 2 7l , ist v ö 11 i g 
unverständlich, wenn man bedenkt, welchen tatsächlichen Stel-
lenwert sie in der Praxis hat: Die Zahl der unter 2ljährigen 
Untersuchunqsgefangenen überwiegt bei weitem die der jungen 
Strafgefangenen. Nach Bul czak ( 1979) werden nur etwa 20 % der 
jugendlichen Untersuchungsgefangenen direkt in den Jugendstraf-
vollzug überführt und Mey ( 1979) bemißt ihren Antei 1 mit etwa 
einem Drittel. 
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3.2 Versuch der erzieherischen Gestaltung der Untersuchungs-
haft für Jugendliche 

Mit der Neueröffnung der Jugendabtei 1 ung der VZA Freiburg im 
Mai 1973 hat das Wissenschaftliche Institut des Jugendhilfs-
werks CWI-JHW) die Zustimmung des Justizministeriums Baden-
Württemberg erhalten, sich gemäß der gesetzgeberischen Forde-
rung nach erzieherischer Ausgestaltung der Untersuchungshaft 
zu engagieren. In den zwei Jahren vorher hatten die Mitar-
beiter des Instituts entsprechend der Institutssatzung im Auf-
trag der Jugendgerichte psychologische Gutachten über die da-
mals in Emmendingen einsitzenden jugendlichen Untersuchungs-
gefangenen erstattet und Einzeltherapie durchgeführt. Aus die-
sen Einzelkontakten zu den jungen Gefangenen entwickelten sich 
allmählich Ansätze zu einem bescheidenen Betreuungs- und Frei-
zeitangebot. Mit Unterstützung durch Psychologiestudenten, die 
im Institut ihr Praktikum absolvierten, konnte interessierten 
Jugendlichen unter Anwendung von programmiertem Lehr- und Lern-
material Einzelunterricht in den schulischen Elementarfächern 
erteilt werden. Einzelne Jugendliche haben unter Anleitung der 
Praktikanten die Grundbegriffe einer Fremdsprache erworben. 

In Wahrnehmung der diagnostischen und therapeutischen Einzel-
aufgaben und durch den Einsatz von Praktikanten im sogenannten 
Frei zei tberei eh und deren Anleitung und Supervision, hatten 
die Mitarbeiter des Instituts im laufe der Zeit einen Einblick 
in den Vol 1 zug der Untersuchungshaft bei jungen Straftätern 
erhalten und ihre Grundproblematik kennengelernt. Zwei Haupt-
aspekte kennzeichnen in der Anfangsphase unser Engaqement in 
der Jugendabtei 1 ung: Zum einen sol 1 te versucht werden, durch 
ein psychologisch-pädagogisches Angebot die bekannten Prisoni-
sierungseffekte möglichst niedrig zu halten und zum anderen 
richteten sich unsere Bemühungen darauf, den bei vielen junqen 
Menschen bestehenden Kreislauf von Straffälligwerden - Inhaf-
tierung - Verurteilung - Bewährung - Rückfa 11 und erneuter 
Inhaftierung dadurch zu durchbrechen, daß bereits in der Unter-
suchungshaft mit den jungen Delinquenten pädagogisch-therapeu-
tisch gearbeitet wurde. Die Untersuchungshaft, die der länger 
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Inhaftierte meist als eine Zeit der leere, des sinnlosen 
Wartens (auf die Hauptverhandlung) erlebt, sollte sinnvoll 
genutzt und ausgefül 1 t werden. Im Rahmen von Gruppen- und 
Einzelgesprächen sollte gemeinsam mit den Klienten nach den 
Ursachen für das bisherige Nichtbewältigen der eigenen Schwie-
rigkeiten geforscht und nach Lösungen und Alternativen gesucht 
werden. Drei Gesprächsgruppen wurden eingerichtet, die pro 
Woche je eine Sitzung von 90 Minuten Dauer erhielten. Die 
Teilnahme war freiwillig. Für die Gruppenarbeit erhielten die 
Institutsmitarbeiter zeitwei 1 ig Unterstützung durch therapeu-
tisch arbeitende Fachkollegen von außerhalb der eigenen Insti-
tution. 

Ausgehend von der Erfahrung, daß ein großer Teil der jungen 
Straftäter mit seiner Freizeit nichts anzufangen weiß, und daß 
mancher gerade deshalb mit dem Gesetz in Konflikt geraten ist, 
wurde neben dem Angebot, regelmäßig an den therapeutischen 
Gesprächsgruppen tei ]zunehmen, ein Freizeit- und Sportangebot 
gemacht: Studenten der Pädagogischen Hochschule und der beiden 
Freiburger Fachhochschulen für Sozialwesen haben im Rahmen 
eines Praktikums Werk- und Bastelkurse und Freizeitsport in 
kleinem Rahmen durchgeführt. Parallel zu diesen psychologisch-
pädagogi sehen Maßnahmen fanden sogenannte Berufsfindungskurse 
für Holz, Metall und den Kfz-Bereich statt. Der Freiburger 
"Verein zur Förderung der Bewährungshilfe" hatte die finanziel-
len Mittel zur Einrichtung des "Berufsfindungsraumes", einer 
Werkstätte mit Arbeitsplätzen und Werkzeug zur Holz- und Me-
tallbearbeitung zur Verfügung gestellt 6 . Die Kurse wurden von 
Werkbeamten (Schlosser-, Schreiner- und Kfz-Meister) der Voll-
zugsanstalt geleistet. 

Die Koordination der verschiedenen Maßnahmen, der Einsatz der 
ehrenamtlichen Helfer und Praktikanten und deren Supervision 
lag in den Händen der Institutsmitarbeiter. 

Die hier beschriebenen Einzelmaßnahmen waren Bestandteil des 
Institutskonzeptes zur erzieherisch-therapeutischen Ausgestal-
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tung der Untersuchungshaft, in welches die Beamten des Auf-
sichtsdienstes selbstverständlich einbezogen waren. Wenn die 
Bemühungen der Institutsmitarbeiter und ihrer Helfer nicht 
wirkungslos bleiben sollten, war es notwendig, die Beamten des 
Aufsichtsdienstes n~cht nur vom Konzept zu überzeugen, sondern 
sie darüber hinaus zur Mitwirkung an der erzieherischen Ausqe-
staltung der Untersuchungshaft zu befähigen und zu gewinnen. 

Im Rahmen der von uns durchgeführten Fortbildunqsmaßnahmen 
stellten wir den uniformierten Beamten unser Konzept zur erzie-
herischen Gestaltung der Untersuchungshaft vor. Daneben erhiel-
ten sie eine Einführung in die Grundsätze der Lernpsychologie 
und der Verhaltensmodifikation. Ferner wurden ihnen Grundkennt-
nisse in Sozialpsychologie und Gruppendynamik vermittelt. 
- Kennzeichnend für den traditionellen Vollzug ist die hier-
archische Struktur und ein vorwiegend autoritärer Umgangsstil. 
Wir haben die Beamten mit dem sozial-integrativen Führungsstil 
bekanntgemacht und versucht, Alternativen zum überkommenen 
autoritären Führungsstil aufzuzeigen und ihnen nahezubringen. 
Insbesondere den Beamten, die schon lange im Vollzug waren, 
fiel es zunächst schwer, traditionelle Formen des Umgangs mit 
Gefangenen in Frage zu stellen und aufzugeben zugunsten eines 
Umgangsstils, von dem sie nicht wußten, ob er sich bewähren 
würde und von dem sie annehmen mußten, daß er oft nicht so 
schnell zum Ziel führen würde. Schließlich lernten die Beam-
ten, deren Ausbildung bisher ausschließlich darauf ausgerich-
tet war, den Gefangenen sicher zu verwahren, die Grundzüge der 
k)ientenzentrierten Gesprächsführung kennen und anzuwenden. 
Auch das war für viele neu und führte zu Verunsicherung, da 
die meisten noch gelernt hatten, daß der Aufsichtsbeamte mit 
den Gefangenen keine Gespräche führt. Nach den damals gültigen 
Vollzugsvorschriften war dies allenfalls Aufgabe der Angehöri-
gen des Sozialstabes (Arzt, Fürsorger, Psychologe) und nicht 
des "Stockwerkbeamten". Grundsätzlich waren die Beamten jedoch 
bereit, zusätzlich zu ihrer Aufsichtsfunktion pädagogische Auf-
gaben zu übernehmen und an der erzieherischen Ausgestaltung 
der Untersuchungshaft für Jugendliche und Heranwachsende mitzu-
wirken. 
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Der Umstand, 
ri sch ( auch 

daß die Jugendabtei 1 ung baul i eh und organi sato-
heute noch) zum Gesamtkomplex der VZA Freiburg 

gehört, hatte damals überwiegend negative Auswirkungen: Sowohl 
die erwachsenen Untersuchungs- und Strafgefangenen wie auch 
die Beamten des Aufsichtsdienstes der Erwachsenenabteilung 
standen dem, was sich im Jugendbau an "Neuerungen" abzeich-
nete, lange Zeit skeptisch und negativ gegenüber. In ihren 
Augen verdienten es die jungen Gefangenen, die nichts anderes 
als ein Haufen unbotmäßiger Kinder waren, nicht, daß sie diese 
besondere Aufmerksamkeit durch Sozialarbeiter, Psychologen und 
sonstige Betreuer erfuhren. Statt sich den zuteilgewordenen 
Vergünstigungen würdig zu erweisen und sie durch Wohlverhalten 
zu honorieren, schienen die Jugendlichen immer unverschämter 
zu werden. Obwohl die Jugendabtei 1 ung der VZA Freiburg zu den 
Anstalten des Landes Baden-Württemberg mit den geringsten "Aus-
sch l ußzei ten" 7 gehörte, mißgönnten die erwachsenen LI-Gefange-
nen ihren jugendlichen Mitgefangenen, wenn diese an einem 
- wenn auch noch so bescheidenen - Freizeitprogramm teilnehmen 
durften. Es kam zu Spannungen zwischen den beiden Abteilungen, 
von denen die Beamten des Aufsichtsdienstes nicht ausgenommen 
waren. Ein Supervisionsangebot für die Beamten des gesamten 
Untersuchungshaftbereiches, die an unserem Fortbildungspro-
gramm teil genommen hatten, 
gibt es im Strafvollzug 

wurde nicht angenommen. Bis heute 
dem die Untersuchungshaft, obwohl 

sie etwas grundlegend anderes ist, stillschweigend zugerechnet 
wird - keine Supervision oder ähnliche Möglichkeit, Konflikte 
im Arbeitsfeld, Frustration und besondere psychische Belastun-
gen aufzuarbeiten. Es hat sehr lange gedauert, bis für die 
Jugendabteilung ein eigener Abteilungsleiter und ein Stellver-
treter bestellt wurden und dadurch eine gewisse Kontinuität in 
den Aufsichtsdienst kam. 

Die Anstaltsleitung, die 
stand unserem Engagement 

im Berichtszeitraum gewechselt hat, 
im sogenannten Jugendbau am Anfang 

positiv, später indifferent bis neutral-wohlwollend gegenüber. 
Nachdem eine gewisse Vertrauensbasis hergestellt war, was si-
cherlich auch deswegen in relativ kurzer Zeit geschah, wei 1 
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der Institutsleiter als noch amtierender Richter eine gewisse 
Gewähr dafür bot, daß die Mitarbeiter des Instituts nicht nur 
auf dem Boden der Verfassung stehen, sondern auch die Vor-
schriften der Strafprozeßordnung und der Untersuchungshaft-
voll zugsordnung beachten würden - hatten die Institutsmitar-
beiter relativ freie Hand bei der Gestaltung ihres pädago-
gisch-psychologischen Angebotes. In der ganzen Zeit (seit 
1973) hat sich die Anstaltsleitung aber auch recht wenig für 
den "Jugendbau" und das, was dort geschah, interessiert. Manch-
mal konnte man den Eindruck haben, daß die Leitung der Anstalt 
und ein Tei 1 der Beamten des Aufsichtsdienstes die externen 
Kräfte, die sich nicht so recht in die Anstaltsstrukturen 
einfügten, als störend und lästig empfunden haben und es lie-
ber gesehen hätten, wenn diese weggeblieben wären. Das geschah 
jedoch nicht; stattdessen weiteten wir unser Engagement in der 
U-Haft aus: Ein Mitarbeiter des WI-JHW trifft sich seitdem 
wöchent 1 i eh einmal für ca. zwei Stunden mit den Beamten der 
Jugendabteilung der JVA und der für diese Abteilung zuständi-
gen Sozialpädagogin zu einer Art Dienstbesprechung. Der Psycho-
loge des Instituts hat in diesem Kreis, dem seit etwa vier 
Jahren auch der für die gesamte Untersuchungshaft zuständige 
Dienstleiter angehört, eine nicht näher definierte Berater-
funktion inne. Hier werden sowohl Probleme des Anstaltsalltags 
wie auch im Zusammenhang mit dem Einzelfall diskutiert. - Für 
die Behandlung grundsätzlicher Fragen oder wenn es um die 
Erörterung abteilungsübergreifender Probleme geht, gibt es 
seit ca. sieben Jahren die sogenannte "erweiterte Dienstbe-
sprechung", zu der noch der für die Jugendabteilung zuständige 
Lehrer der JVA und ein Jugendstaatsanwalt gehören. Diese Grup-
pe trifft sich nach Bedarf, nach Möglichkeit alle ein bis zwei 
Monate, im Institut des Jugendhilfswerks. 

Im laufe der Zeit konnten weitere Fachkräfte gewonnen werden, 
die teils unentgeltlich, teils gegen ein bescheidenes Honorar 
Fortbildungs- und Freizeitangebote (z.B. Erste-Hilfe-Kurse, 
Film- oder Diavorträge, Sport, Malen etc.) machten. 
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Schließ lieh ist das in diesem Band ausführl i eh beschriebene 
Behandlungsforschungsprojekt geplant und 
das in der Hauptphase den größten Teil 
(7.00 bis 16.00 Uhr) ausfüllte. 

durchgeführt worden, 
des Anstaltsall tags 

3.3 Jugendgerichtshilfe und Bewährungshilfe 

Die Jugendgerichtshilfe, die gemäß§ 38 JGG vom Jugendamt im 
"Zusammenwirken" mit den freien Verbänden der Jugendwohlfahrts-
pflege wahrgenommen wird, ist von Anfang an am Strafverfahren 
gegen einen Jugendlichen "heranzuziehen" (§ 38 Abs. 3 JGG). 
Sie ist ein wichtiges Organ der Jugendstrafrechtspflege und so 
kann auch bei der Darstellung des sogenannten Freiburger Mo-
dells nicht darauf verzichtet werden, Aufgabe und Bedeutung 
der Jugendgerichtshilfe kurz zu beschreiben. 

Der § 38 JGG 1 äßt Raum für unterschied] iche Organi sationsfor-
men der Jugendgerichtshilfe: Mancherorts wird die Jugendge-
richtshilfe ausschließlich vom Jugendamt ausgeübt, anderswo 
ist diese Aufgabe nahezu ganz an die freien Verbände dele-
giert; in manchen Ämtern wird die Jugendgerichtshi 1 fe von den 
Sozialarbeitern eines Bezirks neben anderen Aufgaben wie Pfle-
gekinderwesen, Familien- und Erziehungshilfe ausgeführt, wäh-
rend andere Jugendämter "Spezialisten" für die Jugendgerichts-
hi 1 fe eingesetzt haben. - Im Jugendamt der Stadt Freiburg gab 
es während des Berichtszeitraums die "spezialisierte" Jugendge-
richtshilfe8. Während in der Fachwelt die Diskussion um die 
"spezi a 1 i sierte" Jugendgerichtshi 1 fe noch nicht abgesch lassen 
zu sein scheint, ist sie im Landkreis. Breisgau-Hochschwarz-
wald, wie in vielen Orten von Baden-Württemberg, zu einer 
Aufgabe des Allgemeinen Sozialdienstes geworden. - Bei den 
Freiburger Jugendrichtern kommen also beide Formen amtlich er 
Jugendgerichtshilfe vor. 

Wie oben bereits angedeutet wurde, gehörte es von Anfang an 
zum Aufgabenkatalog des WI-JHW, die am Jugendstrafverfahren 
beteiligten Sozialarbeiter mittelbar und unmittelbar zu unter-
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stützen. Die unmittelbare Unterstützung bestand - und besteht 
heute noch - darin, daß die Jugendgerichtshilfe in besonders 
schwierigen Fällen dem Gericht eine jugendpsychologische Begut-
achtung vorgeschlagen hat, die dann jeweils durch den Jugend-
richter angeordnet wird. Zentrale Fragen sind dabei die Prü-
fung der "Verantwortungsreife"(§ 3 JGG) und die Entscheidung, 
ob bei einem Heranwachsenden noch Jugendstrafrecht anzuwenden 
ist(§ 105 JGG). Darüber hinaus ist meist eine gutachterliche 
Stellungnahme zu den Behandlungsmbglichkeiten erwünscht. Häu-
fig wird in den Fällen, in denen die therapeutische Behandlung 
eines jungen Angeklagten angezeigt erscheint, durch den Jugend-
richter von diesem Angebot des WI-JHW Gebrauch gemacht, indem 
er eine entsprechende Auflage macht oder Empfehlung aus-
spricht. Die Freiburger Jugendgerichtshilfe hat ihrerseits in 
der Vergangenheit diese Möglichkeiten der Abklärung bestimmter 
Fragen durch einen psychologischen Sachverständigen recht oft 
in Anspruch genommen. 

Über die Zusammenarbeit im Einzelfall hinaus besteht die mit-
telbare Unterstützung der in der örtlichen Jugendstrafrechts-
pflege tätigen Personen und Institutionen u.a. darin, daß 
Fortbildungsprogramme angeboten und du_rchgeführt wurden, die 
auf die Jugendgerichtshilfe und ihre Probleme im Umgang mit 
der delinquenten Jugend zugeschnitten sind. Im Rahmen dieser 
Fortbildungsmaßnahmen sind die Teilnehmer natürlich auch mit 
dem "Freiburger Ansatz" bekanntgemacht worden, so daß das 
Jugendhilfswerk mit seinen Teileinrichtungen 9 allmählich einen 
festen Platz im Gefüge der Freiburger behördlichen und freien 
Sazialarbeit mit dem Schwerpunkt delinquenzgefährdete und 
striffällig gewordene Jugend erhielt. 

Weiter oben ist bereits gesagt worden, daß Jugendrichter Här-
ringer maßgeblich am Aufbau der Freiburger Bewährungshilfe 
beteiligt war. Über die Arbeitsgemeinschaft der Bewährungs-
helfer und Sozialarbeiter der Justiz, deren Leiter Härringer 
über viele Jahre war und über einen sehr engen persönlichen 
Kontakt, hat er es verstanden, seine Vorstellungen von Bewäh-
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rungshilfe, der ersten und zweiten Bewährungshelfer-Generation 
zu vermitteln. Daß die jugendlichen Probanden für ihn stets an 
allererster Stelle standen, bedarf eigentlich keiner beson-
deren Erwähnung. - Die Mitarbeiter des Hauses Fürstenberg-
straße des "JWH" wurden regelmäßig zu ehrenamtlichen Bewäh-
rungshelfern bestellt, wenn aus ihren Betreuungsgruppen Ju-
gendliche zu einer Jugendstrafe mit Bewährung verurteilt wor-
den sind. Während mehrerer Jahre gab es im Hause Fürstenberg-
straße zwei bis drei sogenannter Probandenzimmer, wo Jugend-
1 i che für eine begrenzte Zeit wohnen konnten und betreut wur-
den 1 D. Das Hi lf e an gebot, das umfassend sein so 11 t e , r i c h t et e 
sich nach dem örtlichen Bedarf und hier wird wiederum die 
Bezogenheit des Konzeptes auf die jugendlichen und heranwach-
senden straffälligen deutlich. 

Eine ähnlich gute Zusammenarbeit wie mit der Jugendgerichts-
hilfe hat sich vom Zeitpunkt der Gründung des WI-JHW an auch 
mit der Freiburger Bewährungshilfe entwickelt: Immer wieder 
erhalten Bewährungsprobanden psychotherapeutische Behandlung 
durch Mitarbeiter des Instituts aufgrund eines Vorschlaqs oder 
durch Vermittlung eines Bewährungshelfers. 

Auch bei der Bewährungshilfe beschränkt sich die unterstüt-
zende Tätigkeit des WI-JHW nicht auf den Einzelfall: Von An-
fang an haben die Mitarbeiter des Instituts in unregelmäßiger 
Folge die jährliche Doppeltagung der Arbeitsgemeinschaft der 
Bewährungshelfer und Sozialarbeiter im Strafvollzug eigenver-
antwortlich gestaltet. Durch die Mitwirkung an diesen Fort-
bildungsveranstaltungen erfüllt das Institut des Jugendhi lfs-
werks seinen Auftrag, die sozialpädagogische Arbeit mit jungen 
Straffälligen unmittelbar und mittelbar zu unterstützen. 

Während in den vorstehenden Abschnitten die vielfältige Ver-
flochtenheit des Jugendhilfswerks und seiner Einrichtungen mit 
anderen Institutionen, insbesondere mit der behördlichen So-
zialarbeit im Mittelpunkt der Betrachtung stand, sollen im 
folgenden noch zwei Teileinrichtungen vorgestellt werden, die 
den "Hilfeverbund" vervollständigen. 
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4. "Hilfeformen im Verbund"ll 
- Ein Netzwerk sozial- und kriminalpädagogischer Maßnahmen 

In der Arbeit mit dissozialen Jugendlichen ist immer wieder 
festzustel 1 en, daß ambulante Maßnahmen nicht greifen, sei es, 
daß die Jugendlichen sich der pädagogischen Betreuung entzie-
hen, oder daß eine stationäre Unterbringung notwendig wird, 
weil eine Herausnahme aus dem häuslichen Milieu angezeigt 
erscheint. Relativ oft kommt es auch vor, daß Jugendl i ehe von 
zu Hause weglaufen, nicht mehr ins Elternhaus zurückkehren 
können oder wollen und von daher eine anderweitige Unterbrin-
gung unumgänglich wird. 

Angesichts des Anspruchs des Jugendhilfswerks, ein umfassendes 
Hilfeangebot für die delinquenzgefährdete und -belastete Ju-
gend bereitzuhalten, erscheint 
für diese Gruppe Jugendl ich er 
geschaffen werden sollte. 

es nur konsequent, wenn auch 
eine entsprechende Einrichtung 

Nach umfänglichen Vorarbeiten und schwierigen Verhandlungen 
mit der Stadt Freiburg und mit dem Justizministerium Baden-
Württemberg konnte im Jahre 1976 in der Konradstraße in Frei-
burg eine sozialtherapeutische Wohngruppe für zwölf Jugend-
1 iche und Heranwachsende in der Trägerschaft des Jugendhi lfs-
werks eröffnet werden. Da sowohl Jugendliche dort aufgenommen 
werden sollten, die ansonsten in Untersuchungshaft kommen wür-
den oder dort verbleiben müßten (im Sinne von Haftverschonung 
bzw. Vermeidung von Untersuchungshaft), wie auch Bewährungspro-
banden, hat die Justiz dem Jugendhi 1 fswerk eine Bewährungs-
helferstel 1 e für das "Haus Konradstraße 14" zur Verfügung ge-
stellt. - Ferner sah die Konzeption der Einrichtung vor, daß 
unter dem Aspekt der Rehabi 1 itation Jugendliche und Heran-
wachsende, die aus dem Jugendstrafvollzug entlassen worden 
waren, im Haus Konradstraße Aufnahme und Betreuung finden 
sollten. Sogenannte Konfliktjugendliche und Streuner, für die 
die örtliche Jugendhilfe (das Jugendamt der Stadt Freiburg) 
Heimplätze bereitzustellen hat, ergänzten das Bild der psy-
chisch und sozial stark belasteten Gruppe der künftigen Heimbe-
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wohner. Den größten Anteil an der Belegschaft des Hauses 
stellen die Jugendlichen und Heranwachsenden, die bereits mas-
siv straffällig geworden sind. Die meisten von ihnen waren für 
kürzere oder längere Zeit in Untersuchungshaft und manche 
haben eine Jugendstrafe zum Teil verbüßt. 

Die Zahl der Bewährungsprobanden im Haus Konradstraße ist 
erheblich. Nicht wenige Jugendliche verdanken eine Strafaus-
setzung zur Bewährung der Existenz des Hauses Konradstraße, 
weil häufig das Gericht nur bereit ist, eine Strafaussetzung 
zur Bewährung auszusprechen, wenn der junge Angeklagte gewillt 
ist, den festen pädagogischen Rahmen der therapeutischen Wohn-
gruppe zu akzeptieren. Meist wird dann eine entsprechende 
Auflage erteilt. In einigen Fällen konnte der Haftbefehl außer 
Vollzug gesetzt werden, weil das Haus Konradstraße in der La~e 
war, einen Jugendlichen direkt aus der Untersuchungshaft aufzu-
nehmen. 

Von der Konzeption her ist das Haus Konradstraße eine sozial-
therapeutische Wohngruppe; für die Justiz erfüllt es die Auf-
gabe eines Bewährungsheimes und - in Einzelfällen - dient es 
als Alternative zur Jugenduntersuchungshaft. 

Über eigene .l\rbei ts- und Ausbildungsmöglichkeiten verfügt das 
Haus Konradstraße nicht. Während der ersten zwei Jahre nach 
Eröffnung bestand für Jugendliche, die weder in Arbeit ver-
mittelt werden konnten, noch die schulischen Voraussetzungen 
für eine Berufsausbildung mitbrachten, die Möglichkeit, an 
sogenannten Förderlehrgängen des Internationalen Bundes für 
Sozialarbeit teilzunehmen. Der Internationale Bund für Sozial-
arbeit hatte zu dieser Zeit eine Werkstätte für Metallbearbei-
tung im Hinterhaus Konradstraße 14. 

Die Erfahrungen, die mit den Jugendlichen gemacht wurden, die 
an diesen Förderkursen teilnahmen, bestätigten die Ausgangsver-
mutung, daß die meisten der im Haus Konradstraße 14 des "JHW" 
Untergebrachten aufgrund ihrer psychosozialen Belastung und 
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schulischer Defizite nicht in der Lage waren, den Mindestanfor-
derungen dieser Förderlehrgänge zu entsprechen. Einrichtungen, 
die mit ihren beruflichen Förderprogrammen unter dem Niveau 
des Internationalen Bundes für Sozialarbeit ansetzen, gab es 
i n Frei b ur g n i c h t_. D i es e Tatsache trug m i t dazu bei , daß das 
Jugendhilfswerk eine schon länger gehegte Absicht, eine Aus-
bildungsstätte für bildungsschwache Jugendliche zu schaffen, 
im Jahre 1978 verwirklichte. 

Zur Einrichtung dieser Werkstätte formulieren Werkmeister und 
Pielmaier (1980, S. 35 ff. l folgende "Gedanken": "Durch die 
zunehmende Jugendarbeitslosigkeit wird gerade die vom Jugend-
hilfswerk angesprochene Zielgruppe von Ausbildungs- und Ar-
beitsmöglichkeiten ausgeschlossen. Die Gründe hierfür: 

a) Es handelt sich in der Regel um Jugendliche mit einem 
geringen Bildungsniveau (Hauptschulabgänger ohne Ab-
schlußzeugnis, Absolventen von Sonderschulen) und 

b) um Jugendliche mit oft erheblichen sozialen Beeinträch-
tigungen und Auffälligkeiten. 

Diese Jugendlichen sind einerseits den Leistungsanforderungen 
der Arbeitswelt nicht gewachsen, andererseits sind sie nicht 
befähigt, adäquat auftreten und sich verhalten zu können. 
Gelingt es ihnen einmal, einen Arbeitsplatz zu finden, geht 
ihnen dieser oft aufgrund ihrer sozialen Handicaps (geringe 
Belastbarkeit, fehl ende Arbei tsmoti vati on, Unregelmäßigkeiten, 
Aggressivität usw.) schon nach kürzester Zeit wieder verloren. 
In der Arbeitswelt gibt es für sie kaum eine Chance der beruf-
lichen Bewährung. Um unseren Jugendlichen eine Chance bieten 
zu können, muß das, was die Arbeitswelt nicht zu leisten ver-
mag, bereits im Vorfeld geleistet werden. 

Die im Februar 1978 eröffnete Werkstatt ist als ein solches 
Vorfeld zu bezeichnen. Die Werkstatt kann maximal 14 Jugend-
1 ichen eine Beschäftigungsmöglichkeit bieten. Die pädagogische 
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und arbeitserzieherische Betreuung erfolgt durch zwei Arbeits-
erzieher und zwei Helfer. Schon nach kurzer Zeit ihres Beste-
hens wurde die Werkstatt für viele Jugendliche zum Sprungbrett 
in die Arbeitswelt (Werkmeister u. Pielmaier 1980). 

Mit dieser kurzen Beschreibung der Werkstätte "Kartäuser-
straße", die die vorläufig letzte Gründung einer Teileinrich-
tung des Jugendhilfswerks Freiburg war, soll auch die Darstel-
lung des sogenannten Freiburger Modells abgeschlossen werden. 
Die Beschreibung der "Hilfeformen im Verbund" (Blumenberg 
1980), die neben dem Jugendgericht und den in der Jugendstraf-
rechtspflege tätigen Sozialarbeitern der Jugendgerichts- und 
der Bewährungshilfe in der Hauptsache das Freiburger Modell 
ausmachen, wäre nicht vollständig, wenn nicht noch eine Auf-
gabe beschrieben würde, die das Jugendhilfswerk vor rund drei 
Jahren übernommen hat: 

Aufgrund einer Initiative der Freiburger Jugendstaatsanwalt-
schaft wurde im Jugendhilfswerk Haus Fürstenbergstraße eine 
Stelle für einen Sozialarbeiter geschaffen, der die in den 
letzten Jahren von den Jugendgerichten immer häufiger angeord-
neten sogenannten Betreuungsweisungen (vgl. Marks 1981; 
Fischer o. Jahr) durchführen sollte. Weiter oben wurde bereits 
angedeutet, daß der Diversionsgedanke in Freiburg jugendrich-
terliche Entscheidungen leitete, lange bevor in der Bundesrepu-
blik versucht wurde, aus den USA "importierte" Diversionsmodel-
le auf unsere Verhältnisse zu übertragen (vgl. Kury u. Lerchen-
müller 1981, insbes. Kury 1981). Die Tatsache, daß die Frei-
burger Jugendstaatsanwaltschaft sich relativ früh des Diver-
sionsansatzes annahm und auch, daß sie sich an das Jugendhilfs-
werk als möglichen Träger der "Betreuungsweisung" wandte, dürf-
ten als Belege dafür angesehen werden, daß schon immer, sowohl 
bei den Freiburger Jugendrichtern und -staatsanwälten wie auch 
bei den zuständigen Sozialarbeitern, große Offenheit für 
nicht-repressive Reaktionsformen auf strafwürdiges Verhalten 
Jugendlic~er bestand. 
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Nachdem vor etwa eineinhalb Jahren eine halbe Personalstelle 
dazugekommen ist, stehen im Haus Fürstenbergstraße des "JHW" 
eine Diplompädagogin und ein Sozialarbeiter für die Durchfüh-
rung der Betreuungsweisung zur Verfügung. 

Aus kriminologischer Sicht und vor dem Hintergrund des vor-
stehend skizzierten "Freiburger Modells" kann abschließend 
festgestellt werden, daß das Jugendhilfswerk mit seinen ver-
schiedenen Einrichtungen ein umfassendes Hilfeangebot für die 
straffällig gewordene Jugend bereithält und darüber hinaus 
- sowohl im Hartbereich (9 - 14jährige) wie auch in den Grup-
pen der Jugendlichen und Heranwachsenden - aktive Kriminali-
tätsprophylaxe betreibt. 

5. Schlußüberlegungen 

Mit dem vorstehenden Beitrag wurde der Versuch unternommen, 
die Institution "Jugendhilfswerk Freiburg e.V." mit ihren Teil-
einrichtungen und deren Zusammenwirken mit der Jugendgerichts-
barkeit und der mit der straffällig gewordenen Jugend befaßten 
behördlichen Sozialarbeit (Jugendgerichtshilfe, Bewährungshi 1-
fe) darzustellen. Bei dieser weitgehend historisch-beschreiben-
den Darstellungsweise sind bis hierher weder die einzelnen 
Elemente dieses Verbundes, noch der Ansatz als sol eher kri -
tisch hinterfragt worden. Das heißt jedoch nicht, daß das 
sogenannte Freiburger Modell nicht - auch von Beteiligten -
kritisch betrachtet und hinterfragt worden wäre. Im WI-JHW 
- aber nicht nur dort! - hat es im laufe der Jahre zahlreiche 
Diskussionen innerhalb der Mitarbeiterschaft und - natürlich -
mit seinem damaligen Leiter, der ja gleichzeitig Jugendrichter 
war, gegeben. In der Zielsetzung war man sich einig, nämlich 
die Jugendkriminalität einzudämmen - nicht immer jedoch in den 
Methoden. 

Die nachfolgenden Fragen sollen beispielhaft die Thematik der 
Diskussionen aufzeigen: 

165 



166 

- Ist die Bezeichnung "Modell" für den Freiburger Ansatz 
gerechtfertigt? 
Wie sieht es aus mit der Ü b e r t r a g b a r k e i t 
eines Konzeptes, das so wie dieses zumindest über 
mehrere Jahre - stark auf eine einzelne Person bezogen 
ist? 

- Muß ein Betroffener den hier vorgestellten Hilfe-
verb und, der das "Freiburger Modell" in wesent-
lichen Teilen ausmacht, nicht als ein für ihn u n-
d u r c h s c h au bares Ne t z wer k von So-
zialagenturen erleben, dem er sich ausgeliefert fühlt? 

- Das u m f a s s e n d e H i l f e a n g e b 0 t für 
a 11 e Altersstufen: Zeigt sich hier vielleicht ein 
T 0 t a l i t ä t s a n s p r u C h der "helfenden Be-
rufe" (Schmidbauer 1980), der eine betreuende Begl ei -
tung gleichsam "von der Wiege bis zur Bahre" für legi-
tim hält? 

- Das Verbundsystem: Birgt es - wenn es funktioniert - in 
sich nicht die Gefahr der Bürokrat i s e-
r u n g der Hilfe und - wenn ein Element versagt - die 
des Sc h e i t er n s der Hilfemaßnahme? 

- Ist der Grundsatz der S e l b s t b e s t i mm u n g 
gewahrt, wenn ein 
liehen Eingriffs 

junger Mensch aufgrund eines staat-
{in diesem Fall der Justiz) an das 

Verbundsystem abgegeben wtrd? 



Anmerkungen 

JGG § 71: Vorläufige Anordnung über die Erzienung 
JGG § 72: Untersuchungshaft 

2 Auf verschiedenen Ebenen (z.B. über den Landesjugendwohl-
fahrtsausschuß) hatte der Jugend- und Vormundschaftsrich-
ter und Leit.er unseres Instituts die Träger der Jugend-
hilfe immer wieder auf ihre Verpflichtung gegenüber den 
jugendlichen Straffälligen hingewiesen. Schließlich ist im 
Mai 1984 das "Heinrich-Wetzlar-Haus" in Schloß Stutensee, 
dem Landesjugendheim des LWV Baden bei Karlsruhe, eröffnet 
worden. - Das WI-JHW erhielt vom LWV Baden den Auftraq, 
das Modellprojekt "Heinrich-Wetzlar-Haus" über einen Zei~-
raum von fünf Jahren wissenschaftlich zu begleiten. 

3 Haus Kiefernqrund Berlin; Erziehunqsheirn Altenqarnme, Ham-
burg (siehe d·azu H. Henning, 1978, S. 19 ff.l. · 

4 § 61 JGG ist inzwischen weggefallen. 

5 Später kam die Fortbildung der Jugendsachbearbeiter der 
Polizei dazu. 

6 An dieser Stelle sei dem "Verein zur Förderung der Bewäh-
rungshilfe, Freiburg" herzlich gedankt für die finanzielle 
Unterstützung, die das Institut des Jugendhilfswerks wäh-
rend der ganzen Jahre seines Engagements in der Jugend-
abteilung der VZA Freiburg erfahren hat. Über mehrere 
Jahre wurden nahezu die gesamten Sachaufwendungen (Einrich-
tung und Ausstattung der Gruppen- und Frei zeit räume, An-
schaffung von Lehr- und Bastelmaterial, Spezialgeräte 
etc.) von dort finanziert. 

7 Die Zeit, die der Gefangene außerhalb seiner Zelle ver-
bringt. Vgl. hierzu auch den Beitrag von Busch in diesem 
Band. 

8 Heute ist die Jugendgerichtshilfe im Stadtjugendamt Frei-
burg eine eigene Abteilung mit fünf hauptamtlichen Mitar-
beitern und zwei ABM-Stellen, die schwerpunktmäßig für die 
Durchführung von sozialen Trainingskursen zuständig sind. 

9 Das "Haus Konradstraße 14" wird weiter unten beschrieben. 

10 Später ist der Gedanke der stationären Llnterbrinouno von 
jungen Straf f ä 11 i gen vom Vors it z enden des Jugend h (1 f s werk s 
wieder aufgegriffen und mit der Einrichtung der therapeu-
tischen Wohngruppe "Haus Konradstraße 14" verwirklicht wor-
den. (Siehe unten!) 

11 Vgl. Blumenberg 1980. 
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I. Die verhaltenstherapeutischen Gruppen - Soziales Training 

Herbert Pielmaier 

1. Auswahl und Beschreibung der Behandlungsmethode 

Seit dem Jahre 1972 (Pielmaier 1972) wird am Wissenschaftli-
chen Institut des Jugendhilfswerks in Freiburg mit einer ver-
haltenstherapeutisch orientierten Trainingsform gearbeitet, 
die in den USA von Sarason u. Ganzer (1969; 1971 l entwickelt 
wurde. Die Mitarbeiter des Instituts haben nach und nach Teile 
des Trainings von Sarason u. Ganzer ins Deutsche übertragen 
und deutschen Verhältnissen angepaßt sowie eigene Trainings-
teile entwickelt. Ferner wurde die Form der Präsentation des 
Trainings gestrafft und ergänzt 1 • 

Das Training bietet dissozialen Jugendlichen Gelegenheit, sich 
verbal und handelnd mit Problemen aus verschiedenen Lebensbe-
reichen auseinanderzusetzen. In der Zeit vor Beginn des Behand-
lungsforschungsprojekts (bis Oktober 19751 wurde in verschiede-
nen Gruppierungen von inhaftierten Untersuchungsgefanqenen und 
nicht-inhaftierten dissozialen Jugendlichen mit diesem Trai-
ning gearbeitet. Es erwies sich dabei als praktikabel und 
schien in den Augen der Jugendlichen eine sinnvolle Vorberei-
tung auf kritische Situationen zu sein, die sie in ihrem Leben 
zu meistern haben. Diese Vorerfahrungen ermutigten uns, das 
Training auszubauen und als Behandlungsform einer wissenschaft-
lichen Effektivitätsprüfung zu unterziehen. 

Es entstand so ein umfangreiches Trainingsprogramm, das auf 
die spezielle Problematik junger Untersuchungsgefangener in 
bezug auf Konfliktsituationen während der Inhaftierungszeit, 
zum überwiegenden Teil jedoch auf solche, die ihnen nach der 
Haftentlassung begegnen, zugeschnitten ist. Durch das Gruppen-
gespräch, das Anschauen von Modellfilmen und die Nachahmung 
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des Modellverhaltens im Rollenspiel werden konfliktl0sende Ver-
haltensstrategien erarbeitet, die zu einer besseren Bewäl-
tigung von Situationen beitragen sollen, in denen diese Juqend-
lichen bisher vielfach gescheitert sind. Diese Situationen 
stammen aus den Lebensbereichen "Familie", "Arbeitsplatz", 
"Freizeit" und "Leben in der Institution" sowie "Behördenkon-
takte". Die 30 Trainingseinheiten verteilen sich auf diese 
Bereiche. Sie stellen eine Stichprobe von typischen Konflikt-
situationen und den jeweiligen Bewältigungsstrategien mit 
ihren kognitiven, emotionalen und motorischen Anteilen dar. 
Absolventen des Trainings sollen sensibler gegenüber berechtig-
ten Erwartungen und Forderungen ihrer sozialen Umwelt und 
ihren eigenen Bedürfnissen in der Gesellschaft werden sowie 
entsprechende Motivationen und Handlungsweisen entwickeln, um 
diesen Ansprüchen gerecht werden zu können (vgl. Pielmaier 
1980; Kury 1986). 

Soweit eine kurze Beschreibung der 
thode, die wir 
Sie läßt sich 

in den verqangenen 
einordnen unter die 

komplexen Behandlungsme-
Jahren entwickelt haben 2 . 
verhaltenstherapeutischen 

Methoden, deren Veränderunqsansatz auf das kognitiv-symbolisch 
repräsentierte Verhalten in der Übungssituation abzielt (vol. 
Pielmaier, Pauls u. Blumenberq 1980; Kury 1983). Dieser Gruppe 
von Methoden steht eine andere gegenüber, deren Veränderungsan-
satz das konkret geäußerte Verhalten in der realen Lebenssitua-
tion betrifft. Letztere umfaßt vor allem Methoden der Kontrol-
le aktuell er Verhaltensäußerungen auf dem Wege des operanten 
Konditionierens. Dieser Bereich wird auf dem Sektor der Behand-
1 ung delinquenter Jugend l i eher vor a 11 em repräsentiert durch 
sogenannte "Münzökonomien" ( "token economies"), bei denen 9e-
nau umschriebene Zielverhaltensweisen durch ein gezieltes Ver-
stärkungssystem kontrolliert werden (vgl. Uberbl ick bei 
Pielmaier 1979). 

Im Gegensatz dazu zielt unser Training sozialer Verhaltens-
weisen nicht auf die unmittelbare Kontrolle bestimmter Verhal-
tensweisen in ihrem natürlichen Kontext ab; es wird dabei 
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vielmehr cielernt, Handlungsabläufe kognitiv zu erfassen, Hin-
weisreize auf bestimmte auslösende und verstärkende Ereignisse 
zu erkennen und kurzfristige sowie langfristige Effekte des 
Verhaltens zu antizipieren. Gleichzeitig werden Handlungsab-
läufe im Rollenspiel eingeübt, damit sie für die Realsituation 
verfügbar werden. 

Für die Auswahl und die Entwicklung des Trainings im Rahmen 
des Freiburger Behandlungsforschungsprojekts bei jungen Unter-
suchungshäftlingen waren folgende Gründe ausschlaggebend: 

a) Der Gesprächspsychotherapie in Gruppen als zweitem einge-
setzten Behandlungsansatz sollte eine andere Behandlungs-
methode gegenübergestellt werden, die sich im qleichen Rah-
men {Untersuchungshaft für Juqendl iche und Heranwachsende) 
verwirklichen ließ. 

bl Für psychoanalystische Gruppentherapie war wegen der hohen 
Fluktuation der Therapieteilnehmer (Entlassungen, Verlequn-
gen in andere Anstalten etc. l nicht cienügend Kontinuität 
geqeben, so daß zu erwarten war, daß ein förderlicher 
Gruppenprozeß nicht hätte zustande kommen können. Abgesehen 
davon standen auch keine psychoanalytisch geschulten Thera-
peuten zur Verfügung, die zudem in der Lage gewesen wären, 
dieses für die Psychoanalyse noch wenig erschlossene Be-
handlungsgebiet der Jugenddelinquenz zu bearbeiten {spär-
liche Ausnahmen bilden z.B. die Berichte von Bettelheim 
1950; Aichhorn 1951; Redl u. Wineman 1951; Moser u. Künzel 
1970; Christ 1978; vgl. a. Böllinger 1983). Die gleichen 
Argumente gelten für die Gestalttherapie und andere Thera-
pieverfahren, die in Gruppen anwendbar sind und deren Effek-
tivität entscheidend vom Gruppenprozeß bestimmt wird. 

cl Das Training sozialer Verhaltensweisen ist für die Anwen-
dung in kleinen Gruppen konzipiert, dabei aber nur in qerin-
gem Maße auf die Entwicklung längerfristicier Gruppenpro-
zesse anqewiesen. Jede Gruppensitzunq behandelt ein in sich 
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abgeschlossenes Thema. Die Gruppe selbst bi 1 det mehr den 
Hintergrund für die Lernerfahrungen des einzelnen. 

d) Andere verhaltenstherapeutische Methoden, wie z.B. die oben 
erwähnte "Münzökonomie" oder die "Verdeckte Sensibilisie-
rung" (Cautela 1966) schieden aus unseren Erwägungen aus, 
weil sie entweder nur in der Einzelsituation (Verdeckte 
Sensibilisierung) oder in einer therapeutisch durchstruk-
turierten Institution (Münzökonomie) anwendbar sind. Die 
Einrichtung einer Münzökonomie 
gesamte Anstaltsgeschehen von 
prägt werden muß. Dazu bedarf 

bedeutet n äml i eh, daß das 
dem Verstärkungssystem ge-
es neben einer intensiven 

Mitarbeiterschulung vor allem der Zentralisierunq von Ent-
scheidungskompetenz in der Hand der Therapeuten. Im her-
k ö mm 1 i c h e n Straf v o 1 1 zu g bzw. U - Haft v o 11 zu g i s t e i n e der a r -
tige Kompetenzverlagerung jedoch schwer vorstellbar. Aus 
diesen Gründen schied das Prinzip der Münzökonomie von 
vornherein aus den Überl egunqen zur Gestaltung der Behand-
lung aus. 

e) Ein weiterer Gesichtspunkt für die Konzipierung des Trai-
ningsprogramms in seiner vorliegenden Form ist die Plausibi-
lität und Attraktivität des Trainingsinhaltes für junge 
Untersuchungsgefangene. Den meisten Jugendlichen leuchtet 
es unmittelbar ein, daß die Beschäftigung mit Konfliktsitua-
tionen unter Einsatz audiovisueller Mittel (Videoaufzeich-
nungen) eine Hilfe sein kann, solche Situationen besser 
erkennen, analysieren und schließlich bewältigen zu können. 
Das Agieren im Rollenspiel und der Umgang mit Aufzeich-
nungs- und Wiedergabegeräten übt auf viele Jugendliche, 
insbesondere in der Deprivationssituation der Untersuchungs-
haft, eine gewisse Faszination aus. Desha_l b war zu erwar-
ten, daß viele Jugendliche zur freiwilligen Teilnahme an 
den Gruppensitzungen motiviert werden können. 

fl Schließlich war es auch die Erfolgserwartung aufgrund an-
dernorts gemachter positiver Erfahrunqen mit vergleichbaren 
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Ansätzen, die zur Entwicklung und kontrollierten Durchfüh-
rung des Trainingsprogramms geführt hat. Sarason u. Ganzer 
(1969; 1971; 1973) sowie Ganzer (19741 entwickelten und 
erprobten ihr Training, das als Vorläufer für unser Pro-
gramm gelten kann, in einem Diagnosezentrum fUr juqendliche 
Delinquente. Jugendliche Ersttäter aus Washington/USA -wur-
den dort für sechs Wochen aufgenommen, bequtachtet und 
behandelt, um dann je nach Indikation wieder in die Familie 
zurückgeschickt oder für längere Zeit in eine stationäre 
Einrichtung gebracht zu werden. Der zeitlich begrenzte Auf-
enthalt in diesem Zentrum ist in gewisser Weise vergleich-
bar mit einem Aufenthalt in einer deutschen Abteilung zum 
Vollzug der Untersuchungshaft an Jugendlichen und Heran-
wachsenden. Trotz der relativ kurzen Behandlungsdauer be-
richten Sarason u. Ganzer ( 1973) von durchweg günstigen 
Effekten bei ihren 64 Probanden im Alter von 15 bis 18 
Jahren, die an dem Training 
gleich mit 64 unbehandelten 

teil genommen haben, im Ver-
Zentrumsinsassen. Von beson-

derer Bedeutung ist die verringerte Rückfallhäufigkeit der 
Experimentalgruppe gegenüber der unbehandelten Kontrollgrup-
pe in einem dreijährigen Katamneseintervall. Auch kurz-
fristig ließen sich im Test und in der Beobachtung Persön-
lichkeits- und Verhaltensänderungen, bedingt durch die Be-
handlung, nachweisen. Ganzer (1974\ konnte auch in anderen 
Institutionen bei delinquenten Juoendlichen günstige Auswir-
kungen des von ihm modifizierten Trainings nachweisen. Ermu-
tigend waren auch die Behandlungsergebnisse von Ostrom, 
Steele, Rosenblood u. Mirels (1971) mit einem ähnlichen 
Trainingsprogramm im Bereich der BeKährungshilfe bei straf-
fälligen Jugendlichen. 

Bei der Konzeption unserer Behandlungsprogramme lagen die 
Ergebnisse ähnl i eher Studien von Hammers, Stell er u. 
Zienert (1978) in Deutschland sowie von Spece u. Marzillier 
(19791 in England noch nicht vor. Sie bestätigen jedoch 
nachträglich die Berechtigung unseres Ansatzes. 
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2. Theoretische Aspekte des Traininqs 

An anderer Stelle wurde ausführl i eh daraestel lt, wie die Ent-
stehung dissozialen Verhaltens aus verhaltenstherapeutischer 
Sicht zu erklären ist (vql. Pielmaier 1979; Pielmaier, Pauls 
u. Blumenberg 1980 sowie Blumenberg 19801. Dissoziales Verhal-
ten ist unter anderem durch Normüberschreitun9en im Sinne von 
"Übergriffen in fremde Lebensbereiche" (Dührssen 1955) qekenn-
zeichnet. Neben dieser eher produktiv zu bezeichnenden Sympto-
matik existiert auch eine eher defektive Symptomatik in Form 
von sozialem Versagen. Lerntheoretisch läßt sich die Entste-
hung dissozialen Verhaltens durch bestimmte familiäre und in-
stitutionelle Erziehungsbedingungen erklären. Kurz gesaqt spie-
len dabei folgende Faktoren eine Rolle: 

a) die Art der positiven Verstärkung in der Zuwendunci der 
Eltern bzw. Erziehungspersonen dem Kind geqenüber; 

b) die Art der Bestrafung für normabweichendes Verhalten 
im Kindes- und Jugendalter; 

c) Modellwirkunqen normkonformen und normabweichenden Ver-
haltens von Bezugspersonen 
(Näheres hierzu siehe Pielmaier 1979). 

Dissoziale Jugendliche haben in ihrem bisheriqen Leben zum 
Teil ungünstige Handlunqsmuster erworben, zum Teil zur so-
zialen Einordnung notwendige Einstellun(Jen und Verhaltenswei-
sen nicht oder nur unvollständig gelernt. Das Training so-
zialer Verhaltensweisen bietet Geleqenheit, korriqierende Lern-
erfahrungen zu machen, soziale Verhaltensdefizite auszuglei-
chen und ungünstige Handlungsstrategien zu revidieren. Es 
setzt sowohl auf der Ebene des geäußerten Verhaltens an, das 
in gewisser Weise ausqeformt werden soll, a 1 s auch auf der 
Ebene der diesem Verhalten zugrunde liegenden sozialen Einstel-
lungen. 

Der theoretische Hintergrund des Trainings leitet sich aus der 
sozial-kognitiven Lerntheorie von Bandura (1976) ab. Bandura 
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löst sich mit dieser Theorie von der durch Skinner favorisier-
ten Auffassung der starken Umweltbestimmung menschlichen Ver-
haltens und setzt gleichranqig daneben die Kontrolle der Um-
welt durch den handelnden Menschen. Er nimmt eine Wechselwir-
kung an zwischen der Kontrolle, die der Mensch auf seine 
Umwelt ausübt und der Kontrolle, die wiederum von der Umwelt 
auf ihn ausgeübt wird. Bei der Kontrolle des Menschen über die 
Umwelt spielen kognitive Prozesse eine wichtige Rolle, z.B. in 
der Antizipation der Konsequenzen des eigenen Handelns oder in 
der kognitiven Speicherung von beobachteten Handlungsstrate-
gien. Bei unserem Training sozialer Verhaltensweisen liegt ein 
Schwergewicht der Bemühungen in der kognitiven Erfassun!l gün-
stiger und ungünstiger Handlungsstrategien. Es soll durch Mo-
dellbeobachtung, verbale Reflexion und reflektierte Nachahmung 
im Rollenspiel die Wechselwirkung zwischen Eigenkontrolle und 
Umweltkontrolle analysiert werden, insbesondere hinsichtlich 
der Konsequenzen bestimmter Handlungsstrategien. 

Der Aufbau des Trainings ermöglicht es dem Jugendlichen, fol-
gende Erfahrungen zu machen: 

a) Günstige und unoünstiqe Handlunqsstrateqien in Kon-
fliktsituationen unterscheiden zu lernen. 
(Diskriminationslernen; insbesondere von den Konsequen-
zen des beobachteten Verhaltens gesteuert). 

b) Die Wechselwirkunq zwischen dem eigenen Verhalten und 
dem der Interaktionspartner erkennen und analysieren 
zu lernen. 
(Sowohl 
verbalen 
Erprobung 
unten). 

bei der Modellbeobachtung, 
Analyse des Beobachteten 

im Rollenspiel mit dem 

als auch in der 
und in der eigenen 

Therapeuten; vgl. 

cl Durch Beobachtungslernen den Ablauf von bislanci nicht 
beherrschten Handlungsstrateciien zu speichern. 
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d) Durch motorische Reproduktion des Gespeicherten wird 
die Einübung der Handlungsstrategien im Rollenspiel 
ermöglicht. 

e) Durch positive Verstärkung seitens des Therapeuten und 
der Therapiegruppe werden die gespeicherten Strukturen 
und das dazugehörige Verhalten, das im Rollenspiel 
geäußert wurde, gefestigt. 

Die Lernziele des Trainings sind von Trainingseinheit zu Trai-
ningseinheit verschieden. Sie lassen sich jedoch in drei große 
Klassen zusammenfassen, wobei jeweils der Konfliktpartner eine 
gleichaltrige oder erwachsene Person sein kann: 

a) Adäquate Wahrnehmung eigener Interessen geoenüber ande-
ren; 

b) Rücksichtnahme auf berechtigte Interessen anderer; 
c) Abwehr von Versuchungen zu gravierenden Normüberschrei-

tungen. 

Wie die konkreten Lernziele den Jugendlichen in der Sitzung 
nahegebracht werden, wird unten beschrieben. 

3. Themenkatalog 

Die dreißig Trainingseinheiten und ihre Themen verteilen sich 
auf die fünf Konfliktbereiche: 

a) Familie, 
bl Leben in einer Institution, 
c) Arbeit- und Berufstätigkeit, 
d) Freizeit, 
e) Behördenkontakte. 

Alle dreißig Themen zu erläutern, würde den Rahmen dieses 
Beitrages sprengen. Desweoen soll für jeden der fünf Konflikt-
bereiche stellvertretend eine Modellszene kurz dargestellt wer-
den. 
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Zum Problemfeld "Familie": 

Szene 9: Probleme mit den Eltern 

In dieser Szene, die in zwei Versionen dargeboten wird, qeht 
es darum, daß Hans, der vor einigen Taqen aus der U-Haft ent-
lassen wurde und nun bei seinen Eltern wohnt, am Samstaqabend 
ausqehen möchte. In der ersten Version will er sich einfach 
a u s dem H au s s c h 1 e i c h e n und b e k o mm t d ad u r c h mit b e i d e n E lt e·r n 
Streit. 
In der zweiten Version bemüht er sich darum, den Eltern sein 
Bedürfnis zu erklären, sein Ziel zu nennen sowie Vereinbarun-
gen über die Zeit der Rückkehr zu treffen. Ein unliebsamer 
Streit wird dadurch vermieden und er erhält die Erlaubnis der 

Eltern zum Ausgehen. 

Weitere Trainingseinheiten, die sich mit dem Problemfeld Fa-
milie auseinandersetzen: 

Szene 14: Zellenqespräch; 
Szene 18: Elternbesuch; 
Szene 22: Zimmer aufräumen. 

Zum Problemfeld "Leben in einer Institution": 

Szene 8 : Beamte ärgern 

In einer Drei-Mann-Zelle der Untersuchunqshaftanstal t für Ju-
gendl i ehe versucht Klaus, Ludwi q dazu zu überreden, den wach-
habenden Beamten zu ärgern. Klaus selber muß vorsichtiq sein, 
da er in zwei Wochen Hauptverhandlunq hat. Er hat aber al 1 es 
mit den anderen Jugendlichen im Bau ab~esprochen. Es ist 
Nacht. Ludwiq soll klingeln und eine Schmerztablette ver-
langen. Doch Günter überzeugt Klaus davon, daß dieses Vorhaben 
gegenüber dem Beamten unfair und unzweckmäßig ist. 
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Weitere Trainingseinheiten zu diesem Problemfeld: 

Szene 16: Probleme in der Gruppe 3 ; 
Szene 20: Zukunftsplanung. 

Zum Problemfeld "Arbeits- und Berufstätigkeit": 

Szene 10: Affektbeherrschung 

Rudi hat Bewährung und arbeitet in einer Autowerkstatt. Er ist 
gerade mit einem Ölwechsel beschäftigt, als sein mißgelaunter 
Chef ihm befiehlt, vorher noch eine andere Arbeit auszuführen. 
Rudi widerspricht zunächst und 
Dringlichkeit seiner Arbeit zu 
sich daraufhin sehr autoritär 

versucht, den Chef von der 
überzeugen. Der Chef verhält 
und beleidigt Rudi. Dieser 

steckt zurück, gibt nach und verhält sich auch dann kontrol-
1 iert, als er die vom Chef angeordnete Arbeit ausgeführt hat 
und dieser ihm erneut den Ölwechsel aufträgt, obwohl Rudi 
dadurch eine Verabredung versäumen muß. Er tut dies, um seinen 
Arbeitsplatz nicht zu gefährden. 

Weitere Trainingseinheiten zu diesem Problemfeld: 

Szene 1: Probleme am Arbeitsplatz; 
Szene 11: Bekanntwerden einer Vorstrafe; 
Szene 13: Kontaktaufnahme am Arbeitsplatz; 
Szene 15: Entschuldiqunq für Zuspätkommen 4 ; 
Szene 17: Vorstel 1 ung beim Arbeitgeber; 
Szene 28: Tätowierung; 
Szene 30: Kontakt mit den Arbeitskolleqen 4 . 

Zum Problemfeld "Freizeit": 

Szene 12: Abwehr eines Zeitschriftenwerbers 

Klaus Mül 1 er ist 19 Jahre alt und hat aus früheren Straftaten 
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so umfangreiche finanzielle Verpflichtungen, daß sein gesamter 
Lohn für den Lebensunterhalt und die Schadenswiedergutmachung 
verbraucht wird. Abends klingelt es an seiner Tür und ein 
Zeitschriftenwerber versucht, ihn zum Abonnieren verschiedener 
Zeitschriften zu überreden. Es wird gezei qt, wie Klaus Müll er 
sich erfolgreich dagegen wehrt. 

Weitere Trainingseinheiten zu diesem Problemfeld: 

Szene 2: Selbstkontrolle bezüglich Alkoho1 5 ; 
Szene 3: Aufforderunq zur Party; 
Szene 4: Unbeabsichtigte Sachbeschädiqung; 
Szene 6: Angeberszene; · 
Szene 7: Ablehnunq eines Droqenangebots; 

Szene 24: Gruppendruck; 
Szene 2 5: Fete ankündigen\ 
Szene 27: Überwindung der Langeweile; 
Szene 29: Provokation. 

Zum Problemfeld "Behördenkontakte": 

Szene 21: Ausweiskontrolle 

Peter ist 18 Jahre alt und ist vor kurzem zur Bewährung aus 
der U-Haft entlassen worden. Die Szene schildert, wie Peter, 
der nachts um 2.00 Uhr auf dem Heimweg von seiner Freundin 

ist, in eine Ausweiskontrolle der Polizei qerät. In der ersten 
Version der Szene verhält sich Peter aqqressiv und weigert 
sich, seinen Ausweis zu zeigen. Er muß mit auf die Wache. 
In der zweiten Version wird dargestellt, wie Peter sich ruhiq 
und sachlich verhält, obwohl er sich ärqert. Er zeigt seinen 
Ausweis und beantwortet die an ihn qestellten Fraoen. Schließ-
lich kann er nach Hause oehen. Durch einsichtiqes Verhalten 
und Besonnenheit kann er sich den Ganq zum Polizeirevier und 
den damit verbundenen Aufenthalt ersparen. 
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Weitere Trainingseinheiten zu diesem Problemfeld: 

Szene 9: Körperverletzung; 
Szene 19: Schadenswiedergutmachung; 
Szene 23: Jemanden um Hilfe bitten; 
Szene 26: Arbeitslosenunterstützung. 
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Anmerkungen 

Teilweise wurde auch Material verwendet, das uns freund-
licherweise von einer Arbeitsgruppe der Universität Kiel 
zur Verfügung gestellt wurde. Das Gesamtmaterial der Kie-
l er Gruppe wurde später von Steller, Hammers u. Zienert 
(1978) veröffentlicht. 

2 Eine ausführliche Darstellung des überarbeiteten Trainings-
programms findet sich bei Pielmaier 1980. 

3 Diese Szene wurde aus dem damals unveröffentlichten Trai-
ningsmaterial der oben erwähnten Kieler Arbeitsgruppe ent-
nommen; später veröffentlicht von Steller, Hammers u. 
Zienert (1978). 

4 Diese Szene wurde aus dem damals unveröffentlichten Trai-
ningsmaterial der oben erwähnten Kieler Arbeitsqruppe ent-
nommen; später veröffentlicht von Steller, Hammers u. 
Zienert (1978). 

5 Diese Szene wurde aus dem damals unveröffentlichten Trai-
ningsmaterial der oben erwähnten Kieler Arbeitsgruppe ent-
nommen; später veröffentlicht von Steller, Hammers u. 
Zienert (1978). 
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II. Erfahrungen mit den verhaltenstherapeutischen Behandlungs-
gruppen im Rahmen des Freiburqer Behandlungsforschunqs-
projektes 

Hans Wetzstein 

l. Die Behandlunqsgruppe 

Vor Beginn der eigentlichen Behandlungsphase war die wichtige 
Frage zu klären, wieviele Behandlungsgruppen zu bilden waren 
und nach welchen Kriterien die Probanden den Gruppen zuqeteilt 
würden. 

Der Forschunqspl an sah die Überprüfung der beiden psychologi-
schen Behandlungsmethoden Gesprächspsychotherapie und Verhal-
tensmodifikation 1 vor. Eine Aufteilunq der Gesamtpopulation in 
zunächst zwei Gruppen war von daher oeboten. In der Juoend-
abtei lunq der Vollzugsanstalt Freiburg gab es zu der Zeit 
(19751 25 Haftplätze für jugendliche 2 llntersuchunCJsgefangene. 
Da alle Inhaftierten laut Forschungsplan in die Untersuchunq 
einzubeziehen waren, laq es wegen der Gruppengröße nahe, je-
weils die Hälfte der Gesamtbelegschaft wiederum zu halbieren 
und je zwei Gruppen einerseits für die Gesprächspsychotherapie 
und andererseits für Verhaltenstherapie zu bilden 3 . 

Bei Vollbelegunq der Anstalt bedeutete dies eine durchschnitt-
liche Gruppenstärke von sechs Probanden pro Behandlungsgruppe. 
In Anbetracht der relativ kurzen Verweildauer der jungen U-Ge-
fangenen in der Anstalt (zweieinhalb bis drei Monate im 
Schnitt l und der sich daraus erCJebenden Zahl der Therapiesit-
zunCJen, erschien die Zahl von sechs bis sieben Klienten in 
jeder Gruppe optimal. Um anoesichts der relativ kurzen Verweil-
dauer in der Untersuchunqshaftansta lt trotzdem auf eine miiq-
1 i chst qroße GesamtbehandlunCJsdauer zu kommen, sollte jede 
Gruppe in der Woche drei Sitzungen von je 75 Minuten Dauer 
erhalten. 
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Die Zustimmung des Justizministeriums Baden-Württemberg zur 
Durchführung der Untersuchung lag vor, als die beteiligten 
Psychologen gemeinsam mit den zuständigen Beamten des Auf-
sichtsdienstes und im Einvernehmen mit der Anstaltsleitung den 
"Sitzungsplan" mit dem übrigen Wochenplan der Jugendabteilung 
abstimmten: Wecken, Hofgang, Mittagessen und der sogenannte 
Einschluß (um 16.00 Uhr bzw. 16.30 Uhr) waren Fixpunkte im 
laufe des Tages, die den Zeitrahmen, in dem die therapeuti-
sehen Gruppensitzungen stattfinden konnten, markierten. Wäh-
rend des größten Tei 1 s der Behandlungsphase gab es keine 
Arbeit für die jungen Untersuchungsgefangenen der JVA Frei-
burg, was sich für das Projekt zweifellos als günstig erwiesen 
hat: Wenngleich auch nur ein Teil der jugendlichen Insassen an 
der Arbeit tatsächlich interessiert ist, so hätten wir doch 
mit mehr Ausfällen in der Gruppe zu rechnen gehabt, weil der 
eine oder andere Juqendliche es vorgezoqen hätte, qeqen (eine 
allzu geringe!) Entlohnung Zellenarbeit zu verrichten, um sich 
einige Dinqe des täqlichen Bedarfs (hauptsächlich Tabakwaren) 
kaufen zu können. Obgleich es allgemein als Mangel anqesehen 
werden muß, wenn eine Untersuchungshaftanstalt für junqe Delin-
quente kein arbeitspädagogisches Angebot machen kann, so konn-
ten wir in diesem Fall das Vakuum für das sozialpädaqogisch-
therapeut i sehe Programm nützen (siehe dazu Mey 1979, S. 9 l. 
Schulunterricht wurde während der Behandlunqsphase des Pro-
jekts nicht erteilt 4 . Neben einem kleinen Freizeitangebot, das 
von Studenten der Sozialarbeit getragen wurde, und ein paar 
Stunden Sport mit einem Beamten des Aufsichtsdienstes im klei-
nen Innenhof der Anstalt, machten die Therapie- bzw. Behand-
lungsgruppen den wesentlichen Teil des Wochenprogramms der 
Jugendabteilung für Untersuchunqshäftlinge aus (vql. a. den 
Beitraq von Busch in diesem Bandl. 

Während sich Gruppengröße und Zahl der Behandlungsqruppen 
- wie oben dargelegt - aus der Größe der Anstalt und dem For-
schungsdesiqn fast zwangsläufig ergeben haben, war der Zutei-
lungsmodus ein Problem, über das die beteiliqten Wissenschaft-
ler ("Forscher" und "Therapeuten") einige Vorüberlegunqen an-
stellen mußten. 
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Bei unserem "Untersuchungsgut" handelte es sich um eine unaus-
gelesene, inhomogene Gruppe: Theoretisch reichte die Alters-
spanne vom vollendeten 14. Lebensjahr (Strafmündigkeit 5 l bis 
an die Vollendung des 21. Lebensjahres. In bezug auf geistig-
seelische Reife und Entwicklungsstand waren innerhalb der Un-
tersuchungsgruppe deutliche Unterschiede zu erwarten, ganz zu 
schweigen von den gerade bei delinquenten Jugendlichen und 
Heranwachsenden häufig anzutreffenden Entwicklungsrückständen. 
Auch hinsichtlich der Straftatbestände, die bei den einzelnen 
zur Inhaftierung geführt haben, kann man von einer inhomoaenen 
Population sprechen: Quer durch das Strafgesetzbuch kamen fast 
alle Delikte vor, wobei Eigentumsdelikte und zeitweiliq 
Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz (BTMG) - rein zahlen-
mäßig die größte Rolle spielten, wie auch nicht anders zu 
erwarten war. 

Der Forschungsplan sah vor, daß für die beiden Behandlungsme-
thoden (Gesprächspsychotherapie und Verhaltenstherapie bzw. so-
ziales Training) je eine Gruppe mit älteren und jüngeren 
Klienten zu bilden sei. Ein annähernd gleicher altersmäßiger 
Entwicklungsstand und (unterstellte) ähnliche Interessen und 
Probleme schienen uns günstige Voraussetzungen für die Gruppen-
bildung zu sein (Wetzstein 197 5). Während der sogenannten 
Vorphase des Projektes erfolgte die Zuteilung zu den vier 
Gruppen nach diesem Modus. "In diesem halben Jahr hat sich 
jedoch die Alterseinteilung als unbefriedigend erwiesen. Wegen 
der relativ kleinen Gesamtqruppe (maximal 27) kam es auch über 
Wochen bisweilen nicht zu dem anqenommenen zahlenmäßigen Aus-
gleich zwischen den einzelnen Gruppen. Wenn z.B. die Neuzu-
gänge ausschließlich der älteren oder der jünaeren Hälfte (die 
17-18jährigen bildeten die Gruppengrenze) zuzuteilen waren, 
kam es vor, daß eine Gruppe zehn bis zwölf und eine andere nur 
zwei oder drei Klienten hatte" (Wetzstein 19751. 

Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen aus der Projekt-Vor-
phase wurde folgender Einteilungsmodus während der Hauptphase 
des Projektes praktiziert: Zunächst wurden Neuzugänge per Zu-
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fall (Münzwurf) den Gruppen (oder der Gruppe) mit der nied-
rigsten Mitgliederzahl zugeteilt. Weitere Zugänge wurden so-
dann in alphabetischer Reihenfolge - ebenfalls per Zufall -
entweder für Verhaltenstherapie oder Gesprächstherapie ausoe-
wählt und schließlich wurde - wiederum per Zufall - eine der 
beiden VT- oder GT-Gruppen ermittelt und der Klient derselben 
zugewiesen. Innerhalb jeder Behandlungsart (GT bzw. VT\ war 
ein einmaliger Gruppenwechsel (wenn der Klient dies wünschte\ 
möglich, also von der Gruppe A zu Gruppe B. 

Ungünstige Auswirkungen wegen der größeren Altersspanne haben 
wir in den Verhaltenstherapiegruppen kaum feststellen können. 
Wir konnten vielmehr beobachten, daß solche Heranwachsenden, 
die dem Rollenspiel am Anfang skeptisch-abwartend gegenüber-

standen, durch jüngere Gruppenmitglieder, die sich in aller 
Regel gl ei eh unbekümmert und rege am Nachspielen der Model 1-
szenen beteiligten, zum aktiven Mitmachen am Sozialen Training 
angeregt wurden. Umgekehrt kam es auch vor, daß Jugendliche, 
die die Aufforderungen zum "Spiel" zu wörtlich nahmen und es 
vielleicht am nötigen Ernst bei der Auseinandersetzung mit der 

gestellten Aufgabe fehlen ließen, durch ältere Heranwachsende 
zu ernsthafter Mitarbeit veranlaßt wurden. 

2. Behandlungsangebot und Motivation 

Seit 1973 ist das Wissenschaftliche Institut des Juqendhilfs-

werks Freiburg (WI-JHW) durch die Wahrnehmung einzeldiaonosti-
scher Aufgaben (jugendpsychologische Gutachten für das Jugend-
gericht l und vor al 1 em durch die Einzel- und Gruppentherapie 
in der Jugendabteilung der JVA Freiburg bekannt und die psycho-
lo~ischen Mitarbeiter werden von den Insassen akzeptiert. Die-
ser Umstand trug zweifellos mit dazu bei, daß der Beginn der 
systematischen Gruppenarbeit im Rahmen des Behandlungsfor-
schungsprojekts ohne nennenswerte Schwierigkeiten erfolgte. 
Die Haltung der Beamten des Aufsichtsdienstes am Anfang des 
Projektes könnte man als neutral-abwartend bezeichnen. Sie 
waren über Sinn und Zweck der Untersuchung sowie den formalen 
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Ablauf vorher ausführlich informiert worden. Darüber hinaus 
baten wir die Beamten um ihre wohlwollende Llnterstützunq des 
Behandlungsprogramms, da sie diejenigen sein würden, die un-
sere Klienten zu den Gruppensitzungen bringen und tunlichst 
Störungen von außen fernhalten sollten. 

Im allgemeinen haben wir diese Unterstützung auch erfahren: 
Die Beamten des Aufsichtsdienstes haben es akzeptiert, daß die 
Gefangenen, für deren sichere Verwahrung sie verantwortlich 
sind, für einen Teil des Tages ihrer Kontrolle entzogen waren. 
Das damit verbundene größere Sicherheitsrisiko und die Mehrar-
beit (häufigeren Ein- und Ausschluß der Gefangenen; Herrichten 
der noch anderweitig genutzten Gruppenräume sowie die Beauf-
sichtung der Jugendlichen, die die Tonband- und Videogeräte 
für die Sitzungen aufbauten) wurden von den Beamten bereitwil-
lig in Kauf genommen. 

Damit soll aber nicht gesagt werden, daß es keinerlei Probleme 
gegeben hat: Die Tatsache, daß die Psychologen fast an jedem 
Wochentag in der Anstalt waren und "unter Ausschluß der Öffent-
1 ichkeit" die Gruppensitzungen durchführten, hat die Beamten 

stark beunruhigt. Dies ist verständlich, wenn man 
daß die jugendlichen Gefangenen in der Gruppe rück-

bisweilen 
bedenkt, 
haltlos ihre Meinung - auch über die einzelnen Beamten - äu-
Bern konnten, ohne irgendwelche Repressalien befürchten zu 
müssen, da ihnen von sei ten der Therapeuten absolutes St i 11-
schwei gen nach außen zugesichert worden war. Die Beunruhigunq 
kam gelegentlich darin zum Ausdruck, daß Bedienstete die Thera-
peuten fragten, was denn eigentlich in diesen Gruppensitzungen 
geschehe oder - konkreter noch - ob über sie selbst gesprochen 
worden sei. Der Gedanke, daß sie Gegenstand gruppeni nterner 
Erörterungen gewesen sein könnten, beunruhi qte einige Beamte 
- zumindest anfangs - offensichtlich ganz erheblich. 

Rückblickend kann gesagt werden, daß die Anstaltsbediensteten 
dem Projekt als Ganzem und insbesondere den Gruppen insqesamt 
ambivalent gegenüberstanden: Die Tatsache, daß der eiciene Ar-
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beitsbereich Gegenstand einer wissenschaftlichen UntersuchunQ 
ist, hat einerseits etwas Faszinierendes, vielleicht auch 
Schmeichelhaftes. Auf der anderen Seite wird es als beunruhi-
gend und belastend erlebt, daß in den Therapiesitzungen die 
Person des Beamten zum Gegenstand des Gesprächs werden kann, 
daß die eigene Arbeit erforscht wird. Schließlich weiß man 
nicht, was dabei herauskommt. 

Nachdem zu Beginn der Behandlungsphase der gesamten Beleg-
schaft der Jugendabteilung das Angebot gemacht worden war, an 
diesem Behandlungsforschungsprojekt freiwillig teilzunehmen 
und jeder Jugendliche zu regelmäßiger Teilnahme an den Sitzun-
gen aufgefordert wurde, war es in der Folgezeit die Aufgabe 
der Testleiter, die nicht mit den Therapeuten identisch waren, 
die Neuzugänge für die Teilnahme an der Behandlung zu moti-
vieren. (Vor Eintritt in die Behandlungsphase wurde durch 
Psychologen des Max-Planck-Instituts für ausländisches und in-
ternationales Strafrecht (MPI) bei allen Probanden eine test-
psychologische Untersuchung durchgeführt, die nach 6-8 Wochen 
wiederholt wurde (vgl. den Beitrag von Kury in diesem Band; 
s.a. Kury 1986). 

Regelmäßig wurden neue Gruppenmitglieder entweder vor Beginn 
der Sitzung oder auch außerhalb derselben über unser Anliegen 
und unsere Erwartungen an die Teilnehmer aufgeklärt. Insbeson-
dere wurde den Klienten vom Therapeuten absolutes Stillschwei-
gen nach außen (z.B. gegenüber der Anstalt, der Polizei und 
dem Gericht) zugesichert. Nicht nur aus berufsethischen Grün-
den (Therapiegeheimnis) schien es uns wichtig, den Teilnehmern 
am Behandlungsforschungsprojekt diese Zusicherung zu geben, 
sondern auch deshalb, weil es sich um Untersuchungsgefangene 
handelte, denen die Hauptverhandlung noch bevorstand, und bei 
denen die Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörde teilweise 
noch andauerten. Wir konnten in den Gruppen - nicht zuletzt 
deshalb - eine große allgemeine Offenheit und Bereitschaft, 
liber die aktuelle Situation vor der Inhaftieruno zu sprechen, 
feststellen. Diese Offenheit und Bereitschaft, sich selbst als 
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Person einzubringen, war nicht nur in den soqenannten Ge-
sprächsqruppen, bei denen der Klient ausdrück] ich im Mittel-
punkt steht (klienten- oder personenzentrierte Methode), son-
dern ebenso in den verhaltenstherapeutischen Gruppen eine wich-
tige Voraussetzung für effizientes Gruppentraining: 

Spätestens dann, wenn der 
stellt: "Auf was kommt es 
dell-) Szene besonders an? 
für uns selbst übernehmen?" 

Trainer oder Therapeut die Frage 
in dieser ( eben angeschauten Mo-
Was können wir daraus 1 ernen und 
(Wetzstein 1980, S. 68), muß der 

Bezug zur eigenen Person und zur persönlichen Situation deut-
lich werden. 

Der Offenheit auf seiten des Jugendlichen entsprach ein red-
1 iches Bemühen um Transparenz auf seiten der Therapeuten: 
Nicht nur zu Beginn der Untersuchung, sondern immer wieder, 
wenn neue Mitglieder in die Gruppe gekommen waren, mußten die 
Psychologen sieh mit der Frage auseinandersetzen: "Warum tun 
Sie das?" Die Jugendlichen wollten wissen, ob wir uns ledig-
lich aus wissenschaftlichem Interesse mit ihnen beschäftiqen, 
ob wir etwas über sie erfahren wollten, um es einer wissen-
schaftlichen Öffentlichkeit zugänqlich zu machen, oder ob sie 
selbst als einzelne oder als Gruppe etwas von der Teilnahme 
an dem Behandlunqsprogramm profitieren könnten. Die Antwort 
lautete denn auch, daß die Psychologen davon ausqingen, daß 
der einzelne - wenn er selbst will - aus der Teilnahme am 
Sozialen Training für sich etwas profitieren kann, daß die 
Untersuchungsergebnisse in der Fachöffentlichkeit publiziert 
würden und daß später andere junge inhaftierte Delinquenten 
mittelbar durch daraus resultierende Behandlungsproqramme Hil-
fe und Unterstützung bei der Bewältiqung ihrer Probleme erfah-
ren könnten. 

Im allgemeinen waren die Fragesteller damit auch zufrieden und 
beteiligten sich unbefangen und ohne Vorbehalte am Traininq. 
Der eine oder andere Jugendl i ehe hatte dennoch - oder 9erade 
deshalb - die Erwartunq an die Therapeuten, daß dieser etwas 
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für ihn persönlich tun könne: Etwa, sich in der Hauptverhand-
lung dafür einzusetzen, daß die zu erwartende Jugendstrafe zur 
Bewährung ausgesetzt wird, Erleichterungen oder Vergünstigun-
gen in der Untersuchungshaft für den Jugendlichen zu erreichen 
u .a.m. Da die Psychologen nicht als Gutachter für Jugendliche 
aus ihrer eigenen Gruppe auftraten, konnten die Erwartungen 
hinsichtlich einer Einflußnahme auf den Gang des Hauptverfah-
rens natürlich nicht erfüllt werden 6 . Wohl war es möglich, die 
eine oder andere Vergünstigung durchzusetzen, allerdinqs nur 
als allgemeine Verbesserung, die dann entsprechend allen Ju-
gendlichen der Abteilung zugute kam. 

Die Beweggründe der U-Häftlinqe für die Teilnahme an der Grup-
penarbeit sind nicht systematisch erfragt worden. Die hier 
mitgeteilten sind den Therapeuten im laufe der Zeit in den 
Sitzungen bekanntgeworden oder lassen sieh Gel egenhei tsäuße-
rungen der Klienten außerhalb des Gruppenrahmens entnehmen. Es 
soll nicht unerwähnt bleiben, daß bisweilen andere als thera-
pierelevante Gründe die Jugendlichen veranlaßten, an den Grup-
pensitzungen teilzunehmen: Einen bestimmten Mitgefangenen tref-
fen, mit jemandem "von draußen" 
reden oder einfach für eine 

(dem Trainer bzw. Therapeuten) 
Wei 1 e die Zelle verlassen zu 

können, mag manchmal der Hauptqrund für den Besuch der Gruppen-
sitzung gewesen sein. Wo es sich lediglich um ein vorübergehen-
des Nachlassen der Primärmotivation handelte, war die Fortset-
zung der Arbeit mit diesen Klienten in der Gruppe durchaus 
sinnvoll und nützlich. Bei den meisten konnte das Interesse am 
Training wieder geweckt und der Bezug zur eiqenen Lebenssitua-
tion soweit hergestellt werden, daß die aktive Beteiliauna am 
Gruppengeschehen möglich war. Nur sehr weniqe Einzelfälle blie-
ben der Gruppensitzung schließlich dauernd aus persönlichen 
Gründen fern. 

3. Die äußeren Bedingungen der Gruppenarbeit 

Man kann sagen, daß die äußeren Umstände, die institutionellen 
Verhältnisse, unter denen die Gruppenarbeit während des Pro-
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jektes stattfand, nicht günstig waren. Sie sollen hier kurz 
beschrieben werden. 

Die jungen Untersuchungsgefangenen sind in Freiburg nicht in 
einer eigenen Anstalt 7 , sondern in einer Abteilung der Justiz-
vollzugsanstalt Freiburg untergebracht. Diese hat 450 Haft-
plätze für erwachsene Strafgefangene mit "ungünstiger" Progno-
se. In den letzten Jahren war die Anstalt ständio um 10-20 % 
überbelegt. Das Gebäude der Jugendabteilung liegt an der Um-
grenzungsmauer der großen Vollzugsanstalt und ist mit dieser 
durch eine Tür verbunden. Auf der anderen Seite schließt sich 
rechtwinklig zum "Jugendbau" eine sogenannte Außenstelle der 
JVA mit 65 Haftpl ätzen für erwachsene Untersuchungsgefangene 
an, die ebenfalls durch Türen mit der Jugendabteilung verbun-
den ist. Im Gebäude der Jugendabteilung - einem früheren Frau-
engefängnis - sind 25 Haftplätze, die sich über vier Stockwer-
ke vertei 1 en. Es gibt vier Gemeinschaftszel 1 en mit je drei 
Betten und dreizehn Einzelzellen. Da die wirtschaftliche Ver-
sorgung (Essen, Wäsche etc.) des Untersuchungshaftbereichs von 
der Hauptanstalt her erfolgt, und zudem die erwachsenen Unter-
suchungsgefangenen mit einem Fahrzeug von der JVA zu Gerichts-
termi nen, bei Verlegungen 
durch die Jugendabteilung 

in andere Anstalten und dergleichen 
geführt werden, hat der Jugendbau 

einen ständigen "Durchgangsverkehr" abteilungsfremder Personen 
(erwachsene Untersuchungsgefangene, Personal, aber auch andere 
Besucher wie Rechtsanwälte, Polizei usw.) in beiden Richtunoen 
zu verzeichnen 8 . Unter Behandlungsaspekten betrachtet, fallen 
die hier beschriebenen ungünstigen baulichen Bedinqunqen <räum-
liche Nähe zum Erwachsenenbereich, organisatorisch-wirtschaft-
1 i eher Verbund mit der Hauptansta 1 t und damit zwangs 1 äufi q 
Kontakte zu erwachsenen Straf- und Untersuchunosoefanqenenl 
zusätzlich zu den für die Untersuchungshaft typischen Faktoren 
wie hohe Fluktuation der Belegschaft, mangelnde Kontinuität 
der Betreuung, fehlende Zeitperspektive etc. ins Gewicht. 

Die zwei Beamten des Aufsichtsdienstes, die tagsüber in der 
Jugendabteilung Dienst haben, gehören zum Personalbestand des 
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gesamten Untersuchunqshaftbereiches und wechseln wochenweise 
infolCJe Schichtdienstes. Inzwischen ist neben dem Abteilunqs-
leiter ein zweiter Beamter bestellt, der bevorzu(Jt in der 
Jugendabteilung einzusetzen ist, doch sind beide nicht aus dem 
all gemeinen Dienstpl an herausgenommen, das bedeutet, daß sie 
wochenweise Spät- und Nachtdienst im Gesamtbereich Untersu-
chungshaft versehen. Daß der Aufsichtsdienst der Jugendabtei-
lung im Personalverbund mit der Untersuchungshaftanstalt für 
Erwachsene steht, hat zur Folge, daß eine kontinuierliche 
Betreuung der junCJen Untersuchungshaftgefangenen durch die Be-
amten nicht möglich ist. Das ist ein ganz erheblicher Nachteil. 

Zur Wahrnehmung der sogenannten sozialfürsorgerischen Aufgaben 
ist eine Sozialpädagogin eingesetzt, die für die Jugendab-
teilung und für die unter das Jugendstrafrecht fallenden Unter-
suchungsgefangenen, die in einer weiteren Außenstelle der JVA 
Freiburg unterqebracht sind, zuständig ist. Während der Behand-
lungsphase des Projekts haben Studenten der Sozialarbeit im 
Rahmen eines Praktikums jeweils in Gruppen zu dritt ein- bis 
zweimal in der Woche den Jugendlichen ein ein- bis zweistündi-
qes Freizeitangebot qemacht. nieses bestand darin, daß eine 
Gruppe von maximal acht Jugendlichen in dem soqenannten Berufs-
findungsraum, der mit Werkzeug und Gerät für Holz- und Metall-
bearbeitung ausgestattet ist, unter Anleituna der Praktikanten 
bastelten und werkten oder qemeinsam mit vorhandenem Spielmate-
rial (Tisch- und Brettspiele, Karten, Tischtennis, Tischfuß-
bal1) spielten. 

Die Sitzungen der verhaltenstherapeutischen Gruppen fanden im 
sogenannten Freizeitbereich der Abteilung statt: Es handelt 
sich hierbei um das Kellergeschoß, in dem früher die Arrest-
zellen untergebracht waren. Für die Gruppensitzungen stand ein 
mit kleinen Ti sehen und Stühlen ausgestatteter Raum in der 
Größe von etwa 2,5 m mal 5,5 m zur Verfügung. Der Raum war 
relativ ungemütlich. Für die Videoaufnahmen beim Nachspielen 
der Modellszenen war der Raum zu klein, so daß die Kamera bei 
geöffneter Tür in den Flur gestellt werden mußte (Durchqanq zu 
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den Duschräumen und Abfallbehältern). Dies hatte geleqentlich 
Störungen durch vorbeigehende Neugierige und bisweilen auch 
Befangenheit bei dem einen oder anderen Jugendlichen zur Fol-
ge. Sonstige Unterbrechungen der Sitzung, wenn etwa ein Grup-
penmitglied Besuch erhielt oder zu einem Gerichtstermin abge-
holt wurde und Störungen oder Ablenkungen der Jugendlichen 
durch Anstaltsbesucher, die am Fenster vorbeigingen, mußten in 
Kauf genommen werden. Im allgemeinen waren die Aufsi chtsbeam-
ten bemüht, dem Wunsch der Trainer entsprechend Störungen und 
Unterbrechungen der Gruppensitzungen zu vermeiden. Wenn ein 
Jugendlicher gelegentlich feststellte, daß kein richtiqes Grup-
penqefühl entstehen könne, so lag dies sicherlich nicht nur an 
der hohen Fluktuation und dem besonderen Verhältnis der Unter-
suchungsgefangenen untereinander, sondern wohl auch daran, daß 
der Gruppe für die Sitzung kein eigener Raum zur Verfügung 
stand, in dem man eine qemütliche Atmosphäre hätte schaffen 
können. 

4. Durchführung der Gruppensitzungen 

Während der Behandlungsphase trafen sich die Trainer dreimal 
in der Woche mit "ihrer" Gruppe zu einer Sitzung von 75 Minu-
ten Dauer. Anhand des Gruppenplanes, der die Namen der Mit-
glieder der vier Gruppen (s.o.) enthielt, haben die Beamten 
des Aufsichtsdienstes jeweils vor Beginn der Sitzung die Ju-
gendlichen in ihren Zellen abgeholt und "zur Gruppe" ge-
schickt. Den Belegungsplan, der sich wegen der für eine Unter-
suchungshaftabteilung typischen hohen Fluktuation der Insassen 
immer wieder änderte, schauten die Therapeuten sieh vor der 
Sitzung an, um Neuzugänqe nach dem oben beschriebenen Modus 
einer der vier Gruppen zuzuteilen. Den Aufbau der Video-Anlage 
(Verhaltenstherapiegruppel und des zusätzlichen Tonbandgerätes 
hatten in der Reqel zwei Gruppenmitglieder, die durch die 
Psychologen mit den Geräten speziell vertraut qemacht worden 
waren, besorgt. - Es mag teils an den Anstal tsqeqebenheiten 
(Verteilung der Mitglieder einer Gruppe u.U. über vier Stock-
werke}, teils aber auch am einzelnen (der vielleicht von Beam-
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ten erst geweckt werden mußte) gelegen haben, daß die Sitzung 
oft nicht pünktlich beginnen konnte. Es erwies sich jedoch als 
wichtig für Anfang und Verlauf der Sitzung, daß der Therapeut 
vor den Jugendlichen im Gruppenraum war. 

Das Schema, nach welchem die in diesem Kapitel aufqeführten 
Modellszenen nacheinander mit der Gruppe bearbeitet wurden, 
soll nachfolgend kurz dargestellt werden {vgl. a. Wetzstein 
1980 l. 

Bevor die auf Videoband aufqezeichnete Modellszene voraespielt 
wurde, führte der Trainer in die Thematik der Sitzunq ein, 
erläuterte die in der Szene enthaltene Problematik und ver-
suchte, sie den Gruppenmitqliedern nahezubrinqen. Zun~chst 
ging es also darum, bei der Gruppe als Ganzes die Bereitschaft 
zu wecken, sich mit der Thematik auseinanderzusetzen. Je nach 
Zusammensetzung der Gruppe 9 zeiqten sich jetzt bereits Wider-
stände gegenüber dem Thema der Stunde oder aber dasselbe wurde 
besonders bereitwillig und interessiert aufgenommen. Geleqent-
lich wurden in der Gruppensitzung aufgrund der vorgestellten 
Thematik latente Vorurteile und Gruppenstereotype überaus deut-
1 ich: Die sogenannten "Knackis" lO hielten die wegen Verstößen 
gegen das Betäubungsmittelgesetz in Untersuchunqshaft Einsit-
zenden für "Spinner" und "Schmarotzer" der Gesellschaft und 
schrieben ihnen oft Eigenschaften wie unsauber, unordentlich 
und faul zu, und zudem seien sie noch arroqant und hielten 
sich für etwas Besseres. In der Tat meinten manche "BTM-ler", 
mit den "Knackis" nicht reden zu können: Letztere hätten ganz 
andere Probeme als sie; sie wollten und könnten sich nicht in 
die Laqe eines Drogenabhänqiqen versetzen und könnten ihn 
deshalb auch nicht verstehen. Wenngl ei eh es nicht immer 
gelanq, 
es doch 
keiten 

die vorhandenen Vorurteile gänzlich abzubauen, so war 
meist möqlich, durch Herausarbeiten von Gemeinsam-

{das Faktum der Inhaftierunq, die bevorstehende Haupt-
verhandlunq etc. l eine Arbeitscirundlage für die aan.:e Gruppe 
zu schaffen. Erst dann konnte die Modellszene sinnvollerweise 
vorgestellt werden. 
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Daran schloß sich dann die Herausarbeitung der kognitiven und 
emotionalen Inhalte der jeweiligen Szene an. Es wurde im 
wesentlichen herausgearbeitet, was sich in der Szene abspielt, 
was in den beteiligten Personen vorgeht und welche Gefühle 

diese haben. 

Im nächsten Sitzungsabschnitt ging es um die in der Therapie-
einheit angestrebten Einstellunas- und Verhaltensänderungen. 
Die Lernelemente und ihre Bedeutung für den einzelnen Teil-
nehmer wurden in diesem Teil behandelt. 

Sodann wurden die Jugendlichen zum Nachspielen des Modellparts 
aufgefordert. Rollenspielpartner bzw. "Gegenspieler" war regel-
mäßig der Trainer. Dieses Rollenspiel wurde mit der Video-
kamera aufgezeichnet und gegebenenfalls wiederholt. Soweit 
nicht mehrere Gruppenmitglieder an einer Szene mitwirkten, 
sollten sie zuschauen und beobachten, um nachher die Rolle des 
"Modells" selbst zu übernehmen. Jeder Teilnehmer an der Sit-
zung sollte nach Möglichkeit einmal oder mehrmals die Rolle 
des Modells nachgespielt haben. 

In der Schlußdiskussion wurden schließlich die wichtigsten 
Elemente der Szene noch einmal besprochen und unter dem Aspekt 
der Generalisierung behandelt. Ein (Autoritäts-lKonflikt mit 
den Eltern - zum Beispiel - wurde in den Arbeitsbereich <Kon-
flikt mit dem Arbeitgeber) oder in die Schule übertragen. In 
der Abschlußdiskussion wurde in der Regel auch das Thema für 
die nächste Sitzung angekündigt und gegebenenfalls vorberei-
tet 11 . 

Nach der Sitzung füllten die jeweiligen Teilnehmer einen soge-
nannten Begleitbogen aus, der Fragen nach dem subjektiven 
Erleben der Gruppensitzung, der Befindlichkeit und der Bedeu-
tung der Sitzung für den Klienten enthält (siehe Deutschbein 
in diesem Band). Die Therapeuten hatten nach jeder Sitzung 
zwei Therapiebegleitbogen auszufüllen und zwar einen "allqe-
mei nen", der für bei de Therapiemethoden gl ei eh war und einen 
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weiteren, auf die jeweilige Therapieart (VT oder GT) speziell 
zugeschnittenen Fragebogen (siehe auch dazu Deutschbein in 
diesem Band). Diese Begleitbogen dienten der Effizienzkon-
trolle der Behandlungsmaßnahme (vgl. ausführlich Kury 19861. 

5. Supervision 

Während der Behandlungsphase trafen sich die vier Therapeuten 
(zwei GT und zwei VT) wöchentlich einmal zu einer zweistündi-
gen Supervisionssitzung. Außer den Therapeuten nahmen an die-
sen Sitzungen noch die vom Max-Planck-Institut als Begleit-
forscher eingesetzten drei Diplompsychologen teil. Diese Kolle-
ginnen, die alle eine verhaltens- bzw. gesprächstherapeutische 
Ausbildung haben, hatten die Aufgabe, das Dokumentationsmate-
rial (Video- und Tonbänder, Klienten- und Therapiebegleit-
bogen, s.o.) kontinuierlich auszuwerten und für die Evalua-
tionsforschung vorzubereiten. 

In den Supervisionssitzungen stellten die Therapeuten alter-
nierend anhand von Bandaufzeichnungen jeweils eine der letzten 
gesprächstherapeutischen oder verhaltenstherapeutischen Sitzun-
gen vor. Gemeinsam mit den Therapeutenkollegen und den Begleit-
forschern konnte der vorstellende Psychologe sein Therapeuten-
vErhalten in der Gruppensitzung reflektieren und einer kriti-
schen Wertung und Kontrolle unterziehen. Gegenstand der Be-
trachtung war das Verhalten des Therapeuten in der Sitzung, 
seine Interventionen, sein Umgang mit der Gruppe als Ganzes 
und mit ihren einzelnen Mitgliedern. Durch die Wiederhol unq 
einer Sitzung vor kritischen Fachkollegen wurden Unzulänglich-
keiten oder methodische Fehler im Therapeutenverhalten deut-
lich und für die Betroffenen damit einer Korrektur zugänglich. 
Diese Möglichkeit des Erfahrungsaustausches und der ständigen 
Rückkoppelung war den Therapeuten umso wichtiger, als so gut 
wie keine verwertbaren Erkenntnisse über die Behandlunq von 
jungen Untersuchungsgefangenen in Gruppen mit Methoden der 
Verhaltens- und Gesprächspsychotherapie vorlagen. Weil die be-
sonderen Bedingungen, unter denen die Behandlunq stattfand 
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(Untersuchungshaft mit ihren spezifischen Belastungsfaktoren), 
und die Klientel mit ihren Besonderheiten (durchschnittlich 
geringe Reflexions- und Verbalisierungsfähigkeit, hyperaktive, 
unruhige oder besonders aggressive Klienten) den Therapeuten 
manchmal veranlassen konnten, zu methodenfremden Interventions-
möglichkeiten Zuflucht zu suchen, wurde die Supervision nicht 
nur als hilfreiche Unterstützung für die Therapeuten empfun-
den, sondern ist zudem als therapierelevantes Korrektiv anzu-
sehen. 

Die Supervision hat dazu beigetragen, daß individuelle Abwei-
chungen der Therapeuten vom jeweiligen Behandlungskonzept 
sichtbar gemacht und gegebenenfalls korrigiert wurden und so 
die Vergleich- und Auswertbarkeit der erhobenen Daten erhalten 
blieben. Ferner bot die Supervision die Möqlichkeit zur Ver-
ständigung der vier Therapeuten über die im laufe der Be-
handlung als notwendig erachteten Modifikationen des Ansatzes. 
Schließlich sind im Rahmen der Supervision durch den Austausch 
zwischen Forschern und Therapeuten methodologische und Aus-
wertungsprobleme zutage getreten, die - zumindest teilweise -
bereits in der Anfanqsphase gelöst werden konnten 12 • 
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Anmerkungen 

Modellernen ist eine der unter dem Begriff Verhaltensmodi-
fikation oder Verhaltenstherapie subsumierten Behandlungs-
arten, die wir für unsere Untersuchunq ausgewählt hatten. 
(Näheres dazu in dem Abschnitt "Auswahl und Beschreibung 
der Behandlungsmethode"; vgl. auch Pielmaier 1980, S. 
39 ff.). 

2 Der Einfachheit halber wird hier von "jugendlichen" Unter-
suchungsgefangenen gesprochen. Gemeint ·sind aber ebenso 
die heranwachsenden Straftäter (die 18- bis 2ljähriqen im 
Sinne des Jugendqerichtsgesetzesl. 

3 Zu den drei wissenschaftlichen Mitarbeitern unseres Insti-
tuts, die die Behandlunq durchführen sol 1 ten, konnte ein 
Kollege mit einer qesprächstherapeutischen Ausbildung qe-
wonnen werden, der auf Honorarbasis die vierte Behand-
lungsgruppe betreuen konnte. 

4 Heute werden 10 Unterrichtsstunden pro Woche durch haupt-
amtliche Lehrpersonen der Vollzugsanstalt angeboten. 

5 Die 14-15jährigen waren gegenüber den übrigen Jahrgängen 
allerdings in der Minderzahl. 

6 Wenn ein Gutachtenauftraq des Juqendqerichts erging, der 
einen inhaftierten Jugen.dlichen oder· Heranwachsenden be-
traf, wurde das jugendpsychologische Gutachten nicht von 
dem Psychologen erstattet, in dessen Gruppe sich der Be-
treffende befand. 

7 Vgl. § 93 Jugendgerichtsgesetz. 

8 Dies war zumindest während der Durchführung unseres Pro-
jektes der Fall. Die permanente Beunruhigung durch Passan-
ten konnte mittlerweile insofern etwas reduziert werden, 
als wenigsten anstaltsfremde Personen nicht mehr durch den 
Jugendbau in die Erwachsenenabteilung gehen. 

9 Neueren Gruppenmitqliedern wurden jeweils vor der Einfüh-
rung in die Thematik Konzept und Bedinc.uncien des Behand-
lunqsprogramms (Freiwilligkeit der Teilnahme, Stillschwei-
gen der Trainer nach außen etc.) erläutert. 

10 Mit dieser 
gegen die 
qeqenüber 
gegen das 
ab. 

Bezeichnung grenzten sich die weaen Verstiißen 
"t r ad i t i o n e i 1 e n " Straf best i mm u n gen In h a f t i er t e n 

den "Giftlern" oder "BTM-lern",.Straftäter, die 
Betäubunqsmittel gesetz verstoßen habEn, selbst 

11 Der Ablauf der verhalter~therapeutischen Gruppensitzung 
ist ausführlich dargestellt bei Wetzstein 1980, S. 53 ff. 
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12 Z.B. Verbesserung der Qualität der Bandaufzeichnungen und 
Modifikation der Auswertungskategorien für die auf Band 
aufgezeichneten Therapiesitzun9en. 
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III. Erfahrungen aus der Sicht der Therapeuten 

Herbert Pielmaier und Hans Wetzstein 

In diesem Abschnitt werden nur Erfahrungen berichtet, die 
spezifisch für das Training sozialer Verhaltensweisen (Ver-
haltenstherapeutische Gruppensitzungen) im Gesamtprojekt der 
Behandlungsforschung in der Untersuchungshaft sind. Behand-
lungsübergreifende Gesichtspunkte der Integration von Ge-
sprächs- und Verhaltenstherapie in den Vollzug der Untersu-
chungshaft an Jugendlichen und Heranwachsenden werden an ande-
rer Stelle diskutiert (vgl. Kury und Wetzstein in diesem Band; 
s.a. Kury 1986). 

Die beiden Verfasser führten in zwei parallelen Gruppen mit 
maximal sechs Teilnehmern das Training durch. Beide sind Di-
plom-Psychologen. Einer hat zusätzlich eine Sozialarbeiteraus-
bildung und war länqere Zeit als Bewährungshelfer tätig. 

Zunächst ist festzustellen, daß das Behandlungsanqebot (VTl 
von den Gefangenen überwiegend berei twi 11 i g angenommen wurde. 
Sowohl hinsichtlich der freiwilligen Teilnahme an den Gruppen-
sitzungen als auch hinsichtlich der Beteiligung am Gruppen-
geschehen konnten wir in dieser Hinsicht zufrieden sein. Ver-
einzelt gab es auch "passive" Trainingsteilnehmer, die nicht 
oder nur zögernd zur Mitarbeit zu bewegen waren. Einige wenige 
blieben von vornherein oder nach ein paar Sitzungen der Gruppe 
fern. Die Trainer bemühten sich in Einzelkontakten, auch sol-
che Jugendliche für die Teilnahme an den Gruppen zu gewinnen. 

Die meisten Jugendlichen sahen den Sinn und Zweck des Trai-
nings spontan ein und bejahten ihn. Manche zweifelten jedoch 
daran, daß das Training ihre Startchancen nach der Haftentlas-
sung verbessern könnte. Sie glaubten entweder nicht daran, 
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durch das Training gut genug geschult zu werden, um in Kon-
flikt- und Versuchungssituationen besser bestehen zu können 
oder sie gaben einer übermächtigen Umwelt die Schuld für ihr 
Scheitern, woran auch ein Training nichts zu ändern vermag. 
Vereinzelt ist es auch vorgekommen, daß Jugendl i ehe das Tra i-
ni ng zwar formal mitmachten, aber zu verstehen gaben, daß sie 
Konflikte "draußen" weiterhin auf ihre Weise (z.B. "mit 
Fäusten") lösen würden. 

Für viele Jugendliche war es eine neue Erfahrung zu sehen, daß 
ihr Verhalten nicht starr festgelegt ist, sondern variabel und 
vom Verhalten des Interaktionspartners, aber auch von eigenen 
Absichten, Einstellungen und Vorannahmen abhängig ist. Das 
Analysieren und Ausprobieren von Problemlösungsstrategien, das 
den Kern des Trainings ausmacht, hat den Verhaltensspielraum 
fast aller Teilnehmer erweitert. Insbesondere gehemmte und in 
ihrem sozialen Verhaltensrepertoire stark eingeschränkte Ju-
gendliche scheinen in diesem Sinne von dem Training besonders 
profitiert zu haben. 

Der Ablauf der Trainingssitzungen gestaltete sich im großen 
und ganzen ohne Schwierigkeiten; hin und wieder gab es Pro-
bleme: 
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Schwierig war es für den Therapeuten, der an ein Pro-
gramm und einen Zeitplan gebunden war, wenn die Bereit-
schaft zur engaqi erten Mitarbeit gering war. Bisweilen 
kamen Jugendliche belastet von Sorqen oder in aggres-
siver Stimmung zu den Sitzungen und konnten oder wol l-
ten sich nicht auf das Sitzungsthema konzentrieren. Der 
Therapeut versuchte dann in klientzentrierter Weise zu-
nächst die aktuellen Probleme anzusprechen und zu bear-
beiten, um schließlich wieder auf das eigentliche Thema 
der Sitzung zu kommen. So kam es qe l egent l ich vor, daß 
ein Sitzungsthema erst in zwei oder gar drei Sitzungen 
abschließend bearbeitet werden konnte. 



- Die technischen Apparaturen (Videoanlaqe, Tonbandqerätl 
waren für einiqe Juqendl iche ein Anreiz zum Experimen-
tieren, was vom Trainer nicht immer verhindert werden 
konnte. Bisweilen wurden Reparaturen fällig; es kam zu 
Ausfällen der Geräte, die improvisierend überbrückt wer-
den mußten. Meist konnte aber dann wenigstens eines der 
beiden Aufzeichnungsgeräte {Video- oder Tonband) zur 
Dokumentation verwendet werden. 

Einiqe wenige Sitzungsthemen stießen bei den Jugend-
lichen auf Widerstand. Dies war vor allem dann der 
Fall, wenn ein besonders angepaßt erscheinendes Verhal-
ten vorgeführt wurde, oder wenn der Interaktionspartner 
im Modellfilm sich sehr autoritär gebärdete. Hier war 
es wichtig, daß der Therapeut sich bemühte, die Jugend-
1 ichen trotzdem zur Mitarbeit anzuregen. Denn in der 
Realität wird gerade von einem Strafentlassenen korrek-
tes Verhalten erwartet, und es begegnet ihm nicht immer 
Verständnis und Toleranz. Über die Möglichkeiten, In-
toleranz und Unverständnis beim Interaktionspartner ab-
zubauen, wurde viel diskutiert, und es wurde teilweise 
im Rollenspiel erprobt. 

- Die Erarbeitung von kognitiv-emotionalen Inhalten und 
von Lernzielen in der Diskussion mit den Juqendlichen 
qestaltete sich häufig schwieriq. Diese wichtiqen Trai-
ningsteile konnten oft nur rudimentär gemeinsam erar-
beitet werden und mußten vom Therapeuten erqänzt wer-
den. Für viele Jugendliche ist es einfach ungewohnt, 
über Gefühle und Gedanken zu reden, noch dazu, wenn es 
nicht die eigenen sind und das Gespräch in der Gruppe 
stattfindet. Sie aus dem Verhalten eines Interaktions-
partners herauszulesen, gelingt oft auch deshalb nicht, 
weil man dieses Verhalten oder die Person des anderen 
ablehnt. Ähnlich ist es mit den Lernzielen. Wenn man 
Lernziele erkennt und für sich selbst akzeptiert, gibt 
man indirekt zu, daß man nicht perfekt ist. Es ist für 
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viele delinquente Jugendliche schwer, sich eiqene Unzu-
länglichkeiten einzugestehen. Wir haben versucht, die 
Jugendlichen mit ihren Schwächen nicht bloßzustellen, 
andererseits ihnen doch klarzumachen, daß sie "noch 
etwas hinzulernen können". 

- Das Rollenspiel gelang nicht in allen Fällen. Manchmal 
weigerten 
Gruppe im 

sich die einzelnen Teilnehmer, 

aber ei nma 1 
Rollenspiel 

gebrochen 
zu 

war, 
produzieren. 
ging es viel 

sieh vor der 
Wenn der Bann 
leichter, sie 

zum Mitspielen zu gewinnen. Wir übten keinen Druck aus, 
versuchten lediglich die Jugendlichen von den Vorteilen 
des Rollenspiels unter Videokontrolle zu überzeugen. 
Manchmal wartete ein Teilnehmer mehrere Sitzunqen ab, 
ehe er am Rollenspiel teilnehmen konnte. Die Rückkoppe-
lung des eigenen Rollenspielverhaltens löste unter-
schied] iche Gefühle aus. Manche waren am Anfanq ziem-
1 ich betroffen über ihr Aussehen, die eiqene Sprache, 
ihre Mimik und Gestik. Andere fanden sich selbst recht 
überzeugend. 

- Bei Jugend! ichen, die mehr als drei Monate in U-Haft 
verbringen mußten, kam es manchmal zu "Sättigunqser-
scheinungen". Sie durchliefen das Training zweimal oder 
gar mehrmals. Das brachte zwar die Chance mit sich, das 
Gelernte zu vertiefen, trug aber auch bisweilen zur 
Ermüdung und teilweise sogar zum Fernbleiben von den 
Sitzungen bei. 

Entscheidend für das Gelingen der therapeutischen Bemühungen 
war es, ob der Therapeut zu den Juqendl ichen in der Gruppe 
eine emotionale Beziehung aufbauen konnte. Durch das Antei 1-
nehmen am Schicksal des einzelnen, durch Gespräche über per-
sönliche Angelegenheiten und bisweilen auch konkrete Hilfe bei 
Problemen (z.B. Kontakt mit dem zuständioen Richter aufneh-
men), gelang es vielfach, recht qute Einzelbeziehunqen zu 
Jugendlichen aufzubauen. 



Schwieriger war es, die Gruppe als Ganzes zu sehen und mit ihr 
umzugehen. Die hohe Fluktuation in der Un'.t•rsuchunqshaft und 
die Persönlichkeitsprobleme der Jugendlichen verhinderten die 
Entstehung einer starken Gruppenidentität. Ein Juqendlicher 
brachte dies einmal zum Ausdruck, indem er enttäuscht fest-
stellte: "Wir sind ja qar keine richtioe Gruppe!" 

In Gesprächen mit Juqendlichen, die das Traininq absolviert 
hatten und aus der Haft entlassen worden waren, konnten wir 
feststellen, daß die 
Erinnerung qeblieben 
Lichtblick in einem 

Gruppensitzungen bei ei niqen in quter 
waren. Sie waren in der Rückschau als 

sonst tristen Gefänoni sal 1 tag haften qe-
blieben. Mehrere Jugendliche sagten in diesen Gesprächen, sie 
hätten von dem Training auch nach der Haftentlassung pro-
fitiert. Einer drückte dies so aus, daß er durch das Training 
quasi eine Gefahrensignalanlage eingepflanzt bekommen habe, 
die ihn warne, wenn er in eine Konfliktsituation hineinschlit-
tere. Er würde sich dann zwar nicht genauso verhalten wie im 
Training geübt, sei aber sensibilisiert für die Gefahren eines 
möglichen Fehlverhaltens, und er habe es bisher ganz gut 
geschafft, die Situation zu meistern. 

Von Bewährungshelfern hörten wir zu dieser Zeit, daß bei den 
von ihnen betreuten Jugendlichen die Bereitschaft zur Kontakt-
aufnahme zu ihnen gestieqen sei. Bei der Nachfrage über diese 
Veränderung erqab es sich, daß offenbar insbesondere solche 
jungen Straffällige mehr Vertrauen zum Bewährungshelfer qefaßt 
hatten, die während ihrer lnhaftierungszeit an unserem Trai-
ning teilgenommen hatten. 

Die hier gemachten Einzelbeobachtungen können selbstverständ-
lich nicht verallgemeinert werden. Wir würden es als Bestäti-
gung einer unserer Vermutungen betrachten, wenn sich etwa in 
der Bewährungshelfer-Nachbefragunl'.) (vgl. den Beitrag von Spieß 
in diesem Band) herausstellte, daß die Probanden, die unser 
Training absolviert haben, nach ihrer Entlassung aus der Unter-
suchungshaft in höherem Maße von den Hi 1 fsanqeboten, i nsbe-
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sondere durch den Bewährungshelfer, Gebrauch machen und von 
sich aus häufiger den Kontakt zu solchen Stellen suchen. 

Das Training wurde nach Abschluß des Behandlungsforschungspro-
jekts gründlich überarbeitet und veröffentlicht (Pielmaier 
1980). Es wurde auch für die Heimerziehung, die Bewährungs-
hilfe und die ambulante Erziehungshilfe angeboten. Mit Teilen 
des Trainings haben wir auch weiterhin in der Freiburger Unter-
suchungshaftanstalt für Jugendliche gearbeitet. Diese Teile 
wurden dann eingestreut in längerfristige Gruppengespräche 
nach dem GT-Konzept. Diese gegenseitige Ergänzung beider Be-
handlungsformen, die wir aufgrund unserer Erfahrungen im For-
schungsprojekt nach Abschluß desselben vornahmen, scheint auch 
eine sinnvolle Methodenkombination zu sein, die weiter erprobt 
und erforscht werden sollte. 

Zu folgenden Punkten sollte auf dieser Basis künftig eine 
Weiterentwicklung betrieben werden: 

208 

Herauszufinden wäre ein optimales Verhältnis zwischen 
GT- und VT-Anteilen. 
Gruppendynamische Elemente sollten in einen Behandlungs-
ansatz einbezogen werden. 

- Das Training sollte noch stärker auf die Probleme des 
Einzelfalles ausgerichtet werden. Dazu wären individuel-
le Verhaltensanalysen wichtige Voraussetzungen. 

- Die Zusammensetzung der Behandlungsgruppen sollte nicht 
dem Zufall überlassen sein. Es sollten entsprechend dem 
jeweiligen Entwicklungsstand der Insassen homogene Grup-
pen gebildet werden. 
Das Training müßte noch besser im Gesamtkonzept der 
erzieherischen Gestaltung der U-Haft integriert werden. 
Dazu wäre eine stärkere Einbeziehung und ein intensives 
Training der Vollzugsbeamten wünschenswert. 

- Die Anstaltsbedingungen sollten so gestaltet werden, 
daß sie ein Behandlungsprogramm unterstützen. Das qi 1 t 
insbesondere für das Anstaltsklima (vgl. hierzu auch 
Busch in diesem Band). 
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IV. Gesprächspsychotherapie mit jungen Untersuchungsgefangenen 

Franz-Jürgen Blumenberg und Uli Müller 

In vielen Einzelfallstudien, diagnostisch und therapeutisch 
orientierten Projekten sowie Sammelreferaten wurden Erfah-
rungs- und Verhaltensmuster straffälliger Jugendlfcher be-
schrieben und je nach den theoretischen Implikationen der 
Autoren geordnet und klassifiziert (vgl. den Beitrag von Kury 
in diesem Band; s.a. Kury 1986). 

Im folgenden sollen Erfahrungen zusammengestellt werden, die 
von den Therapeuten ( im weiteren Text auch als "Berater" be-
zeichnet) im Verlauf der gesprächspsychotherapeutischen Sitzun-
gen des Freiburger Behandlungsforschungsprojektes gesammelt 
wurden. Dabei geht es zunächst um die unmittelbaren Erfahrun-
gen der Berater im Umgang mit den Jugendlichen, um Überl egun-
gen zur Angemessenheit des gesprächspsychotherapeutischen Be-
handlungsansatzes, um besondere Behandlungsprobleme und 
schließlich um Schlußfolgerungen, die aus diesen therapeuti-
sehen Erfahrungen 
psychotherapie bei 
Blumenberg 1980; 
1986). 

gezogen werden können (vgl. zur Gesprächs-
Straffälligen etwa auch Pielmaier, Pauls u. 

Mi nse l u. Howe 1983; zusammenfassend Kury 

1. Voraussetzungen für den qesprächspsychotherapeutischen An-
satz in der Untersuchungshaft 

l .1 Die jungen Untersuchungsgefangenen in den Gruppenge-
sprächen 

Die hier mitgeteilten Erfahrungen der Therapeuten mit den 
jungen Untersuchungsgefangenen sind ganz bewußt auf den Ge-
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sichtspunkt personenzentrierter Gesprächsführung konzentriert 

und nach diesem Gesichtspunkt gesammelt und qeordnet. Die 
Aufmerksamkeit und Interpretation der Beobachter ist oft be-
stimmt von einem Vergleich der therapeutischen Erfahrunqen bei 
jungen Untersuchungsgefangenen mit den Erfahrunqen in der Be-

handlung psychoneurotischer Klienten. 

Beschreibungen und Einschätzungen der junqen Untersuchunas-
gefangenen sind selbstverständlich nicht losgelöst von der 
deprivierenden Situation der Untersuchungshaft zu sehen. 

Der Beginn der therapeuti sehen Gruppensi tzunc:ien war oft von 
einer sehr großen Unsicherheit über mögliche Gesprächsthemen 

bei den Teilnehmern bestimmt. Außer, wenn i rc:iendwel ehe aktuel-
1 en Ereignisse in oder außerhalb der Untersuchungshaftanstalt 

für dann meist sehr hektische Gesprächsaktivität sorgten, war 
der Gesprächseinstieg in aller Regel sehr schwerfällig und 
zögernd. Häufig wurde dann von den Gruppenteilnehmern an den 

Therapeuten auch die Aufforderung gerichtet, er solle doch 

Vorschläge bringen und dann könne man darüber diskutieren. 
Dabei denken die jungen Untersuchungsgefangenen von sich aus 

meist viel eher in Richtung eines Sachgesprächs als an ein 
Gespräch über sich selbst, über eigene Gefühle, Konflikte oder 
Entscheidungsprobleme. Oft scheint es ihnen soqar völliq ab-
surd, über anderes als irgendwelche Sachthemen oder außerhalb 
von ihnen selbst liegende Themen zu sprechen. Darin kommt zum 

Ausdruck, wie fern sie sich selbst, ihren eiqenen Gefühlen und 
Empfindungen - zumindest in der Reflexion dieser Innenwelt -
sind. Ein sehr niedriger Grad an emotionalem Ausdruck im 
Sprechen der Gruppenteilnehmer (vgl. Deutschbein im vorlieqen-
den Band) weist auf eine weitgehend fehlende "Selbstauseinan-
dersetzung" (Tausch u. Tausch 1979) und auf eine Tabuisierung 

der eigenen und der Gefühle anderer hin~ Im Zusammenhang damit 

kommen Gefühle oft nur in der Körpersprache zum Ausdruck oder 
zeigen sich in besonderen Anspannungssituationen in unkontrol-
lierten und unberechenbaren Ausbrüchen und Entladungen. 
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Ein Teil der jungen Untersuchungsgefangenen begegnete den Psy-
chologen, aber auch den anderen Gruppenteilnehmern, mit großem 
Mißtrauen und starker Zurückhaltung. Immer wieder kamen von 
diesen Tei 1 nehmern Rückfragen über die Weitergabe und Verwer-
tung von Gesprächsinhalten und zur Zuverlässigkeit der Zusiche-
rung , daß a 11 e Äußerungen i n der G r u p"p e vertrau 1 i c h b eh an de lt 
würden. Für viele schien eine solche Zusage völlig unqewohnt 
und daher irritierend; bisherige Erfahrungen hielten sie offen-
bar zur Vorsicht an. Mit längerer Etablierung der therapeuti-
schen Gespräche in der Untersuchungshaft nahm dieses Mißtrauen 
wahrscheinlich im Zusammenhang damit ab, daß die Verläßlich-
keit der Zusagen im laufe der Jahre als sicheres Erfahrungsgut 
unter den Untersuchungsgefangenen weitergegeben wurde. Gerade 
bei der Einführung therapeutischer Gespräche muß aber - nach 
unserer Erfahrung - mit erheblichem Mißtrauen und, trotz kla-
rer Vereinbarungen, mit Verunsicherungen der Teilnehmer gerech-
net werden. 

Der ganz überwiegende Antei 1 der jungen Untersuchungsgefange-
nen kam ohne äußeren Druck pünktlich und regelmäßig zu den 
Gruppensitzungen. Trotzdem äußerten sieh manche Gruppentei 1-
nehmer in bestimmten Phasen ausgesprochen abfällig und abwer-
tend über das Gesprächsangebot der Psychologen. Die gleichen 
Gruppenteilnehmer konnten aber auch recht betroffen reaqieren, 
wenn das Gesprächsangebot aus zwingendem Grund einmal ausfal-
len mußte. Derart widersprüchliche Verhaltensweisen und Äuße-
rungen deuten auf ambivalente Einstellungen qeqenüber dem Ge-
sprächsangebot wie etwa gleichzeitige Hoffnunq und Angst hin. 

Bei einzelnen Gefangenen und in bestimmten Phasen des Gruppen-
gespräches waren die Beiträge durch ein starkes Bedürfnis 
aufzutrumpfen und stark zu erscheinen geprägt. Beiträge dieser 
Art richteten sich manchmal auch darauf, vernünftige Gesprächs-
ansätze abzubrechen. Es entstand der Eindruck, daß diese Grup-
penmitglieder in ihrem Auftrumpfen und Machtgebaren die einzi-
ge Möglichkeit sahen, sich in das Gespräch einzubringen und 
sich in der Gruppe Geltung zu verschaffen. Die Tatsache, daß 
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dieselben Teilnehmer auch äußerten, es sei so schwer, in der 
Gruppe zu sprechen, verdeutlicht, daß sie mit ihrem eigenen 
Verhalten nicht zufrieden waren und sich zeitweise sehr unwohl 
fUhlten. 

Die Gesprächspassagen, die von größerer Unmittelbarkeit und 

Spontaneität der Teilnehmer geprägt waren, ließen die große 
Mutlosigkeit und Resignation der meisten jungen Untersuchungs-
gefangenen erkennen. In der Folge einer oft langen Kette von 
Mißerfolgen sehen sie alle Chancen eines erfolgreichen Weges 
in die soziale Gesellschaft blockiert. Die Inhaftierung führt 
bei derartigen Vorerfahrungen dann leicht zu den Einstellungen 
"jetzt habe ich ohnehin nichts mehr zu verlieren" und "in 
Zukunft mache ich so weiter wie bisher, nur geschickter". 

Bei den jugendlichen Untersuchungsgefangenen zeiqte sich häu-
fig eine große Diskrepanz zwischen Selbstbild und Selbstideal. 
Ihr Selbstbild war qeprägt durch Insuffizienz- und Minderwer-
tigkeitsgefühle sowie Mißerfolgserwartungen bezüalich ihrer 
eiqenen Handlungen und Fähiqkeiten. Gleichzeitiq zeiqten sie 
jedoch auch Allmachtsgefühle und Größenvorstellungen. 

Das Selbstideal der jugendlichen Delinquenten war oft qekenn-
zeichnet durch ein überstarkes Gewissen und sehr hochgesteckte 
Erwartungen, die bei Nichterfüllung zu dem erwähnten negativen 
Selbstbild führten. 

Der Realitätssinn schien bei vielen von ihnen unterentwickelt, 
das soziale Gewissen war wenig ausgeprägt und erstreckte sich 
nur auf bestimmte Personen oder Personengruppen. Viele der 
junqen Untersuchunqsgefangenen zeigten sich sehr eingeschränkt 
in der Aufnahme von emotionalen Beziehungen. Den Jugendlichen 
fiel es schwer, Zuneigunq anzunehmen und zu erwidern, gleich-
zeitig zeiqten sie jedoch überzogene Wünsche nach verwöhnender 
Fürsorge, Nähe und Wärme. Jedoch wird auf tatsächliche emotio-
nale Nähe mit Mißtrauen bzw. Anqst und Flucht reaqiert, da 
diese Jugendlichen allzuoft die Instabilität solcher Beziehun-
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gen und die daraus resultierenden Enttäuschungen und Schmerzen 
erlebt haben und eine Wiederholung solcher Situationen vermei-
den wollen. 

In den therapeutischen Sitzungen wirkten viele Teilnehmer sehr 
ungeduldig. Sie konnten ihre Bedürfnisse nur schwer aufschie-
ben und waren nur in geringem Ausmaß in der Lage, sich mit 
längerfristigen Zielen auseinanderzusetzen. 

l .2 Die Institution Untersuchunqshaft 

Der Vollzug der Untersuchungshaft - wie er in der Bundesrepu-
blik Deutschland allgemein üblich ist - vernachlässiat die fUr 
die Entwicklung eines jungen Menschen unabdinqbaren erzieheri-
schen Grundlagen total, wie in verschiedenen umfassenden Unter-
suchungen (vgl. u.a. Zirbeck 1973; Eisenhardt 1977; Kury 
1986) nachgewiesen wurde. In vielen Punkten bilden die Untersu-
chungshaftbedingungen genau das Gegenteil von dem, was in 
allgemein-pädagogischer und -psychologischer Sicht unter gün-
stigen Entwicklungsbedingungen verstanden wird. Dieser Gegen-
satz verschärft sich, wenn man die Situation der jungen Unter-
suchungsgefangenen mit den Entwicklungsbedingungen vergleicht, 
die nach dem personenzentrierten Konzept als förderlich angese-
hen werden (Rogers 1951/1973; Tausch u. Tausch 1979). Die 
hiernach notwendigen Haltungen wie 

- Achtung, Respekt und Rücksichtnahme gegenüber der Per-
son des Jugendlichen, 
das Bemühen, ihn und seine innere Welt zu verstehen und 

- das Angebot von offener Begegnung ohne Fassadenhaftig-
keit 

stehen 
- dem Herausreißen aus allen Lebensbezügen, 
- der Reduktion von Eiaenverantwortuna auf ein Minimum, 
- einer Höchststufe von Entmutigung und Abwertuna, 
- dem Abschneiden jeder sinnvollen Zukunftsplanung 

und 
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- einer extremen Reizdeprivation in der Einzelzelle 
sowie 

- einer umfassenden Entwöhnunq von Arbeit, Schule und 
sozialen Kontakten 

in der Untersuchungshaft gegenüber. 

Diese Gegenüberstellung leqt nahe, daß sich eine Inhaftierunq 
einerseits und personenzentrierte Gespräche andererseits auf 
die Entwicklung Jugendlicher in gegensätzlicher Weise auswir-
ken. So ist unter den beeinträchtigenden Umständen in der 
Untersuchungshaft von vornherein nicht damit zu rechnen, daß 
personenzentrierte Gespräche bei den inhaftierten Juqendl ichen 
zu einer überdauernden oder meßbaren Entwicklungsförderung füh-
ren. Deshalb kann von einem Therapieprojekt in der Unter-
suchungshaft wohl auch nur erwartet werden, daß durch regel-
mäßige gesprächspsychotherapeutische Kontakte die negativen 
Haftauswirkungen in ihren Spitzenwerten gedämpft werden. Das 
allein würde jedoch die Durchführung von Behandlunqsmaßnahmen 
rechtfertigen. 

Spannungen und Mißverständnisse zwischen den Aufsichtsbeamten 
und den externen therapeutischen Mitarbeitern sind unter die-
sen Bedingungen zwingend zu erwarten und nach unseren Erfahrun-
gen nur durch regelmäßige Gesprächskontakte zu begrenzen. Im-
merhin _ist es in der Untersuchungshaftanstalt für Jugendliche 
in Freiburq gelunqen, auch über die Projektdurchführunq hinaus 
die Arbeit der externen Therapeuten des WI-JHW unbefristet 
fortzusetzen und zu einem festen Bestandteil des Untersuchunqs-
haftalltaos werden zu lassen /vgl. unten\. 

2. Anoemessenheit des Gesprächspsychot~erapieansatzes 
Betrachtet man die Therapieziele der Gesprächspsychotherapie 
(GT), so zeigt es sich, daß diese Methode qrundsätzlich indi-
ziert sein dürfte, um den oben beschriebenen Stiirunqsmustern 
der junoen LI-Gefangenen entgegenzuwirken; die in der gesprächs-
psychotherapeut i sehen Situation verfol qten Theraoi ezi el e sind 
vor al 1 em: 
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- Akzeptieren der eiqenen Gefühle, 
- das Vertrauen in die eioene Person stärken, 
- differenziertere Wahrnehmunaen der eiqenen und der an-

deren Person, 
- Verminderunq von Anqst und Spannunq, 
- Verringerung der Differenz zwi sehen Ideal- und Selbst-

konzept. 

Die Grundhaltung der Gesprächspsychotherapeuten, die sich in 
den Basisvariablen der GT ausdrückt, dürfte besonders wirksam 
sein, um die Störungen de;· jugendlichen Delinquenten zu vermin-
dern und bei ihnen neue Lernprozesse auszulösen: 
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al Durch das "einfühlende Verstehen" des Therapeuten ist 
dieser bemüht, die innere Erlebniswelt des jugend-
1 ichen llntersuchunqsgefanqenen nachzuvollziehen und 
ihm diese zu verdeutlichen. 

fler Klient sollte sich daher in allen seinen l'-1itteilun-
gen verstanden und anqenommen fühlen knnnen. 
Er erlebt, daß seine Äußerunqen und sein Verhalten vom 
Therapeuten nicht zensiert und sanktioniert werden, 
was ihn ermutigt, sich freier und unqezwunoener mitzu-
teilen. 

bl Der in der sozialen Schicht des juqendlichen Straf-
fälligen bestehenden gerinqen Kompetenz, Gefühle bei 
sich und anderen wahrzunehmen und diese differenziert 
auszudrücken, wird durch die "Verbal i sierunq von emo-
tionalen Erlebnisinhalten" durch den Therapeuten entqe-
qenqewirkt. 

Die in dieser Sozialschicht übliche "Verpackunq" der 
Gefühle in eine sehr externale bzw. handlunosorien-
tierte Äußerunasform wird durch das Voroehen des Thera-
peuten dem Juoendl ichen zuqänol ich er und bewußter qe-
macht. 



cl Während seiner Sozialisation und insbesondere inner-
halb der totalen Reglementierung der Institution Voll-
zugsanstalt erfährt der jugendliche Delinquent immer 
wieder, daß er nur dann akzeptiert wird und Zuneigung 
erfährt, wenn er sich angepaßt verhält. 

Die "nicht an Bedingunqen qeknüpfte positive Wertschät-
zunq" des Therapeuten hinqeqen ermöql icht es dem Ju-
gend 1 i c h e n , s i c h r e 1 a~t i v angst frei zu äußern und sei n e 
eigenen destruktiven Impulse nicht leuqnen zu müssen. 

d) Der Anqst des jugendlichen Delinquenten vor der emotio-
nalen Nähe des Therapeuten und vor der anastausl iisen-
den Situation in der Gesprächsgruppe kann der Berater 
entgeaenwi rken, indem er offen und echt seine ei aene 
Person insbesondere auch hinsichtlich der eiaenen 
Gefühle - mit einbringt und somit eine Beziehunqser-
kl ärunq zwischen dem Jugendlichen und sich selbst er-
miiql i cht. 

el Durch die Widerspiegelunq und die Rückmeldung durch 
den Therapeuten erfährt der Jugendliche eine Relativie-
rung seiner eigenen subjektiven Wahrnehmung. 
Er kann sein eigenes Bewertungssystem mit dem des 
Therapeuten vergleichen, d.h., für den Juaendlichen 
bedeutet die therapeutische Situation eine Überprüfung 

seiner eigenen subjektiven Realität. 

fl Im Verlaufe seines bisheriaen Lebens und insbesondere 
in seiner jetzigen Situation in der II-Haft erfährt der 
Juaendl iche, daß er eher fremdbestimmt wird. f1urch die 
Grundhaltunq des Therapeuten in der Gesprächspsychothe-
rapie erhält der juaendliche Delinauent nun die Mnq-
lichkeit, eiqene Wünsche, Ziele und Bedürfnisse offen 
auszusprechen, zu erleben und zu lernen, fUr seine 
Pußerunaen und Handlunaen in der Gruppe eiaene Verant-
wortuna zu übernehmen. 
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g) Durch die vom Gesprächstherapeuten gezeigte Grundhal-
tung erhält der Jugendliche die Miiqlichkeit, seine.in 
der Sozialisation erlernte verzerrte Bewertunq der 
eigenen Person zu korrigieren und somit die Inkon-
gruenz zwischen seinem Selbstkonzept und seinem Selbst-
ideal zu verrinqern. 
Durch das Verhalten und die Haltunq des Therapeuten 
erfährt der Juqendliche Entlastun9 von den negativen 
Vorurteilen sich selbst gegenüber. 

Erst dadurch, daß der Berater die subjektive Realität 
des Jugendlichen anerkennt (z.B. seine Omni potenzphan-
tasi en) ermöglicht er dem Jugendlichen Zugang zu 
seinen Konflikten und schafft dadurch Klärungsmäglich-
keiten. 

Dies bedeutet, daß die verändernden Wirkungen der ge-
sprächstherapeuti schen Situation in der Interaktion 
und der Beziehung zwischen dem jugendlichen Straffäl-
ligen und dem Therapeuten liegen. 

3. Grundidee der Gesprächspsychotherapie und Situation der 
Untersuchun9shaft 

Die Grundidee in der Gesprächspsychotherapie ist qekennzeich-
net durch das "nicht-direktive" Voroehen, d.h., daß der Thera-
peut in keiner Hinsicht den inhaltlichen Verlauf des Gesprä-
ches zu bestimmen versucht, sondern daß der Klient den Inhalt 
der Sitzung selbst bestimmt und damit auch die Verantwortuno 
dafür übernimmt. 

Auch enthält sich der Therapeut jeglicher Bewertunq oder Kri-
tik, noch bevormundet er, sondern er akzeptiert den Jugend-
lichen so, wie er sich in der therapeutischen Situation zeiqt 
und gibt. 

Demgegenüber steht die Institution U-Haft, in welcher der 
junge Gefangene die totale Abhängigkeit erlebt. In der starken 
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Strukturierung dieser Institution bestimmen ReC1eln und Vor-
schriften sein Handeln. Die Rollen und die dazuqehririaen Ver-
haltensweisen sind strenq verteilt und vorC1eC1eben. Die psychi-
sche S it u a t i o n des J·u gen d l i c h e n i s t q e kenn z e i c h n et durch d i e 
Angst vor der bevorstehenden Verhandlung und die Unsicherheit 
über das zu erwartende Strafmaß. Persönl i ehe Kontakte zu den 
Vollzugsbeamten bestehen nur sehr vereinzelt und solche zu den 
Mithäftlingen sind meist nur sehr oberflächlich (vq•l. auch 
unten). 

Dies verdeutlicht, daß die Art der Behandlung des Jugendlichen 
im Rahmen der Institution U-Haft jener in der GT-Situation 

konträr entgegensteht. 

Für den jugendlichen llntersuchungsqefangenen bedeutet die qe-
sprächstherapeuti sehe Gruppensitzunq zunächst oft die Befrei-
ung von äußerem Druck, von Zwängen und Reqlementierunqen in 
dem grauen Alltag des Strafvollzuaes. Gleichzeitia jedoch kann 
dieses plötzliche Eintauchen in einen Raum ohne fest vorqeae-
bene Strukturen und Regeln auch Anast und Unsicherheit bei ihm 
auslösen. 

4. Gesprächspsychotherapie in der Gruppe - Gruppengesprächs-
psychotherapie 

Den Rahmen einer Gruppe zur BehandlunCI von de_linquenten Ju-
gendlichen zu wählen, lag nahe, da doch in der peer-group der 
hauptsächliche Orientierungsrahmen für den Jugendlichen liegt. 
Die meisten 
im Hinblick 

der 
auf 

jungen UntersuchungsgefanC1enen befinden 
ihre persönl i ehe Entwi ck 1 ung in einem 

sich 
liber-

gangsstadium zwischen Jugendfichen~lter und Erwachsenenwelt, 
das ohnehin meist tiefgreifende Roll enunsi cherhei ten und Sta-
tusprobleme mit sich bringt. So fühlt der Jugendliche "sich in 
der Gruppe, in der er 'Bundesgenossen' hat, dem in seiner 
Fremdheit auch als 'qefährlich erlebten Therapeuten' besser· 
gewachsen" (Künzel 1979, S. lll, da er diesem nicht, wie in 
der Einzeltherapiesituation, allein C1egenübersitzt. 
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Das therapeutische Arrangement der Gruppe stellt ein realisti-
sches AnC1ebot dar, das cierade bei dissozialen Juciendlichen, 
die zur Abwehr in Form von Größenphantasien und Allmachtsvor-
stellungen sowie einer generellen Realitätsverzerrung neigen, 
einen adäquaten Bezug zur Wirklichkeit unterstützt. 

Durch die sehr verschieden gelagerte Erfahrung in der Gruppe, 
werden beim einzelnen Jugendlichen soziale Lernprozesse in 
Gang gebracht. In der entspannten Atmosphäre der Gruppensitu-
ation lernt der Jugendliche auf seine Gruppenmitqlieder ein-
zugehen und ihnen zuzuhören. Sein labiles Selbstwertgefühl 
wird in der therapeutischen Gruppe weniger großen Belastunaen 
ausgesetzt. Er erlebt und erfährt das Geschehen in der Gruppe 
als ein Spiegelbild seiner eigenen Schwieriqkeiten. Durch die 
vielfältigen Erfahruncismöalichkeiten wird die Gruppe für den 
Gefanqenen zum sozialen Trainingsfeld. Er muß mehr als in der 
Einzeltherapiesituation darauf achten, seine inneren Affekte 
und Spannungen zu beherrschen und seine Verhaltensweisen unter 
Kontrolle zu brinqen. 

Die jungen Untersuchuncisciefangenen aincien in der therapeuti-
schen Gruppe - gerade am Anfang - nur weniq aufeinander ein. 
So entstand ein gemeinsames Gespräch der Juciendlichen unterein-
ander nur unter bestimmten Voraussetzungen (z.B. Kontinuität 
der Gruppenbesetzung über längere Zeit oder mittlerer Schwi e-
ri gkeitsC1rad der Gesprächsthemen usw.). Berichtete ein Mit-
glied der Gruppe z.B. von seiner bevorstehenden Geri chtsver-
handl ung, so richtete er dies meist an den Berater. Die ande-
ren Gruppenmitglieder hörten dann meistens teilnahmslos zu, 
während sich das Gespräch zwischen dem Juqendlichen und dem 
Therapeuten weiterentwickelte (vgl. auch den Beitrag von 
Deutschbein im vorliegenden Band). 

Ein Teil der Jugendlichen, die ihre Bedürfnisse nur sehr 
schwer aufschieben konnten, unterbrachen solch ein Gespräch 
zwischen dem Gruppenmitqlied und dem Therapeuten, indem sie 
ihre Bedürfnisse ohne große Rücksicht auf das andere Gruppen-
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mitglied äußerten. Während Gruppenmitglied A von einer bevor-
stehenden Verhandlung sprach, konnte das Gruppenmitglied B, 
ohne einen Zusammenhang zu beachten, von einem äraerlichen 
Vorfall am Vortag berichten. Versuchte der Therapeut auf beide 
Äußerungen einzugehen und diese jeweils zu verbalisieren, so 
konnten sich extreme Formen des Gesprächsverl aufs dahingehend 
entwickeln, daß zwei oder mehrere Gruppenmitglieder, sich im-
mer wieder abwechselnd unterbrechend, zum Therapeuten sprachen. 

1 n solchen und ähnlichen Situationen, in denen die Komm uni -
kation innerhalb der Gruppe fast ausschließlich über den Thera-
peuten verläuft, gibt es für den Gruppenleiter verschiedene 
Interventionsmöglichkeiten: 

- Der Leiter reagiert nahezu auf jede an ihn gerichtete 
Mitteilung. Dies führt dazu, daß die Person des Gruopen-
leiters noch mehr in den Mittelpunkt rückt und der 
Therapeut in der Gruppe im Grunde mehrere Einzelthera-
pien gleichzeitig durchführt. 

- Der Leiter reagiert auf keine an ihn gerichtete Mittei-
lung. Dies erleben die Jugendlichen als Desinteresse 
und Ablehnung ihrerseits, so daß sie sich mehr und mehr 
in der Gruppe zurückziehen. 

- Der Leiter geht auf keine der an ihn gerichteten Mit-
teilungen ein, sondern er verbalisiert die von ihm 
wahrgenommenen Situationen in der Gruppe (Therapeut: 
"Sie sprechen jetzt mit sehr unterschiedlichen Themen 
nur mich an, während ein gemeinsames Gespräch in der 
ganzen Gruppe nicht entsteht."); 
oder der Therapeut spricht die Situation zwischen den 
Gruppenmitgliedern an (Therapeut zum Juqendlichen B: 
"Für Sie ist jetzt im f,loment ein ganz anderes Thema 
wichtig als für A."l. 
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Bei manchen Gruppenmitgliedern kann dies zu einer Aktua-
lisierung der momentanen Gefühle in dieser Situation 
führen und ebenso zu einer einsetzenden Komm uni kati on 
untereinander. 

Die meisten Jugendlichen jedoch erlebten solche Ver-
balisierungen eher als wertend und zogen sich zurück. 

- Eine weitere und meist anqemessene Interventionsmöq-
lichkeit für den Therapeuten besteht darin, sich selbst 
und sein Erleben in solch einer Situation zu verbali-
sieren (Therapeut: "Ich merke, daß ich mich qar nicht 
so schnell auf die so verschiedenen Äußerunoen umstel-
len kann, und ich fühle mich nicht so wohl dabei, wenn 
nur ich in der Gruppe anqesprochen werde."). 
Durch das Einbringen der Gefühle des Leiters wird die 
momentane Situation in der Gruppe angesprochen, doch 
läßt sie dem Jugendlichen mehr Spielraum darauf einzu-
gehen oder diese persönliche Mitteilung beim Therapeu-
ten zu belassen. 

Die Interventionen des Therapeuten in der Gruppengesprächs-
psychotherapie gehen - wie gezeigt - über jene in der Einzel-
therapiesituation notwendiqen Basisvariablen hinaus. Nach 
Rogers (1970) sind das "Schaffen eines therapeutisch förder-
1 ichen Klimas", die "Akzeptierung einer Gruppe", "Konfronta-
tion und Feed-back" hilfreiche therapeutische Verhaltensweisen. 

Zu dem Problem "Therapie in der Gruppe" oder "Therapie der 
Gruppe" führt Roqers (1970, S. 63 f.l deutlich aus, daß der 
Therapeut keine Verbalisierunqen über den Gruppenprozeß machen 
sollte, da solche leicht als diaqnostizierend und wertend vom 
Klienten erlebt werden würden, was der akzeptierenden Grundhal-
tung innerhalb der Gesprächspsychotherapie entqeqenläuft. 

In der gruppentherapeuti sehen Arbeit mit den juCJendl ichen lln-
tersuchungsqefangenen waren die Interventionen der Therapeuten 
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sehr stark von der Zusammensetzung der Gruppe und der Beziehun-
gen der Jugendlichen untereinander, d.h., der Gruppenatmo-
sphäre abhängig. Sobald die Gruppe über mehrere Wochen hinweg 
konstant blieb, vertieften sich die Beziehungen innerhalb der 
Gruppe, was sich dann in der erhöhten Selbstauseinandersetzung 
der Mitglieder ausdrückt. Dies erleichterte den Zugang zur 
Erlebniswelt der Jugendlichen und intensivierte den therapeuti-
schen Gruppenprozeß. 

5. Behandlungsprobleme 

5. 1 Äußere Bedingungen 

Die einfachst ausgestatteten und nur notdürftig möbilierten 
Räumlichkeiten, in denen die therapeutischen Gruppengespräche 
in der Freiburger Untersuchungshaftabtei 1 ung für Jugendl i ehe 
durchgeführt wurden, erfüllten zwar nicht die Mindeststandards 
an Gemütlichkeit, die außerhalb einer Justizvollzugsanstalt 
bei uns üblich sind, wurden aber von den Juqendlichen nicht 
als sonderlich störend empfunden, da sie insqesamt dem Ausstat-
tungscharakter ihrer gegenwärtigen Umgebunq entsprachen. 

Dagegen wurden die Gruppengespräche dur.ch einen hohen Lärmpe-
gel, der in dem Freiburger Durchgangshaus durch Schlüssel-
klirren, Türenschlagen oder häufig betätigte Türglocken und 
das Fehlen jeglicher Schallisolierung entsteht, sehr erheblich 
beei ntr ächt i gt. 

Häufig führten auch unerwartete Ereignisse wie Vernehmungen, 
Einkauf, Besuch usw. zur abrupten Unterbrechung von Gruppen-
sitzungen. Die Aufsichtsbediensteten schienen derartigen Unter-
brechungen zunächst kein größeres Gewicht beizumessen und es 
bedurfte eines längeren Überzeugungsprozesses, um sie davon 
abzuhalten, wegen jeder auch später zu erledigenden Kleinig-
keit die Gruppensitzungen zu stören. 

Die durch Entlassungen und Neuaufnahmen bedingte hohe Fluktua-
tion der Gruppenteilnehmer läßt in der Untersuchungshaft einen 
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kontinuierlichen Gruppenprozeß nur selten entstehen. Unberechen-
bare Ent 1 assungen von einem auf den anderen Tag tragen dazu 
bei, daß die Ungewißheit, die die gesamte Lebenslage der jun-
gen Untersuchungsgefanqenen kennzeichnet, sich auch auf die 
Gruppengespräche übertrug. Angebote zur Fortsetzunq der Grup-
pengespräche nach Ent 1 assunq aus der Untersuchungshaft kamen 
manchmal zustande, scheiterten aber oft an der räumlichen 
Distanz zum Wohnort der Juqendl ichen und wohl auch an deren 
verständlichem Wunsch, nach der Entlassunq die llntersuchunos-
haft und alles, was damit zu tun hat, so schnell wie möqlich 
zu verqessen. 

Die Tatsache, daß die jungen Untersuchungsgefangenen als t-1en-
schen mit erheblichen persönlichen Problemen und Schwieriqkei-
ten in einer Zwangsgemeinschaft auf engem Raum zusammenleben, 
prägt in sehr starkem Maße die Art des Miteinanderumqehens und 
wirkte sich selbstverständlich auch auf die therapeutischen 
Gruppengespräche aus. Ein geringer Grad an Offenheit, ein sehr 
starkes Bemühen um Selbstbehauptung und das ständi qe Streben 
nach Vorteilen und Unterstützung stehen der Entwicklunq eines 
sogenannten "therapeutischen Klimas" in der Gruppe stark entge-
gen. Da diese Verhaltensweisen und Bedürfnisse aber Ausdruck 
der konkreten Problemlage der jungen Untersuchungsqefanqenen 
sind, muß der therapeutische Gruppenberater auch Beiträge zur 
akuten Konfliktlösung oder zur konkreten Unterstützunq einzel-
ner Jugendlicher in sein therapeutisches Handeln einbeziehen. 

5.2 Erwartunqshaltungen von Therapeuten und Juoendlichen in 
den Gruppengesprächen 

Die vom Gesprächspsychotherapeuten an die jugendlichen LI-Häft-
linge gerichteten Erwartunaen gehen dahin, daß die Juoend-
lichen die Bereitschaft und den Wunsch zeioen, im qemeinsamen 
Gespräch möglichst offen über sich und ihre Schwierigkeiten zu 
sprechen. Die Jugendlichen sollten offen gegenüber eigenen 
Gefühlen sein und die Fähigkeit zur Introspektion mitbringen. 
Anstatt die Wirklichkeit passiv und fatalistisch hinzunehmen, 
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sollten die jugendlichen Delinquenten versuchen, die Umwelt 
aktiv zu ändern. Anstatt ihre Konflikte auszuleben und nach 
außen zu projizieren, sollten die Juqendlichen die Ursachen 
ihrer Probleme auch bei sich selbst suchen und durch die 
Uberprüfuno eiqener Einstellunqen und Verhaltensweisen statt 
über maqische Erwartunqen durch eiqene Aktivitäten zu ändern 
versuchen. 

Während außerhalb von solchen totalen Institutionen wie der 
U-Haft der Klient aufqrund seiner ei qenen Motivation und Ini -
tiative sich um eine Therapie bemüht, befindet sich der juqend-
liche Untersuchungsgefangene in einer Situation, die er als 
Zwangsmaßnahme erlebt und die durch extreme Unsicherheit, Mono-
tonie und Langeweile gekennzeichnet ist (s.o. l. Werden unter 
solchen Bedingungen therapeutische Gespräche anqeboten, so 
kann der Jugendliche sich zwar entscheiden, ob er das Anqebot 
wahrnimmt; doch in einer Lage, in welcher der Juqendl iche nur 
beschränkt Besuch erhalten und sich weder über Briefe noch im 
Gespräch frei äußern kann, hat er nur noch eine einqeschränkte 

Entscheidungsmöglichkeit. 

Weniger die innere Motivation, über die persönlichen Probleme 
zu sprechen, 
die Ursache 

dürfte beim juqendlichen Untersuchunqsqefanqenen 
für die Teilnahme am Gruppenqespräch sein als 

vielmehr die Erwartunq, dadurch für sich positive Konsequenzen 
zu erlanoen. So wurde von den Juqendlichen an die Berater 
häufiqer der Wunsch heranqetraqen, daß sie Einfluß nehmen 
sollten auf Haftprüfunoen oder auf eine bevorstehende Haupt-
verhandl unq; auch Aufforderunoen, Briefe weiterzuleiten oder 
Ziqaretten bzw. Alkohol von außen mitzubrinqen wurden häufioer 
geäußert. In bezug auf solche Anliegen ist es für externe 
Berater unabdinqbar, klar Stellung zu beziehen und den Juqend-
lichen an Vollzugsbeamte oder Sozialarbeiter zu verweisen. 

In der therapeutischen Gruppensituation selbst entstand zu 
Beginn der Gesprächsrunde des öfteren Schweigen und Ratlosig-
keit, über was eigentlich qesprochen werden sollte (vgl. un-
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ten). In solchen Situationen wurde von den Juqendlichen immer 
wieder der Wunsch qeäußert, ein Thema vorzugeben und das Ge-
spräch zu leiten und zu strukturieren. Solche Ansprüche kenn-
zeichnen besondere Probleme des Arbeitsfeldes und machen ein 
darauf abgestimmtes Reagieren des Beraters erforderl i eh ( vol. 
unten). 

5.3 Typische Gesprächsverläufe 

Entsprechend der Vielfalt der verschiedenen Einflußgrößen auf 
die therapeutischen Gruppengespräche in der Juqenduntersu-
chungshaft entsteht zwangsläufig eine große Variabilität im 
Verlauf der Gespräche. So ist der Gesprächsverlauf sehr stark 
abhängig, teilweise von den Interventionen einzelner Jugendli-
cher, aber auch von der Gruppenzusammensetzung und von besonde-
ren aktuellen Ereignissen, wie Verurteilungen, Ausbruchsversu-
chen und dergleichen, die den Gleichlauf und die Langeweile 
des Untersuchungshaftall taqs unterbrechen. Derartige Einfluß-
größen werden in der Themenwahl, dem Grad der Beteiligung der 
Gruppenteilnehmer, im Gesprächsklima und auch im Ausmaß der 
möglichen Selbstauseinandersetzung der Jugendlichen deutlich 
sichtbar. 

Bei den meisten Gruppenqesprächen handelte es sich entspre-
chend dem starken Wechsel der Voraussetzunqen und der Gruppen-
teilnehmer um Gesprächsverläufe mit starkem und manchmal hek-
tischem Themen- und Klimawechsel. Es entstand dann in der 
Regel nicht die Kontinuität, die für intensivere Formen der 
Selbstauseinandersetzung notwendig ist, meist wurden aber in 
die an sachlichen Themen orientierten Gespräche, auch Selbst-
auseinandersetzungsanteile eingebracht. Häufiger resultierte 
aus solchen Gesprächsverläufen bei einzelnen Teilnehmern auch 
der Wunsch nach zusätzlichen Einzelgesprächen. 

Nur in Ausnahmefällen bei gleicher Gruppenzusammensetzung über 
längere Zeit und einem qewissen Vertrautheitsgrad entstand ein 
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Gesprächsklima, das den Gruppenteilnehmern die Sicherheit zur 
offenen Selbstauseinandersetzung vermittelte. Aus solchen Ge-
sprächsverläufen ergab sich verschiedentlich der Wunsch nach 
einer Fortsetzung der therapeutischen Gespräche auch nach der 
Entlassung aus der Untersuchungshaft (s.o. l. In einzelnen Fäl-
len entstanden daraus therapeutische Kontakte über längere 
Zeit, andere Jugendliche meldeten sich oft nach längerer Zeit 
nach Haftentlassung in Notlagen oder persönlichen Krisen bei 
den therapeutischen Beratern des WI-JHW. 

5.4 Zusätzliche Therapeuten-Interventionen 

Die Lebenssituation der jungen Untersuchungsgefangenen ist wie 
kaum eine andere durch Einschränkungen im motorischen, sozia-
len und materiellen Bereich gekennzeichnet (s.o. l. Die Entwick-
lungs- und Entfaltungsmöglichkeiten der Jugendlichen sind un-
ter diesen Bedingungen extrem reduziert. Dies und die in der 
Regel außerordentlich belastende Vergangenheit sowie die feh-
lende Zukunftsperspektive unterscheidet die Lage des jungen 
Untersuchungsgefangenen sehr deutlich von der des psycho-neuro-
tisch belasteten Menschen, dessen Probleme weitgehend in 
seiner eigenen Erlebnisverarbeitung und in seinen unzuläng-
lichen Konfliktbewältigungsmöglichkeiten bestehen und der von 
sich aus eigener Motivation ein Behandlungs- oder Beratungsan-
gebot sucht. Solche Unterschiede in der Ausgangssituation las-
sen es sinnvoll und notwendig erscheinen, über die Gestaltung 
der therapeutischen Gesprächssituation in der Haftanstalt nach-
zudenken und etwaige Veränderungen des klassischen aesprächs-
psychotherapeutischen Vorgehens ins Auge zu fassen. Qie prakti-
schen Erfahrungen im vorliegenden Behandlungsforschunasprojekt 
legen nach unseren Erfahrungen Weiteru_nqen im therapeutischen 
Instrumentarium über die klassischen GT-Variablen hinaus nahe. 
Solche Veränderungen scheinen uns erforderlich, um die Grundbe-
dingung für therapeutische Lernprozesse, die Angstfreiheit des 
Klienten, auch nur annähernd herstellen zu können. Die hier 
mitgeteilten Erfahrungen decken sich teilweise mit Vorschlä-
gen, die in letzter Zeit von anderen Autoren aus ähnlichen 
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Arbeitsbereichen gemacht wurden (vgl. zusammenfassend Kury 
1986). 

Die Basisannahmen der Gesprächspsychotherapie über förderliche 
Therapeutenhaltungen - "einfühlendes, nichtwertendes Verste-
hen 11

, "Achtung-Wärme-Sorgen" und "Echt-sein, ohne Fassade 
sein , inneres Überein stimmen" sind mit einer etwas relati-
vierten Bedeutung der Skala "Einfühlendes, nichtwertendes Ver-
stehen" (vgl. den Beitrag von Deutschbein in diesem Band l, 
nach unseren Erfahrungen von sehr großer Bedeutung auch für 
die Arbeit mit jungen Untersuchungsgefangenen. Neben diesen 
klassischen Therapeuten-Variablen erscheinen uns aber im Nach-
hinein in der Arbeit mit sozial-auffälligen und benachteilig-
ten Klienten bei bestimmten Konstellationen weitere Zusatz-
annahmen hilfreich. Diese Zusatzannahmen können verstanden wer-
den als Hilfen zur Realisieruno einer im gesprächstherapeu-
tischen Sinne hilfreichen Beziehungssituation und als Anregun-
gen zur Sensibilisierung von Therapeuten für bestimmte Pro-
bl emstel 1 ungen in diesem Arbeitsbereich. 

Eine erste Zusatzannahme läßt sich nach einem Vorschlag von 
Jacobs u. Lohse (1978) als "additives Beraterverhalten" be-
zeichnen. Dieses erscheint dann angemessen, wenn in den Äuße-
rungen der Klienten nur ein geringer Grad an Emotionalität 
oder eine Tabui sierung von Emotionen zum Ausdruck kommt. Der 
Berater versucht in diesem Falle, Gefühle und Emotionen ergän-
zend hinzuzufügen, oder er geht auch auf Diskrepanzen zwischen 
verschiedenen Ausdrucksformen ein. Bei juncien Untersuchungs-
gefangenen sind oft schon in Einzelgesprächen sehr starke 
Äußerungshemmungen bezü9l i eh der eigenen Empfindungen und Ge-
fühle zu beobachten; diese Hemmungen steigern sich oft noch um 
ein erhebliches Maß in Gruppengesprächen, da ein unqeschrie-
benes soziales Gesetz in der Untersuchunoshaft besagt, daß man 
sich nicht schwach zeigen dürfe. nieses Klischee erleot dem 
Berater große Zurückhaltunq beim Ansprechen vermuteter Empfin-
dungen und Gefühle der Gruppenteilnehmer auf, da er sonst 
totale Zurückwei sunc:i provoziert und damit zu einem external en 
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Gesprächsverl auf in der Gruppe beiträgt. Trotzdem scheint es 

aber sinnvoll, Empfindungen und Gefühle in einem von den 
Gruppenmitgliedern akzeptierbaren Ausmaß einzubringen und da-
mit die Selbstauseinandersetzung der Gruppenteilnehmer zu för-

dern. 

Eine weitere Zusatzannahme betrifft die "aktive Beziehungs-

klärung" ( Jacobs u. Lohse 1978 l, die immer dann als angemessen 
angesehen wird, wenn sich Klienten distanzieren, auf ambivalen-
te Weise annähern, den Machtkampf mit dem Berater suchen oder 
Zweifel an dessen Kompetenz äußern. Gerade die Situation der 
Inhaftierung und die damit gegebenen Einschränkungen der Auto-
nomie des Klienten, machen 

Berater-Klient anzusprechen. 

es erforderlich, die Beziehung 

Der qenerel l hohe Grad an so-
zialer Abhänqi<:ikeit,. in der der junge Untersuchungsgefangene 
sich befindet, macht es notwendig, die abweichenden Bedingun-
gen im therapeuti sehen Kontakt zu behandeln und herauszustel-
1 en. 

Eine dritte Zusatzannahme bezieht sich auf die oft notwendig 

werdende "Klärung der Gesprächssituation", insbesondere im Um-

gang mit Klienten, die in ihrer Autonomie stark eingeschränkt 
sind sowie bei einem kombinierten Beraterauftrag. Mit diesem 
kombinierten Beraterauftrag ist gemeint, daß sich der Berater 
unter bestimmten Voraussetzungen nicht nur für eine Steigerung 
der Selbsthilfekräfte des Klienten verantwortlich fühlt, son-

dern auch für die Vermittlung oder Leistung konkreter Hilfe 

oder Unterstützung. Dies kann z.B. in der Untersuchungshaft 
notwendig werden, wenn ein Jugendlicher Probleme anspricht und 
den Wunsch nach Unterstützung äußert, und es unbillig wäre, 

ihm diesen Wunsch abzuschlagen. Nach Rücksprache mit den zu-
ständigen Stellen kann es dann z.B. sinnvoll sein, etwa mit 
dem Bewährungshelfer Kontakt aufzunehmen, einen Anwalt zu un-

terrichten oder abciebrochene Kontakte zur Familie oder Freun-
din zu vermitteln. Beim Einsatz solcher konkreter Hilfen soll-
te aber auf jeden Fall der damit verbundene Funktionswechsel 
des Beraters verdeutlicht werden, und es sollte durch den 
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Berater dem Jugendlichen klargemacht werden, wo für ihn die 
Grenzen zwi sehen Beratungskontakt und konkreter Hi lfestel 1 ung 
liegen und welchen Stellenwert er der einen oder anderen 
Vorgehensweise einräumt. Dies gibt sowohl dem Juqendlichen als 
auch dem Berater Klarheit und ist geeignet, insgeheime Funk-
tionsänderungen des Kontaktes zu vermeiden. 

Die vierte und letzte Zusatzannahme steht mit der soeben 
behandelten in Zusammenhang und 1 äßt sieh als "Ziel ori enti e-
rung der Gesprächsführung" umschreiben. Damit ist gemeint, daß 
es bei einer sich andeutenden Notwendigkeit zu konkreter Unter-
stützung sinnvoll ist, externale Gesprächsinhalte im Hinblick 
darauf zu strukturieren, daß 9eklärt wird, inwieweit viel-
leicht doch eigene Bewältigungsmöglichkeiten des Klienten da 
sind oder anderweitige Unterstützungsformen erschlossen werden 
können. Mit diesem Vorgehen kann es erleichtert werden, daß 
die Beratungskontakte nicht durch Wünsche nach konkreter Unter-
stützung überfrachtet werden und damit u.U. ein unbemerkter 
Funktionswandel der Gesprächskontakte eintritt. 

Die Einschätzung dieser Zusatzannahmen sollte auf jeden Fall 
berücksichtigen, daß diese - wie oben erwähnt - auf einer 
anderen Ebene lie9en als die gesprächspsychotherapeutischen 
Basisvariablen: Sie sind als Hilfen zur Ausdifferenzierunci des 
Therapeutenverhaltens im Sinne der GT-Annahmen über entwick-
lungsfördernde soziale Bedingungen in der Arbeit mit Personen, 
die unter starker Abhängigkeit stehen, gemeint. 

6. Auswirkungen der Gruppenqespräche 

Seit in der Freiburger Untersuchungshaftabteilunq für Juqend-
liche die Gruppengespräche stattfinden, sind deutliche Verän-
derungen im Miteinanderumgehen der Jugendlichen, in deren Ver-
halten gegenüber den Vollzugsbediensteten und in der Neigung 
zu Selbstbeschädigung mit teilweise suizidaler Komponente der 
Untersuchungsgefangenen zu verzeichnen. Der Kontakt unter den 
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Juqendlichen ist im Veqileich zu früher entspannter geworden, 
und es kommt in der Anstalt weniger oft zu qewaltsamen Ausein-
andersetzungen. Im Umqanq mit den Aufsichtsbeamten sind die 
Jugendlichen eher bereit, Konflikte und Spannunqen auf argumen-
tativem Wege zu lösen. Der Mut, Probleme anzusprechen und zu 
benennen, hat bei vielen der jungen Untersuchunqsqefangenen 
deutlich zugenommen. 

Suizidversuche sind im Vergleich zu früher zur absoluten Aus-
nahmeerscheinung geworden. Ebenso kommt es heute kaum mehr zu 
den früher häufiger zu beobachtenden Zellenzerstörungen. 

Nicht zu unterschätzen ist auch der im Verlauf der Gespräche 
zu beobachtende Abbau von Mißtrauen gegenüber psychol ogi sehen 
Gesprächen und gegenüber den externen Psychologen. Diese 
"Außenkontakte" bringen nicht nur Erleichterung, sondern bil-
den auch einen Belastungsfaktor in der sonst eher abgeschotte-
ten Untersuchungshaftsituation; trotzdem besteht bei den Ju-
gendlichen große Aufgeschlossenheit gegenüber den Gruppenge-
sprächen, die dazu geführt hat, daß diese Gespräche mittlerwei-
le zum festen Bestandteil des All tags der junqen llntersuchunqs-
qefangenen qeworden sind. Hier werden Kontakte herqestellt, 
auf die mancher Jugendliche - oft auch noch länqere Zeit nach 
seiner Entlassung - zurückkommt, indem er sieh ratsuchend an 
Mitarbeiter des Instituts des Freiburger Juqendhilfswerks 
wendet. 

Trotz dieser günstigen und ermutigenden Beqleiterscheinung 
kann und darf nicht übersehen werden, daß die Untersuchungs-
haftsituation auch in Freiburg bisher nicht im Sinne der 
Schaffung eines "therapeutischen Mili!;!US" umgestaltet werden 
konnte. Das bedeutet, daß die positiven Effekte therapeuti-
scher Gespräche durch die institutionellen Einflüsse kompen-
siert oder gar übertroffen werden. Als besonders beeinträchti-
gend sind hier zu nennen, die totale Versorgung der Juqend-
lichen, die sehr einengende organisatorische Abhängigkeit der 
Freiburger Untersuchungshaftabteilung von der Gesamtanstalt, 
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die inhumanen Bedinaungen im Sinne der räumlichen Voraussetzun-
gen, der fehlenden Beschäftiqungsmöqlichkeiten und der total 
reduzierten sozialen Kontakte. 

Ein therapeutischer Behandlungsansatz könnte erst dann seine 
eigentliche Wirksamkeit beweisen, wenn diese Bedingungen abge-
baut und eine humane Ausgangslage für die junqen Untersuchungs-
gefangenen aufgebaut wäre. Eine Änderung wäre hier vielfach 
ohne großen finanziellen Aufwand möglich. 
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1. Einleitung 

Die in diesem Beitrag vorgestellten Ergebnisse sind das Resul-
tat einer selbständigen Forschun<:1sarbeit, die im Gesamtrahmen 
des Behandlungsforschungsprojektes stattfand. Die vorqestel 1-
ten Daten entstammen einer eigenen empi ri sehen llntersuchunq, 
die im ersten Halbjahr 1979 stattfand. Ziel dieser Unter-
suchung war es, über die Untersuchunoshaftanstalten fLlr Juoend-
liche und Heranwachsende in Freibura, Mannheim und Pastatt 
"Hkoloqische Daten" zu oewinnen, die eine Einschätzunq der 
Therapieeraebnisse in der Freiburoer ll-Haftanstalt hinsicht-
lich möglicher Anstaltseffekte ermHqlichen wUrde lvol. ausfUhr-
lich Kury 19861. 

Die organisationsvergleichend anaeleate Untersuchuno sollte em-
pirisch gesicherte Erkenntnisse iiber das Maß der Verqleich-
barkeit der drei LI-Haft-Anstalten erbringen, wozu unterschied-
lichste Variablen mittels verschiedener Methoden erfaßt wur-
den. In der folgenden Abbildung 1 sind die verschiedenen Va-
riablenbereiche und die dazugehörenden theoretischen· BezUoe 
dargestellt. 

Zur Erfassung der Variablen wurden unterschi edl i ehe Methoden 
angewandt: Der gesamte Bereich der vorinstutionellen Variablen 
wurde mit einem dafür entwickelten Fraqeboqen erhoben. Die 
instutionellen Variablen wurden zum überwieqenrlen Teil mit der 
Methode der teilnehmenden Beobachtuno erfaßt, teilweise er-
qänzt durch Fraqeboqen und Interviews. 

Die Erfassunq der institutionellen Variablen erfolote auf 
einer objektiven und einer subjektiven Ebene, wobei mit erste-
rer Kontextvariablen 9emeint sind, die sich auf die rikolo-
qische Struktur der jeweiliqen Anstalt beziehen, wie z.B. 
demoqraphische Charakteristika (bauliche Anlaoe, GrnP-e, Aus-
stattungl, orqanisationsstrukturelle Charakteristika !Pro-
q ramme und Akt i v i täten , so z i a l e Oe p r i v a t i o n l und Merkmal e der 
Bezugspersonen (Interaktionen, Beziehunqenl. Die subjektive 
Ebene meint die Erhebung von Anstaltsmerkmalen, wie sie sich 

238 



N
 ,_,, '-"
 

A
bb

. 
1:

 
D

ar
st

el
lu

ng
 d

er
 

er
ho

be
ne

n 
V

ar
ia

bl
en

be
re

ic
he

 

Ze
itl

 i e
he

 
D

im
en

sio
n 

V
ar

ia
bl

en
be

re
ic

he
 

Fa
m

ili
är

e 
Sc

hu
lis

ch
-

In
st

it
ut

io
na

li
-

D
el

ik
t-

V
or

in
st

. 
So

zi
al

is
at

io
n 

be
ru

fl
ic

he
 

si
er

un
g 

st
ru

kt
ur

 
V

ar
ia

bl
en

 
Er

zi
eh

un
gs

-
So

zi
 a 

11
 sa

 ti
 on

 
(e

xt
ra

m
ur

al
er

 
pe

rs
on

en
 

B
er

ei
ch

) 
K

on
ta

kt
w

ec
hs

el
 

In
st

it
ut

io
n.

 
K

ol
le

kt
iv

es
 

A
kt

iv
itä

te
n 

In
te

ra
kt

io
n 

V
ar

ia
bl

en
 

Ze
itb

ud
ge

t 
In

ne
nk

on
ta

kt
e 

(i
nt

ra
m

ur
al

er
 

B
er

ei
ch

) 

A
ns

ta
lts

-
Se

lb
st

-
A

uß
en

ko
nt

ak
te

 
Zu

ku
nf

ts
pe

rs
pe

kt
iv

e 
kl 

im
a 

bi
ld

 

th
eo

re
ti

sc
he

r 
Be

zu
g 

So
zi

al
is

at
io

ns
-

th
eo

ri
e 

K
ul

tu
re

lle
 

O
be

rtr
ag

un
gs

-
th

eo
ri

e 

D
ep

ri
va

tio
ns

th
. 

D
ep

re
ss

io
n 

Pe
rs

ön
lic

hk
ei

ts
-

th
eo

ri
e 

St
ru

kt
ur

el
 1

-
fu

nk
tio

na
le

 
Th

eo
rie

 



im Verhalten und/oder Erl eben der Insassen ausdrücken. Dazu 
wurde ein Klimafraqeboqen entwickelt, durch den die Anstalts-
situation aus subjektiver Perspektive beschrieben werden kann. 
Erfaßt wurden in Anlehnung an Wenk u. Moos (19721 sowie 
Miller u. Dinitz (19731 drei wesentliche Umweltdimensionen, 
durch die Institutionen unterschiedlichster Art charakteri-
siert werden können: 

l. Interpersonelle Beziehungsdimensionen, 
2. Dimensionen, welche sich auf Förderungsmaßnahmen be-

ziehen und 
3. Dimensionen der Ordnunq und Kontrolle. 

Zur Relativierunq anstaltsinterner Bedinqunqen bzw. als Kon-
trollvariablen, durch welche Gruppenveraleiche ermöqlicht wer-
den, wurden zahlreiche vorinstitutionelle Variablen, die den 
soziokulturellen Hinterqrund der Insassen verdeutlichen, er-
hoben (z.B. Familienstruktur, Sanktionsbelastuna, friihere In-
stitutionalisierunqen etc. l. 

Natürlich kann die Gesamtuntersuchunq der Anstalten hier nicht 
in vollem Umfange wiederqeqeben werden. Es werden deshalb 
ausgewählte Ergebnisse vorgestellt, die in ihrer Gesamtheit 
eine Qualifizierung der Anstalten ermöglichen. Der Nachteil 
solch knapper summarischer Darstellungen liegt auf der Hand: 
Vieles, vor allem das methodische Vorqehen, sowie tiefer qehen-
d e t h eo r et i s c h e Er w ä q u n q e n kommen zwang s 1 ä u f i a zu kurz . Ei n e 
ausführliche Darstellung der gesamten Untersuchung findet sich 
bei Busch (1986). 

Zur Einschätzung der hier vielleicht teilweise als willkürlich 
erscheinenden Auswahl der Variablen, sowie zum besseren Ver-
ständnis der Gesamtuntersuchung, soll die fol qende Abbi ldunq 
dienen, in der die Abhänqigkeiten zwischen den einzelnen Va-
riablenkomplexen und damit ein Teil der theoretischen Annah-
men, wenn auch nur in sehr verkiirzter, kompri_mierter Form, 
aufqezeiqt sind. 
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Die Vorstellung der Daten qliedert sich in folqende Abschnitte: 

- Vergleich der Insassen und Anstalten mittels ausaesuch-
ter institutioneller und vorinstitutioneller Variablen 
(Fraqeboqenerhebunal. 

- Vergleich der U-Haft-Anstalten mittels institutioneller 
Variablen I Aussch l ußzeiten sowie Proqramme/Akt i vi täten, 
erhoben durch teilnehmende Beobachtuna\. 

- Ergebnisse der Anstaltsklima-llntersuchuna. 

- Zusammenfassunq. 

2. Vergl eich der Insassen und Anstalten mittels ausgesuchter 
institutioneller und vorinstitutioneller Variablen (Frage-
bogenerhebunql 

Mit der Fragebogenerhebung wurde eine Vielzahl von Variablen 
erfaßt, die sich einerseits um den sozio-demoqraphischen Hin-
tergrund der Probanden gruppieren lassen, und die andererseits 
die Bedingungen der Haftsituation in den einzelnen ll-Haftan-
stalten dokumentieren sollen. 

iiber die reine Deskription hinaus kommen der Erhebuna so viel-
fältiqer Daten noch weitere Aufaaben zu: 
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l. Durch den Veraleich der Sozialdatenldemooraphischen 
Daten soll Auskunft darüber qeaeben werden können, 
inwieweit die Insassen der verschiedenen II-Haftanstal-
ten vergleichbar sind bzw. ob sich die einzelnen Po-
pulationen in bestimmten Sozial i sat i onserf ahrunaen 
unterscheiden. 

2. Die Befragung zur Haftsituation soll zusätzlich Mate-
rial liefern zur Ergänzung der Daten aus der tei lneh-
menden Beobachtung sowie zu den Klima- und Selbstbild-
beschreibungen. 



3. Die durch die Fragebogenerhebunq gewonnenen Befunde 
ergänzen insgesamt die spärlichen Daten der offiziel-
len Vollzugsstatistiken und erweitern damit die Kennt-
nisse über Jugendliche und Heranwachsende in der 
U-Haft. Nicht zuletzt erhellen die Daten zur Haftsitua-
tion schlaglichtartig die Verhältnisse in der U-Haft 
aus der Sicht der Jugendlichen selbst. 

An dieser Stelle soll eine Übersicht über ausoesuchte Varia-
blen gegeben werden, die zum einen dem Bereich der vorinsti-
tutionellen Variablen, zum anderen dem der institutionellen 
Variablen zuzurechnen sind. 

Aus dem vorinstitutionellen Variablenbereich werden folgende 
Variablen-Schwerpunkte vorqestellt (Tabellen u. Graphiken 
dienen dabei zur Orientierunol: 

- Familiäre bzw. außer-familiäre Sozialisation, 
- Institutionalisierungen, 
- Kriminelle Karriere. 

Die Darstellung der institutionellen Variablen umfaßt hier 
folgende Bereiche: 

- Kontakte nach innen und außen, 
- Interaktionshäufigkeit, 
- Teilnahme und Zufriedenheit mit Angeboten, 
- Materielle Ausstattung, 
- Nachentlassunqssituation. 

In allen drei Anstalten befanden sich zum llntersuchunqszeit-
punkt insqesamt 91 Jugendliche (FR= 18; MA= 31; RA= 42l. 
Bis auf sechs ausländische Jugendliche (MA= 2; RA= 4), die 
kaum deutsch sprechen konnten, nahm die gesamte Population an 
der Untersuchung teil. Es stehen somit die Daten von 85 
Insassen zur Verfüqung. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß 
ein Jugendlicher in der Freiburoer Anstalt den Fraqeboqen 
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nicht vollständig ausfüllen konnte, so daß bei manchen Berech-
nungen die Gesamtgruppe N = 84 beträgt. Fehlende Werte werden 
mit "m.d." {missunq datal bezeichnet. Beim Veroleich der An-
stalten muß insbesondere bei der Berücksichtigung der Prozent-
zahlen daran gedacht werden, daß beispielsweise in der Freibur-
ger Anstalt aufgrund der niedrigen absoluten Zahlen ein Insas-
se fast 6 Prozentpunkte in der Verrechnung zugewiesen bekommt. 

2. l Vorinstitutionelle Variablen 

In der Altersverteilung zeigt sich eine tendenziell abweichen-
de Struktur innerhalb der Freiburger Anstalt, in der die Zahl 
der Jugendlichen um rund 10 Prozentpunkte erhöht ist. Dieses 
Ergebnis könnte als zufällig betrachtet werden, hätten sich in 
einer anderen Untersuchung, die sieh mit der Altersverteilung 
der innerhalb eines Jahres Inhaftierten befaßte (vgl. Busch 
1980, S. 354 f. l, nicht ähnl i ehe Befunde ergeben. Verglichen 
mit dieser Untersuchung lin Freiburg waren rund 50 % der 
innerhalb eines Jahres Inhaftierten Juqendlichel, deutet sich 
auch in der Relation von Jugendlichen und Heranwachsenden eine 
Verschiebung zugunsten der Heranwachsenden an. Dies zeigt der 
Vergleich mit den Prozentzahlen, wie sie in der Vollzugs-
statistik für alle Einsitzenden in der U-Haft ausqewiesen sind 
/Jugendliche 27,05 %; Heranwachsende 72,95 %\ (vql. Sta-
tistisches Bundesamt Wiesbaden 1978, S. 16). 

2.1 .l Merkmale familiärer Desorganisation 

Es wurden insgesamt vier Merkmale, die auf eine desoroani-
sierte Familienstruktur hinweisen, erhoben: 
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- Eltern leben nicht zusammen, 

- Wechsel der Bezugspersonen, 

- die bis zum 16. Lebensjahr bei den Eltern verbrachten 
Jahre und der 

- Verlustindex nach Eberhard {Eberhard 1969; Dillio 1976, 
S. 31 0 l. 



Abbildung 3: Altersverteilung nach Juqendlichen und Heranwach-
senden in den drei Untersuchunqshaftanstalten 
Freiburg, Mannheim und Rastatt 
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Die Befunde zur strukturellen Desorganisation der Familie 
(leibliche Eltern leben nicht zusammen) bestätiqen die Daten 
der Sozialstatistik (Kupke u. Kury 1978, S. 24: 44,6 % sind 
bis zum 14. Lebensjahr in einer unvollständigen Familie aufge-
wachsen), ebenso wie die Daten einer Stichprobe 512 männlicher 
junger Strafgefangener im Alter von 16 bis 24 Jahren (Blath, 
Di 11 i g u. Frey 1980, S. 75). Trotz der Verzerrung der Ver-
gl ei chssti chproben durch die unterschiedliche Altersarenze 
(mit zunehmendem Alter sinkt natürlich der Prozentsatz stru~tu-
rell vollständiqer Familien) weisen die Untersuchunaseraebnis-
se an jugendlichen Strafgefangenen und llntersuchunqshäftl inaen 
deutliche Unterschiede zu Verqleichsstichproben der Normal-
bevölkerung auf (vgl. dazu Bärsch, Gehrken u. Janowski 1976; 
Blath, Dillig u. Frey 1980, S. 75). 

Der Berechnung weiterer Störungsmerkmale lieqt der Gedanke 
zugrunde, daß die funktionale Desorganisiertheit der Familie 
auch Störungen im Bereich des emotionalen Erlebens und Empfin-
dens nach sich ziehen kann. So trägt ein häufiqer Wechsel der 
Bezugspersonen mit großer Wahrscheinlichkeit zu einer erheb-
1 ichen emotionalen Unsicherheit bei. "Unausgeqlichenheit, De-
pression, Schuldgefühle, manqelndes Selbstvertrauen und ge-
ringes Selbstwerterleben sind nicht selten die psycholoqischen 
Wirkungen von Verlusten für den Verlustträqer" (Hartmann 1961; 
zit. nach Blath, Dilliq u. Frey 1980, 5. 741. 

Die Jugendlichen in den drei llntersuchunqshaftanstalten unter-
scheiden sich nur geringfüqiq bei Betrachtunq der Mittelwerte 
der drei Jndi katoren: Wechsel der Bezuaspersonen - Jahre bei 
leiblichen Eltern - Verlustindex nach Eberhard, so daß heim 
Vergleich der Stichproben nach Anstalten von einem weitqehend 
homogenen familiären So z i a 1 i s a t i o n s h i_ n t e r g r u n d ausqeqanqen 
werden kann. 

Der Verlustindex nach Eberhard reduziert die Vielfalt der 
Störungsparameter in einem Sammelindex und operat i anal i si ert 
die psychologische Wirkung von Personenverlusten auf ein Indi-
viduum. 
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Die Annahme, die diesem Verlustindex zugrunde liegt, ist die, 
daß ein Personenverlust umso stärker psychologisch wirksam 
werden kann, je früher dieser Verlust im Leben einer Person 
eintritt, desto jünger diese Person zur fraglichen Zeit ist 
und je weniger Personen in der Familie zur Kompensation des 
Verlustes übrig bleiben. 

Die berechneten Indikatoren wurden vari anzanalyti sch ( Kruskal-
Wal l i s l überprüft; es ergaben sich zwischen den Gruppen keine 
statistisch signifikanten Unterschiede. 

Auch in anderen Hintergrundvariablen der Erziehung ergeben 
sich keine Unterschiede zwischen den Anstalten. Insqesamt be-
suchten 56,6 % der Jugendlichen einen Kindergar~en (Chi 2 

FR/MA/RA: n.s.) und 31,3 % der Jugendlichen waren bereits in 
einem Erziehungsheim untergebracht (Sozialstatistik 1978: 
45,05 %). Auch die Überprüfung der Heimaufenthalte mittels 
Chi 2-Test erbrachte kein signifikantes Ergebnis. 

2. 1.2 Institutionalisierungen 

Unter dem Begriff der Institutionalisierung soll die dauernde 
oder zeitweise Unterbringung der Jugendlichen in Organisa-
tionen wie Heimen, Untersuchunqshaftanstalten und Strafanstal-
ten verstanden werden. 

Die Institutionalisierung wurde für die verschiedenen Institu-
tionen durch die Zeitdauer der Unterbrinqunq operationali-
siert. Für jede Institutionalisierungsart wurden drei Kenn-
werte berechnet ( x, s, Z l. [)er Median Z, der die nach ihrer 
Größe geordnete Rangreihe der Meßwerte halbiert, liefert bei 
großer Varianz zusätzliche Informationen. 

Während die durchschnittlichen Untersuchungshaftzeiten bei den 
Insassen der Anstalten Freiburg und Mannheim relativ eng bei-
einander liegen, weicht die durchschnittliche Haftzeit der 
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Rastatter Insassen etwas ab. Es ist aber anzunehmen, daß diese 
Abweichung zufallsbedingt ist und daß sich bei mehrmaliger 
Stichprobenerhebung innerhalb eines Jahres eine weitgehende 
Angleichung ergeben würde. Bezogen auf al 1 e Jugendlichen be-
trägt die durchschnittliche Aufenthaltsdauer in der U-Haft 
72, 1 Tage. Die Verweildauer in der U-Haft entspricht nicht 
ganz der von mir an anderer Stelle beschriebenen durchschnitt-
1 ichen Verweildauer von Jugendlichen und Heranwachsenden in 
der U-Haft ( Busch 198D, S. 363 l, die dort bei 54 Tagen 1 ag. 
Diese Differenz ist auf die Nichtanwesenheit bzw. den Aus-
schluß nur kurz einsitzender Jugendlicher von der Untersuchung 
zurückzuführen. Da in den beiden Anstalten Mannheim und 
Rastatt jeweils 2 bis 3 Ju<:iendliche nicht an der Untersuchung 
teilnahmen, was nur durch die Kürze ihres Aufenthalts und ihr 
dementsprechend <:]eringes Interesse bedinot war, bestätiot sich 
erneut eine durchschnitt 1 i ehe Untersuchunoshaftzei t von etwas 
über 2 Monaten. Die weiter untersuchten Institutional isierun-
gen betreffen: 

1. die absolute LI-Haftzeit (U-Haft jetzt plus U-Haft 
früher), 

2. die absolute Inhaftierungszeit (absolute LI-Haftzeit 
plus Haftzeiten in Strafhaft), 

3. die gesamte Institutionalisierungszeit (absolute In-
haftierungszeit plus Heimzeiten). 

Trotz zum Tei 1 beträchtlicher Unterschiede bei den Mittelwer-
ten zeigen sich zwischen den Anstalten keine signifikanten 
Unterschiede (Varianzanalyse\. Die Sonderstellung der Jugend-
1 ichen in der Freibur<:ier Anstalt bei der qesamten Institutio-
nal isierungszeit ist auf 2 Juqendliche zurückzuführen, die 
sehr 1 ange Zeit im Heim unteq1ebracht waren, was sieh bei der 
geringen Fallzahl in Freibur<:i natürlich in einer deutlichen 
Erhöhung des Mittelwertes ausdrückt. Ein deutlicheres Bild 
über die Art der Verteilunci qibt der ~edian Z, der für die 
qesamte Population bei 4,5 Monaten liegt. 
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Tabelle 4: Verurteilungen zu einer Haftstrafe 

FR MA RA Gesamt 

abs. % abs. % abs. % abs. % n 

JA 5 31. 3 12 41.4 11 28.9 28 33.7 

NEIN 11 68.7 17 58.6 27 71. 9 55 66.3 

Die Frage lautete, ob der Jugendliche schon einmal zu einer 
Haftstrafe verurtei 1 t worden ist. Wie aus der Beantwortung 
anderer Fragen hervorgegangen ist, machen die Jugendlichen 
keinen Unterschied zwischen einer Juciendstrafe und dem Zucht-
mittel des Jugendarrests (§ 16 JGG}. Die dort vorgenommene 
Differenzierung nach Freizeitarrest, Kurzarrest oder Dauer-
arrest läuft für die Jugendlichen unter dem Stichwort Haft, so 
daß die Ja-Antworten in Tabelle 4 nicht im Sinne einer länaer-
dauernden Haftstrafe zu verstehen sind. 
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2.1.3 "Kriminelle Karriere" 

Aus Tabelle 5 und der folgenden Tabelle 6 kann die kriminelle 
Vorbelastung der Jugendlichen in den verschiedenen Anstalten 
eingeschätzt werden. Die Gesamtzahl der Verurteilungen vari-
iert wie aus Tabelle 5 hervorgeht, nur geringfügig (24-26-271. 
Die hohe Zahl an Verurteilungen in Freiburg beruht aber haupt-
sächlich auf der Verhängung von Zuchtmitteln (§§ 13-16 JGGl, 
die aus der Verwarnung, der Ertei 1 ung von Auflagen und dem 
Jugendarrest bestehen. Berücksichtigt man, daß die 5 Insassen, 
die in Rastatt keine Angaben über die Art des Urtei 1 s gemacht 
haben, ebenfalls mit Zuchtmittel bestraft worden sind, zeigt 
sich doch eine weitgehende Übereinstimmung in der Verteilung 
der verhängten Sanktionen zwischen Freiburg und Rastatt, wäh-
rend in der Mannheimer Anstalt doch eindeutig die Sanktionen 
Freiheitsstrafe ohne Bewährung/mit Bewährung überwiegen. 

Tabelle 6: Anzahl bisheriger Verurteilungen der Jugendlichen 

Verurteilungs- FR MA RA 
häufigkeit abs. % abs. % abs. % 

D 5 29.5 10 37.0 17 44.7 

1 4 23.5 11 40.8 13 34.2 

2 4 23.5 3 11.1 5 13.1 

3 4 23.5 3 11.1 3 7.9 

Keine Angaben 0 2 0 

Tabelle 6 macht noch einmal deutlich, wie sich die Jugendli-
chen der Freiburger Anstalt in der Verurteilungshäufigkeit 
(von Obis 3) doch deutlich von den beiden anderen Anstalten 
abheben. Die Jugendlichen in Mannheim sind eindeutig am schwer-
sten sanktioniert worden (80,8 % dieser Juqendl ichen sind be-
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reits einmal zu Freiheitsstrafe mit oder ohne Bewährung verur-
teilt worden), während im Vergleich der drei Anstalten die 
Rastatter Jugendlichen sich hinsichtlich der Vorbelastung zwi-
schen Freiburg und Mannheim plazieren, insgesamt aber doch 
näher bei den Freiburger Jugendlichen liegen. 

2.2 Institutionelle Variablen 

Kontakte nach innen und außen. 

Die Außenbeziehungen wurden, zunächst durch einen Summenwert 
erfaßt, in welchen Beziehungen eingehen, die mehr oder weni~er 
ohne Zutun des Jugendlichen zustandekamen, also keine Kontakt-
aufnahmen, die aus der Anstalt aufgenommen wurden, beinhalten. 
In die Berechnung geht ein: Anzahl der Besuche, Anzahl erhal-
tener Telefongespräche (nicht vom Verteidiger, Gericht oder 
Bewährungshelfern). 

Abb. 7: Kennwerte der Außenbeziehungen in den drei U-Haft-An-
stalten 

x s z p 

FR 1 6.3 6.8 3.8 

MA 1 8.8 12.0 4.6 n.s. 

RA 1 7.9 8.3 4.5 

Ge-
samt 1 7.9 9.4 4.4 

Die Außenbeziehungen unterscheiden sich nicht signifikant in 
den drei Anstalten (Kruskal Wallis Varianzanalyse). 
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Auch in Versuchen der Aufrechterhaltunq von Beziehunqen nach 
außen, wie sie sich z.B. im Briefeschreiben ausdrücken, unter-
scheiden sich die Anstalten nicht siqnifikant voneinander. Bei 
durchschnittlich 17,1 von den Jugendlichen verschickten 
Briefen (FR = 9,9; MA 25,5; RA = 13,9) erqibt sich die hohe 
Briefzahl in Mannheim lediglich durch wenige Juqendliche, die 
aber insgesamt sehr viele Briefe geschrieben haben. 

In gleicher Weise verhält es sich bei der in die Variable 
"Außenbeziehungen" aufgenommenen Anzahl an Besuchen. Bei durch-
schnittlich 5,6 Besuchen zeigen sich zwischen den Anstalten 
nach der Überprüfung mittels des nicht parametrischen Kruskal-
Wallis-Tests ebenfalls keine Unterschiede. 

2.2.1 Kontakte innerhalb der Anstalt - Kommunikation 

Die weitgehende Beschränkung der Kontaktmöglichkeiten nach 
außen fördert die Bedeutung kommunikativer Voraänge innerhalb 
der Anstalten. Neben den weniqen Möglichkeiten zur Minderunq 
der sozialen Deprivation, wie sie z.B. durch Außenkontakte 
oder Teilnahme an Maßnahmen der Anstalt gegeben sind, sind die 
Möglichkeiten zur Kommunikation innerhalb der Anstalt die wohl 
hinsichtlich der Deprivation entscheidendsten Variablen. 

Kommunikation soll hier verstanden werden als Face-to-face-Kom-
munikation, die sich zwischen den Insassen einerseits und 
Insassen und Beamten andererseits abspielt. 

Die Kontakte der Insassen untereinander sind natürlich in 
erheblichem Maße vorstrukturiert durch die Art der Zellenbe-
legung, Aufschlußzeiten und den damit in Zusammenhanq stehen-
den Maßnahmen oder Programmen der Anstalt. 
Über die Aufschlußzeiten wurde an anderer Stelle berichtet. 
Die durch die Aufschlußzeiten bestimmte Ranqfolge der Anstal-
ten läßt erwarten, daß in Rastatt die meisten Interaktionen 
zwi sehen Beamten und Insassen stattfinden, gefolgt von der 
Mannheimer Anstalt, während Freiburg den letzten Platz einneh-
men müßte. 
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Trotz der durch die Aufschlußzeiten voraeqebenen 
Rahmenbedingungen zur Interaktion/Kommunikation 

allgemeinen 
ist diese 

natürlich auch abhängig van Persönlichkeitseigenschaften auf 
seiten der Beamten und der Insassen, so daß auch trotz vorqe-
gebenen Rahmens erhebliche Spielräume für individuelles Verhal-
ten gegeben sind. 

Abb. 8: Interaktionsdauer der Insassen mit dem Anstaltsleiter 

FR MA RA Ges. 

Min. Min. Min. Min. „ 6 1. 7 4 7. 3 22.3 
FR/MA-

4.9 6. 9 71. 7 53.2 RA* lft 

0.1 0.4 11. 0 . 3 

Die Anstalten Mannheim und Freiburq unterscheiden sich hoch-
signifikant von der Rastatter Anstalt (Kruskal-Wallis). Die 
Interaktionsdauer ist in der Rastatter U-Haftanstalt um ein 
Vielfaches länger als in den beiden anderen. 

Abb. 9: Tägliche Interaktionsdauer der Insassen mit den Beamten 

:~ FR MA RA Ges. 
e 

n 

Min. Min. Min. Min. p 

x 35.1 19. 7 57.5 39.8 MA-RA 

s 47.5 23.0 59.9 50. 1 ' ... 

z 10.2 10.2 40. 2 20. 4 
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Die Ergebnisse zeigen, daß die Aufschlußzeiten hinsichtlich 
der Interaktionsdauer nicht die hauptsächliche Rolle spielen, 
sondern daß andere Faktoren, wie z.B. Größe und Strukturiert-
heit der Anstalten sowie damit zusammenhängende Relationen von 
Insassen zu Beamten den Ausschlaci dafür geben, daß die in der 
Freiburger Anstalt eher als ungünstig anzusehenden Aufschlußbe-
di nqungen nicht verhindern, daß sowohl in der Interaktions-
dauer als auch in der Interaktionshäufiqkeit die Mannheimer 
Anstalt im Vergleich zur Freiburqer schlechter abschneidet, 
allerdings mit der Einschränkung, daß die Varianz sehr qroß 
ist. Die Mediane sind für Freiburq und Mannheim qleich. Siqni-
fikante Unterschiede zeiqen sich zwischen Mannheim und Rastatt 
( p < . 01 l. 

Abb. 10: Interaktionshäufigkeit zwischen Beamten und Insassen 
pro Tag 

%-Anteil der Insassen 

70 % 70 % 

50 % 50 % 

30 % 30 % 

F M R 

10 % 10 % 

Zahl der 
Gesprächs-

0 1-5 6-10 11 kontakte 
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2.2.2 Die Beurteilung der Gespräche 

Die Kommunikation zwischen den Jugendlichen und den verschie-
denen im Vollzuq tätigen Berufsgruppen ging in 83,3 % aller 
Fälle von den Gefangenen selbst aus, d.h., die Jugendlichen 
empfinden sich als Initiatoren der Gespräche. Die Gespräche 
werden zwar überwiegend a 1 s h i 1 frei eh empfunden, wobei offen-
b leiben muß in welcher Hinsicht, jedoch zeigt sich auch eine 
mißtrauische Einstellung zu den Gesprächen, die in der Erfah-
rung oder Befürchtung wurzelt, daß man nur "ausgehört" werden 
solle. Diese Befürchtung wird in Freiburg mit 30,8 % am mei-
sten geäußert, in Rastatt mit 10,5 % am wenigsten (MA 22,7 %). 

Deutliche Unterschiede gibt es zwischen den drei Anstalten, 
was die Teilnahme der Jugendlichen an einer offiziellen Ge-
sprächsgruppe angeht, sei sie jetzt durch einen Psychologen, 
Sozialarbeiter oder Beamten oder durch Außenstehende geleitet. 

In Frei b ur g nehmen insgesamt 8 7 , 5 % der Jugend 1 ich e n an so 1 c h 
einer Gruppe tei 1, während es in Mannheim und Rastatt nur 
44,4 % bzw. 42,1 % sind. 

Die als gering eingeschätzte empfundene Hilfeleistung für die 
Lösung individueller Probleme durch die Juqendlichen in Frei-
burg mag zunächst etwas verwundern. Bei den Gruppengesprächen 
handelt es sich fast ausschließlich um von _Diplom-Psychologen 
geleitete Gruppen. 

Die Intentionen dieser Gruppenarbeit liegen in der Aufarbei-
tung persönlicher Probleme aber auch in einer Aufarbeitung der 
während der Haft entstandenen Konflikte. Wie insgesamt aus der 
"teilnehmenden Beobachtung" und der Fragebogenerhebung hervor-
gegangen ist, weist die Freiburger Anstalt in zentralen Varia-
blen (Deprivation, materielle Ausstattung, Klima) gegenüber 
den beiden anderen Untersuchungshaftanstalten eine ungünstige-
re Plazierung auf. Diese schlechten Haftzustände wirken sich 
sehr nachtei 1 ig auf die therapeutischen Bemühungen aus, denn 
der angestaute und durchaus berechtigte Unmut sucht und findet 
in den Gesprächsgruppen ein wichtiges Ventil. 
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Abb. 11: Bewertung der Gesprächsgruppen 
empfundenen Hilfe bei der Lösung 
bleme der Jugendlichen 

Gesamt 
N=51 

JA 

45.1 % 

FR 
N=16 

JA 
19 % 

MA 
N=16 

JA 

63 % 

hinsichtlich 
persönlicher 

RA 
N=l9 

JA 

53 % 

der 
Pro-

Aus Zusatzitems kann entnommen werden, daß die Jugendlichen 
die Gesprächsgruppe als eine Instanz begreifen, in der sie 
Beschwerden und allgemeine Vollzugsprobleme vortra~en oder 
durch die sie Beamte oder Sozialarbeiter beeinflussen können. 
Die schlechten U-Haftbedingungen verhindern damit, daß die 
Juqendlichen in größerem Umfang zur eigenen "Problematik" vor-
dringen können. Vielmehr bestimmt der schlechte Kontext die 
Dynamik des Ablaufs der Gespräche. Es liegt nicht an den 
Themen, die in der Gruppe besprochen werden. Diese werden in 
Freiburg von fast 70 % der Teilnehmer als interessant beschrie-
ben (Mannheim 81 %; Rastatt 83 %) • Vielmehr basiert die nega-
tive Beurteilung der Gespräche auf der Annahme, daß persön-
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liehe Probleme primär Vollzugsprobleme sind und daß da keine 
Gesprächsgruppe helfen kann. Es wird geredet und nichts unter-
nommen, so das Urteil vieler Jugendlichen. Da in die vielen 
Gesprächsgruppen auch viel Hoffnung auf Veränderung mit ein-
geht, ist natürlich auch die Enttäuschung groß, daß sich tat-
sächlich so wenig verändern läßt. 

Daß dieses Urtei 1 über die Gesprächsgruppen ganz eng mit den 
allgemeinen Bedingungen in den jeweiligen Anstalten gesehen 
werden muß, zeigt auch die Beantwortung der Frage nach der 
Zufriedenheit mit der psychologischen Betreuung. Zufrieden 
waren 
waren 

in 
es 

Freiburg 
25,9 % und 

nur 7, 7 % der Jugendlichen, in Mannheim 
in Rastatt 37, 9 % • In Rastatt wurde das 

höchste Maß an Zufriedenheit ausgedrückt, obwohl es keinen 
Psychologen in der Anstalt gab. Dies zeigt deutlich das Ge-
wicht der all gemeinen Kontextbedingungen und erinnert sei nur 
noch einmal an die im Vergleich zu den anderen Anstalten sehr 
guten Bedingungen beim Aufschluß und in der Kommunikation in 
Rastatt. 

2.2.3 Freizeitangebote - Ausstattung 

Auf die Frage, ob sie das Freizeitangebot in der Anstalt für 
ausreichend hielten, antworteten mit Ja in 

Freiburg 
Mannheim 
Rastatt 

insgesamt 

11, 8 % 
13,8 % 
31 , 6 % 

21 ,4 % 

Diese Aussagen spiegeln sich auch wider in der Frage nach 
zusätzlichen Angeboten zur bestehenden Freizeit. 

In der Beantwortung der offen qestellten Fraqe unterscheiden 
sich die Anstalten Freiburg und Rastatt siqnifikant. Die ge-
äußerten Wünsche ließen sich in den folgenden Kateqorien zusam-
menfassen: 
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- länger Fernsehen (auch an Sonn- und Feiertagen), 
- mehr Sport, 
- Billard (war in allen drei Anstalten als Wunsch stark 

vertreten), 
- Bastelgruppen, 
- personelle und räumliche Verbesserungen, 
- allgemein mehr Freizeit (auch Umschluß). 

Abb. 12: Änderungswünsche und Freizeitangebotswünsche 

FR 
x s x 

3.1 2.8 1.3 

MA 

.8 

RA 
x 
.9 

Ges. 
x 

.7 1.5 1.6 FR-RA 

2.1 2.1 1.2 1.2 0.7 0.7 1.1 1.3 FR-RA 

p 

Als häufigste 
Billard) auf. 

Nennung trat der Wunsch nach mehr Sport (auch 
An zweiter Stelle steht der Wunsch nach mehr 

Fernsehen und zwar insbesondere an Wochenenden sowie Feier-
tagen. An dritter Stelle steht der mehr allgemeine Wunsch nach 
mehr Freizeit insgesamt. 
Im übrigen folgt die Verteilung der Wünsche nach mehr Freizeit 
durchaus den in den drei Anstalten vorherrschenden Defiziten; 
so wurde in Freiburg der Wunsch nach sportlicher Betätigung 
stärker zum Ausdruck gebracht als in den beiden anderen Anstal-
ten. In Freiburg wollen rund 53 % der Jugendlichen mehr Sport, 
in Mannheim rund 35 % und in Rastatt nur 16 %. Als Reaktion 
auf die schlechten räumlichen und personellen Zustände in 
Freiburg nannten dort auch rund 35 % der Juqendlichen den 
Wunsch nach Verbesserung dieser Zustände. Ebenfalls hoch ist 
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in Freiburg der Wunsch nach mehr Fernsehen (41 %), gefolgt von 
Mannheim mit rund 38 %. Die Wünsche nach mehr/anderer ~reizeit 
sind dagegen in Rastatt gleichmäßig über alle Möglichkeiten 
verteilt. 

Ein Vergleich der materiellen Ausstattung erbrachte unter Be-
rücksichtigung der Verfügbarkeit über Hausgeld, Schreibzeug, 
Radio, Schmuck, Armbanduhr (zu Tabak, Tee, Kaffee) sowie pri-
vater Kleidung einen signifikanten Unterschied zwischen der 
Freiburger und der Rastatter Anstalt. 

Abb. 13: Vergleich der erweiterten materiellen Ausstattung 
( Kruskal -Wall i s) 

x s z n 

FR 1 4.7 2.3 5.3 

MI\ 1 5.8 2.6 5.4 .. 
RA 1 6.0 1.8 6.1 

Ge- 1 5.6 2.2 5.6 
samt 

2.2.4 Zukünftige Situation (Belastungsindex) 

Mit dem Belastungsindex soll die momentane, konkrete Belastung 
der Jugendlichen erfaßt werden. Einbezogen in den Index sind 
auch Variablen, die sich nicht nur auf die U-Haft-Situation 
beziehen (Ausgang des Verfahrens, Verteidiger vorhanden, noch 
ausstehende Bewährung), sondern die die Nachentlassungszeit 
(Arbeitsplatz, Wohnung, Schulden, Beziehungen) mit einbezie-
hen. Je höher der Belastungsindex, desto schwieriger die "ob-
jektive" Situation des Jugendlichen. Im einzelnen gingen die 
folgenden Variablen mit jeweils einem Punkt in den Index ein: 
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1. Bewährungszeit noch nicht abgelaufen, 
2. im jetzigen Verfahren wird mit einer Verurteilung ge-

rechnet, 
3. kein Verteidiger vorhanden, 
4. kein Arbeitsplatz nach Entlassung vorhanden, 
5. keine Wohnung nach Entlassung vorhanden, 
6. Schulden nach Entlassunq, 
7. keine Beziehung nach Entlassunq. 

Abb. 14: Vergleich der Belastungsindizes (Kruskal-Wallisl 

' x s 7, n ---FR • 3.7 ,. 5 3.5 

w. • 4.1 1. 6 4.3 

RA 1 3.3 1. 3 3. 1 

Ge- • 3.6 ,. 5 3.4 
samt 

3. Vergleich der U-Haft-Anstalten mittels institutioneller 
Variablen (Ausschlußzeiten sowie Programme/Aktivitäten, er-
hoben durch teilnehmende Beobachtung) 

Der Zugang zur Operationalisierung der Variablen Deprivation 
in der U-Haftanstalt erfolgte methodisch Uber eine "teil-
nehmende Beobachtung". Das Ausmaß an Deprivation wurde von 
verschiedenen Autoren als die zentrale Variable zur Beschrei-
bung der Haftsituation angesehen (vgl. dazu Clemmer 1958 sowie 
die gesamte Prisonisierungsforschung; Opp 1979; Blath et al. 
1980; lerchenmUll er 1981; Ortmann 1985). Es wird davon ausge-
gangen, daß diese Deprivationen innerhalb einer Anstalt Wir-
kungsgrößen sind, die, mögen sie nun vom Betroffenen wahrge-
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nommen werden oder nicht, Erlebnis- und Verhaltensweisen der 
Inhaftierten strukturieren, d. h ., bestimmte Erl ebni swei sen und 
Verhaltenspotentiale begünstigen und andere ausschließen. Die 
institutionellen Bedingungen, die gleichsam die Deprivation 
konstituieren, sind sehr komplexe Stimuli, wie z.B. die orga-
nisationsstrukturellen Charakteristika (z.B. Kommunikations-
strukturen oder Belohnungssystemel, demographischen Charakteri-
stika der Institution (Größe und Ausstattunq l oder auch Merk-
male der Bezugspersonengruppe (Verhaltensweisen der Beamten, 
Verhaltenserwartungen unterschiedlicher Art an die Insassen 
von seiten verschiedener Personalgruppenl. 

Wenn die zentrale Haftvariable "Deprivation" mittels teilneh-
mender Beobachtung untersucht wurde, so deshalb, weil durch 
die Operationalisierung der Deprivation über die durchschnitt-
liche tägliche Ausschlußzeit einerseits die soziale Depriva-
tion für jede der drei Untersuchungshaftanstalten bestimmt 
werden konnte und andererseits ein Vergleich der Anstaltsakti-
vitäten (gleichzusetzen mit Sozialisationsangeboten) möglich 
wurde. 

Die Wahl der Methode der tei ]nehmenden Beobachtung als metho-
dischem Zugang zur Erfassung der Deprivation in den Anstalten 
verdankt sich weniger der etwas enthusiastischen Charakteri-
sierung dieser wissenschaftlichen Methode etwa durch Becker 
und Geer (1969), als vielmehr einem erhofften Zugewinn an 
Informationen, welcher durch diese Methode qewonnen wird. Teil-
nehmende Beobachtung (von Cranach u. Frenz 1969, S. 322; 
Friedrichs u. Lüdtke 19731 liefert wesentliche Informationen, 
die durch andere Forschungsansätze nicht zu erhalten sind 
(Kaiser 1977, S. 42), was auch einige der neueren Untersu-
chungen über Strafanstalten, Insassen oder ablaufende Prozesse 
im Gefängnis deutlich machen (vgl. dazu Müller-Dietz 1976). 

Als ein Ziel der teilnehmenden Beobachtung wurde formuliert, 
die soziale Deprivation der jugendlichen Untersuchungshäft-
linge zu untersuchen. Die soziale Deprivation der Jugendlichen 
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wurde operationalisiert über die zeitliche Aufenthaltsdauer, 
die außerhalb der Zelle verbracht worden ist. Durch diese 
Definition wurde sowohl das Beobachtunqsfeld als auch die 
Beobachtungseinheit definiert. Der räumliche und soziale Be-
reich des Beobachtunqsfeldes wurde von der jewei 1 iqen Unter-
suchungshaftanstalt 
Grad an Offenheit 

qebildet, die sich durch einen minimalen 
auszeichnet. Als Beobachtunqseinheit wurde 

ein relativ komplexes Merkmal gewählt, nämlich die Aufenthalts-
dauer einzelner Insassen oder Insassengruppen außerhalb der 
Zelle. Durch die Wahl dieser Beobachtunqseinheiten konnten 
einerseits die Aktivitäten der Anstalt auf die verschiedenen 
Dimensionen wie Förderung, Ent 1 assungsvorberei tung, emotionale 
Hilfestellung oder pädagogische Gestaltung operationalisiert 
werden. Andererseits wurde dadurch die soziale und sensorische 
Deprivation innerhalb der Zelle beschrieben. Durch diese Art 
des Vorgehens wurden durch die Registrierung einer Beobach-
tungseinheit zwei voneinander abhängige Prozesse untersucht. 
Einerseits werden Art und Umfang der außerhalb der Zel 1 e ver-
brachten Aktivitäten festgehalten und in Abhängiqkeit davon 
auch die Zeit, welche die Insassen auf ihrer Zelle verbracht 
haben. 

Das zur Messung angewandte Verfahren der Zeitbudqet-Registrie-
rung kann gekennzeichnet werden als ein globaler Sammelbegriff 
unterschiedlicher Methoden zur deskriptiven Protokollierunq 
der Verhaltensaktivitäten von Personen oder Personengruppen 
innerhalb eines bestimmten Zeitintervalls (vgl. Sorokin u. 
Berger 1939; Paul ei khoff 1960; Thomae 1968). In unserem Fal 1 e 
handelt es sich um ein kollektives Zeitbudqet, wobei sich das 
Interesse auf das durch die Institution Untersuchungshaft-
anstalt gesteuerte Verhalten der Insassengruppen sowie Ablauf 
und Veränderung solcher Anstaltsaktivitäten richtet. "Unter 
dieser Perspektive geht es prinzipiell um die Effekte unter-
schiedlicher Environments auf die Charakteristika der Zeit-
verausgabung von Personen bzw. Gruppen, die sich in diesen 
Umgebungen aufhalten. Umgebungen in diesem Sinne können etwa 
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sein: Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung oder indu-
strieller Entwicklung, Wohnumgebungen, Subkulturen, Institu-
tionen und Organisationen unterschiedlicher Art o.ä. In diesem 
Zusammenhang werden in der Regel Mittelwerte der in der Umge-
bung spezifisch verausgabten Zeit für bestimmte Tätigkeiten 
einander gegenübergestellt und die beobachteten Unterschiede 
als Auswirkungen von Merkmalen der thematisierten Environments 
erklärt" (Breuer 1980, S. 7). 

3.1 Ausschlußzeiten der Jugendlichen und Heranwachsenden in 
den drei Untersuchungshaftanstalten (kollektives Zeit-
budget) 

Als Ausschlußzeiten wurde diejenige Zeit definiert, in der 
sich ein oder mehrere Gefangene außerhalb der Zelle befanden. 
Die außerhalb der Zelle verbrachte Zeit wurde mit der Personen-
anzahl multipliziert. Auf diese Weise erhielt man für jede 
Aktivität und für jeden Tag ein kollektives Zeitbudget, dessen 
Verlauf übPr den Beobachtungszeitraum dargestellt werden kann. 

Die Aufenthaltsdauer des Untersuchers im Rahmen der teilnehmen-
den Beobachtung in den drei U-Haftanstalten Freiburg, Mannheim 
und Rastatt war insgesamt 91 Tage. An insgesamt 84 Tagen wur-
den in den drei Untersuchungshaftanstalten Beobachtungsproto-
kolle angefertigt. Die restlichen 7 Tage wurden zur Durchfüh-
rung von Interviews und Fragebogenerhebungen benötigt. Von den 
84 Beobachtungstagen entfielen auf die Freiburger U-Haft 30 
Tage, auf die Mannheimer Untersuchungshaft ebenfalls 30 Tage 
und auf die Rastatter U-Haft 24 Tage. 

Zur Berechnung des Zeitbudgets wurden die Beobachtungszeit-
räume hinsichtlich ihres zeitlichen Umfanges und hinsichtlich 
der Verteilung von Werktagen, Wochen~nden und Feiertagen paral-
lelisiert. 

Die beiden Becbc.chtungszeiträume in Freiburg und in Mannheim 
wurden d,,bei dem Beobachtur.gszeitraum von Rastatt angepaßt. 
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Dies wurde dadurch möglich, daß für Freiburq und für Mannheim 
l änqere Zeiträume zur Verfügunq standen. Da in Rastatt insge-
samt 24 Tage lang beobachtet werden konnte, wurden die Beob-
achtungszei träume der beiden anderen Anstalten der Rastatter 
Zeit angepaßt. An die Stelle des in Rastatt auftretenden Feier-
taqes wurden in Freiburg und in Mannheim Wochenendtaqe einge-
setzt, da diese hinsichtlich der Anstaltsaktivitäten einem 
Feiertag entsprechen. 

Wie aus der folgenden Graphik ersichtlich wird, beginnt die 
Berechnung des Zeitbudgets für alle Angehöriqen mit einem 
Mittwoch und endet mit einem Freitag. In die Berechnung gehen 
somit 17 Werktage, drei Wochenenden (Samstag und Sonntag) und 
ein Feiertag mit ein. 

Abb. 15: Untersuchungszeitraum in den drei U-Haftanstal ten 
Freiburq, Mannheim und Rastatt (F = Feiertag) 

f 24 Tage t 
1 1 1 ""' l"P'I VI ""' 1 

• • • • MI so so F so 

An einem Beispiel soll nun die Berechnung des Zeitbudgets 
aufgezeigt werden. 

Durch die Multiplikation der außerhalb der Zelle verbrachten 
Zeit mit der Personenanzahl erhielt man für jede Aktivität und 
für jeden Tag ein kollektives Zeitbudget, dessen Verlauf über 
den Beobachtungszeitraum dargestellt werden kann. An einem 
Beispiel aus der Freiburger Anstalt soll die Vorgehensweise 
noch einmal anschaulich demonstriert werden. Das Beispiel 
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zeigt die Berechnung der durchschnittlichen Ausschlußzeit 
eines Tages, ohne die Miteinbeziehung von Umschluß und Haus-
arbeitsaktivitäten bei einem Stand von 14 Personen. 

Tabelle 16: Beispiel für die Berechnung der Ausschlußzeiten 

Aktivität Teilnehmerzahl Dauer in Min. Ausschlu0zeit 
'n M.;n 

Hofgang 6 30 180 

Gruppen ver- 7 70 490 
anstaltung 6 75 450 

Freizeit 12 11 0 1330 

Summe 24 50 

Wie aus der Tabelle 16 ersichtlich wird, ergibt sich eine Aus-
schlußzeit von 2.450 Minuten. Durch Division dieser Summe 
durch die Anzahl der Insassen des jeweiligen Tages ergibt sich 
eine durchschnittliche Ausschlußzeit, die das kollektive Zeit-
budget repräsentiert, sich somit nicht auf eine Einzelperson 
bezieht. Dies bedeutet, daß z.B. ein Insasse nur sehr kurz 
oder gar nicht aus der Zelle herauskommen kann, während ein 
anderer alle angebotenen Aktivitäten ausgenutzt hat. So sind 
in dieser durchschnittlichen täglichen Ausschlußzeit zwar 
durchaus Informationen über Individuen enthalten, in der Haupt-
sache wird aber dadurch die Aktivität der Anstalt charakteri-
siert. Durch die Summierung dieser durchschnittlichen täg-
1 ichen Ausschlußzeiten über den Zeitraum von 24 Taqen und die 
anschließende Division dieser Summe durch die Anzahl der Taqe 
errechnet sich die endgültiqe durchschnittliche Ausschlußzeit 
für die einzelnen Anstalten. 

Betrachtet man Abb. 15, so sieht man, daß es aus dieser Art 
der Beobachtung noch eine andere Möglichkeit der Auswertung 
gibt. Jede von der Anstalt durchgeführte Aktivität kann ein-
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zeln ausgewertet werden und damit auch ihr Anteil an der 
Gesamtaktivität festgestellt werden. Somit lassen sich die 
drei Untersuchungshaftanstalten hinsichtlich ihrer An<Jebo-
te/Programme bzw. verschiedener Aktivitätsschwerpunkte ver-
gleichen. 

Die folgende Tabelle ·zeigt Mittelwerte und Standardabweichun-
gen in Minuten, wie sie für die drei Anstalten berechnet wor-
den sind. 

Tabelle 17: Durchschnittliche tägliche Ausschlußzeit pro In-
sasse (in Minuten) 

(J Tägliche Ausschlußzeit (J Tägliche Ausschlußzeit 
pro Insasse (mit Umschluß) pro Insasse (ohne Umschluß 

und Schänzer) 

Anstalt M s Anstalt M s 

FR 263.9 83.9 FR 131.1 43.9 

MA 313.1 65.5 MA 207.9 99.4 

RA 351.2 47.7 RA 241. 9 122.1 

Wie aus Tabelle 17 ersichtlich ist, wurde die durchschnitt-
liche Ausschlußzeit zweimal berechnet. Die linke Seite der 
Tabelle zeigt die Ausschlußzeit, in deren Berechnung die Um-
schlußzeiten mit eingegangen sind. Umschluß bedeutet, daß für 
einen bestimmten Zeitraum sich ein oder mehrere Gefangene 
zusammen auf eine Zelle einschließen lassen, so daß damit der 
Monotonie der Einzelzelle oder auch den Spannungen der Gemein-
schaftszelle entgangen werden kann. Allerdings findet dieser 
Umschluß nicht auf individuellen Wunsch hin statt, sondern ist 
institutionell geregelt. Es handelt sich also nicht im eigent-
lichen Sinne um einen Ausschluß aus der Zelle. Dennoch kann 
diese Maßnahme als eine Art Freizeitaktivität betrachtet wer-
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den. Es zeigt sich, daß Freiburg die niedrigste Ausschlußzeit 
hat, Mannheim durchschnitt 1 i eh um, rund 50 Minuten höher 1 i egt 
und Rastatt auf fast 6 Stunden durchschnittlicher täglicher 
Ausschlußzeit kommt. 

Berechnet man das kollektive Zeitbudget ohne die Umschlußzei-
ten und die Zeiten, welche die Schänzer (Hausarbeiter) außer-
halb der Zelle verbringen, so ergibt sich ein erheblich ande-
res Bild (vgl. rechte Seite von Tabelle 17). Die Schänzer 
bewirken insofern eine ziemlich starke Verzerrung der Aus-
schlußzeiten, weil sich relativ wenige Personen (2 bis 3 in 
Freiburg, 4 in Rastatt, 5 bis 7 in Mannheim) im Verhältnis zu 
den anderen Jugendlichen sehr lange außerhalb der Zelle befin-
den. So ist z.B. bei Weglassung der Werte für die Schänzer die 
durchschnittliche tägliche Ausschlußzeit in Freiburg um über 
50 % zurückgegangen. Auch die Ausschlußzeiten in den Anstalten 
Mannheim und Rastatt gehen erheblich zurück, allerdings nicht 
ir, dem Maße wie in Freiburg. 

Die errechneten Mittelwerte und das Verhältnis zwischen Aus-
schluß- und Einschlußzeiten gehen noch eindrucksvoller aus 
Abb. 18 hervor. 

Jeder Kreis symbolisiert einen ganzen Tag mit 24 Stunden. Das 
weiße Segment stellt die für jede Anstalt errechnete durch-
schnittliche tägliche Ausschlußzeit pro Insasse dar. 

Wie schon aus den Zahlen ersichtlich, hat Rastatt eine fast 
doppelt so lange Ausschlußzeit wie Freiburg, während Mannheim 
einen Mittelplatz einnimmt. 
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Abb. 18: Durchschnitt liehe täql i ehe Au„ schl ußzeit pro Insasse 
(ohne Umschluß- und s·chänzerzeiten l 

tägliche Au~schlußzeit pro 
Insasse (ohn~ Umschluß und 

Ad 
11\.u.;schluß Einschluß 

Au,schluß FR: 2 Std. 11 Min. Au·,schluß RA: 4 Std. 1 Min. 
Au,schluß MA: 3 Std. 27 Min. 

3.2 Verlauf der durchschnittlichen täglichen Ausschlußzeiten 
in den drei Untersuchungshaftanstalten Freiburg, Mannheim 
und Rastatt 

Die nun folgenden Graphiken (Abb. 19-21) zeigen für jede der 
drei Anstalten getrennt den Verlauf der durchschnittlichen 
täglichen Ausschlußzeiten über den Beobachtungszeitraum hin-
weg. Aufgeführt sind jeweils zwei Kurven, wobei in der durchge-
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zogenen Kurve die 
darunter liegende 

Umschlußzeiten enthalten sind, während die 
Kurve immer die Aussch l ußzeiten ohne Um-

schlußzeiten und Schänzerzeiten aufzeigen. 

Abb. 19: Durchschnittliche tägliche Ausschlußzeiten pro Insas-
se in Freiburg 
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Abb. 20: Durchschnittliche tägliche Ausschlußzeiten pro Insas-
se in Mannheim 
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Bei Betrachtunq der Kurvenverläufe in den drei Anstalten fällt 

auf, daß es bei Berechnunq ohne Umschluß und Schänzerzeiten am 

Wochenende zu starken Einbrüchen in den Anstalten kommt. Dies 

ist in allen drei Anstalten der Fall. Aus dieser Beobachtuna 

kann der Schluß aezoqen werden, daß die soziale Deprivation am 

Wochenende am größten ist. Was schon bei den Mittelwerten 

ersichtlich wurde, spieqelt sich auch hier im zeitlichen Ver-

lauf wider. Die durchgezoqene Kurve (mit Umschlußl verläuft 

z.B. in Rastatt auf relativ hohem Niveau. Mannheim erreicht 

zwar Spitzenwerte, die Kurve fällt jedoch dann immer wieder 

sehr stark ab. Die durchqezoqene Kurve in Frei burq verläuft 
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insgesamt auf niedrigerem Niveau und hat ebenfalls nach Spit-
zenwerten starke Einbrüche zu verzeichnen. Im Unterschied zu 
den zwei Wochenendtiefpunkten in den Anstalten Mannheim und 
Rastatt weist Freiburg immer nur einen Tiefpunkt am Wochenende 
auf. Dies ergibt sich aus dem Umstand, daß in Freiburg am 
Samstag im Freizeitbereich noch Aktivitäten stattfanden. Bei 
Betrachtung des Kurvenverlaufs ohne Umschluß und Schänzer in 
Freiburg wird 
läuft, so daß 

ersichtlich, wie tief insgesamt die 
ein weiteres Absinken schon fast 

vorstellbar ist. 

Kurve 
nicht 

ver-
mehr 

Abb. 21: Durchschnittliche tägliche Ausschlußzeiten pro Insas-
se in Rastatt 

MINUTEN 
500 

400 

300 

200 

100 

272 

0 tägliche Ausschlußzeit in Rastatt (pro Insasse) 

•. 
'•, 

, 
' ., , . . , 
• 1 i I 

1 ' 1 I 
. , 1 ' 1 I l..i ' 4-..I 

·--
TAGE 



3.3 Einzelne Anstaltsaktivitäten und ihr Anteil an der Ge-
samtausschlußzeit 

Die gesamte Aktivität einer Anstalt kann in folqende Aktivi-
tätsbereiche eingeteilt werden: Hofganq, Umschluß, Arbeit, 
Unterricht, Film/TV, Gruppe, Freizeit, Sport, Hausarbei-
ter/Schänzer, Duschen, Sonstiqes. Erläuterungen zu den einzel-
nen Aktivitätsbereichen scheinen insbesondere für die Bereiche 
Gruppe, Freizeit, Sport und Sonstiges notwendig zu sein. 

Unter Gruppe wurden alle Aktivitäten erfaßt, in denen ein 
Gruppenleiter (Psychologe, Sozialarbeiter, Soziologe, Pfarrer) 
mit mehreren jugendlichen Insassen zusammen war. Schulischer 
Unterricht wurde gesondert erfaßt. Unter der Rubrik Frei zeit 
s i n d a 11 e Akt i v it ä t e n zusammengefaßt , i n denen d i e Jugend l i -
chen mehr oder weniger tun und lassen konnten, was sie wollten 
und keiner direkten Anleitunci unterstanden. So fällt unter 
diese Freizeit z.B. auch das Tischtennisspiel innerhalb der 
Anstalten Freiburci und Rastatt. Solche mehr oder wenioer unor-
ganisierten Freizeiten qab es in Mannheim nicht. Dort fiel das 
Tischtennisspiel in den Aktivitätsbereich Sport, das bedeutet 
auch die Anwesenheit eines Beamten. Unter der Rubrik Sonstiqes 
wurden ganz unterschiedliche Aktivitäten zusammenoefaßt, wie 
z.B. Kirchgang, Hausreinigung, Haareschneiden, Bettwäsche- und 
Büchertausch. 

Die Summierung der auf jede Aktivität entfallenden Ausschluß-
minuten ergibt für jede Anstalt eine Gesamtausschlußzeit, wie 
aus der fo l gen den Tabe 11 e 2 2 er s _i c h t l i c h w i r d . Zu beachten 
ist, daß durch die unterschiedlichen Insassenzahlen zunächst 
kein direkter Vergleich zwischen den Anstalten möqlich ist. 
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Tabelle 22: Gesamtausschlußzeit in Minuten im Zeitraum von 24 
Tagen 

------- FR MA RA 

Mit Umschluß 98.690 223.255 383.820 

Ohne Umschluß 68.310 157.215 305.820 

Die Gesamtausschlußzeit wurde zweimal berechnet, und zwar mit 
Umschluß und ohne Umschluß. Wie aus den nachfoloenden inte-
grierten Tabellen und 
Umschlußzeit in den 

Graphiken ersichtlich wird, macht die 
einzelnen Anstalten einen unterschied-

liehen prozentualen Anteil an der Gesamtaktivität aus. 

Ein Vergleich der drei Anstalten hinsichtlich dieser verschie-
denen Aktivitäten läßt sich in fünf Punkten zusammenfassen: 
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l. Nur in Rastatt wird allen Aktivitäten nachgegangen, 
wenngleich auch der Anteil von Gruppenaktivitäten 
äußerst gering ist. Sowohl Mannheim (Unterricht und 
Sport) als auch Freiburg (Arbeit und Sport) weisen in 
jeweils zwei Aktivitätsbereichen keine Aktivität aus. 

2. Während sowohl in Freiburg als auch in Mannheim ca. 
30 % der Gesamtaktivität auf den Umschluß entfallen, 
beträgt dieser Anteil in Rastatt nur rund 20 %. 

3. Während in Mannheim und in Freiburo ein großer Pro-
zentsatz der Gesamtaktivität auf die Bereiche Umschluß 
und Arbeit bzw. Umschluß und Schänzer entfällt, ist 
der prozentuale Anteil der verschiedenen Aktivitäten 
in Rastatt ausgeglichener. 



Abb. 23: rrozentualer Antei 1 der einzelnen Aktivitäten an der 
Gesamtausschlußzeit sowie die durchschnittliche pro-
zentuale Teilnahme der Insassen in der II-Haftanstalt 
Freiburq 

U-Haft Freiburg 

Aktivitäten 0 Teilnahme Anteil an Ge-
d. Insassen samtaktivität 

in X 
Hof an 59,9 9,0 
Umschluß 93 ,6 30,8 
Arbeit 

Unterricht 52,0 0,9 
Film/TV 85,4 9,4 

Grup e 77 ,7 6,9 
Freizeit 79,6 19,9 
Sport 

Schänzer 14,2 19,4 
Duschen 76 ,4 1,6 

Sonsti es 32 ,7 2,1 

4. Betrachtet man die Anstaltsarbeit nicht als erziehe-
rische Maßnahme oder gar als pädagogisches Treatment, 
so ist der prozentuale Anteil von Aktivitäten mit 
schulischer oder persönlicher Weiterbildung äußerst ge-
ring. 
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Abb. 24: Prozentualer Anteil der einzelnen Aktivitäten an der 
Gesamtausschlußzeit sowie die durchschnittliche pro-
zentuale Tei 1 nahme der Insassen in der U-Haftanstal t 
Mannheim 
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U-Haft Mannheim 
0 Teilnahme Anteil an Ge-

Aktivitäten d. Insassen samtaktivität 
'l in ' 

Hof an 63 ,3 11,8 
Umschluß 80,9 29,6 
Arbeit 69,4 35,9 

Unterricht 
Film/TV 65,1 7,8 
Gruppe 28,9 4,2 

Freizeit 
Sport 30,8 2,1 
Schänzer 23,2 6,8 

!Juschen 29,1 0,8 
Sonstiges 19,4 0,8 

5. In dem Aktivitätsbereich Film/TV nimmt Rastatt mit 
rund 22 % gegenüber den beiden anderen Anstalten eine 
herausragende Stellung ein. 



Abb. 25: Prozentualer Anteil der einzelnen Aktivitäten an der 
Gesamtausschlußzeit sowie die durchschnitt] iche pro-
zentuale Teilnahme der Insassen in der U-Haftanstalt 
Rastatt 

U-Haft Rastatt 
0 Teilnahme Anteil an Ge-

Aktivitäten der Insassen samtaktivität 
in% 

Hofgang 71,9 14 ,7 
Umschluß 69,l 20,3 

Arbeit 38,4 13,3 
Schule 13,0 1,9 
Film/TV 86,8 22,4 

Gru e 96,7 0,7 
Freizeit 116,8 lt 13 ,8 

ort 19,8 0,9 
Schänzer 8,8 10,9 
Duschen 20,9 0,6 

Sonsti es 31,9 0,5 

(lt bedingt durch Mehrfach-Teilnahme) 

In Abb. 26 sind alle Aktivitäten jeweils für die drei Anstal-
ten noch einmal zusammengefaßt. Die Addition der Einzelaktivi-
täten jeder Anstalt erqibt die Gesamtausschlußzeit, wie sie 
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für jede Anstalt errechnet worden ist. Man sieht noch einmal 
deutlich die unterschiedliche Auspräqunq einzelner Aktivitäts-
bereiche, vor allem das starke Gewicht von llmschlußmaßnahmen, 
aber auch die qerinq ausgepräqten llnterrichts- und Soortaktivi-
täten. Die Interpretation des Schaubildes ist etwas erschwert, 
da die Bezugsgröße der Gesamtausschlußzeit in den drei Anstal-
ten unterschiedlich. ausqeprägt ist. Dies muß bei der Interpre-
tation berücksichtiqt werden. So kann z.B. aufqrund der Abb. 
26 nur ausgesagt 
Prozentsatz der 
nahmen entfällt 

werden, daß z.B. in Frei burq 
qesamten Anstaltsaktivität auf 

als in Mannheim oder Rastatt. 

ein größerer 
llmschlußmaß-

Das Schaubild 
sagt etwas über die Verteilung der einzelnen Aktivitäten, bezo-
gen auf die Gesamtaktivität aus, verweist daher auf den Stel -
lenwert, den jede Anstalt einer bestimmten Aktivität zumißt. 
Es kann daher nicht behauptet werden, daß z.B. in Freiburg 
mehr Umschluß stattfindet als in Mannheim, da die der Berech-
nung zugrunde liegende Ausgangsbasis der Gesamtausschlußzeiten 
zu unterschiedlich sind. Dies kann noch einmal verdeutlicht 
werden an den llnterrichtsmaßnahmen. Der prozentuale Anteil von 
Unterrichtsmaßnahmen unterscheidet sich in den Anstalten Frei-
burg und Rastatt nur geri ngfü9i g ( s. dazu auch Tabelle 27). 
Hinter dieser nur geringfügigen Differenz, die sich auf der 
Grundlage der Berechnunq des prozentualen Anteils an allen 
Aktivitäten im Beobachtungszeitraum von 24 Tagen für die bei-
den Anstalten eroibt, verbirqt sich jedoch ein beträchtlicher 
Unterschied in den realen Teilnahmestunden pro Teilnehmer. 
Dies geht aus Tabelle 27, Spalte 3, ganz deutlich hervor. 

Um die "pädagogi sehe Gestaltung" der Untersuchungshaft besser 
einschätzen zu können, werden die drei Aktivitätsbereiche 
Unterricht, Gruppe und Arbeit noch einmal gesondert darge-
stellt. Neben der Berechnung des prozentualen Anteils der 
Einzelaktivitäten an der Gesamtaktivität im Beobachtungszeit-
raum von 24 Tagen, werden des weiteren die durchschnittlichen 
Tei 1 nahmestunden pro Tei 1 nehmer und Insasse für diese ei nzel-
nen Aktivitäten berechnet. Dabei ist zu beachten, daß es sieh 
bei den Teilnahmestunden pro Insasse um einen fiktiven Mittel-
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wert handelt, da davon ausgegangen wird, daß alle Insassen an 
der jeweiligen Aktivität teilgenommen haben, was ja nicht der 
Fall ist. 

Tabelle 27: Prozentual er Anteil von Unterricht, Gruppe und Ar-
beit an der Gesamtaktivität und Teilnehmerstunden 

Prozentual er Anteil Durchschnittliche Durchschnittliche 
anal len Aktivitäten Teil nahmestunden pro f;ktive Teilnahme-
im Beobachtungszeit- Teilnehmer im Beob- stunden pro Insasse im 
raum von 24 Tagen achtungszei traum von B eobac h tu ng sz e i traum 

24 Tagen von 24 Tagen 

t FR MA RA FR MA RA FR MA RA 

Unterricht 0.9 0. 0 1. 9 1. 9 0. 0 20 .8 0.9 0. 0 2. 7 

Gruppe 6.9 4. 2 0. 7 9. 4 17. 3 1. 0 7. 1 5.2 1. 0 

Arbeit 0. 0 35. 9 13. 3 o. 0 63. 5 47. 3 0.0 44. 5 18. 5 

Betrachtet man zunächst die beiden Aktivitätsgruppen Unter-
richt und Gruppe, so kann man feststellen, daß es die Teilneh-
mer an diesen beiden Aktivitäten in Rastatt auf die höchste 
Stundenzahl bringen (21,8). Es 
Mannheimer Untersuchungshaft mit 

folgen die Teilnehmer in 
17. 3 Stunden, während es 

der 
die 

Teilnehmer in Freiburg nur auf 11.3 Stunden bringen. Die für 
alle Insassen errechnete durchschnittliche fiktive Teilnahme-
zeit an diesen beiden Aktivitäten sinkt für alle drei An-
stalten ab, wobei die Anstalten Mannheim und Rastatt den 
größten Rückgang zu verzeichnen haben. Aus diesem Vorgang wird 
ersichtlich, daß die Aktivitäten Unterricht und Gruppe auf 
relativ wenige Insassen konzentriert sind, wobei diese Aussaae 
vor allem für die Untersuchungshaftanstalten Mannheim und 
Rastatt gilt. Andersherum ausgedrückt bedeutet dies, daß re-
lativ viele Insassen nicht an Gruppenaktivitäten und Unter-
richt teilnehmen. 
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4. Ergebnisse der Anstaltsklima-Untersuchung 

Moos und seine Mitarbeiter entwickelten die "Correctional 
Institutions Environment Scale" (CIES ), welche eine von neun 
Skalen zur Messung des sozialen Klimas ist und speziell das 
Klima der sozialen Umwelt in Gefängnissen für Jugendliche und 
Erwachsene, aber auch in Erziehungsheimen messen soll. Einzel-
heiten der Testentwicklung der CIES sowie theoretische Hinter-
gründe werden von Moos (1968; 1974; 19751 und von Wenk und 
Moos (1972) aufgezeigt. Die Verwandtschaft der verschiedenen 
Skalen zur Messung sozialer Klimata zeigt sich auch in der 
Entwicklung der CIES, deren Items praktisch aus der früher 
entwickelten "Ward Atmosphere Scale" (WASl und anderen so-
zialen Klimaskalen hervorgingen. Der Itempool mit 194 Items 
wurde zusammen mit der "Marlowe-Crowne Social Desirability 
Seal e" den Insassen und dem Personal in 16 verschiedenen Ge-
fängnissen in Kalifornien vorgelegt (Moos 19681. Nach einer 
Itemselektion (Moos 1974, S. ll verblieben noch 120 Items auf 
12 Subskalen, von denen jede eine Milieudimension repräsen-
tiert. Nach Hinzufügung zweier weiterer Subskalen zur Messung 
positiver und negativer Halo-Effekte wurde das Gesamtinventar 
in "Correctional Institutions Environment Scale" (CIES) umbe-
nannt. Die Weiterentwicklung dieser Skala führte schließlich 
zur Endfassung der CIES in der heute vorl iegenaen Form (Moos 
197 4 l. 

Die Endfassung der CIES in standardisierter Form wurde im 
Rahmen eines umfangreichen Forschungsprogramms in den verschie-
densten Gefängnissen und Erziehungsheimen (correctional insti-
tutions l in den USA entwickelt. Ein Ergebnis dieser Forschun-
gen war die Kürzung des Instruments auf insgesamt 86 Items. 

4.1 Beschreibung der CIES 

Moos und seine Mitarbeiter gingen von der Vorstellung aus, daß 
ganz unterschiedliche soziale Umwelten durch die gleichen oder 
ähnlichen Dimensionen beschrieben werden können. So werden 



durch die sozialen Klimaskalen so unterschiedliche Umwelten 
beschrieben, wie sie z.B. in Krankenhäusern, militärischen 
Institutionen, Schulen und Gefängnissen vorhanden sind. Durch 
die empirische Untersuchung so verschiedener Umwelten gelang 
es Moos, drei wesentliche Umweltdimensionen herauszuarbeiten, 
die in unterschiedlicher Ausprägung in den verschiedensten 
Institutionen verhanden sind (vgl. dazu Moos 1975, S. 22 f. l. 
Es handelt sich dabei um 

l. relationship dimensions, 
2. treatment program dimensions, 
3. system maintenance dimensions. 

Nach Moos (1974, S. 2) soll in der ersten Dimension durch die 
drei Subskalen das Ausmaß erfaßt 
in der Umgebung involviert sind, 

werden, in dem die Insassen 

stützung durch die Beamten und an 
sowie das Ausmaß an Unter-

gegenseitiger Hilfe unter 
den Gefangenen. Weiter soll das Ausmaß an Spontaneität und die 
gegenseitige Kundgabe von Emotionen erfaßt werden. 

Die folgenden drei Subskalen {zweite Dimension) beziehen sich 
auf das Behandlungsprogramm ( "treatment program dimensions") 
bzw. auf den "developmental press". Mittels dieser Dimension 
wird untersucht, in welchem Ausmaß die Institution Anstrengun-
gen unternimmt, um die Entwicklunq der Autonomie zu fördern 
und die betroffenen Personen auf die zukünftige Entlassungs-
situation vorzubereiten. "So wird in bezug auf diese Dimension 
jeweils gefragt, in welchem Ausmaß Zukunftsentwürfe betont, 
die persönlichen Probleme besprochen und behandelt werden. 
Autonomie und Unabhängiqkeit sind die Werte, die hier im Vor-
dergrund stehen" (Fend 1977, S. 53). 

Die dritte Dimension ("system maintenance dimensions") bezieht 
sich auf das Funktionieren der Institution selbst. Betonung 
von Ordnung, Klarheit der Regeln und Ausmaß an Kontrolle durch 
Personal wird durch die einzelnen Subskalen erfaßt. 
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Die folgende Abbildung 28 zeigt noch einmal die drei Haupt-
dimensionen der CIES mit den jeweiligen neuen Subskalen. 

Abb. 28: Klimadimensionen und Subskalen der CIES 

Art der Umwelt Dimensionen 

Interpersonale Behandlungs-, Organisations-
Beziehungen Förderungs-, dimensionen 

Strafanstalten Ausbildungs-
("system main-("relationshi p") dimensionen 

( "persona 1 tenance and 
~evelopment; treat- system change") 
knent oroqram" l 

Untersuchungs- "Involvement" "Autonomy" "Order and 
gefängni sse "Support" "Practical Organization" 

"Expressive- Orientation" "Clarity" (correctional nes s" "Personal Pro- "Control" i nstituti ons) blem Orienta-
t i o n" 

Zur Beschreibung von Umwelten und ganz speziell zu Beschrei-
bungsformen des sozialen Zusammenlebens von Personen meint 
Fend (1977) drei Aspekte feststellen zu können, die zur Charak-
terisierung von Umwelten immer wieder verwandt werden: Es sind 
dies der Inhaltsaspekt, der Interaktionsaspekt und der Be-
ziehungsaspekt. 

Unter dem Inhaltsaspekt versteht Fend ( 1977, S. 601 die spezi-
fischen Erwartun9en, denen Personen in einer spezifischen Um-
welt begegnen, "und um die Wertstrukturen und Interpreta-
tionsmuster der Welt und des Selbst or9anisiert sind". 

Durch den Interaktionsaspekt werden Formen der qeoenseiti9en 
sozialen Beeinflussun9 beschrieben. Für die Umwelt, wie sie 
durch die Untersuchungshaft gebildet wird, interessiert insbe-
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sondere die gegenseitige Beeinflussung und das qeqenseitige 
Miteinanderumgehen von Personal und Insassen. 

Soziale Beziehungsstrukturen entstehen immer dann, "wenn Men-
schen durch institutionelle Verhältnisse in sozialen Kontakt 
qebracht werden" (Fend 1977, S. 611. Beziehunqsstrukturen 
gründen dabei auf Sympathie und Kontakte, aber auch auf for-
melle und informelle Machtverhältnisse. 

4.2 Entwicklung eines eigenen Klimafragebogens 

Die Konzeption der CIES von Moos wurde so ausführlich geschil-
dert, weil es sich hier sicherlich um den fundiertesten Ansatz 
zur Entwicklung einer Klimaskala handelt. Die Entwicklunq 
einer neuen Klimaskala, die speziell auf die Verhältnisse in 
Untersuchungshaftanstalten für Jugendliche zugeschnitten sein 
mußte, sollte sich an der CIES orientieren. 

Die Entwicklung der eigenen Skala begann mit der Übersetzung 
aller Items der CIES, um sie auf ihre Brauchbarkeit für eine 
e i gen e S k a l a zu überprüfen • A 11 erd i n g s er s c h i-e n aus öko n o m i -
sehen Gründen eine 90-Item-Form für die eigene Skala als von 
vornherein zu lang. Es wurden deshalb zu Beqinn solche Items 
eliminiert, die nicht den spezifischen Verhältnissen in der 
U-Haft entsprachen. Es verblieben so letztendlich 45 Items der 
Gesamtskala, wobei auf jede Subskala 5 Items entfielen. Zusätz-
lich wurden 6 neue Items formuliert, die speziell die Diszi-
plin in den Anstalten erfassen sollen und sich an Items bei 
Fend (1977, S. 85) anlehnen. Es bestand allerdings von vorn-
herein die Vermutung, daß die 9 Subskalen der CIES, da sie 
speziell für angle-amerikanische Verhältnisse zugeschnitten 
sind und auch ein breiteres Spektrum von "correctional 
institutions" erfassen, die Verhältnisse in Untersuchungshaft-
anstalten überdifferenziert beschreiben. Diese Vermutung be-
stätigte sich auch, nachdem ein Vortest in der Freibuq1er 
U-Haftanstalt durchgeführt worden war. 
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Eine Faktorenanal_yse, deren Voraussetzunqen durch die geringe 
Probandenzahl allerdings nicht voll erfüllt waren, le9te fiir 
den gesamten Test die Extraktion von 3, höchstens 4 Faktoren 
nahe. Nach Umverteilung der Items unter inhaltlichen Gesichts-
punkten entstanden so 4 Klimaskalen: 

- Klimaskala l: EngaC1ement, gegenseitige Hi lfe/lJnterstüt-
zung (18 Itemsl, 

- Klimaskala 2: Emotionale Offenheit, Entlassungsvorberei-
tung/Verhaltensänderung (14 Items), 

- Klimaskala 3: Ordentlichkeit, Sauberkeit (9 Itemsl, 

- Klimaskala 4: Disziplin, Ruhe, Ordnung (6 Items). 

Nach Durchführung einer Itemanalyse, bei der ein Trennschärfe-
koeffizient von cl.~.30 gefordert wurde, reduziert sich die 
Itemzahl in Klimaskala auf 12 Items, in Klimaskala 2 auf 9 
Items, in Klimaskala 3 auf 7 Items und in Klimaskala 4 auf 3 
Items. 

Die vari anzanalyti sehe iiberprüfung von Subskala l und 4, bei 
denen die Voraussetzungen der Normalverteilung und der Homo-
genität der Varianzen gegeben waren, erbrachte signifikante 
Unterschiede der Anstaltsbeschreibung durch die Jugendlichen 
auf der Klimaskala l zwischen Rastatt und Mannheim (p~ .Oll 
und auf Subskala 4 zwischen Rastatt und den Anstalten Mannheim 
und Freiburg (p -<::.05 bzw.~.Oll. 

Da die Voraussetzungen der Normalverteilung bei den Klimaska-
len 2 und 3 nicht gegeben war, konnte keine Varianzanalyse 
durchgeführt werden. Stattdessen wurde auf das parameterfrei e 
Verfahren von Kruskal-Wallis zurückgegriffen (vgl. Siegel 
1956, S. 184 f.). Anschließend wurden die Anstalten gegeneinan-
der mit dem Mann-Whitney-U-Test verglichen. Dieser Test vermei-
det die Annahmen und Voraussetzungenn des t-Tests und fordert 
zudem auch kein Intervallskalenniveau. Die Tests erbrachten 
signifikante Ergebnisse für die Klimaskala 2: Es unterscheidet 
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sich die Rastatter Klimabeschreibung von den Klimabeschreibun-
gen von Mannheim und Freiburc:i {p<.01 bzw.<.05l. Dasselbe 
Ergebnis ergibt sich für Klimaskala 3, bei der sich ebenfalls 
signifikante Unterschiede zwischen Rastatt und Freiburg/Mann-
heim zeigen (p <.01 bzw.<.05) {vgl. Abb. 29). 

Abb. 29: Mittelwerte der vier Klimaskalen in den drei U-Haft-
Anstalten. Signifikanzprüfung. 

Signifi 
Klimaskalen Anstaltsmittelwerte der Klima- kanzen: 

skalen lt p .05 
ltlt p .01 

MA FR RA RA-MAJtlt KLIMA 1 : T l \ 1 i ' ' \ . 
1 \ 1 

' \ 1 
j RA-FRJt 

KLIMA 2: 1 RA-MAJtlt \/. / 
_l 

RA-FRJtlt \ j 
KLIMA 3: 

/ 
RA-MAJt 

1 i 1 
1 \ 1 
1 i 1 \ 1 
1 \ RA-FRJtlt l l 

RA-MAJt KLIMA 4: +ls -ls X 

Um kritischen Einwänden c:iegenüber dem Skalenniveau zu begeg-
nen, wurden auch die Klimaskalen 1 und 4 noch zusätzlich durch 
den Kruskal-Wallis-Test geprüft. Die Ergebnisse waren diesel-
ben wie bei der Varianzanalyse. 
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5. Schluß 

Wie die Abbildung der Mittelwerte und Standardabweichunoen der 
vier K 1 im a sub s k a 1 e n z e i g t , nimmt Rastatt e i n e Sonderst e 11 u n g 
ein: In allen Subskalen bestehen signifikante Unterschiede in 
der Beschreibung des Anstalts-Klimas außer in Subskala 1 (nur 
signifikanter Unterschied zu Mannheim) jeweils zu Mannheim und 
Freiburg. Die Jugendlichen und Heranwachsenden in Freiburg und 
Mannheim urteilen ähnlich, wenn auch, wie aus einzelnen Items 
ersichtlich, mit verschiedenen Akzentsetzungen. 
Wichtig zur Interpretation für die Freiburger Verhältnisse 
ist, daß sich Freiburg und Rastatt in der ersten Subskala 
nicht signifikant unterscheiden, in der zweiten Subskala zwar 
signifikant, jedoch nur aufgrund der negativen Einschätzung 
solcher Items, die sich inhaltlich auf Entlassungsvorbereitung 
und Verhaltensänderung beziehen. Die ersten vier Items dieser 
Skala messen hauptsächlich den Bereich der emotionalen Offen-
heit, also den offenen Gefühlsaustausch untereinander und mit 
den Beamten. Die Freiburger Kurve hat hier einen im Verqleich 
mit den beiden anderen Anstalten positiven Kurvenverlauf, wenn-
gleich auch die Rastatter Werte sehr dicht dabei liegen. [laß 
sich dennoch die Beurteilung dieser Klimaskala duch die Rastat-
ter Jugendlichen signifikant (p 4'.05) von den Beurteilungen in 
Freiburg und in Mannheim unterscheidet, ist nach den eben 
erwähnten positiven Anfangswerten in Freiburg vor allem auf 
die negative Bewertung der oben erwähnten Items zurückzuführen. 

Die Klimasubskalen drei und vier (Ordentlichkeit/Sauberkeit 
sowie Disziplin/Ordnung) verweisen auf erhebliche Unterschiede 
zwischen Freiburg und Rastatt. Es fällt auf, daß die Freibur-
ger Mittelwerte links von Mannheim und Rastatt liegen, d.h. 
etwas vereinfacht gesagt, daß in Freiburg die geringsten Or-
dentlichkeits- bzw. Disziplinerwartungen an die Jugendlichen 
herangetragen werden, jedenfalls in der Beurteilung der Insas-
sen. 
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trifft trifft weder trifft tri!: 
über- weit- noch weit- Völil, 
haupt gehend gehend zu 
nicht nicht zu 
zu zu 

Subskala 1· Signifikanz- 1 2 3 4 
niveau 

Gegenseitige Hilfe, 
lt p .05 

Engagement, Unter- ltlt p .01 
stützung ltltlt p .001 RA FR M 

MA] 1. Die Beamten haben 
RA : V,--

wenig Zeit, den Jugend- ß 
,. 

liehen Mut zu machen. 
FR] 

2. Die Jugendlichen werden darin : j lt 
~\ bestärkt, ihre Gefühle zu ' i zeigen. 1 i 

FR] 1 1\. Die Beamten helfen neuen Ge- MA j 1t 
.L 3. -

fangenen, mit der Anstalt RA 1t 
vertraut zu werden. 

Subskala 2: 
Emotionale Offenheit, RA MA FR 

·Entlassungsvorbereitung ··.; /,, '· 
1. Die Gefangenen dürfen die FR] ' 

MA lt] 1t I 

Beamten offen kritisieren. I 
RA 1t I 

I '·· .. 
2. Die Jugendlichen ziehen diese FR ]1tr 

I 
/ .. ·. Anstalt anderen LI-Haft-Anstalten MA 1tf -- i/ .. 

vor. RA 1t 1t .• 
lt .· 

3. Die Jugendlichen werden darin MA)* bestärkt, Zukunftspläne zu RA lt machen. 

Subskalen 3 und 4: 
Ordentlichkeit und Disziplin: 

1. Die Anstalt ist gut durch-
FR r organisiert MA lt]* 

FR Mt RA 
RA lt '\ \ 

' 2. Die Beamten sorgen dafür, daß ' FR] lt ~', .. 
.. 

die Anstalt invner ordentlich ist. RA \ 

3. Die Anstalt macht gewöhnlich einen /y, ' 
FR] unordentlichen Eindruck. MA lt]lt / 

. RA lt 
lt 
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Die Frage ist, ob dies positiv oder negativ zu werten ist. 
Einzelne Items der zuletzt genannten Skalen deuten darauf hin, 
daß in die Beantwortung durchaus Aspekte von Vernachlässigung 
bzw. Benachteiligung eingehen. Hier zeigt sich die Ambivalenz 
von Dimensionen wie Ordnung/Disziplin oder Sauberkeit: Einer-
seits werden Aspekte von Einengung und Kontrolle angesprochen, 
andererseits der Interaktions- und Beziehungsaspekt, d.h., eine 
Zellenkontrolle oder eine Aufforderung, die Zelle aufzuräumen, 
kann auch als Zuwendung, als Beachtung, als Chance zu Kommuni-
kation erlebt werden. 

Aus orqanisationsstrukturellen Gründen, und dies läßt sich 
durch die teilnehmende Beobachtung ebenso wie von den erhobe-
nen Daten her begründen, ist eine große Anstalt zu vermehrter 
Tätigkeit in den angesprochenen Dimensionen angehalten. Die 
geringere Ausprägung in den Klimasubskalen 3 und 4 in der 
Freiburger Anstalt bedingt sich mit qroßer Wahrscheinlichkeit 
durch die Besonderheit der Verhältnisse: Überschaubarkeit 
(räumlich und personell) sowie geringe Aufschlußzeit, wodurch 
die Wahrscheinlichkeit kontrollierender Kontakte herabgesetzt 
ist. 

6. Zusammenfassung 

Die Zusammenfassung konzentriert sich auf die in der Einlei-
tung genannte Gliederung der Variablen in institutionelle und 
vorinstitutionelle, mit dem Ziel, zum einen etwas über die 
Vergleichbarkeit der in den U-Haft-Anstalten einsitzenden 
Jugendlichen hinsichtlich verschiedener Sozialisationserfah-
rungen aussagen zu können, zum anderen um diese drei Institu-
tionen durch ihre aktuellen Kontextbedi n(lungen zu beschreiben 
und zu vergleichen. 
Es muß natürlich die Frage gestellt werden, ob denn überhaupt 
die Verh äl tni sse zum Zeitpunkt dieser Untersuchung noch ver-
gleichbar sind mit jenen, die zum Zeitpunkt der therapeuti-
schen Interventionen sowie der Durchführunq der Pre- und Post-
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Tests gegeben waren, wel ehe ja zeit 1 i eh früher durchgeführt 
wurden. Die Beantwortung dieser Frage entscheidet über die 
Brauchbarkeit und Anwendbarkeit der hier vorgelegten Daten und 
Befunde zur Beantwortung der Frage der Vergleichbarkeit der 
drei Anstalten im Sinne eines Kontrol 1 gruppenversuchspl anes. 
Nach unserer Einschätzung sind die hier voq1estel lten Daten 
und Ergebnisse des institutionellen Vergleichs auch als gültig 
anzunehmen für den Zeitraum der vorhergegangenen Testunter-
suchungen und Treatments, da sich außer marginalen Änderungen 
(erfragt durch Interviews und in Gesprächen) in den betreffen-
den Anstalten zwischen Beginn des Behandlungsforschungsprojek-
tes und dieser Untersuchung nichts Wesentliches verändert hat. 
Geändert hat sich allerdings durch die therapeutischen Treat-
ments der U-Haft-Vollzug in der Freiburger Anstalt; darauf ist 
noch zurückzukommen. 

Zusammenfassung der Daten der vorinstitutionellen Biographie 
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1. Die Insassen der drei U-Haft-Anstalten unterscheiden 
sich nur unwesentlich in ihrer familiären sowie schu-
lisch-beruflichen Sozialisation. Sie haben vergleich-
bare Erfahrungen hinsichtlich Art und Dauer verschiede-
ner Institutionalisierungen wie z.B. Heimaufenthalt 
oder früherer U-Haft. 

2. Auch hinsichtlich der Altersstruktur besteht zum Zeit-
punkt der Untersuchung große iibereinstimmunq, wobei 
aber der über den Jahresverlauf zu beobachtende höhere 
Anteil an Jugendlichen in Freiburg unbedingt zu beach-
ten ist, da dies nicht ohne Auswirkungen auf das Ver-
hältnis zwi sehen Insassen und Pers.anal bleibt und auch 
eine wichtige Zusatzinformation zur Beurteilung der 
therapeutischen Maßnahmen ist. 

3. Als schwierig erweist sich die Interpretation der 
Daten zur kriminellen Karriere der Jugendlichen. Aus 
der Beantwortung einzelner Items kann gefolgert wer-



den, daß die Selbstschilderung der kriminellen Kar-
riere verschiedenen Verzerrungen unterliegt, so daß 
nur eine Aktenanalyse genaue Aussagen zuließe. Unter-
stellt man, daß Unwissenheit (Kontrollitems zeigen, 
daß nur unzureichend zwischen Sanktion wie z.B. Jugend-
strafe und dem Zuchtmittel des Jugendarrests unter-
s c h i e den w•i r d ) , bewußte I r r e führ u n g und Ren o mm i er s u c h t 
in etwa gleich· ausgeprägt sind, so läßt sich als Trend 
folgendes Ergebnis festhalten: Oie Jugendlichen in 
Freiburg weisen die höchste Sanktionsrate auf, durch-
schnittlich 1,4 pro Insasse qegenüber 0,9 in Mannheim 
und 0,8 in Rastatt. Allerdings hängt dieser hohe Wert 
in Freiburg mit der stärkeren Verhänguna von Zuchtmit-
te 1 n zu s a mm e n , w e 1 c h e i n Mann h e i m wen i q er vorhanden 
sind. Dort dominieren eindeutig die schwereren Sank-
tionen der Freiheitsstrafe mit und ohne Bewährunq. In 
einer Rangfolge der Sanktionsbelastun<:i weist Rastatt 
mit 44, 7 % nicht vorbestrafter Jugendl i eher, gefolgt 
von Mannheim (37,0 %) und schließlich Freiburg 
(29,5 %) das günstigste Bild auf. Wie bereits ausge-
führt, relativiert sich aber die hohe Vorbelastung der 
Freiburger Jugendlichen bei näherer Betrachtung der 
Sanktionen. 

Zusammenfassung der institutionellen Variablen 

Zur Gesamtcharakterisierung der drei U-Haft-Anstalten verweise 
ich beispielh. auf das 2. Item der ausgewählten Items von Sub-
skala 2 ("Die Jugendlichen ziehen diese Anstalt anderen U-
Haft-Anstalten vor"), da sich in der Beantwortung dieses Items 
exemplarisch die durch und in der teilnehmenden Beobachtung 
gemachten Erfahrungen des Untersuchers widerspiegeln. Dies~s 
Item zeigt eine unterschiedliche Beurteilung (signifikante 
Unterschiede zwi sehen al 1 en drei Anstalten l, wobei die Frei -
b ur g er Ans t a 1 t den Mittel p 1 atz einnimmt . Diese durch die J u -
gendlichen vorgenommene Rangplatzverteilung ist jedem, der die 
drei Anstalten und die damit zusammenhängenden spezifischen 
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Verhältnisse kennt, sofort nachvollziehbar. Die in dieser 
Untersuchung erhobenen Daten unterstreichen und verdeutlichen 
die Evidenz des sieh dem Beobachter bietenden Gesamteindrucks 
der jeweiligen Anstalten. 

Die Rastatter U-Haft-Anstalt gilt, um es im Jargon der Jugend-
lichen auszudrücken, als "Familienknast". Darin drückt sich 
die Nähe des Anstaltsleiters und seiner Frau, aber auch die 
hohe Interaktionsdauer und -häufigkeit zwischen Beamten und 
Insassen aus. Diesen Variablen kommt eine entscheidende Bedeu-
tung zu, da Kontakte anderer Art (Besuch, Briefe, Telefonate) 
relativ begrenzt sind und wie die Untersuchung ergab, in allen 
drei Anstalten in vergleichbarer quantitativer Ausprägung 
(keine signifikanten Unterschiede) vorhanden sind. Trotz der 
auffallenden strukturellen Schwächen in der Freiburger Anstalt 
(weniger Aufschlußzeiten, da keine Arbeitsmöglichkeiten, wenig 
Sport und Freizeit), "überholt" die Freiburger Anstalt die von 
der Aufschlußzeit qünstiger plazierte Mannheimer Anstalt. 

Der dadurch erreichte Mittelplatz hinsichtlich der täqlichen 
Interaktionsdauer zwischen Insassen und Beamten spricht für 
das Engagement der Freiburger Beamten, welches nach den Ein-
drücken der teilnehmenden Beobachtung begünstlgt wurde durch 
die Überschaubarkeit und Begrenztheit der räumlichen und perso-
nellen Verhältnisse sowie durch die "Vorbildfunktion" der 
therapeutischen Treatments, welche eine nicht zu unterschät-
zende Motivationsquelle bedeuteten. 

Bei Betrachtung der Therapievoraussetzungen ergibt sich so der 
Schluß, daß die Rahmenbedingungen dafür in der Freiburger 
U-Haft-Anstalt eher als schlecht anzusehen sind. Durch die 
Tätigkeit des Freiburger Jugendhilfswerkes, speziell durch die 
den Jugendlichen angebotenen Gespräche, wurde eine zusätzliche 
Aktivität geschaffen, welche das sehr begrenzte Angebot ver-
größerte. Dadurch veränderte diese Maßnahme mit großer Wahr-
scheinlichkeit den U-Haft-Vollzug, zumal, wie bereits erwähnt, 
ein Trainingseffekt in der Führung von Gesprächen beim Per-
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sonal als wahrscheinlich anzunehmen ist. Die trotz dieser 
Maßnahme immer noch schlechteren Kontextbedingungen sowie die 
damit einhergehende Unzufriedenheit geben naturgemäß einer Ge-
sprächsgruppe eine Ventilfunktion, so daß neben den persön-
lichen Widerständen gegen therapeutische Interventionen zusätz-
lich das Ablenkungsmoment durchaus kritisierbarer und kritik-
würdiger Verhältnisse dem Ziel angestrebter Persönlichkeitsver-
änderungen entgegenarbeitete. 
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l. Einleituna 

Eine allgemein 
Situation der 

unaUnstiae, um nicht zu saqen 
llntersuchungshaftpraxi s in der 

aesetzeswidriae 
Bundesrepublik, 

hat sich in Freiburg für Juqendliche und Heranwachsende in den 
letzten 15 Jahren durch die Arbeit des "Wissenschaftlichen 
Instituts des Jugendhilfswerks an der Universität Freiburg" 
(WI-JHW) und durch die Implementation eines umfangreichen Be-
handlungsprogramms günstiger entwickelt als im übrigen Bun-
desgebiet. Das Institut hatte sich neben der Verbesserung des 
therapeutischen Angebots für straffällige Jugendliche und Her-
anwachsende u.a. die Klärung der Anwendbarkeit und Effizienz 
unterschiedlicher psychotherapeutischer Methoden bei Straffäl-
ligen zum Ziel gesetzt. 

Bereits zu Beginn der therapeutischen Tätigkeit der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter des WI-JHW in der Freiburaer Unter-
suchungshaftabteilung für Jugendliche, also Anfanq der 70er 
Jahre, stellte sich relativ rasch eine weitgehend problemlose 
Durchführbarkeit der von den Institutsmitarbeitern angebotenen 
Gesprächs- und Verhaltenstherapie, insbesondere eines ~o-
dellernprogramms in Anlehnung an Sarason und Ganzer (19F9; 
1971; 1973) heraus, auf die sich im folgenden das Behandlunas-
programm konzentrierte (vgl. Beitrag von Wetzstein in diesem 
Band). Mitte der 70er Jahre wurde dann die Konzeption einer 
Evaluationsstudie in Angriff genommen, wobei es schwerpunkt-
mäßig um die Erfassung der Wirkungsweise der beiden genannten 
Therapiearten ging. 

Dieses Evaluationsprojekt hatte - zumindest was die umfassende 
Überprüfung von Behandlungseffekten bei straffälligen be-
trifft - eine Vorreiterrolle für die Bundesrepublik. Ungeklärt 
waren nicht nur methodische Fragen, sondern auch die Möglich-
keiten einer langjährigen Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 
und Praxis. Im Rahmen der Vorarbeiten für die Evaluation wurde 
das in der Verhaltenstherapie eingesetzte Modellernprogramm 
weitgehend standardisiert. Das gesprächstherapeut i sehe Vorge-
hen, das sich im wesentlichen an das klassische Konzept von 
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Rogers (1942; 1951; 1959), Tausch (19731 und Minsel (1973; 
1974) anlehnte, konnte weitgehend unverändert übernommen wer-
den (vgl. Blumenberg 1977, S. 37). 

Hinsichtlich der Umsetzung des Versuchspl ans ergaben sich er-
hebliche Schwierigkeiten. So war es nicht möglich, vollständig 
ein experimentelles Design zu verwirklichen. Lediglich die 
Zuteilung zu den beiden Treatments konnte per Zufall erfolgen, 
nicht jedoch die zu den Behandlungsgruppen einerseits und der 
Kontrollgruppe andererseits. Der Grund dafür lag in der zu 
kleinen und auf zu engem Raum untergebrachten Behandlungsgrup-
pe, von der eine Kontrollgruppe abzuspalten als nicht sinnvoll 
betrachtet wurde. Außerdem wäre die gegenseitige Beeinflussung 
der Mitglieder der beiden Teilgruppen zweifellos groß qewesen. 
Eine solche Aufteilung in Experimental- und Kontrollgruppe 
wurde außerdem seitens der Gefängnisleitung wegen der zu be-
fürchtenden Beunruhigung unter den Insassen abgelehnt. Nicht 
zuletzt sprachen auch ethi sehe Gründe gegen ein solches Vor-
gehen. Wir entschlossen uns deshalb zur Einrichtunq von Ver-
gleichsgruppen in den Haftanstalten Rastatt und Mannheim (vgl. 
ausführlich Kury 19861. 

Nach einem umfangreichen Literaturstudium und auf der Basis 
der Erfahrungen der Mitarbeiter des WI-JHW in ihrer thera-
peutischen Arbeit sowie eigener Vorarbeiten gingen wir von 
folgenden Fragestellungen für die Evaluationsstudie aus: 

1. Wie weit zeigen die Probanden der Experimentalgruppe 
(psychotherapeutisch behandelte Klienten) bei der test-
psychologischen Nachuntersuchung (Post-Test l eine po-
sitivere Persönlichkeitsentwicklung (weniger psychi-
sche Störfaktoren l als diejenigen der Kontrollgruppe 
(psychotherapeutisch nicht behandelte Klienten)? 

2. Zeigen aufgrund von Prisonisierungseffekten (Haftschä-
den) die Probanden der Kontrollgruppe (junge Unter-
suchungshäftlinge in Mannheim und Rastatt) im Nachtest 
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eine gestörtere Persönlichkeitsstruktur als im Vortest? 

3. Ist die Wirksamkeit von gesprächspsychotherapeutischen 
bzw. verhaltenstherapeutischen Maßnahmen von der Per-
sönlichkeitsstruktur der Straffälligen zu Beginn der 
Behandlunci abhängig? Hierbei soll insbesondere über-
prüft werden, wie weit die Wirksamkeit der Behandluno 
von der Intelligenz der Probanden bzw. vom selbstperzi-
pierten Erziehuncisstil der Eltern abhänciig ist. 

4. Ist die Wirksamkeit der oesprächspsychotherapeutischen 
und verhaltenstherapeutischen Behandlunci von der ne-
liktsstruktur der Probanden abhängio? 

5. Ist die Wirksamkeit der ciesprächsosychotherapeutischen 
und verhaltenstherapeutischen Behandlung von der Be-
handlungsdauer der Probanden abhängig? 

6. Zeigen die psychotherapeutisch behandelten Probanden 
nach ihrer Entlassung aus der Haft ein besseres Legal-
verhalten als die Probanden der Kontrollgruppe? 

Eine Präzisierung dieser allgemeinen Fragestellungen der Eva-
luationsstudie erfolgt unten in Form spezifischer Hypothesen 
im Kontext der Darstel 1 ung der Untersuchungseq1ebni sse ( aus-
führlich Kury 1986). 

Um die Behandlungsergebnisse möglichst differenziert zu erfas-
sen, entschieden wir uns für eine Pre-Post-Untersuchung sowie 
eine Verlaufsuntersuchung. Die Pre-Tests wurden in den drei 
Haftanstalten Freiburg, Rastatt und Mannheim innerhalb einer 
Woche nach Einlieferung der jeweiligen Probanden aber noch vor 
Beginn der Behandlunci, die Post-Tests, um die Ausfallquoten 
wegen stark schwankender Untersuchungshaftdauer möcil i chst ge-
ring zu halten, jeweils einheitlich 6 Wochen nach Einlieferung 
durchgeführt. 
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Da fundierte Therapie- bzw. Persönlichkeitstheorien, insbe-
sondere hinsichtlich straffälliger, nach wie vor fehlen, ist 
die Definition der relevanten Variablen sowie die begründete 
Auswahl von Testverfahren zu deren Operationalisierung außer-
ordentlich schwierig. Eine Testbatterie, die die wissenschaft-
lichen Mitarbeiter des WI-JHW im Rahmen ihrer diagnostischen 
Tätigkeit in der Untersuchungshaftabteilung für Jugendliche 
anwandter.1 wurde für die Evaluationsstudie verändert und einzel-
ne Testverfahren ausgetauscht. Dies galt insbesondere für die 
projektiven Verfahren (Rorschach-Test, Four-Picture-Test l, 
die aufgrund ihres Informationsgehalts, ihrer Differenzierungs-
fähigkeit und aufgrund der Ablehnung durch die Inhaftierten 
wenig geeignet schienen. Die in der Evaluationsstudie einge-
setzte Testbatterie enthielt schließlich folgende Testinstru-
mente für den Pre-Post-Testvergleich: 

1. Freiburger Persönlichkeitsinventar-FPI 
(Fahrenberg u.a. 1978) 

Das FPI ist der im Strafvollzug und in kriminologischen Unter-
suchungen am häufigsten verwendete Persönlichkeitsfragebogen 
zur Erfassung 
ten als auch 
Grawe 1976, 

sowohl von dauernden Persönlichkeitseigenschaf-
Veränderungen im Persönlichkeitsbereich (vgl. 

S. 110 ff.; Ortmann 1984; Michelitsch-Traeger 
1980, S. 159 ff.; Egg 1979a; 1979b; s.a. Stemmer-Lück u. Rasch 
1982). Die FPI-Standardskalen messen folgende Persönlichkeits-
dimensionen: FPI-1: Nervosität; FPI-2: spontane Aggressivität; 
FPI-3: Depressivität; FPI-4: Erregbarkeit; FPI-5: Geselliq-
keit; FPI-6: Gelassenheit; FPI-7: reaktive Aggressivität und 
Dominanzstreben; FPI-8: Gehemmtheit; FPI-9: Offenheit. 

Außerdem werden drei rechnerisch von den Standardskalen ab-
hängige Zusatzskalen berechnet. FPI-E: Extraversion; FPI-N: 
Emotionale Labilität; FPI-M: Maskulinität. 

2. Gießener Fragebogen-GF 
(Quensel 1972; 1973; Ouensel u. Quensel 1969; 1970; 
Rieländer u. Quensel 1983) 

Ausdrücklich für randständige, sozial auffällige, insbesondere 
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für straffällige Kinder, Jugendliche und Heranwachsende zwi-
schen 12 und 20 Jahren konstruiert. Abweichend von der ameri-
kanischen Version des "Jesness-Inventory" {vgl. Jesness 1966; 
1971; 1972; 1974) wurden für die deutsche Version drei Delin-
quenzskalen konstruiert {soziale Fehlanpassung (SF) mit 29 
Items; Stigmatisierung (Stig) mit 23 Items; Protest {Prot) mit 
23 Items). Mittels Faktorenanalyse konstruierte, voneinander 
unabhängige Skalen wurden zu folgenden vier Dimensionen zusam-
mengefaßt: l. protestierende Umweltbewältigung, 2. fatali-
stisch-soziale Entmutigung, 3. Aussprechen subjektiver Empfind-
lichkeit und Ängste und 4. Störungen in der familiären Bezie-
hung, harmonisierend-euphorische Abwehr (vgl. Rieländer u. 
Quensel 1983, S. 86 ff.; Villmow-Feldkamp 1976, S. 760 ff. l. 

3. Risikofragebogen-RKVF 

Untersucht den Zusammenhang von R i s i k obere it s c h a f t und Straf -
fälligkeit (vgl. Schwenkmezger 1977; Merz 1963; Jackson u.a. 
1971; 1972). Enthält folgende Dimensionen: 1. physische Risiko-
bereitschaft (PH; 27 Items), 2. soziale Risikobereitschaft (S; 
28 Items l, 
finanzielle 

3. ethi sehe Ri si koberei tschaft 
Risikobereitschaft beruflich 

(E; 23 Items), 4. 
und geschäftlich 

(Fl; 20 ltems), 5. finanzielle Risikobereitschaft - Glücks-
spiele {F2; 8 Items). 

4. Situationsfragebogen-SIT 

Mit 12 Items relativ kurzes Inventar zur Erfassung der Risiko-
bereitschaft in verschiedenen Situationen (v9l. Schwenkmezqer 
1977, S. 102 f.; Kogan u. Wallach 1964; Wallach u. Ko9an 1959; 
1961; Jackson u.a. 1971). 

5. Test"Wege-Wahl 1 

Dient neben der Erfassung der Risikoneiqung auch der Operatio-
nalisierung motorischer Impulsivität (vql. Liisel 1975; Cattell 
u. Warburton 1967). 
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6. Subjektives Delinquenzrisiko und Negative Valenz sanktio-
nierender Konsequenzen 

Ein für beide Bereiche jeweils 8 Items umfassender Test, der 
mittels Einschätzungsbögen die Wahrscheinlichkeit erfragt, er-
wischt zu werden bzw. die zu erwartende Höhe einer eventuellen 
Bestrafung (vgl. Lösel 1975, S. 106 ff., S. 140 ff. l. 

7. Marburger Skalen zur Erfassung des elterlichen Erziehungs-
s t i 1 s 

Dieser Fragebogen wurde von uns zur Erfassung eines Zusammen-
hangs zwischen selbstperzipiertem elterlichen Erziehungsstil 
und der Ansprechbarkeit auf die Behandlungsmaßnahmen und damit 
deren Wirkung eingesetzt. Die vier Skalen (väterliche Unter-
stützung (VU), mütterliche Unterstützunq (MU), väterliche 
Strenge (VS) und mütterliche Strenge (MS)) umfassen jeweils 15 
leicht verständliche Items (insgesamt somit 60 Items) (vql. 
Herrmann u.a. 1971; 1973; Stapf u.a. 1972; Stapf 1975; Lukesch 
u. Tischler 1975; zusammenfassende Darstel 1 ung der Erciebni sse 
bisheriger Untersuchungen zu den vier Skalen bei Baumqärtel 
1984, s. 28f.). 

8. Leistungsprüfsystem-LPS und Test d2 (Horn 1962; Bricken-
kamp 1972) 

Das LPS besteht aus 14 Aufgabenreihen und einer "Arbeitskur-
ve", welche die Konzentrationsleistung über einen längeren 
Zeitraum erfaßt. Der "Test d2" erfaßt Bereiche wie Leistungs-
fähigkeit, Konzentrationsfähigkeit und Aufmerksamkeit. 

9. Q-Sort 

Mittels vorgegebener Items werden das Selbstbild und das Ideal-
bild erhoben und aus der Höhe der Diskrepanz die Stärke 
psychischer Störungen oder das Ausmaß der Selbstzufriedenheit 
oder -unzufriedenheit erschlossen. Für unsere Untersuchung ver-
wandten wir die von Helm { 1974) entwickelte Kurzform des auf 
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Butler u. Haigh (1954) zurückgehenden Persönlichkeits-Q-Sorts 
(28 Items) (vgl. Minsel u. Heinz 1983; Frohburg 1972; Wyl ie 
1974; Dymond 1954). 

Zur Erfassung der Wirkungsweise des verhaltenstherapeutischen 
Behandlungsprogramms (Modellernen) wurden von uns außerdem 
vier "Prüfszenen" entwickelt ("Razzia", "Bekanntwerden einer 
Vorstrafe am Arbeitsplatz", "Freizeitgestaltung" und "Provo-
kation"), die auf Video aufgenommen und im Pre- sowie im 
Post-Test vorgespielt, die Antworten auf vorgegebene Alternati-
ven anschließend mittels Fragebogen erhoben wurden. 

Ergänzend zu den standardisierten Testverfahren wurde sowohl 
im Pre- als auch Post-Test jeweils ein gesondertes standardi-
siertes Interview durchgeführt. Hierdurch sollten zusätzliche 
Informationen erfaßt werden, die uns im Zusammenhanq mit der 
Vorgeschichte der Straftat, insbesondere aber auch mit dem 
Haftaufenthalt wichtig schienen. 

Das Vortestinterview beinhaltet insbesondere die Themenberei-
che Situation vor der Inhaftierung (wie etwa Freizeitbeschäf-
tigung, Kontakte in der Freizeit, Hintergrund der begangenen 
Tat, Verhältnis zu den Eltern/Freundin/Bewährungshelfer, in 
einem Heim gelebt?, finanzielle Situation, Alkohol- und Drogen-
konsum), Einschätzung der Situation in der Untersuchungshaft 
selbst (wie besondere Belastung in der Untersuchungshaft, Anre-
gungen zur besseren Gestaltung der U-Haft, Verhältnis zu den 
Mitgefangenen/Beamten, Kontakte zu anderen, Vorstellungen über 
psychologische/helfende Gespräche, erwünschte Gesprächspart-
ner) sowie die Situation und Erwartung bezüglich der Entlas-
sung (wie Befürchtungen hinsichtlich persönlicher Beziehunqen, 
Wohnsituation, Arbei tsstel l ensi tuati on, besondere Schwerpunkte 
der eigenen Tätigkeit nach Haftentlassung, Einschätzuna des 
eiqenen Rückfallrisikosl. Insgesamt enthält das Interview für 
den Vortest 40 Items, von denen jedoch ein großer Teil unter-
gliedert ist. Das Interview für den Nachtest enthält insqesamt 
45 ebenfalls weitgehend untergliederte Items. Im folgenden 
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werden lediglich die Resultate solcher Items angegeben, die 
Rückschlüsse auf den Behandlungserfolg zulassen (s. ausführ-
licher Kury 1986). 

Da in der Literatur zu Recht darauf hinqewiesen wird, daß 
reine Pre-Post-Untersuchungen die Wirkung einer Behandlung nur 
unvollständig erfassen können, entschlossen wir uns ergänzend 
hierzu, umfangreiche Verlaufsdaten zu erheben, was erwartunqs-
qemäß mit einem großen Aufwand verbunden war. Sämtliche Thera-
piesitzungen wurden auf Ton- und/oder Videoband aufgezeichnet, 
ferner füllten sowohl Klienten als auch Therapeuten nach jeder 
Sitzung jeweils einen eiqenen Therapiebeqleitboqen aus. Mit 
Hilfe dieser Begleitbögen sollten die subjektiven Eindrücke 
der Gruppentei 1 nehmer 
erfaßt werden (vgl. 

über die jewei 1 s vorangeqanqene Sitzun1:1 
hierzu ausführlicher Deutschbein 1986; 

s.a. Deutschbein in diesem Band; s.a. Eckert 1974; Franke 
1975; 1978). 

Die Bandaufzeichnungen wurden nach standardisierten Schemata 
ausgewertet. Um Hintergrundinformationen zu den Häftlingen zu 
erhalten, wurde eine Aktenanalyse durchgeführt. Auch hierbei 
wurde ein standardisierter Auswertungsbogen benutzt. Dabei tra-
ten erhebliche Schwierigkeiten hinsichtlich der Beschaffung 
der Akten auf, die insbesondere darin begründet waren, daß die 
Akten noch im Geschäftsgang waren, vor Ort benötigt wurden oder 
zwischen verschiedenen Institutionen hin und her versandt wur-
den. Da in solchen Fällen die Aktenanalyse vor Ort durchge-
führt werden mußte, war dies mit erheblichen zeitlichen und 
finanziellen Aufwendungen verbunden. 

Da die Wirkung einer Behandlunq nur unter Berücksichtiqung des 
Kontextes, in welchem sie stattfindet, beurteilt werden kann, 
führten wir eine vergleichende Institutionsanalyse der drei in 
der Untersuchung berücksichtigten U-Haftanstalten bzw. Abtei-
lungen durch. Diese Institutionsanalyse lieferte auch wichtige 
Informationen zur gegenwärtigen U-Haftpraxis. Ausführliche Er-
gebnisse sind veröffentlicht bei Busch (1986; vgl. a. den 
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Beitrag von Busch in diesem Band). Eine Befragung der Bewäh-
rungshelfer sowie der ihnen unterstellten ehemaligen Untersu-
chungshäftlinge lieferte Daten zur Nachentlassungssituation so-
wie zum Legalverhalten der Probanden nach Haftentlassung. Hier-
bei konnten wichtige Informationen über die nach Haftentlas-
sung auftauchenden Probleme gesammelt werden (vgl. den Beitrag 
von Spieß in diesem Band). In einem letzten Teil des Projektes 
wurden schließlich Daten zur Prognosestellung von Jugendri ch-
tern und Jugendstaatsanwälten erhoben. Hier ging es insbeson-
dere darum zu erfassen, nach welchen Kriterien und Strategien 
von Jugendrichtern und -staatsanwälten Prognosen erstellt wer-
den und welche Rolle hierbei Prognoseinstrumente spielen (vgl. 
den Beitrag von Fenn in diesem Band). Abb. l gibt einen 
Überblick über die einzelnen Schritte und Teile des Gesamtpro-
jektes. 

2. Ergebnisse zur Validität der Testdaten und zur Verqleich-
barkeit unterschiedlicher Probandengruppen 

Ein großer Teil der bei Straffälligen eingesetzten Persönlich-
keitsfragebogen wurde nicht speziell für diese Klientel ent-
wickelt. Deswegen soll als erstes für die in dieser Unter-
suchung verwandten Testverfahren geprüft werden, wie weit die 
statistischen Kennwerte sich bei diesen Probanden verändern. 
Des weiteren soll der Frage nachgegangen werden, ob und wie 
weit bei Straffälligen Verfälschungstendenzen im Sinne sozia-
l er Erwünschtheit auftreten; anschließend folgt ein Dberblick 
über die Stichprobengröße in den einzelnen Erhebungsabschnit-
ten. Da in Längsschnittuntersuchungen mit erheblichen Ausfäl-
len an Probanden zu rechnen ist, soll geprüft werden, wie weit 
aufgrund der Ausfälle an Untersuchungspersonen etwa bei den 
Nachtests mit einer· Verzerrung der Daten zu rechnen und von 
einer Verfälschung der Ergebnisse zum Behandlunoserfolg auszu-
gehen ist. Für die Interpretation von Posttest-Unterschieden 
zwischen den Gruppen und für Rückschlüsse auf eine Behandlungs-
wirkung ist außerdem die Frage nach 
drei Untersuchungsgruppen Freiburg, 
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Bedeutung. Schließlich soll ein Vergleich zwischen der Unter-
suchungsgruppe und der "Normal" - Bevölkerung sowie zwi sehen 
verschiedenen Tätergruppen durchgeführt und im letzten Ab-
schnitt dieses Kapitels die Ergebnisse einer Untersuchunq zur 
Wirkung unterschiedlicher Verstärkerarten auf das Lernverhal-
ten der Probanden dargestellt werden. 

2.1 Die Validität der erhobenen Daten 

Zur Überprüfung der Validität der bei den Untersuchungshäft-
1 ingen erhobenen Testdaten wurden für die einzelnen Skalen auf 
der Basis der Pre-Test-Ergebnisse getrennte Itemanalysen durch-
geführt und deren Ergebnisse mit den entsprechenden Angaben 
der Testautoren verglichen. Hieraus wurden Rückschlüsse darauf 
gezogen, ob und inwieweit die Meßgenauigkeit der einzelnen 
Instrumente bei der extremen Klientel der Straffälligen bzw. 
Untersuchungshäftlinge in einem stark geänderten Test setting 
beeinflußt wird. Tabelle l gibt die Ergebnisse der dutchgeführ-
ten Itemanalysen wieder. Insgesamt fällt auf, daß die Konsi-
stenzkoeffizienten der Fragebogenskalen mit wenigen Ausnahmen 
über Alpha = .60 liegen und somit den für Forschungszwecke 
geforderten Ansprüchen voll kommen genügen (vgl. hierzu auch 
Schwenkmezger 1977, S. 166 f.). Der Situationsfragebogen er-
reicht insgesamt einen relativ schlechten Wert (.46). Beim 
Vergleich der Konsistenzkoeffizienten mit den entsprechenden 
Angaben der Autoren, sofern solche vorliegen, erzielen die 
einzelnen Fragebogenverfahren auch bei der von uns erfaßten 
U-Haftgruppe insgesamt gute Konsistenzwerte. Lediglich beim 
FPI weichen die Konsistenzwerte unserer Stichprobe im Ver-
gleich zur Eichstichprobe deutlicher ab. ·sei den übriqen Ver-
fahren sind die Unterschiede geringer, was u.a. daran liegen 
dürfte, daß die Verqleichsstichprobe sich ebenfalls aus Straf-
fälligen bzw. Angehörigen sozialer Randgruppen zusammensetzt 
(so etwa beim Gießener Fraqebogenl. 

Insgesamt sprechen die Ergebnisse der Itemanalyse für die 
Anwendbarkeit der ausgewählten Testverfahren bei unserer Klien-
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tel und für die Validität der erhobenen Testdaten. Bezüglich 
der Marburger Skalen zur Erfassung des elterlichen Erziehungs-
stils prüften wir zusätzlich die Frage, wie weit "mit zunehmen-
dem zeitlichen Abstand von der (ehemals) erlebten komplexen 
Erziehungswirklichkeit, •.. in den Urteilen der Probanden be-
züglich des (ehemaligen) Erziehungsverhaltens ihrer Eltern" 
(Stapf u.a. 1976, S. 1101 mit ko\'.lnitiven Schematisierun\'.lspro-
zessen zu rechnen ist. Die Resultate sprechen dafür, daß letz-
tere bei unserer Stichprobe offensichtlich kaum zum Tragen 
kommen. Die von uns gefundenen Erqebnisse entsprechen weit-
gehend den von Stapf u.a. an 10- bis 14jährigen männlichen 
Schülern errechneten Werten und sprechen ebenfalls für die 
Validität der mit dem Verfahren erhobenen Daten. 

Für den "Fragebogen zur Erfassung von Agqressivitätsfaktoren-
FAF" (vgl. Hampel u. Selg 1975) konnten Koch u. Probst (1977) 
zeigen, daß die faktori el 1 e Struktur dieses Persönlichkeits-
fragebogens stark schichtabhängig und eine Übertragung auf den 
Bereich des Strafvollzugs von daher nicht unproblematisch ist. 
Sie fordern vor diesem Hintergrund die Berechnung schicht-
spezifi scher Normen. Da die Höhe einer eventuel 1 en Verfäl-
schung von psychologischen Testergebnissen - auch in der Folge 
bewußt oder unbewußt falschen Antwortverhaltens im Sinne so-
zialer Erwünschtheit - bisher kaum bekannt ist, entschlossen 
wir uns zu prüfen, inwieweit Persönlichkeitsfraqebogen unter 
den im Vol 1 zug gegebenen Testbedingunqen etwa Verfälschungs-
tendenzen durch die Insassen unterliegen: 

Mummendey u. Balten (1981, S. 154) heben beispielsweise her-
vor, daß sieh nach ihren 
herkömmlicher Fragebogen 

Untersuchungsergebnissen "kaum Items 
finden (ließen), die offensichtlich 

nicht auch zu 'sozial erwünschten' Antworten einladen". 
Messick und Jackson ( 1961) haben für den MMPI einen Großtei 1 
der Varianz auf Faktoren der Antworttendenz wie sozialer Er-
wünschtheit (social desirability, SD) und Akquieszenz (Ja-
Sage-Tendenz) zurückgeführt (vgl. auch Jackson 1967) und 
Cronbach wies bereits 1946 auf die Möglichkeit negativer Beein-
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~-= Ergebnisse der lte•analyse zu den verwandten Testskalen (Vortestdaten) 

"'' m e, s nvtn ar 

Testihlen Geu„tgNpps Anuhl der 
U-Haft ,_ 

:•51: 'I,., 

FPI-1 1.58 '·" " FPl-2 6.72 2.10 ~! '·" 3.05 
S.78 2.48 " FPl-5 8.ll 2.81 " f"Pl-6 5.92 2.10 " m:: 4.97 2.JJ " 4.ll 2.J) l~ 10.82 '·" fPl-f 1.14 2.20 " ~:::: 7.07 2.52 " '·" '·" " 1 F1hrerlbtrgu.1. 1978.s. 

FrelburgarPencinltchklitstn.-entu FPl•B 

Ttstsk1\en Ge~~t, .... ppe Mzthl der 
U-Haft "-.... . 'I,., 

FPl•l 7.14 J.61 g m-2 5.44 2.64 
FPl-3 , ... '·" " FPl-4 "' 2.64 l~ F~I-S "' J.U 

~~::1 5.38 '-" ig 5.26 "' fPl-8 4.17 2.ll " f~J:: 10.21 2.57 " 6.85 2.67 " fPI-N 7.85 2.43 " FPl·N 6.9l "' " 

hb. 1: {Fortsetzung) 

T1t$Uilllen Mahl dir 

durchscM!ttl. Alpl,1 Alpha 
lltttelwrte ll-11,ft•l'bn. 
der ltal 

'-" 0.81 0.19 
1.48 , ... 0.69 
I.Jl 0.7l 0.79 
l.42 0.13 0.75 
1.40 0.64 o.n 
1.40 i.~ 0.10 
I.SO '·" 1.55 g::! 0.69 
1.21 0.74 
'-" 0.51 0.64 
'-" 0.67 0.76 
1.45 0.54 0.69 

dun;hschRittl. Alpha Alpl>I 
Nitteherte U-1111t-f'bn. 
dir Itas 

1.51 0.19 o.n 
'-" , ... 0.70 
J.ll 0.74 0.79 
1.39 0.73 o.76 
1.42 0.79 , ... 
'-" , ... o.s, 
'-" 0.75 0.62 
1.57 0.66 0.69 
1.25 0.69 0.74 
1.41 , ... 0.62 
l.JJ , ... 0.74 
1.45 0.42 '·" 

durchschnitt .. ~. ~l;:rr~ ~!~:t-Pbn. 111tu1 ... ,u ::~~:;::1 derlta:s 

"·' 20.48 '" " '-" 0.74 ,,., 33.67 4.ll " 1.00 '·" 
"·' 17.07 '·" " 1.21 , ... 

u " l:li '·" 3,10 " 0.71 

"·' 5.41 " , ... 
c,., 23.18 l.Jl " 1.4' 0.71 
~f-8 16.02 2.51 II 1.45 0.64 

g:::, 16.04 2.)8 " 1.00 0.62 
42.00 5.57 " '-" 0.82 

GT-Prot 32.75 '·" " 1.42 o.74 

r.r-Stig 35.74 4.42 " '·" 0.78 

1 R1tllindlr 1978. S. 5 f.; N 585; lnlll!lwn, Arrftt•und .,..rd1tr1f1n1tali.n 
ln1t!tut!On&lhlarteJu91ndl!che1b 16 Jl/ln, 

lif-S2 

1.F•S3 
1.F-S4 

39,li 6.47 

23.\6 l.U 
28.80 J.59 

1 Rt•m•rl978,5.6 
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" " 

dwr<:h1chn1ttl. Alpha 
llittel•rte 11-Haft-l'lln. ....... 

1.40 0.86 

1.50 0.89 

I.S4 O.S6 
1.60 o.,s 

t~ 
t~: 
0.73 
0.81 

t,t 
0.59 , ... 
'·" 
0.71 

0.68 o.n 

Trennsc~rfenderlt•s 
(Reihenfal11• der lt•• nach •ufste1ganden "'-"l 

·" ... .. ·" ·" ·" ... ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·"' ·" ·" ·" :~ ·" :: ·"' ·" ·" ... ·" ·" ·" ... ·" ... ·" .31 ·" ·" .JO ·" ·" ·" ... ·" ·" ::! ·" ·" ·" ... ·" :: ,JO :: ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" :~ .JO ·" ·" ·" ,31 ·" ·" ·" ·" :ll ·" ·" ·" ·" :!: Ji ... :~ ·" :~ ·" J~ ·" :~ J! ·" ·" ·" .31 ·" ·" ·" ·" :~ ·" ·" .II ·" ·" ·" ·" ·" .JO ·" ,31 ·" .31 ·" ·" ·" ... 
,JO ·"' ,OI ·" ·"' ... ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" 

fr....,sc~den dff lt•1 
(Reihenfolttd1rlla• nachtufstetgenden"'-rn) 

:~ ·" ·" ·" ·" ... ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ... ·" ·" ·" ·" ·" ·" :~ ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" Ji ·" ·" ::: ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" .JO ·" :;! ·" ·" ·" ·" ·" :n ... ·" ... ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·"' ·" ·" .11 ·" :f~ .OI ·" :ll ·" ::: ·" ·" ·" ·" ·" ·" .so ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" J: ·" ·" ·" " ·" ·" ·" ·" ·" ·" .18 
:~ ·" ·" :~ ·" ·" ·" ·" ·" ·" ... ·" ·" ·" ·" -~: -~ ·~ ·!! -~ ·!~ ·" ·" ·" ·" ·" . , .. 

Trennod_.-,f...,.i.,-Jt,.. 
(llethefttol91 dar lt- nach 111fltlljelldffl "-°n) 

·" ·'" ·" :~! ·" :i: ·" ·" ·" ·" :;} ... :!: ·" ·" ·" ·" ·"'· ... ·~ ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ... 
·" :U ·" ·" ·" ·" ·"' ·" ·" ·" :~ ;H :~ :~ ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ... ·" ·" ·" ·" ·" ... 
·" :n ·" ·" ·" ·" ·" ·" ,18 ·" . ... ·" ... ·" ·" ·" ·" • JO ·" ... ·" ... " ·"· ·" ·" :~ j~ ·" ·" .so ·" :g ::~ ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" :;: :~ ·~ ·" ·" :~ ·" ·" ·" ·" J: ·" ·" ·" :~ :~ :~ ·" ·" .JO :i! ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" :n ·" ·" ·" ·" ·" ifi ·" ... ·" ·" ·" ·" ·" .,0 -~ ·" ·" ·" ·" :~ :n :: ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ·" ,31 ·" ·" ·" ·" 

TrtMSclllorfen der ltas 
(llelhenfolgt der ll•i l'IIICh 111httl9'nden "'-"'' 



Tab. L (Fortsetzung) 

Ak.Vf-E 

jRXYF-fl 

AKVF·Fl 
RKVF·F 

31.01 

J.6.52 

)l.66 

~·" 
12.60 2.59 
O.l9 5,44 

. 
" 

1.57 .... 
0,72 

0.82 
0.81 

1schwe,..11ugsrl971,S.118:•:ll•I07:mrwollct-. ,...,.c1,,-str1fgef111g1ne 
b:N•l07;PoHiela.....:rter 

h.b. 1: (Fortsetzung) 

Negativth\eni sanktton1ertnder Konsequent Ne<J. Val. 

THUkall GesMltgruppe 
U-Haft 

14
N•579 

Ne<j.Vll. 43.68 I0.95 

ll!rbur!)erSkalen 

durdlschnlttJ. ,\lpfu, 

o.68 o.n 
0.76 0.67 

0.78 0.68 

0.69 0.11 

0.87 0,81 

Gesamtgruppe 
U-Haft 
N•518 ' . AnzaM der , ... Mitteh•rU IHtaft-Pbn. 

35.72 14.11 
30.45 IJ.02 
48.42 14.30 
41.68 15.Sfi 

'I,_ 

15 
15 
15 
15 

dl!ril.ells 

2.38 0.M 
2.0J 0.93 
3.22 0.M 
2.17 0.95 

1 Kury 198(1, S. 342: 1: ju91ndl1che DelirquenU 
b: V1rglelchs9n,ppe Nld1Utr1ff111191r 

Ges•tgruppe 
U-Haft 
N•&26 ' . 

377.35 77.65 

Anzahl.dir durchschnlttl. ~lphl 
Itms Mittelwrtt u-&ft-Pbn. 
"vu der ltem 

26.95 , ... 

0.95 O.90 
O.M O.iO 
0.95 0.92 
O.~ O.M 

Tr1tnns<hlrf1tnd•r lt•• 
(Rett-.nfolgeditr lt•• 111cll..,fst1lglf!IHll"-n) 

T.-.nnschllrfender lt•• 
(Rethenfolge d..- lt- nach 1uht1lge"6en .,_.n) 

34 .34 .17 

Trtnnschärfender lt•• 
(Rtihlnfc\91 der lt•s nach auht1l91"6 ... ...-rn) 

.57 .68 .71 .76 .75 .73 

Tttnnschllrftndtrlt•• 
(Reihlnfclgsder lt•• 11Kh..,fstllgsnd1n"'-rn) 

.61 .36 .59 .21 ,43 .49 .58 .59 

Trennschärfenderlt•s 
(Rethtnfolge d•r ltem n11ch aufsteigenden ,.._rn) 

.45 .60 ·" .40 .41 .38 .51 .58 

Trennscharftdtrlt•s 
(Reihenfolge der 1t111s nach auhtelgend•n "'-'"l 

.60 .67 .76 .ss .s1 .67 .11 .64 .n .69 .ao .56 .1e .74 .61 
-60 .66 .69 .12 ,74 .ss .72 .63 .66 .63 -75 .61 .59 .75 .74 .se .69 .76 .,1 .11 .69 .10 .n .67 .68 .n .75 .16 .69 .66 
.59 .79 ,71 .68 .78 .73 .78 .77 .64 .78 ,73 .76 .81 .76 .78 

Trennscllllrfe der ltem 
(lle1hllnfolge cltr ltms nach 1uhttlgenden "'-1-n) 

.51 ,61 .71 .13 .71 .71 .72 .71 .15 .72 ,7l .69 .70 ,68 
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flussung der Validität eines Tests durch die Response-sets hin 
(vgl. auch Edwards 1953; Berg 1967). Die Existenz eines allge-
meinen Konzepts Sozialer Erwünschtheit wird jedoch von Koch 
(1976) und Mummendey (1981b, S. 501) in Frage· gestellt. Zur 
Überprüfung der Verfälschbarkeit von Persönlichkeitstests, ins-
besondere Fragebogen, wurden seit Jahren zahlreiche Verfäl-
schungsstudien durchgeführt (vgl. etwa Irvine und Gendreau 
1974) und es wurden auch Möglichkeiten vorCleschlagen, wie 
diese Verfälschungstendenzen zu unterbinden bzw. zu kontrol-
lieren seien (vgl. Davison u. Neale, 1979, S. 791. Mummendey 
(1981a, S. 205 ff.; s.a. 1981b, S. 502 ff.l Clliedert die t-liig-
lichkeiten, Tendenzen der Sozialen Erwünschtheit zu be<legnen, 
in vier Kategorien: l. Kontrolle durch Itemkonstruktion (Formu-
1 ierung für die Versuchsperson undurchschaubarer Items l ,' 2. 
Antwortkombination (z.B. in der Forced-choice-Technik}, 3. spe-
zielle Kontrollskalen (auch: "Validitäts-", "Lügen-" oder "0f-
fenheitsskalen"; vgl. auch Edwards 1957) und 4. Kontrolle 
durch Instruktion (z.B. Anti-Verfälschungsinstruktionl. Da die 
angeführten Kontrollen nur graduell weiterhelfen, wurde u.a. 
die Forderung erhoben, in Auslesesituationen oder auch im 
Strafvollzug von einer Anwendung von Fragebogen abzusehen bzw. 
die Ergebnisse außerordentlich zurückhaltend zu interpretieren. 

Für die eigene Verfälschungsstudie gingen wir von folgenden 
hypothetischen Überlegungen aus: Die Insassen einer Strafvoll-
zugsanstalt sind einem besonderen Gewaltverhältnis ausgesetzt. 
Dies gilt besonders hinsichtlich Strafen einerseits und Gewäh-
rung von "Vergünstigungen" andererseits, wie beispielsweise 
VollzuClslockerungen, vorzeitige bedingte Entlassung etc. Dies 
wurde von unseren Versuchspersonen in einer Refragun9 bestä-
tigt. Sie befürchteten, daß sich die ·Testergebnisse, die zu 
den Gefängnisakten kommen, sieh negativ auf die Entscheidung 
über vorzeitige Entlassung bzw. Vollzugslockerung auswirken 
könnten (vgl. auch Quensel 1984). 

Wir erwarteten von unserer Untersuchung weniger Hinweise auf 
eine allgemeine Tendenz zur Verfälschung in Richtung einer 
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idealen Gesamtpersönlichkeit als vielmehr eine situationsspezi-
fische Reaktionsweise der Getesteten. Da Verfälschunostenden-
zen unter anonymen Testbedingungen am qerinosten und am stärk-
sten dann zum Tragen kommen dürften, wenn die Insassen davon 
ausgehen müssen, daß die Resultate zu ihren Vollzugsakten 
kommen, entschlossen wir uns zur Installation vier unterschied-
licher Gruppen. Gruppe (N = 17) erhielt die Zusatzinstruk-
tion, daß die Untersuchung anonym durchgeführt wird. Gruppe 2 
(N = 17) erhielt die Zusatzinstruktion, daß die Testresultate 
nur Forschungszwecken dienten, ohne Weiterleitung an Anstalt 
oder Justiz (nicht-anonym), Gruppe 3 (N = 19) erhielt die In-
struktion, daß die Testunterlagen zu den Vollzugsakten kämen 
und Gruppe 4 (N = 16) erhielt zusätzlich zu den Instruktionen 
der Gruppe 3 eine Anti-Verfälschungsinstruktion, d.h. den Hin-
weis, daß Verfälschungen erkannt werden würden. 

Die Ergebnisse einer Einwegvarianzanalyse, wobei die statisti-
sche Bedeutsamkeit der Mittelwertsunterschiede zwischen den 
Gruppen 1, 2, 3 und 4, den zusammengefaßten Gruppen 1 plus 2 
im Vergleich zu den Gruppen 3 plus 4 mit dem t-Test für 
unabhängige Stichproben überprüft wurde, zeigen denn auch ein-
deutig situationsspezifische Reaktionsweisen der Insassen. Die 
Tendenz geht dahin, vorwiegend aggressives Verhalten zu ver-
1 eugnen und die Item-Beantwortung entsprechend zu verfälschen. 
Die Insassen versuchen hier somit ihre Antworten den Normen 
Sozialer Erwünschtheit anzupassen, die sie beim Vollzugsper-
sonal - durchaus zu Recht - vermuten. Der Vergleich der Mittel-
werte zeigt, daß die Probanden umso stärker in diese Richtung 
manipuliert haben, je eher sie für sich selbst soziale Konse-
quenzen befürchteten. 

Da davon ausgegangen werden kann, daß bei anonymer Testdurch-
führung (Gruppe 1} keine oder zumindest nur eine sehr geringe 
systematische Verfälschungstendenz vorhanden ist, kann das Aus-
maß, mit dem die Testergebnisse der Gruppe 2 mit denen der 
Gruppe 1 übereinstimmen, als Indikator für mögliche Verfäl-
schungen etwa im Sinne der Sozialen Erwünschtheit bei der von 
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uns in der Hauptuntersuchung verwandten Instruktion angesehen 
werden. Aus Tabelle 2 geht hervor, daß sich ein signifikanter 
Mittelwertsunterschied zwischen den beiden Gruppen ledi9lich 
bei einer von 23 Skalen ergibt, nämlich bei FAF-1 /spontane 
Aggressivität l, wobei auch hier die Irrtumswahrscheinl ichkeit 
knapp unter der Signifikanzgrenze liegt (p = .041. Es kann 
somit insgesamt davon ausgegangen werden, daß die Verfäl-
schungstendenz bei Gruppe 2, wenn überhaupt, nur relativ nied-
rig ist, was auch für die Validität der in unserer Hauptunter-
suchung erhobenen Daten spricht. 

Um zu prüfen, ob und inwieweit die Resultate der Verfälschungs-
studie, die an Insassen des Jugendstrafvollzugs gewonnen wur-
den, auf die von uns erfaßten Untersuchungshäftlinge übertra-
gen werden können, wurden die in der Hauptuntersuchung erhal -
tenen Vortestergebnisse beim FPI und den Marburger Skalen zur 
Erfassung des elterlichen Erziehungssti 1 s mit den Gruppen 1 
bzw. 2 der Verfälschungsstudie verglichen. Bedeutsame stati-
stische Unterschiede ergeben sich bei lediglich 3 von insge-
samt 16 Mittelwertsvergleichen. Die Untersuchungshäftlinge 
schildern sich im Vergleich zu den anonym beantwortenden Straf·· 
häftlingen signifikant weniqer erregbar IFPI-4; p = .021, we-
niger offen und selbstkritisch (FPI-9; p = .021 und weniqer 
extravertiert (FPI-E; p = .01 l. Im Vergleich zu Gruppe 2 schil-
dern sie sich als weniger erregbar (FPI-4; p = .03), als emo-
tional stabiler (FPI-N; p = .05) und den Erziehunqsstil des 
Vaters beschreiben sie zusätzlich als weniger streng (Marbur-
ger Skalen; VS; p = .01 ). Die übrigen Mittelwertsunterschiede 
sind statistisch nicht bedeutsam, können jedoch in Richtung 
einer Verfälschungstendenz interpretiert werden. Insqesamt be-
stätigen die Resultate der Untersuchung unsere Hypothesen weit-
gehend und die Validität der von uns in der Hauptuntersuchung 
erhobenen Daten konnte zusätzlich belegt werden. 

Als eine der größten methodischen Schwierigkeiten bei Länqs-
schnittuntersuchungen wird in der Literatur das Problem der 
Ausfallquoten über die Zeit (Mortalität) diskutiert (vgl. auch 
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Blass-Wilhelms, 1983, S. 236; Egg 1979a; 1979b). Ausfälle 
wären kein methodisches Problem unter der Bedingung, daß sie 
zufallsgesteuert zustandekommen und daß keine Korrelationen 
zwischen den Ausfallsursachen und den zu erfassenden Merkmalen 
bestünden, was jedoch nicht der Fall sein dürfte, wie sich am 
Beispiel der "Verweigerer" {"dropouts"l in Behandlungsprogram-
men als den am wenigsten motivierten und kooperativen Klienten 
zeigen 1 äßt. 

Bei einer Langzeituntersuchung zur Behandlungsforschung in der 
U-Haft war aufgrund der großen Fluktuation und - unter dem 
Gesichtspunkt einer Behandlungsmaßnahme - der relativ kurzen 
durchschnittlichen Aufenthaltsdauer von vornherein mit erhebli-
chen Ausfällen im laufe der Zeit zu rechnen. Deshalb war 
bereits bei den Vortests für einen Teil der Jugendlichen die 
Einbeziehung in die Pre-Tests aufgrund des vorher absehbaren 
Ausscheidens aus der Haftanstalt {Verlegung, Entlassung etc.) 
ausgeschlossen. 

Tab. 3: Gründe für die Nichterfassung von neuei nge lieferten Probanden 
in den 3 U-Haftanstalten (Pretest) 

FR MA RA 
N ' N ' N ' (100 \ = (100 \ = (100 ' = 

N = 31) N = 112) N = 137) 

Entlassung 5 16 12 11 31 23 
Verlegung 7 23 16 14 12 9 
Verweigerung 7 23 12 11 27 20 
Krankheit - - 6 5 3 2 
Ausländer - - 28 25 27 20 
Verhandlung - - 1 1 1 1 
Anal phabeth 3 10 9 8 9 7 
Termin 1 3 12 11 - -
Transport - - 1 1 - -
Test abgebrochen 1 3 4 4 9 7 
Wiederhol er 7 23 11 10 18 13 
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Bei den Vortests sind insqesamt 29 % aller in die drei Unter-
suchungshaftanstalten Eingelieferten nicht erfaßt worden. Ta-
belle 3 gibt einen Überblick über die dafür maßgeblichen Grün-
de. Insgesamt wurden durch die Vortests N = 699 Probanden 
erfaßt. Von diesen wurden 14 Probanden von vornherein ausqe-
schlossen, weil sie die Tests nicht ernsthaft ausfüllten, 4 
Probanden nahmen unverschuldet an der Voruntersuchung nicht 
teil. In auswertbarer Form wurde der größte Teil der Tests von 
mehr als 90 % der Probanden ausgefüllt. Etwas höher sind die 
Ausfälle beim Q-Sort. Die Prüfszenen wurden ohnehin nur in 
Freiburg vorgelegt. Da die Interviews erst einige Monate nach 
Beginn der Hauptuntersuchung durchgeführt werden konnten, wur-
den aufgrund des großen Zeitaufwandes per Zufall einzelne 
Probanden von der 
Ergebnisse liegen 
Ausfälle bei den 

Teilnahme am Interview ausgeschlossen. Die 
von 45,7 % der Vortestprobanden vor. Die 
Post-Tests sind relativ hoch. Nur 35,l % 

all er in die Studie aufgenommenen Probanden konnten bei den 
Nachtests erreicht werden. Von nahezu 2/3 aller Probanden 
liegt somit eine zweite Teiluntersuchung nicht vor. 

Tab. 4: Gründe für den Ausfa 11 von Probanden bei der Nachuntersuchung 
{Posttest) 

Gründe FR MA RA 

N % N % N % 

Entlassung 65 65. 7 94 63.9 107 54.3 
Verlegung 21 21. 2 34 23.1 25 12.7 
Verweigerung 5 5.1 6 4.1 19 9.7 
Krankheit 1 1.0 1 0.7 - -
Ausländer - - - - 10 5.1 
Verhandlung - - - - 6 3.0 
Termin 3 3.0 - - 11 5.5 
Transport - - 4 2.7 - -Test abgebrochen 4 4.0 6 4.1 8 4.1 
Wiederhol er - - 2 1.4 11 5.6 

Summen 99 100.0. 147 100.0 197 100.0 
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Tabelle 4 zeigt, daß es hauptsächlich Entlassungen und Verle-
gungen sind, die die Ausfallquote bewirken. 

Erhebliche Schwierigkeiten bereitete jedoch nicht nur das Er-
reichen der Probanden, sondern auch die Beschaffung von deren 
Akten. Wenn überhaupt, so wurden die Akten nur für kurze Zeit 
von den Gerichten zur Verfügung gestellt, da es sich um 
laufende Verfahren handelte, jedoch auch nach Abschluß der 
Verfahren blieb ein Großteil der Gerichts-, U-Haft- bzw. Straf-
vollzugsakten immer noch im Verfahrensgang und/oder befand 
sich an anderen Gerichtsorten. Aufgrund des erheblichen Erhe-
bungsaufwandes wurden mit Ausnahme der Freiburger Experimental-
gruppe lediglich von ca. der Hälfte der Probanden die Akten 
angefordert und ausgewertet. Die Auswahl erfolgte nach Abzug 
der für eine sinnvolle Auswertung unvollständigen Akten per 
Zufall. Trotz größter Anstrengungen konnten insgesamt ledig-
lich N = 388 ( = 88 % l Akten beschafft werden. Die Ausfälle 
liegen dabei mit 12 % niedriger als die Ausfallquote bei den 
Nachtesterhebungen. Von den Mannheimer und Rastatter Probanden 
liegen die Aktendaten von 50 % aller HäftlinC1e vor, was auch 
angestrebt wurde; bei den Freiburger Probanden beträgt die 
Quote 76 %. 

Von insgesamt einem Viertel der Probanden liegen mit Hilfe der 
Bewährungshilfe erhobene Daten und Informationen zum Verfah-
rensausgang vor (N = 170), wobei die Quote mit 40 % in Frei-
burg besonders hoch und mit 16 % in Mannheim vergleichsweise 
niedrig ist (Rastatt = 24 %). Eine ausführliche Darstellung 
dieser Nachbefragung findet sich bei Spieß ( 1986; vgl. auch 
Spieß 1979; 1980; s. auch den Beitrag von Spieß in diesem 
Band). 

Von den insgesamt N = 162 im Vortest erfaßten Probanden der 
Freiburger Experimentalgruppe nahmen letztlich N = 107 166 %l 
an der Behandlung teil. Die Zuteilung zum qesprächstherapeu-
tischen bzw. verhaltenstherapeutischen Programm (je 50 %) er-
folgte per Zufall. Von den N = 107 Probanden nahmen alle am 
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Vortest tei 1, jedoch nur N = 32 ( 59, 3 % der 54 Vortestpro-
banden) der verhaltenstherapeutisch und N = 28 (52,8 % von 53) 
der gesprächstherapeutisch Behandelten auch am Nachtest. Anga-
ben zum Verfahrensausgang liegen von N = 54 (50,5 %) der-
jenigen Probanden vor, die am Behandlungsprogramm teilnahmen. 
Bei N = 32 (29,9 %) der Behandelten sind zusätzlich zum Verfah-
rensausgang auch noch Vor- und Nachtest vorhanden. Abbildung 2 
gibt einen Überblick Uber die einzelnen Stichprobengrößen. 

Die hohe Ausfallquote an Probanden in den einzelnen !Inter-
gruppen führt trotz der hohen Ausgangsstichprobe zum Schrumr-
fen der Zahl von Probanden, von denen alle Informationen 
vorliegen, auf eine relativ kleinen Kern. So reduziert sich 
die Probandenzahl in Freiburg von insgesamt N 162 auf 
N = 107 Teilnehmer am Behandlungsprogramm, auf N 60, von 
denen auch Nachtests vorl ieaen und schließlich N 32 Proban-
den, über deren Verfahrensausgang zusätzliche Informationen 
vorlagen. 

Da von 99,4 % all er Probanden Vortestergebnisse vorlagen und 
die Prüfung der Validität der Testergebnisse positiv ausfiel, 
bot sich die Möglichkeit an, anhand dieser Vortestergebnisse 
zu überprüfen, wie weit aufgrund der hohen Ausfallquoten mit 
systematischen Verzerrungen der Resultate einzelner Untergrup-
pen aufgrund der Selektion der Probanden zu rechnen ist. 
Anhand der Daten aus den Pre-Tests wurden für die Gesamtgruppe 
jeweils getrennt für die Untergruppen Freiburg, Rastatt und 
Mannheim zunächst Mittelwertsvergleiche auf Skalenebene 
(t-Test für unabhängige Stichproben) für die im Vortest einge-
setzten Testverfahren errechnet und zwar für folgen de Tei 1-
sti chproben: 

a) Probanden mit Nachtest im Vergleich zu solchen ohne 
Nachtest, 

bl Probanden, bei denen der Verfahrensausgang bekannt 
war, im Vergleich zu solchen, bei denen hierzu keine 
Informationen vorlagen, 

319 



,-.. ' 0 
0

. 

' " 0. e: :i i .E ! [ 1 

Probandengruppe (Pbn.) 

Probanden insgesam
t erfaßt 

G
esam

tpopulation 

ausw
ertbarer P

retest vorhanden 

ausw
ertbarer P

osttest vorhanden 

ausw
ertbarer Pre-

und Posttest 
vorhanden 

Probandenzah 1 1 nsgesam
t 

erreichte Probandenzahl 

ausw
ertbarer P

retest vorhanden 

ausw
ertbarer P

osttest vorhanden 

ausw
ertbarer Pre-

und Posttest 
vorhanden 

--
V

orinterview
 vorhanden 

r""'·-,~ .. ··-
or-

und N
achinterview

 vorhanden 

usw
ertbarer Pre-

und Posttest 
orhanden 

-
-

rrfahrensausgang bekannt 

usw
ertbarer P

retest vorhanden 

~usw
ertbarer P

osttest vorhanden 
usw

ertbarer Pre-
und Posttest 

orhanden 

1 

G
esam

tgruppe 
100 

209 
300 

4 

699 

689 

685 

242 

238 

8 

1 
385 

1 
313 

6PO 
Fre1burg 

100 
2QO 

], 

164 

162 

162 

26 

19 

19 

7 

fil:......t. 
Größe der Stichproben bei den einzelnen U

ntersuchungsabschnitten bzw. Erhebungsverfahren, 

238 

235 

235 

133 

h 37 

37 

21 

21 

getrennt nach G
esam

tgruppe und den drei Erhebungsorten {die Zahlen geben die Stichprobengrößen an) 

M
annheim

 
R

astatt 
lqo 297 

292 

288 

H
 :: 

1 
0 N

 
M

 



w
 

N
 ..... 

Pr
ob

an
de

ng
ru

pp
e 

(P
b~

 N
 

Ci
es

am
tg

ru
pp

e 
Fr

ei
bu

rg
 

4
0

6
0

i
j
0

1
 

V
er

ha
 1 t

en
st

he
ra

pi
 e 

G
es

pr
lic

hs
ps

yc
ho

th
er

ap
i e

 

Pr
ob

an
de

nz
ah

 l 
in

sg
es

am
t 

10
7 

1 
au

sw
er

tb
ar

er
 P

re
te

st
 

vo
rh

an
de

n 
10

7 

au
sw

er
tb

ar
er

 P
os

tte
st

 
vo

rh
an

de
n 

60
 

au
sw

er
tb

ar
er

 P
re

-
un

d 
Po

st
te

st
 

60
 

C
. 

vo
rh

an
de

n 

" 
Pr

e-
un

d 
P

os
tt

es
t 

un
d 

V
er

fa
h-

32
 

re
ns

au
sg

an
g 

vo
rh

an
de

n 
... 

12
0 

20
 

40
 

60
 

89
 

10
9 

12
.0

 

r: 4 
14

 

20
 

28
 

28
 53

 

53
 

40
 

G
rö

ße
 d

er
 S

tic
hp

ro
be

 i
n 

de
n 

ei
nz

el
ne

n 
U

nt
er

su
ch

un
gs

ab
sc

hn
itt

en
 d

er
 F

re
ib

ur
ge

r 
Ex

pe
rim

en
ta

lg
ru

pp
.?

 i
ns

ge
sa

m
t 

so
w

ie
 g

et
re

nn
t 

na
ch

 d
en

 b
ei

de
n 

du
rc

hg
ef

U
hr

te
n 

T
he

ra
pi

ea
rt

en
 (

di
e 

Za
hl

en
 g

eb
en

 d
ie

 S
tic

hp
ro

be
ng

r:
jß

e 
an

) 

u 



c} Probanden, bei denen eine Aktenanalyse durchgeführt 
werden konnte, im Vergleich zu solchen, bei denen 
keine Aktendaten vorlagen, 

d} Probanden, bei denen der Verfahrensausgang bekannt war 
und bei denen gleichzeitig ein Nachtest vorlag, im 
Vergleich zu solchen, bei denen keine Informationen 
über den Verfahrensausgang und auch kein Nachtest vor-
lagen. Diese Berechnungen wurden außer für die Gesamt-
gruppe zusätzlich für die Freiburger Experimentalpro-
banden getrennt durchgeführt, 

el Freiburger Probanden (Experimentalgruppe), die am Be-
handlungsprogramm teilnahmen, im Vergleich zu solchen, 
die nicht teilnahmen und schließlich 

f} Freiburger Probanden, die am Therapieprogramm teil-
nahmen und bei denen gleichzeitig ein Nachtest vorlag, 
im Vergleich zu solchen, die nicht an der Behandlung 
teilnahmen und bei denen auch kein Nachtest vorhanden 
war. 

Bei diesen Vergleichen zeigt sich, daß signifikante Unter-
schiede zwischen den Gruppen selten sind (nur ein Vergleich 
ist auf dem 0, l %-Niveau signifikant, keiner auf dem 
0,01 %-Niveau} und weitgehend als zufällig zu betrachten sind. 
Die meisten Werte sind - wenn überhaupt - ausschließlich auf 
dem 5 %-Niveau signifikant. Die Ergebnisse sprechen also gegen 
die Annahme verzerrter Werte hinsichtlich der erfaßten Persön-
lichkeitsdimensionen der Therapieteilnehmer. 

Ergänzend zu den Gruppenvergleichen bezüglich der Mittelwerte 
in den einzelnen Testskalen wurden von uns zusätzliche Ver-
gl ei ehe zwi sehen den einzelnen Gruppen auf der Ebene neuer 
"übergeordneter" Skalen bzw. Persönlichkeitsdimensionen, die 
faktorenanalytisch aus den 47 Testskalen gewonnen wurden, 
durchgeführt. Die so gewonnenen 7 Faktoren klären immerhin 
49,6 % der gesamten Varianz auf. Sie lassen sich kurz durch 
folgende Variablen kennzeichnen: 
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Faktor l: Dieser Faktor repräsentiert offensichtlich den Be-
reich Mißgestimmtheit, Depressivität, Ängstlichkeit, Minderwer-
tigkeitsgefühle und Selbstunsicherheit. Probanden mit hohen 
Testwerten zeigen somit eine relativ hohe subjektive Problembe-
lastetheit und Selbstunzufriedenheit. 
Faktor 2: Dieser Faktor erfaßt deutlich den Bereich Aggressivi-
tät, Dominanzstreben, Protesthaltung vor dem Hintergrund emo-
tionaler Unreife. 
Faktor 3: Dieser Faktor ist gekennzeichnet durch eine erhöhte 
Risikobereitschaft und zeigt sowohl im Risikofragebogen RKVF 
als auch im Situationsfragebogen und im Test "Wegewahl" hohe 
Ladungen. 
Faktor 4: Dieser Faktor ist eindeutig gekennzeichnet durch 
relativ hohe positive Ladungen der 8 Variablen des Fragebogens 
"Subjektives Delinquenzrisiko". 
Faktor 5: Dieser Faktor erfaßt das Ausmaß, mit dem Sanktionen, 
etwa von einer Verwarnung bis 
den Probanden negativ erlebt 

zu einer Gefängnisstrafe, 
werden. Er repräsentiert 

von 
wie 

Faktor 4 ein eigenes Testverfahren. 
Faktor 6: Dieser Faktor erfaßt offensichtlich eine negative 
Einstellung gegenüber der Herkunftsfamilie und den Eltern als 
Autoritätspersonen, Streben nach Selbständigkeit und Protest 
gegenüber Bevormundung. 
Faktor 7: Dieser Faktor, der sich ebenfalls auf den elterlich-
familiären Bereich bezieht, ist eindeutig gekennzeichnet durch 
relativ hohe Ladungen auf den Variablen väterliche und mütter-
liche Strenge der Marburger Skalen zur Erfassung des elterli-
chen Erziehungsstils. 

Eine Interkorrel ation der sieben Faktoren 
hende Unabhängigkeit voneinander. Selbst 

zeiqt deren weit~e-
da, wo statistisch 

signifikante Zusammenhänge auftreten, ist deren absolute Höhe 
mit r L.09 relativ niedrig. Für sämtliche Versuchspersonen 
wurden auf der Basis der Pre-Testergebnisse die individuellen 
Faktorenwerte für diese sieben Faktoren berechnet. Für die 
Probanden der sechs oben genannten Gruppen wurden dann für 
alle sieben Faktoren Mittelwertsvergleiche berechnet. Die oben 
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auf Skal enebene gefundenen Resultate werden weitgehend bestä-
tigt, was die Schlußfolgerung erlaubt, daß sich die einzelnen 
Untergruppen nicht systematisch voneinander unterscheiden, die 
Ausfälle somit kaum zu Verfälschungen der Resultate führen 
dürften. 

Die obigen Ausführungen sowohl bezüglich der testtheoretischen 
Validität der Testverfahren bei der von uns erfaßten Klientel, 
der Problematik einer Verfälschung der Tests etwa im Sinne der 
Sozialen Erwünschtheit als schließlich auch hinsichtlich einer 
Verzerrung der Unterstichproben aufgrund von Ausfällen an Pro-
banden, deuten insgesamt auf eine relativ hohe Aussagekraft 
der erhobenen Testdaten hin und sprechen dafür, daß die Resul-
tate der einzelnen Untergruppen für die Gesamtheit der Proban-
den verallgemeinert 
Ausgangsbasis für 
Hauptfragestellung 
nach der Wirkung 

werden können. Das ist eine insgesamt gute 
die Interpretation der hinsichtlich der 
gefundenen Resultate, nämlich der Frage 
der Behandlung bei den jugendlichen und 

heranwachsenden Untersuchungshäftlingen. 

2.2 Zur Vergleichbarkeit der Probandengruppen (Freiburg/Ra-
statt/Mannheim) 

Im folgen den soll der Frage nachgegangen werden, ob zu erwar-
tende Unterschiede in den Nachtestergebnissen, insbesondere 
zwischen den Freiburger Probanden einerseits und den Rastatter 
und Mannheimer Probanden andererseits, außer auf eine Behand-
lungswirkung des Freiburger Resozialisierungsprogramms darauf 
zurückzuführen sind, daß die nicht per Zufall auf die drei 
Anstalten zugewiesenen Untersuchungshäftlinge sich bereits zu 
Haftbeginn in den Kriterienvariablen unterschieden bzw. daß 
die Anstalten und die in ihnen durchgeführten Vollzugsmaßnah-
men die Persönlichkeit der Inhaftierten institutionsspezifisch 
beeinflußten und somit dieser Umstand für die am Ende der 
Haftzeit diagnostizierten Differenzen verantwortlich ist. 
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Insgesamt zeigen die Ergebnisse der einzelnen Testverfahren 
und der sieben faktorenanalytisch gewonnenen Dimensionen für 
den Gruppenvergl ei eh zwi sehen Freiburg, Rastatt und Mannheim 
zahlreiche statistisch bedeutsame Unterschiede (vgl. Tab. 51. 
Die Mannheimer Untersuchungsgruppe weicht dabei am deutlich-
sten von der Experimentalgruppe in Freiburg und von der Ra-
statter Vergleichsgruppe ab; sie zeigt insgesamt ein auffäl-
ligeres, von der Norm stärker abweichendes Persönlichkeitsbild 
als die Freiburger und Rastatter Untersuchungshäftlinge. 

So haben die Mannheimer von den drei Gruppen die höchsten 
Mittelwerte etwa in den Testskalen FPI-1 (Nervosität), FPI-2 
(Aggressivität), FPI-3 (Depressivität), FPI-4 (Erregbarkeit), 
FPI-7 (reaktive Aggressivität), FPI-8 (Gehemmtheit), FPI-9 (of-
fen, selbstkritisch), FPI-N (emotionale Labilität) und in al-
len 12 Skalen des Gießener Fragebogens. Entsprechend zeigen 
sie im Kurz-Q-Sort die niedrigsten Selbstbild-/Idealbildkorre-
lationen, was inhaltlich in dieselbe Richtung deutet. Im Lei-
stungsbereich (LPS) zeigt die Mannheimer Gruppe zumindest ten-
denziell die relativ schlechtesten Werte: Insbesondere in den 
Untertests und 2 (Allgemeinbildung, verbale Fähigkeiten) 
fallen sie im Vergleich zu den Freiburger und Rastatter Proban-
den ab. Im Gegensatz dazu haben sie im Risikofragebogen RKVF, 
insbesondere im Vergleich zu den Rastatter Probanden, eher 
niedrigere Werte, zeigen also weniger Risikobereitschaft. 

Die Mannheimer Probanden - dies wird auch durch die Aktenana-
lyse bestätigt - hatten offensichtlich ungünstigere Sozialisa-
tionsbedingungen als die übrigen Untersuchungshäftlinge und 
die Resultate deuten darauf hin, daß zur Abschätzung eines 
Behandlungserfolges ein Vergleich zumindest mit den Mannheimer 
Probanden für die Freiburger Gruppe problematisch ist. Das 
zeigt sich zusätzlich an der Deliktsstruktur der Probanden. In 
der Mannheimer Untersuchungshaftabteilung für Jugendliche und 
Heranwachsende befanden sieh zum Zeitpunkt der Untersuchung 
weniger Eigentums- und Vermögenstäter, dagegen, insbesondere 
im Vergleich zu Freiburg, mehr BTM-Täter. 
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s,gn,fHanzprufung der Unterschiede dl'r Vorte$twertl' zwischen den 3 Ortl'n 
ln dl'n einzelnen Tl'st$kalen (Varianunalyse) (Skalenrohwerte bzw. Selbst-
b1ld-ld~lb1ld-.llhnl,chke1t$kOeffizient r91J bei111KQS, faktorenwertebel densiebenfaktorl'nFAC) 

Gesamtgru(!l1:! fR "'- ... ,~ 
U-Haft FR-AA-RA 

Testskalen ' ' ' ' ' ' M ' ' p 
FPl-1 7.54 4.01 7.38 4.11 8.09 3.86 7. 6 4.04 '·" ·'" FPI-2 6.59 2.72 6.62 2.51 6.74 2.67 6.44 2.88 0.74 .476 
fPl-3 9.13 3."' '·" 3.10 9.63 2.85 8.7) 3.10 5.38 .004 
fP!-4 5.80 2.50 5.83 2.45 6.14 2.34 5.48 2.62 4.16 .015 
FPl-5 C.21 2.88 11.46 3.01 8.21 2.80 8.06 2.88 0.91 .399 
fPl-6 5.87 2.09 5.77 2.117 5.87 2.07 5.92 2.13 0.26 .769 
FPl-7 5.00 2.36 4.73 2.39' 5.28 2.37 4.91 l.32 2.73 .1)65 
fPl•fl 4,31 2.33 4.17 2.37 4.65 2.32 4.09 2.29 3.82 .022 
FPl-~ 10.76 2.ll 10.81 2.25 11.00 2.21 10.52 2.46 2.61 .073 
fPI-( 7.65 2.27 7.93 2.37 7.80 2.25 7.36 2.20 3.12 .024 
fPl-N 7.15 2.52 7.08 2.55 7.55 2.34 6.85 2.61 4.79 .008 
FPI-M 7,,. 2.37 7.07 2.40 6.74 2.33 7.28 2.36 3.09 .045 

Gf•l 9.25 3.31 8.92 3.14 9.92 3.33 B.91 3.32 l'i.79 .001 
cr-2 8.11 4.29 7.53 3.64 9.14 4.37 7.74 4.43 8.71 .000 
CF-J 10.71 2.46 10.48 2.43 10.99 2.34 10.61 2.49 2.211 .103 
CF-4 7.911 4,16 7.40 4.01 o.n 4,30 7 .5~ 4.00 R.78 .,oo 
GF-5 6.87 '·" 6.78 3.10 7.44 2.93 6.46 3.13 ~.36 .001 
CF-6 11,13 5.37 10.90 5.20 12.27 5.22 10.34 5.43 8.10 .000 
GF-7 11.71 3.29 A.54 3.lfl 9.29 3.17 8.34 3.JA 5.50 .004 
GF-8 5.84 2.54 5.79 2.46 6.22 2.37 5.56 ?.F,1 4.14 .01~ 
GF-9 3.35 2.16 3.86 2.06 4.17 2.14 3.83 2.22 1.68 .186 
GF•SF 15.47 5.61 14.70 5.53 17.01 5.35 14.66 5.63 12.73 .000 
GF·Prot 12.99 4,25 12.69 4.0!l 13.98 4.09 12.36 4.33 9.37 .000 
GF-St1p 10.19 4.43 9.36 4.16 11,31 4,43 9.75 4.42 II.Oll .000 

GF-51 23.84 7.40 22.67 7. l~ 25.51 7.34 23.13 7,38 11.73 .ooo 
CF-52 12.58 6.40 12.26 6.45 13,96 l:11 '1.11 6.44 8.06 .000 
GF-53 6.45 3.08 6.35 2.98 6.54 3.11 0.15 .852 
GF-S4 7.10 3.54 6.47 3.24 8.03 l.73 6.71 3.41 11.94 .000 

RKYF-PI! 16.74 3.79 17.02 3.78 16.17 3.74 17.08 3.79 3.93 .020 
RKYf•S 17.27 4.43 17.41 4.20 16.75 4.23 17.67 4.72 2.62 .073 
RKVF•[ 13.22 3.95 13.49 3.66 12.94 4.10 13.30 3.97 0.96 .380 
RKVF-Fl 9.03 3.79 9.37 l.72 8.65 3.50 9.16 4.07 l.93 .144 
RKVF-F2 3.33 2.56 3.10 2.63 3.27 2.55 3.53 2.53 1.41 .242 
RKVF-F 12.41 5.37 12.50 5.48 11.96 5.16 12.77 5.49 1.30 .270 
RKYF-G 59.00 13.11 60.51 12.68 58.06 12.64 611.93 ll.67 2.9' .050 

S!T•PII 10.40 2.133 10.51 2.69 10.17 2.96 10.56 2.78 1.16 .312 
SIT-S 8.28 2.79 8.19 2.73 8.23 2.75 8.40 2.88 0.29 .747 
SIT·E 8.78 2.47 8.93 2.40 8.54 2.53 8.90 2.46 1.46 .232 
S!T-Fl e.J3 2.RS 8.45 2.94 8.45 2.78 8.14 2.86 0.81 .443 
SIT-F2 1.97 1.31 1.97 1.29 1.97 1.34 1.96 1.31 0.00 .996 
SIT•F 10.35 2.90 10.48 2.81 10.52 3.110 10.12 2.1'17 1.14 .319 
SIT-r. 32.5fl 10.14 31.90 11.30 32.711 8.97 l2.R3 10.40 0.42 .653 

W~e.ahl 3.18 2.38 2.91 2.34 3.22 2.41 3.3<1 2.38 1.32 .126 

Tab. 5: (Fortsetzung) 

.EIL .... ... Varfaniaoalysl' 
U-Haft FR-MA·RA . M ' ' . ' Suhj. Del. 1 47.20 22.78 49.67 21.09 47.78 24.55 45.08 21.98 2.00 .135 

Suhj. Oel. 2 62.21 28.31 61.41 27.87 61.75 27.58 63.17 29.35 0.22 .796 
Suhj. Oel. 3 52.57 23.89 54.15 23.46 51.63 24.33 52.46 23.80 0.51 ,600 
Subj. 0,1. 4 72.54 23.97 75.59 21,72 72.70 24.15 70.46 25.04 2.15 .116 
Subj. Del. 5 43.75 25.53 47.19 25.35 44.80 26.35 40.60 24.60 3.42 .033 
Subj. Oel. ' 50.61 26.23 53.64 25.91 51.24 26.57 47.78 25.96 2.15 .116 
Suhj. Del. 7 50.82 23.65 52.10 23.46 52.85 2J.f13 47.82 23.44 2.52 .0,1 
Subj. Oel. 8 49.74 24.92 54.55 22.93 49.28 26.59 46.73 24.20 4.18 .015 

1te9. Val. 1 '·" 2.31 4.22 2.39 3.98 2.31 3.80 2.26 1.59 .203 
1te9. Val. 2 6.31 2.29 6.48 2.21 6.41 2.27 6.12 2.38 1.44 .236 
rteg. Val. 3 7.26 2.03 7.42 1.85 7.03 2.17 7.40 2.01 2.40 .090 
Ne9. Val, . 4.89 2.30 4.82 2.32 4.73 2.34 5.11 2.26 1.63 .19' 
Ne9. Val. 5 3.24 2.18 3.33 2.12 3.25 2.20 3.18 2.22 0.19 .819 
1te9. Val. 6 8.11 1.74 8.28 1.47 8.19 1.61 7.94 2.00 2.15 .116 
Neg. Val. 7 5.24 2.30 5.19 2.28 5.30 2.41 5.23 2.24 0.09 ·'" Neg. Val. 8 4.68 2.46 4.79 2.43 4.41 2.33 4.87 2.59 2.19 .111 

MASK·VS 35.60 13.87 35.32 13.79 36.20 14.44 35.26 13.46 0.28 .752 
MASK-HS 30.36 12.94 31.11 14.14 29.70 12.67 30.50 12.49 0.51 .598 
MASK-!«J 47.65 14.46 47.67 15.43 47.78 14.52 47.55 13.88 0.01 .985 
MASK-VU 41.41 15.29 42.38 16.09 41.72 15.08 40.58 15.02 0.64 .526 

LPS·l 13.99 6.43 14.25 6.39 12.89 6.19 14.72 6.53 5.13 .006 
LPS-2 14.80 6.31 \5.18 6.25 13.89 6.22 15.32 6.35 3.46 .031 
LPS-3 21.96 6.20 21.98 6.14 21.74 5.99 22.12 6.40 0.22 .798 
LPS-4 21.21 5.63 21.77 5.72 21.07 5.65 21.00 5.56 1.00 .366 
LPS-9 20.88 7.94 21.18 7.85 20.82 7.61 20.75 8.26 0.15 .859 
LP5·10 19.89 7.72 20.95 6.81 20.09 8.29 19.14 7.68 2.76 ·"' LPS-12 18.67 7.55 19.18 7.04 18.18 7.84 18.79 7.59 0.82 .437 
LPS-G 129.79 37.99 ll3.28 36.31 126.96 38.22 130.12 38.08 1.26 .283 

d2·GZ 374.98 78.62 359.43 75.92 372.52 78.79 386.07 78.58 5.93 .002 
d2·F1 59.12 43.68 46.48 32.21 61.72 48.66 63.42 43.05 3.60 .028 
d2-F2 46.80 27.97 )7.58 21.92 51.78 34.62 47.24 25.86 0.95 .389 
d2-F 137.75 57.06 108.71 57.20 132.66 80.10 148.50 37.01 1.45 ,244 
d2·F~ 32.83 13.20 24.00 8.10 33.54 19.01 34.80 9.14 1.95 .153 
d2·GZ·F 279.27 69.07 322.57 62.27 253.26 75.36 282.61 62,58 2.64 ,0,2 

Q-Sort .322 .334 .342 .325 .267 .331 .366 .337 4.10 .017 

FAC·l .01 ·" -.01 ·" ·" ·" -.11 ·" 6.25 .002 
FAC-2 .08 ,90 .01 ·" .23 .90 -.01 .90 5.00 .007 
FAC-3 -.09 ·" -.03 ,77 -.17 .90 -.04 ·" 1.49 .225 
FAC-4 .00 ·" ,16 ·" .oo ·" -.09 .85 4.02 .018 
FAC-5 -.03 ·" ,01 .88 -.03 .88 -.05 ·" 0.21 .804 
FAC-6 ,02 ·" -.07 .76 .12 .n .00 .86 2.78 .062 
FAC-7 .00 .76 .02 .76 -.03 ·" ·" .72 0.49 .611 
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Contrast Contru Contrast3 Contrnt4 
FR-MA FR-RA FR-MA/RA HA-RA 

t p t p t p t p ... ·'" '·" ·"' '·" ·" ·" ·"' 0.40 ,689 o.65 .513 o.13 .895 1.20 .229 
1.71 ,008 1.13 .255 o.34 .732 3.27 .001 
1.18 .237 1.33 .182 o.06 .950 2,88 .oo• 
0.82 .413 1.35 .176 1.20 .228 o.s1 .563 
0.47 .638 0.72 .470 o.66 .508 0.21 .787 
2.20 .028 o.74 .460 1.64 .100 1.72 .085 
1,94 .052 0.33 .736 0.91 .362 2.64 .008 
0.77 .438 J.21 .227 0.22 .821 2.26 .024 
0.54 .588 2.43 .015 1.63 .102 2.11 .035 
l.79 .073 0.86 ,386 0.53 .591 J.06 .002 
1.30 .194 0,86 ,388 0.26 .794 2,48 .013 

2.85 .004 '·" .961 1.59 .112 J.40 .001 
3.79 .000 Q.50 .616 2.50 .013 J.50 .001 
1.95 .051 0,53 .591 1.40 .161 1.68 .093 
3.48 .001 0.33 .739 2.15 .031 3.70 .000 
2.02 .04( 1.05 .290 Q.57 .568 J.54 .000 
2.41 .016 1.03 .301 0,80 .420 J.98 .000 
2.19 .029 0.60 .548 0.91 .360 3.l3 .001 
1.58 .113 0,88 .376 o.41 .676 2.86 .004 
1.34 ,180 0.1, ·'" , ... .495 1.73 .0113 
3.91 ,000 0.06 .946 2.lA .029 ,.66 .000 
2.85 ,005 0.11 .440 1.19 .232 4.22 .0011 
4.17 .000 Q.87 .384 2.84 .005 J.91 .ooo 

3.62 .000 0.61 .538 2.39 .017 3.55 .000 
2.51 .012 0.98 .359 0.92 .354 ].95 .000 
0.55 .579 Q.27 .787 0.46 .645 0.35 .726 
4.23 .000 0.69 ., .. 2.78 ·"" 4.16 .ooo 

2.11 .035 0.16 .866 1.09 .273 2.60 .009 
1.40 .160 0.57 .566 0.47 .636 2.2s .025 
1.31 ,189 0.44 .654 0.98 .324 1.00 .317 
1.80 .071 0.48 .631 1.28 .201 1.52 .129 
0.63 .526 J.62 .105 J.25 .211 1.10 .270 
Q.93 .352 0.48 .630 0.25 .797 1.60 .109 
1.73 ·"' 0.30 .757 0.80 .419 2.32 .O?O 

1.10 .271 0.17 .85e 0.52 .602 1.44 .149 
0.11 .905 0.67 .501 0.44 .659 0.61 .537 
1.44 .149 O.IJ .1'195 0.8' .375 1.48 .138 
0.02 .981 Q.99 .319 o.53 .591 1.14 .252 
0.02 .981 0.04 .962 0.01 .990 0.08 .936 
0.09 .923 1.15 .251 o.58 .561 1.38 .168 
0.77 .437 o.78 .432 0,85 .393 0.04 .%4 

1.23 .zu; 1.59 .112 1.57 .116 0.36 .719 

Contrnt l Contrast2 Contrnt3 Contrut4 
FR-HA FR-RA FR-MA/RA HA-RA 
t ' t . ' 0 ' o.79 .427 ·" .052 J:i; ·"' ~:53 :591 0.11 ·"' o.60 .548 .691 

1.00 .315 0.68 .495 o.94 .345 0.37 .710 
1.15 .250 2.01 .039 1.79 .073 1.00 .313 
Q.89 .371 2.50 .013 1.89 .059 J.77 .077 
0.83 ,406 2.03 .042 1.61 .107 1.31 .190 
0.29 .770 1.54 .100 o.76 .445 2.11 .035 
J.93 .054 2.87 .004 2,70 ,007 1.02 .308 
J.01 .311 1.78 .075 1.55 .120 o.84 .399 
0,32 .747 J.78 .128 1.02 .306 1.33 .182 
1.80 .072 0.09 .926 1.00 .288 1.93 .053 
0.37 .710 J.18 .237 0.44 .654 1.74 .082 
0.33 .737 0,62 .530 0.53 .591 0.32 .748 
O.SJ ,590 1.95 .052 1.46 .143 J.52 ,128 
o.43 .666 0.17 .861 0.34 .734 0.29 .770 
1.45 .145 0.30 .75' 0.64 .517 ?..00 .045 
0.56 .570 0.04 .966 0.29 .765 0.70 .481 
0.98 .324 o.44 .660 Q.79 .426 0.65 .512 
o.06 .946 o.07 .937 o.oo ·'" 0.16 .867 
0.38 .702 J.07 .282 0.80 .420 0.76 .445 

2.01 .044 0.72 .469 o.75 .453 J.15 .002 
1.94 .053 0.21 .830 Q.98 .324 2,43 .013 
Q.37 .710 0.21 .831 0,09 .924 o.66 .504 
J.17 .242 1.35 .177 1.40 .162 0.14 .885 
0.42 .672 0.53 .592 0.53 .594 0.10 .920 

'·" .281 2.48 .013 2.00 .046 J.29 .195 
1.24 .213 0.51 .606 o.98 .)23 0.87 ,)82 
1.57 .11S 0.82 .409 1.34 .179 o.91 .359 

J.61 .106 3.39 .001 2.11 .006 1.93 .053 
2.54 .012 3.0< .003 3.24 .001 0.25 .797 
1.37 .173 1.03 .303 1.32 .189 0.57 .567 
0.80 .US 1.74 .125 1.31 .221 0.72 .479 , ... .115 3.04 .Oll 2.52 .023 0.24 .813 
2.26 .028 1.40 .167 1.98 .053 \.35 .182 

1.85 .065 0.59 .553 o.69 .485 2.11 .006 

1.98 .047 1.10 .270 0.50 .613 3.50 ,000 
2.34 .019 0.24 .805 1.18 .238 2.95 .003 
1.57 .116 0.16 ·"' o.99 .320 1.43 .151 
1.70 ·"' 2.83 .005 2.52 .012 1.24 .215 
0.49 .622 0.64 .517 0.63 .525 0.16 .869 
2.23 .025 0.75 .449 1.67 .095 1.69 .090 
0.66 .506 0.17 .859 0.27 .783 0.96 ,338 



In einer besonderen Teiluntersuchung (vgl. ausführlich Busch 
l9B6; s.a. Busch l9B0; Busch in diesem Band) gingen wir der 
Frage nach, ob die unterschiedlichen Ergebnisse der psychologi-
schen Testverfahren (Pre-Tests l ihre Ursache in unterschied-
1 ichen institutionellen Bedingungen in den drei Untersuchungs-
haftanstalten haben. Diese organi sat i onsvergl eichend anoel eqte 
Untersuchung sollte auch die Frage klären, welchen anstaltsspe-
zifischen Einflüssen die Insassen während ihrer Haftzeit ausge-
setzt sind. 

Zunächst fällt die unterschiedliche durchschnittliche Unter-
suchungshaftdauer aufgrund stark differierender Haftbewegungen 
während der ersten Inhaftierungswoche auf. Während unter Be-
rücksichtigung aller Neuzugänge die durchschnittliche Li-Haft-
dauer in Freiburg bei 58, in Mannheim bei 43 und in Rastatt 
bei 48 Tagen lag, erhöhten sich die Werte bei Ausschaltung der 
nur kurz (maximal eine Woche) in der Anstalt Einsitzenden 
(etwa wegen Gutachtenerstellung, Verschubung, Zeugentermine) 
sehr unterschiedlich. In Freiburg lediglich um 4 Tage (62), in 
Rastatt dagegen um 15 (631 und in Mannheim gar um 22 (65) 
Tage. Schon daraus kann geschlossen werden, daß die Zahl der 
kurzzeitig Inhaftierten in Freiburg wesentlich niedriger ist 
als in den beiden anderen Anstalten. So wurden in Freiburg 
währ2nd des Untersuchungszeitraums lediglich 6 Insassen inner-
halb der ersten sieben Hafttage entlassen bzw. verschubt, in 
Rastatt waren es dagegen 22 und in Mannheim gar 63. Hieraus 
wird ersichtlich, daß die Insassenbewegunqen in den beiden 
Vergleichsanstalten wesentlich größer sind als in Freiburg, 
was bewirkt, daß dort eine deutlich größere Unruhe vorherrscht. 

Gravierende Unterschiede zeigen sich zwischen den Anstalten in 
bezug auf die Ausschlußzeiten der Häftlinge und die während 
dieser Zeit stattfindenden Aktivitäten (vgl. Tab. 6 und 7). 
Die tatsächlich von den Insassen außerhalb einer Zelle ver-
brachte Zeit (bereinigt um die Umschlußzeit sowie die von den 
Schänzern außerhalb der Zelle verbrachte Zeit) beträgt in 
Freiburg 131 Mi nuten pro Tag, in Mannheim 208 und in Rastatt 
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242 Minuten. Die Freiburger Untersuchungshäftlinge befinden 
sich somit während eines 24-Stunden-Tages durchschnittlich le-
d i g 1 i eh 2 Stunden und 11 Minuten außerhalb ihrer Zelle, in 
Mannheim sind es immerhin 3 Stunden und 27 Minuten und in 
Rastatt 4 Stunden und 1 Minute. Der Grund hierfür liegt im 
wesentlichen darin, daß die Freiburger LI-Häftlinge keine Ar-
beit haben, während die Rastatter und Mannheimer zumindest 
zeitweilig an einem allerdings in der Regel sehr stupiden 
Arbeitsprogramm tei 1 nehmen können. Dagegen werden in Freiburg 
immerhin 20 % der Gesamtausschlußzeiten mit einem Freizeit-
programm verbracht, das in der Regel von freien Mitarbeitern 
mitgestaltet wird, während es in Rastatt 14 % sind und in 
Mannheim ein solches Programm überhaupt nicht stattfindet. 

zusammenfassend kann gesagt werden, daß der Deprivationsgrad 
der Freiburger Insassen trotz der Durchführung des Behandlungs-
programms deutlich höher liegt als bei den Rastatter und Mann-
heimer Probanden. Die durchschnittliche Dauer der während 
eines Tages außerhalb der Zel 1 e verbrachten Zeit 1 i egt in 
Freiburg deutlich niedriger als in den beiden übrigen LI-Haftan-
stalten. Das Anstaltsklima wird von den Insassen in Freiburg 
ungünstiger beurteilt als in Rastatt und immerhin in zwei 
Bereichen auch schlechter als in Mannheim. Auch weitere Einzel-
daten dieses Untersuchungsabschnittes, auf die hier nicht ein-
gegangen werden soll (vgl. Busch 1986), deuten insgesamt 
darauf hin, daß die Bedingungen für die Insassen bezüglich 
einer Resozialisierung in Mannheim am ungünstigsten zu sein 
scheinen, während sie in Rastatt als noch relativ positiv 
beurteilt werden können. Obwohl das Behandlungsprogramm zwei-
fel 1 os dazu beigetragen hat, die Anstaltsituation in Freiburg 
zu verbessern, dürften die ungünstige Beurteilung des Anstalts-
klimas und die relativ niedrigen Ausschlußzeiten in Freiburg 
dazu führen, daß auch mit erheblichen Haftschäden zu rechnen 
ist (vgl. a. den Beitrag von Busch in diesem Band). 

Diese Ergebnisse werden im wesentlichen durch Angaben in den 
Interviews bestätigt, die im Rahmen der Pre-Post-Untersuchung 
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Tabelle 6: 
Durchschnittliche tägliche Ausschlußzeit pro Insasse mit Umschluß 
sowie ohne Umschluß und Schänzer 

Durchschnittl.tägliche Ausschlußzeit Durchschnittl.tägliche Ausschlußzeit 
pro Insasse (mit Umschloß) pro Insasse {ohne Umschluß und Schänzer) 

Anstalt M s Anstalt M s 

FR 263 ,9 83,9 FR 131,1 43,9 

MA 313,1 65,5 MA 207,9 99,4 

RA 351,2 47,7 RA 241,9 122,1 

Tabelle 7 · 
Prozentualer Anteil der einzelnen Aktivitäten an der Gesamtausschlußzeit 
der Insassen in den U-Haftanstalten Freiburg, Mannheim und Rastatt 

Freiburg Mannheim Rastatt 
Aktivitäten Anteil an Gesamt- Anteil an Gesamt- Anteil an Gesamt-

aktivität in % aktivität in% aktivität in% 

Hofgang 9,0 11,8 14,7 

Umschluß 30,8 29,6 20,3 

Arbeit -- 35,9 13,3 

Schule 0,9 -- 1,9 

Film/TV 9,4 7,8 22,4 

Gruppe 6,9 4,2 0,7 

Freizeit 19,9 -- 13,8 

Sport -- 2,1 0,9 

Schänzer 19,4 6,8 10,9 

Duschen 1,6 0,8 0,6 

Sonstiges 2,1 0,8 0,5 
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mit den Insassen durchgeführt wurden. Trotz immer wieder ge-
forderter Einzelunterbringung ist nach wie vor ein erheblicher 
Teil der U-Häftlinge in Gemeinschaftszellen inhaftiert. Von 
den von u n s befragten Probanden gaben i m Nach i n t er v i e w i mm er -
hin 39 % (N = 59) an, meistens in einer Gemeinschaftszelle 
untergebracht gewesen zu sein. Weitere 3 % (N = 4) waren teils 
in Einzel - und "teils in Gemeinschaftszellen inhaftiert. Es 
zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen Rastatt und den 
beiden übrigen Anstalten insofern, als hier "lediglich" 22 % 
(N = 12) meistens in einer Gemeinschaftszelle waren, während 
es in Freiburg (50 %; N = 13) und Mannheim (59 %; N = 34) 
erheblich mehr waren. 

Arbeitsmöglichkeiten bestehen, wie oben bereits ausgeflihrt, 
lediglich in den Anstalten Mannheim und Rastatt. Immerhin 80 % 
(N = 43) der Rastatter und 76 % (N = 44 l der Mannheimer Insas-
sen geben im Nachinterview an, während der Inhaftierung gear-
beitet zu haben. Die Arbeiten bestanden jedoch ausschließlich 
in primitiven, wenig anregenden Tätigkeiten. 17 % (N = 24) der 
Insassen wurden als Kalfaktor, Hausarbeiter o.ä. beschäftigt. 

15 % (N = 21) der Befragten gaben im Nachinterview an, während 
der Inhaftierung im Vergleich zu den Mitinsassen Hafterleich-
terungen erfahren zu haben. Interessanterweise war dieser An-
teil in Freiburg mit 27 % (N = 7) am höchsten (Rastatt 15 %; 
N = 8; Mannheim 10 %; N = 6). Haftverschärfung hatten dagegen 
nach eigenen Angaben 18 % ( N = 25), wobei die einzelnen Antei -
le in den drei Anstalten relativ gleich sind. Diese Angaben zu 
Hafterleichterungen bzw. -verschärfungen dürfen aufgrund der 
relativ geringen Probandenzahlen jedoch nicht überinterpre-
tiert werden. 

Ein wesentlicher Gesichtspunkt hinsichtlich der Vermeidung von 
Haftschäden ist die Aufrechterhaltung des Kontaktes zur Außen-
welt. Hierbei dürfte die Besuchsregelung einen wichtigen Stel-
lenwert haben. Dadurch, daß etwa wichtige Bezugspersonen des 
Inhaftierten diesen in der Haftanstalt besuchen können, kann 
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dieser in der schwierigen Situation nicht nur psychisch unter-
stützt werden, sondern wichtige Verbindungen zur Außenwelt 
werden aufrechterhalten, die eine Wiedereingliederung nach 
Haftentlassung erleichtern können. Immerhin nahezu 3/4 unserer 
Probanden (74 %; N = 102) hatte während der Haftzeit Besuche. 
In Rastatt war dieser Anteil mit 80 % (N = 43) am höchsten, in 
Mannheim mit 69 % (N = 40) am niedrigsten. Besucht wurden die 
Insassen vorwiegend von den Eltern (Mutter 74 %; N = 75; Vater 
46 %; N = 47) sowie Geschwistern und weiteren Verwandten (42 
%; N = 4). Immerhin 22 % (N = 22) wurden vom Sozialarbeiter 
(Bewährungshelfer, Jugendgerichtshelfer), aber lediglich 9 % 
(N = 9) von ihrem Verteidiger besucht. Nahezu 3/4 (73 %; 
N = 74) derjenigen, die Besuche erhalten haben, gibt an, daß 
ihnen diese geholfen hätten, mit der Situation in der Untersu-
chungshaft besser fertig zu werden. Von daher überrascht es 
nicht, daß sieh 68 % ( N = 94) noch mehr Besuche gewünscht 
hätten. 

Daß aufgrund der Inhaftierung, der sehr ungünstigen, ja weit-
gehend menschenunwürdigen Haftbedingungen sowie der bevorste-
henden Hauptverhandlung die psychis.che Belastung der U-Häft-
1 inge besonders groß ist, wurde bereits betont. Nach den Be-
fragungsergebnissen der Untersuchungshäftlinge aus dem Inter-
view macht diesen vor allem die Enge und Einsamkeit der Zelle 
zu schaffen, das Fehlen der \'.lewohnten Umgebung, der fehl ende 
Kontakt zur Außenwelt, die zwangsweise Umstellung des Le-
bensrhythmus (50 %; N = 1561, die Langeweile, mangelnde bzw. 
schlechte Arbeitsmöglichkeiten (26 %; N = 81), der Haftalltag, 
insbesondere der Umstand, daß man nichts selbständig allein 
machen kann (25 %; N = 77l sowie fehlende Freizeit und Frei-
zeitangebote, zu wenig Sport und die Langeweile am Wochenende, 
wo noch weniger Programm angeboten wird als an den Wochentagen 
(16 %; N = 51; vgl. zum letzten Aspekt ausführlich Busch 
1986). Auffallend hierbei ist, daß vor allem im Vorinterview 
nahezu alle genannten Punkte von den Mannheimer Probanden 
deutlich häufiger genannt werden als von den beiden anderen 
Gruppen. 
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Der Vergleich von Vor- zu Nachinterview zeigt, daß zum zweiten 
Testtermin die Enge und Einsamkeit der Zelle, das Fehlen der 
gewohnten Umgebung, der fehlende Kontakt zur Außenwelt und die 
Umstellung des Lebensrhythmus offensichtlich nicht mehr so 
belastend erlebt wird (36 %; N = 49), wahrscheinlich weil man 
sich in der Zwischenzeit an die Haftsituation gewöhnt und sich 
entsprechend angepaßt hat. Erwartungsgemäß beschäftigen sich 
die Insassen in ihren Gedanken und Gefühlen vor allem mit der 
Situation der Inhaftierung und dem bevorstehenden Urteil, wo-
bei der Anteil derjenigen, der insbesondere den letzten Aspekt 
anführt, im Nachinterview deutlich zunimmt, was an dem näher-
rückenden Hauptverhandlungstermin liegt (Vorinterview 38 %; 
N = 120; Nachinterviews 58 %; N = 80). Offensichtlich fühlen 
sich zum Nachtesttermin vor allem die Freiburger Probanden 
hier besonders belastet (73 %; N = 19). 

Sorgen über die unsichere Zukunft, darüber, was kommen wird, 
macht sich zum Vortesttermin 1/4 der Befragten (25 %; N = 78), 
zum Zeitpunkt des Nachtests aber nahezu 1/3 (32 %; N = 44). 
Das dürfte sicher mit der näherrückenden Haftentlassung sowie 
der bevorstehenden Hauptverhandlung zusammenhängen. Es fällt 
auf, daß die Entwicklung bei den Freiburger Probanden im 
Vergleich 
Richtung 
Sorgen um 
Nachtests 

zu den Rastatter und Mannheimer in die umgekehrte 
geht: Während sich zum Vortesttermin 34 % (N = 23) 

die Zukunft machen, waren es zum Zeitpunkt des 
nur noch 23 % (N = 6). Das kann u.U. auch damit 

zusammenhängen, daß die Freiburger Probanden sich aufgrund der 
Behandlung besser auf die bevorstehende Haftentlassung bzw. 
die Hauptverhandlung sowie die damit im Zusammenhang stehenden 
Probleme vorbereitet fühlen. 

Auch die im Nachinterview gestellte Frage, wie sie sich wäh-
rend der Haftzeit vorwiegend gefühlt haben, zeigt deutlich den 
ungünstigen Einfluß der Inhaftierung. Mehr als 1/3 (36 %; 
N = 49) war traurig, verbittert, resigniert. 17 % (N = 24) 
fühlten sich allein gelassen, ebenso 17 % (N = 23) gereizt, 
gewalttätig. Ein zunehmender Anteil von Insassen fühlte sich 
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im Laufe der Inhaftierung erwartungsgemäß durch die Einschrän-
kungen auf sexuellem Gebiet belastet (Vorinterview 24 %; 
N = 7t; Nachinterview 34 %; N = 471. 

Offensichtlich drückt sich die psychische Belastung der Inhaf-
tierung bei über der Hälfte der Insassen auch in körperlichen 
Reaktionen aus: 51 % (N = 71 l geben im Nachinterview an, wäh-
rend der Haftzeit körperliche Beschwerden gehabt zu haben, die 
sie sonst nicht hatten. Auffallend ist hier, daß der Anteil 
bei der Freiburger Gruppe mit 69 % (N = 18) vergleichsweise 
hoch ist. Besonders deutlich wird die Belastung der Inhaftier-
ten auch darin, daß nicht weniger als 17 % (III = 23) angeben, 
sich während der Haftzeit absichtlich selbst verletzt zu 
haben. Auch hier fällt der relativ hohe Anteil von 46 % 
(N = 12) bei den Freiburger Häftlingen auf. 

Berücksichtigt man die Haftbedingungen, 
daß die Insassen zur Verbesserung der 

verwundert es nicht, 
Untersuchungshaft vor 

allem vorschlagen, mehr Freizeit, insbesondere am Wochenende 
zu ermöglichen (32 %; N = 99), bzw. ein besseres Freizeitange-
bot zu bekommen, wobei insbesondere Filme, Fernsehen, Sport-
und Spielgeräte genannt werden (23 %; N = 731. Im lllachinter-
view bekommt der 1 etztgenannte Aspekt ein noch C1rößeres Ge-
wicht (41 %; N 56). 

Die Situation in der Untersuchungshaft, insbesondere auch was 
die psychische Belastung der einzelnen Insassen betrifft, wird 
wesentlich durch die Mithäftlinge und gerade auch durch die 
Aufsichtsbeamten geprägt, welche in aller Regel die einzigen 
Personen "von draußen" darstellen, mit denen regelmäßiger Kon-
takt besteht. 

Die Frage, ob sie den Eindruck hätten, daß in der Untersu-
chungshaft jemand versucht hat, sie näher kennenzulernen, ver-
neint sowohl im Vor- (53 %; III = 1671 als auch Nachinterview 
(47 %; N = 65) etwa die Hälfte der Befragten. Es fällt jedoch 
auf, daß im Vorinterview noch lediglich 9 % (III = 29) meinen, 
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daß Mithäftlinge bzw. Mittäter oder Kumpel von draußen Interes-
se an ihrer Person hätten, während es im Nachinterview immer-
hin 37 % (N = 51), also mehr als l/3 waren. Offensichtlich 
haben somit die Insassen während ihrer Untersuchungshaftzeit 
zunehmend die Erfahrung gemacht, daß, wenn sich überhaupt je-
mand für sie interessiert, das vor allem Mithäftlinge sind. 
Lediglich 2 % (N = 7) führen im Vorinterview die Beamten an. 
Im Nachinterview sind es mit 8 % (N = ll) nur geringfügig mehr. 

Auf die Frage, ob ihnen in der U-Haft jemand oder etwas gehol-
fen hat, wenn es ihnen besonders schlecht ging, antworteten im 
Nachinterview immerhin 37 % (N = 51) mit Ja, in Freiburg waren 
es mit 50 % (N = 13) deutlich mehr, in Mannheim mit 29 % 
(N = 17) relativ am wenigsten. Geholfen haben vorwiegend die 
Mithäftlinge (58 %; N = 33), deutlich weniger die Beamten 
(21 %; N = 12) oder Sozialarbeiter (18 %; N = 10). 

Das Ergebnis, daß es vor allem die Mithäftlinge sind, von 
denen man sich in der Haft angesprochen und verstanden fühlt, 
kommt auch darin zum Ausdruck, daß sowohl im Vor- ( 57 % ; 
N = 179) als auch Nachinterview (61 %; N = 84) wesentlich mehr 
als die Hälfte angibt, sich mit diesen gut zu verstehen. Etwa 
die Hälfte (Vorinterview 47 %; N = l 48; Nachinterview 55 %; 
N = 76) meint, in der U-Haft besondere Kumpel gefunden zu 
haben. 41 % der Befragten ( N = l 2 9; Nachinterview 42 %; 
N = 58) fühlen sich von den Mitinsassen freundlich und kamerad-
schaftlich behandelt. Auffallend ist hier, daß dies offensicht-
lich insbesondere für die Rastatter U-Haftinsassen zutrifft, 
am wenigsten jedoch für die Freiburger. Hierin drückt sich 
offenbar das oben bereits beschriebene relativ gute Anstalts-
klima der Rastatter Untersuchungshaftanstalt aus. 54 % 
(N = 168; Nachinterview 59 %; N = 81) sind der Ansicht, eine 
gleichberechtigte Stellung wie jeder andere unter den Mitinsas-
sen zu haben ( Item V20/Nl0). Andererseits meinen jedoch 24 % 
(N = 76), im Nachinterview gar 30 % (N = 42), daß man "sich 
anpassen" müsse, um mit den Mithäftlingen gut auszukommen. In 
Einzelgesprächen kam hier relativ deutlich heraus, daß doch 
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ein beachtlicher Teil der Insassen sich anderen Häftlingen 
unterordnet, um "keine Schwierigkeiten" zu bekommen. Während 
im Vorinterview sich noch 47 % (N = 146) mehr Kontakt mit den 
Mithäftlingen wünschen, waren es im Nachinterview nur noch 
35 % (N = 48). 

Ein wesentlicher Grund für die günstige Einschätzung der Kon-
takte zu den Mithäftlingen liegt offensichtlich darin, daß die 
Insassen das Gefühl haben, mit diesen sie bewegende Probleme 
besprechen zu können. 54 % (N = 169) geben im Vorinterview an, 
mit den Mithäftlingen über die eigene Person und Situation im 
Knast reden zu können. Die häufigsten Gesprächsinhalte waren 
hierbei die Straftat und die Gründe, warum man inhaftiert 
wurde (21 %; N = 66), ferner die Zukunftsperspektive (17 %; 
N % 53) und der Ausgang der bevorstehenden Hauptverhandlunq 
(15 %; N = 47l. 

Obwohl die Insassen sich insbesondere von den Mithäftlingen 
unterstützt und verstanden fühlen, führt das offensichtlich 
nicht dazu, daß sie der Ansicht sind, 
Beamten nicht verstehen. Immerhin 59 % 

daß sie sich mit den 
(N = 1851 meinen im 

Vorinterview, daß sie mit den Beamten "eher gut" zurecht kä-
men. Im Nachinterview sind es zwar mit 47 % (N = 65) deutlich 
weniger, jedoch immer noch wesentlich mehr als diejenige Grup-
pe, die sich schlecht mit dem Aufsichtspersonal versteht (9 %; 
N = 12). 

Es fällt auf, daß der Anteil derjenigen, die sich gut mit den 
Beamten verstehen, sowohl im Vor- (78 %; N = 52) als auch 
Nachinterview (62 %; N = 16) in Freiburg deutlich höher liegt 
als in den bei den anderen U-Haftorten. Das ist u .U. darauf 
zurückzuführen, daß die Freiburger Aufsichtsbeamten im Rahmen 
des Behandlungsprogrammes hinsichtlich des Umgangs mit den 
Insassen besonders geschult wurden, etwa in nichtdirektiven 
Gesprächstechniken. Dadurch, aber auch durch den Umstand, daß 
Probleme mit dem Aufsichtspersonal hier teilweise in den Thera-
piesitzungen besprochen werden konnten und hierdurch eine Ent-
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spannung der Situation eintrat, kann das bessere Verhältnis 
zwischen Insassen und Beamten bewirkt worden sein. Als Grund 
für ein gutes Zurechtkommen mit den Beamten wird im Vorinter-
view am häufigsten angegeben, daß diese höflich und entgegen-
kommend seien, man mit ihnen reden könne und sie Spaß verstün-
den (27 %; N = 83). Entsprechend fühlen sich zum Zeitpunkt des 
Vortests 51 % (N = 158) vom Aufsichtspersonal freundlich und 
höflich behandelt (Nachinterview 44 %; N = 60). Trotzdem wün-
schen sich lediglich 27 % (Vorinterview; N = 85) mehr Kontakt 
mit den Beamten (Nachinterview 28 %; N = 37). Immerhin 44 % 
(N = 61) geben im Nachinterview an, daß ihnen die Beamten 
schon mal irgendeinen besonderen Wunsch erfüllt hätten. Gleich-
zeitig meinen 44 % (N = 60), daß Insassen, die bei den Beamten 
besonders beliebt sind, besondere Vergünstigungen erhalten. 

Die Insassen fühlen sich insgesamt offensichtlich von ihren 
Mithäftlingen mehr unterstützt und verstanden und damit auch 
eher zu diesen hingezogen, als das in bezug auf die Beamten 
gilt. Das ist jedoch c:ierade hinsichtlich eventueller Prisoni-
s i erungswi rkungen außerordent lieh problematisch (vgl. 0rtmann 
1985). Dadurch, daß sich die Insassen stark an den Mithäft-
1 ingen orientieren, besteht die Gefahr, daß es zu einer gegen-
seitigen Verfestigung straffälliger Verhaltensweisen und damit 
einer kriminellen Karriere kommt (vgl. beispielsweise die "In-
fektionstheorie" von Clemmer 1958; 1970). Die Gefahr einer 
Fixierung auf die Mithäftlinge wird insbesondere aufgrund der 
starken Deprivation in der Haft erhöht. So unterscheidet etwa 
Sykes (1958) fünf Komponenten der "pains of imprisonment", die 
bei einer Theorie der Prisonisierung zu berücksichtigen sind 
(zusammenfassend 0rtmann 1985, S. 342): den Verlust der Frei -
heit, den Entzug materieller und immaterieller Güter, den 
Entzug heterogener Beziehungen, die Beschränkung der Autonomie 
der Gefangenen und den Mangel an Sicherheit vor kriminellen 
Mithäftlingen. Nach der Deprivationstheorie von Sykes (1958) 
wirkt diese Situation, in der sich der Gefangene befindet, in 
zweierlei Hinsicht negativ: als Frustration wegen unzureichen-
der Bedürfnisbefriedigung und - noch gravierender - als Beein-
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trächtigung des Selbstwertgefühles. "Die sozialen Interaktions-
muster zwischen den Insassen, die den Prisonisierungsprozeß 
beschreiben, erklärt Sykes als Versuch und Möglichkeit, die 
Deprivationen der Inhaftierung zu reduzieren" (Ortmann 1985, 
S. 342 f.; zusammenfassend zur Pri soni si erung auch v. Trotha 
1984). 

Interessant scheint in diesem Zusammenhang das Ergebnis auf 
die Frage im Interview, wieweit die Insassen glauben, nach der 
Entlassung wieder mal in Haft zu kommen. Während im Vori nter-
view immerhin 41 % (N = 128) der Überzeugung sind, nie wieder 
inhaftiert zu werden, sind es im Nachinterview lediglich noch 
26 % (N = 36), also wesentlich weniger. Entsprechend schätzen 
im Vorinterview 19 % (N = 60) ihre eigene Rückfallwahrschein-
lichkeit größer oder gleich 50 % ein, im Nachinterview sind es 
dagen nicht weniger als 39 % (N = 54), also bedeutend mehr. 
Aus Einzelgesprächen mit den Insassen war zu entnehmen, daß 
mit zunehmender Haftdauer ein beacht l i eher Tei 1 der Probanden 
mehr und mehr verbittert wurde, was zumindest teilweise dazu 
führte, daß Gefangene äußerten, jetzt "erst recht kriminell" 
werden zu wollen. Manches deutet darauf hin, daß diese Verbit-
terung und die damit aufkommenden Rachegefühle dazu beitragen, 
daß ein Teil der Insassen von dem Vorsatz, nicht mehr straffäl-
1 ig zu werden, zunehmend abrückte und sieh eventuell vor dem 
Hintergrund des Gefühls, ungerecht behandelt zu werden, vor-
nahm, "es denen jetzt zu zeigen". 

Die Ergebnisse des Interviews zeigen nicht nur die Gefahr von 
Prisonisierungsprozessen in den Haftanstalten auf, sondern be-
1 egen auch ergänzend zu den oben geschilderten Resultaten der 
Institutionsanalyse (vgl. auch Busch 1986, s. den Beitrag von 
Busch in diesem Band) die Unterschiedlichkeit der drei Anstal-
ten. Offensichtlich sind die Verhältnisse, wie bereits festge-
stellt, in der Rastatter Anstalt noch am günstigsten. Relativ 
ungünstig schneidet wiederum die Mannheimer Anstalt ab. Es 
wird auch anhand dieser Ergebnisse aus den Interviews deut-
1 ich , w i e s c h w i er i g es i s t , s i n n v o 11 e i n Be h an d l u n g s pro g ramm 
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in eine Haftanstalt, die auf ein völlig anderes, ja einer 
Resozialisierung der Insassen entgegenlaufendes Ziel ausgerich-
tet ist, zu implementieren. 

2.3 Persönlichkeitspsychologischer Vergleich zwischen Unter-
suchungshäftlingen und Nichtstraffälligen sowie zwischen 
verschiedenen Tätergruppen 

Im folgenden soll geprüft werden, inwieweit die Untersuchungs-
probanden in den Ergebnissen der Persönlichkeitstestverfahren 
der Pre-Tests von der Norm- bzw. Vergleichspopulation abwei-
chen und ob sich die erfaßten Persönlichkeitsdimensionen in 
bezug auf verschiedene Tätergruppen unterscheiden. Für einen 
Mittelwertsvergleich von Norm- bzw. Vergleichswerten der ange-
wandten Testverfahren mit den von uns bei der Untersuchungspo-
pulation gefundenen Ergebnisse standen vielfach keine "idea-
len" Vergleichswerte zur Verfügung {so werden z.B. für den 
Situationsfragebogen, den LPS und "Test d 2" vergleichbare Mit-
telwerte in entsprechenden Testhandbüchern nicht mitgeteilt). 
Trotzdem können unseres Erachtens Rückschlüsse auf die unter-
schiedliche Persönlichkeitsstruktur Straffälliger und Nicht-
straffälliger gezogen werden, insbesondere deshalb, weil die 
von uns gefundenen Resultate weitgehend mit den in der Litera-
tur berichteten Ergebnissen übereinstimmen. Es zeigen sich 
überaus deutliche signifikante Unterschiede zwischen den je-
weils verglichenen Gruppen {U-Häftlinge bzw. Norm-/Vergleichs-
gruppe). So sind von den durchgeführten Mittelwertsvergleichen 
{wobei beim FPI nur der Vergleich mit der Halbform A berück-
sichtigt wurde) nicht weniger als 41 (= 80 %) statistisch 
signifikant, hiervon 37 (73 %) zumindest auf dem 1 %-Niveau. 

Insgesamt zeigen die von uns erfaßten jugendlichen und heran-
wachsenden U-Häftlinge im Vergleich zu {strafrechtlich) unauf-
fälligen Personen in zahlreichen Persönlichkeitsvariablen hoch-
signifikante Abweichungen, in der Regel in "ungünstiger" Rich-
tung; 
chisch 
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gen den Schluß eines Zusammenhangs von Persönlichkeit und 
Kriminalität, trotz aller Kritik an diesem Ansatz, durchaus 
nahe (vgl. etwa Villmow-Feldkamp 1976; Villmow-Feldkamp u. 
Kury 1983; zusammenfassend Lösel 1983a; 1983b; 1983c). Es muß 
aber auch angenommen werden, daß sich der Strafverfolgungspro-
zeß sowie die Inhaftierung selbst ungünstig auf die Persönlich-
keit der Betroffenen auswirken. Das stark von der Norm abwei-
chende Profil der U-Haft-Probanden unserer Stichprobe in nahe-
zu allen Erhebungsinstrumenten läßt erkennen, daß diese Test-
verfahren für bestimmte therapeutisch bedeutsame Auffälligkei-
ten dieser Probanden sensibel sind. Damit können diese Meßin-
strumente durchaus auch als geeignete Verfahren zur Erfassung 
von Veränderungen im Persönlichkeitsbereich betrachtet werden, 
wobei als erstrebenswerte Veränderungen Annäherungen an die 
Normwerte als Meßwerte einer unauffälligen Normpopulation anzu-
sehen wären (vgl. hierzu Grawe 1976, S. 110). 

Um bei unserer Stichprobe junger Untersuchungshäftlinge einen 
Zusammenhang zwischen Deliktsstruktur und Persönlichkeit zu 
überprüfen, mußten die Täter zunächst aufgrund ihrer Delikte 
klassifiziert werden. Bei der Gruppierung auf Deliktebene und 
der Zuordnung der einzelnen Straftäter zu diesen Deliktgruppen 
traten jedoch Schwierigkeiten auf, da z.B. nahezu 3/4 aller 
Probanden wegen zwei oder mehr zum Teil sehr unterschiedlicher 
Straftaten angeklagt bzw. verurteilt wurden. Selbst bei der 
Zuordnung nach Straftatenschwerpunkten war nahezu 1/3 der Ange-
klagten nicht eindeutig einzugruppieren, weswegen wir diese 
neben den drei Kategorien "Gewalttäter", "Eigentums- und Vermö-
genstäter" und "BTM-Täter" unter der Kategorie "Mischtäter" 
eingruppierten. Für diese vier Gruppen wurden für die einzel-
nen Skalenmittelwerte Varianzanalysen und zum Einzelgruppenver-
gleich t-Tests für unabhängige Stichproben durchgeführt. 

Es fällt auf, daß ein Großtei 1 der in den V ari anzanal ysen 
gefundenen signifikanten Mittelwertsunterschiede sich auf die 
abweichenden Werte der BTM-Täter zurückführen 1 äßt. Sie stel-
1 en sich als weniger aggressiv, weniger leicht erregbar, nach-
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giebiger und gemäßigter dar. Ihre Selbstschilderung ist weni-
ger typisch männlich wie die bei den anderen Tätergruppen, die 
sich in keiner der 12 FPI-Skalen unterscheiden. Dasselbe gilt 
für den Gießener Fragebogen. In sämtlichen LPS-Untertests zei-
gen die Drogentäter die vergleichsweise höchsten intellek-
tuellen Leistungen und im "Test d 2" eine höhere Gesamtlei-
stung. Weniger einheitlich ist das Bild hinsichtlich der Dimen-
sion "Soziale Risikobereitschaft". Im Situationsfragebogen 
konnten die höheren signifikanten Mittelwertsunterschiede der 
Varianzanalyse nicht bestätigt werden. 

Das weitgehend durchgängige Resultat des deutlichen Unter-
schieds der Drogentäter von den übrigen Tätergruppen in den 
Persönlichkeitstests konnte auch durch die Ergebnisse der Ak-
tenanalyse bestätigt werden. Ganz offensichtlich stehen die 
Persönlichkeitsunterschiede bei den Drogentätern im Zusammen -
hang mit unterschied] ichen Sozialisationsbedingungen bzw. 
einer unterschied] ichen Entwicklung der kriminellen Karriere. 
Drogentäter unterscheiden sich in zahlreichen Merkmalen von 
den übrigen straffälligen. Schon von daher, aber auch aufgrund 
der Andersartigkeit der Straffälligkeit ist davon auszugehen, 
daß sie anderer Resozialisierungsmaßnahmen bedürfen bzw. daß 
Resozi al i si erungsprogramme bei ihnen andere Wirkungen zeigen 
als bei den übrigen Straftätern (vgl. etwa auch Kerner 1982, 
s. 434 ff.). 

Daß es sich bei den von uns erfaßten Untersuchungshäftlingen 
insgesamt um eine besonders belastete Gruppe handelt, belegen 
die Resultate aus dem Vorinterview. Vor dem Hintergrund z. T. 
außerordentlich ungünstiger Lebens- und Sozialisationsbedin-
gungen werden auch die von der "Normalbevölkerung" abweichen-
den persönlichkeitspsychologischen Ergebnisse besser verständ-
lich. In diesem Zusammenhang ist auch von Bedeutung, daß nicht 
weniger als 32 % (N = 101), also nahezu ein Drittel der Befrag-
ten, früher bereits in Untersuchungshaft waren. Von diesen 
waren 72 % (N = 73) einmal, 11 % (N = 11) zweimal und 10 % 
(N = 10) gar dreimal oder noch öfter inhaftiert. Ein beacht-
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licher Anteil der Betroffenen hat somit bereits eine längere 
Haftkarriere hinter sich. 

Abschließend zu diesem Untersuchungsabschnitt ist noch festzu-
halten, daß eine Varianzanalyse einzelner Verstärkerarten für 
Lernleistungen hochsignifikante Gruppenunterschiede für die 
Gruppen Freiburg, Rastatt und Mannheim erbrachte, wobei die 
Rastatter Probanden jeweils am besten abschnitten. Das kann im 
Zusammenhang mit bereits festgestellten besseren Leistungen 
der Rastatter Probanden im Verbalteil des LPS sowie im Aufmerk-
samkeits- und Belastungstest d 2 (GZ) gesehen werden. Insge-
samt kann aufgrund der Ergebnisse zum Verstärkertest gesagt 
werden, daß eine soziale Verstärkung, wie sie im Rahmen unse-
res Behandlungsprogramms, insbesondere im Modellernen, aber 
auch in der Gesprächspsychotherapie eingesetzt wurde, auch bei 
Straffälligen bzw. einer Straftat Verdächtigten zu positiven 
Lernergebnissen führt. 

3. Ergebnisse zur Wirkung des Behandlungsprogramms 

Die statistische Berechnung der Wirkung eines Behandlungspro-
gramms vor dem Hintergrund von Mehrfachmessungen stößt auf 
erhebliche, bisher nur teilweise gelöste methodische Probleme 
(vgl. Harris 1963; Möbus u. Nagl 1983). Trotz methodischer 
Bedenken und überzeugender Argumente gegen die Verwendung von 
Differenzwerten in der Evaluationsforschung (Bereiter 1963; 
Möbus u. Nagl 1983; Bastine 1970) wird dort seit Jahren, 
insbesondere zur Überprüfung der Wirksamkeit von Psychothera-
pie und Sozialtherapeutischer Behandlung im Vollzug, mit Diffe-
renzwerten gerechnet. 

Zur Korrektur von Regressionseffekten und niveaukorrel ierten 
Meßfehlern bei der Berechnung einfacher Differenzwerte zwi-
schen Vor- und Nachtests, wird teilweise die Berechnung von 
Regressionsabweichungswerten als "bereinigten" Veränderungswer-
ten empfohlen (vgl. Cronbach u. Furby 1970; Rudol ph 1975; 
Grawe 1976). Hierbei werden für die Kontrollgruppe jeweils 
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Regressionsgleichungen ermittelt, mit denen auf der Basis der 
Pre-Tests die Posttestwerte geschätzt werden können. Mit Hilfe 
dieser Regressionsgleichungen werden in der Experimentalgruppe 
ebenfalls die Posttestwerte aufgrund der entsprechenden Vor-
testergebnisse geschätzt. Die Abweichungen zwischen den ge-
schätzten und den tatsächlichen Posttestwerten ergeben die 
"bereinigten 
(vgl. Rudol ph 

Veränderungswerte" bzw. "Regressionsdifferenzen" 
1975, S. 59). Signifikante Abweichungen werden 

hier als Therapieeffekte gewertet. 

Gegen das in der Psychotherapieforschung vielfach verwandte 
zweifaktorielle varianzanalytische Design - wobei die einzel-
nen Behandlungsgruppen den einen Faktor darstellen und die 
verschiedenen Meßzeitpunkte als Stufen des zweiten Faktors 
fungieren - wird zu Recht eingewandt, daß therapiebedingte 
Varianzänderungen nicht berücksichtigt werden. Die ausschließ-
1 iche Konzentration auf Mittelwertsunterschiede 1 äßt die Wir-
kung einer Behandlung nur unvollständig erfassen, da sich der 
Effekt eines Treatments auch in der Veränderung der Varianz in 
den Nachtests auswirken kann, ohne daß sich die Mittelwerte 
gleichzeitig verändern müssen. 

Grawe (1976, S. 76 f.), der auf die Notwendigkeit der Berück-
sichtigung von Veränderungen in der Varianz etwa bei Pre-Post-
Vergleichen hinweist (vgl. auch Plog 1976, S. 61 ff.; Grawe 
1982, S. 156 ff.), bemängelt an der Diskussion zum "Varianzer-
weiterungseffekt", daß es durchaus denkbar ist, "daß die 
Varianzen in der Behandlungsgruppe zum Pre- und Post-Zeitpunkt 
sich nicht unterscheiden, wohl aber die Varianz der Verände-
rungswerte in der Behandlungsgruppe signifikant höher ist als 
in der Kontrollgruppe. Ein solcher Befund würde auf differen-
tielle Therapieeffekte hinweisen" (vgl. auch Lambert u.a. 
1977, s. 462). 

Um einen Behandlungserfolg möglichst differenziert erfassen zu 
können, verglichen 
der Anwendung in 

342 

wir im Rahmen unserer Untersuchung - neben 
der Literatur am häufigsten diskutierter 



statistischer Auswertungsstrategien (s.o.) - die Varianzen der 
Experimental- mit denen der Vergleichsgruppe und führten einen 
entsprechenden Vergleich für die Veränderungsvarianzen durch. 
Wie bereits bei den Vergleichen der Vortestergebnisse zwischen 
der Freiburger Behandlungsgruppe und der Rastatter und Mann-
heimer Vergleichsgruppe führten wir die Pre-Post-Vergleiche 
nicht nur auf der Ebene der Testskalen durch, sondern ebenso 
für sechs übergeordnete, faktorenanalytisch gewonnene Dimen-
sionen zusammengefaßter Einzelvariablen. Das Vorgehen war ana-
log der ersten Faktorenanalyse (s.o.), allerdings änderte sich 
der sechste Faktor, da die Marburger Skalen zur Erfassung des 
elterlichen Erziehungsstiles lediglich im Pre-Test eingesetzt 
wurden und für den Post-Test entfielen. Auch hier sind die 
einzelnen Faktoren relativ unabhängig voneinander; die Korrela-
tionskoeffizienten liegen jeweils unter r = .09. 

3.1 Die Ergebnisse der Pre-Post-Erhebungen 

Der Mittelwertvergleich der Pre-Post-Testergebnisse für die 
einzelnen Variablen sowie der Faktorenwerte der sechs faktoren-
analytisch gewonnenen Dimensionen für die Freiburger Behand-
lungsgruppe und die Vergleichsgruppe Mannheim und Rastatt 
zeigt, daß sich insbesondere in der Behandlungsgruppe nur 
relativ wenige signifikante Mittelwertsunterschiede finden las-
sen. Statistisch bedeutsame Unterschiede lassen sich bei der 
Freiburger Behandlungsgruppe lediglich im FPI in der Skala 
FPI-2 (p = .003) (spontane Aggressivität) zeigen, wobei der 
Skalenwert im Nachtest abgenommen hat sowie im Gießener Frage-
bogen, wo die Differenz bei der Skala GF-2 (Rockerhaltungl 
statistisch signifikant (p = .006) ist, die Nachtestwerte hö-
her liegen und einem zu erwartenden Behandlungserfolg eher 
widersprechen. Jeweils hochsignifikant über den Vortestwerten 
liegende Nachtestwerte für die Untertests des LPS sowie beim 
Gesamtwert (GZ) des Tests d 2 (p = .000; LPS-4: p = .006) 
deuten eher auf Wiederholungseffekte hin, da die Testwiederho-
lung relativ kurzfristig innerhalb von sechs Wochen erfolgte. 
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Ein Pre-Post-Testvergleich für die Gruppe Mannheim und Rastatt 
zeigt wesentlich mehr statistisch bedeutsame Unterschiede und 
eine "Verschlechterung" der Nachtestergebnisse im Sinne von 
Prisonierungseffekten. Jeweils statistisch signifikant nehmen 
die Werte in den Skalen GF-1, GF-2, GF-Prot und GF-Stig sowie 
in den Superskalen l (protestierende Umweltbewältigung mit 
Neigung zu delinquenter Durchsetzung) und 4 (fatalistisch so-
ziale Entmutigung und resignative Einstellung gegenüber Mög-
1 ichkeiten zur Verbesserung der eigenen Situation) des Gieße-
ner Fragebogens zu. Auch im Persönlichkeitsbereich "Risiko-
bereitschaft" zeigen die Vergleichsprobanden eine statistisch 
deutlichere Zunahme in den einzelnen Risikoskalen und der 
Vergleich der Faktorenwerte zeigt im Faktor l eine statistisch 
signifikante Veränderung: Das Ausmaß der psychischen Störungen 
nimmt im Vergleich zum Vortest zu (p = .0291. 

Der Vergleich der beiden Treatmentgruppen (GT und VTl inner-
halb der Experimentalgruppe Freiburg zeigt statistische Ände-
rungen fast ausschließlich in der GT-Gruppe. Entgegengesetzt 
zur erwarteten Richtung nehmen mittels des RKVF und des Situa-
tionsfragebogens ermittelte Dimensionen der Risikobereitschaft 
in ihren Werten zu, während bei der VT-Gruppe lediglich im 
Faktor 6 (delinquenter Protest) die delinquente Protesthaltung 
im laufe der Therapie zunimmt. 

Diese Resultate können auf eine Behandlungswirkung in der 
Freiburger Gruppe insofern hinweisen, daß in der Vergleichs-
gruppe Prisonierungseffekte stärker zum Tragen kamen; es sind 
allerdings nur wenige Unterschiede statistisch signifikant und 
diese können auch Resultate von Verfälschungseffekten oder 
Zufallssignifikanzen sein. 

Der einfache Vortest-Nachtestveqileich mittels des t-Tests 
für abhängige Stichproben birgt den Nachteil in sich, den Be-
handlungserfolg u.U. beeinflussende Faktoren wie Deliktsstruk-
tur oder (weitere) Persönlichkeitsmerkmale - im folgenden die 
Faktoren Intelligenz der Probanden und Merkmale des perzi-
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pierten Erziehungsstils der Eltern - unberücksichtiqt zu las-
sen. Dies wurde im Rahmen der multivariaten Varianzanalyse 
zusätzlich zur Frage überprüft, wieweit die Vortest-Nachtest-
differenzen von der Behandlungsdauer und der Zugehörigkeit zur 
GT- bzw. VT-Gruppe beeinflußt wurden. 

Auffallend ist zunächst, daß sich zwischen den beiden Gruppen 
statistisch abzusichernde unterschiedliche Entwicklungen ledig-
lich bei zwei Einzelvariablen sowie bei Faktor 6 für den Vor-
und Nachtest nachweisen lassen. So nimmt nach dem Situations-
fragebogen in der Behandlungsgruppe die finanzielle Risikobe-
reitschaft ab, während sie in der Vergleichsgruppe leicht 
ansteigt (p = .049). Beim LPS-Untertest 2 (Allgemeinbildung, 
Verbalfaktor) zeigt sich bei beiden Gruppen ein Anstieg; je-
doch ist dieser bei der Behandlungsgruppe stärker (p = .015). 
Bei Faktor 6 (delinquenter Protest) zeiqt die Behandlungsgrup-
pe erwartungswidrig im Nachtest höhere Werte; die Vergleichs-
gruppe zeigt dagegen niedrigere. 

Ei n Zusammenhang von Be h an d l u n g s er fo 1 g und In t e 11 i gen z konnte 
ebensowenig nachgewiesen werden, wie die Annahme eines Zusam-
menhangs von selbst-perzipiertem Erziehungsstil der Eltern 
bzw. Erziehungspersonen und eines Behandlungserfolgs sowie 
eines Zusammenhangs von Behandlungserfolg und der Zugehörig-
keit zu einer der vier unterschiedlichen Deliktsgruppen. 

Für die Freiburger Behandlungsgruppe wurde zusätzlich geprüft, 
wieweit ein Einfluß von Behandlungsdauer und Art des Treat-
ments (GT bzw. VT) auf den Behandlungserfolg festgestellt 
werden kann. Zunächst wurden die der Experimentalgruppe ange-
hörenden Probanden, je nach ihrer Behandlungsdauer, in etwa 
drei gleichgroße Gruppen eingeteilt (Gruppe 1: 1-20 Therapie-
stunden, N = 23 Pb; Gruppe 2: 21-35 Therapiestunden, N = 20 
Pb; Gruppe 3: 36 oder mehr Therapiestunden, N = 17 Pb). Bei 
den weitaus meisten Vergleichen zeigen sich keine statistisch 
signifikanten Unterschiede; es fällt jedoch auf, daß bei einer 
relativ großen Zahl von einzelnen Variablen sich über die drei 
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Gruppen hinweg eine Entwicklung derart andeutet, daß bei der 
Untergruppe mit der längsten Therapiedauer im Vergleich zu den 
beiden anderen Gruppen sich jeweils eine "gUnstigere" Entwick-
lung im Pre-Post-Testvergleich andeutet. Dieser Trend läßt 
sich beispielsweise bei 8 FPI-Skalen erkennen; die Werte in 6 
der 8 Items des Tests "Negative Valenz sanktionierender Konse-
quenzen" nehmen in der Gruppe mit der längsten Therapiedauer 
im Sinne der Erwartungen zu, dasselbe gilt fUr den Q-Sort und 
die Werte in den Faktoren l (mißgestimmt, depressiv, ängst-
1 ich, psychisch gestört), 3 (Risikobereitschaft) und 6 (delin-
quenter Protest). Die Unterschiede sind jedoch relativ gering 
und keineswegs statistisch signifikant, allenfalls als Trends 
zu sehen ( vgl. Tab. 8). 

In einem weiteren Rechenschritt führten wir sowohl die Thera-
piedauer als auch die Behandlungsart (GT bzw. VT) als kontrol-
lierende Faktoren ein, um zu prUfen, wieweit sich die Behand-
lungsdauer bei den beiden Therapiegruppen unterschiedlich aus-
wirkt. Das Ergebnis zeigte jedoch nur in drei Skalen (FPI-9, 
subjektives Delinquenzrisiko Item 7 und Negative Valenz sank-
tionierender Konsequenzen Item 6) einen gesicherten Unter-
schied, dessen Richtung allerdings nicht eindeutig zu inter-
pretieren war. 

Beim univariaten Vergleich (t-Test fUr abhängige Stichproben) 
deuteten sich oben bereits bei den beiden Behandlungsarten 
geringfUgig unterschiedliche Behandlungseffekte an. Diese konn-
ten durch den multivariaten Vergleich im wesentlichen bestä-
tigt werden. Insgesamt sind jedoch - so die Resultate der 
multivariaten Analyse - signifikante Unterschiede auch hier 
relativ selten und es kann nur partiell von einem Behand-
lungserfolg gesprochen werden. 

Auch die Berechnung regressionsbereinigter Nachtestwerte (zum 
Verfahren s.o.) konnte die vorher bereits gefundenen Resultate 
lediglich bestätigen. Im Vergleich der Faktorenwerte ergeben 
sich dabei immerhin zwei signifikante Unterschiede: Zum einen 
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nimmt der Wert in Faktor l (mißgestimmt, depressiv, selbst-
unsicher, psychisch gestört) im Vergleich zur Kontrollgruppe 
statistisch bedeutsam ab, wobei sich dieser Effekt für die 
Untergruppe GT und VT 
nicht nachweisen läßt. 
risiko) zeigt sich bei 

aufgrund der geringen Probandenzahl 
Bei Faktor 4 (subjektives Delinquenz-
allen durchgeführten Vergleichen eine 

hochsignifikante Zun~hme des Wertes. Beide Unterschiede können 
in Richtung eines Behandlungserfolges interpretiert werden. 
Der Vergleich zwischen der gesamten Behandlungsgruppe und der 
Untergruppe mit hoher Behandlungsintensität (-dauer) zeigt nur 
ansatzweise Unterschiede eines Behandlungseffektes. Der im Rah-
men der Psychotherapi eforschung festgestellte und von uns bei 
der Behandlungsgruppe vermutete Varianzerweiterungseffekt trat 
hier nicht auf. Tab. 9 gibt einen zusammenfassenden Überblick 
über die gefundenen statistisch signifikanten Unterschiede, 
jeweils getrennt nach rechnerischem vorgehen. 

3.2. Behandlungswirkung aufgrund des Vergleichs des Vor- und 
Nachinterviews 

Ergänzend zu den Resultaten der psychol ogi sehen Testverfahren 
soll im folgenden der Frage nachgegangen werden, wieweit sich 
in den Vor- und Nachinterviews ein Behandlungserfolg abzeich-
net. 

Trotz der geringen Probandenzahlen bei den Interviews (Vor-

test: Nges = 313; NFR = 67; NRA = 129; NMA = 117; Nachtest: 
Nges 138; NFR = 26; NRA = 54; NMA = 58) sollen neben den 
absoluten Werten bei den einzelnen Antwortkategorien jeweils 
die entsprechenden Prozentwerte angegeben werden. Da die Grund-
gesamtheiten zwischen den einzelnen Gruppen sowie zwischen 
Vor- und Nachtest relativ stark schwanken, wäre ansonsten ein 
Vergleich der Zahlen schwierig und umständlich. Bei den Pro-
zentwerten ist im folgenden stets zu berücksichtigen, daß sie 
zum Teil auf sehr geringen absoluten Probandenzahl en beruhen, 
ihre Interpretation somit mit Vorsicht erfolgen muß, da hohe 
Zufallsschwankungen erwartet werden müssen. Deshalb werden die 
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Prozentwerte immer zusammen mit den absoluten Zahlen angege-
ben. Dadurch kann die Aussagekraft der Prozentwerte abge-
schätzt werden. Zu beachten ist auch, daß bei einigen Items 
mehrere Antwortkategorien gleichzeitig zutreffen, die Summen 
somit über lD0 % bzw. dem Gesamt-N liegen können. Sämtliche 
Ergebnisse zum Interview finden sich ausführlich bei Kury 
( 1986). 

Auf die Frage, mit wem sie am liebsten über ihre persönlichen 
Probleme sprechen würden, und zwar unabhängiq von etwaigen 
Einschränkungen der Besuchererlaubnis in der Untersuchungs-
haft, wurden im Vorinterview von 28 % {N = 89) aller Probanden 
und damit an erster Stelle die Mitglieder der Fachdienste 
(Psychologe, Sozialarbeiter, Bewährungshelfer, Lehrerl ge-
nannt. Es folgen mit 23 % (N = 73) Freunde, Verwandte, Geschwi-
ster, mit 21 % (N = 67) die Freundin/Frau und mit 18 % 
(N = 57) die Eltern bzw. ein Elternteil. Diese Verteilung ist 
an allen 3 Untersuchungsorten weitgehend gleich. Im Nach-
interview rückten die Angehörigen der Fachdienste im Vergleich 
zur Freundin/Frau bzw. zu Freunden, Verwandten, Geschwistern 
leicht in den Hintergrund. Immerhin nennen auch hier noch 23 % 
(N = 31), also ein knappes Viertel, die Mitglieder der Fach-
dienste als besondere Vertrauenspersonen, mit denen sie am 
liebsten über ihre persönlichen Probleme sprechen wollen. 

Als Begründung für ihre Wahl bzw. als Erwartung an ein Ge-
spräch mit der genannten Person wurde im Vorinterview von 40 % 
der Befragten ( N = 124) erwähnt, diese verstehe sie und kenne 
ihre Situation, 28 % (N = 89) wiesen auf das Vertrauensverhält-
nis und die gute Beziehung hin, 20 % (N = 62) gehen davon aus, 
daß sie Hilfe erfahren und Vorteile aus der Beziehung haben. 
Die Verteilung im Nachinterview ist weitgehend dieselbe, wobei 
hier allerdings relativ mehr Probanden (36 %; N = 501 das 
Vertrauensverhältnis und die Verschwiegenheit hervorheben. 
Eine Analyse der Einzelinterviews zeigt, daß diejenigen Proban-
den, die als Vertrauensperson Angehörige der Fachdienste nen-
nen (Psychologe, Sozialarbeiter/ Bewährungshelfer, Lehrer), 
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das insbesondere damit begründen, daß diese ihm weiterhelfen 
könnten und daß sie sich von diesen Personen einen Vorteil 
insbesondere hinsichtlich des U-Haftverlaufes und des bevor-
stehenden Prozesses erwarten. Die Eltern, sonstige Verwandte 
bzw. die eigene Partnerin werden dagegen eher mit der Begrün-
dung genannt, daß diese sie verstehen würden, sie verschwiegen 
seien und zu ihnen eine gute Beziehung bestünde. 

Interessant scheint uns die Begründung von N = 8 Probanden im 
Vorinterview, daß sie in der Untersuchungshaftanstalt deshalb 
nicht mit Mitgliedern der Fachdienste, insbesondere nicht mit 
Psychologen über ihre Probleme sprechen wollen, weil sie auf-
grund dieser Kontakte eine Stigmatisierung und Ablehnung durch 
die anderen Insassen 
hin, daß, wer engeren 
1 ogen habe, von den 
eingestuft werde und 
müsse. 

befürchten. So wies ein Befragter darauf 
Kontakt vor allem mit den Anstaltspsycho-
anderen Häftlingen rasch "als verrückt" 

mit Hänseleien und Ablehnung rechnen 

Mehr als die Hälfte der Befragten (56 %; N = 174) gab im Vor-
interview an, noch nie Erfahrungen mit solchen Gesprächen 
gemacht zu haben, die sich ganz auf die eigenen Wünsche und 
Ängste beziehen. Lediglich etwa ein Fünftel (21 %; N = 67) 
kann auf solche Erfahrungen mit Psychologen, Heimleitern, So-
zialarbeitern bzw. Vollzugsbeamten zurückblicken. Von daher 
verwundert es auch nicht, daß 41 % (N = 127) der Gesamtgruppe 
angaben, daß sie sieh unter einem psychol ogi sehen Gespräch 
nichts vorstellen könnten. 21 % (N = 65) meinten, es solle 
eine befreiende Wirkung haben und weiterhelfen, persönliche 
Probleme sollen angesprochen und bewältigt werden. 

Trotz der Bedenken mancher U-Haftinsassen gegenüber Gesprächen 
mit Psychologen, des nicht ungeteilten Vertrauensverhältnisses 
und der weitgehend unklaren Vorstellungen gegenüber solchen 
Gesprächen gaben nicht weniger als 60 % (N = 189) der Befrag-
ten an, daß sie bereit wären, "während der U-Haft in Gegenwart 
eines Psychologen und einiger Mithäftlinge" über sich zu re-
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den. Bei der Freiburger Experimentalgruppe, der anschließend 
sol ehe Gespräche angeboten wurden, äußerten 55 % ( N = 37) ihre 
Bereitschaft, weitere 19 % (N = 13) konnten sich nicht ent-
scheiden. Immerhin 22 % (N = 15) lehnten die Teilnahme ab. Im 
Nachinterview erklärte auf dieselbe Frage, die sinnvollerweise 
jedoch nur noch den Rastatter und Mannheimer U-Häftlingen 
vorgelegt wurde, da die Freiburger in der Zwischenzeit ja 
solche Gespräche geführt haben, mit 70 % (N = 78) ein noch 
größerer Antei 1 seine Bereitschaft zu psychologi sehen Gesprä-
chen. Unter Umständen ist dieser Anstieg auf die Deprivation 
während der Haft zurückzuführen. Ein Ersatz für die mangelnden 
Gespräche mit Fachleuten (Psychologen, Sozialarbeiter) bieten 
offensichtlich zumindest teilweise Gespräche mit den Mithäft-
lingen. So gaben 59 % (N = 66) der Mannheimer und Rastatter 
Befragten an, daß sie das Gefühl hätten, mit den Mitinsassen 
über die eigene Person und Situation im Knast reden zu können. 
22 % (N = 25) lehnten dies ab. 

Als Begründung für ihre Bereitschaft zur Teilnahme an solchen 
Gesprächen nannten 37 % (N = 115) der Gesamtgruppe die Erwar-
tung, gemeinsam Probleme besprechen und sich gegenseitig hel-
fen zu können. 11 % (N = 35) erwarten weniger die Hilfe bei 
der Problembewältigung als vielmehr Ablenkung bzw. nehmen aus 
Neugierde teil. 

Insgesamt zeigt sich somit bei den jungen Untersuchungshäft-
1 ingen eine relativ große Bereitschaft, sich im Rahmen psycho-
logischer Gespräche mit ihrer eigenen psychischen Situation 
auseinanderzusetzen, eine Tatsache, die sich auch darin aus-
drückt, daß die Ausfälle an Probanden bei der Durchführung der 
therapeutischen Gespräche in Freiburg relativ niedrig waren. 
Dieses Interesse an den Gesprächen, das al 1 erdi ngs vor dem 
Hintergrund der außerordentlich tristen Haftsituation gesehen 
werden muß und, wie erwähnt, verständlicherweise z.T. darauf 
zurückzuführen ist, daß die Häftlinge sich nach einer Ablen-
kung und Abwechslung sehnen, bietet jedoch eine hinsichtlich 
der Mitarbeitsbereitschaft der Probanden günstige Ausgangssi-
tuation für die Behandlung. 
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Was den Behandlungserfolg aus der Sicht der befragten Thera-
pieteilnehmer in Freiburg betrifft, ergibt sich auch aus dem 
Interview, daß die Wirkung der Resozialisierungsmaßnahmen 
durch die Betroffenen nicht allzu hoch eingeschätzt wird, 
obwohl einige nach ihrer Ansicht deutlichen Nutzen aus den 
Gesprächen zogen. Auf die Frage, ob ihnen das, was im psycholo-
gischen Gespräch geschah, hilft, mit dem Leben in der Haft 
besser fertigzuwerden, antworteten immerhin 31 % (N = 8) mit 
Ja, weitere 8 % (N = 2) sind sich unsicher. Mit 62 % (N = 16) 
verneinten jedoch 2/3 der Experimentalprobanden die Frage. Als 
Begründung dafür, daß ihnen die Gespräche im Vollzug nicht 
helfen, mit den Problemen besser fertig zu werden, führten 
diese Befragten an, daß das Reden all ein an der Realität des 
Freiheitsentzuges nichts ändern würde ( 19 %; N = 5 l, daß sie 
kein Interesse an dem Inhalt der Gespräche hätten, daß das 
Knastleben zu wenig zur Sprache käme und daß das Nachspielen 
der Filmszenen sinnlos wäre (27 %; N = 7). 12 % (N = 3) mein-
ten, daß sie kein Interesse an den anderen Insassen und deren 
Gesprächen hätten. 

Teilnehmer des Behandlungsprogramms, welche die Wirkung der 
Therapie positiv einschätzten, führten als Begründung an, daß 
man sich in den Stunden aussprechen könne und sich hinterher 
wohler fühle, daß sich ihre Einstellung zum Leben und insbeson-
dere auch zur Straffälligkeit ändere (12 %; N = 3). 12 % 
(N = 3) der Befragten meinten einschränkend, daß es vom Inhalt 
der Gespräche abhänge, ob sie hilfreich seien oder nicht; nach 
Ansicht von weiteren 15 % (N = 4) haben die Gespräche keine 
Langzeitwirkung, sondern dienten lediglich mehr oder weniger 
zur Zerstreuung der Zeit und Unterhaltung für wenige Stunden. 

Auf die hinsichtlich der subjektiven Einschätzung des Behand-
lungserfolgs entscheidende Frage, ob ihnen das, was im psy-
chologischen Gespräch geschah, hilft, mit dem Leben nach der 
Entlassung besser fertig zu werden, antworteten mit 73 % nahe-
zu 3/4 (N = 19) mit Nein. Ein knappes Viertel (23 %; N = 6) 
bejahte die Frage, ein weiterer Proband ist sich in der Ein-
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schätzung des Behandlungserfolges unsicher. Als Begründung für 
die ungünstige Beurteilung der Behandlungswirkung meinten die 
Befragten, daß die Filme zu lebensfremd bzw. die Gespräche zu 
oberflächlich seien. Nach Ansicht von 2 Befragten sollte "rich-
tige Therapie" gemacht werden, anstatt Filme zu zeigen und 
Gespräche zu führen. 42 % (N = 11) halten die angesprochenen 
Themen für irrelevant, ferner würde zu wenig bzw. überhaupt 
nicht über die Situation draußen nach der Haftentlassung ge-
sprochen. So meinten 3 dieser Probanden, daß die in den 
Modellszenen vorgeschlagenen "Lösungsmöglichkeiten" zur Vermei-
dung von Konflikten realitätsfern seien und daß "das Ganze so 
nicht funktionieren" würde. 

Probanden, welche die Behandlungswirkung positiv einschätzen, 
begründen das insbesondere damit, daß sie auf bestimmte Punkte 
aufmerksam gemacht wurden und manches auch im Zusammenhang mit 
ihrer Straffälligkeit jetzt anders sehen würden (19 %; N = 5). 
So meinten 2 der Befragten, daß sie nun ihre eigenen Anteile 
an den begangenen Straftaten besser sehen und einschätzen 
könnten. 

Etwa 2/3 aller Befragten (67 %; N = 93) verneinten die Frage, 
ob ihnen in der Untersuchungshaft jemand oder etwas geholfen 
hat, das Leben nach der Entlassung so zu gestalten, daß sie 
nicht mehr in den Knast kommen. Von denjenigen, wel ehe die 
Frage bejahten, führten 12 % (N = 16) Gespräche mit Sozialar-
beitern, Bewährungshelfern bzw. Beamten und 6 % ( N = 8) Ge-
spräche mit den Eltern, weiteren Familienangehörigen, Freun-
din/Freund bzw. Post von ·draußen an. Die Unterschiede zwischen 
den Freiburger und den Vergleichsprobanden sind relativ gering 
und können nicht hinsichtlich eines Behandlungserfolges inter-
pretiert werden. 

Ein Erfolg der durchgeführten Behandlungsmaßnahmen kann auch 
darin gesehen werden, wieweit die Inhaftierten aus eigener 
Initiative etwas zur Verbesserung ihrer Haftsituation, zur 
Vorbereitung auf die Hauptverhandlung bzw. die Bewährungsun-
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terstellung unternommen haben und ferner, welche Gesichtspunk-
te ihnen nach Haftentlassung hinsichtlich ihrer Lebensgestal-
tung wichtig scheinen. Einige Items liefern hierzu Informa-
tionen. 

So hat etwa l /3 all er Befragten nichts zur Verbesserung der 
eigenen Situation in der Untersuchungshaft unternommen (35 %; 
N = 48). Auffallend ist, daß dieser Anteil in Freiburg ledig-
1 i c h l 2 % ( N = 3 ) beträgt. Immer h i n 6 2 % ( N = l 6 ) der Frei b ur -
ger U-Häftl inge 
Mannheim haben 

und damit deutlich mehr als 
einen Antrag auf Haftprüfung 

in Rastatt 
gestellt, 

und 
bei 

welchem durch den Haftrichter zu entscheiden war, ob die Unter-
suchungshaftzeit verlängert werden kann oder nicht. Mit 46 % 
(N = 12) haben die Freiburger auch relativ mehr Gespräche mit 
Sozialarbeitern und Bewährungshelfern verlangt. Den Erfolg 
ihrer Bemühungen zur Verbesserung ihrer Haftsituation schätzen 
jedoch 35 % (N = 9) der Freiburger Probanden und damit mehr 
als in den beiden anderen Anstalten eher negativ ein (Durch-
schnittswert 24 %; N = 33). 62 % der Experimentalprobanden 
(N = 16) meinten, daß sie wegen ihrer Wünsche zur Haftverbes-
serung keine Schwierigkeiten etwa mit den Beamten oder der 
Anstaltsleitung bekommen hätten (Durchschnittswert 38 %; 
N = 5 3). 

Größer waren die Aktivitäten der Freiburger Häftlinge auch 
hinsichtlich der Bemühungen, etwas Positives in bezug auf die 
bevorstehende Verhandlung, Bewährungsunterstellung bzw. Entlas-
sung zu erreichen. Etwa 2/3 (65 %; N = 17 l und damit mehr als 
der Durchschnitt (49 %; N = 67) unternahm etwas in dieser 
Hinsicht. So haben 47 % (N = 8) einen Antrag auf Haftprüfung 
bzw. -unterbrechung gestellt, 
rufung eingelegt bzw. ein 
(N = 4) hat sich schriftlich 

eine Haftbeschwerde verfaßt, Be-
Gnadengesuch eingereicht. 24 % 
an den Staatsanwalt bzw. Richter 

gewandt oder mit diesem gesprochen. Ein Befragter legte ein 
Geständnis ab. Es deutet sich somit an, daß die Freiburger 
U-Häftlinge hinsichtlich einer Verbesserung ihrer Situation in 
bzw. nach der Untersuchungshaft mehr Aktivitäten unternommen 
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haben als die Vergleichsprobanden. Es spricht manches dafür, 
daß das auch auf die Behandlung zurückgeführt werden kann. So 
äußerte ein Befragter, daß er in der Therapie dazu angeregt 
wurde, in dieser Hinsicht aktiv zu werden und daß ihm die 
Gespräche den Mut gegeben haben, tatsächlich etwas zu unter-
nehmen. 

Hinsichtlich der Aktivitäten nach Haftentlassung zeigen sich 
zwischen den Experimental- und Vergleichsprobanden keine we-
sentlichen Unterschiede. 56 % (N = 77) der Gesamtgruppe wollen 
zunächst arbeiten und Geld verdienen, 17 % (N = 24) sich um 
neue Freunde und jemand, der ihnen Halt gibt, bemühen und 16 % 
(N = 22) betonen besonders, daß sie nichts mehr anstellen und 
die Bewährungsauflagen erfüllen wollen. In bezug darauf, was 
sie als erstes tun wollen, wenn sie wieder draußen sind, 
meinen 41 % (N = 56) der Gesamtgruppe, daß sie zunächst ihrem 
Vergnügen nachgehen und sich in der Haft Entbehrtes leisten 
wollen. In diesem Zusammenhang wiesen nicht weniger als 41 
Probanden u. a. darauf hin, daß sie sieh zunächst A 1 kohol be-
schaffen wollen. 23 % (N = 31 l wollen sich einen Arbeitsplatz 
suchen und Geld für den Lebensunterhalt verdienen, ebenfal 1 s 
23 % (N = 31) als erstes zur Mutter ziehen. 

Insgesamt liefern die Ergebnisse des Interviews Hinweise auf 
einen von den Befragten subjektiv eingeschätzten Behandlungs-
erfolg bei etwa 1 /4 bis 1 /3 der Probanden. Wenige Befragte 
deuteten in aller Ausdrücklichkeit eine positive Wirkung der 
Gespräche an. So äußerten beispielsweise 2 der Insassen der 
Freiburger U-Haftanstal t, daß ihnen die Behandlung geholfen 
habe, die Untersuchungshaftzeit überhaupt zu überstehen. Ohne 
die Gespräche hätten sie nicht gewußt, wie sie insbesondere 
die ersten Wochen der Inhaftierung überstehen sollten. 

Die Ergebnisse des Interviews bestätigen somit weitgehend die 
oben berichteten Resultate etwa aus dem psychologischen Test-
verfahren, deuten jedoch gleichzeitig an, daß einzelne Inhaf-
tierte offensichtlich einen relativ deutlichen Gewinn aus der 
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Behandlung zogen, allerdings vielleicht nur dahingehend, daß 
die Untersuchungshaftzeit besser überstanden wurde. Wieweit 
sich dieser Effekt auch auf die Zeit nach Haftentlassung im 
Verhalten der Probanden, insbesondere hinsichtlich einer Legal-
bewährung auswirkt, kann nicht beurteilt werden. 

3.3 Behandlungswirkung aufgrund der Therapieverlaufsdaten 

Vom Beginn unserer Evaluationsstudie an sind ergänzend zu den 
Pre-Post-Daten Verlaufsdaten über den gesamten Behandlungs-
zeitraum hinweg erfaßt worden und zwar mittels Therapiebegleit-
bögen, Ton- und Videobändern. Die Auswertung des umfangreichen 
Materials erfolgte in einer gesonderten Studie (vgl. Deutsch-
bein 1986; 1985b; vgl. auch Kury u. Deutschbein 1979; 1981; 
Deutschbein in diesem Band), aus der hier nur einige Aspekte 
herausgegriffen werden. 

Tabelle 10 gibt die Ergebnisse der Klientenbegleitbögen wie-
der, getrennt nach Gesprächs- und Verhaltenstherapiegruppen. 
Die Klienten schildern relativ einheitlich, daß sie sich insge-
samt wohlgefühlt haben und sich akzeptiert fühlten. Deutliche 
Unterschiede zeigen sich dagegen in der Einschätzung der erleb-
ten Hilfe in bezug auf die Untersuchungshaft und die Zeit nach 
der Haftentlassung. Während die GT-Klienten lediglich für 21 % 
der Sitzungen meinten, daß ihnen das Geschehen in der Gruppe 
helfen wird, mit dem Leben in Haft besser fertig zu werden, 
waren es bei den VT-Probanden immerhin 35 % der Sitzungen. Für 
die Zeit nach der Haftentlassung meinen die GT-Klienten bezüg-
lich 22 %, die VT-Klienten bezüglich 42 % der Stunden, daß 
ihnen die Behandlung helfen wird. Diese unterschiedliche Ein-
schätzung des Therapieverlaufs zeigt sich auch in anderen 
Items des Klientenbogens. So meinten die VT-Klienten bezüglich 
43 % der Sitzungen, die GT-Kl ienten aber nur bezüglich 30 % 
der Sitzungen, nachher innerlich ruhiger geworden zu sein. 
76 % der VT- im Gegensatz zu 63 % der GT-Sitzungen wurden von 
den Teilnehmern in bezug auf den Inhalt als sinnvoll einge-
schätzt. Deutlich günstiger bewerteten die GT-Klienten ledig-
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lieh Item 9; für 59 % der Stunden gaben sie an, daß ein 
persönliches Problem zur Sprache kam, gegenüber 50 % der 
VT-Sitzungen. 

Tab. 1 O: Durchschnitt] i ehe Antwortvertei Jung in den Therapiebegleitbögen 
(Klientenbögen) getrennt nach GT- und VT-Gruppe (Anzahl der 
Bögen ( = 100 % ) : GT-Gruppe 847, VT-Gruppe 1022; Angaben in Prozenten 
vgl. Deutschbein 1986) 

K 1: Nach der heutigen Stunde bin ich 
innerlich ruhiger geworden. 

trifft eher 
zu 

GT VT 

29,5 

trifft eher 
nicht zu 

GT VT 

keine 
Angaben 

GT VT 

3,7 2,4 

K 2: Heute habe ich mich in der Gruppe 
unbehaglich gefühlt. 7,9 

42,8 

7,6 

66,8 

91,4 

54,8 

91,4 0,7 1 1,0 

K 3: Das, was heute in der Gruppe ge-
schah, wird mir helfen, mit dem 
Leben in der Haft besser fertig 
zu werden. 

K 4: Das, was heute in der Gruppe ge-
schah, wird mir helfen, mit dem 
Leben nach der Haftentlassung 
besser fertig zu werden. 

K 5: Heute hatte ich das Gefühl, von 
der Gruppe abgelehnt zu werden. 

K 6: Ich hatte das Gefühl, der Psycho-
loge versteht mich nicht. 

K 7: Heute ist es mir schwergefallen, 
mich am Gruppengeschehen zu be-
teiligen. 

K 8: Ich empfand den Inhalt der heu-
tigen Stunde als sinnvoll. 

K 9: Heute ist in der Gruppe ein per-
sönliches Problem von mir zur 
Sprache gekommen. 
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20,8 35,0 

22,2 41,7 

2,6 3,9 

4,0 5,5 

13,1 16,5 

62,9 75,9 

58,9 50,0 

75,7 59,8 

74,1 52,6 

96,l 94,5 

93 ,5 92,4 

85,2 81,5 

33 ,2 21,3 

39,1 48,4 

' 3 ,5 5 ,2 I 
1 

3 ,7 5,7 1 

1,3 1,6 : 

2,5 2,2 I

I 

1,7 2 ,0 

3,9 2,7 

2,0 1,6 



Bei den Therapeuten sind die Unterschiede in den Begleitbögen 
relativ gering. Eine deutliche Diskrepanz zeigt sich dagegen 
zwi sehen den Einschätzungen der Therapeuten und der Klienten. 
Im Gegensatz zu den Klienten, die nur 21 % (GT) bzw. 3B % (VT) 
der Stunden als hilfreich einschätzten, meinten die Therapeu-
ten für 83 % (GT) bzw. 75 % (VT) der Sitzungen, daß die 
Teilnehmer von der zurückliegenden Sitzung profitiert hätten. 
Diese Tendenz zu einer optimistischeren und positiven Einschät-
zung ist jedoch aus der Behandlungsforschung, insbesondere im 
klinisch-psychologische Bereich, bekannt. 

Um zu prüfen, inwieweit sich ein unterschiedlicher Verlauf der 
Einschätzungen von der ersten bis zur letzten Behandlungs-
sitzung ergibt, wurden die entsprechenden Mittelwerte errech-
net, getrennt für die GT- und VT-Gruppe. Abbildung 3 zeigt den 
Verlauf für die Items 1, 3, 4, 8 und 9. Für die anderen 
Stunden war die Streuung zu gering und kann hier vernachl äs-
sigt werden. 

Die Einschätzung der einzelnen Behandlungsstunden ändert sich 
im laufe der Therapie relativ stark; auch zwischen den beiden 
Therapiearten zeigen sich unterschiedliche Entwicklungen. Die 
Ergebnisse der Bandauswertung weisen dagegen weniger typische 
Verlaufsmuster auf. Für die Frage nach den Beziehungen zwi-
schen den aus der Bandauswertung gewonnenen Prozeßwerten der 
Klienten sowie den mit den psychologischen Testverfahren erfaß-
ten Persönlichkeitsdimensionen ließen sich nur vereinzelt sta-
t i s t i s c h g es i c her t e Zusammen hänge nach w e i s e n ( vgl . ausführ l i c h 
Deutschbein 19B6). Von allen gerechneten Korrelationen zwi-
schen Vortest- und Prozeßwerten der Klienten sind 1 ediglich 
4,6 % (GT) bzw. 5,6 % (VT) auf dem 5 %-Niveau und 1,3 % (GT) 
bzw. 3,3 % (VT) auf dem 1 %-Niveau signifikant. 

Was den Verlauf der Variablen aus der Auswertung der Bandauf-
zeichnungen der GT-Sitzungen über die einzelnen Therapiestun-
den hinweg, also von der ersten bis letzten Behandlungsstunde 
eines jeden Klienten betrifft, zeigen sich hier auch typische 
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Kl: "Nach der heutigen Stunde bin ich innerlich ruhiger geworden". 
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K3: "Das was heute in der Gruppe geschah, wird mir helfen, mit dem Leben 
in der Haft besser fertig zu werden". 
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Verlauf der Einstufungen der Behandlung durch die Klienten 
(Klientenbegleitbögen) von der jeweils 1. bis zur 35. Sitzung 
eines jeden Therapieteilnehmers (getrennt nach GT und VT) 
(vgl. Deutschbein 1986) 



Abb. 3: (Fortsetzung) 

K4: "Das was heute in der Gruppe geschah, wird mir helfen, mit dem Leben 
nach der Haftentlassung besser fertig zu werden". 
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KB: "Ich empfand den Inhalt der heutigen Stunde als sinnvoll". 
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Abb. 3: (Fortsetzung) 

K9: "Heute ist in der Gruppe ein persönliches Problem von mir zur 
Sprache gek011111en". 
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bzw. auffällige Verlaufsmuster. In der Regel ist in den einzel-
nen Variablen in den ersten Therapiestunden ein Abfall zu 
beobachten, was vermutlich damit zusammenhängt, daß das Engage-
ment und das Interesse der ersten Stunden nachläßt. Im laufe 
der Behandlung erfolgt dann meist in einer späteren Thera-
piephase wiederum ein Anstieg der Variablenwerte. Bei den 
Variablen aus den Bandaufzeichnungen der verhaltenstherapeuti-
schen Sitzungen war eine Verlaufsauswertung aufgrund zu gerin-
ger Besetzungszahlen bei den einzelnen Terminen nicht mehr 
sinnvoll, mußte somit unterbleiben (vgl. ausführlich Deutsch-
bein 1986). 

In einem weiteren Auswertungsschritt wurde geprüft, wieweit 
sich Beziehungen zwischen den aus der Bandauswertung gewonne-
nen Prozeßwerten der Klienten sowie den mit den psychol ogi-
schen Testverfahren erfaßten Persönlichkeitsdimensionen nach-
weisen lassen. Hierbei wurden nur die psychologischen Testver-
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fahren Freiburger Persönlichkeitsinventar FPI, Gießener Frage-
bogen GF, Risikofragebogen RKVF sowie der Kurz-Q-Sort KQS 
berücksichtigt. Der Frage nach einem Zusammenhang zwischen den 
Persönlichkeitsdimensionen und Therapieprozeßwerten ist be-
reits in verschiedenen empirischen Untersuchungen nachgegangen 
worden (vgl. etwa Kühne 1973; Rudolph 1975; Sander 1975; 
Schwartz 1975). Es erscheint plausibel anzunehmen, daß das 
Verhalten des Klienten in der Therapie durch seine Persönlich-
keit, wie sie sich etwa im psychologischen Testverfahren 
zeigt, beeinflußt wird. Die erwähnten Untersuchungen brachten 
auch einige zusammenhänge, jedoch waren diese insgesamt sehr 
spärlich und niedrig. Entsprechend fiel auch das Ergebnis 
unserer eigenen Analyse aus (vgl. ausführlich Deutschbein 
1986). Es ließen sich nur vereinzelt statistisch gesicherte 
Zusammenhänge zwischen den Prozeßvariablen und Persönlichkeits-
dimensionen nachweisen. So sind von allen gerechneten Korrela-
tionen zwischen Vortest- und Prozeßwerten der Klienten auf dem 
5 %-Niveau lediglich 4,6 % (GT) bzw. 5,6 % (VT) und auf dem 
l %-Niveau 1,3 % (GT) bzw. 3,3 % (VT) signifikant. Ein relativ 
deutl i eher Zusammenhang zeigt sieh bei den GT-Kl i enten zwi-
schen Item 5 des Klientenbogens ( "Heute hatte ich das Gefühl, 
von der Gruppe abgelehnt zu werden") und einigen Persönlich-
keitsdimensionen. So schildern sich Klienten, die sich von der 
Gruppe abgelehnt fühlen, als eher uneins mit sich selbst 
(KQS), fatalistisch entmutigt (GF-4), sozial zurückhaltend 
(RKVF-soziale Risikobereitschaft), mißtrauisch, resigniert 
(GF-Stig), aggressiv, durchsetzungsbereit (GF-2), dominant 
(FPI-7) und physisch risikoscheu (RKVF-physische Risikobereit-
schaft). Proba_nden, die sich von der Gruppe abgelehnt fühlen, 
scheinen einerseits durch eine aggressive Durchsetzung zu kenn-
zeichnen sein. Therapieteilnehmer, die sich leicht von den 
Therapeuten abgelehnt fühlen, sind dagegen eher leicht erreg-
bar, reizbar und frustriert (FPI-4) sowie empfindlich gegen-
über abwertenden Urteilen (GF-7). Ferner zeigen sie ebenfalls 
eine relativ große Diskrepanz zwischen Selbst- und Idealbild 
( KQS). 

363 



Hinsichtlich den aus der GT-Bandanalyse gewonnenen Selbstex-
plorationswerten der Klienten zeigen sich Beziehungen nahezu 
ausschließlich zur Carkhuff-Skala, die darauf hinweisen, daß 
der hier definierte Selbstexplorationswert eher höher liegt, 
wenn der Klient sich psychisch stabiler und weniger neurotisch 
darstellt. So korreliert dieser Selbstexplorationswert negativ 
mit Aggressivität (FPI-2; r = -.37), fatalistisch sozialer Ent-
mutigung (GF-4; r -.30), pubertärer Protesthaltung (GF-1; 
r = -.29), sozialer Fehlanpassung (GF-SF; r = -.29). Zur Di-
mension Geselligkeit (FPI-5) besteht dagegen ein positiver 
Zusammenhang (r = .32). 

Ähnlich wie bei den zusammenhängen zwischen Prozeß- und Persön-
lichkeitsmerkmalen bei der GT-Gruppe gilt auch für die 
VT-Klienten, daß die Beziehungen zwischen den Variablen 2, 5 
und 6 des Pretestbogens und den Persönlichkeitseigenschaften, 
wie sie im Pretest erfaßt wurden, am deutlichsten sind. Hier 
zeigt sich, daß Therapieteilnehmer, die sich in der Gruppe 
eher unbehaglich fühlen (Item 2), das Gefühl haben, von der 
Gruppe abgelehnt zu werden ( Item 5) bzw. daß der Psychologe 
sie nicht versteht, sich gleichzeitig in den Pretests als mehr 
psychosomatisch gestört (FPI-1) schildern, eher ein schlechtes 
Allgemeinbefinden aufweisen (FPI-N) und Zweifel an der eigenen 
Normalität haben (GF-5 l. Verhaltenstherapieteilnehmer, wel ehe 
die zurückliegende Stunde als sinnvoll empfanden (Item 8), 
schildern sich in den Vortests dagegen als eher psychosoma-
tisch stabil (FPI-1), mit gutem Allgemeinbefinden (FPI-M) und 
zeigen eine relativ geringe Diskrepanz zwischen Selbst- und 
Idealbild (KQS). Wer dagegen der Ansicht war, daß in den 
Behandlungsstunden 
ehe kamen ( Item 
(FPI-2), depressiv 
(GF-9). 

öfter persönliche Probleme von ihm zur Spra-
9), schilderte sich als eher aggressiv 

(FPI-3) und ohne harmonisierende Abwehr 

Zu den bei der Bandauswertung der VT-Sitzungen berücksichtig-
ten Variablen zeigt sich der deutliche Zusammenhang zu "Ver-
wirklichung der Lernziele", und zwar in der Art, daß insbeson-
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dere Klienten die Lernziele verwirklichen, die. niedrigere Aus-
prägungen haben in den Testvariablen Depressivität (FPI-3), 
Emotionale Labilität (fPI-N), Dominanzstreben (FPI-7), Puber-
tärer Protest (GF-1), Soziale Fehlanpassung (GF-SF) und Pro-
testhaltung (GF-Prot). Von den übrigen Variablen der Bandaus-
wertung zeigen sich bei "Sicherheit des Auftretens" und "Enga-
gement im Rollenspiel" sehr ähnliche Beziehungen (vgl. ausführ-
lich Deutschbein 1986). 

Ergänzend zu den bisher geschi 1 derten stati sti sehen Berech-
nungen zu den Therapieverl aufsdaten wurden, wiederum getrennt 
für die GT- und VT-Gruppe, aus den Vortest-Nachtestdifferenzen 
Therapieveränderungswerte berechnet (Durchführung von Faktoren-
analysen der Differenzwerte zwischen Vor- und Nachtest, Berech-
nung der Faktorenwerte pro Klient, Korrelation der Faktoren-
werte der gefundenen Veränderungsdimensionen 
variablen) und diese mit den Verl aufsdaten 
setzt (vgl. hierzu ausführlich Deutschbein 

mit den Prozeß-
in Beziehung ge-

1986). Dadurch 
sollte geprüft werden, wieweit zwischen den Therapieverände-
rungswerten als Maß für den Behandlungserfolg und den Verlaufs-
daten ein Zusammenhang besteht, wieweit a 1 so etwa bestimmte 
Therapieverläufe eher für eine erfolgreiche Behandlung typisch 
sind als andere. 

Es zeigen sich nur relativ wenige statistisch bedeutsame Bezie-
hungen, insgesamt sind die Resultate wenig prägnant. So ergibt 
sich beispielsweise bei den GT-Gruppen bezüglich der bedeut-
samen Klientenvariablen "Selbstexploration" ein eindeutiger Zu-
sammenhang lediglich im ersten von 7 Veränderungsfaktoren. 
Faktor 1 ist charakterisiert als "Gewalttätige Durchsetzung 
und soziale Resignation" (Ladungen auf 4 Skalen des Gießener 
Fragebogens, wobei, wie erwähnt, die Veränderungswerte in die 
Faktorenanalyse eingingen (GF-2: Rockerhaltung; GF-Stig: 
Stigmatisierung; GF-4: fatalistisch soziale Entmutigung; GF-8: 
Empfindlichkeit gegenüber abwertenden Urteilen). Je stärker 
die Selbstexploration bei den Klienten der GT-Gruppen ausge-
prägt war, desto mehr verringerte sich das Ausmaß an Gewalt-
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tätigkeit und sozialer Resignation im Verlaufe der Therapie. 
Einiges spricht dafür, daß im Zusammenhang mit höherer Selbst-
exploration auch die emotionale Labilität und Aggressivität 
der Teilnehmer reduziert wird. Die übrigen Beziehungen zwi-
schen den Veränderungsfaktoren und der Selbstexploration der 
Klienten sind eher niedrig und kaum zu interpretieren. Einige 
zusammenhänge konnten zwischen den Veränderungsfaktoren sowie 
dem Gesprächsinhalt festgestellt werden, jedoch ist auch hier 
das Bild wenig einheitlich. So deutet sich beispielsweise an, 
daß bei Therapieteilnehmern, die in den Stunden viel über ihre 
Straftaten sprachen, sich einerseits Resignation, Mißtrauen 
und rigide autoritäre Einstellungen reduzieren, aber eine pro-
testhaft-gespannte Einstellung und Delinquenzneigung sich eher 

'erhöht. 

Auch die Resultate der verhaltenstherapeutisch behandelten 
Klienten sind wenig eindeutig. Die zentrale Variable beim 
Modell ernprogramm, vergleichbar der Sel bstexpl orati on der 
Klienten in der Gesprächspsychotherapie, ist die "Verwirkli-
chung der Lernziele". Zu keinem der Veränderungsfaktoren zeigt 
sich hier eine statistisch signifikante Korrelation. Auch bei 
den übrigen Prozeßvariablen ergeben sich kaum statistisch be-
deutsame zusammenhänge zwischen Veränderungsfaktoren. Insge-
samt sind somit die Zusammenhänge zwi sehen den Therapi ever-
1 aufsdaten und den Resultaten zum Behandlungserfolg als ni ed-
rig einzuschätzen. 

3.4 Legalverhalten nach Haftentlassung 

Das zentrale Erfolgskriterium für die Beurteilung einer Reso-
zialisierungsmaßnahme ist das Legalverhalten nach der Haftent-
1 assung. Entsprechend gingen wir der Frage nach, wieweit sieh 
die einzelnen Gruppen hinsichtlich der Rückfallquote unter-
scheiden. 

Tabelle 11 gibt einen Überblick über die Verteilung der Pro-
banden mit unterschiedlichem Verfahrensausgang auf die drei 
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Untersuchungsgruppen. Von den N = 170 der in der Nachbefragung 
erfaßten Probanden, von denen Informationen über den Verfah-
rensausgang vorliegen, 
(Behandlungsgruppe) und 

entfallen 
N = l 06 

N = 64 
(62 %) 

(38 %) auf Freiburg 
auf Rastatt und Mann-

heim (Vergleichsgruppe). Während es in Freiburg in 61 % der 
Fälle zu einem Erlaß der Strafe und lediglich bei 39 % zu 
einem Widerruf kam, wurde bei der Vergleichsgruppe nur in 54 % 
der Fälle die Strafe erlassen und bei 46 % die Strafaussetzung 
zur Bewährung widerrufen. Innerhalb der Vergleichsgruppe 
schneiden die Mannheimer Probanden mit einer Erlaßquote von 
51 % gegenüber 55 % bei den Rastatter Probanden besonders 
schlecht ab. Die Widerrufsquote der Freiburger liegt somit 
immerhin um 10 % niedriger als die der Mannheimer Probanden. 

Zunächst weisen diese Ergebnisse auf einen Behandlungserfolg 
hin, zumal die Bedingungen in der Untersuchungshaftanstalt für 
die Freiburger Probanden wesentlich ungünstiger waren als in 
Mannheim und Rastatt und somit bei den Freiburger Probanden 
eine größere Widerrufs- bzw. Rückfallquote zu erwarten gewesen 
wäre. Ein Vergleich der Zahl der Vorverurteilungen in beiden 
Gruppen zeigt, daß die Freiburger Probanden durch geringfügig 
mehr Vorverurteilungen (50 % gegenüber 46 % in Mannheim und 
Rastatt) belastet sind, was für eine höhere Widerrufsquote in 
der Behandlungsgruppe sprechen würde. 

Wir hatten oben bereits darauf hingewiesen, daß der richter-
1 ichen Entscheidungspraxis in bezug auf die Widerrufsquoten 
eine große Bedeutung zukommt und daß die Sanktionsprakti ken 
(Anordnung von U-Haft, durchschnittliche Haftdauer) zwischen 
den drei Orten stark differieren. Der Vergleich der Sanktions-
muster anhand des Anteils der zu einer Jugendstrafe verurteil-
ten Insassen der Untersuchungshaft zeigte zunächst keine 
Unterschiede zwischen den Vergleichsgruppen. Statistisch hoch-
signifikante Unterschiede ergaben sich jedoch hinsichtlich der 
Aussetzung der Jugendstrafe auf Bewährung bzw. des Vorbehalts 
der Aussetzung auf Bewährung. Die Freiburger Richter erweisen 
sich hier als wesentlich "milder" (vgl. Tab. 12). Bei 79 % 
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(N = 85) der zu einer Jugendstrafe verurteilten Freiburger 
Häftlinge wurde die Strafe zur Bewährung ausgesetzt bzw. die 
Entscheidung über eine Strafaussetzung vorbehalten. Nur 21 % 
( N = 2 3) mußten die Ha f tst r af e antreten. Bei d·en Mannheimer 
und Rastatter Probanden war dieser Anteil doppelt so hoch 
(46 %; N = 91). Bei 55 % (N = 109) wurde hier die Jugendstrafe 
zur Bewährung ausgesetzt. 

Diese Ergebnisse zeigen, daß die Freiburger Richter sich in 
ihren Sanktionsentscheidungen wesentlich von den Rastattern 
und Mannheimern 
Rückfallquote in 

unterscheiden. 
Freiburg gibt 

Die wider 
Anlaß zu 

Erwarten niedrige 
der Vermutung, daß 

diese Ergebnisse im Zusammenhang mit dem Behandlungsprogramm 
stehen. Ob allerdings die festgestellte niedrigere Rückfallquo-
te in Freiburg tatsächlich auf die Behandlung zurückzuführen 
ist, läßt sich anhand der vorliegenden Ergebnisse letztlich 
nicht beurteilen. Dennoch ist es wichtig, an dieser Stelle 
festzustellen, daß die Widerrufsquote bei den Freiburger Bewäh-
rungsprobanden wesentlich niedriger ist als bei den Rastatter 
und Mannheimern und das, obwohl die Freiburger Klientel eine 
stärkere kriminelle Belastung und damit höhere Rückfall wahr-
schei nl i chkeit zeigt. Es spricht viel es dafür, daß ambulante 
Sanktionen und zurückhaltende strafrechtliche Reaktionen nicht 
nur die billigeren, sondern auch effektiveren Alternativen 
(etwa zum Strafvollzug) darstellen zur Erreichung eines geset-
zestreuen Verhaltens insbesondere von jugendllichen und heran-
wachsenden Bagatelldelinquenten (vgl. z.B. Kerner 1984; 1985; 
Kaiser 1985). 

Anschließend prüften wir die Frage des Zusammenhangs zwischen 
den von uns gewählten Erfolgskriterien für die Behandlungswir-
kung, also einerseits den Ergebnissen aus den psychol ogi sehen 
Testverfahren und andererseits dem Erl aß, Rückfall bzw. Wider-
ruf der Strafaussetzung zur Bewährung. Sofern die psychol ogi-
schen Kriterien als Erfolgsmaßstab für eine Behandlung Straf-
fälliger anerkannt werden, muß eine hohe Korrelation mit den 
Legalkriterien bestehen, mit anderen Worten wäre unter der 
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Perspektive des Legalverhaltens eine Behandlungsmaßnahme als 
nicht erfolgreich einzustufen, wenn sich Änderungen im psychi-
schen Bereich nicht auch auf eine Besserung des Legalverhal-
tens auswirken. 

In den Korrelationen sowohl der Vortest- als auch der Nachtest-
ergebnisse zeigen sich zwischen den Gruppen Freiburg bzw. 
Rastatt und Mannheim deutliche Unterschiede. Von den Freibur-
ger Behandlungsprobanden tendieren insbesondere solche zu 
einem späteren Rückfall, die im Vortest geringere Werte in den 
FPI-Skalen Depressivität (FPI-3), Erregbarkeit (FPI-4), Ge-
hemmtheit (FPI-6) und emotionale Labilität (FPI-Nl, in der 
Skala Gelassenheit (FPI-6) dagegen einen höheren Wert haben. 
Im Gi eßener Fragebogen haben diese Probanden eher niedrigere 
Pretestwerte in den Skalen Streben nach Selbständigkeit 
(GF-3), Zweifel an der eigenen Normalität (GF-5), Ängstlich-
keit (GF-6), soziale Fehlanpassung (GF-SF), Protest (GF-Prot) 
und in der Superskala S 2 (neurotische und zu Verinnerlichung 
neigende Art von Problembewältigung: Selbstunsicherheit, Min-
derwertigkeitsgefühle, Ängste, Hemmungen, Einsamkeit). Über 
diese beiden Testverfahren hinaus zeigen sich lediglich noch 
bei der Skala Vaterstrenge der Marburger Skalen zur Erfassung 
des elterlichen Erziehungsstiles ein statistisch bedeutsamer 
Zusammenhang (Probanden mit niedriger Vaterstrenge werden eher 
rückfällig) sowie bei Faktor l (mißgestimmt, depressiv, ängst-
1 ich, psychisch gestört; Probanden mit niedrigem Wert zeigen 
auch hier eine größere Rückfallwahrscheinlichkeit). Insgesamt 
haben die Freiburger Probanden, die später ein ungünstiges 
Legalverhalten zeigen, eher ein günstiges Persönlichkeitsbild 
im Vortest. 

Das gilt für die Rastatter und Mannheimer Probanden nicht in 
demselben Ausmaß. Die Vergleichsprobanden, die später rückfäl-
lig wurden, zeigen in den Ausgangstests ein insgesamt ungün-
stigeres Persönlichkeitsbild als die entsprechende Freiburger 
Gruppe. Von diesen werden eher diejenigen rückfällig, die sich 
im Vortest als mehr depressiv (FPI-3) darstellen, höhere Werte 
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in den Skalen GF-1 (delinquent-pubertärer Protest gegen die 
einschränkende Autorität), GF-2 (Rockerhaltung), GF-3 (Streben 
nach Selbständigkeit), GF-5 (Zweifel an der eigenen Normali-
tät), GF-8 (Störungen in familiären Beziehungen), GF-SF (sozia-
le Fehlanpassung), GF-Prot (Protest) und in der Superskala S l 
(protestierende Umweltbewältigung mit Neigung zu delinquenter 
Durchsetzung) haben. Gleichzeitig hat die Gruppe der rückfäl-
ligen Kontrollprobanden höhere Werte in RKVF-E, in Skala E des 
Situationsfragebogens, ferner in Item 2 (Schulschwänzen) des 
Tests "Subjektives Delinquenzrisiko" sowie in Faktor l (mißge-
stimmt, depressiv, ängstlich, psychisch gestört) und Faktor 6 
(delinquent-pubertärer Protest). 

Im Nachtest zeigen sich lediglich noch in den Verfahren FPI 
und Gießener Fragebogen statistisch bedeutsame zusammenhänge 
zwischen Testresultaten und Legalbewährung. Probanden, die 
rückfällig wurden, schildern sich im Nachtest als weniger 
spontan aggressiv (FPI-2), weniger erregbar (FPI-4), weniger 
offen und selbstkritisch (FPI-9) und weniger emotional labil 
(FPI-N). Gleichzeitig haben sie niedrigere Werte in den Skalen 
des Gießener Fragebogens GF-3 (Streben nach Selbständigkeit), 
GF-SF (soziale Fehlanpassung) und in den Superskalen S l (pro-
testierende Umweltbewältigung mit Neigung zu delinquenter 
Durchsetzung) und S 2 (neurotische und zu Verinnerlichung nei-
gende Art von Problembewältigung: Selbstunsicherheit, Minder-
wertigkeitsgefühle, Ängstlichkeit, Hemmungen, Einsamkeit). Im 
Gegensatz dazu zeigen sich bei der Vergleichsgruppe im Nach-
test zusammenhänge derart, daß rückfällige Probanden sich eher 
als spontan aggressiv (FPI-21, gesellig (FPI-5) und extra-
vertiert (FPI-El schildern. Signifikante Zusammenhänge zu den 
Skalen des Gießener Fragebogens bestehen nicht mehr. 

Einige Beziehungen lassen sich auch zwischen dem Verfahrens-
ausgang und den Differenzwerten der Vor- und Nachtestergebnis-
se nachweisen. Allerdings ist die Zahl der signifikanten Kor-
relationen bei der Freiburger Behandlungsgruppe nur geringfü-
gig höher als bei der Vergleichsgruppe Rastatt und Mannheim 
(13 im Vergleich zu 8). 
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Bei der Freiburger Behandlungsgruppe zeigen sich hochsignifi-
kante zusammenhänge zwischen dem Verfahrensausgang und den 
Nachtest-Vortest-Differenzwerten in den FPI-Skalen 2 (spontane 
Aggressivität; r = -.46), 6 (Gelassenheit; r = -.43) und M 
(Maskulinität; r = -.46), in den Skalen des Gießener Frage-
bogens l (delinquent-pubertärer Protest gegen die einschrän-
kende Autorität; r = -.35), SF (soziale Fehlanpassung; 
r = -.43), S l (protestierende Umweltbewältigung mit Neigung 
zu delinquenter Durchsetzung; r = -.38) und S 4 (fatalistisch 
soziale Entmutigung und resignative Einstellung gegenüber Mög-
lichkeiten zur Verbesserung der eigenen Situation; r = -.35), 
in der Skala F 2 des RKVF (finanzielle Risikobereitschaft, 
Glückspiele; r = -.39), LPS-10 (technische Begabung; r = -.40) 
und in Faktor 6 (delinquenter Protest; r = -.35). Positive 
Korrelationen zeigen sich bei der Freiburger Gruppe lediglich 
in den Variablen subjektives Delinquenzrisiko Item l (Dieb-
stahl; r = .44), negative Valenz sanktionierender Konsequenzen 
Item 4 (Jugendamt; r = .41) und 5 (Geldbuße; r = .30). 

Vorwiegend solche Probanden erhielten einen Erlaß der Straf-
aussetzung zur 
Nachtests eine 

Bewährung, die in den Testresultaten in den 
Zunahme der Skal enwerte in den folgenden Per-

sönlichkeitsbereichen aufweisen: Spontane Aggressivität 
(FPI-2), Gelassenheit, Selbstvertrauen, gute Laune (FPI-6), 
Maskulinität, typisch männliche Selbstschilderung (FPI-M), de-
linquent pubertärer Protest gegen die einschränkende Autorität 
(GF-1), soziale Fehlanpassung (GF-SF), protestierende Umweltbe-
wältigung mit Neigung zu delinquenter Durchsetzung (GF-S ll, 
fatalistisch soziale Entmutigung und resignative Einstellung 
gegenüber Möglichkeiten zur Verbesserung der eigenen Situation 
(GF-S 4), finanzielle Risikobereitschaft insbesondere bezüg-
lich Glücksspiele (RKVF-F 2), technische Begabung (Lf'S-10) so-
wie delinquenter Protest (Faktor 6). Gleichzeitig zeigen Per-
sonen mit besserem Legalverhalten eher eine Abnahme in den 
Skalenwerten subjektives Delinquenzrisiko hinsichtlich Dieb-
stahl sowie negative Valenz sanktionierender Konsequenzen be-
züglich Eingriffe des Jugendamtes und Verhängung einer Geld-
buße. 
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Mit Ausnahme der Resultate zu den Skalen Gelassenheit (FPI-6) 
und u.U. Maskulinität (FPI-Ml und technische Begabung (LPS-10) 
überraschen die Ergebnisse insofern, als Probanden mit besse-
rer Legalbewährung offensichtlich eine "ungünstigere" Persön-
lichkeitsentwicklung zeigen. Insbesondere scheinen sie zu mehr 
Aggressivität, Durchsetzung und Protesthaltung zu neigen. zwei-
fellos dürfen diese Resultate nicht überbewertet werden, da 
von 13 Differenzwerten für die Freiburger Gruppe nur 5 (6 %) 
auf dem l %-Niveau statistisch bedeutsam sind. Zufallssignifi-
kanzen sind nicht auszuschließen. 

Vergleichen wir die gefundenen zusammenhänge zwischen der Ent-
wicklung in den Persönlichkeitsskalen und dem Legalkriterium 
mit den Ergebnissen zum Behandlungserfolg, wie sie sich auf-
grund des Vortest-Nachtestvergleichs in den einzelnen Gruppen 
und mit den unterschiedlichen statistischen Verfahren ergeben, 
so zeigt sich ein wenig eindeutiges und klares Bild. Nach den 
Testergebnissen scheinen die Werte bei den Freiburger Behand-
lungsprobanden im Gegensatz zu den nicht behandelten Ver-
gleichsprobanden bei FPI-2 (spontane Aggressivität) zu sinken, 
offensichtlich insbesondere bei der verhaltenstherapeutisch be-
handelten Gruppe; das zeigt sich vor allem unter Anwendung des 
statistischen Verfahrens der Regressionsabweichun~swerte. Die-
ses Ergebnis läßt sich durchaus im Sinne eines Behandlungser-
folges interpretieren und wurde von uns in dieser Richtung 
erwartet. Offensichtlich zeigen jedoch Probanden, bei denen 
die Aggressionswerte zugenommen haben, ein günstigeres Legal-
verhalten, was wiederum bedeutet, daß die Wirkung der Verhal-
tenstherapie mit einer Reduzierung des Aggressionswertes sich 
eher ungünstig auf das spätere Legalverhalten auswirkte. Für 
die Skala FPI-6 (Gelassenheit, Selbstvertrauen) deuten die 
Testergebnisse an, daß insbesondere die Verhaltenstherapie zu 
einer Zunahme des Skal enwertes führte, während es bei der 
gesprächstherapeutisch behandelten Gruppe eher zu einer Redu-
zierung des Skalenwertes kam, d.h. zu einer größeren Irritier-
barkeit und geringeren Gelassenheit. Die Korrelation mit dem 
Außenkriterium Legalverhalten deutet an, daß ein positiver 
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Zusammenhang zwischen günstigem Legalverhalten und höheren Wer-
ten in Gelassenheit besteht. Dies wiederum deutet darauf hin, 
daß eher die Verhaltenstherapie zu einer Verbesserung des 
Legalverhaltens führte (vgl. zusammenfassend Tab. 9 oben). 

Insgesamt kann vor dem Hintergrund der dargelegten Resultate 
bestenfalls ansatzweise ein Zusammenhang zwischen einer behand-
lungsbedingten Entwicklung in einzelnen Persönlichkeitsberei-
chen und dem Legalverhalten nach Haftentlassung aufgezeigt 
werden, der zudem relativ wenig statistisch gesichert ist und 
nur als Tendenz interpretiert werden kann. 

Für einen Vergl ei eh der zusammenhänge zwi sehen den Differenz-
werten in den Testskalen und dem Legalverhalten für die Kon-
trollgruppe Rastatt und Mannheim deutet sich eine Beziehung 
derart an, daß offensichtlich insbesondere nicht mehr straf-
rechtlich auffällig gewordene Probanden einen Erlaß der Straf-
aussetzung zur Bewährung erhielten, deren Testwerte in folgen-
den Skalen niedriger lagen bzw. nur geringfügig zunahmen: 
FPI-1 (Nervosität), FPI-4 (Erregbarkeit), FPI-E (Extraver-
sion), GF-9 (harmonisierende euphorische Abwehr) und subjekti-
ves Delinquenzrisiko (Item 1, Diebstahl und Item 4, Streunen). 
Eine umgekehrte Beziehung zwischen günstigerem Legalverhalten 
und einer Zunahme des Skalenwertes zeichnet sich ab bei Skala 
GF-Prot (Protest) und bei Item 2 (Schul schwänzen) des Verfah-
rens subjektives Delinquenzrisiko. Das bedeutet, daß sich die 
nicht behandelte Vergleichsgruppe in einigen Skalen, so FPI-1, 
FPI-4, FPI-E und GF-9 in "günstiger" Richtung entwickelte. Das 
relativiert die Ergebnisse zu einem Behandlungserfolg zusätz-
1 ich. 

3.5 Resultate der Bewährungshelfer-Nachbefragung 

Von der Bewährungshelfer-Nachbefragung versprachen wir uns In-
formationen darüber, ob der Bewährungsverlauf bei den Behand-
lungs- im Vergleich zu den Kontrollprobanden unterschiedlich 
ist. Für die Durchführung einer schriftlichen Befragung von 
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Bewährungshelfern und den ihnen unterstellten Probanden waren 
folgende Überlegungen maßgeblich (vgl. hierzu ausführlich 
Spieß 1979; vgl. a. den Beitrag von Spieß in diesem Band): Um 
Aussagen über einen Zusammenhang zwi sehen der therapeuti sehen 
Behandlung im Rahmen des Freiheitsentzuges, in unserem Falle 
der Untersuchungshaft, und späterer Legalbewährung absichern 
zu können, ist es geboten, den Einfluß äußerer Lebensbedingun-
gen in der Zeit nach der Haftentlassung zu erfassen und deren 
mögliche Einwirkungen auf den Prozeß der legalen Bewährung zu 
kontrollieren. Aus forschungsökonomischen Gründen und wegen 
einer ungenügenden und selektiven Informationsbasis von Straf-
akten entschlossen wir uns, die Bewährungshelfer als "Exper-
ten" zu befragen, da diese in besonderer Weise über die 
sozialen Gegebenheiten und Probleme ihrer Klienten informiert 
sind. 

Zur Überprüfung eines im Therapieverlauf gewonnenen und für 
die Zeit nach der Haftentlassung relevanten Konflikt- und 
Problemlösungsverhaltens der Probanden war es naheliegend und 
wichtig, außer Daten über die Legalbewährung zusätzlich Infor-
mationen zur sozialen Integration, etwa im sozialen Nahraum 
(Eltern, Peergroup u.a.) und im Arbeitsbereich zu erheben, um 
einen eventuellen Einfluß des Behandlungsprogramms feststellen 
zu können. 

Im Sinne der Frage nach möglichen Behandlungsstrategien bei 
Straffälligen ist ferner zu prüfen, "inwieweit die Bewäh-
rungshilfe in ihrer sozialfürsorgerischen Handlungsorientie-
rung als Fortsetzung oder als Alternative zu Maßnahmen der 
Behandlung unter Freiheitsentzuq betrachtet werden kann" 
(Spieß 1979, S. 116). Insofern war es im Rahmen unseres Pro-
jektes wichtig, Aufschluß über die Interventionen durch die 
Bewährungshilfe sowie deren Einfluß auf die Integrationsbedin-
gungen für die Haftentlassenen zu gewinnen. 

Die Fülle von informativen Daten zur Nachentlassungssituation 
und Arbeitsweise der Bewährungshilfe wurde im Rahmen einer 
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eigenständigen Arbeit ausgewertet (vgl. Spieß 1986). Hier 
sollen lediglich einige uns im Rahmen unserer Fragestellung 
interessant scheinende Aspekte stichwortartig mitgeteilt wer-
den (vgl. den Beitrag von Spieß in diesem Band). 

Von einer staatlich organisierten und institutionalisierten 
Entlassenenhilfe kann im eigentlichen Sinne nur dort gespro-
chen werden, wo im Falle einer Straf(rest)aussetzung zur Be-
währung durch die i.Jnterstel lung unter einen Bewährungshelfer 
fachliche Hilfe bei der Bewältigung von Problemen nach der 
Haftentlassung bereitgestellt wird. Nach den Ergebnissen der 
von uns untersuchten Gruppe kann ein Großteil der Tätigkeit 
der Bewährungshilfe, insbesondere in den ersten Wochen und 
Monaten nach Haftentlassung, 
tionshilfe betrachtet werden. 

als Entlassenen- und Reintegra-
Relativ häufig sind Kontakte 

zwischen Bewährungshelfer und Probanden, in denen es um akute 
Notwendigkeiten hinsichtlich Wohnung, Ausbildung oder Arbeits-
vermittlung, Schuldenregulierung und andere Fragen der dringen-
den Existenzsicherung geht. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß in den von uns im Rahmen der Pre-Post-Untersuchung durchge-
führten standardisierten Interviews (vgl. oben) sowohl im Vor-
als auch Nachinterview etwa ein Fünftel der Befragten (Vorin-
terview 20 %; N = 63; Nachinterview 19 %; N = 26) angab, nach 
der Entlassung keine Wohnung zu haben. Mehr als die Hälfte 
(Vorinterview 60 %; N = 188; Nachinterview 53 %; N = 73) hatte 
nach eigener Einschätzung zum Entlassungszeitpunkt keine Ar-
beitsstelle bzw. wußte es noch nicht. Ein Viertel (26 %; 
N = 80) 
Recht, 

der 
daß 

im Vorinterview Befragten 
durch die Inhaftierung die 

meint sicherlich zu 
beruflichen Chancen 

wesentlich verschlechtert wurden. Trotz dieser ungünstigen Be-
dingungen geben im Nachinterview 53 % (N = 73) an, hinsicht-
lich der Berufssituation eine Weiterbildung, Ausbildung bzw. 
Umschulung o. ä. in Angriff nehmen zu wol 1 en. Gerade hier ist 
eine gezielte Eht 1 assungsvorbereitung sowie eine nachgehende 
Hilfe dringend nötig. 

Nach Angaben der Bewährungshelfer haben nur bei 35 % der Pro-
banden (59 von 170) unserer Untersuchung die Haftanstalten 
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oder Gerichte entlassungsvorbereitende Maßnahmen durchgeführt, 
wobei in diesem Falle die Regelung einer Unterkunft für den 
Betroffenen im Vordergrund stand. Tabelle 13 gibt eine Vertei-
lung der ent 1 assungsvorbereitenden Maßnahmen in der Haftan-
stalt (nach Angaben der Bewährungshelfer). 

Trotz des hohen Antei 1 s von ca. 46 % vor der Inhaftierung 
arbeitsloser Jugendlicher, war es nur ein verschwindend klei-
ner Teil der 170 Probanden, bei dem der Haftentlassung Bemühun-
gen um eine Klärung der Arbeits- oder Ausbildungssituation 
vorausgingen. Selbst die Veranlassung der Arbeitslosenmeldung 
beim Arbeitsamt blieb in aller Regel erst der Initiative des 
Bewährungshelfers überlassen. 

Tabelle 13: Maßnahmen der Entlassungsvorbereitung auf Veran-
lassung von Haftanstalt oder Jugendrichter 
(nach Angaben der Bewährungshelfer) 

Art der Entlassunqsvorbereituno N+) % 

Unterkunft für den Probanden gesucht 22 37 ,3 
allgemeine Gespräche mit dem 
Probanden 16 27,1 
Bewährungshelfer wird informiert 10 16,9 
frfolgreich Arbeitsstelle 
geklärt/vermittelt 6 10,2 
erfolglose Arbeitssuche 6 10,2 
Therapie, Behandlung geklärt 6 10,2 
Ausbildung (nicht Lehre) vermittelt 3 5,1 
Meldung beim Arbeitsamt 1 1,7 

Gesamt 59 100,0 

+) Mehrfachnennungen 

377 



Was den Zusammenhang zwi sehen Arbeits 1 osi gkei t zu verschiede-
nen Zeitpunkten und dem Verfah_rensausgang ( Antei 1 der wi derru-
fenen Bewährungsstrafe) betrifft, zeigt sich deutlich, daß 
mit zunehmender Dauer der Arbeitslosigkeit der Anteil rückfäl-
liger Probanden ansteigt. Ganz offensichtlich stellt die Ar-
beitslosigkeit eine besondere Belastungssituation für die Pro-
banden dar, die sich gerade auch aufgrund ihrer finanziellen 
Auswirkung, in einer erhöhten Rückfallgefahr ausdrückt. 

Neben der Fortdauer der Arbeitslosigkeit am Ende des 1. Bewäh-
rungsquartals wurden sechs weitere Indikatoren einer mutmaß-
lichen Gefährdung des Integrationsprozesses erfaßt und bezogen 
auf denselben Zeitpunkt, nämlich den dritten Unters tel lungs-
monat, zu einem "Belastungsindex" zusammengefaßt (vgl. Spieß 
1986). Im Vordergrund stehen hierbei Aspekte der ökonomischen 
Belastung, der sozialen Bindung (im Sinne einer festen Partner-
beziehung), des Suchtmittelkonsums sowie der durch die Beurtei-
lung der Bewährungshelfer hinsichtlich der "Autonomie" versus 
"Abhängigkeit" des Sozialverhaltens der Probanden definierten 
sozialen Handlungskompetenz (vgl. Bahnsack 1973) der unter-
stellten (vgl. im einzelnen Spieß 1986, S. 441 f.). 

Es zeigt sich, daß der Widerrufsanteil, also das Ausmaß eines 
Versagens der Probanden in dem Sinn, daß diese wieder rückfäl-
lig wurden bzw. Auflagen und Weisungen nicht befolgt hatten, 
nahezu bei jedem Einzelmerkmal mit zunehmender Belastungssitua-
tion steigt. 

Die Ergebnisse aus der Bewährungshelfer-Nachbefragung zeigen 
insgesamt deutlich einen Zusammenhang zwischen Belastungsfak-
toren und einem Widerruf der Bewährungsunterstellung. So liegt 
der Widerrufsanteil höher, wenn das verfügbare Einkommen nied-
rig ist, die Schulden hoch, eine Schuldenregulierung nicht 
stattfindet und keine feste Partnerbeziehung besteht. 

Die dargestellten Untersuchungsergebnisse machen die begrenzte 
Wirkungsmöglichkeit einer Behandlung während der Inhaftierung 
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deutlich. Zu den zahlreichen Faktoren, die einer sinnvollen 
Umsetzung eines Behandlungsprogramms innerhalb einer Haftan-
stalt entgegenstehen, kommt hinzu, daß die Betroffenen nach 
ihrer Haftentlassung offensichtlich mit schwerwiegenden, ihre 
direkte Lebenssituation betreffenden Problemen konfrontiert 
werden, auf die sie zum größten Teil nicht spezifisch vorberei-
tet wurden. Die sich etwa aus finanziellen Schwierigkeiten, 
großer Schuldenhöhe, Arbeitslosigkeit, fehlender Partnerbezie-
hung und ähnlichem ergebende Streßsituation erreicht bei vie-
len ein solches Ausmaß, daß nicht ernsthaft erwartet werden 
kann, daß die Betroffenen diese aufgrund relativ weniger Be-
handlungsstunden im Vollzug von sich aus bewältigen können. 
Vielmehr ist zu erwarten, daß die Entlassenen gerade in sol-
chen Streßsituationen in ihre alten vertrauten Verhaltensmu-
ster zurückfallen und damit die Gefahr erneuter Straffällig-
keit gegeben ist. Die Erfolgserwartung an Behandlungsprogramme 
im Strafvollzug wird insofern deren realen Möglichkeiten nicht 
gerecht. Es ist wichtig, daß die Behandlungsprogramme die 
Nachent 1 assungssi tuati on miteinbeziehen und den Haftentl asse-
nen konkrete Hilfe und Unterstützung bei der Lösung auftau-
chender Schwierigkeiten anbieten. Solange sich resozialisieren-
de Behandlung auf den Vollzug konzentriert und den Straffäl -
ligen mit den sich nach der Haftentlassung ergebenden Pro-
blemen allein läßt, wird die Erfolgsquote einer solchen Maß-
nahme niedrig sein. Straffällige sind bei der Lösung dieser 
Probleme vielfach überfordert. 

4. Zusammenfassung 

Die statistische Berechnung der Wirkung eines Behandlungspro-
gramms 
großen 

vor dem Hintergrund von Mehrfachmessungen ist mit 
Problemen behaftet, die bislang nur teilweise gelöst 

sind. Nach wir vor wird in der Psychotherapieforschung relativ 
häufig die Berechnung von einfachen Differenzwerten zwischen 
Vor- und Nachtests vorgenommen. Hierbei werden allerdings _Re-
gressionseffekte und niveaukorrelierte Meßfehler nicht berück-
sichtigt. Zur Korrektur dieser Fehlereinflüsse wird teilweise 
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die Berechnung von Regressionsabweichungswerten als "bereinig-
ten" Veränderungswerten empfohlen. Gegen das in der Psychothe-
rapieerfolgsforschung vielfach verwandte zweifaktorielle 
varianzanalytische Design wird zu Recht eingewandt, daß thera-
piebedingte Varianzänderungen nicht berücksichtigt werden. Von 
daher wird gefordert zu prüfen, wieweit ein Varianzerweite-
rungseffekt bei der Behandlungsgruppe festgestellt werden 
kann, der auf eine differentielle Wirkung der Therapie hin-
weist. Wir wendeten· die in der Literatur am häufigsten disku-
tierten unterschiedlichen statistischen Auswertungsstrategien 
an, um einen Behandlungserfolg möglichst differenziert erfas-
sen zu können. Die einzelnen Auswertungsschritte wurden, so-
wohl für die unterschiedlichen Testskalen als auch für die 
faktorenanalytisch gewonnenen 6 übergeordneten Dimensionen, ge-
rechnet. Schließlich prüften wir, wieweit sich ein Behand-
lungserfolg aus den Rückfalldaten aus der Nachentlassungsphase 
ableiten läßt. 

Sowohl ein 
gleich der 
Resultate, 

univariater als auch multivariater Mittelwertsver-
Vortest-/Nachtestergebnisse zeigt relativ wenige 

die deutlich auf eine Behandlungswirkung hinwei-
sen. Im Rahmen der multivariaten Varianzanalyse wurde geprüft, 
wieweit ein Zusammenhang zwi sehen einem Behandlungserfolg und 
der Intelligenz der Probanden, dem selbstperzipierten Erzie-
hungsstil der Eltern sowie der Del iktsgruppe besteht. Auch 
hier konnten keine eindeutigen Zusammenhänge festgestellt wer-
den. Für die Freiburger Behandlungsgruppe wurde schließlich 
geprüft , ob s i c h e i n Zusammenhang z w i s c h e n fest g es t e 11 t er Be -
handlungswirkung sowie Behandlungsdauer und Art des Treatments 
(Gesprächspsychotherapie bzw. Verhaltenstherapie) finden läßt. 
Auch hier waren die Resultate nicht eindeutig. Klare zusammen-
hänge konnten nicht gefunden werden. 

Auch die Berechhung regressionsbereinigter Nachtestwerte konn-
te die vorher bereits gefundenen Resultate lediglich bestäti-
gen. Dasselbe gilt für die Ergebnisse aus den Berechnungen der 
Vortest-/Nachtestvarianzen. Der im Rahmen der Psychotherapie-
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forschung festgestellte Varianzerweiterungseffekt konnte bei 
unserer Gruppe nicht gefunden werden. 

Die Ergebnisse aus den Vor- und Nachinterviews deuten eine 
relativ große Bereitschaft der U-Häftl inge an, sich im Rahmen 
psychologischer Gespräche mit ihren Problemen auseinanderzu-
setzen. Die Freiburger Probanden schätzen jedoch auch hier die 
Wirkung der erfahrenen Behandlungsmaßnahmen nicht allzu hoch 
ein. Nahezu Dreiviertel der Behandelten meinten, daß ihnen 
das, was in den psychologischen Gesprächen geschah, nicht 
hilft, mit dem Leben nach Haftentlassung besser fertig zu 
werden. Als Begründung wird insbesondere angeführt, daß die 
gezeigten Filme zu lebensfremd und die Gespräche zu ober-
flächlich gewesen seien. Insgesamt lieferten die Ergebnisse 
des Interviews Hinweise auf einen von den Befragten subjektiv 
eingeschätzten Behandlungserfolg bei etwa einem Viertel bis 
einem Drittel der Probanden. Nur wenige Befragte deuteten in 
aller Ausdrücklichkeit eine positive Wirkung der Gespräche an. 

Was die Behandlungswirkung aufgrund der Therapieverlaufsdaten 
betrifft (Auswertung der Bandaufzeichnungen und der Therapie-
begleitbögen), zeigt sich aus den Therapiebegleitbögen, daß 
sich die Klienten in den Behandlungsstunden relativ wohl, 
akzeptiert und vom Therapeuten verstanden gefühlt haben. Hin-
sichtlich der erlebten Hilfe schneidet hier die Verhaltens-
therapie (Modellernenl etwas günstiger ab als die Gesprächs-
psychotherapie. Offensichtlich beurteilen die Therapeuten den 
Behandlungserfolg günstiger als die Klienten selbst. Die Aus-
wertung der Angaben aus den Begleitbögen weist in al 1 er Deut-
lichkeit auf einen unterschiedlichen Therapieverlauf hin. Die 
Einschätzung der einzelnen Behandlungsstunden ändert sich im 
laufe der Therapie relativ stark. Hier zeigen sich auch zwi-
schen· den beiden Therapiearten, zumindest teilweise, unter-
schiedliche Entwicklungen. Die Ergebnisse aus der Bandauswer-
tung weisen dagegen weniger typische Verlaufsmuster auf. 
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In einem weiteren Auswertungsschritt wurde geprüft, wieweit 
sich Beziehungen zwischen den aus der Bandauswertung gewonne-
nen Prozeßwerten der Klienten sowie den mit einigen ausqewähl-
ten psychol ogi sehen Testverfahren erfaßten Persönl i chkeitsdi -
mensionen nachweisen lassen. Es ließen sich nur sehr verein-
zelt statistisch gesicherte zusammenhänge zwi sehen den Pro-
zeßvari abl en und Persönlichkeitsdimensionen finden. 

Das zentrale Erfolgskriterium in der Behandlungsforschung ist 
das Legalverhalten nach Haftentlassung. Entsprechend gingen 
wir der Frage nach, wieweit sich die einzelnen Gruppen hin-
sichtlich der Rückfallquote unterscheiden. Während es bei den 
Freiburger Probanden bei 39 % innerhalb des Untersuchungs-
zeitraumes zu einem Widerruf der Bewährung kam, war die Wider-
rufsquote bei den Vergleichsprobanden immerhin 46 %. Eine ge-
sonderte Betrachtung der Rastatter und Mannheimer Probanden 
zeigt zusätzlich, daß offensichtlich vor allem die Mannheimer 
hinsichtlich des Legalverhaltens nach Haftentlassung schlecht 
abschneiden. Im Vergleich zu den Mannheimer haben die Freibur-
ger Probanden eine um 10 % niedrigere Widerrufsquote. Diese 
Unterschiede können auf einen Behandlungserfolg hinweisen, 
sind allerdings auch auf einen unterschiedlichen Sanktionsstil 
der Freiburger im Vergleich zu den Rastatter und Mannheimer 
Richtern zurückzuführen. Es konnte gezeigt werden, daß das 
Sanktionsverhalten an den drei Orten relativ unterschiedlich 
ist. In Freib_urg werden etwa Straffällige noch mit ambulanten 
statt stationären Sanktionen bestraft, die in Mannheim und 
Rastatt b er e i t s· e i n e Haftstrafe i m V o l 1 zu g verbüßen müssen • 
Die Sanktionspraxis der Freiburger Richter ist offensichtlich 
mi 1 der, was u. U. auch den niedrigeren Wi derrufsantei 1 begrün-
den kann. 

Die zusammenhänge zwischen dem Legalkriterium (Widerruf bzw. 
Erl aß der Strafaussetzung zur Bewährung) und den psychol ogi -
sehen Erfolgskriterien sind wenig eindeutig. Zwar lassen sich 
statistisch bedeutsame Korrelationen finden, jedoch sind diese 
kaum schlüssig nach übergreifenden Gesichtspunkten zu inter-
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pretieren. Die Ergebnisse der Bewährungshelfernachbefragung 
machen die Bedeutsamkeit der Nachentlassungsphase für eine 
gelungene Integration in die Gesellschaft deutlich. Auch hier 
zeigt sich, daß von einer systematischen Entlassenenhilfe, wie 
sie dringend erforderl i eh wäre, nicht gesprochen werden kann. 
Ein fünftel der Befragten hatte zum Zeitpunkt der Entlassung 
keine Wohnung, mehr als die Hälfte keine Arbeit. Nach Angaben 
der Bewährungshelfer haben die Haftanstalten oder Gerichte 
lediglich bei etwa einem Drittel der Untersuchungshäftlinge 
entlassungsvorbereitende Maßnahmen durchgeführt, wobei in 
diesem Fall die Regelung einer Unterkunft im Vordergrund 
stand. Es zeigt sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen 
Arbeitslosigkeit zu verschiedenen Zeitpunkten und dem Verfah-
rensausgang derart, daß mit zunehmender Dauer der Arbeitslosig-
keit der Antei 1 rückfälliger Probanden ansteigt. Erwartungs-
gemäß steigt der Widerrufsanteil mit der Zunahme der Bela-
stungsfaktoren nach Haftentlassung (wie geringes oder fehlen-
des Einkommen, Schulden, keine Partnerbeziehung). Diese Ergeb-
nisse machen die Notwendigkeit einer konkreten Hilfe und Unter-
stützung nach Haftentlassung deutlich. Davon auszugehen, daß 
die in aller Regel auf einen Haftentlassenen zukommenden Pro-
bleme von diesem aufgrund einer Behandlung im Vollzug nun 
gelöst werden können, würde bedeuten, zu hohe Anforderungen an 
die Wirkung_ des Treatments zu stellen. Die Behandlungsmaßnah-
men im Vollzug müssen vielmehr durch konkrete Unterstützung 
nach Haftentlassung ergänzt werden, sollen sie auf Erfolg 
hoffen lassen. 
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I. Einführung 

1. Sinn und Funktion von Prozeßanalysen 

In der Literatur wird öfter die Unterscheidung zwischen Er-
gebnis-Studie und Prozeß-Studie getroffen (siehe z.B. Kiesler 
1971). Ergebnis-Studien beziehen sich auf die Veränderungen, 
die ein Klient aufgrund einer Therapie erfährt. Prozeß-Studien 
hingegen auf die Wechselbeziehungen zwischen Klient und Thera-
peut. Kiesler (1973, S. 2) definiert Prozeß folgendermaßen: 

"Prozeß bezieht sich auf jede Forschungsstudie, deren 
Daten ganz oder teilweise die direkte oder indirekte 
Messung von Patientenverhalten, Therapeutenverhalten oder 
dyadischem Verhalten (Patient-Therapeut-Interaktion) im 
therapeutischen Interview enthalten. Prozeß-Studien er-
fassen demnach in irgendeiner Form therapeutisches Inter-
viewverhalten. Wenn kein Interviewverhalten gemessen 
wurde, handelt es sich um keine Prozeß-Studie." 

Die Definition beinhaltet, daß sich Prozeßanalyse vor allem 
auf gesprächsweise vorgehende Therapie bezieht (z.B. Psycho-
analyse, Gesprächspsychotherapie l, die relativ unstrukturiert 
bestimmte Rahmenbedingungen setzt (z.B. Übertragungsdeutung, 
Verbalisierung emotionaler Erlebnisinhalte), durch die ein er-
wünschter "Prozeß" beim Klienten angeregt und gefördert werden 
soll. Prozeßvariablen sind demnach Variablen, die entweder den 
angenommenen Prozeß des Klienten in der Therapie widerspiegeln 
(z.B. bestimmte Gesprächsinhalte, Affekte, Selbstexploration), 
oder die vom Therapeuten gesetzten Rahmenbedingungen be-
schreiben, die den angenommenen Klientenprozeß fördern. 

Prozeßvariablen brauchen, wie Kiesler (1973, S. 6f.) ausführt, 
nicht nur verbaler Natur zu sein. Kiesler stellt Psychothera-
pie in einen kommunikationstheoretischen Rahmen, innerhalb 
dessen er linguistische, paralinguistische und kinetische 
Variablen unterscheidet. Während Linguistik Sprache im engeren 
Sinn bezeichnet, fallen unter Paralinguistik nichtsprachliche 
Faktoren wie Stimmqualität (Stimmklang, Tempo, Rhythmus usw.) 
und Vokalisationen (Lachen, Weinen, Gähnen usw.). Interessant 
ist die Einbeziehung kinetischer Variablen, weil durch sie 
auch handlungsorientierte Therapien - z.B. Rollenspiel - pro-
zeßanalytisch erfaßt werden können. Eine derartige Einbezie-
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hung würde allerdings einen erweiterten Interviewbegriff (sie-
he obiges Zitat von Kiesler) voraussetzen, der auch Verhaltens-
komponenten mit umfaßt. 

Prozeßanalysen werden in der Regel durchgeführt, um bestimmte 
theoretische Annahmen bezüglich des Wirkungsmechanismus einer 
Therapie zu prüfen. Derartige theoretische Annahmen werden in 
der Folge Prozeßtheorien genannt. Vor allem unstrukturiert 
vorgehende Therapien beinhalten in der Regel eine zumindest 
vage formulierte Prozeßtheorie. Für Prozeßanalysen waren bis 
jetzt zwei Züge charakteristisch: 

- Sie basierten auf Prozeßtheorien, 
konzipiert, als wissenschaftlich 
waren; 

die eher intuitiv 
entwickelt worden 

- sie gingen von einem globalen, nichtdifferentiellen Kon-
zept aus , d • h . , s i e versuchten , d i e angenommene Be -
deutsamkeit einzelner Prozeßvariablen meist an einer 
unspezifischen Klientel mit wechselnden Erfolgskriteri-
en zu beweisen. 

Denkbar ist es jedoch auch, Prozeßanalysen im Rahmen eines 
differentiellen Forschungsansatzes durchzuführen. An der Psy-
chotherapieforschung kritisierte Kiesler (1966) den "llniformi-
tätsmythos", der voraussetzt, daß eine Therapieform bei allen 
Klienten dieselbe Wirkung hervorruft, gleichgültig von welchem 
Therapeuten durchgeführt. Er schlug ein dreidimensionales 
"grid model" vor, mit dem Ziel, unterschiedliche Kombinationen 
von Therapeut, Klient und Methode zu erfassen. 

In einem differentiellen Forschungsansatz, wie von Kiesler 
befürwortet, müßten auch Prozeßanalysen differentiell konzi-
piert werden. Dies ist von Bedeutung, wenn Prozeßanalysen bei 
einer neuen Klientel durchgeführt werden, die für die ange-
wandte Therapieform eher untypisch ist: Die Fragestellung lau-
tet dann, ob die als wesentlich erachteten Prozeßvariablen 
dieselte ergebnisdifferenzierende Funktion aufweisen wie bei 
der Klientel, in bezug auf welche die entsprechende Therapie-
form entstand. 
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Es können mehrere Arten von Prozeßanalysen unterschieden wer-
den: 

- In "reinen" Prozeßanalysen werden Prozeßmerkmale von 
Klient und Therapeut für sich untersucht. Wie hängen 
Verhalten und Wahrnehmung bestimmter Aspekte von Klient 
und Therapeut zusammen? Gibt es typische Entwicklungen? 
Was geschieht konkret in einer Therapie? 

- In eingangsbezogenen Prozeßanalysen werden Eingangsmerk-
male von Klient und Therapeut zu Prozeßmerkmalen in 
Beziehung gesetzt. Sprechen Straffällige besser auf Ge-
sprächspsychotherapie oder Verhaltenstherapie an? 
Weisen Drogentäter ein anderes Therapieverhalten auf 
als Eigentumstäter? Steht die vor der Therapie gemes-
sene Aggressivität in einer Beziehung zur Selbstexplo-
ration? 

- In settingbezogenen Prozeßanalysen werden therapeuti-
sche Prozeßmerkmale zu den Rahmenbedingungen der Thera-
pie in Beziehung gesetzt. Dies ist für Straftäter be-
sonders wichtig, z.B. unterscheiden sich Prozeßmerk-
male, je nachdem ob die Therapie in einer Anstalt oder 
in der Bewährung stattfindet? 

- In er~ebnisbezogenen Prozeßanalysen wird untersucht, in-
wieweit die Ausprägung bestimmter Prozeßvariablen, ein-
zeln oder in Kombination, das Therapieergebnis deter-
miniert. Welche Prozeßmerkmale des Therapeuten in Ver-
bindung mit welchen Prozeßmerkmalen des Klienten er-
geben welches Therapieergebnis? Oder noch globaler: Was 
sind die wirksamen Faktoren der Therapie? 

Diese vier prozeßanalytischen Bereiche sind von unterschied-
licher Wertigkeit. Reine Prozeßanalysen haben vor allem be-
schreibenden Charakter, während 
lysen den inneren Zusammenhang 

ergebnisbezogene 
der Therapie mit 

Prozeßana-
dem ange-

strebten Ergebnis nachweisen. Mit der Hinzunahme von eingangs-
bezogenen und settingbezogenen Prozeßanalysen können Fragen 
der differentiellen Anwendung und der Indikation untersucht 
werden. Optimal ist eine Verbindung der vier prozeßanaly-
tischen Bereiche in einer Untersuchung, da nur in einem der-
artigen Versuchsplan Fragen von Behandlungsindikation und Be-
handlungsdifferenzierung angemessen behandelt werden können. 

398 



Damit wäre der Standort von Prozeßanalysen im wesentlichen 
bestimmt. Prozeßanalysen dienen 

- zur Beschreibung einer Therapie, 
- zur Isolierung therapeutisch wirksamer Variablen, 
- zur Behandlungsdifferenzierung bzw. Indikationsstellung 

bei verschiedenen Klientengruppen. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte können Prozeßana-
lysen einen wichtigen Beitrag leisten bei der wissenschaft-
lichen Entwicklung von Therapien in bezug auf spezifizierte 
Störungsbilder bzw. Klientengruppen. In einer derartigen Funk-
tion sind Prozeßanalysen bis jetzt kaum durchgeführt worden. 
Die Frage der wissenschaftlichen Prüfung stellt sich jedoch 
neu, wenn, wie teilweise in diesem Projekt, Therapieformen 
übertragen werden auf eine Klientel, für die sie ursprünglich 
nicht konzipiert wurden. Deshalb soll im folgenden die krimino-
logische Behandlungsforschung kurz skizziert werden, soweit 
sie für unser Thema von Belang ist (vgl. den Beitrag von Kury 
in diesem Band; ausführlich Kury 1986). 

2. Forschungstheoretische Gesichtspunkte der kriminologischen 
Behandlungsforschung 

Zur Frage der Effektivität der Behandlung Straffälliger exi-
stieren zahlreiche Untersuchungen, die ihrerseits in einer 
Re i h e von Sekundäranalysen zusammengefaßt wurden ( s • Deutsch -
bei n 1986). Als Ergebnis stellte sieh heraus, daß selbst die 
Sekundäranalysen keine eindeutige Bewertung der Behandlung 
Straffälliger zuließen. Die Autoren der Sekundäranalysen ver-
mieden entweder eine Stellungnahme (z.B. Logan 1972; Lipton, 
Martinson und Wilks 1975), äußerten sich skeptisch (Bailey 
1966) oder dezidiert negativ (Martinson 1974; Greenberg 1977), 
und erst in neuerer Zeit gelangte eine Sekundäranalyse zu 
einer positiven Bewertung der Behandlung Straffälliger (Ross 
u. Gendreau 1980). Die Arbeit von Lipton, Martinson und Wilks 
(1975) und deren Bewertung durch Martinson (1974) bildeten 
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insofern einen Angelpunkt der Behandlungsforschung, als sie 
sehr kontrovers diskutiert wurden, wobei diese Kontroverse zu 
einer forschungstheoretischen Neuorientierung führte. 

Das Werk von Lipton, Martinson und Wilks (19751 stellt die 
größte Sekundäranalyse in der Behandlungsforschung dar. Die 
Autoren prüften 982 Untersuchungen in der Behandlungsforschung 
im Zeitraum von 1945 bis 1967. In die Analyse wurden nur die 
methodisch besten Untersuchungen aufgenommen; Voraussetzung 
war ein Vergleich entweder mit einer Kontrollgruppe oder mit 
Erwartungswerten oder innerhalb eines Pre-Post-Vergleichs. Von 
982 Untersuchungen erfüllten 231 Untersuchungen dieses Kri-
terium. Die 231 Untersuchungen werden in einem differenzierten 
dreidimensionalen Kategoriensystem aufgeschlüsselt und dar-
gestellt, und zwar nach 

- 11 Behandlungskategorien, wobei ein sehr weiter Behand-
lungsbegriff zugrunde gelegt wurde (Bewährung, Haft, 
bedingte Entlassung, Sozialarbeit und Einzelberatung, 
Ausbildung und soziales Training, Einzeltherapie, Grup-
penmethoden, Sozialtherapie, Haftlockerungen, medizi-
nische Verfahren, Freizeitprogramme); 

7 Ergebniskategorien (Rückfälligkeit, Führung in der 
Haft, berufliche Verbesserung, Schulausbildung, Abhän-
gigkeit von Drogen/Alkohol, Veränderung in Persönlich-
keit und Einstellungen, Sozialbewährung); 

- soziographische Merkmale (Alter, Geschlecht, teilweise 
auch Deliktbereich wie z.B. Drogentäter). 

Das heißt, zum erstenmal wurde einer Sekundäranalyse ein dif-
ferentieller Analyseansatz zugrunde gelegt, anstatt globa12u 
fragen, ob "die" Behandlung Straffälliger "effektiv" ist. Ein 
solches vorgehen entspräche der weiter oben geschilderten 
Kritik am Uniformitätsmythos von Kiesler (1966). Diesem diffe-
rentiellen Ansatz entsprach allerdings keine differentielle 
Bewertung. Das Referenzwerk von Li pton, Mart i nson und Wi l ks 
stellt eine reine Dokumentation dar, in der eine Bewertung 
vermieden wird. 
Ein Jahr vor Erscheinen des Gesamtwerks veröffentlichte einer 
der Autoren (Martinson 1974) eine Teildarstellung. In ihr 
referiert Martinson über 90 Untersuchungen, deren Behandlungs-
kriterium die Rückfälligkeit darstellt. Im Gegensatz zu dem 
Referenzwerk begnügte sich Martinson nicht mit der Darstel-
lung, sondern versuchte eine zusammenfassende Bewertung. In 
dieser Bewertung sagte Martinson, daß "mit wenigen und isolier-
ten Ausnahmen" (S. 25) die Behandlung Straffälliger keinen 
wahrnehmbaren Effekt auf die Rückfälligkeit ergeben hätte. 
Dabei verhielt es sich nicht so, daß Martinson etwaige positi-
ve Ergebnisse unbeachtet ließ; er stellte sie im Gegenteil 
sogar heraus. Ausschlaggebend für seine Bewertung war- viel-
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mehr, daß nach seiner Meinung keine der 11 Behandlungskatego-
rien durchgängig positive Ergebnisse aufwies. Da unter jeder 
Behandlungskategorie (Bewährung, Sozialarbeit, Psychotherapie 
usw.) Untersuchungen mit positivem, teilpositivem und negati-
vem Ergebnis zu finden seien, könne von keiner Behandlunqskate-
gorie gesagt werden, daß sie einen sicheren Weg zur Verminde-
rung des Rückfalls darstelle (siehe Martinson u.a. 1976). Oie 
positiven Ergebnisse bildeten kein zusammenhängendes Muster. 

Man könne daraus nach Martinson (1974) zwei Schlußfolgerungen 
ziehen: 

l. Die bis jetzt durchgeführte Behandlung ist zu schwach, 
nicht gut genug und muß noch verbessert werden. 

2. Auch die beste Behandlung verhindert nicht den Rück-
fall, da Kriminalität keine Krankheit ist. 

Als Soziologe entschied sich Martinson für die zweite Schluß-
folgerung. 

Es ist hier nicht der Ort, die Kontroverse, die sich aufgrund 
des Artikels von Martinson (1974) ergab, darzustellen. Wesent-
lich aber sind die Folgerungen. Die Kontroverse führte zu 
einer Verschiebung des Forschungsparadigmas in zweierlei Hin-
sicht: 

Die Verschiebunq von einem globalen zu einem differen-
tiellen Forschungsansatz; 

- die Verschiebung des wissenschaftlichen Interesses von 
der Kontrolle der Behandlung (Kriterienproblematikl zur 
Behandlung selbst; d.h., von den zwei weiter oben von 
Martinson (1974) genannten Schlußfolgerungen setzte 
sich die erste durch. 

Diese beiden Verschiebungen sollen im fol qenden etwas näher 
ausgeführt werden. 

2.1 Der differentielle Ansatz 

Die Kritik an Martinson· (1974) bezog sich vor allem auf die 
mangelnde Differenzierung Martinsons. Als Beispiel soll die 
Replik von Luger (1975) dienen: Ein sorgfältiges Lesen von 
Martinson's eigenen Befunden könne leicht auch ganz anders 
interpretiert werden. Martinson gebe unzählige Beispiele von 
Reduzierungen der Rückfälligkeit bei Untergruppen von Insas-
sen, aber verwerfe diese Fakten, da die Behandlungsgruppe als 
Ganzes nicht profitiert habe. Man könne von daher gesehen 
genausogut sagen "alles funktioniert für irgendjemanden" ("any-
thing works for somebody") anstelle von Martinson's "nichts 
funktioniert" ("nothing works"). Eine Reihe von anderen 
Autoren äußerten sich in einem ähnlichen Sinne. 
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Besonders bedeutsam erscheint hierbei die Stellungnahme des 
Ausschusses zur Erforschung rehabilitativer Techniken, der ge-
bildet wurde, um die Kontroverse in der Behandlungsforschung 
aufgrund des Martinson-Berichtes zu klären, und der in seinem 
zweiten Band eindeutig einen differentiellen Forschunqsansatz 
vertritt (Martin, Sech~est u. Redner 1981, S. 3): · 

"Ohne bessere Forschung, die sich auf die Merkmale von 
Tätern bezieht, einschließlich Alter und Stadium der 
kriminellen Karriere, entworfen für spezifische Inter-
ventionsbereiche und entwickelt durch einen iterativen 
Prozeß, kann man nicht wirklich schließen, daß nichts 
funktioniert". 

Als bedeutendster Vertreter der Differentiellen Intervention 
erwies sich in mehreren Veröffentlichungen Palmer (z.B. 1975; 
1978). Der Ansatz läßt sich in aie Frage kleiden: Welche 
Methode bringt mit welchen Tätertypen unter welchen Bedingun-
gen positive Ergebnisse hervor (Palmer 1975)? Insgesamt wird 
der Interaktionsaspekt betont: Was für den einen Tätertyp gut 
ist, mag für den anderen schlecht sein; dies bezieht sich auf 
Behandlungsmethode, Rahmenbedingungen (Haft, Bewährung) und 
Merkmale der Behandelnden. 

Ein derartiger differentieller Ansatz könnte auch in Sekundär-
analysen Verwendung finden, um so den Reichtum an Information 
der einzelnen Untersuchungen besser erfassen zu können. So 
schlägt Palmer (1978) ein Verfahren vor, um bestehende Unter-
suchungen neu auszuwerten. Er führt den Begriff der erqebni s-
differenzierenden Variablen ein (ED-Variable; bei Palmer: 
"link variable"). 

ED-Variablen sind Variablen, die in bezug auf das Therapieer-
gebnis differenzieren. Eine ED-Variable. kann eine Therapeu-
ten-, eine Behandlungs-, eine Setting- oder eine Klienten-
variable sein. Das Denken in Behandlungskategorien wird so 
relativiert zugunsten eines flexibler.en Systems. Palmer 
schlägt drei "datenverarbeitende Ansätze" ( "data-handl ing 
approaches"; Palmer 1978, S. 112) vor, um die vorhandenen 
Behandlungsstudien sekundär in bezug auf ED-Variablen auszu-
werten: die Analyse definierter Zielgruppen, die Analyse mo-
dellhafter Behandlungsprogramme und systematische Prüfungs-
strategien. 

In der Analyse definierter Zielgruppen ("preselected targets") 
wird zunächst eine Zielgruppe bestimmt, z.B. jugendliche Täter 
in der Untersuchungshaft. Als nächster Schritt werden alle 
Untersuchungen bestimmt, die diese Zielgruppe zum Untersu-
chungsthema haben. Die Studien werden aufgeteilt in erfolg-
rei ehe und nicht erfol grei ehe Untersuchungen. Als Kriterium 
für Erfolg schlägt Palmer eine Verminderung der Rückfälligkeit 
um 15 % (nicht Prozentdi fferenzen ! ) oder mehr vor. Nach der 
Aufteilung werden folgende Analysen durchgeführt: 
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- Die Gruppe der erfolgreichen Studien wird analysiert in 
bezug auf jede potentielle ergebnisdifferenzierende 
Variable, über die genügend Information vorliegt. Ge-
prüft wird, ob bestimmte ED-Variablen überzufällig oft 
mit Erfolg verknüpft sind. 

- Dieselbe Art von Analyse wird für die Gruppe der nicht 
erfolgreichen Untersuchungen durchgeführt. 

- Beide Gruppen werden hinsichtlich der Ausprägung von 
ED-Variablen miteinander verglichen ( etwa mit Chi-Qua-
drat). 

Als Ergebnis resultiert eine Liste von ED-Variablen, die ver-
mutlich eine Bedingung darstellen für den Erfolg oder Nicht-
erfolg in einer bestimmten Zielgruppe. Die klassische Analyse, 
in der die ED-Variable das Behandlungsprogramm darstellt, ist 
in dieser Hinsicht ein Sonderfall. 

In der Analyse modellhafter Behandlungsprogramme ( "model pro-
grams") werden besonders erfol grei ehe Programme für eine de-
finierte Zielgruppe geprüft. Als Kriterium schlägt Palmer eine 
Verminderung der Rückfälligkeit um 40 % und mehr vor. 

In der Methode der systematischen Prüfstrategien ( "systematic 
scanning") werden systematisch die Beziehungen zwischen allen 
möglichen ED-Variablen und möglichen Zielgruppen (z.B. 22-29-
j ähri ge Männer in Übergangswohnheimen l erforscht. Die Frage-
stellung ist dieselbe wie bei der Analyse definierter Ziel-
gruppen; nähere Einzelheiten und Beispiele können bei Palmer 
(1978) nachgelesen werden. 

In dieser Betonung eines differentiellen Ansatzes kündigt 
sich; wie schon erwähnt, eine forschungsmäßige Neuorientierung 
an. Ein Bei spiel für diese Verschiebung in der Bewertung der 
Behandlungsforschung stellt der Ausschuß zur Erforschung re-

. habilitativer Techniken dar. In seinem ersten Bericht (Sech-
rest u.a. 1979, S. 33) schrieb er: 

" ••• die Studien, soweit sie durchgeführt wurden, stellen 
keine gute Basis für Schlußfolgerungen über die Wirksam-
keit von Rehabilitation· dar, und folglich ist ihre Aus-
wirkung in der Summe gleich Null". 

In seinem zweiten Bericht (Martin u.a. 1981, S. 83) schreibt 
er über dieselben Studien: 

"Ein näherer Blick auf viele der von Lipton u.a. (1975) 
geprüften Behandlungsprogramme zeigt an, daß, obwohl die 
meisten keine Reduzierungen der Rückfälligkeit für alle 
Teilnehmer erbrachten, es einer Anzahl offenbar gelang, 
die Rückfäl 1 igkeit bei einer besonderen Untergruppe von 
Tätern zu verringern.( ••• ) Es ist deshalb am Anfang 
notwendig, Behandlungsprogramme, Behandlungselemente und 
Rahmenbedingungen zu identifizieren und sie denjenigen 
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Tätergruppen zuzuordnen, für die sie am qenauesten sind 
auf der Basis theoretischer Überlegungen und empirischer 
Befunde". 

1974 gelangte Martinson zu folgender globaler Aussage: 

"Mit wenigen und isolierten Ausnahmen hatten die Bemühun-
gen um Rehabilitation ( .•• l keine wahrnehmbare Wirkung 
auf die Rückfälligkeit". 

1979 vertrat Martinson selbst einen differentiellen Standpunkt: 

"Kein Behandlungsprogramm, das zur Zeit im Strafvollzug 
benutzt wird, ist an sich im wesentlichen hilfreich oder 
schädlich. Entscheidend dafür scheinen die Bed~ngungen zu 
sein, innerhalb derer das Programm durchgeführt wird". 

Da differentiell angelegte Untersuchungen einen stark erhöhten 
Forschungsaufwand erfordern, sind bis heute nicht al 1 zu viele 
Untersuchungen dieser Art durchgeführt worden. Es sol 1 en an 
dieser Stel 1 e nur zwei Untersuchungen kurz angeführt werden, 
die in der Behandlungsforschung eine gewisse exemplarische 
Bedeutung erlangt haben. 
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- Im PICO-Projekt (PICO: "Pilot Intensive Counseling", 
Adams 1961) wurden Täter nach Kriterien wie Ängstlich-
keit, Intelligenz und verbale Fähigkeiten aufgeteilt in 
"behandl ungszugängl i ehe" und "behandl ungsunzugängl iche" 
Täter. Bei de Gruppen wurden zu gleichen Teilen auf die 
Behandlungs- und Kontrollgruppe aufgeteilt, so daß vier 
Gruppen entstanden: Behandelt/zugänglich, behan-
delt/nichtzugänglich, unbehandelt/zugänglich, unbehan-
delt/nichtzugänglich. Die Zugänglichkeit war den Thera-
peuten nicht bekannt. Die Behandlungsgruppe wurde über 
einen Zeitraum von 9 Monaten mit intensiver Einzel- und 
Gruppentherapie behandelt; das Therapiekriterium war Be-
währung nach bedingter Entlassung. 

Im Ergebnis wiesen die behandelten Zuqänqlichen einen 
signifikant besseren Therapieerfolg aJf als die Kon-
trollgruppe. Am interessantesten verhielten sich die 
behandelten Nichtzugänglichen: Nicht nur hatten sie 
keinen Erfolg, sie schnitten sogar schlechter ab als 
die Kontrollgruppe, wenngleich nicht signifikant. - So 
vielversprechend dieses Ergebnis auch war, so konnte es 
doch in zwei Nachfolgeuntersuchungen nicht bestätigt 
werden, so daß die Frage der Behandlungszugänglichkeit 
offen bleiben muß. 

Im Community Treatment Projekt (Palmer 1974 l ging es 
zunachst um d, e Fragestel I ung, ob jugendl i ehe Täter 
ohne vorhergehende Inhaftierung auf Bewährung entlassen 
werden könnten, vorausgesetzt, sie bekämen intensive 
Betreuung und Behandlung. Die Täter wurden aufgetei 1 t 
in drei Hauptgruppen: Neurotische Täter, machtorien-



tierte Täter und passiv-konformistische Täter. Im Er-
gebnis profitierten neurotische Täter eindeutig von dem 
Programm, während machtorientierte Täter in der Behand-
lung signifikant schlechter abschnitten als die Kon-
trollgruppe. 

In einem zweiten Projektabschnitt wurde die Frage ge-
prüft, ob es für manche Jugendliche nicht besser sei, 
die Behandlung in einem Übergangswohnheim statt in der 
Bewährung beginnen zu lassen. Die Behandlungsgruppe 
wurde geteilt in eher desorganisierte und machtorien-
tierte Täter, für die vermutlich die Behandlung in 
einem Übergangswohnheim angezeigt war, und in eher neu-
rotische Täter, die vermutlich eher von einer Behand-
lung in Freiheit profitieren würden. Machtorientierte 
Täter wurden entweder "falsch plaziert" in Freiheit 
oder "richtig plaziert" im Übergangswohnheim behandelt: 
Ebenso wurden neuroti sehe Täter entweder "falsch pl a-
ziert" im Übergangswohnheim oder "richtiq plaziert" in 
Freiheit behandelt. Im Hauptergebnis wiesen die falsch 
plazierten Jugendlichen einen geringeren Behandlungser-
folg auf als die richtig plazierten Jugendlichen. Der 
Unterschied von 60 % war signifikant. 

Vor allem das Community Treatment Projekt scheint zu beweisen, 
daß eine Differenzierung der Behandlung aufgrund von Indika-
tionsentscheidungen sinnvoller sein könnte als die herkömm-
liche, eher globale Behandlungsstrategie. 

Welche Funktion haben demnach Prozeßanalysen in einem diffe-
rentiellen Behandlungsansatz? Zunächst scheint der Begriff der 
ergebnisdifferenzierenden Variable fruchtbar zu sein: Prozeß-
analysen dienen in erster Linie dazu, die effektiven ergebnis-
differenzierenden Variablen der Therapie zu ermitteln. In 
einem differentiellen Ansatz jedoch kann nicht vorausgesetzt 
werden, daß die ergebnisdifferenzierenden Variablen gleich 
bleiben bei verschiedenen Eingangsvariablen (z.B. Persönlich-
keitsmerkmale, Deli kttyp l und verschiedenen Ergebniskategorien 
(z.B. Einstellungsänderung, Rückfälligkeit). Im Gegenteil 
müssen im Idealfall für jede Kombination von Eingangsvariablen 
mit Ergebnisvariablen (z.B. Änderunq der Rückfallrate bei 
jugendlichen weiblichen Drogentätern) die spezifischen ergeb-
nisdifferenzierenden Variablen neu ermittelt werden. In bezug 
auf diese Untersuchung müßte vorausgreifend die Fragestellunq 
folgendermaßen lauten: Was sind die entscheidenden ergebnis-
differenzierenden Variablen in bezug auf die Änderung von 
Persönlichkeitsmerkmalen von Jugendlichen in der Untersuchungs-
haft? 
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2.2 Behandlungsorientierte Forschung 

Seit mehreren Jahren ist vermehrt die Beha~dlung selbst in den 
Blickpunk~ gerückt. Gegenüber der Aussage, daß "nichts funktio-
niert", wurde geltend gemacht, daß noch zu wenig an Behand-
lungsmöglichkeiten erforscht worden sei (Ross u. McKay 1978, 
S. 280) und daß die Qualität der Behandlung zu unzureichend 
sei, um eine Aussage treffen zu können (Sechrest u.a. 1979, 
S. 40f.; Schwartz u.a. 1980, S. 197). Sechrest und Mitarbeiter 
ergänzen: 

"Wenige der bis jetzt geprüften Interventionen wurden mit 
optimaler oder maximaler Stärke durchgeführt" (S. 37). 

Die Betonung von Faktoren der Behandlung geht auf einen Auf-
satz von Quay (1977) zurück. Behandlungsevaluation umfaßt nach 
Quay drei-rereiche: Methodik, Ergebnis und Behandlung. Quay 
meint, es bestünde zur Zeit die Gefahr einer Überbetonung von 
Design, Datenanalyse und Ergebnismessung zu Lasten von anderen 
Kriterien der Angemessenheit, und dies zeige sich deutlich in 
der weithin zitierten Übersicht von Martfnson (1974). Bevor 
man legitimerweise schließen könne, daß eine Behandlungs-
methode im Strafvollzug unwirksam sei, müsse man sehr viel 
mehr wissen als experimentelles Design und Ergebniskriterien. 
Der dritte Aspekt der Evaluation beziehe das Behandlungspro-
gramm selbst mit ein. 

Quay unterscheidet in diesem Zusammenhang verschiedene Aspek-
te, die er folgendermaßen auflistet: 
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1. Behandlungsmerkmale und empirische Basis 
- Kann die Behandlung begrifflich klar erfaßt werden? 
- Hat die Behandlung eine empirische Grundlage? 
- Hat sich die Behandlung schon in anderen, weniger 

komplexen zusammenhängen bewährt? 

2. Konkrete Durchführung der Behandlung 
- Wurde die Behandlung konzeptgemäß umgesetzt? Was 

geschah wirklich in der Behandlung? 
- Wie lang dauerte die Behandlung? 
- Intensität bzw. Länge der einzelnen Sitzungen? 

3. Behandlungspersonal 
- Wie qualifiziert und kompetent sind die 
- Fal 1 s nicht hinreichend qual i fi ziert: 

das Training? 
- Ausmaß und Intensität von Supervision? 

Behandelnden? 
Wie groß war 

4. Existiert eine differenzierende Zuordnung von Behan-
delnden, Behandlung und Behandelten? -



Es sei ein großer Fehler, schließt Quay, weiterhin Behandlungs-
aspekte zu ignorieren bei der Frage, was denn nun funktioniere 
oder nicht funktioniere. Die Entwicklung von Techniken zur 
Erfassung von Behandlungsaspekten müsse einen genauso hohen 
Stellenwert bekommen wie die Behandlungsevaluation. Ohne Be-
achtung dieser Seite würden gültige Aussagen zur Effizienz von 
rehabilitierenden Methoden weiterhin nicht zu treffen sein. 

In bezug auf diesen Aspekt ist es merkwürdig, wie wenig sich 
die Behandlungsforschung um die Behandlung gekümmert hat. Vor 
allem im therapeutischen Bereich gelangten öfters Behandlungen 
zur Anwendung, die a) eher intuitiv als wissenschaftlich konzi-
piert waren und bl ursprünglich an einer anderen Klientel 
(meist psychoneurotische Patienten) entwickelt und erst nach-
träglich auf dissoziale Klienten übertragen wurden. Der wissen-
schaftliche Aspekt beschränkte sich in der Regel auf die 
"Begleitforschung" im Sinne von Herausarbeitung und Kontrolle 
von Effizienzkriterien, erstreckte sich jedoch nicht auf die 
Behandlung selbst. Führte ein Behandlungsexperiment, wie 
öfters der Fall, zu einem enttäuschenden Ergebnis, so konnte 
in der Regel nicht geklärt werden, woran das lag. 

In diesem Zusammenhang scheint die Anwendung einer mehrphasi-
ßen Evaluationsstrategie ("succession evaluation", Tharp u. 

all1more 1979, siehe auch Martin u.a. 1981, S. 113) weiter zu 
führen. Dieses Evaluationsmodell basiert auf der Voraus-
setzung, daß einzelne Experimente, auch wenn sie gut geplant 
sind, für die Lösung schwieriger sozialer Probleme nicht ange-
messen sind. Die wesentlichen Faktoren einer mehrphasigen Aus-
wertung sind multiple Behandlungselemente und mehrfache Aus-
wertungen mit Rückkopplung der Ergebnisdaten aus der vorher-
gehenden Auswertung. Die Evaluation beginnt mit der vermutlich 
wirksamsten Intervention auf der Grundlage einer Theorie oder 
empirischen Ergebnissen. Die Intervention wird geprüft und die 
Ergebnisse werden wieder in ein Planungsstadium eingebracht, 
mit dem Ziel, die Intervention zu verbessern. Das Versaoen 
eines Behandlungselements führt demnach nicht zur Aufgabe des 
Experiments, sondern zur Modifizierung der Intervention und 
erneuter Auswertung. So werden in einer iterativen Art mehrere 
Entwicklungszyklen durchlaufen bis das Programm seine ange-
strebten Ziele erreicht hat oder bis es sich herausstellt, daß 
die Ziele nicht erreicht werden können. Ein Beispiel stellt 
die Studie von Ross u. McKay (1976) über die Anwendung eines 
Verstärkungssystems bei jugendlichen weiblichen Tätern dar, wo 
in vier aufeinanderfolgenden Behandlungs- und Auswertungs-
phasen erst in der 4. Phase die entscheiden de ergebni sdif-
ferenzi erende Variable (Training der Mädchen als "peer 
therapists") gefunden wurde. 
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Prozeßanalyse bi 1 det, zusammen mit der Programmanalyse (siehe 
das "program development model" von Gottman u. Markman 1978) 
eine Möglichkeit, die Behandlung selbst wissenschaftlich zu 
erfassen. Angesichts der widersprüchlichen Aussagen zur Ef-
fektivität und Indikation der verschiedenen Behandlungsver-
fahren scheint es unabdingbar, spezifische Behandlungen für 
Dissozialität zu entwickeln. Prozeßanalyse müßte allerdings, 
um eine derartige entwickelnde Funktion innezuhaben, bestimmte 
Voraussetzungen erfüllen. Sie müßte a) in einer Behandlungs-
theorie verwurzelt sein und b) in eine mehrphasige Evalua-
tionsstruktur integriert werden. Hiervon ist der Stand der 
Forschung im Moment noch weit entfernt. So sind die Behand-
lungsexperimente oft theorielos und ad hoc entworfen ( siehe 
Martin u.a. 1981, S. 17) und die einzelnen prozeßanalytischen 
Untersuchungen sind gewöhnlich ohne Bezug aufeinander konzi-
piert, was ihren Wert beträchtlich vermindert. So äußert sich 
beispielsweise Espe (1978, S. 27) in seiner Darstellung der 
Prozeßstudien in der Gesprächspsychotherapie: 

"Bei der Durchsicht der einschlägigen empirischen Unter-
suchungen zu Prozeßerfahrungen mußte festgestellt werden, 
daß die verschiedenen Ansätze weitgehend unabhän9ig von-
einander und ohne Bezug zueinander entstanden sind". 

3. Prozeßvariablen 
Forschung 

in der gesprächspsychotherapeutischen 

Prozeßanalysen sind vor allem im psychoanalytischen und im 
klientenzentrierten Bereich durchgeführt worden. Da die klien-
tenzentrierte Gesprächspsychotherapie unserer Arbeit zugrunde-
liegt, werden wir uns im folgenden auf sie beschränken. 

3. 1 Variablen zum Prozeßverhalten 

Therapeutenvariablen. Rogers (1957) formulierte drei "Bedingun-
gen", die der Therapeut zu realisieren habe: Echtheit, ("genu-
ineness"), nicht an Bedingungen geknüpfte Wertschätzung ("un-
conditional positive regard") und Einfühlun9 ("accurate em-
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pathy"). Diese Bedingungen bezeichnete Rogers (1957) als "not-
wendig und hinreichend" für einen "konstruktiven Persönlich-
keitswandel". Eine weitere Bedingung war, daß der Klient diese 
Beziehungsmerkmale des Therapeuten wahrnahm. 

Die These Roqers' von den drei notwendioen und hinreichenden 
Therapeutenmerkmalen re_gte eine große Anzahl von Untersuchun-
gen an. Die Ergebnisse werden von Parloff, Waskow u. Wolfe 
(1978, S. 242f.) zusammengefaßt. Sie berichten von widersprüch-
lichen Befunden in bezug auf die Existenz einer direkten Be-
ziehung zwischen derartigen zwischenmenschlichen Fähigkeiten 
und dem Therapieergebnis. Zwar seien Einfühlung, Wärme und 
Echtheit irgendwie auf positive Änderungen beim Klienten be-
zogen, jedoch sei der Bezug nicht so eng und die Reichweite 
nicht so groß wie einst gedacht. 

In bezug auf die Frage, ob die drei Therapeutenbedingungen 
einen erhöhten Wert für straffällige haben, können allenfalls 
zwei Untersuchungen herangezogen werden, die aber zu einander 
widersprüchlichen Ergebnissen kamen: 

Truax, Wargo u. Silber (1966) konnten in einer Gruppen-
therapie delinquenter Mädchen signifikante Erfolge er-
zielen mit Therapeuten, die besonders qualifiziert im 
klientenzentrierten Sinn waren, d.h. mit hohen Werten 
auf den drei Therapeutenvariablen. 

- Kühne (1973) fand bei einer eher kurzen telefonischen 
Therapie männlicher Strafgefangener keine Beziehungen 
zwi sehen Testveränderungswerten und den 2 Faktoren des 
Gesprächsverhaltens der Psychotherapeuten. 

Klientenvariablen. Die wesentliche ergebnisd-ifferenzierende 
Klientenprozeßvariable der Gesprächspsychotherapie ist die 
Selbstexploration. Sie wird von Tausch (1974, S. 268) folgen-
dermaßen definiert: 

"Unter 'Selbstexploration' soll verstanden werden, daß 
der Klient über sich selbst, besonders über seine spezi-
fisch persönlichen inneren Erlebnisse spricht, sicnulier 
sie klarer wird oder daß er sich wenigstens deutlich um 
Klärung bemüht. Mit 'spezifisch persönlich innere Erleb-
nisse' sind hier gemeint: Sein Fühlen, seine gefühls-
mäßigen Stellungnahmen und gefühlsmäßigen Bewertungen 
seiner Umwelt, seines eigenen Verhaltens und Erlebens, 
seine Ziele und Wünsche, sein Selbstbild, d.h., die Vor-
stellung, die er von sich selber hat. Dabei kann es auch 
vorkommen, daß der Klient neue Aspekte seines inneren 
Erlebens findet, die ihm bisher noch kaum oder gar nicht 
bewußt waren". 
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Im wesentlichen kann die Bedeutsamkeit von Selbstexploration 
bei einer psychoneurotischen Klientel als bewiesen gelten, wie 
auch 0rlinsky u. Howard (1978, S. 305) schreiben: 

"Die Schlußfolgerung scheint gerechtfertigt, daß zumin-
dest in klientenzentrierter Therapie hohe Ausprägungen 
von 'Prozeß' und vor allem von 'Selbsterleben' in Patien-
tenäußerungen zuverlässig mit einem positivem therapeu-
tischen Ergebnis verknüpft sind". 

Dabei stellt sich häufig heraus, daß erfolgreiche Klienten die 
Therapie schon auf einem höheren Niveau an Selbstexploration 
beginnen. In bezug auf den Therapieverlauf wurde in der Ge-
sprächspsychotherapie ein linearer Anstieg von Selbstexplo-
ration über die Therapie angenommen. Die Forschunqsergebni sse 
sind hier uneinheitlicher; so berichten 0rl insky u. Howard 
(1978, S. 305), daß von 6 Untersuchungen nur 4 eine Beziehunq 
des Anstiegs von Selbstexploration zu einem positiven Thera-
pieergebnis nachweisen konnten. 

Über die Wirksamkeit von Selbstexploration bei Strafqefangenen 
existieren 2 Untersuchungen, von denen beide zu einem negati-
ven Ergebnis kamen: 

- Truax und Carkhuff ( 1965) kamen bei einer Untersuchunq 
bei Strafgefangenen zu einem paradoxen Befund: Je nie:. 
driger die Selbstexploration umso größer das Ausmaß 
konstruktiver Änderungen, gemessen mit dem Persönlich-
keits-Q-Sort. Die negative Korrelation war signifikant. 

- Kühne ( 1973) fand keine Zusammenhänge zwischen Test-
veränderungswerten und 2 Selbstexplorationsskalen bei 
einer telefonisch durchgeführten Therapie Straffälliger. 

Wenn Selbstexploration "die derzeit wesentlichste Prozeßvari-
able" (Tausch 1974) ist, so scheinen diese Ergebnisse nicht 
für eine Anwendbarkeit von Gesprächspsychotherapie bei dis-
sozialen Klienten zu sprechen. Da die meisten Straffälligen 
aus der Unterschicht kommen, ist zu fragen, ob eventuell 
Selbstexploration ein eher für die Mittelschicht spezifisches 
Merkmal darstellt. Da Selbstexploration anhand der Sprache 
ermittelt wird, könnten schichtenspezifische Sprachstile einen 
Einfluß auf die Höhe der Sel bstexpl orat i on ausüben. Bekannt 
geworden ist in diesem Zusammenhang die Unterscheidung von 
Bernstein ( 1961; 1964) zwischen einem "restringierten Code", 
der eher in der Unterschicht gesprochen wird, und dem "ela-
borierten Code", der eher für die Mittelschicht typisch ist. 
In einem Aufsatz äußerte sich Bernstein (1964) spezifisch zur 
Therapie von Unterschichtklienten: 
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"Vor allem wird der Therapeut beim (Unterschicht-)Patien-
ten auf Unwilligkeit stoßen, seine persönlichen Gefühle 
in einzigartige Verbaldeutungen umzuwandeln". 



Wenn nun Selbstexplorati0r das Sprechen über spezifisch persHn-
liche innere Erlebnisse bezeichnet, so müßte nach Bernstein 
der Klient aus der Unterschicht besondere Schwieriqkeiten und 
Abneigung haben, diesen Sprachstil zu verwirklichen Csiehe 
hierzu auch Goldstein 1978, S. 441. Besonders wesentlich sind 
in diesem Zusammenhang Sprachvariablen, die sich auf "indi-
viduierten vs. eher kollektivistischen Sprachgebrauch" bezie-
hen, wobei Unterschichtangehörige nach Bernstein einen eher 
kollektivistischen Sprachgebrauch bevorzugen würden, während 
Selbstexploration nur mit einem individuierten Sprachgebrauch 
zu verwirklichen ist. Sofern Forschungsergebnisse zu diesem 
Sprachkomplex vorhanden sind, unterstützen sie die Annahme von 
schichtenspezifischen Sprechstilen in bezug auf eher indi-
viduierten oder eher kollektivistischen Sprachgebrauch (siehe 
hierzu Laschins ky 1976, S. 152). Von daher gesehen scheint es 
wahrscheinlich, daß die oben dargestellten Befundeinbezug 
auf Selbstexploration bei Straffälligen nicht auf Zufall be-
ruhen, sondern wahrscheinlich schichtenspezifisch zu interpre-
tieren sind. 

3.2 Variablen zur Prozeßerfahrung 
Prozeßerfahrungen können zweifach unterteilt werden: 

- therapeutbezogene Prozeßerfahrung: Therapeutenverhalten 
aus der Sicht des Klienten; 

- therapiebezogene Prozeßerfahrung: Therapiefortschritt 
aus der Sicht des Klienten. 

Variablen zur thera eutbezogenen Prozeßerfahrunq gehen theo-
retisch auf die or erung von Rogers zuruck, für einen 
konstruktiven Persönlichkeitswandel müsse der Klient die drei 
förderlichen Therapeutenbedingungen (Einfühlung, Echtheit und 
Wärme) in zumindest minimalem Ausmaß auch wahrnehmen. Im An-
schluß an Barrett-Lennard (1962) wurden eine Reihe von Unter-
suchungen durchgeführt, in denen die Klienten nach der Sitzung 
einen Fragebogen ausfül 1 ten, der die Wahrnehmung des Thera-
peuten durch die Klienten zum Gegenstand hatte. Eine Zusammen-
fassung der Untersuchungen geben Orlinsky u. Howard (1978, 
S. 298ff.l und Espe (1978, S. 26ff.). Im Großen und Ganzen 
konnte nachgewiesen werden, daß eine Wahrnehmung der Thera-
peuten als einfühlend und hilfreich durch die Klienten mit 
positiven Persönlichkeitsveränderungen zusammenhing. Dieser Zu-
sammenhang scheint allerdings nicht für Gruppen zu gelten 
(Espe 1978, S. 45). 

Variablen zur therapiebezogenen Prozeßerfahrung beinhalten bei-
spielsweise den Opt1m1smus des k1ienten ,n bezug auf Thera-
piefortschritte, das Gefühl, ruhiger geworden zu sein, eine 
andere Wahrnehmung der Probleme usw. Eine Zusammenfassung der 
Befunde 9eben wieder Orlinsky u. Howard (1978,S. 296f.) und 
Espe'(l978). Auch hier konnte im wesentlichen ein Zusammenhang 
von Therapieoptimismus des Klienten und konstruktiven Persön:. 
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lichkeitsänderungen nachgewiesen werden. Dabei scheint die 
therapiebezogene Prozeßerfahrung in einem engeren Bezug zu 
positiven Therapieergebnissen zu stehen als die therapeut-
bezogene Prozeßerfahrung {Espe 1978). 

Der Verlauf von Prozeßerfahrungen wurde bis jetzt wenig unter-
sucht. Eckert (1974) konnte einen Anstieg positiver Prozeßer-
fahrungen im Verlauf der Therapie nachweisen. In einer ähn-
lichen Untersuchung von Espe (1978) konnte dieser Befund aller-
dings nicht repliziert werden. 

Für die therapeutische Praxis am bedeutsamsten ist die Mög-
lichkeit, anhand der Anfangs-Prozeßerfahrungen von Klienten in 
beschränktem Ausmaß den Therapieerfolg zu prognostizieren 
{Eckert 1974; Rudolph 1975; Espe 1978). Die Selbsteinstufungen 
der Klienten scheinen dabei ein besserer Prädiktor zu sein als 
die Einschätzungen von Beurteilern {Eckert u.a. 1979). Die so 
gemessene Ansprechbarkeit auf die Therapie kann so als Hinweis 
für die Indiziertheit von Gesprächspsychotherapie dienen 
{Minsel 1975). 

II. Prozeßanalyse im Freiburger Behandlungsforschungsprojekt 

l. Prozeßanalytische Meßinstrumente 

1.1 Prozeßerfahrungen in Gesprächspsychotherapie und Sozialem 
Training 

Bei dem Freiburger Behandlungsforschungsprojekt bei jungen 
Untersuchungshäftlingen {vgl. die Beiträge von Kury in diesem 
Band; s.a. Kury 1986) füllten Therapeut und Klienten nach 
jeder Gruppensitzung einen kurzen Fragebogen aus. Dieser Frage-
bogen, in Anlehnung an Eckert (1974) und Franke (1975) konstru-
iert, sollte die subjektiven Prozeßerfahrungen des einzelnen 
Gruppenteilnehmers in bezug auf die vorangegangene Sitzung 
erfassen. Die Begleitbögen waren für die beiden Therapieformen 
{Gesprächspsychotherapie und Modell ernen) ol ei eh, verschieden 
jedoch für Klient und Therapeut. Die Therapeuten im Sozialen 
Training {Modellernenl füllten außerdem einen zusätzlichen Be-
gleitbogen aus. 
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a. Der Klientenbegleitbogen umfaßt 9 Items, die mit "trifft 
eher zu" bzw. "trifft eher nicht zu" anqekreuzt werden konn-
ten. Die Items beziehen sich darauf, ob der Klient meinte, 
durch die Sitzung ruhiger geworden zu sein, inwieweit er sich 
vom Psychologen verstanden fühlte und er sich persönlich ein-
bringen konnte, inwieweit er die Sitzung als hilfreich und 
sinnvoll empfand und inwieweit er sich in der Gruppe inte-
griert und akzeptiert fühlte (siehe im Anhang All. 

b. Der Therapeutenbefleitbogen umfaßt 8 Items, die mit "trifft 
eher zu" bzw. "trif t eher nicht zu" eingestuft werden konn-
ten. Die Items beziehen sieh auf das Befinden des Therapeuten 
in der Gruppe ( Therapeut hat sieh angenommen oder unbehaglich 
gefühlt), auf die Gruppe selbst (Spannungen und Intensität der 
Interaktion in der Gruppe l und auf die wahrgenommene Eff e k-
t i vität ( Themen waren von Interesse, Gruppe hat von der Stunde 
profitiert, die Jugendlichen kamen gern) (siehe im Anhang A 21. 

c. Die Verhaltenstherapeuten füllten zusätzlich zum Therapeu-
tenbegleitbogen einen VT-Therapeutenbegleitbogen aus, der spe-
zielle Items zum Rollenspiel der Jugendlichen enthielt. Die 
Items beziehen sich vor allem auf die Spielmotivation der 
Teilnehmer (z.B. Interesse am Thema, Bereitschaft zum Nach-
spielen), ferner auf eine Bewertung des Rollenspiels "im Sinne 
der Lernziele" und auf die einqeschätzte Effektivität (siehe 
im Anhang A 3). · 

1.2 Prozeßverhalten in der Gesprächspsychotherapie 

Im Unterschied zu Prozeßerfahrungen bezieht sich das Prozeß-
verhalten auf Variablen, die nicht von den Teilnehmern direkt 
erhoben, sondern von neutralen Beurteilern in der Regel anhand 
von Bandaufzeichnungen eingeschätzt werden (zur Methodik siehe 
unten II.2). Es handelt sich hierbei im wesentlichen um die 
gängigen gesprächspsychotherapeutischen Prozeßvariablen (siehe 
oben I.3), ergänzt um einige Variablen, die uns von Interesse 
schienen. 

a. Einfühlendes Verstehen (EV) 
Die Skala 'Einfühlendes Verstehen des Psychotherapeuten' (Cark-
huff 1969, Vol. II, S. 315ff.; Tausch u. Tausch 1978, S. 
1935ff.) umfaßt 5 Stufen. Auf der untersten Stufe befaßt sich 
der Therapeut entweder nicht mit den Äußerungen des Klienten 
oder in et ner verzerrenden Art und Weise. Er zeigt durch die 
Art seiner Antworten, daß ihm nicht einmal die offen ausge-
drückten oberflächlichen Gefühle des Klienten klar sind. Auf 
der mittleren Stufe sind die Äußerungen des Therapeuten im 
wesentlichen austauschbar mit denen des Klienten, das heißt, 
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der Therapeut versteht alle wesentlichen Gefühlsjnhalte, die 
der Klient ihm mitteilt, und gibt dieses Verständnis wieder. 
Auf der obersten Stufe versteht der Therapeut nicht nur, was 
der Klient ihm explizit mitteilt, sondern erfaßt zusätzlich 
die dahinter liegenden Bedeutungsgehalte, die dem Klienten 
selbst noch nicht bewußt zu sein brauchen (siehe im Anhang 
A 4). 

Klientenvariablen. Die wichtigste Prozeßvariable der Gesprächs-
psychotherapie, Selbstexploration (siehe oben I.3), wurde in 
zwei Skalen erfaßt; hinzu kam die Erfassung von Gesprächs-
inhalt, Ansprechpartner und der Äußerungsl änge in 3 weiteren 
Variablen. 

b. Selbstexploration nach Truax (SET) 
Die Skala wurde von Truax (1962) entwickelt und von Tausch und 
Mitarbeitern ins Deutsche übersetzt und überprüft (vgl. Tausch 
1974, S. 242ff.). Die ursprünglich neunstufige Skala wurde für 
unsere Zwecke auf 5 Stufen verkürzt, indem immer 2 Stufen 
zusammengezogen wurden. Auf der untersten Stufe spricht der 
Klient nur über äußere Sachverhalte, auf höheren Stufen über 
eigenes Verhalten bis zum Sprechen über spezifisch innere 
Erlebnisse in zunehmender Ausführlichkeit, auf den höchsten 
Stufen über das Suchen nach bzw. Finden von neuen Aspekten des 
inneren Erlebens (siehe im Anhang A 5). 

c. Selbstexploration nach Carkhuff (SEC) 
Die Skala erscheint in einer erweiterten Form bei Truax und 
Carkhuff (1967, S. 194ff.), in der jetzigen auf 5 Stufen zu-
sammengezogenen Form bei Carkhuff ( 1969, S. 38ff.). In deut-
scher Fassung findet sie sich bei Tausch (1974, S. 288) sowie 
bei Tausch u. Tausch (1978). Die Skala beinhaltet 3 Aspekte: 
- Spricht der Klient über "persönlich bedeutsame Inhalte" (wo-
bei dieser Begriff noch etwas allgemeiner und vager ist als 
die "spezifisch inneren Erlebnisse" bei der SET-Skala), - geht 
der Klient auf die persönlich bedeutsamen Inhalte ein, die der 
Therapeut anregt, oder bringt er sie spontan, - ist die Stimme 
des Klienten hierbei eher mechanisch oder eher spontan und 
gefühlshaft? Je mehr der Klient von sich aus und gefühlshaft-
beteiligt über persönlich bedeutsame Inhalte spricht, desto 
höher wird er auf der Skala eingestuft (siehe im Anhang A 61. 

d. Interaktion (IA) 
Bei dieser Variable wird eingestuft, ob der Ansprechpartner 
des Klienten bei der betreffenden Außerung der Therapeut oder 
ein anderer Klient ist. Dadurch sollte die Annahme überprüft 
werden, daß die Klienten im laufe der Behandlung immer weniger 
den Therapeuten und mehr andere Gruppenmitglieder ansprechen. 
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Die Haltung des einzelnen Klienten würde demqemäß von einem 
eher autori t ätsori ent i erten zu einem mehr gruppenori ent i erten 
Verhalten wechseln. 

e. Gesprächsinhalt (INH) 
In 6 Kategorien und einer "Restkategorie" wurde versucht, sehr 
grob den Gesprächsinhalt zu klassifizieren. Da die Gespräche 
jugendlich er Untersuchungsgefangener meist um ihre Haftsitua-
tion zentriert sind, spiegelt sich das auch in den Kategorien 
wider: Institutionelle Gegebenheiten der Anstalt (wie Essen, 
Zellen usw.); Beamte, Mitinsassen, Straftaten, ihre Ursachen 
und Folgen (wie z.B. Verhandlung); Personen außerhalb der 
Anstalt (wie z.B. Eltern, Freunde); Zeit nach der Haftentlas-
sung, und als Restkategorie "Sonstiges". 

f. Produktivität (PROD) 
Mit dieser Variable wurde die Länge der Klientenäußerungen 
erfaßt, indem die Anzahl der Wörter pro Äußerung ausgezählt 
wurde. Die Variable wurde aufgenommen, da es sich in Unter-
suchungen erwiesen hat, daß sie u.U. mit dem Therapieerfolg 
der Klienten zusammenhängt (siehe Sloane u.a. 1975, S. 193f.). 

Die Variablen SET, SEC und PROD wurden in je 2 Varianten erho-
ben. Aus jeder Sitzung wurden 3 Äußerungen pro Klient ermit-
telt (siehe unten 2.2). Für die 3 oben bezeichneten Variablen 
wurde ein Durchschnittswert und ein Spitzenwert berechnet. Der 
Durchschnittswert bezieht sich auf das arithmetische Mittel 
der Einstufungen al 1 er drei Äußerungen in den betreffenden 
Variablen. Der Spitzenwert bezieht sich auf die höchste Ein-
stufung von al 1 en drei Einstufungen und wird mit SETS, SECS 
und PRODS bezeichnet. 

Kritisch muß bemerkt werden, daß die verwendeten Variablen des 
gesprächspsychotherapeutischen Prozeßverhaltens eine Reihe von 
Mängeln aufweisen. Sie sind einmal für Einzeltherapie ent-
worfen und nur mit Einschränkungen auf Gruppengespräche über-
tragbar. Weiter erwies es sich in der Einstufpraxis, daß die 
Skalenausschöpfung meist gering ist. Ferner zeigte sich, daß 
vor allem bei den Selbstexplorationsskalen die zentralen Be-
griffe (z.B. "spezifisches persönliches inneres Erleben") nur 
mit Einschränkungen und nicht ohne spezifizierende Zusatz-
bedingungen auf die Gruppengespräche dissozialer Jugendlicher 
angewendet werden konnten. 
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1.3 Prozeßverhalten im sozialen Training 

Mit den Prozeßvariablen im sozialen Training (Modellernen) 
wurde das Rollenspielverhalten der Jugendlichen erfaßt, und 
zwar nach Leistungsmerkmalen (z.B. Verwirklichung der Lern-
ziele) und nach Ausdrucksmerkmalen. Es werden im folqenden nur 
die wichtigsten Variablen dargestellt. 

a. Verwirklichung der Lernziele (VL) 
Jede der 30 Rollenspielszenen beinhaltete zwischen 3 und 8 
Lernziele. Die Anzahl der Lernziele, die der Klient in einem 
Rollenspiel verwirklichte, wurde prozentuiert und auf eine 
fünfstufige Skala übertragen. Stufe 1 bedeutete, daß kein oder 
je nach Anzahl der Lernziele höchstens 1 bis 2 Lernziele 
formuliert wurden; Stufe 5 bedeutete, daß alle Lernziele qe-
bracht wurden. Bei der Frage, ob ein bestimmter Satz des Klien-
ten als Lernzielverwirklichung zu werten war, wurde ein eher 
strenger Maßstab angelegt. Es war nicht wesentlich, daß ein 
Klient grammatikalisch genau denselben Satz brachte, sondern 
der Sinn des Lernziels mußte erfüllt sein. - Als Prozeßvari-
able hat die VL-Skala eine ähnlich zentrale Bedeutung für das 
Soziale Training wie für die Gesprächspsychotherapie die 
Selbstexploration. 

Kritisch muß zu der VL-Skala bemerkt werden, daß die "Verwirk-
lichung der Lernziele" nur ein sehr grober Indikator für eine 
Art sozialer Intelligenz darstellt. Zunächst schwankt die An-
zahl der Lernziele von Szene zu Szene; aber auch untereinander 
haben die Lernziele verschieden große Schwierigkeiten, von 
Lernzielen, die fast jeder brachte, bis zu Lernzielen, die 
fast keiner brachte. Da die Lernziele auch inhaltlich sehr 
verschieden sind, sind sie im strengen Sinn nicht miteinander 
vergleichbar. 

b. Sozialkontakt (SKJ 
Dies ist die erste der vier Ausdrucksvariablen. SK ist fünf-
stufig und erfaßt den Grad der sozialen Zuwendung oder Freund-
lichkeit: 

1: abweisend 
5: freund lieh. 

Dazwischen wird graduiert. 

c. Sicherheit des Auftretens (SA) 
Die Skala hat ebenfalls 5 Stufen: 
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1 Sehr unsicher 
2 Eher unsicher 
4 Eher sicher 
5 Sehr sicher. 



d. Ausdruck (Al 
Die Skala hat 5 Stufen: 

1: Starr 
2: Eher verhalten 
3: Normal 
4: Eher 1 ebhaft 
5: Sehr 1 ebhaft. 

e. Engagement des RJllenspiels (ER) 
Die ER-Skala erfaßt den Grad des inneren Beteiligtseins, so-
weit dieser am Spielverhalten des Klienten erkennbar ist. Mit 
ER wird eher ein globaler Eindruck als ein spezifisches Ver-
halten beurtei 1 t. Die Skala wurde aufgenommen aus der Ver-
mutung heraus, daß die innere Beteiligung des Klienten für den 
Therapieerfolg entscheidender sein könne als die (eventuell 
relativ mechanische) Verwirklichung der Lernziele. Die Skala 
umfaßt 5 Stufen: 

1: Uninteressant, gelangweilt 
5: Sehr engagiert. 

Dazwischen wird graduiert. 

f. Wahrscheinlicher Erfolg (WEl 
Die Variable WE qibt wieder, inwieweit der Rater einen Thera-
pieerfolg des Kli"enten aufgrund seines Rollenspiels einer be-
stimmten Szene eher bejahen oder eher verneinen würde. Es wird 
hiermit also lediglich ein globaler Eindruck erfaßt. Die Va-
riable hat 2 Kategorien: 

1: Therapieerfolg eher ja 
0: Therapieerfolg eher nein. 

Bei der Bewertung wurde ein strenger Maßstab angelegt. 

2. Stichprobentechnik und Einstufung des Prozeßverhaltens 

2.1 Stichprobentechnik und Einstufung bei den gesprächspsycho-
therapeutischen Bandaufzeichnungen 

Als Einstufeinheit wird ein objektiv definierter Abschnitt 
einer Therapiesitzung bezeichnet, dem ein Skalenwert zugeord-
net wird. Um die Prozeßwerte der Klienten auf ihre Ergebnis-
werte beziehen zu können, wurde im Rahmen dieser Arbeit als 
Einstufei~heit die Äußerung festgelegt. Die Äußerung war defi-
niert als eine zusammenhängende Sprachfolge eines Gruppenteil-
nehmers, die von Äußerungen anderer Gruppenteilnehmer begrenzt 
wurde. Eine Äußerung mußte mindestens eine Subjekt-Prädikat-
Folge darstellen. 
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In bezug auf die Stichprobentechnik wurde versucht, pro Sit-
zung und Teilnehmer 3 Äußerungen zu erfassen. Für diesen Zweck 
wurden bis zu 20 % der Sitzung abgehört. Aufgrund der sehr 
unterschied] ichen Redebeteiligung der Klienten konnte jedoch 
nicht immer jeder Klient, der an einer Sitzung teil nahm, er-
faßt werden. - Es wurde jede Therapiesitzung eingestuft. Dies 
unterscheidet unsere Arbeit von anderen Prozeßanalysen, wo 
gewöhnlich nur 3 Sitzungen der gesamten Therapie erfaßt werden. 

Da die Verständlichkeit der Tonbandaufnahmen aufgrund von 
Durcheinanderreden, Dialekt der Teilnehmer und anderen Fakto-
ren sehr schlecht war, wurden die einzustufenden Äußerungen 
erst transkribiert und dann vom Band und Transkript aus einge-
stuft. Ein Beurteiler stufte sämtliche Variablen und sämtliche 
Therapieteilnehmer ein. Aufgrund des Stichprobenumfangs - so 
mußten allein für die Ersteinstufung der gesprächspsychothera-
peutischen Klienten nicht weniger als ca. 16 400 Einzeleinstu-
fungen geleistet werden - konnten nicht mehrere Beurteiler ein-
gesetzt werden. 

Die Variablen wurden auf Normalverteilung und Zuverlässigkeit 
geprüft. Es ergab sich, daß keine Variable als normal verteilt 
angesehen werden konnte. Die Beurteilerstabilität war befriedi-
gend, während die Beurteil erüberei nstimmung nur teilweise be-
friedigen konnte. Nähere Einzelheiten zur Methodik sind in dem 
ausführlichen Bericht zu diesem Projektteil (Deutschbein 1986) 
beschrieben. 

2.2 Die Einstufung der verhaltenstherapeutischen Bandaufzeich-
nungen 

Einstufeinheit war das Rollenspiel des einzelnen Klienten; 
bewertet wurde das Rollenspiel als Ganzes. Es wurde jedes 
Rollenspiel eingestuft. 

Es wurde 
Bedenklich 
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nicht in 
stimmt, 

jeder Sitzung_ ein Rollenspiel 
daß die relative Häufigkeit des 

gemacht. 
Rollen-



spiels im Projektzeitraum stark absank: Zu Beginn des Projekt-
zeitraums wurden in fast jeder Sitzung, zu Ende nur noch in 
ca. einem Drittel der Sitzungen Rollenspiele durchgeführt. 
Weitere Angaben zum Rollenspiel sind: 

- Im Durchschnitt wurden alle 2 bis 3 Sitzungen (oder in 
41 % der Sitzungen) Rollenspiele gemacht. 

- Von den 59 VT-Klienten nahmen nur 49 (83 %) an min-
destens einem Rollenspiel teil. 10 Klienten weigerten 
sich zu spielen. 

- Jeder Klient, bezogen auf die Gesamtzahl, 
Durchschnitt 7,8 Rollenspiele. Bezogen auf 
ten, die real spielten, sind es pro Klient 
spiele. Die Spannweite reichte dabei von 1 
bis, in einem Fall, 42 Rollenspiele. 

spielte im 
die Klien-

9,4 Rollen-
Rollenspiel 

Datenquelle waren die Videoaufzeichnungen der Rollenspiele. Es 
wurde unmittelbar vom Monitor aus eingestuft. Wie bei den 
gesprächspsychotherapeutischen Gruppen stufte ein Beurteiler 
sämtliche Variablen und Therapieteilnehmer ein. 

Die Variablen wurden auf Normalverteilung und Zuverlässigkeit 
geprüft. Für die Beurteilung der Zuverlässigkeit wurde ein 
Viertel des Materials von dem Beurteiler ein zweitesmal einge-
stuft (Beurteilerstabilitätl und ein Drittel des Materials von 
einem Zwei teinstufer beurtei 1 t (Beurtei 1 erübereinstimmung l. In 
bezug auf Normalverteilung konnte keine Variable als normal 
verteilt angesehen werden. Die Beurteilerstabilität war gut, 
während die Beurtei 1 erüberei nstimmung nicht ganz befriedigen 
konnte. Nähere Einzelheiten siehe Deutschbein 1986. 

3. Prozeßerfahrung von Therapeut und Klient 

3.1 Durchschnittliche Prozeßerfahrung der Therapeuten in Ge-
sprächspsychotherapie und Sozialem Training 

Die Items des Therapeutenbegleitbogens beziehen sich auf den 
Zustand der Gruppe (Tl, T6), das Befinden des Therapeuten in 
der Gruppe (T2, T7l, die Motiviertheit der Klienten (T3,· T8) 
und die vermutete therapeutische Wirksamkeit (T4, T5; Formulie-
rung der Items siehe unten Tabelle 1 und im Anhang A 2). In 
der folgenden Tabelle 1 wird die relative Häufigkeit der 
Bejahung jedes Items sowie ein Vergleich der Häufigkeiten 
zwischen Gesprächspsychotherapie (GT) und Sozialem Training 
(Verhaltenstherapie, VT) angegeben. 
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Tabelle 1: Relative Häufigkeit der Items des Therapeutenbe-
gleitbogens und Vergleich zwischen GT und VT 

GT VT Vergleich GT zu VT - -
N trifft N trifft Diff. Chi 2 p 

ZU zu GT-VT 
Tl Spannungen in 400 14,8 % 368 11,4 % 3,4 % 

der Gruppe 
T2 Angenommen ge- 400 95,8 % 370 92,2 % 3,6 % 

fühlt 
T3 Themen von 397 80,6 % 369 84, % -4,0 % 

Interesse 
T4 Gruppe nicht po- 400 21, 5 % 368 9,8 % 11,7 % 19,7 .001 

sitiv beeinflußt 
T5 Gruppe hat pro- 396 84,1 % 368 80,4 % 3,7 % 

fiti ert 
T6 Interakt. v. ge- 340 27,1 % 360 23,3 % 3,8 % 

ringerer Intens. 
T7 Unbehaglich ge- 399 16,0 % 3 67 12,3 % 3,7 % 

fühlt 
T8 Jugendliche 398 93,7 % 354 83,6 % 10,1 % 19,5 .001 

kommen gern 

N = 400 Therapeutenbegleitbogen GT und 395 Therapeutenbegleit-
bogen VT, abzüglich von Missing Data bei den einzelnen Items. 
Die Prozentwerte beziehen sich auf die Zahl gültiger Einstufun-
gen. Prüfung der Differenz GT-VT mit Chi-Quadrat, in die 
Tabelle aufgenommen sind nur signifikante Unterschiede. 

Auffällig ist die geringe Einstufvarianz: Ziemlich gleich-
förmig wurden die Items nach der positiven Richtung hin ange-
kreuzt: 
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- In der Regel wurden in der Gruppe keine Spannun!len und 
keine geringere Interaktion bemerkt (Tl, T6). 

Der Therapeut fühlte sich fast immer akzeptiert und 
eher behaglich (T2, T7l. 

- Die Klienten wurden meistens für motiviert !lehalten 
( T3, T8). 

- Die Therapie wurde meistens für effektiv gehalten (T4, 
T5). 



Ob diese optimistische Prozeßerfahrung der Therapeuten reali-
tätsgerecht ist, kann aus den Einstufunqen allein nicht ent-
schieden werden. 

Bei dem Vergleich der beiden Therapieformen muß die geringe 
Anzahl der Therapeuten (2 bei GT und 2 bei VT) beachtet 
werden • Es ergaben s•i c h s i g n if ik an t e Unters chi e de i n T 4 und TB : 

- Die Gesprächspsychotherapeuten vermuteten 
die Verhaltenstherapeuten, daß sie die 
positiv beeinflußt hätten (T6). 

häufiger als 
Gruppe nicht 

- Die Gesprächspsychotherapeuten vermuteten häufiger als 
die Verhaltenstherapeuten, daß die Jugendlichen gern 
kommen (TB). 

Da diese Unterschiede den beiden Therapieformen entsprechen 
(positiver Einfluß bei VT, positives Klima bei GT), gehen sie 
wahrscheinlich auf die unterschiedliche therapeutische Aus-
richtung der Therapeuten zurück. 

3.2 Durchschnittliche Prozeßerfahrung der Klienten in Ge-
sprächspsychotherapie und Sozialem Training 

Die Items des Klientenbogens (siehe unten Tabelle 2 und im 
Anhang A l) beziehen sich auf Hilfe durch und Sinn in der 
Gruppe (Kl, K3, K4, KB, K9) und auf Beteiligung und affektive 
Integration (K2, K5, K6, K7l. In der folgenden Tabelle 2 wird 
die relative Häufigkeit der Bejahung jedes Items sowie ein 
Vergleich der Häufigkeiten zwischen Gesprächspsychotherapie 
(GT) und Sozialem Training (Verhaltenstherapie, VT) gegeben. 

Bei den Klientenbegleitbögen war die Einstufvarianz nicht sehr 
viel größer als bei den Therapeutenbegleitbögen: 

- Die Klienten fühlten sich fast immer behaglich (K2), in 
die Gruppe integriert (K5, K7) und vom Psychologen 
zumindest nicht unverstanden (K6). 

- Hilfe (K3, K4) und Beruhigung (Kl) durch die Therapie 
wurden eher verneint, allerdings traten hier Unter-
schiede zwischen GT und VT auf. 
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Tabel 1 e 2: Relative Häufigkeit der Items des Kl i entenbegl ei t-
bogens und Vergleich zwischen GT und VT 

Item .fil_ ..!!:.. Vergleich GT zu 
N trifft N trifft Diff. Chi 2 p zu zu GT-VT 

VT 

Kl Ruhiger 816 30,6 % 997 43,8 % -13,2% 33,20 .001 
geworden 

K2 Unbehaglich 841 8,0 % 1012 7 ,7 % 0,3% 
gefühlt 

K3 Hilfe in der 817 21, 5 % 969 36,9 % -15,4% 50,18 .001 
Haft 

K4 Hilfe nach 816 23,0 % 964 44,2 % -21,2% 87,49 .001 
Haft 

K5 Von Gruppe 836 2,6 % 1006 4,0 % -1,4% 
abgelehnt 

K6 Psychologe ver- 826 4,1 % 999 5,6 % -1,5% 
steht nicht 

K7 Schwer, zu 833 13 ,3 % 1002 16,9 % -3,6% 4,41 .05 
beteiligen 

K8 Stunde sinn- 814 65,5 % 994 78,1 % -12,6% 35,50 .001 
voll 

K9 Persönliches 830 60,1 % 1006 50,8 % 9,3% 15,98 .001 
Problem 

N = 847 Klientenbegleitbogen GT und 1022 Klientenbegleitbogen 
VT, abzüglich von Missing Data bei den einzelnen Items. Die 
Prozentwerte beziehen sich auf die Zahl gültiger Einstufungen. 
Prüfung der Differenz mit Chi-Quadrat; in die Tabelle aufge-
nommen sind nur die signifikanten Unterschiede. 
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Beim Vergleich der beiden Therapieformen ergaben sich signifi-
kante Unterschiede in 6 der 9 Items. Dabei deuten die Unter-
schiede in 4 Items (Kl, K3, K4 und K8) auf eine größere 
Akzeptanz des Sozialen Trainings durch die Jugendlichen: 

- Die Klienten des Sozialen Trainings empfanden signifi-
kant häufiger als die gesprächspsychotherapeutischen 
Klienten die Therapie als hilfreich sowohl für die Zeit 
in der Haft als auch für die Zeit nach der Haftent-
lassung (K3 und K4). 

- Die Klienten des Sozialen Trainings empfanden signifi-
kant häufiger als die gesprächspsychotherapeutischen 
Klienten die Therapie als beruhigend und als sinnvoll 
(Kl und K8). 

Erst bei der fünft- und sechstgrößten Differenz ergaben sich 
Unterschiede zugunsten der Gesprächspsychotherapie: 

- Die Klienten der Gesprächspsychotherapie berichteten 
signifikant häufiger als die Klienten des Sozialen Trai-
nings, daß ein persönliches Problem von ihnen zur 
Sprache gekommen sei ( K9). 

- Die Klienten der Gesprächspsychotherapie berichteten 
weniger häufig als die Klienten des sozialen Trainings, 
daß es ihnen schwer gefallen sei, sich am Gruppenge-
schehen zu beteiligen (K7). 

Worauf deuten diese Unterschiede hin? Als Interpretation kön-
nen folgende Vermutungen geäußert werden: 

- Dissoziale Jugendliche empfinden die strukturierte Vor-
gabe eines Themas mit aktuellem Bezug zu ihrer sozialen 
Umwelt als hilfreicher (K3, K4) und sinnvoller (K8) als 
die Aufforderung der Gesprächspsychotherapie, das Thema 
aus dem eigenen inneren Erleben zu gestalten. 

- Durch das körperl i ehe Ausagi eren 
soziale Jugendliche ruhi~er als 
turierte Gesprächsgruppe (Kl). 

im Spiel werden dis-
durch eine unstruk-

Mit dem gesprächspsychotherapeutischen Konzept in Ein-
klang steht der Befund, daß bei GT-Klienten mehr persön-
liche Probleme (K9) behandelt wurden als bei VT-Klien-
ten. 

- Die größere Schwierigkeit von VT-Klienten, sich am Grup-
pengeschehen zu beteiligen (K7), kann erklärt werden 
aus dem größeren "Zwang" zum Rollenspiel vor allem für 
ängstliche Klienten. Es kann in diesem Zusammenhang 
noch einmal daran erinnert werden, daß 17 % der VT-
Klienten das Rollenspiel verweigerten (siehe 2.2). 
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Bei der Interkorrelation der Items des Klientenbegleitbogens 
{Vierfelderkoeffizienten) ergab sich, daß auf der einen Seite 
die Items Kl, K3, K4, KB und K9, auf der anderen Seite die 
Items K2, K5, K6 und K7 enger miteinander korrelierten. Zwi-
schen diesen beiden Variablengruppen sind die zusammenhänge 
eher schwach. Man kann von daher mit allen Vorbehalten zwei 
zugrundeliegende Faktoren annehmen: 

- Empfinde ich die Therapie als hilfreich und sinnvoll? 
{Kl, K3, K4, KB und K9), 

Wie wohl und integriert fühle ich mich in der Gruppe? 
{K2, K5, K6 und K7). 

3.3 Veränderung der Klientenprozeßerfahrung im Verlaufe der 
Therapie 

Der Verlauf von Prozeßerfahrungen über die Therapie hinweg ist 
bis jetzt wenig untersucht worden. Im wesentlichen ergaben 
sich bei den vorliegenden Studien folgende Ergebnisse: 

- Verschiedene Erfolgsgruppen {stark Gebesserte, etwas Ge-
besserte, nicht Gebesserte) unterscheiden sich siqni-
fikant in ihren Anfangsprozeßerfahrungen untereinander. 
Diese Unterschiede bleiben gewöhnlich auch im Verlauf 
der Therapie erhalten {Eckert 1974; Espe 1978; Schäfer 
1982). 

- Nimmt man alle Klienten zusammen, so werden die Eroeb-
nisse zum Verlauf der Prozeßerfahrungen uneinheitlicher: 

- Immer günstigere Prozeßerfahrungen aller Klienten über 
die ersten 7 Kontakte {Eckert 1974); 

- Ungünstigere Prozeßerfahrungen aller Klienten vom An-
fang zur Mitte der Therapie {Wienand-Kranz 1977); 

- Kein Verlauf der Prozeßerfahrungen für al 1 e Klienten 
(Espe 1978; Schäfer 1982). 

Im folgenden werden die Prozeßerfahrungsverläufe von 2 Varia-
blen {Kl, ruhiger geworden; K4, Hilfe nach der Haft) darge-
stellt, wobei alle Klienten zusammengefaßt werden. 
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Methodisch wurde so vorgegangen, daß die Klienteneinstufungen 
der l. Sitzung eines jeden Klienten über alle Klienten gemit-
telt wurden, darauf die Klienteneinstufunqen der 2. Sitzung 
usw. Da die Anzahl der Therapiesitzungen für die Klienten sehr 
unterschiedlich war (von l Sitzung bis 69 Sitzungen), resul-
tiert daraus der Umstand, daß bei höherer Zahl der Therapie-
stunden die Stichprobenzahlen immer kleiner werden. Durch häu-
fige Missing Data wird dieses Problem weiter verschärft. In-
haltlich kann außerdem ein Selektionsproblem angenommen wer-
den: Es sind vermutlich die besonders motivierten Klienten, 
d i e mehr a l s 2 5 oder 3 O Sitzungen Th er a pi e machen , so daß auch 
mit selektionsbedingten Verzerrungen des Verlaufs gerechnet 
werden muß. 

Im folgenden werden die Verlaufskurven für die Items Kl (ru-
higer geworden) und K4 (Hilfe nach der Haft) wiedergegeben. Um 
Zufallsschwankungen im Verlauf möglichst zu reduzieren, wurden 
die Verl aufswerte für je 5 Sitzungen zusammengefaßt. Die Ver-
1 aufsfunktionen von Gesprächspsychotherapie und Sozialem Trai-
ning sind zusammen eingezeichnet, um einen direkten Vergleich 
zu ermöglichen. Beachtet werden muß bei den folgenden Schau-
bildern, daß es sich nicht um Gruppenentwicklungen handelt, 
sondern um gemittelte Verlaufsfunktionen der einzelnen Klien-
ten in der Gruppe. 

Abbildung l: Therapieverlauf von Kl: "Nach der heutigen Stunde 
bin ich innerlich ruhiger geworden" 
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Erläuterung: Die durchbrochene Linie bezieht sich auf die 
gesprächspsychotherapeutischen, die durchgezogene Linie auf 
die verhaltenstherapeutischen Klientenbegleitbögen. 
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Der Niveauunterschied zwischen GT und VT ist unmittelbar ein-
sichtig (siehe Tabelle 2). Bei der Gesprächspsychotherapie 
wird die Therapie bis ca. 
beruhigend erlebt. Dieser 

zur 20. Sitzung als immer weniger 
Abfall um 19 % ist wahrschei nl i eh 

signifikant. Ob es der Wiederanstieg ab der 20. Sitzung ist, 
muß dahingestellt werden; möglicherweise handelt es sich um 
eine selektionsbedingte Verzerrung, da die motivierteren Klien-
ten möglicherweise "übrigbleiben". Beim Sozialen Training ist 
der Kurvenverlauf nicht so eindeutig, wenn(Jleich ähnlich. Die 
Verlaufsfunktion scheint sich eher ab der 16. Sitzun(J auf 
einem Niveau zu stabilisieren. Inhaltlich gesehen widerspricht 
die Verlaufsfunktion dem Er(Jebnis von Eckert (1974) bei einem 
Item ähnlichen Inhalts. Die Gründe für das Absinken sind nicht 
klar; es kann sich um einen Hafteinfluß handeln oder um einen 
Hinweis darauf, daß die Therapie nicht "ankam". 

Abbildung 2: Therapieverl auf von K4: "Das was heute in der 
Gruppe geschah, wird mir helfen, mit dem Leben 
nach der Haftentlassung besser fertiCJ zu werden" 
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Erläuterungen: siehe Abb. 
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Der Niveauunterschied zwischen GT und VT ist unmittelbar ein-
sichtig. Als Fazit kann festgehalten werden: Je länger die 
Gesprächspsychotherapie dauerte, umso weniger hilfreich wurde 
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sie empfunden (Abfall um 33 %). Beim Sozialen Trainin~ treffen 
wir ebenfalls auf einen, wenngleich nicht so ausgeprägten, 
Abfall mit der Tendenz zu einem Wiederanstieg. Dabei kann es 
sich wieder um eine selektionsbedingte Verzerrung handeln 
(s.o. unter Kl), allerdings ist dann zu fragen, warum dies 
nicht auch bei der Gesprächspsychotherapie auftritt. Es kann 
mit einiger Wahrscheinlichkeit vermutet werden, daß das so-
ziale Training den Klienten als Hilfsmöglichkeit mehr "ein-
leuchtete" als die Gesprächspsychotherapie. Natürlich mag 
"Hilfe in bzw. nach der Haft" ein für Gesprächspsychotherapie 
ungeeigneter Indikator sein, jedoch das ständige Absinken der 
Hilfserwartung während der gesprächspsychotherapeuti sehen Be-
handlung deutet doch auf eine Resignation oder Enttäuschung 
hin. 

Als Ergebnis der Prozeßerfahrungsverläufe kann folgendes fest-
gehalten werden: 

- Günstige Prozeßerfahrungen sind am Anfang stärker aus-
geprägt und sinken dann relativ stetig ab. Dies ist ein 
Ergebnis, welches im Widerspruch zu den meisten Be-
funden über Prozeßerfahrungsverl äufe steht. Möglicher-
weise drückt sich in diesem Absinken eine wachsende 
Resignation aus. Der Grund hierfür ist unklar; es kann 
sich dabei um einen Hafteinfluß handeln, um eine Ent-
täuschung durch die Therapie oder um beides. 

- In einigen Fällen erfolgt ein Wiederansteigen günstiger 
Prozeßerfahrungen; die Verläufe werden U-förmig.· Dies 
geht möglicherweise zum Teil auf eine selektionsbe-
dingte Verzerrung zurück, die dadurch entsteht, daß die 
Klienten "am Ende" der Therapie nicht mehr repräsen-
tativ für alle Klienten sind. Doch ist auch eine Ver-
1 aufsdeutung mögl i eh. Es f äl 1 t nämlich auf, daß der 
Wiederanstieg der Funktion vor allem bei der Therapie-
form auftritt, die auch im absoluten Niveau in dem 
betreffenden Item höher ausgeprägt ist. Damit werden 
therapiespezifische Prozeßerfahrungen für die Therapie-
formen nahegelegt, und zwar: 

- Änderungssensitiv und spezifisch für Soziales 
Training sind K3/K4 (die "Hilfe"-Items), in gerin-
gerem Maße auch Kl (ruhiger geworden) und KB (Stun-
de sinnvoll): In diesen Items liegen Klienten des 
Sozialen Trainings höher und bei 1 ängeren Thera-
pien erfolgt ein Wiederansteigen günstiger Prozeß-
erfahrungen. 
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- Änderungssensitiv und spezifisch für Gesprächs-
~sychotherapie ist nur K9 (persönliches Problem): 

n diesem Item liegen Klienten der Gesprächspsycho-
therapie höher und bei 1 ängeren Therapien erfolgt 
ein Wiederansteigen des Behandelns persönlicher 
Probleme. 

Damit werden die Aussagen zu den Unterschieden in den Klienten-
items zwischen GT und VT von der Verlaufsfunktion her sinnvoll 
ergänzt. 

4. Das Prozeßverhalten in Gesprächspsychotherapie (GT) und 
Sozialem Training (VT) 

4.1 Prozeßverhalten in der Gesprächspsychotherapie (GTl 

4. 1. 1 Durchschnittliches Prozeßverhalten 

Die Variable Einfühlendes Verstehen des Psychotherapeuten (EV) 
hat einen Mittelwert von 2,8. Die nächstgelegene Stufe 3 der 
Skala besagt, daß die Äußerungen des Therapeuten im wesent-
lichen dieselben Gefühle und Bedeutungen wie die des Klienten 
ausdrücken. Die Therapeuten zeigten damit ein mittleres Ausmaß 
an einfühlendem Verstehen (siehe Tabelle 3). 

Die mittlere Selbstexploration (SET und SEC; vgl. Anhang A 5 
und A 6) beträgt in beiden Skalen 1,7. Inhaltlich besagt dies: 

- für SET: Klient spricht von äußeren Vorgängen und ei-
genem Verhalten, jedoch nicht von spezifi sehen inneren 
Erlebnissen. Eine emotionale Bedeutung kann höchstens 
vermutet werden (Stufe 2 von SET). 

- für SEC: Klient geht auf persönlich bedeutsame Inhalte 
ein, die der Therapeut ihm zuführt, jedoch nur mecha-
nisch und ohne wi rkl i ehe Gefühle. Klient spricht nur 
über Inhalte, ohne auf die Bedeutung und Gefühle der 
Inhalte einzugehen (Stufe 2 von SEC). 

Da Selbstexploration die zentrale ergebnisdifferenzierende 
Klientenvariable der Gesprächspsychotherapie darstellt, ist 
dieser Befund von erhöhter Bedeutung: Die Selbstexploration 
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Tabelle 3: Mittelwerte, Streuung und Auszählung bei den Varia-
blen des GT-Prozeßverhaltens 

Variable M s % 

Einfühlendes Verstehen EV 2,8 0,75 
Selbstexploration Truax SET 1,7 0,63 
Selbstexploration Carkhuff SEC 1, 7 0,91 
Produktivität PR0D 38,4 61,07 

Interaktion IA: - therapeutenbezogen 51,1% 
- klientbezogen 46,0% 
- nic~t zu ermitteln 2,9% 

1 nha lt INH: - Institutionelle Gegebenheiten INHl 5,3% 
- Beamte INH2 6,0% 
- Mitinsassen INH3 14,3% 
- Straftaten INH4 19,3% 
- Personen außerhalb d. Anstalt INH5 9,9% 
- Zeit nach d. Haftentlassung I NH 6 3,6% 
- Sonstiges INH7 41,5% 

N = 1209 Einstufungen (EV), 2318 Einstufungen (Klientenvaria-
blen); in die Berechnung gehen alle drei Einstufungen pro 
Therapeut bzw. Klient und Sitzung ein. 
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war bei den jugendlichen Untersuchungsgefangenen derart nie-
drig ausgeprägt, daß ein therapeutischer Prozeß im Sinne der 
klientenzentrierten Prozeßtheorie (Rogers 1958; Gendlin 1964) 
nicht mehr angenommen werden kann. 

Zum Vergleich sollen zwei weitere Untersuchungen herangezogen 
werden: 

- In einer Arbeit von Kühne (1973) über Gesprächspsycho-
therapie bei Strafgefangenen (6 halbstündige Gespräche 
über Telefon!) wurde ebenfalls die Selbstexploration 
erfaßt. Die mittlere Selbstexploration war um eine 
Skalenstufe höher (Klient spricht über eigenes Verhal-
ten, vermutlich mit Gefühlen verbunden). Allerdinqs be-
günstigt die Therapieform (Einzelgespräche) und die Art 
der Stichprobenerhebung (Zeitstichproben) eine höhere 
Ausprägung von Selbstexploration. 

- Um einen Vergleichswert bei einer "normalen" Klienten-
popul ation zu erhalten, wurde die Arbeit von Schwartz 
( 1975) gewählt. Schwartz ermittelte bei der gesprächs-
psychotherapeuti schen Einzeltherapie von Neurotikern 
eine um zwei Stufen höhere Selbstexploration (kurze 
Erwähnung spezifisch persönlicher innerer Erlebnisse). 

Aufgrund dieser Ergebnisse kann gesagt werden, daß bei In-
haftierten die Selbstexploration vermutlich um ein bis zwei 
Skalenstufen niedriger liegt als bei Neurotikern. 

Die Äußerungslänge (Produktivität, PROD) betrug im Durch-
schnitt 38,4 Wörter. Dies entspricht etwa 3 bis 4 normalen 
Sätzen. Damit erweist sich, daß die verbal oft nicht qewandten 
Jugendlichen eher zu kurzen Äußerungen neigen. 

Die Variable Interaktion (IA) bezeichnet, an wen (Therapeut 
oder sonstiges Gruppenmitglied) der Klient seine Äußerungen 
richtet. Die Hälfte der Äußerungen war an den Therapeuten 
gerichtet, eine knappe Hälfte an die anderen Gruppenmit-
glieder, bei ca. 3 % der Äußerungen war der Ansprechpartner 
nicht zu ermitteln. 
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Bei der Inhal tsvari abl en ( INH) waren 42 % der Äußerungen nicht 
zu kategorisieren (Restkategorie INH7). Für ein inhaltsanaly-
tisches Erfassungssystem ist dieser Wert bei weitem zu hoch. 
Die übrigen 58 % der Äußerungen verteilen sich inhaltlich 
folgendermaßen: 

- Über Straftaten ( INH4} (eigene Straftaten und die ande-
rer, eingeschlossen Ursachen und Folgen} sprachen die 
Klienten in ca. einem Fünftel der Äußerungen. 

- In ca. 30 % der Äußerungen sprachen sie über Personen, 
und zwar relativ am häufigsten über Mitinsassen (INH3, 
14,3 %), dann über Personen außerhalb der Anstalt 
(INH5, ca. 10 %) und Beamte ,n der Anstalt (1NH2, 6 %). 

- Die institutionellen Gegebenheiten der Anstalt (INHl) 
wurden in 5,3 %, die Zeit nach der Haftentlassung 
(INH6) in nur 3,6 % der Äußerungen besprochen. 

4.1.2 Korrelationen und Verlauf im GT-Prozeßverhalten 

Die korrelativen Beziehungen sollen hier nur angedeutet wer-
den. Bei der Interkorrelation der Prozeßvariablen über die 
Einstufungen ergeben sieh sehr schwache zusammenhänge. Deut-
1 icher werden die zusammenhänge, wenn nicht über die Einstufun-
gen, sondern über die Klienten korreliert wird. Da die Ergeb-
nisse aus beiden Meßebenen sich im wesentlichen gleichen, 
beschränken wir uns in der Darstellung auf die Ergebnisse zur 
Korrelation der Prozeßvariablen über die Klienten. 

Am interessantesten sind darunter die Beziehungen zu den In-
haltskategorien (Gesprächsinhalt INH): 

- Klienten, die viel über andere Mitinsassen (INH3) spra-
chen, wiesen eine eher niedrige Selbstexploration 
(SETS) auf und sprachen eher mit anderen Klienten als 
mit dem Therapeuten (IA). 

- Klienten, die viel 
wiesen eine etwas 
und sprachen eher 
Klienten (IA). 

über Straftaten (INH4} sprachen, 
höhere Selbstexploration (SETS) auf 
mit dem Therapeuten a 1 s mit anderen 
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Das Ergebnis überrascht, da man von der k l i entenzentri erten 
Prozeßtheorie her keinen Zusammenhang zwischen Gesprächsinhalt 
und Selbstexploration erwarten würde. Allerdings hat Helm 
(1980) ebenfalls einen Zusammenhang zwischen Selbstexploration 
und Gesprächsthematik gefunden, wodurch unser Befund erhärtet 
wird. Möglicherweise sollte der Gesprächsthematik in Forschung 
und therapeutischer Praxis erhöhte Aufmerksamkeit geschenkt 
werden. 

Der Verlauf des Prozeßverhaltens, insbesondere der Selbstex-
ploration und verwandter Variablen, ist relativ häufig unter-
sucht worden. Anstoßgebend für die Verlaufsforschung war die 
Prozeßtheorie von Rogers (1958), die einen Anstieg der Selbst-
exploration über die Therapie hinweg postuliert. Ein derarti-
ger Anstieg ist in Untersuchungen zwar öfter gefunden worden, 
allerdings gewöhnlich bei nur wenigen Meßzeitpunkten (zwischen 
2 und 5, meist Anfang, Mitte und Ende der Therapie). 

Wir werden im folgenden nur den Verlauf der Sel bstexpl orat i on 
darstellen. Die methodischen Voraussetzungen und Probleme sind 
dieselben wie 
der folgen den 
und SEC über 
dargestellt. 

beim Verlauf der Prozeßerfahrung (siehe 3.3). In 
Abbildung werden die Verlaufsfunktionen von SET 
35 Sitzungen, zusammengefaßt in Fünferblöcke, 

Abbildung 3: Therapieverlauf von SET (Selbstexploration Truax) 
und SEC (Selbstexploration Carkhuff) 
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Die Verlaufsfunktionen von SET und SEC sind einander ähnlich. 
Einern anfänglichen Abfall folgt ein Wiederanstieg, ein erneu-
ter Abfall und ein zweiter Wiederanstieg. Der Verlauf der 
beiden Selbstexplorationsvariablen mutet eher zyklisch als 
linear ansteigend an. Unsere Verlaufsfunktion stellt die Hypo-
these eines linearen Anstiegs in Frage, umso mehr, als die 
einzige Untersuchung, die sich mit unseren Daten direkt ver-
gleichen läßt .(Kiesler 1971), zu vergleichbaren Ergebnissen 
kommt. 

Kiesler ermittelte den Verlauf einer der Selbstexploration 
verwandten Variablen ("experiencing") über 30 Sitzungen, wobei 
die Werte von je 5 Sitzungen zusammengefaßt wurden. Der Unter-
suchung lagen zwei Klientenpopulationen zugrunde, Schizophrene 
und Neurotiker. Es ergaben sieh zyklisch anmutende Verlaufs-
funktionen, die den von uns gefundenen Verlaufsfunktionen auf 
verblüffende Weise ähneln (zum genaueren Vergleich siehe 
Deutschbein 1986, Kap. 5.1.3). 

Die Ergebnisse von Kiesler, im Zusammenhang mit unseren Resul-
taten, legen nahe, daß die Hypothese eines linearen Anstiegs 
von Selbstexploration über die Therapie hinweg als eher wider-
legt gelten muß. Eine theoretische Erklärung für die von uns 
gefundene eher polynomische Funktion kann nicht gegeben werden. 

4.2 Prozeßverhalten im Sozialen Training (VTl 

Es werden zunächst die Durchschnittswerte der Rollenspielvaria-
blen dargestellt (siehe Tabelle 4). 

Die durchschnittliche Verwirklichung der Lernziele (VLl betrug 
3,5. In Prozentwerte rückübertragen heißt dies, daß die Klien-
ten im Durchschnitt etwa 70 % der jeweiligen Lernziele pro 
Szene erfüllten. Man kann in VL den Indikator für eine Art 
sozialer Intelligenz sehen, insoweit sie sich in sozialer 
Interaktion äußert. Es gibt keine Vergleichswerte für VL, so 
daß über die Bedeutsamkeit des VL-Wertes nichts ausgesagt 
werden kann. 
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Tabelle 4: Mittelwerte, Streuung und Auszählung bei den Varia-
blen des Prozeßverhaltens im Sozialen Training (VT) 

Variable M s Kategorie % 

VL Verwirklichung der 3 ,5 1 ,18 
Lernziele 

SK Sozialkontakt 3 ,4 0,74 
SA Sicherheit des 3,4 0,89 

Auftretens 
A Ausdruck 2,9 0,65 

ER Engagement des 3,5 0,82 
Rollenspiels 

WE Wahrscheinlicher mit Erfolg 41 % 
Erfolg ohne Erfolg 59 % 

Erläuterung: N = 457 Rollenspiele. Zu den Variablen siehe Kap. 
II. 1.3. Siehe im übrigen im Text. 
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Bei den übrigen Variablen des Sozialverhaltens wurden die 
Klienten alle im Durchschnitt im mittleren Skalenbereich ein-
gestuft: 

- Die Freundlichkeit (SK) war bei den Klienten mittel mit 
einer Tendenz zu eher freundlich ausgeprägt, die Sicher-
heit (SA) mittel mit einer Tendenz zu eher sicher;-d,e 
'C"ebnaftigkeit (Al mittel und das Engagement (ER) beim 
Rollenspiel eher mäßig. 

- In ca. 40 % der Rollenspiele hielt der Beurteiler einen 
Transfer des Gelernten (WE) in die Wirklichkeit für 
mogllch, ,n ca. 60 % hielt er einen Transfer für eher 
unwahrscheinlich. 

In der folgenden Tabelle 5 werden die Interkorrelationen des 
Prozeßverhaltens im Sozialen Training dargestellt: 

Tabelle 5: Zusammenhänge zwischen Sozialverhalten, Lernzielver-
wirklichung und Erfolgseinschätzung 

Variable SK SA A ER WE 

VL Verwirklichung der 22 18 31 34 
Lernziele 

SK Sozialkontakt 41 43 
SA Sicherheit des 54 48 37 

Auftretens 
A Ausdruck 37 17 
ER Engagement des 70 

Rollenspiels 

Erläuterung: Rangkorrelationen nach Spearman (aufgrund nicht-
normaler Verteilungen), nur signifikante Koeffizienten: Alle 
Werte p kleiner als • 001 :. N = 461 Rollenspiele. Der Dezimal -
punkt ist aus Gründen der Ubersichtlichkeit weggelassen worden. 

In den Interkorrelationen der Variablen des Sozialverhaltens 
scheinen sich zwei Faktoren auszudrücken. Auf der einen Seite 
korrelieren Sicherheit des Auftretens (SA) und Lebhaftigkeit 
(Al miteinander und verkörpern eine Art Aktivitätsfaktor. 
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Völlig unkorreliert mit diesen Variablen ist SK als eine Art 
Faktor der sozialen Zuwendung. Das Engagement des Rollenspiels 
(ER) korreliert mit allen drei Variablen: Ein Klient wurde als 
engagiert empfunden, wenn er sich sowohl sicher-aktiv (SA, Al 
als auch freundlich-zugewandt (SK) verhielt. Die Verwirk-
1 ichung der Lernziele korreliert schwach mit Sicherheit (SA) 
und Zuwendung (SK), etwas stärker mit Engagement (ER). Dies 
verweist darauf, daß die Lernzielverwirklichung nicht völlig 
unabhängig von einem verhaltensmäßigen Beteiligtsein zu sehen 
ist. Sollte VL wirklich eine Art handlungsorientierte soziale 
Intelligenz darstellen, so wäre dieses Ergebnis an und für 
sich auch zu erwarten. Völlig unkorreliert ist VL mit A: Eine 
eher motorische Unruhe und Lebhaftigkeit steht in keinem Zu-
sammenhang mit der in VL geforderten sozialen Intelligenz. 

5. Die Rollenspielszenen im Sozialen Training (VTl 

5.1 Einleitung 

Die 30 Rollenspielszenen bilden den zentralen Teil des Sozia-
len Trainings. Zur Beschreibung des Sozialen Trainings siehe 
den Beitrag von Pielmaier u. Wetzstein in diesem Band. Der 
Text der Rollenspielszenen findet sich bei Deutschbein (1986; 
vgl. a. Kury 1986; Pielmaier 1980), eine Auflistung der Szenen 
im Anhang A 7; beigefügt sind dort die übergeordneten Lern-
z i e l e und Lern b er e i c h e • Das R o l l e n s pi e l pro g ramm i s t i n e i n er 
überarbeiteten Form publiziert worden (Pielmaier 1980). 

Allgemein hatte das Soziale Training folgende Lernziele (vgl. 
Pielmaier 1975): 

- In bezug auf Erwachsene: 
- soziale Autoritätsangst abbauen, 
- Frustrationstoleranz aufbauen, 
- Diskriminationsfähigkeit für Ansprüche entwickeln, 
- Durchsetzungstechniken erlernen; 

- in bezug auf Gleichaltrige: 
- soziale Fertigkeiten für den Kontakt zu nicht-delin-

quenten Jugendlichen erlernen, 
- Einordnungsbereitschaft, sozial akzeptable Aktivi-

täten -
- soziale Einstellungen und Abwehr von Verführungen; 
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- weitere Schwieriqkeiten: 
- Aufklärung über Rechte und Hilfseinrichtungen, 
- Vorbereitung auf die Haftentlassung (Makel der Vor-

strafe), 
- Sensibilisierung der zwischenmenschlichen Wahrnehmung, 
- Ansprechbarkeit auf soziale Verstärkung durch Erwach-

sene. 

In bezug auf das Erfolgskriterium schreibt Pielmaier (1975): 

"Eine Verringerung der Rückfallwahrscheinlichkeit auf 
längere Sicht ist bei erfolgreicher und umfassender so-
zial er Anpassung zu erwarten, aber nicht als primäres 
Erfolgskriterium für das Training zu werten, weil das 
Training eben nur Baustein sein kann in einer Kette von 
weiteren Hilfsmaßnahmen, die zum Teil bisher nur unzu-
reichend ausgebaut sind". 

Kritisch muß beim Sozialen Training die Frage nach der Behand-
1 ungsstärke gestellt werden: Jeder Klient des Sozialen Trai-
nings spielte bei einer Durchschnittszahl von 19 Sitzungen 8 
bis 9 Rollenspiele, wobei es dem Zufall 
chen Teil des Rollenspielprogramms er 

überlassen war, wel-
kennenl ernte. Selbst 

wenn in jeder Sitzung gespielt worden wäre, hätte der durch-
schnittliche Klient nicht das ganze Programm kennenlernen kön-
nen. Das Soziale Trainingsprogramm weist in dieser Hinsicht 
einen gewissen Widerspruch in sich auf. Einerseits ist es in 
bezug auf die Lernziele eher überdifferenziert. Diese Diffe-
renzierung wird jedoch nicht differentiell in bezug auf den 
einzelnen Klienten, sondern eher im Sinne des 'Gießkannenprin-
zips' angewendet: Der Zufall bestimmt, wieviel und welche 
Szenen der einzelne Klient kennenlernt, eine Zuweisung, etwa 
in dem Sinne, daß ein bestimmter Klient das Lernziel "Rück-
sichtnahme" nötiger hat als das Lernziel "Durchsetzung", fin-
det nicht statt. Von daher muß gesagt werden, daß das Soziale 
Trainingsprogramm zwar spezifisch ausformuliert ist, jedoch 
allenfalls unspezifisch wirken kann. Ferner muß im Hinblick 
auf die große Zahl der Lernziele gefragt werden, ob in 8 bis 9 
Rollenspielen die Lernziele auch nur teilweise gelernt werden 
können, oder anders formuliert, ob die Behandlungsintensität 
in bezug auf die einzelnen Lernziele nicht zu gering war. Auf 
diese Frage wird in Kapitel 6.3 noch einmal eingegangen werden. 
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5.2 Kennwerte der Szenen 

In den Kapiteln 3 und 4.2 wurden die Prozeßvariablen des 
Sozialen Trainings für sich verrechnet. Es liecit nun nahe, 
diese Variablen auf die Szenen zu beziehen, zum Beispiel: 

- Wie war die Akzeptanz der einzelnen Szenen bei Thera-
peut und Klient? Wie wurden die einzelnen Szenen er-
fahren? (Variablen der Prozeßerfahrung); 

- Verhielten sich die Klienten unterschiedlich in den 
einzelnen Szenen? Wenn ja, in welcher Weise? (Variablen 
des Prozeßverhaltens). 

Die 30 Rollenspielszenen wurden 46lmal im Projektzeitraum in 
einer auswertbaren Fassung gespielt. Dies besagt, daß die 
einzelne Szene im Durchschnitt 15mal gespielt wurde; die Spann-
weite reicht dabei von 7 bis 27. Für jede der 30 Szenen wurde 
die durchschnittliche Ausprägung jeder Prozeßvariablen berech-
net (z.B. in bezug auf Kl 'ruhiger geworden': Bei Szene 30 
'Kontakt mit den Arbeitskollegen' sind 69 % der bei Szene 30 
anwesenden Klienten ruhiger geworden, 31 % nicht). Die Einzel-
proportionen (im obigen Beispiel 69 %) ergaben den Kennwert 
der jeweiligen Szene in bezug auf eine bestimmte Prozeß-
variable. Um den jeweiligen Kennwert auf Sicinifikanz zu tes-
ten, wurde er zur Gesamtproportion über alle Szenen in Bezug 
gesetzt. Die statistische Fraciestellung war demnach: Weicht 
die Einzelproportion der Variable i in der Szene j sicinifikant 
ab von der Gesamtproportion der Variable i über alle Szenen? 
(Die Gesamtproportion in obigem Beispiel: 46 % der bei den 
Rollenspielsitzungen anwesenden Klienten sind insciesamt ruhi-
ger geworden, 54 % nicht). Der Unterschied zwischen Einzel-
proportion und Gesamtproportion wurde mit dem Binominaltest 
auf Signifikanz geprüft. Bei den fünfstufigen Variablen des 
Therapeutenbegleitbogens VT und des Klientenprozeßverhaltens 
wurde ebenfalls der Binominaltest angewendet, indem die Pro-
portion positiver bzw. negativer Ausprägungen genommen und 
gegen die Gesamtproportion getestet wurde. 
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Die signifikanten Kennwerte der einzelnen Szenen über alle 
Variablen können aus Platzmangel.hie-r nicht im einzelnen darge-
stellt werden (vgl. ausführlicher Deutschbein 1986). Die Kenn-
werte sind besonders von Nutzen für den Therapeuten, der mit 
einem derartigen Programm arbeitet und sich über die diffe-
rentiellen Auswirkungen der Szenen informieren möchte. Es wer-
den im folgenden nur einige allgemeine Hinweise gegeben. 

Der Therapeutenbegleitbogen. Berechnet man Kennwerte der Items 
des Therapeutenbegleitbogens für die einzelnen Szenen, so kön-
nen aufgrund der extrem positiven Einstufungen der Therapeuten 
fast nur negative Abweichungen ermittelt werden. folgende 
Szenen waren mit eher negativen Beurteilungen der Therapeuten 
verknüpft: 

3 Aufforderungen zur Party, 
- 14 Zellengespräch, 
- 18 Elternbesuch, 
- 20 Zukunftsplanung, 
- 22 Zimmer aufräumen, 
- 26 Arbeitslosenunterstützung. 

Die negativ beurteilten Szenen zeigten ein Überwiegen des 
Lernbereichs Familie/Institution ( FI), verglichen mit der Ge-
samtverteilung über a 11 e Szenen ( p = . 08 l. Sie bezogen sich 
weiterhin eher auf Erwachsene als auf Gleichaltrige. Hier 
konnte allerdings keine Signifikanz ermittelt werden 
(p = .14). Die einzige Szene, die mit signifikant positiven 
Therapeutenbeurteilungen verknüpft war, war Szene 21 ( 'Ausweis-
kontrolle'). 

Der Klientenbegleitbogen. Zugrundegelegt für die Berechnung 
von Kennwerten wurden vor al 1 em die Items Kl (ruhiger gewor-
den), K3 (Hilfe in der Haft), K4 (Hilfe nach der Haft), K8 
(Stunde sinnvoll) und K9 (Persönliches Problem). folgende zwei 
Szenen wurden von den Klienten in besonderem Ausmaß mit positi-
ven Beurteilungen verknüpft: 

439 



- Szene 5: Probleme mit den Eltern. Die Szene weist eine 
ausgesprochene Dramatik auf und die ihr innewohnende 
Problematik kannte wohl jeder Klient aus eigener Er-
fahrung. Die Lernzielverwirklichung (VLl war erhöht, 
was darauf hinweist, daß die in ·der Szene gezeigten 
Lösungsmöglichkeiten des Konflikts den Jugendlichen ein-
leuchteten. Die Klienten waren bei dieser Szene ruhiger 
geworden und empfanden sie als hilfreich. 

- Szene 20: Zukunftsplanung. Die Klienten empfanden die 
Szene trotz nicht ganz einfacher Lernziele als hilf-
reich und als persönliches Problem, obwohl sie keiner-
lei Dramatik aufweist und eher in Form eines ruhigen 
Gesprächs abläuft. Interessanterweise war die Szene von 
den Therapeuten ausgesprochen negativ beurtei 1 t worden 
(siehe oben). 

folgende zwei Szenen waren eher mit negativen Beurteilungen 
der Klienten verknüpft: 

- Szene 11: Bekanntwerden einer Vorstrafe. Die Szene 
wirkte eher beunruhigend und wurde weder als sinnvoll 
noch als persönliches Problem empfunden. Es wird in der 
Szene eine unangenehme Situation dargestellt, die die 
Klienten eher vermeiden würden. Aber auch die gebotenen 
Lösungsmöglichkeiten(= Lernziele) waren für die Klien-
ten wohl schwer zu verwirklichen (selbstbewußte Gegen-
herausforderung und Werben um die Gunst des anderen}: 

- Szene 27: Überwindung der Lanqeweile. Die Szene wurde 
als nicht hilfreich ·und a1s n·icht sinnvoll empfunden. 
Die in der Szene angesprochenen Probleme 1 agen für die 
Klienten in der Haft wohl sehr fern, auch fehlt der 
Szene jedes dramatische Element. 

Insgesamt ergaben sich gewisse Hinweise in die Richtung, daß 
die Auseinandersetzung mit Erwachsenen bzw. Autoritäten von 
den Jugendlichen als positiver erlebt wurde als die Ausein-
andersetzung mit Gleichaltrigen. Von Interesse ist, daß die 
Präferenzen der Therapeuten eher umgekehrt 1 agen: Szenen, die 
sich eher auf Erwachsene als auf Gleichaltrige bezogen, wurden 
von den Therapeuten eher negativ (wenngleich nicht signifi-
kant) beurtei 1 t. Vermutet werden kann auch, daß der Arbeits-
und Berufsbereich in den Szenen eher auf Ablehnung der Klien-
ten stieß. 
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Das Prozeßverhalten. Bei der Analyse der einzelnen Szenen in 
bezug auf das Spiel verhalten der Klienten konnten wenig über-
greifende Gesichtspunkte gefunden werden. Immerhin kann ver-
mutet werden, daß bei Szenen, bei denen die Klienten in 
erhöhtem Maß sich freundlich und engagiert verhielten, der 
Rollenspielpartner eher ein Erwachsener als ein Gleichaltriger 
war. Ein weiteres Ergebnis war, daß die meisten Szenen, die 
vom Beurteiler als eher erfolglos beurteilt wurden (WEl, im 
Arbeits- und Berufsbereich spielten. 

5.3 Die Lernziele 

Wie schon gesagt wies jede Szene zwischen 3 und 8 Lernziele 
auf, auf denen dann die VL-Skala (Verwirklichung der Lern-
ziele) basierte. Es ließ sich demnach ein durchschnittlicher 
VL-Wert für jede der 30 Szenen berechnen. Diese VL-Kennwerte 
sind zur Beurteilung der Szenen zwar nützlich, jedoch ist ihr 
theoretischer Wert stark eingeschränkt, da der VL-Wert, wie 
oben dargelegt, abhängig ist von der Anzahl der Lernziele in 
der Szene und von der Schwierigkeit der einzelnen Lernziele. 
Stattdessen sollen im folgenden die Lernziele beschrieben wer-
den. 

Die 30 Szenen beinhalten insgesamt 147 Lernziele. Es wurde nun 
für jedes Lernziel die Schwierigkeit berechnet. Die Schwie-
rigkeit der Lernziele wird durch die relative Häufigkeit ihrer 
Verwirklichung definiert. Wenn beispielsweise von 17 Rollen-
spielen einer bestimmten Szene ein bestimmtes darin enthalte-
nes Lernziel l4mal "gebracht" wurde, so beträgt die Schwierig-
keit des Lernziels (besser gesagt: Der Grad der Verwirk-
lichung) 82 %. Ein hoher Prozentwert bezeichnet demnach leich-
te Lernziele, ein niedriger schwere Lernziele. Es wurde darauf 
verzichtet, die Schwierigkeit sämtlicher 147 Lernziele darzu-
stellen, im Anhang (A 8) befinden sich jedoch die 29 schwer-
sten Lernziele mit einem Verwirklichungsgrad von 0-40 %. Begin-
nen wir zunächst mit den leichten Lernzielen. 

Funktional hängt die Schwierigkeit eines Lernziels von zwei 
Faktoren ab, der Schwierigkeit für den Klienten und der Stel-
lung des Lernziels innerhalb der Szene. leichte Lernziele sind 
demnach Lernziele, die 

- in das Verhaltensrepertoire des 
d.h., keine emotionalen Barrieren 
rufen, und die 

Klienten "passen", 
im Klienten wach-

- ein dramatisch entscheidendes Element der Szene bilden. 

441 



Die meisten Szenen haben zumindest ein Lernziel, welches zu 
100 % erfüllt wird. Gewöhnlich kennzeichnet dieses Lernziel 
die dramatische Achse der Szene, den wesentlichen Punkt. 
Leicht zu sehen ist dies bei den Verführungsszenen. In Szene 2 
(Selbstkontrolle bezüglich Alkohol) besteht das wesentliche 
Lernziel darin, daß sich der Klient weigert, mehr zu trinken, 
analog bei Szene 7 (Ablehnung eines Drogenangebots): In beiden 
Fällen wurde das Lernziel zu 100 % erfüllt. Psychologisch kann 
die Verwirk] ichung eines derartigen Lernziels nur so gedeutet 
werden, daß der Klient den Sinn und Ablauf der Szene ver-
standen hat: Der Klient kann die Szene nicht spielen, ohne das 
betreffende Lernziel zu erfüllen, da das Lernziel den Grundge-
danken der Szene bildet. leichte Lernziele sind an zweiter 
Stelle oft Lernziele, die formal die Szene abschließen und 
inhaltlich die Entschärfung einer kritischen Situation bedeu-
ten. 

Die schwierigen Lernziele sind psychologisch interessanter, da 
sie vermuten lassen, daß ihre Verwirklichung weniger in das 
Verhaltensrepertoire "paßt". Analog wie die leichten Lernziele 
sind die schweren Lernziele definiert durch zwei Bedingungen: 

- Es sind Lernziele, die Widerstände im Klienten wach-
rufen oder für die er kein Verhaltensschema hat; 

- es sind oft Lernziele, die nicht den Grundgedanken der 
Szene darstellen und deren Wegfallen nicht unbedinat 
die ganze Szene gefährdet. · · 

Im Anhang (A 8) sind die schwierigsten Lernziele aufgelistet. 
Von 147 Lernzielen erreichten 15 Lernziele eine Verwirklichung 
von maximal 20 %, weitere 14 Lernziele zwischen 21 % und 40 %. 
Die Analyse dieser Lernziele läßt einen Blick in die Denk-, 
Affekt- und Beziehungsmuster delinquenter Jugendl ich er zu. Im 
folgenden wird relativ formelhaft dargestellt, mit welchen 
Verhaltensweisen die Jugendlichen die größten Schwierigkeiten 
hatten. In der Nummerierung bezeichnet die erste Zahl die 
Szene, die zweite das Lernziel innerhalb der betreffenden 
Szene. Die genaue Formulierung der Lernziele kann im Anhang 
(A 8) nachgelesen werden. 

Sehr schwierig zu verwirklichen (zwischen 0 % und 20 %) waren 
für die Klienten folgende Lernziele: 

1. Widerstand leisten gegenüber Gleichaltrigen 
2;4: Eigenen Standpunkt entgegensetzen, 

- 16;3: Mißbilligung gegenüber dem Partner ausdrücken, 
- 28;2: Konfrontierend gegenfragen, 
- 12;1: Den anderen festnageln. 

2. Positive Umdeutunq eines negativen Tatbestands 
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- 16;6: Den anderen ansprechen, um ihm Ärger zu ersparen, 
auf der Basis einer vorangegangenen Mißbilligung, 

- 16;4: Gemeinsamkeit betonen, jedoch auf der Basis einer 
vorangegangenen Mißbilligung, 

- 11 ;4: Verständnis zeigen für eine aversive Reaktion des 
anderen. 



3. Etwas zugeben (einen Nachteil riskieren, sich selbst nach-
teilig darstellen, Schuld zugeben, eine Schwäche zugeben) 

17; 4: Sich qeqenüber einer Autorität (Chef) zur delinquen-
ten Vergangenheit bekennen, 

- 15; 2: Sich mit einer strafenden Autorität (Chef) 1!1-0ra-
lisch identifizieren, 

- 17; 6: 
- 17; 3: 
- 23;2: 

4; 4: 
5; 3: 

- 17; 5: 

wie 17;4, 
Eine Schwäche zugeben, 
Schuld zugeben, 
Schuld zugeben, 
implizit delinquente Vergangenheit zugeben 
wie 17;4. 

zusammenfassend könnte man sagen, daß die obigen Lernziele 
eine Ich-Stärke voraussetzen, über die auch die meisten "nor-
malen" Erwachsenen nicht verfügen, geschweige denn delinquente 
Jugendliche. 

Eher schwierig zu verwirklichen (zwischen 21 % und 40 %) waren 
für die Klienten folgende Verhaltensweisen: 

1. Widerstand leisten gegenüber Gleichaltrigen 
- 24;5: Sich gegen die Kameradengruppe stellen, 
- 12;5: Eine Ablehnung begründen, 
- 16;5: Versteckte Drohung unter dem Vorwand, Streit ver-

hindern zu wollen, 
- 11; 1: Konfrontierend oeqenfraqen, 
- 24;2: Wie 24;5, . . . 
- 12;2: Konfrontierend fragen. 

2. Verzicht 
- 19;3: Wiederqutmachung höher bewerten als Wunscherfüllung, 
- 20;3: Einen negativen Ausqang des Verfahrens ins Auge 

fassen. 

3. Sich positiv äußern 
- 30;2: Den andern loben, 

7;1: Freude zeigen. 

4. Positive Umdeutung: Den Gegner positiv sehen 
3;5: Den Gegner durch Freundlichkeit gewinnen, 
8;4: Den Beamten positiv sehen, 

- 13;2: Provokation witzig aufnehmen, 
- 11;5: Gemeinsamkeit mit dem Gegner betonen. 

Die Kategorie "Widerstand leisten gegenüber Gleichaltrigen" 
ist weiterhin stark vertreten. Neu treten auf positive Verhal-
tensweisen: loben, anerkennen, positiv umdeuten, ein positives 
Gefühl zeigen. Dieser Bereich ist für die Klienten zwar nicht 
extrem schwierig, aber immerhin so schwierig, daß die Mehrzahl 
der Klienten derartige Lernziele nicht verwirklichte. 
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zusammengefaßt kann vielleicht folgendes gesagt werden: 
Sich subjektiv selbst zu erniedrigen (Schuld zugeben, 
Schwache zeigen usw. l stbßt auf den größten Widerstand 
bei den Klienten. Akzeptabel wird ein derartiges Verhal-
ten erst bei veränderter Wertsetzuno und Selbstdefi-
nition, die es nicht mehr erniedrig-end wertet, etwas 
zuzugeben. Eine derartige Veränderung dürfte im Durch-
schnitt in 19 Therapiesitzungen und 8-9 Rollenspielen 
wohl nicht erreichbar sein. 

- Widerstand gegenüber Gleichaltrigen zu leisten, sich 
gegen die Normen der peer-group zu stellen, Kommuni-
kationsmuster in Frage zu stellen, stößt ebenfalls auf 
größten Widerstand bei den Klienten. Eine Voraus-
setzung, den Klienten zur Verwirklichung derartiger 
Lernziele zu brinoen, bestünde darin, ihn unabhänoioer 
von den Normen seiner Bezugsgruppe zu machen. Ob - dies 
in der zur Verfügung stehenden Zeit mc\91 ich ist, ist 
fraglich. 

- Positive Gedanken und Gefühle zu äußern, sowohl gegen-
über dem Gesprachspartner wie auch gegenüber Dritten 
und sich selbst, wird als ebenfalls sehr schwierig 
empfunden. Ein oft tief verwurzeltes Mißtrauen, Normen, 
die derartige Äußerungen eher entmutigen und die Haft-
situation bilden hier schwer übersteiqbare Barrieren. 
Der Anspruch, ein derartiges Lernziel nicht nur mecha-
nisch und äußerlich zu "verwirklichen", sondern in Ein-
klang mit dem inneren Befinden zu ä-ußern, scheint hier 
besonders schwer zu verwirklichen. 

Abschließend sei __ noch gesagt, daß bestimmte Szenen (11, 12, 
16, 17, 24) ein Ubermaß an schwierigen Lernzielen beinhalten. 
Es ist sicher kein Zufall, daß von diesen Szenen drei (11, 12, 
16) in der publizierten Fassung fehlen und eine (17) nur 
modifiziert übernommen wurde. Diese Szenen wurden auch von den 
Therapeuten schlecht bewertet (BW bei 16, 17), ebenfalls von 
den Klienten (Kl, K4, K8, K9) und auch vom Einstufer eher 
negativ gesehen (Ausnahme WE bei Szene 111. 

Die prakti sehe Bedeutung dieser Befunde ist ohne weitere For-
schung unklar. Vorrangig müßte geklärt werden, worauf die 
Schwierigkeiten bei bestimmten Lernzielen und Lernzielbe-
reichen zurückgehen: 
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- Wenn vorausoesetzt werden kann, daß die schwierigen 
Lernziele nfrht in die Denk-, Affekt- und Beziehunos-
muster dissozialer Jugendlicher passen, heißt dies, daß 
die entsprechenden Lernziele unangemessen formuliert 
sind und daß sie den Denk- und Affektmustern meist aus 
der Unterschicht stammender dissozialer Jugendlicher 
besser angepaßt werden sollten? 



- Oder sollten die schwierigen Lernziele in ihrer jetzi-
gen Form beibehalten werden, da sie ein reales Defizit 
dissozialer Jugendlicher widerspiegeln und sollten nur 
die Schritte zu ihrer Verwirklichung gangbarer gemacht 
werden? 

In bezug 
grund der 

auf den forschungstheoret i sehen Rahmen 
Erfahrung~n dieses Kapitels folgende 

gegeben werden: 

können auf-
Empfehlungen 

- Reduktion der Lernziele auf wenige grundlectende Dimen-
sionen, wie ansatzweise schon in der Veröffentlichung 
von Pielmaier (1980); 

- Reduktion der Lernziele pro Szene auf höchstens drei 
Lernziele; 

- Analyse der Lernzieldimensionen in bezuo auf ihre eroeb-
nisdifferenzierende Funktion (Beispiel: Ist das Trai-
ning von 'Rücksichtnahme' effektiver als das Traininct 
von 'Adäquater Durchsetzung'? Bestehen Interaktionsef-
fekte mit dem Kliententypus?l; 

theoretische Analyse der Lernziele in bezug auf die 
Denk-, Affekt- und Beziehungsmuster dissozialer Jugend-
licher; 

- Abstimmung der Lernzieldimensionen auf Dimensionen der 
Prozeßerfahrung (Akzeptanz) und des Prozeßverhaltens 
(Sicherheit, Freundlichkeit oder andere) in einem über-
greifenden theoretischen Modell, aus dem empirisch prüf-
bare Hypothesen abgeleitet werden können. In diesem 
Modell müßten auch Behandlungskriterien einbezogen wer-
den, die eine real isti sehe Prognose des Programms er-
1 auben. 

6. Die Therapieabbrecher 

6.1 Einleitung 

Unter Therapieabbruch wird die einseitige Beendigung der Thera-
pie durch den Klienten verstanden, wobei in der Regel davon 
ausgegangen wird, daß die Gründe in der Wahrnehmung der Thera-
pie durch den Klienten liegen und nicht externer Natur (z.B. 
Umzugl sind und daß der Abbruch am Anfang der Therapie er-
folgt. Therapieabbruch kann auf ein Motivationsproblem ver-
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weisen (Klient ist grundsätzlich zu keiner Therapie bereit), 
ebenso auf ein Problem der Behandlungstechnolociie (Therapeut 
verhielt sich falsch) oder der Indikation (Zuweisunci des Klien-
ten zu falscher Therapie). Da inhaftierte Klienten oft nur 
gering 
Faktor 
standes 
jedoch 
werden. 

für eine Therapie motiviert sind, dürfte der erste 
eine Rolle spielen; angesichts des geringen Wissens-

über störungsspezifische Behandlungsverfahren müssen 
die beiden anderen Faktoren grundsätzlich mitbedacht 

Die in gesprächspsychotherapeutischen Vergleichsuntersuchungen 
berichteten Abbrecherquoten schwanken zwischen 15,6 % (N = 45; 
Teegen 1975) und 50 % (N = 26; Kühne 1973), wobei von Inter-
esse ist, daß es sich bei Kühne um straffällige Klienten han-
delt. Da es sich bei jugendlichen Untersuchungsgefangenen um 
großenteils gering motivierte Klienten handelt, würden wir 
eine höhere Abbrecherquote erwarten. 

Als Kriterium zur Bestimmung eines Abbruchs wählten wir das 
Beenden der Therapie durch den Klienten vor der 6. Sitzunci. 
Bei der Identifizierung der Abbrecher mußte berücksichtigt 
werden, daß im Projektzeitraum manche Klienten zwei- oder qar 
dreimal eingeliefert wurden und folcilich 2 bzw. 3 Therapien 
durchliefen. Die Abbruchquote mußte folglich auf die Zahl der 
Therapien bezogen werden und nicht auf die Zahl der Klienten. 
In einem zweiten Schritt wurden alle Klienten identifiziert, 
die eine Therapielänge zwischen l und 5 Sitzungen aufwiesen. 
Dies waren für GT N = 15, für VT N = 22 Klienten. In einem 
dritten Schritt mußten die "echten" Abbrecher unterschieden 
werden von den Klienten, die die Therapie aufgrund von Ver-
1 egung oder Entlassung beendeten. Als echte Abbrecher (und 
damit als Abbruchquote) ergaben sich· 
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- für Gesprächspsychotherapie N = 11 Klienten 
(11 von 60 = 18,3 %), 

- für Soziales Training N = 6 Klienten 
(6 von 70 = 8,6 %). 



Die Abbruchquote ist damit relativ gering. Möglicherweise kann 
dies dadurch erklärt werden, daß die Klienten aufgrund ihrer 
Inhaftierung wenig durch Außenreize abgelenkt waren und die 
Therapie wahrscheinlich eine wi 11 kommene Gelegenheit bot, der 
Langeweile zu entgehen. 

Es fällt auf, daß die Abbruchquote bei Gesprächspsychotherapie 
mehr als doppelt so groß ist als beim Sozialen Training. Dies 
kann auf Zufall beruhen; es kann jedoch auch Ausdruck der 
größeren Akzeptanz des Sozialen Trainings durch die Klienten 
sein (vgl. 3.21. 

Nach der Identifizierung der Abbrecher wurden die Prozeßwerte 
der Abbrecher verglichen mit den Prozeßwerten der übrigen 
Klienten (die im folgenden als "Beender" bezeichnet werden). 
Da die Prozeßwerte einem Verlauf unterliegen (vgl. 3.3 und 
4.1.2), wurden auch von den Beendern nur die Prozeßwerte der 
1. bis zur 5. Sitzung zum Vergleich herangezogen. 

6.2 Prozeßverhalten der Therapieabbrecher in der Gesprächs-
psychotherapie 

In bezug auf das Prozeßverhalten kann nur die Gesprächspsycho-
therapie dargestellt werden, da nur hier genügend Daten vor-
handen sind. Von den 6 VT-Abbrechern spielten 4 kein einziges 
Rollenspiel, so daß die Datenbasis für das Rollenspielverhal-
ten der VT-Abbrecher zu klein ist. Vermutet werden kann, daß 
manche VT-Klienten deshalb kein Rollenspiel spielten (und 
evtl. die Therapie abbrachen), weil das Rollenspiel der Klien-
ten auf Video aufgenommen und ihnen rückgemeldet wurde. So 
warnen Sarason und Ganzer (19731 aufgrund von empirischen 
Ergebnissen vor einer Video-Rückmeldung des Rollenspiels vor 
allem bei ängstlichen Klienten, da sich eine derartige Rück-
meldung auf den Therapieerfolg negativ auswirken kann. 

In bezug auf Selbstexploration wurden bei anderen Untersuchun-
gen widersprüchliche Ergebnisse bei dem Vergleich zwischen 
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Abbrechern und Beendern gefunden: Eine bei Abbrechern erhöhte 
Selbstexploration (Helm 1980, S. 167), eine bei Abbrechern 
erniedrigte Selbstexploration (Kühne 1973) und kein Unter-
schied in bezug auf Selbstexploration zwischen Abbrechern und 
Beendern (Feindt 1978). Oa die Untersuchung von Kühne sich auf 
Strafgefangene bezieht, würden wir bei unseren Abbrechern eine 
erniedrigte Selbstexploration erwarten. 

Im Ergebnis fanden wir 

- keinen Unterschied zwischen Abbrechern und Beendern bei 
der SET-Skala (Selbstexploration nach Truaxl; 

- einen Unterschied von 0,26 zugunsten der Beender bei 
der SEC-Skala (Selbstexploration nach Carkhuff); 

- keinen Unterschied zwischen Abbrechern und Beendern bei 
der Äußerungslänge (PROO). 

Da Kühne (1973) dieselben zwei Skalen (SET und SEC) verwendete 
wie wir und der Unterschied in ihrer Arbeit ebenfalls bei der 
SEC-Skala in derselben Richtung auftauchte, entspricht unser 
Ergebnis dem Ergebnis von Kühne in allen Einzelheiten. Der 
Unterschied wäre bei Normalverteilung der Variablen siqni-
fi kant gewesen, aufgrund nichtnormaler Verteilungen wurde je-
doch zur Prüfung des Unterschieds der Kolmoqorov-Smirnov-Test 
gewählt, der keinen signifikanten Unterschied erqab. 

In den übrigen Variablen ( Interaktion IA und Gesprächskate-
gorien INH) ergab sich eine Reihe von Unterschieden: 
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Abbrecher (= A) wandten sich öfter in ihren Äußerungen 
an den Therapeuten als Beender ( = B l (A = 70 %, 
B = 58,5 %; p = • 10); 

- Abbrecher sprachen weniger oft über institutionelle Ge-
gebenheiten der Anstalt (INHl) als Beender (A = 1,4 %, 
B = 6,6 %; p = .06); 

- Abbrecher sprachen sehr viel öfters über Personen außer-
halb der Anstalt (INH5) als Beender (A = 29,6 %, 
B = 10,9 %; p = .000); 

- Abbrecher sprachen noch weniger über die Zeit nach der 
Haftentlassung (INH6) als Beender (A = 0 %, B = 3,7 %; 
p=.08%). 



Aufgrund dieser Befunde kann die Vermutung geäußert werden, 
daß Abbrecher weniger in die Gruppe integriert waren: Sie 
wandten sich öfters an den Therapeuten und ihre Äußerungen 
betrafen weniger ihre unmittelbare (Haft-)Situation (insti-
tutionelle Gegebenheiten) als Personen außerhalb ihrer un-
mittelbaren Situation. Auch sprachen sie über die Zeit nach 
der Haftentlassung noch weniger als die Beender. 

6.3 Prozeßerfahrung der Therapieabbrecher in Gesprächspsycho-
therapie und Sozialem Training 

In 3 Arbeiten im Rahmen der Gesprächspsychotherapie wurden 
unterschiedliche Prozeßerfahrungen zwischen Abbrechern und Be-
endern geprüft, wobei ein ähnlicher Kl ientenbegleitbogen 
(Eckert 1974) verwendet wurde (Kühne 1973; Teegen 1975; Feindt 
1978). Ähnlich wie bei der Selbstexploration sind auch die 
Ergebnisse zur Prozeßerfahrung von Therapieabbrechern nicht 
einheitlich. Wenn bedeutsame Ergebnisse auftraten, so zwar im 
Sinne der Erwartung (negativere Prozeßerfahrung bei Therapieab-
brechern bei Teegen 1975), doch traten die Ergebnisse nicht 
zuverlässig auf. In bezug auf Straffällige fand Kühne (1973) 
keine Unterschiede in der Prozeßerfahrung zwischen Abbrechern 
und Beendern. Im Unterschied zu Kühne traten jedoch bei un-
seren Klienten Unterschiede in mehreren Items des Kl ientenbe-
gleitbogens auf. Da sich die Ergebnisse ähneln, fassen wir im 
folgenden die Resultate aus Gesprächspsychotherapie und So-
zialem Training zusammen: 

Abbrecher (Al waren im laufe der Therapiestunde weniger 
ruhig geworden (Kll als Beender (8) (GT: A 20,0 %, 
B = 43,6 %; p = .05; VT: A = 12,5 %, B = 51,0 %; 
p = • 01); 

Abbrecher beurteilten die Therapie als weniger hilf-
reich in der Haft (K3) als Beender (GT: A 11,5 %; 
B = 33,9 %; p = .05; VT: A = 12,5 %, B = 42,2 %; 
p = • 02); 

Abbrecher beurteilten die Therapie als weniger hilf-
reich für die Zeit nach der Haftentlassung (K4) als 
Beender (GT: A = 16,0 %, B = 35,7 %; p = .05; VT: 
A = 25,0 %, B = 49,4 %; p = .10); 
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- (nur Gesprächspsychotherapie: l Abbrecher beurteilten 
die Therapie als weniger sinnvoll (K8) als Beender (GT: 
A = 4·0, 7 % , B = 7 3, q % ; p = • 001 l . 

Sämtliche Differenzen zwischen Abbrechern und Beendern sind im 
Sinne der Erwartung, nämlich einer negativeren Prozeßerfahrung 
bei Abbrechern, verglichen mit den übrigen Klienten. Statisti-
sche Signifikanz erreichen jedoch die Differenzen nur bei den 
'Hilfe-Items' Kl, K3, K4 und (für GT) K8. Auffallend ist, daß 
kein Unterschied bei K9 (persönliches Prebl em l gefunden werden 
konnte: Abbrecher berichten genauso oft wie Beender das Behan-
deln eines persönlichen Problems. Ebenfalls auffällig ist, daß 
der Unterschied bei K8 (Stunde sinnvoll l nur bei der Gesprächs-
psychotherapie auftritt. Möglicherweise wurde unter "sinnvoll" 
etwas anderes verstanden im Rahmen der Gesprächspsychotherapie 
als im Rahmen des Sozialen Trainings. 

Insgesamt gesehen belegen die Ergebnisse, daß Faktoren, die 
zum Abbruch führen, mit einem Therapiebegleitbogen erfaßt wer-
den können und daß die Anwendung eines derartigen Klientenbe-
gleitbogens nicht auf die Gesprächspsychotherapie beschränkt 
zu b 1 ei ben braucht; Auch bei einer ganz anderen Therapieform 
wie dem Sozialen Training treten ähnliche Muster hervor. 

6.4 Begründungen für den Abbruch der Therapie 

Wenn ein Klient fehlte oder sonstige besondere Vorkommnisse 
geschahen, waren die Therapeuten gehalten, dies unter mög-
licher Angabe der Gründe im Therapeutenbegleitbogen zu vermer-
ken. Diesbezügliche Aufzeichnungen existieren über 13 Ab-
brecher. Die eher knapp gehaltenen Aufzeichnungen können in 
drei Kategorien eingeteilt werden: 
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a. Klient sieht keinen Sinn in der Therapie 

Meistens erklärten die Klienten unter dieser Katego-
rie, sie hätten "keine Lust". Dies wurde auch angege-
ben bei den häufigen Fällen, in denen die· Klienten die 
Therapie "schwänzten". Was sich hinter der Formel 



"keine Lust" verbirgt, ist nicht näher eruiert worden, 
insbesondere wäre es interessant gewesen, zu erfahren, 
ob bei den Abbrechern diskrepante Erwartungen hinsieht~ 
lieh der Therapie vorlagen (z.B. aktiverer Therapeut 
bei Gesprächspsychotherapie; vgl. Feindt 1978). 

b. Ungünstige Gruppenzusammensetzung 
Dies waren u. a. Fäl 1 e, wo starke Spannungen in der 
Gruppe herrschten und es evtl. zu Tätlichkeiten kam, 
wobei dann gewöhnlich der Schwächere die Therapie ab-
brach. 

c. Klient ist unwillig/unfähig, über sich zu sprechen 
Dies betrifft in 2 Fällen schwer äußerungsgehemmte 
Klienten in den gesprächspsychotherapeutischen Grup-
pen, die kaum ein Wort sagten und schließlich die 
Therapie abbrachen. 

Die erste Kategorie ("keine Lust") stellt möglicherweise ein 
Motivationsproblem dar, wobei unklar ist, ob die Motivation 
bei einer anderen Behandlungsform größer wäre. Die zweite 
Kategorie (Gruppenzusammensetzung) betrifft ein Interventions-
problem (wie können einzelne Klienten vor anderen a!lgressiven 
Klienten geschützt werden), während die dritte Kategorie ein 
Indikationsproblem darstellt: Es ist wohl zu bezweifeln, daß 
schwer äußerungsgehemmte Klienten von einer Gesprächspsycho-
therapie - insbesondere, wenn sie in Gruppenform stattfindet -
profitieren können. 

7. Klientenprozeßmerkmale und Persönlichkeitsmerkmale 

7.1 Einleitung 

In diesem Kapitel werden die Prozeßvariablen der Klienten auf 
ihre Vortestwerte bezogen, wobei die Vortestwerte - mit Ein-
schränkungen - als Persönlichkeitswerte der Klienten genommen 
werden. Eine derartige Verknüpfung hat mehrere Bedeutungen. 
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Eine sorgfältige theoriegeleitete Analyse kann einmal die Kon-
struktvalidität beider Kategorien näher aufklären und sowohl 
zur Persönlichkeitstheorie wie auch zur Behandlungstheorie bei-
tragen. Auf einer prakti sehen Ebene trägt eine derartige Ana-
lyse zur Indikationsforschung bei: Wenn bestimmte Prozeßmerk-
mal e sowohl mit dem Therapieergebnis wie auch mit Persönlich-
keitsmerkmalen systematisch verknüpft sind, so ist es denkbar, 
daß indirekt Persönlichkeitsmerkmale mit dem Therapieergebnis 
korreliert sind. Die Forschung über Klientenmerkmale und Thera-
pieergebnis wird von Garfield ( 1978) zusammengefaßt. In bezug 
auf Persönlichkeitsvariablen und Therapieerfolg ließen sich 
keine eindeutigen Ergebnisse sichern (" ... we shall have to 
maintain a flexible posture on this matter". Garfield 1978, 
S. 221). Über die Beziehung von Prozeßmerkmalen zu Persönlich-
keitsmerkmalen existiert m.W. keine zusammenfassende Übersicht. 

Folgende Testverfahren wurden zur Analyse der Beziehungen 
zwischen Vortestwerten und Prozeßwerten herangezogen (vgl. 
Kury 1986; s.a. Kury in diesem Band): 

- Freiburger Persönlichkeitsfragebogen FPI, sämtliche 12 
Skalen, 

- Gießener Fragebogen GF, sämtliche 12 Skalen, 
- Risikofragebogen RKVF, sämtliche 5 Skalen, 
- Q-Sort: Korrelation zwischen Selbstbild und Idealbild 

RQ. 

Die Beziehung zwischen Vortestwerten und Prozeßwerten wurde 
vor allem im Rahmen der gesprächspsychotherapeutischen Prozeß-
forschung untersucht (siehe Kühne 1973, S. 67ff.; Rudolph 
1975, S. 149ff.; Schwartz 1975, S. 79ff.l. Die Korrelationen 
waren im allgemeinen eher gering ausgeprägt; da aber eine 
derartige Analyse in der Regel theoretisch nicht vorbereitet 
und die Korrelationen post hoc berechnet wurden, können engere 
Zusammenhänge auch nicht erwartet werden. Auffällig ist, daß 
es keinerlei spezifische Hypothesen gibt über den Zusammenhang 
eines bestimmten Prozeßmerkmal s mit einem bestimmten Persön-
1 ichkeitsmerkmal; auch sind die Ergebnisse aus den genannten 
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Untersuchungen aufgrund verschiedener Variablen in der Regel 
nicht untereinander vergleichbar. 

7.2 Prozeßverhalten und Persönlichkeitsmerkmale in der Ge-
sprächspsychotherapie 

Zur Veranschaulichung werden in der folgenden Tabelle 5a die 
Korrelationen der Spitzenwerte (höchste Werte pro Therapie-
sitzung) von SET, SEC und PROD dargestellt. 

Tabelle 5a: Zusammenhänge zwischen Persönl ichkeitsvari ablen und 
Selbstexploration/Äußerungslänge 

Vari- FPI GF RKVF RQ 
able 2 5 8 M 1 4 6 PROT s F1 F2 

SETS -.30-t.24 -.39++ -.32+ 

SECS - .35+ .30+ -.27 -.25 -.27 
PRODS -.28+ .36++ -.41++ .32+ 

Erläuterungen: N = 41-48 Klienten, je nach Missing Data. Rang-
korrelationen nach Spearman, zweiseitige Fragestellung. Signi-
fikanzen: Ohne Kreuz p kleiner als .10; '+': p kleiner als 
.05; '++': p kleiner als .01. Es sind nur signifikante Koeffi-
zienten dargestellt. SETS, SECS, PRODS: Spitzenwerte pro Sit-
zung von SET, SEC, PROD. 

Die beiden Skalen der Selbstexploration sind verschieden auf 
die Vortestwerte bezogen: 

- SETS hängt mit einem eher schlechteren Befinden zusam-
men (FPI-M Maskulinität bezeichnet 1nhaltl1ch e1n posi-
t1ves Allgemeinbefinden). Die negativen Korrelationen 
zur finanziellen Risikobereitschaft (RKFl, RKF2l sind 
nicht so leicht zu erklären und wohl Zufallsprodukte. 
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SECS ist korreliert mit einer besseren seelischen Ver-
fassung zu Beginn der Therapie: Weniger aggressiv 
(FPI2, GFl, GF-PROT), weniger depressiv (GF4), gesel-
liger (FPI5) und zufriedener mit sich selbst (RQ). 

- PRODS weist ähnliche Beziehungen auf wie SECS; hinzu 
kommen: weniger gehemmt (FPI8, GF6l, sozial risikobe-
reiter (RKS). Dies scheint uns plausibel zu sein. 

Die Beziehungen sind nicht sehr stark, dennoch verblüffen die 
unterschiedlichen Zusammenhangsmuster der beiden Selbstex-
plorationsskalen. In einem zweiten Schritt wurden deshalb sämt-
liche Differenzen der Korrelationen der beiden Selbstex-
plorationsskalen mit den Vortestwerten berechnet und auf Signi-
fikanz geprüft. Dabei ergab sich, daß SETS in jedem Fall mit 
einer gestört-labileren, SECS mit einer stabileren und extra-
vertierteren Verfassung verknüpft ist. 

Sollte diese unterschiedliche Bezogenheit einen realen Sach-
verhalt decken, so ist zu fragen, wie dieser Unterschied zu-
stande kommt. Der definierende Begriff für die SET-Skala ist 
das 'spezifisch persönliche innere Erleben', für die SEC-Skala 
die 'persönlich bedeutsamen Inhalte'. Allgemein kann gesagt 
werden, daß der Begriff des 'persönlich bedeutsamen Inhalts' 
weiter gefaßt ist und sich auf Jugendliche aus der Unter-
schicht leichter beziehen läßt als der Begriff des 'spezifisch 
inneren Erlebnisses', der ein gewisses Ausmaß an Introversion 
und Introspektionsfähigkeit voraussetzt. 

Der Befund scheint darauf hinzudeuten, daß Selbstexploration 
im Sinne des 'spezifisch persönlichen inneren Erlebens' bei 
delinquenten Jugendlichen mit einer eher "neurotischen" Per-
sönlichkeitsstruktur verknüpft ist. Im Zusammenhang mit den 
Ergebnissen anderer Autoren (Kiesler 1971; Schwartz 1975) 
scheint es möglich, daß dieser Befund nicht nur auf delin-
quente Jugendliche anwendbar ist und daß Selbstexploration an 
sich die Äußerungsform einer erhöhten emotionalen Labilität 
ist. 

Versuchsweise wurden auch die therapeutbezogene Interaktion 
(IA-Th) und die Gesprächskategorien (INH) auf die Vortestwerte 
bezogen. Die Beziehungen stellten sich als sehr schwach heraus 
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(meist zwischen r = .20 bis .30) und wären wohl als zufällig 
zu bezeichnen, wenn nicht doch bestimmte i nhal tl i ehe Muster 
hervortreten würden, welche die Hypothese eines möglichen Zu-
sammenhangs nahelegen. Als Beispiel bringen wir im folgenden 
die höchsten Beziehungen der Vortestwerte zu INH4 Gesprächs-
thema Straftat: 

Skala rs p 
FPI7 .38 . 01 Reaktiv, aggressiv, dominant 

FP Il -.27 .07 psychosomatisch stabil 

GF2 .24 • 11 Rocker-Haltung, körperlich aggressiv 

FPI9 - . 21 . 16 eher verschlossen, unkritisch 
GF6 -.20 • 17 sozial nicht ängstlich, ungehemmt 
GF8 -.20 . 18 keine Störung in familiärer Beziehung 

Die Beziehungen sind schwach, aber weisen unverkennbar ein 
gewisses Muster auf: Bei Klienten, die vermehrt über Straf-
taten sprechen, sind eher aggressive und durchsetzungsbereite 
Persönlichkeitszüge betont, während ängstlich-labile und de-
pressiv-gehemmte Züge eher fehlen. 

Auf diese Weise wurden für die drei wichtigsten Inhaltskate-
gorien folgende mutmaßlichen Verhaltenstendenzen ermittelt: 

- INH3 Gesprächsthema Mitinsassen: 'Rückzug in die Grup-
.e.!': Eher ruhig und nachgiebig .. 

- INH4 Gesprächsthema Straftat: 'Durchsetzungsbereit-
schaft': Eher ungehemmt und aggressi v-ausag1 er end. 

INH5 Gesprächsthema Personen außerhalb: 'Rückzug in 
sich': Eher ängstlich, neurotisch-gestört, labil. · 

Das bedeutet: Klienten, die vermehrt über eines der obigen 
Gesprächsthemen sprachen, tendierten zu bestimmten Persönlich-
keitszügen. Es handelt sich hier jedoch mehr um Hypothesen als 
um gesicherte Befunde, doch scheint es sinnvoll zu sein, dem 
manifesten Gesprächsinhalt in Zukunft mehr Aufmerksamkeit zu-
kommen zu lassen. 
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Auf dieselbe Weise wurden für Klienten, die vermehrt mit dem 
Therapeuten ( anstatt mit anderen Gruppenmitgliedern) sprachen 
(IA-Th), folgende Merkmale ermittelt: 

- unzufriedener mit sich selbst, stärkere Diskrepanz 
zwischen Selbstbild und Idealbild; 

- wenig risikobereit, eher gehemmt und sozial ängstlich; 

- keine Scheu, mit Eltern speziell und Erwachsenen all-
gemein zu reden, eher positive Beziehung zu Normen und 
Autoritäten. 

Anscheinend sind Klienten, die vermehrt mit dem Therapeuten 
reden, neurotisch-gestörter als andere. Der Befund kann mög-
1 icherwei se in Beziehung gesetzt werden zu dem schon berichte-
ten Befund, daß Therapieabbrecher vermehrt mit dem Therapeuten 
reden (siehe 6.2). 

7.3 Prozeßverhalten und Persönlichkeitsmerkmale im Sozialen 
Training 

Die Beziehungen des Rollenspielverhaltens der Klienten zu Per-
sönlichkeitsmerkmalen sollen hier nur kurz dargestellt werden, 
da die Befunde nicht so aufschlußreich sind wie bei den 
Variablen der Gesprächspsychotherapie. 

Die Lernzielverwirklichung (VL) im Rollenspiel ist umso niedri-
ger, 

- je labiler, depressiver, mißtrauischer und neurotischer 
der Klient ist, 

- je aggressiver, protestverhafteter und sozial fehlan-
gepaßter der Klient ist. 

Die soziale Zuwendung (SK) und Lebhaftigkeit (Al haben kaum 
bedeutsame Beziehungen zu Vortestmerkmalen. 

Die Sicherheit des Auftretens (SA) und das Engagement beim 
Rollenspiel (ER) wiesen ganz ähnliche Beziehungen auf wie VL, 
so daß wir auf eine nähere Beschreibung verzichten. Eine 
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stärkere depressiv-neurotische oder aggressiv-protestierende 
Haltung in Vortestmerkmalen hing eher mit qeringer Sicherheit 
des Auftretens und niedrigem Beteiligtsein beim Rollenspiel 
zusammen. 

7 .4 Prozeßerfahrung und Persönlichkeitsmerkmale 

Bei der Behandlung der Prozeßerfahrung werden Gesprächspsycho-
therapie und Soziales Training zusammengefaßt, da sich die 
Ergebnisse in wesentlichen Punkten decken. Die allgemeine 
Fragestellung in diesem Zusammenhang lautet, ob die Beurtei-
lung von Therapie, Gruppe und Therapeut durch die Klienten mit 
Persönlichkeitsmerkmalen zusammenhängt, soweit diese in den 
Testverfahren erhoben wurden. An und für sich ist die Annahme 
eines Zusammenhangs plausibel. Eine Arbeit mit ähnlicher Frage-
stellung stammt von Rudol ph ( 1975); allerdings ist eine Ver-
gl ei chbarkei t aufgrund verschiedener Variablen kaum gegeben. 

Die 
(bis 

Zusammenhänge sind 
zu 18 % aufgeklärte 

zwar signifikant, aber eher niedrig 
Varianz). In der Tendenz läßt sich 

folgendes sagen: 

- Wer in erhöhtem Ausmaß die Therapie als hilfreich be-
schrieb, vor allem als hilfreich für das Leben nach der 
Haftentlassunq (K4), stellte sich in Vortestwerten als 
eher depressiv und neurotisch-gestärt dar. 

- Wer die Therapie in erhöhtem Ausmaß als sinnvoll be-
urteilte (K8), stellte sich in Vortestwerten als eher 
nicht gestärt und extravertiert dar. 

- Wer sich in der Therapie eher unbehaglich und abgelehnt 
fühlte (K2, K5, K6, K7), stellte sich in den Vortest-
werten als eher neurotisch-gestärt dar. 

- (Nur für Soziales Training:) Wer in erhöhtem Maße be-
kannte, daß persänl iche Probleme in der Therapie be-
handelt worden seien, stellte sich in den Vortestwerten 
als eher gestört dar. 
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8. Klientenprozeßvariablen und Therapieveränderungen in der 
Gesprächspsychotherapie 

8.1 Einleitung 

Die Kapitel 8 und 9 behandeln ein zentrales Ziel von Prozeß-
forschung: Die Ermi tt 1 ung ergebni sdifferenzi erender Variablen. 
In Kapitel I.2. 1 wurde im Zusammenhang mit dem sekundär-
analytischen Ansatz von Palmer (1978) der Begriff der ergeb-
ni sdifferenzi erenden Variablen (ED-Variablen l ei n9eführt. Auf 
Prozeßanalyse übertragen, lautet die übergreifende Frage-
stellung demnach: Welche Prozeßvariablen differenzieren in 
wel eher Weise in bezug auf ein wie auch immer erfaßtes Thera-
pieergebnis? 

Da diese Untersuchung auf einem Prä-Post-Design beruht und 
eine abschließende Katamnese nicht erfolgte, wurden als Indi-
katoren therapeutisch bedingter Veränderungen Testdifferenzen 
genommen. Die Testdifferenzen wurden faktorenanalytisch auf 
e1n1ge wenige Veränderungsdimensionen reduziert. Der Grundge-
danke besteht darin, ergebni sdi fferenzi erende Prozeßvari abl en 
auf Veränderungsdimensionen zu beziehen. In einem differen-
tiellen Ansatz, wie er hier vertreten wird, muß davon ausge-
gangen werden, daß verschiedene Therapieformen unterschied-
liche Veränderungsdimensionen "ansprechen", wobei diese Be-
ziehung sich vor allem bei den für die entsprechende Therapie-
form kennzeichnenden Prozeßvariablen zeigen muß. Die gesamte 
Veränderungsvarianz kann so aufgetei 1 t werden in einen Tei 1, 
der mit den wesentlichen Prozeßvariablen einer Therapie zusam-
menhängt, und einen Te.il, der keine Beziehung zu Prozeßvaria-
blen hat. Im Unterschied zu einem Kontrollgruppenverqleich 
kann so der "innere Mechanismus" einer Therapie näher aufqe-
klärt werden. 

In bezug auf den einzelnen Klienten kann ein derartiger Ansatz 
zu einem widersprüchlichen Bild führen; so ist es denkbar, daß 
sich ein Klient auf Veränderungsdimension A verschlechtert und 
auf B verbessert. In bezug auf ein Störungsbild ist anzu-
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nehmen, daß die Veränderungsdimensionen mit dem Störungsbild 
wechseln. Ob die Veränderungsdimensionen, die bei einer dis-
sozialen Störung erwünscht sind (z.B. Abnahme delinquenter 
Einstellungen, Zunahme beruflicher und sozialer Bindungsfähig-
keit) mit den Veränderungsdimensionen übereinstimmen, die eine 
bestimmte Therapieform theoretisch und/oder rea 1 bewirkt (z.B. 
Abnahme seelischer Inkongruenz bei der Gesprächspsychothera-
pie) ist zumindest eine offene Frage. Vom Begriff der Verände-
rungsdimension her 1 äßt sich auch die Indikationsproblematik 
neu formulieren: Eine bestimmte Therapieform ist dann für eine 
bestimmte psychische Störung indiziert, wenn die für die Thera-
pieform spezifischen Veränderungsdimensionen mit den in bezug 
auf das Störungsbild erwünschten Veränderungsdimensionen über-
einstimmen. 

8.2 Methodische Vorbereitungen 
In einem ersten Schritt wurden von den angewandten Testver-
fahren diejenigen Skalen ausgesucht, von denen erwartet werden 
konnte, daß sie eine therapeutisch induzierte Veränderung an-
zeigen können. 

- Von den 12 Skalen des Freiburger Persönlichkeitsinven-
tars (FPI) wurden 8 Skalen ausgewahlt, und zwar FPil 
TNervositätl, FPI2 (Aggressivität), FPI3 (Depressivi-
tät), FPI4 (Erregbarkeit), FPI7 (Dominanzstreben), 
FPI-E (Extraversion), FPI-N (Emotionale Labilität) und 
FPI-M (Maskulinität). Für die Auswahl war entscheidend, 
daß sich in diesen Skalen Unterschiede zeigten zwischen 
Straffälligen (Villmow-Feldkamp u. Kury 1983) bzw. 
jugendlichen Untersuchungsgefangenen (vgl. den Beitrag 
von Kury in diesem Band) und einer Normalstichprobe, 
wobei die Straffälligen (mit Ausnahme von FPI-Ml je-
weils höhere Werte hatten. 

- Von den Skalen des Gießener Frageborns wurden alle 12 
Skalen (zu den GF-Skalen siehe deneitrag von Kury in 
diesem Band; Kury 1986) übernommen, dies vor allem 
aufgrund der Spezifität der Skalen in bezug auf unsere 
Klientel. Die erwünschte Veränderungsrichtung ist bei 
allen GF-Skalen wohl in einer Abnahme des Skalenwerts 
zu sehen im Sinne einer Abnahme etwa von Einstellungen 
de5 Protests, sozialer Fehlanpassung, Mißtrauen und 
seelischer Desorientierung. 
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- Von den 5 Skalen des Risikofragebogens (RKVF) wurde nur 
die Skala Ethische Ris1kobere1tschaft (RK-El übernommen 
aufgrund ihrer inhaltlichen Bedeutsamkeit in bezug auf 
jugendliche Delinquente. Die Skala RK-E bezeichnet eher 
kleinere Delikte, jedoch mit dem Bestreben, sich nach 
außen hin eine "weiße Weste" zu bewahren. 

- Als letzte Variable schließlich wurde die Korrelation 
zwischen Selbstbild und Idealbild im Q-Sort (RQ) genom-
men. Da d1e Annaherung zw1schen Selbstb1ld und Ideal-
bild eine für die Gesprächspsychotherapie typische Ver-
änderungsdimension darstellt, und da viele Delinquente 
über ein eher negatives Selbstbild verfügen, schien die 
Einbeziehung von RQ sinnvoll. 

In die endgültige Verrechnung gehen somit 22 Testvariablen 
ein: 8 Skalen vom Freiburger Persönlichkeitsinventar, alle 12 
Skalen des Gießener Fragebogens, 1 Skala vom Risikofragebogen 
und schließlich die Korrelation zwischen Selbstbild und Ideal-
bild im Q-Sort. Die Zahl von ursprünglich 55 GT-Klienten 
reduzierte sich auf 26 Klienten, von denen sowohl Prozeßwerte 
wie auch Nachtestwerte vorhanden waren. Für diese 26 Klienten 
wurden für jede der oben genannten 22 Testvariablen Differenz-
werte (Nachtest minus Vortest) berechnet. In einer Prüfung auf 
Normalverteilung (Kolmogorov-Smirnov-Test) erwiesen sich die 
Testdifferenzwerte als normal verteilt. 

Auf die mit Testdifferenzwerten verbundene methodische Pro-
blematik kann hier nur hingewiesen werden. Das Problem der 
statistischen Regression bezeichnet die Richtungsdetermination 
des Fehlers bei extremen Ausgangswerten, wodurch bei Testdif-
ferenzwerten Therapieeffekte vorgetäuscht würden, die in Wirk-
lichkeit nur ein methodisches Artefakt darstellen. Allerdings 
ist zur Zeit noch nicht geklärt, ob statistische Regression 
überhaupt ein generelles Phänomen darstellt (Helm 1980, S. 186 
ff.). - Ein weiteres Problem betrifft die Meßfehlerbelastet-
heit von Differenzwerten aufgrund der Unreliabilität der Test-
verfahren. Der Meßfehler dürfte sich jedoch in einer Korre-
lationsstudie immer dahingehend auswirken, daß er eventuelle 
wahre zusammenhänge erniedrigt. Wenn also signifikante Korre-
1 ationen auftreten, so können sie nicht meßfehlerbedingt sein. 

Die 22 Testdifferenzwerte wurden faktorisiert (Hauptachsen-
analyse und 
zu gelangen. 

Varimax-Rotation), um 
Es wurden 7 Faktoren 

86 % der totalen Varianz aufklären. 
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Die hohe Varianzausschöp-



fung deutet auf einen hohen Grad an Interkorreliertheit in den 
Differenzwerten hin. Von den 7 Faktoren konnten fünf sinnvoll 
interpretiert werden, die restlichen zwei sind eher unstabil 
und werden nicht weiter berücksichtigt. Im folgenden werden 
die ersten 5 Veränderungsdimensionen kurz dargestellt (für 
eine vollständige Darstellung siehe Deutschbein 19861: 

Fl: Gewalttätige Durchsetzung und soziale Resignation 
(32,8 % der extrahierten Varianz) 

Veränderungen in 

GF2 
GF-STIG 
GF4 
GF7 

Rockerhaltung, körperlich-aggressiv 
Stigmatisierung, Mißtrauen 
Fatalistisch-soziale Entmutigung 
Hohe Empfindlichkeit, aggressiv 

Ladung 

.93 

.84 

.84 

.57 

Insgesamt kennzeichnen die Skalen eine aggressiv-gewalttätige 
Reaktionstendenz vor dem Hintergrund einer fatalistisch-resig-
nativen Haltung. 

F2: Delinquente Neigungen auf der Basis einer prostestierenden 
Einstellung 
(21,6 % der extrahierten Varianz) 

Veränderungen in 

GFl 
GF-SF 
GF3 
FPI-M 
GF-PROT 

Delinquenter pubertärer Protest 
Soziale Fehlanpassung 
Streben nach Selbständigkeit und Anerkennung 
Maskulinität (Lebhaftigkeit, Durchsetzung! 
Protest, Neigung zu delinquentem Verhalten 

Ladung 

.86 

. 81 

.79 

.70 

.64 

Im Unterschied zur resignierend-fatalistischen Grundstimmung 
des ersten Faktors sind hier Delinquenzneigungen bezeichnet, 
die auf einer protesthaft-gespannten Haltung gegenüber Autori-
tät und Umwelt beruhen. 

F3: Vereinsamung und Minderwertigkeit 
(14,7 % der extrahierten Varianz) 

Veränderung in Ladung 

GF8 ~törungen in der familiären Beziehung .86 
GF6 Angstlichkeit und Hemmung im sozialen Kontakt .84 
GF9 Harmonisierend-euphorische Abwehr -.65 
GF5 Zweifel an der eigenen Normalität .56 
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Auch dieser Faktor ist ziemlich klar zu interpretieren. Die 
Veränderungen beziehen sich hier auf ein apathisch-gehemmtes 
Verhalten auf der Grundlage von Vereinsamung, Minderwertigkeit 
und Selbstzweifel. 

F4: Emotionale Labilität 
(10,3 % der extrahierten Varianz) 

Veränderung in 

FPI-N Emotionale Labilität 
FPI3 Depressivität 
FPI4 Erregbarkeit 

Ladung 

.95 

.68 

.58 

Sehr eindeutig tritt hier das Syndrom der Emotionalen Labili-
tät mit seinen Teilkomponenten Depressivität und Erregbarkeit 
hervor. Durch die stärker betonte Erregbarkeit unterscheidet 
sich F4 vom vorigen Faktor F3, wo ebenfalls depressive Züge zu 
finden sind. 

F5: Extraversion und Aggressivität 
(8,5 % der extrahierten Varianz) 

Veränderung in 

FPI-E Extraversion 
FPI2 Spontane Aggressivität 
FPI4 Erregbarkeit 

Ladung 

.88 
• 73 
.43 

Die Skalen FPI-E und FPI2 sind rechnerisch voneinander abhän-
gig, deshalb verwundert es nicht, daß sie auf demselben Faktor 
laden. FPI2 unterscheidet sich von der im Gießener Fragebogen 
ausgedrückten Aggressivität (siehe Fl): Während im GF die 
Bereitschaft zur Gewaltanwendung im Vordergrund steht, bezeich-
net FPI2 eine eher indirekte und phantasierte Aggressivität. 

Von den Veränderungsfaktoren wurden für jeden Klienten Faktor-
werte berechnet. Im Anschluß daran wurden die Prozeßvariablen 
mit den Einzeldifferenzen und den Faktordifferenzen korre-
liert. Da die GT-Prozeßvariablen zum großen Teil nicht normal 
verteilt sind, wurden Rangkorrelationen gerechnet. Im folgen-
den werden vorran9ig die Korrelationen der Faktordifferenzen 
mit den Prozeßvariablen dargestellt; in Einzelfällen werden 
auch signifikante Korrelationen der Einzeldifferenzen herange-
zogen. 
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8.3 Die Beziehung des Prozeßverhaltens der Klienten zur Test-
veränderung 

8.3.1 Selbstexploration und Äußerungslänge 

Sel bstexpl orat i on gi 1 t als entscheidende ergebni sdifferenzi e-
rende Klientenprozeßvariable in der Gesprächspsychotherapie. 
Die Beziehung von Selbstexploration zu Veränderungswerten hat 
eine besonders große Bedeutung für die Indikation der Ge-
sprächspsychotherapie für Delinquente: Lassen sich bei der 
zentralen Prozeßvari abl en Selbstexploration keine Beziehungen 
zu Veränderungen finden, so dürfte die Anwendbarkeit der Ge-
sprächspsychotherapie bei Inhaftierten in Frage gestellt sein. 

Tabelle 6: Beziehung von Selbstexploration und Äußerungslänge 
zu den Therapieveränderungsfaktoren 

Fl 
SETS -.37 
SECS -.45+ 

PR0DS -.34 

Erläuterung: N = 18 Klienten, Rangkorrelationen. Es sind nur 
Koeffizienten ab p = .20 aufgenommen.'+': p = .10. 

In Tabel 1 e 6 wurden nur die Spitzenwerte pro Sitzung darge-
stellt, da bei ihnen die Beziehungen deutlicher hervortreten. 
Die Signifikanzgrenze wurde etwas weiter gefaßt (bis p = .20), 
da der Sinn dieser Untersuchung eher darin besteht, Hypothesen 
zu entwickeln als Hypothesen zu testen (siehe Labovitz 1968). 

Nur ein einziger Veränderungsfaktor wies nennenswerte Bezie-
hung zur Selbstexploration auf: Fl Gewalttätige Durchsetzung 
und soziale Resignation, und zwar im erwünschten Sinn einer 
Reduktion. Bei Klienten, bei denen die Selbstexploration etwas 
höher lag, reduzierten sich tendenziell gewalttätige und resig-
native Verhaltenstendenzen. Veränderungen in Protesthaltungen 
(F2), in Vereinsamung und Minderwertigkeit (F3), in Emotiona-
ler Labilität (F4) und in Aggressivität (FS) wiesen keine 
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Beziehungen zur Selbstexploration auf. In den Korrelationen 
der Einzeldifferenzen werden Ängstlichkeit und Hemmung (GF6) 
im Zusammenhang mit Selbstexploration sogar gesteigert, wäh-
rend die Zufriedenheit mit sich selbst (RQ) sinkt. 

Mit der negativen Korrelation von Selbstexploration zur Diffe-
renz von RQ wird ein Ergebnis aus der Literatur bestätigt. 
Truax u. Carkhuff (1965) fanden eine negative Korrelation 
zwischen Selbstexploration und dem Ausmaß konstruktiver Ände-
rungen, gemessen mit dem Q-Sort, bei straffälligen Jugend-
lichen. Dies bedeutet, daß mit etwas höherer Selbstexploration 
die Diskrepanz zwischen Selbstbild und Idealbild eher größer 
wird, ein Befund, der in Wid•erspruch steht zur Theorie der 
Gesprächspsychotherapie. 

Die Äußerungslänge (PR0D) weist dieselbe Beziehung auf wie die 
Sel bstexpl orat i on: Bei Klienten, die in eher langen Äußerungen 
redeten, reduzierten sich Gewaltbereitschaft und Resignation 
( F l ) • 

8.3.2 Interaktion und Gesprächsthema 

In der folgenden Tabelle 7 werden die Beziehungen von thera-
peutbezogener Interaktion (IA-Th) und Gesprächsthema (INH) dar-
gestellt. 

Tabelle 7: Beziehung von Gesprächsthema und Interaktion zu den 
Therapieveränderungsfaktoren 

Fl F2 F3 F5 

INHl _45+ -.68+++ 

INH2 -.63+++ 

INH3 .33 -.62+++ 

INH4 -.46+ .61+++ 

INH5 -.49++ 

INH6 - . 53++ 

IA-Th . 44++ 

Erläuterung: N = 18 Klienten. Es sind alle Koeffizienten ab 
p =. 20 aufgenommen. Rangkorrelationen nach Spearman. Signifi -
kanzen: '+': p = .10, '++': p = .05, '+++': p = .0l. 
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Beziehungen der Interaktion. Die therapeutbezogene Interaktion 
JA-Th korreliert mit einer einzigen Veränderungsdimension be-
deutsam: Bei Klienten, die in stärkerem Maß den Therapeuten 
als Ansprechpartner hatten, steigerten sich Vereinsamung und 
Minderwertigkeit (F3). Ebenso gilt die reziproke Aussage: Bei 
Klienten, die in stärkerem Maße andere Klienten als Gesprächs-
partner hatten, verminderte sich Vereinsamung und Minde~wertig-
keit (F3). Dies deutet darauf hin, daß eine positive Anderung 
in F3 vor allem in Zusammenhang mit anderen Klienten, nicht 
jedoch in Zusammenhang mit dem Therapeuten erzielt wurde. 
Erstaunlich ist, daß keine einzige positive Änderung mit JA-Th 
assoziiert ist. 

Beziehungen des Gesprächsinhalts. Der Gesprächsinhalt ist kaum 
untersucht worden, vermutlich weil ihm keine ergebnisdifferen-
zierende Bedeutung beigemessen wurde. Zunächst erstaunt in 
Tabelle 7 die Anzahl signifikanter Beziehungen, verglichen mit 
der Selbstexploration (s. Tab. 6). Dies widerspricht völlig 
der Erwartung, nach der der Gefühlsbezug (Selbstexploration) 
eine größere Beziehung zu Veränderungen haben müßte als der 
Gesprächsinhalt als "Oberflächenphänomen". Zumindest bei unse-
rer Stichprobe verhält es sich genau umgekehrt: In bezug auf 
(Test-)Veränderungen war es für die Klienten wesentlicher, 
über welches Thema sie sprachen als der hierbei verwirklichte 
Gefühls- und Selbstbezug. Wir bringen im folgenden die einzel-
nen Gesprächsthemen. 

- INHl Thema Institutionelle Gegebenheiten der Anstalt. 
Bei Klienten, die in verstärktem Ausmaß über das An-
staltsleben (Essensausgabe, Umschluß u. dergl.) rede-
ten, verminderten sich Vereinsamung und Minderwertig-
keit (F3). Da die Haftanstalt eine gemeinsame Erfahrung 
der Gesprächsgruppe ist, mutet es plausibel an, daß 
durch das Sprechen über die gemeinsame Situation eine 
soziale Stabi 1 i si erung erfolgte. Auf der anderen Seite 
steht das Gesprächsthema Anstalt im Zusammenhang mit 
einem Anstieg an Gewalttätigkeit und Resignation (Fl l; 
Haltungen von Mißtrauen, Stigmatisierung und Fatalismus 
verstärkten sieh. Möglicherweise wurde im Zusammenhang 
mit INHl zwar eine Stabilisierung des Ich durch sozia-
len Anschluß erreicht (F3l, aber um den Preis einer 
verstärkten sozialen Verhärtung, eines Gefühls des 
Außenseitertums und Fatalismus (Fl). 

- INH2 Thema Beamte. Das Thema hat eine positive Bezie-
hung zur Steigerung von Extraversion und Agoressi vität 
(FS). Da die Aufsichtsbeamten für die Jugendlichen in 
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der Regel Feindbilder darstellen, ist die Beziehung 
plausibel, jedoch nicht banal: Klienten, die viel über 
die Aufsichtsbeamten redeten, bauten demnach ihre Ag-
gressivität nicht ab, sondern steigerten sie noch. Vom 
therapeutischen Gesichtspunkt her stellt sich die 
Frage, ob die Annahme einer kathartischen Wirkung durch 
"Aussprechen" immer berechtigt ist. 

- INH3 Thema Insassen. In Kapitel 7.2 wurde die Hypothese 
aufgeste 11 t, daß Klienten, die viel über andere Mit-
insassen sprechen, eher ruhige und nachgiebige Per-
sönlichkeitszüge aufweisen. INH3 wurde vorwiegend mit 
anderen Klienten erörtert, wobei die Selbstexploration 
sehr niedrig war (Kap. 4.1.2). Das Veränderungsmuster 
ist ähnlich wie bei INHl: Reduktion von Vereinsamung 
und Minderwertigkeit (F3), Steigerung von Stigmatisie-
rung und Fatalismus (Fl), wobei die Veränderungen ähn-
1 ich interpretiert werden können als Zusammenschluß 
innerhalb der Gruppe, wobei die "Außenwelt" in erhöhtem 
Ausmaß als feindlich wahrgenommen wird. Hierzu paßt 
auch, daß im Zusammenhang mit INH3 in den Einzel-
differenzen reaktive Aggressivität, Vergeltungs- und 
Rachegefühle (FPI7) ansteigen. 

- INH4 Thema Straftaten. Das Thema Straftaten stellt in 
vielfacher Beziehung einen Gegensatz zum Thema Insassen 
dar. Der mit INH4 mutmaßlich verbundene Persönlichkeits-
zug wurde mit "Durchsetzungsbereitschaft" umschrieben 
(Kap. 7 .2). Das Thema wurde vorwiegend mit dem Thera-
peuten besprochen, wobei •die Selbstexploration etwas 
höher war (Kap. 4.1.2). Im Gegensatz zu INH3 werden 
Gewalttätigkeit und Resignation (Fl) im Zusammenhang 
mit INH4 reduziert, allerdings werden gleichzeitig de-
linquente Neigungen auf der Basis einer Protesthaltunq 
g es t e i g er t ( F 2 ) . I n s gesamt kann das Thema Straf tat vom 
therapeutischen Standpunkt aus nicht unbedingt 
empfohlen werden. Auf der positiven Seite wirkt es zwar 
Haltungen von Resignation, Mißtrauen und Stigmati-
sierung entgegen (Kausalität unterstellt) (Fll und redu-
ziert rigide autoritäre Einstellungen (in den Einzel-
differenzen: FPI7). Aber die eigentliche Delinquenz-
neigung wird davon kaum berührt (in den Einzeldifferen-
zen Steigerung von RKE), die protesthaft qespannte Ein-
stellung sogar noch gesteigert (F2). 
Es wurde bei der Einstufung von INH4 nicht unterschie-
den, ob der Klient über seine eigene Straftat, über die 
Straftat eines Mitinsassen oder über Straftaten allge-
mein sprach. Diese Unterscheidungen sind möglicherweise 
nicht bedeutungslos. Vor allem wäre es von Interesse, 
zu erfahren, ob die Beziehungen sich steigern oder 
vermindern, wenn nur die eigene Straftat des Klienten 
berücksichtigt wird. 



- INH5 Personen außerhalb der Anstalt. INH5 wurde hypo-
thetisch mit der Reaktionstendenz "Rückzug in sich" 
verknüpft (Kap. 7.2), mit einer Betonung von ängst-
lichen und neurotisch-labilen Zügen. Eine einzige Ver-
änderungsdimension, Vereinsamung und Minderwertigkeit 
(F3) wurde im Zusammenhang mit INH5 reduziert. Mög-
licherweise wird Vereinsamung und Minderwertigkeit bei 
labil-gehemmten Klienten reduziert, wenn sie sich 
über Personen außerhalb der Anstalt unterhalten, jedoch 
bedarf dies einer weiteren Bestätigung. 
Der Ausdruck "Personen außerhalb der Anstalt" umfaßte 
in der Regel entweder "Kumpel", die noch "draußen" 
waren oder die Eltern. Von Interesse wäre in einer 
weiteren Untersuchung die Erforschung der Elternthema-
tik, die bei vielen jugendlichen Untersuchungsgefange-
nen sehr affektbesetzt ist. Denkbar wäre es, daß hier 
sehr verschiedenartige Prägungen ihren Ausgangspunkt 
haben, von Vereinsamung und seelischer Heimatlosigkeit 
bis zur protesthaft gesteuerten Delinquenz. 

- INH6 Thema Zeit nach· der Haftentlassung. Bei Klienten, 
die vermehrt über ihre Zukunft nach der Haft sprachen, 
verringerten sich Gewalttätigkeit und Resignation (Fll. 
Da bei vielen Untersuchungsgefangenen der Zeitbezug auf 
die Hauptverhandlung eingeschränkt ist, erscheint es 
plausibel, daß diejenigen, die für sich eine "Zukunft" 
sehen, sich weniger fatalistisch und stigmatisiert 
fühlen. 

Die Inhaltskategorien weisen eine Reihe signifikanter Zusammen-
hänge mit den Veränderungsfaktoren auf. Diese Zusammen hänge 
sind bedeutsamer als die entsprechenden zusammenhänge der 
Selbstexploration. Dies ist ein überraschender Befund, der im 
Widerspruch steht zur gesprächspsychotherapeutischen Prozeß-
theorie, wurde doch als ergebnisdifferenzierende Variable 
immer das "Wie" der Äußerung, nie das "Was" gesehen. Unsere 
Befunde legen nahe, daß der reine Gesprächsinhalt bei jugend-
lichen Untersuchungsgefangenen mehr über Veränderungen aussagt 
als die Selbstexploration. 

Es wäre wünschenswert, diesen Befund theoretisch zu klären. 
Möglicherweise hängt er damit zusammen, daß "Gefühle" (Selbst-
exploration) und Gesprächsinhalte in den Denk-, Affekt- und 
Beziehungsmustern von Jugendlichen aus der Unterschicht andere 
Funktionen aufweisen als bei einem "Neurotiker" aus der Mittel-
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Schicht, etwa in dem Sinn, wie es Leky u. Mohr (1977) bezeich-
nen, wenn sie bei der Therapie dissozialer Klienten deren 
Gesprächsinhalte als "external verpackte emotionale Signale" 
(S. 124) behandelten. 

8.4 Die Beziehung der Klientenprozeßerfahrung zur 
Testveränderung 

Eine Zusammenfassung der Forschung über den Zusammenhang zwi-
schen Therapieprozeßerfahrung der Klienten und Therapieergeb-
nis findet sich bei Espe (1978, S. 26ff.). Im allgemeinen 
wurde das erwartete Ergebnis gefunden, daß positive Prozeß-
erfahrungen mit positiven Therapieveränderungen, negative Pro-
zeßerfahrungen mit negativen Therapieveränderungen zusammen-
hingen. Dieser Zusammenhang schien al 1 erdings nicht für Grup-
pen zu gelten (Espe 1978, S. 31). In der folgenden Tabelle 8 
sind die Beziehungen zwischen Prozeßerfahrung und Verände-
rungsfaktoren aus unserer Untersuchung dargestellt. 

Tabelle 8: Beziehung der Klientenprozeßerfahrung GT zu den 
Therapieveränderungsfaktoren 

F1 F2 F4 

K3 - Hilfe in der Haft -.38 
K4 - Hilfe nach der Haft .43+ 
K9 - Persönliches Pro- .40+ 

blem 

K2 - Unbehaglich gefühlt .41+ 
K5 - Von Gruppe abge- - . 56++ 

lehnt 
K6 - Psychologe ver- .32 

steht nicht 
K7 - schwer zu beteiligen .56+++ 

Erläuterung: N = 18 Klienten, Rangkorrelationen nach Spearman. 
Es sind nur Koeffizienten ab p = .20 dargestellt. Signifikan-
zen: '+': p = .10, '++': p = .05, '+++': p = .01. 
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Aufgrund der Interkorrelationen der K-Variablen (siehe 3.2) 
ergab sich eine Teilung der Items in zwei Gruppen: Die positiv 
formulierten therapiebezogenen Items Kl, K3, K4, K8, K9, und 
die negativ formulierten gruppenbezogenen Items K2, K5, K6 und 
K7. Die therapiebezogenen Items wiesen folgende Zusammenhänge 
auf: 

- Klienten mit einer gegenwartsbezogenen Hilfeerfahrung 
(K3) verbesserten sich ,n Emotionaler Labilität (F4); 
Aggressivität (FPI2) und Depressivität (FPI3) wurden 
reduziert. . 

- Klienten mit einer zukunftsbezogenen Hilfevermutung 
(K4) verschlechterten sich ,n Gewalttätigkeit und Re-
signation (Fll. 

- Im Zusammenhang mit beiden Items (K3 und K4l verbes-
serte sich die Zufriedenheit mit sich selbst (RQl. 

- Klienten, die in vermehrtem Ausmaß angaben, daß ein 
persönliches Problem von ihnen behandelt worden sei 
{K9), verbesserten sich in Gewalttätigkeit und Resig-
nation (Fl). 

Die Beziehungen stellen sich somit als differenzierter heraus 
als erwartet. Möglicherweise spielt der Zeitbezug eine größere 
Rolle. 

Die gruppenbezogenen Items wiesen folgende zusammenhänge auf: 

- Klienten, die sich eher unbehaglich fühlten (K2), vom 
Psychologen nicht verstanden (K6l und es schwer fanderi";"" 
sich an der Gruppe zu beteiligen (K7), verschlechterten 
sich in Gewalttätigkeit und Resignation (Fl). 

- Klienten, die sich in verstärktem Ausmaß von der Gruppe 
abgelehnt fühlten (K5), verbesserten sich ,n delinquen-
ten Neigungen auf der Basis einer protestierenden Ein-
stellung (F2). 

Auffällig ist die Beziehung von K5. Möglicherweise kann dies 
so gedeutet werden, daß delinquenzbezogene Protesthaltungen 
vor allem durch die Bezugsgruppe verstärkt und aufrechterhal -
ten werden und daß durch Isolation von der Bezugsgruppe diese 
Haltungen sich vermindern. 

8.5 Zusammenfassung 

Im folgenden werden die Befunde nochmals für jede einzelne 
Veränderungsdimension zusammengefaßt. 
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Tabelle 9: Ergebnisdifferenzierende Prozeßvariablen bei der ge-
sprächspsychotherapeut i sehen Gruppentherapie di sso-
zi al er Klienten 

Beziehung Fl F2 F3 F4 FS 
INHl, INH3 INH4 IA-Th I NH 2 

Erhöhung K4 
K2, K6, K7 

SETS, SECS KS INHl, INH3 K3 
Verminde- PRODS INHS 
ru ng INH4, INH6 IA-Kl 

K9 

Zur Erläuterung siehe die Angaben zu den Tabellen 6 bis 8. 

Fl Gewalttätige Durchsetzung und soziale Resignation 
In folgenden Fällen trat eine Verschlechterung in Fl auf: 

- Wenn sich die Klienten über die Haftanstalt und Mitin-
sassen unterhielten ( INHl, INH3); 

wenn die Klienten eine therapiebedingte Hilfe erst in 
der Zukunft sahen (K4); 

- wenn die Klienten sich unbehaglich (K2), vom Psycho-
logen nicht verstanden fühlten (K6) und es schwer fan-
den, sich am Gruppengeschehen zu beteiligen (K7). 

In folgenden Fällen trat eine Verbesserung in Fl auf: 

- wenn die Klienten sich gefühl shafter äußerten und 1 än-
ger sprachen (SETS, SECS, PRODS); 

- wenn die Klienten über Straftaten oder die Zeit nach 
der Haftentlassung sprachen (INH4, INH6); 

- wenn die Klienten meinten, daß ein persönliches Problem 
von ihnen behandelt worden sei (K9). 

Eine Verschlechterung in Fl trat auf, wenn die Aufmerksamkeit 
der Klienten stark auf ihre momentane Lage - Haft - qeri chtet 
war ( INHl, INH3). Eine Verbesserung 1n F1 trat auf, ·wenn die 
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Aufmerksamkeit der Klienten auf ihr persönliches Problem (K9) 
- oft Straftat ( INH4) - qerichtet war und sie darüber sich 
etwas gefühlsbetonter (SETS, SECS) freisprechen (PRODS) konn-
ten. Fl ist der einzige Veränderungsfaktor, bei dem eine ge-
wisse Nähe zum GT-Ansatz besteht. 

F2 Delinquente Neigungen auf der Basis einer protestierenden 
inste ung 

- Eine Verschlechterung in F2 trat auf, wenn sich die 
Klienten uber Straftaten (INH4) unterhielten; 

- eine Verbesserung in F2 trat auf, wenn sich die Klien-
ten von der Gruppe abgelehnt fühlten (KS). 

Eine Protesthaltung wurde demnach möglicherweise verstärkt, 
wenn die Aufmerksamkeit auf Straftaten gerichtet war. Problema-
tisch ist es, daß INH4 bei Fl auf der "positiven", bei F2 auf 
der "negativen" Seite steht. Auch von daher wäre es erwünscht, 
wie in Kapitel 8.4 bei INH4 angedeutet, das Thema Straftat 
weiter zu differenzieren und zu erforschen. 

F2 scheint ein relativ "therapieresistenter" Faktor zu sein. 
Es ist auch theoretisch schwer zu begründen, wie ein gesprächs-
psychotherapeutischer Ansatz Protesthaltungen reduzieren soll. 
Möglicherweise aber liefert K5 (von Gruppe abgelehnt) einen 
Hinweis, wenn wir die Beziehung F2-K5, wie weiter oben ausge-
führt, in einem sozialen Verstärkungszusammenhang interpre-
tieren. Die Protesthaltung eines Klienten, der von seiner 
Bezugsgruppe abgelehnt wiid, würde demnach eher "gelöscht" 
werden. 

F3 Vereinsamung und Minderwertigkeit 

- Eine Verschlechterunq in F3 trat auf, wenn die Klienten 
viel mit dem Therapeuten sprachen (IA-Thl. 

In folgenden Fällen trat eine Verbesserung in F3 auf: 

- Wenn sich die Klienten vor allem über Haftanstalt 
(INHl), Mitinsassen (INH3) und Personen außerhalb der 
Anstalt (INH5) unterhielten; 

- wenn sich die Klienten vor allem mit anderen Klienten 
(nicht mit dem Therapeuten) unterhielten (IA-Th). 

F3 scheint viel mit der Gruppenkohäsion, dem Zugehörigkeitsge-
fühl zu einer Bezugsgruppe, zu tun zu haben. F3 bezeichnet vor 
allem die Vereinsamung innerhalb der Bezugsgruppe, im Unter-
schied zu Fl, wo eher das Verhältnis zur sozialen Lage ange-
sprochen ist. Folglich finden wir INHl und INH3 bei F3 auf der 
"positiven", bei Fl auf der "negativen" Seite: Das Zusammenge-
hörigkeitsgefühl in der Gruppe wird gestärkt (F3 reduziert), 
gleichzeitig aber auch die Feindschaft und Abkapselung nach 
außen (Fl erhöht). F3 scheint wie F2 therapeutisch schwer 
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angehbar zu sein. Möglicherweise ist bei F3 die Grupeenko-
h äsi on die entscheidende ergebnisdifferenzierende Variable, 
ä"TTeraings mit der Gefahr, daß dadurch Gruppennormen verstärkt 
werden, die eher dissozialen Charakter haben. 

F4 Emotionale Labilität 

- Eine Verbesserung in F4 trat auf, wenn die Klienten 
meinten, daß die Therapie für die momentane Haftsitua-
tion hilfreich sei (K3l. 

Es gibt wenig Beziehungen zu F4, trotz der Tatsache, daß Ge-
sprächspsychotherapie gerade im Bereich der emotionalen La-
bilität ihre Effektivität unter Beweis qestellt hat. Die Be-
ziehung zu K3 läßt sich wahrscheinlich -folgendermaßen inter-
pretieren: Klienten, die sich stabiler fühlten, d.h. weniger 
depressiv und reizbar, empfanden die Therapie als hilfreich 
für das Leben in der Haft. 

FS Extraversion und Aggressivität 

- Eine Verschlechterung in FS trat bei Klienten ein, die 
sich viel über die Aufsichtsbeamten (INH2) unterhielten. 

Da die Aufsichtsbeamten beliebte Feindbilder für die Jugend-
1 ichen darstellen, ist die Beziehung einleuchtend. Leider 
konnte keine Variable gefunden werden, die mit einer Verbesse-
rung in FS zusammenhing. 

Insgesamt ergab die Analyse der Veränderungsvarianz in Zusam-
menhang mit den Prozeßvariablen keine großen Hinweise für eine 
spezifische Wirksamkeit der Gesprächspsychotherapie: 
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Die Selbstexploration war derartiq gering (siehe Ta-
belle 3), daß schon aus diesem Grund die Indiziertheit 
der Gesprächspsychotherapie für dissoziale Jugendliche 
in Frage gestellt ist. 

- Nur bei einem Veränderungsfaktor (Fl l erqab sich eine 
gewisse Nähe zum GT-Ansatz. Die übrigen Veränderungs-
faktoren Protest (F2), Vereinsamung und Minderwertig-
keit (F3l, Emotionale Labilität (F4l und Aggressivität 
(FS) konnten durch Gesprächspsychotherapie kaum beein-
flußt werden. 

- Eine Reihe von Prozeßvariablen, die nicht aus dem GT-
Konzept abgeleitet sind, erwiesen sich in ihrer ergeb-
ni sdifferenzierenden Fähigkeit als bedeutsamer als die 
Selbstexploration. Hier wären vor allem die verschie-
denen Gesprächsthemen zu nennen (Kap. 8.3). 



9. Klientenprozeßvariablen und Therapieveränderung im Sozia-
len Training 

9.1 Methodische Vorbereitungen 

In bezug auf den allgemeinen methodischen Ansatz und die Idee 
der differentiell~n Veränderung verweise ich auf Kapitel 8.1. 
Beabsichtigt war, bei der Analyse des Sozialen Trainings den-
selben Testvariablenkomplex zu nehmen wie bei der Gesprächs-
psychotherapie. Aufgrund der hohen Ausfallrate sank jedoch die 
Zahl der Klienten unter die Zahl der Variablen, so daß die 
Variablenzahl reduziert werden mußte. Von den ursprünglich 22 
Testvariablen wurden folgende Variablen von der weiteren Ana-
lyse eliminiert: FPI7 (Dominanzstreben), FPI-E (Extraversion}, 
FPI-M (Maskulinitätl, RQ (Zufriedenheit mit sich selbst). Da-
mit verbleiben für die Analyse 18 Testvariablen: FPil bis 
FPI4, FPI-N, alle 12 GF-Skalen, RK-E. Aufgrund der 11eringen 
Fallzahl kann der Faktorenanalyse allenfalls eine explorative 
Bedeutung beigemessen werden. 

Von den 18 Variablen wurden Testdifferenzwerte berechnet (Nach-
test minus Vortest}. In einer Prüfung auf Normalverteilung 
erwiesen sich die Testdifferenzwerte als normal verteilt. Die 
Testdifferenzwerte wurden faktori siert (Hauptachsenanalyse mit 
Varimax-Rotation}. Es wurden 6 Faktoren extrahiert, die insge-
samt 85 % der totalen Varianz aufklären. Von den 6 Faktoren 
konnten 4 sinnvoll interpretiert werden; die 2 letzten Fakto-
ren dürften geringere Bedeutung haben und sind auch teilweise 
als Einzelrestfaktoren zu bezeichnen. Im folgenden werden die 
ersten 4 Veränderungsfaktoren kurz dargestellt: 

Fl: Aggressiver Protest 
(37,8 % der extrahierten Varianz} 

Veränderung in 

GF9 
FPI4 
FPI2 
GFl 
GF-PROT 

Harmonisierend-euphorische Abwehr 
Erregbarkeit 
Aggressivität 
Delinquenter pubertärer Protest 
Protesthaltung 

Ladung 

-.83 
.67 
.65 
• 61 
.54 

473 



Markiervariable ist die Testdifferenz von GF9, einer Skala, 
die eine wirkl i ehe oder vermeintliche soz-i al e Überanpassung 
bezeichnet. Die hohe negative Ladung bezeichnet ein schlechtes 
soziales Selbstbild im Sinne einer Isolation und Abwendung von 
den Mitmenschen aufgrund einer aggressiven Protesthaitung 
(FPI2, GFl, GF-PR0T). 

F2: Neurotisch bedingte Delinquenz 
(20,9 % der extrahierten Varianz) 

Veränderungen in 

GF-SF 
FPil 
GF7 
GF5 
GF4 

Soziale Fehlanpassung 
Psychosomatische Labilität 
Empfindlichkeit gegenüber abwertenden 
Zweifel an der eigenen Normalität 
Fatalistisch-soziale Entmutiauna 

Urteilen 

Ladung 

.79 

.79 

.65 

.53 

. 53 

Eine Veränderung von Delinquenz ist bei diesem Faktor ver-
bunden mit einer Veränderung von vegetativer Labilität und 
Selbstzweifeln, dafür tritt die aggressive Protestnote zurück. 
Es ist ein Delinquenzveränderungsfaktor, bei dem weniger aus-
agiert wird und die innere Unsicherheit größer ist. 

F3: Emotionale Labilität 
(16,8 % der extrahierten Varianz) 

Veränderung in 

FPI3 Depressivität 
FPI-N Emotionale Labilität 

Ladung 

.90 

.89 

An dritter Stelle sch l ießl i eh kommt der "Neuroti zi smusfaktor" 
(vgl. F4 in Kap. 8.1), allerdings mit einer stärkeren Betonung 
der Depressivität auf Kosten der Erregbarkeit. Delinquenzbe-
zogene Einstellungen treten hier zurück. 

F4: Delinquenz aufgrund familiärer Defizite 
(10,7 % der extrahierten Varianz) 

Veränderung in 

RK-E Ethische Risikobereitschaft 
GF8 Störungen in der familiären Beziehung 
GF3 Streben nach Selbständigkeit und Anerkennung 

Ladung 

.85 

.70 

.58 

Die Benennung des Veränderungsfaktors impliziert eine Hypo-
these, die allenfalls Wahrscheinlichkeitscharakter hat. Und 
zwar bes c h r e i b e n G F 8 und G F 3 i n v e_r s chi e den er Akzent u i er u n g 
das Gefühl, zu kurz gekommen zu se, n, von den Eltern nicht 
verstanden zu werden und keine Anerkennung zu erfahren, wäh-
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rend die Markiervariable RK-E die Tendenz beinhaltet, sich 
etwas zu holen, sich Vorteile zu verschaffen auf Kosten allge-
meiner ethischer Prinzipien. Beides läßt sich zwanglos im 
Sinne einer Hypothese miteinander verbinden. 

Von den Veränderungsfaktoren wurden für jeden Klienten Fakt,or-
werte berechnet. Im Anschluß daran wurden die Prozeßvariablen 
des Sozialen Trainings mit den Einzeldifferenzen und den Fak-
tordifferenzen korreliert. Da die VT-Prozeßvariablen zum 
großen Teil nicht normal verteilt sind, wurden Rangkorre-
lationen berechnet. Im folgenden werden vorrangig die Korre-
lationen der Faktordifferenzen mit den Prozeßvariablen dar-
gestellt; in Einzelfällen werden auch signifikante Korrelatio-
nen der Einzeldifferenzen herangezogen. 

9.2 Die Beziehung des Rollenspielverhaltens zur Testveränderung 

Tabelle 10: Beziehung des Rollenspielverhaltens zu den Thera-
pieveränderungsfaktoren 

F3 F4 

VL - Verwirklichung d. Lernziele .40 
SK - Soziale Zuwendung -.36 
ER - Engagement d. Rollenspiels .45+ 

Erläuterung: N = 17 Klienten. Rangkorrelationen nach Spearman, 
zweiseitige Fragestellung. Es sind nur Koeffizienten ab p = .20 
dargestellt. Signifikanzen: '+': p = .10, '++': p = .05. 

Verwirklichung der Lernziele. Überraschenderweise ist eine 
hofiere Lernz1elverw1rkl1chung eher auf Verschlechterunqen in 
Testwerten bezogen: Die Delinquenzneigung aufgrund familiärer 
Defizite stieg bei höherer VL-Ausprägung eher an (F4l; eben-
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falls stieg in den Einzeldifferenzen der delinquente pubertäre 
Protest (GFl) an. Wenn also ein Klient die Szenen "qut" 
spielte, so war dies eher ein Hinweis auf eine Verschlechte-
rung (in Testwerten) als auf eine Verbesserung. 

Um einen näheren Hinweis zu erhalten, worauf diese paradoxe 
Beziehung zurückgeht, wurden Partialkorrelationen von VL mit 
Testdifferenzwerten qerechnet unter Konstanthaltunq der Vor-
testwerte. Es zeigte· sich, daß die Partialkorrelat-ionen VL zu 
Testdifferenz gegen Nul 1 gingen, wenn die Vortestwerte kon-
stant gehalten wurden. Dies weist darauf hin, daß in bezug auf 
eine Verschlechterung weniger die Lernzielverwirklichung an 
sich als die Ausgangsmerkmale des Klienten verantwortlich 
sind: Klienten, die "günstige" Vortestwerte haben, spielen die 
Rollenspiele "gut", verschlechtern sich aber im laufe der 
Therapie. 

Soziale Zuwendung. Im Gegensatz zur Lernzielverwirklichung ist 
SK einheitlich mit positiven Veränderungen korreliert. Bei 
Klienten, die ein sozial zugewandtes Verhalten zeigen, 

- reduzierte sich die Emotionale Labilität (F3) mit den 
Einzelkomponenten Depressivität (FPI3) und Erregbarkeit 
(FPI4), 

- wurden Rockerhaltung (GF2) und soziales Außenseitertum 
(GF-STIG) reduziert, 

- wurden Protesthaltungen (GF-PROT) reduziert. 

Von besonderem Interesse ist, daß auch Protesthaltungen im 
Zusammenhang mit freundlichem Verhalten reduziert wurden. Wie 
in 8.5 angedeutet, scheint Protest ein therapeutisch schwierig 
angehbares Verhalten darzustellen. 

Wie schon bei VL wurden auch bei SK Partialkorrelationen mit 
Testdifferenzwerten unter Konstanthaltung der Vortestwerte 
gerechnet. Im Unterschied zur Lernzielverwirklichung erwiesen 
sich die Vortestabhängigkeiten bei SK als gering. Die Zusammen-
hänge von SK mit der Testveränderung können demnach nicht auf 
die Ausgangsmerkmale der Klienten zurückgeführt werden. SK ist 
demnach als "echtes" Prozeßmerkmal zu betrachten, welches mög-
licherweise von größerer Bedeutung ist als die Lernzielverwirk-
lichung. 

Sicherheit des Auftretens und Lebhaftigkeit. Die Sicherheit 
des Auftretens {SAJ weist hinsichtlich der Testveränderung 
keine Beziehungen in den Faktorkorrelationen auf. In den Kor-
relationen mit den Einzeldifferenzen sind nur Verschlechterun-
gen mit SA korreliert: 
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- Das Gefühl, nicht beachtet, benachteiligt und seelisch 
"heimatlos" zu sein, nimmt zu (GF3, GF8), 



- das Streben nach Selbständigkeit und Anerkennung und 
protestierende Züge nehmen zu (GF3, GF-PROT), 

- die Zufriedenheit mit sich selbst nimmt ab (RQ). 

Ähnlich wie bei VL scheint SA vor allem ein Indikator für 
Verschlechterungen zu sein. Bedenklich stimmt von daher die 
positive Korrelation mit Erfolgseinschätzungen (WE, BW) von Ein-
stufer und Therapeut, was darauf hinweist, daß die Sicherheit 
im Auftreten als Indikator für Therapieerfolg genommen wurde, 
während in Wirklichkeit eher das Gegenteil zutrifft. 

Die Variable A (Ausdruck i.S.v. Lebhaftigkeit) weist weniq 
Beziehungen auf, und soweit sie bestehen, ·sind sie deckun\'.IS:_ 
gleich mit SA, so daß sich eine nähere Besprechung erübrigt. 

Engagement des Rollenspiels. In bezug auf die mit ER korre-
lierte Testveränderung ergibt sich ein gemischtes Bild: 

- Ähnlich wie bei VL wurde die Delinquenz aufgrund fami-
liärer Defizite eher gesteigert (F4), 

- ähnlich wie bei SK wurden Stigmatisierung und soziales 
Außenseitertum eher reduziert (GF-STIG). 

Entgegen der Vermutung waren demnach mit ER nicht nur positive 
Veränderungen korreliert. Darin scheint sich auszuprägen, daß 
ER sowohl mit den negativ bezogenen V ari abl en VL und SA als 
auch mit der positiv bezogenen Variable SK korreliert. 

Die Beziehung der Rollenspielvariablen zur Zusammenfassung. 
Testveränderung 
erster Stelle 

erbrachte einige unerwartete Ergebnisse. 
steht, daß die Lernzielverwirklichung (VL), an 
als ergebnisdifferenzierendes Prozeßmerkmal 

An 

und für sich im 
positiven Sinn konzipiert, bei stärkerer Ausprägung eher eine 
Verschlechterung der Klienten anzeigt. Ein "gutes" Rollenspiel-
verhalten im Sinne der Lernziele zeigt demnach keinen Therapie-
erfolg an. Einziges Prozeßmerkmal, welches durchgängig mit 
Verbesserungen korreliert ist, stellt die soziale Zuwendung 
(Freundlichkeit, SK) dar. Ein sicheres Auftreten der Klienten 
(SA) zeigt eher eine Verschlechterung als eine Verbesserung 
an, während das Engagement des Klienten beim Rollenspiel (ER) 
sowohl mit Verschlechterungen als auch mit Verbesserungen kor-
reliert ist. 
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9.3 Die Beziehung der Rollenspielbewertung zur Testveränderung 
Jedes Rollenspiel eines Klienten wurde zweifach bewertet: 

- Der Therapeut bewertete jedes Rollenspiel eines Klien-
ten nach der Sitzung "im Sinne der Lernziele" auf einer 
fünfstufigen Skala von "sehr gut" bis "sehr schlecht" 
(siehe Anhang A3; BW); 

- Der Einstufer bewertete jedes Rollenspiel danach, ob 
auf Grund der gezeigten Leistung im Rollenspiel ein 
Therapieerfolg eher wahrscheinlich oder eher unwahr-
scheinlich schien (WE; siehe II. 1.3). 

Tabelle 11: Beziehung der Bewertung des Rollenspielverhaltens 
zu den Testveränderungsfaktoren 

Fl F2 F4 
BW • 51 ++ . so++ 
WE .36 

Erläuterung: N = 16-17 Klienten. Rangkorrelationen nach Spear-
man, zweiseitige Fragestellung. Es sind nur Koeffizienten ab 
p = .20 dargestellt. Sictnifikanzen: '++': p = .05. BW ist im 
Sinne von positiver Bewertung umgepolt worden. 

Bewertung des Rollenspiels durch den Therapeuten BW. In bezug 
auf Testveränderungen würde erwartet werden, daß d,e positive 
Beurteilung des Rollenspiels durch den Therapeuten mit Ver-
besserungen korreliert ist. Jedoch korreliert BW, wie unter SA 
in 9.2 ausgeführt, mit Variablen, die eher eine Verschlech-
terung anzeigen. Tatsächl ich ist die positive Beurteilung des 
Therapeuten durchgehend mit Verschlechterungen des Klienten 
korreliert: 

- Klienten, die vom Therapeuten in bezug auf ihr Rollen-
spiel positiv beurteilt wurden, verschlechterten sich 
im Veränderungsfaktor Aggressiver Protest (Fl, GFl, 
GF9, GF-PROT), 

- Klienten, die vom Therapeuten in bezug auf ihr Rollen-
spiel positiv beurteilt wurden, verschlechterten sich 
im Veränderungsfaktor Neurotisch bedingte Delinquenz 
(F2): Sie wurden fatalistisch-entmutigter (GF4), zwei-
felten mehr an sich selbst (GFS), wurden empfindlicher 
aecienüber abwertenden Urteilen (GF71 und sozial fehl-
ängepaßter (GF-SF). 

Was die Höhe der Korrelationen betrifft, so finden sich hier 
die höchsten Korrelationen (bis zur = .81 bei der Korrela-
tion BW zu GF-SFl. Dies besagt: Jes besser das Rollenspiel 
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eines Klienten vom Therapeuten beurteilt wurde, 
verschlechterte sich der Klient auf verschiedenen 
sozialen Fehlanpassung. Die positive Beurteilung 
Therapeuten war somit der sicherste Indikator für 
erfolg der Therapie, soweit das Therapieergebnis in 
erfaßt wurde. 

desto mehr 
Skalen der 
durch den 

einen Miß-
Testwerten 

Wie schon bei VL und SK wurden auch bei BW Partialkorrelatio-
nen mit Testdifferenzwerten unter Konstanthaltung der Vortest-
werte berechnet. Zur Berechnung wurden dieselben Skalen genom-
men, mit deren Testdifferenzen BW signifikante Beziehungen 
aufwies. Das Ergebnis war zwiespältig: In manchen Skalen be-
standen Vortestabhängigkeiten von BW, in anderen nicht. Die 
Beurteilung der Therapeuten hat demnach nicht nur Ausgangsmerk-
male der Klienten erfaßt, sondern eventuell auch Faktoren, die 
im Rollenspiel selbst lagen und mit Verschlechterungen korre-
liert sind. Ein solcher Faktor könnte die Sicherheit des 
Auftretens (SA) sein, doch müßte dies in einer weiteren Unter-
suchung geprüft werden. 

Bewertun durch den Einstufer WE. Die Bezie-
ungen von zum o ensp, e ver a ten g e, c en enen von BW 

mit einem Unterschied: WE ist zusätzlich mit SK (Soziale 
Zuwendung) korreliert. Da wie ausgeführt SK Beziehungen zur 
positiven Therapieveränderung aufweist, würden wir erwarten, 
daß WE nicht in dem Ausmaß mit negativen Therapieveränderungen 
korreliert ist wie BW. 

Mit BW hat WE gemeinsam, daß es eher auf Verschlechterungen 
als auf Verbesserungen bezogen ist. Die zusammenhänge sind 
allerdings geringfügiger. Klienten, die vom Einstufer als eher 
erfolgreich eingeschätzt wurden, tendierten dazu, sich auf dem 
Veränderungsfaktor Delinquenz aufgrund familiärer Defizite 
(F4l zu verschlechtern. Vor allem das Streben nach Anerkennung 
und autonomer Durchsetzung (GF3l wurde gesteigert. · 

9.4 Die Beziehung der Klientenprozeßerfahrung zur Testverän-
derung 

Die Beziehung zwischen Prozeßerfahrung und Testveränderung ist 
vor allem im Bereich der Gesprächspsychotherapie untersucht 
worden; in bezug auf ein Soziales Training liegen keine ent-
sprechenden Erfahrungen vor. Nach den bei den GT-Gruppen er-
haltenen Befunden (Kap. 8.4) kann allerdings vermutet werden, 
daß auch im Bereich des Sozialen Trainings die Ergebnisse 
nicht so eindeutig sein werden, wie man es von der Konzeption 
des Klientenbegleitbogens her erwarten würde. 
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Tabelle 12: Beziehung der Klientenprozeßerfahrung VT zu den 
Therapieveränderungsfaktoren 

F2 F4 

K3 - Hilfe in der Haft 
K8 - Stunde sinnvoll .44+ -.46+ 
K9 - Persönliches Problem .45+ 

K2 - Unbehaglich gefühlt .43+ 
K6 - Psychologe versteht .34 

nicht 

Erläuterung: N = 18 Klienten. Rangkorrelationen nach Spearman, 
zweiseitige Fragestellung. Nur Koeffizienten ab p = .20. Signi-
fikanzen: '+': p = .10. 

Kl, K3 und K4: Beruhigun und Hilfe durch Thera ie: Kl, K3 und 
a en eine e eutsamen ezie ungen zu a torwerten. In 

den Einzeldifferenzen waren die drei Items mit Verbesserungen 
korreliert { Kl ruhiger geworden: Verminderung von GF2 Rocker-
haltung; K3 Hilfe in der Haft: Steigerung von RQ Zufriedenheit 
mit sich selbst; K4 Hilfe nach der Haft: Verminderung von 
{GF3} Streben nach Anerkennung und GF-STIG Stigmatisierung}. 

K8 Stunde sinnvoll. K8 ist positiv und negativ auf Therapiever-
änderungen bezogen: 

- Bei Klienten, 
voll fanden, 
an {F2l; 

die in erhöhtem Ausmaß die Stunde sinn-
stieg die neurotisch bedingte Delinquenz 

- es verminderte sich gleichzeitig die Delinquenz auf-
qrund familiärer Defizite {F4}. Vor allem die Störunqen 
in der familiären Beziehung {GF8} nahmen ab; · 

- gleichfalls verminderten sich Stigmatisierung, Miß-
trauen und soziales Außenseitertum {GF-STIGl. 

Wenn wir K8 als Indikator für Therapieakzeptanz nehmen, so 
scheinen die Eroebni sse zu besagen, daß die Akzeptanz einer 
Therapie nicht gleichbedeutend ist mit Verbesserung in der 
Therapie. 
K9 Persönliches Problem. Die mit K9 korrelierten Veränderungen 
sind eher negativer Art: 
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- Steigerung von neurotisch bedingter 
vor allem von fatalistisch-sozialer 
und sozialer Fehlanpassung (GF-SF); 

- Abnahme von Depressivität (FPI3). 

Delinquenz 
Entmutigung 

( f 2 l, 
(GF4l 

Im Unterschied dazu waren bei den GT-Gruppen mit K9 eher 
Verbesserungen korreliert (siehe 8.4). Es ist im Rahmen dieser 
Arbeit nicht zu klären, worauf dieser Unterschied zurückgeht. 
Möglicherweise hängt er damit zusammen, daß der Ausdruck "per-
sönliches Problem" im Rahmen einer Gesprächspsychotherapie 
eine andere Bedeutung hat als im Rahmen eines Sozialen Trai-
nings. 

Die Negativ-ltems K2, K5, K6 und K7. Bei Klienten, die sich in 
verstärktem Maße unbehaglich (KZ), von der Gruppe abgelehnt 
(K5) und vom Psychologen unverstanden fühlten (K6) und es 
schwer fanden, sich am Gruppengeschehen zu beteiligen (K7), 
traten folgende Veränderungen auf: 

- Steigerung von Delinquenz aufgrund familiärer Defizite 
(F4, für K2 und K6); 

- Steigerung von Vergeltungsdenken und Dominanzstreben 
(FPI7, für K5, K6 und K7); 

- Steigerung von Resignation (GF6, GF-STIG, für K2); 
- Steigerung von Lebhaftigkeit, Robustheit, Durchsetzung, 

Verminderung von Nervosität (FPI-M, FPil, für K6l. 

Die Beziehungen erklären sich zum großen Teil selbst. Die 
letzte Beziehung läßt sieh möglicherweise so erklären: Wer 
sich vom Psychologen nicht verstanden fühlte, fand eine gewis-
se Stabilisierung (FPill wahrscheinlich in der Identifizierung 
mit subkulturellen Gruppennormen (FPI7). 

9.5 Zusammenfassung 
Wie in Kapitel 8.5 für die Gesprächspsychotherapie werden auch 
hier die Befunde noch einmal für jede Veränderungsdimension 
zusammengefaßt. 

Tabelle 13: Ergebnisdifferenzierende Prozeßvariablen beim So-
zialen Training dissozialer Klienten 

Beziehung Fl F2 F3 F4 
BW BW VL, ER 

Erhöhung KB, K9 WE 
K2, K6 

Vermin- SK K8 
derung 

Erläuterung: Siehe die Angaben zu den Tabellen 10, 11 und 12. 
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Beim Vergleich mit der entsprechenden Zusammenstellung im 
GT-Kapitel (Tabelle 9) fällt auf, daß beim sozialen Training 
sehr viel weniger Variablen gefunden werden konnten, die als 
ergebnisdifferenzierend zu bezeichnen wären. 

Fl Aggressiver Protest 

- Eine Verschlechterung in Fl trat bei denjenigen Kl ien-
ten auf, deren Rollenspiel vom Therapeuten hinsichtlich 
der Lernziele gut bewertet wurde (BW). 

In bezug auf den entsprechenden Veränderungsfaktor bei den 
GT-Gruppen (Kap. 8.5, F2) wurde schon bemerkt, daß "Protest" 
ein therapeutisch möglicherweise schwieriger Faktor ist. Dies 
scheint sich beim Sozialen Training zu bestätigen. Eine Ver-
schlechterung ist, wie schon ausgeführt, mit der positiven 
Bewertung des Therapeuten (BW) korreliert. Da BW mit der Lern-
zielverwiiklichung (VL) und der Sicherheit des Auftretens (SA) 
korreliert ist, wundert es nicht, daß auch VL und SA mit 
Verschlechterungen assoziiert sind, allerdings auf der Ebene 
der Einzeldifferenzen (Erhöhung von Protestneigungen: GFl, 
GF-PROT). 

Eine Variable, die mit Verminderungen von Protestneigungen kor-
reliert, ist auf der Faktorebene nicht aufzufinden. Auf der 
Ebene der Einzeldifferenzen wäre hier die soziale Zuwendung 
( SK l zu nennen (Verminderung von Protest und Erregbarkeit: 
GF-PROT, FP 14). 

F2 Neurotisch bedingte Delinquenz 
In folgenden Fällen trat eine Verschlechterung in F2 auf: 

- wenn die Klienten in bezug auf ihr Rollenspiel vom 
Therapeuten gut bewertet wurden (BW); 

- wenn die Klienten in erhöhtem Ausmaß meinten, daß die 
Therapie sinnvoll sei (K8) und daß ein persönliches 
Problem von ihnen behandelt worden sei (K9l. 

Die Einzeldifferenzen bestätigten vor allem die Rollen von BW 
und K9. Ein persönliches Problem behandeln und vom Therapeuten 
positiv bewertet zu werden, sind demnach negative Indikatoren. 
Eine Vortestabhängigkeit von BW konnte teilweise plausibel 
gemacht werden, jedoch mußte die Frage letzten Endes offen 
gelassen werden. Eine Variable, die mit einer Verminderung von 
F2 korreliert, konnte nicht gefunden werden. · 

F3 Emotionale Labilität 
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Eine Verbesserung in F3 trat auf, wenn sich die Klien-
ten im Rollenspiel sozial zugewandt und freundlich ver-
hielten ( SK). 



In den Einzeldifferenzen ist außer SK nur noch K9 (persön-
1 iches Problem) zu nennen. Daß das Äußern von persönlichen 
Problemen Emotionale Labilität reduziert, ist aus der For-
schung zur Gesprächspsychotherapie bekannt. Es gibt keine Va-
riablen, die auf der Faktorebene mit Verschlechterunqen von F3 
korreliert sind. Bei den Einzeldifferenzen wäre K7 (schwer zu 
beteiligen) zu nennen: Bei Klienten, die es schwer fanden, 
sich am Gruppengeschehen zu beteiligen, stieg die Emotionale 
Labilität (FPI-N) an. K7 kann man als Gegenpol zu K9 sehen: 
Wer sieh nicht einbringen konnte, konnte auch nichts von sieh 
persönlich berichten. 

F4 Delinquenz aufgrund familiärer Defizite 
In folgenden Fällen trat eine Verschlechterung in F4 auf: 

- Wenn die Klienten im Rollenspiel engagiert spielten und 
die Lernziele gut verwirklichten (ER, VLl; 

- wenn die Klienten vom neutralen Einstufer als erfolg-
reich beurteilt wurden (WE); 

- wenn die Klienten sich unbehaglich (K2l und vom Psycho-
logen unverstanden fUhlten (K~l. 

Eine Verbesserung in F4 trat auf, wenn die Klienten die Thera-
pie als sinnvoll empfanden. 

ER (Engagement) und VL (Lernzielverwirklichung) sowie positive 
Beurteilung des Rollenspiels durch den Einstufer (WE) sind 
Indikatoren für Verschlechterungen in F4, d.h. vor allem in 
Gefühlen des Verlassen- und Benachteiligtseins (GF3, GFB). 
Wenn diese Gefühle sich jedoch verminderten, wurde die Thera-
pie von den Klienten als sinnvoll empfunden (KB). 

Insgesamt erbrachte die Analyse der Prozeßvariablen des Rollen-
spiels im Zusammenhang mit der Veränderungsvarianz folgen de 
Befunde: 

- Klienten, die die Lernziele in höherem Ausmaß verwirk-
lichten, verschlechterten sich eher in Testwerten. Eben-
falls verschlechterten sich Klienten, die besonders 
sicher auftraten. In bezug auf die Lernzielverwirk-
TTcliung besteht wahrscheinlich eine Vortestabhängig-
keit: Wenn die Vortestwerte konstantgehalten wurden, 
war keine Beziehung von VL zu Testdifferenzwerten nach-
weisbar. 

- Klienten, die sich im Rollenspiel freundlich und zuge-
wandt verhielten, verbesserten sich eher in Testwerten. 
ITiie Vortestabhängigkeit konnte bei SK nicht nachqe-
wiesen werden. 

- Beim Engagement des Rollenspiels (ER) waren die Ergeb-
nisse zwiespaltig: Ein hoheres Ausmaß von ER war sowohl 
mit Verschlechterungen als auch mit Verbesserungen auf 
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verschiedenen Testskalen korreliert. 
drückt sieh darin aus, daß ER sowohl 
(SA) als auch mit sozialer Zuwendung 
ist. 

MöQlicherweise 
mit Sicherheit 

(SK) korreliert 

- Da die positive Bewertung des Rollenspiels durch die 
Therapeuten IBW) sich vor allem auf Sicherheit und 
Lernzielverwirklichung bezog, diese aber eher mit Ver-
schlechterungen korreliert waren, trat hier der para-
doxe Befund auf: Je positiver ein Klient in bezug auf 
sein Rollenspiel vom Therapeuten beurteilt wurde, desto 
mehr verschlechterte sich dieser auf verschiedenen Di-
mensionen. Eine Vortestabhängigkeit konnte hier nur 
teilweise nachgewiesen werden. 

Als wesentlichste ergebnisdifferenzierende Variable im Sinne 
von konstruktiver Persönlichkeitsveränderung stellte sich dem-
nach nicht die Lernzielverwirklichung heraus, sondern der Grad 
an freundlicher Zuwendung, den die Klienten untereinander ver-
wirklichten. 

10. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

10.l Indikationsbezogene Schlußfolgerungen zur Gesprächspsycho-
therapie 

Unsere Ergebnisse lassen vom prozeßanalytischen Standpunkt aus 
die Folgerung einer bedingten Indiziertheit von Gesprächs-
psychotherapie für jugendliche Dissoziale zu. Legt man einen 
strengeren Maßstab an, so läßt sich die Indiziertheit auch 
verneinen. Unsere Skepsis gründet sich auf folgende Befunde: 
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- Die geringe Akzeptanz der Gesprächspsychotherapie, die 
sich z.B. darin ausdrückt, daß sie nur in ca. 23 % der 
Sitzungen für hilfreich gehalten wurde. Hinzu kommt, 
daß die Hilfe-Erfahrung im Verlauf der Therapie immer 
weiter absank (3.2, 3.3); 

- die niedrige Selbstexploration, wahrscheinlich soziali-
sations- bzw. schichtbedingt, die im Durchschnitt über-
haupt nicht den Schwellenwert erreichte, ab dem von der 
Prozeßtheorie her eine Wirksamkeit der Behandlung er-
wartet werden könnte ( 4. l. l l; 



- die geringe Bezogenheit der Selbstexploration als wich-
tigster ergebnisdifferenzierender Prozeßvariable der Ge-
sprächspsychotherapie auf positive Veränderungen {so-
weit sie sich in Testveränderungen ausdrücken): Eine 
Beziehung der Selbstexploration zum ersten Veränderungs-
faktor, der Reduktion von gewalttätiger Durchsetzung 
und sozialer Resignation; keine Beziehung der Selbstex-
ploration zur Reduzierung von Protesthaltungen, Verein-
samung und Minderwertigkeit, Emotionaler Labilität und 
Aggressivitä~ (8.3); 

- der Befund, daß die ergebnisdifferenzierende Funktion 
der Gesprächsthematik sich als stärker erwies als die 
Selbstexploration, ein Befund, der durch das gesprächs-
psychotherapeutische Konzept nicht zu erklären ist 
{ 8. 3). 

Ein differentieller Ansatz, wie er 
liegt, würde die Wirksamkeit von 

dieser Arbeit zugrunde-
gesprächspsychotherapeuti-

sehen Prozeßvariablen nicht generell verneinen. So ergaben 
sich Korrelationen der Selbstexploration {im gezeigten gerin-
gen Ausmaß) zur Reduzierung im Veränderungsfaktor Gewaltätig-
keit und soziale Resignation. Auch soll nicht in Frage ge-
stellt werden, daß es immer wieder dissoziale Klienten gibt, 
die auf Gesprächspsychotherapie positiv ansprachen und bei 
denen die positive Wirkung sich auch auf die Normenanpassung 
bezieht. Doch es ist 

- unklar, aufgrund welcher Kriterien diese Klienten dia-
gnostisch ermittelt werden können. Ein Versuch in die-
ser Richtung {PICO-Projekt; s. 1.2) erbrachte zwar posi-
tive Ergebnisse, ließ sich jedoch in Wiederholungsunter-
suchungen nicht bestätigen; 

- unklar, wie sich eine derartige Wirkung der Gesprächs-
psychotherapie auf Delinquenzhaltungen theoretisch er-
klären läßt. 

Gesprächspsychotherapie bezeichnet als typischen Indikations-
bereich gewöhnlich eine Inkongruenz zwischen Selbst und Er-
fahrung {siehe Biermann-Ratjen u.a. 1979). Minsel u. Howe 
(1983) behandeln in einem neueren Aufsatz die Indikationsfrage 
von "Gesprächspsychotherapie bei Delinquenten" und stellen die 
Frage (S. 250): 
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"Kann 'Dissozialität' als eine p s y chi s c h e Stö-
rung verstanden werden, bei der eine Inkongruenz zwischen 
Selbst und Erfahrung im Vordergrund steht?" 

Die Autoren meinen, daß bestimmte Gruppen von Dissozialen, 
z.B. die "neurotisch Verwahrlosten", von einer Gesprächspsycho-
therapie profitieren könnten (S. 257): 

"Personen dieser Gruppierung leiden an einer Inkongruenz 
in ihrem Selbstkonzept, besitzen im Einzelfall eine kon-
struktive Therapiemotivation und können aufgrund ihrer 
frühkindlichen, mit Einschränkungen positiven mitmensch-
1 ichen Erfahrungen das Beziehungsangebot der GT annehmen 
und auf sich selbst übertragen. Liegt eine derartige 
Persönlichkeitsstruktur vor, so ist zu erwarten, daß eine 
Verminderung der Inkongruenz ein vermindertes Auftreten 
dissozialen bzw. delinquenten Verhaltens zur Folge hat." 

Das Inkongruenzkonzept wurde in der empirischen Forschung nur 
in einer Form operationalisiert: Dem Vergleich von Selbstbild 
und Idealbild im Q-Sort. Die Korrelation zwischen Selbstbild 
und Idealbild ist speziell zur Effektivitätsmessunq in der 
Gesprächspsychotherapie entwickelt worden und im Rahmen der 
Prozeßanalyse als RQ enthalten. Wie sehen unsere Ergebnisse in 
bezug auf Inkongruenz (d.h. niedrige Ausprägung von RQ) aus? 
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- Sollte eine Veränderung von Inkongruenz, wie Minsel u. 
Howe (1983) in obigem Zitat meinen, korreliert sein mit 
einer Veränderung delinquenzbezogener Haltungen, so 
müßte dies in den Interkorrelationen der Testdiffe-
renzwerte nachweisbar sein. In unserer Untersuchung war 
RQ, die Veränderung der Unzufriedenheit mit sich 
selbst, unkorreliert zu den Veränderungen in sämtlichen 
Delinquenzskalen des Gießener Fragebogens. Nur eine Kor-
relation ließ sich sichern: Eine Zunahme von RQ korre-
lierte signifikant mit einer Abnahme von FPil Psycho-
somatische Labilität. Dieser zugegeben "magere" Hinweis 
spricht eher gegen die von Minsel u. Howe vermutete 
Verminderung von Delinquenz im Zusammenhang mit Vermin-
derung von Inkongruenz. 

- Sollte das Inkongruenzkonzept auf Delinquente anwendbar 
sein, so müßte eine höhere Selbstexploration korreliert 
sein mit einer Erhöhung von RQ. Tatsächl ich war die 
Korrelation zwischen Selbstexploration und RQ signifi-
kant negativ, d. h., die Kongruenz bzw. Zufriedenheit 
mit sich selbst war um so größer je niedriger die 



Selbstexploration war, während umgekehrt eine höhere 
Selbstexploration mit einer eher größeren innerpsychi-
schen Labilisierung verknüpft war. Es scheint, daß dies 
kein Zufallsbefund ist, da mit diesem Ergebnis ein 
genau gleichlautendes Ergebnis aus der Literatur be-
stätigt wird (Truax u. Carkhuff 1965). 

Diese Hinweise sprechen eher gegen die Anwendbarkeit des ge-
sprächspsychotherapeutischen Inkongruenzkonzepts auf Disso-
ziale als dafür. 

Gesprächspsychotherapie versteht sich als Beziehungstherapie, 
als Behandlungsverfahren, in dem eine Besserung über die Be-
ziehung zwischen Klient und Therapeut erreicht wird. Dieser 
Beziehungsaspekt der Gesprächspsychotherapie ist in der vor-
liegenden Untersuchung eher vernachlässigt worden. Zwar wurden 
die drei Therapeutenvariablen (als "Beziehungsangebote", vgl. 
II.1.2) erhoben, doch inwiefern die Klienten diese Beziehung 
annahmen, wurde nicht erfaßt. Dennoch scheint mir der Bezie-
hungsgedanke in bezug auf die Behandlung Dissozialer frucht-
barer zu sein als das Konzept der Inkongruenz. Daß Beziehung 
für dissoziale Klienten wichtig ist, hat die Prozeßanalyse des 
Sozialen Trainings deutlich gezeigt: Die einzig positiv ergeb-
nisdifferenzierende Variable SK (Soziale Zuwendung, Freund-
lichkeit) ist genau gesehen eine Beziehungsvariable (im Unter-
schied etwa zu SA Sicherheit des Auftretens oder VL Lernziel-
verwirklichung, die eher Verschlechterungen anzeigten). 

Diese Bedeutung der Beziehung der Klienten untereinander wurde 
auch in einer anderen Studie gefunden: Ross u. McKay (1976) 
wandten ein Münzverstärkungssystem bei delinquenten Mädchen 
an. In drei verschiedenen Phasen des Projekts, in denen sie 
jeweils die therapeutischen Bedingungen änderten, erreichten 
sie nur einen Mißerfolg. Ein Erfolg stellte sich erst in der 
4 • Phase e i n , a 1 s s i e das Programm f a 11 e n 1 i e ß e n und statt -
dessen die Mädchen trainierten, als "peer therapists" unterein-
ander zu fungieren. Auch die Forschung zur Entwicklung proso-

487 



zialen Verhaltens betont die Wichtigkeit positiver emotionaler 
Beziehungen (vgl. Mussen u. Eisenberg-Berg 1979). 

Es muß allerdings gefragt werden, ob das für die Gesprächs-
psychotherapie typische Beziehungsangebot den durchschnitt-
lichen dissozialen Klienten erreicht. Die Gesprächspsychothera-
pie setzt einen Zusammenhang zwischen einfühlendem Verhalten 
des Therapeuten und selbstexplorativer Verbalisierungsfähig-
kei t des Klienten voraus, ein Zusammenhang, der beim verbal 
gewandten und emotional labilen Klienten der Mittelschicht oft 
gegeben ist, jedoch nicht beim verbal wenig geübten und disso-
zialen Klienten der Unterschicht. Von daher gesehen dürfte das 
für die Gesprächspsychotherapie typische Beziehungsangebot in 
bezug auf dissoziale Klienten fehlindiziert sein. Dies bedeu-
tet jedoch nicht, daß Beziehungsfaktoren in der Delinquenz-
therapie unwichtig sind, eher im Gegenteil. Zukünftige theorie-
geleitete Forschung, die die für dissoziale Klienten typische 
Denk-, Affekt- und Beziehungsmuster beachtet, müßte die rele-
vanten Beziehungsvariablen herausarbeiten. Wesentliche Anre-
gungen hierzu könnte die unterschichtorientierte "struk-
turierte Lerntherapie" (Goldstein 1978) geben. Es scheint, daß 
der Therapeut hierzu eine aktivere Funktion einnehmen müßte, 
evtl. in Form eines systematischen Trainings zur Beziehungs-
fähigkeit der Klienten untereinander (vgl. Kury 1986). 

10.2 Indikationsbezogene Schlußfolgerungen zum Sozialen 
Training 

Unsere Ergebnisse gestatten es nicht, die Frage nach der Indi-
ziertheit des Sozialen Trainings für dissoziale Jugendliche 
positiv zu beantworten. Die Prozeßanalyse brachte das über-
raschende Ergebnis, daß die Prozeßvariablen, die zentrale Be-
standteile des Sozialen Trainings waren, mit Verschlechte-
rungen korreliert sind. Zwar stieß das Soziale Training auf 
eine größere Akzeptanz bei den Klienten als die Gesprächs-
psychotherapie (Kap. 3.2). Jedoch wurden wesentliche Variablen 
(VL, SA, teilweise ER; vgl. Kap. 9.2) "falsch" beurteilt. Dies 
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zeigt sich vor allem in den Beziehungen dieser Variablen zu 
den Erfolgseinschätzungen von Therapeut und Einstufer (BW, 
WE): Als erfolgreich bewerteten die Therapeuten ein Rollen-
spielverhalten, welches in Wirklichkeit eher ein Indikator für 
Verschlechterungen war. Im Hinblick darauf konnte (durch Aus-
partialisierung der Vortestwerte) plausibel gemacht werden, 
daß die Erfolgsbewertung sich eher auf Eingangsmerkmale der 
Klienten bezog al~ auf Veränderungsmerkmale, jedoch kann diese 
Frage nicht abschließend beantwortet werden (vgl. Kap. 9.3). 

Eine einzige Variable erwies sich als bedeutsam im Sinne einer 
Verbesserung in Testwerten: Die soziale Zuwendung oder Freund-
_l_i_c_h_k_e_i_t __ d_e_r_K_l_,_·e_n_t_e_n im Rollenspiel (SK). Es ist nicht un-
interessant, daß diese Variable in den Lernzielen nur indirekt 
enthalten ist unter Begriffen wie "soziale Fertigkeiten" oder 
"soziale Einstellungen". Es ist unschwer zu sehen, daß freund-
liches Verhalten den unter delinquenten Jugendlichen weitver-
breiteten Haltungen von Mißtrauen, Aggressivität und Protest, 
aber auch Unsicherheit, Vereinsamung und Minderwertigkeit ent-
gegengesetzt ist und von daher auch für viele Jugendliche 
sicher schwer zu verwirklichen ist. Von Interesse scheint, daß 
in bezug auf SK keine Vortestabhängigkeiten nachgewiesen wer-
den konnten, doch muß dies noch einmal überprüft werden. 
Angesichts der Befunde zum Sozialen Training scheint es jedoch 
wünschenswert zu sein, wenn dem Einüben sozial zuwendenden, 
freundlichen Verhaltens stärkere Beachtung geschenkt würde und 
spezifischere Lernziele, vielleicht erst auf der Basis eines 
entsprechenden Sozialverhaltens, eingeübt würden. Möglicher-
weise würden so manche Lernziele, die für die Klienten kaum zu 
verwirklichen waren (siehe 5.3) für diese zugänglicher. 

Was die konkrete Durchführung des Sozialen Trainings betrifft, 
erscheint es sinnvoll, die Rolle der Video-Rückmeldung des 
eigenen Verhaltens neu zu überdenken. In der Untersuchung von 
Sarason u. Ganzer (1973) ergab sich eine Interaktion zwischen 
Video-Rückmeldung, Ängstlichkeit und Therapieerfolg. Vor allem 
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für ängstliche Klienten wirkte sich eine Video-Rückmeldung 
negativ aus: Mit Video-Rückmeldung hatten 7 % (l von 15) ein 
positives Ergebnis, ohne Rückmeldung hingegen 74 % (14 von 
19). In diesem Projekt, welches mit Video-Rückmeldung arbeite-
te, weigerten sich 17 % der Klienten (10 von 59) zu spielen; 
möglicherweise besteht hier ein Zusammenhang. 

Auch ein Hinweis zur differentiellen Indikation ist bei Sara-
s o n u • Ganzer ( l 9 7 3 l zu f i n den • Ä n g s t l ich e K l i e n t e n profitier -
ten unterschiedlich von den beiden Behandlungsformen: In den 
Teilgruppen ohne Video-Rückmeldung waren in der Modeling-Grup-
pe 74 % (14 von 191 erfolgreich, in der Diskussionsgruppe 
hingegen nur 30 % (6 von 20), die Differenz war sicinifikant. 
Sarason u. Ganzer stellen demnach die Hypothese auf, daß vom 
Modellernen vor allem ängstliche und neurotische Klienten pro-
fitieren, von einer Diskussionsgruppe hingegen eher agciressive 
und sozial aktive Klienten. 

Ferner erscheint es beim Sozialen Training problematisch, daß 
die Mehrzahl der Szenen keinen Bezug hat zur momentanen 
Situation der Klienten. Eine wichtige ergebnisdifferenzierende 
Variable ist wahrscheinlich die Umsetzbarkeit des im Rollen-
spiel Gelernten in die soziale Realität. Dies ist schon bei 
ambulanter Therapie nicht unproblematisch, besonders schwierig 
aber, wenn zwischen Training und sozialem Alltag die Ungewiß-
heit der Hauptverhandlung steht. Wenn es allerdings zutreffen 
sollte, daß die soziale Zuwendung als ergebnisdifferenzierende 
Variable bedeutsamer ist als die Lernzielverwirklichung, so 
wäre ein anders zentriertes soziales Training denkbar, welches 
sich mehr auf den konkreten Umgang der Klienten untereinander 
bezieht als auf hypothetische Situationen in der Zukunft. 

Das Soziale Training versteht sich als Verhaltensformung durch 
Beobachtung und Nachahmung von Modellen. Dieser qrundl egende 
Ansatz ist durch die Prozeßanalyse nicht in Frage gestellt 
worden. Der Faktor Beziehung scheint zwar ein notwendiges 
Element, aber nicht hinreichend zu sein, um Verhaltensänderun-
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gen zu bewirken; dies kennzeichnet die Grenze der Gesprächs-
psychotherapie, di Ei bei vielen Problemen nicht davon ausgehen 
kann, daß ein Klient nur aufgrund des Beziehungsangebots des 
Therapeuten sein Problem selbst löst. Auch die Forschung zur 
Entwicklung prosozialen Verhaltens betont diesen Aspekt: 

"Wenn die Rolle der Fürsorglichkeit in der Kindererzie-
hung betont wird, soll das nicht bedeuten, daß sie aus-
reicht. Die Befunde weisen auf ihre Bedeutung im Zusammen-
hang mit dem spezifischen Modelltraining hin, das von der 
verbalen Kommunikation des Modells begleitet wird. Das 
Model 1 vermittelt ein gut Tei 1 über seinen Altruismus, 
indem es die Hinweisreize, auf die es reagierte, die 
Schlüsse, die es in bezug auf das Opfer zog, und seine 
Gefühle, ihm zu helfen, deutlich machte. Es lieferte auch 
eine verbindende Bezeichnung 'Hilfe', die für alle Ereig-
nisse gemeinsam war. Man nimmt an, daß die kognitiven 
Aspekte des Trainings, die Benennung des Verhaltens, wahr-
scheinlich die Aneignung und Verallgemeinerung des kind-
lichen Hilfeverhaltens signifikant unterstützten". 
(Yarrow, Scott u. Waxler 1973, zit. nach Mussen u. Eisen-
berg-Berg 1979, S. 75). 

Wenn die Bedeutsamkeit von Modellen zur Verhaltensformung auch 
unbestritten ist, so ist es doch eine offene Fraoe, wie das 
Modell beschaffen sein muß und welche Verhaltensweisen nachge-
ahmt werden sollen. In dieser Beziehung erscheint das Soziale 
Training revisionsbedürftig. Vor allem ist zu fragen, ob nicht 
statt der Zersplitterung in eine Vielzahl von Lernzielen sehr 
viel entschiedener prosoziales, freundliches, sozial zuge-
wandtes Verhalten in den Mittelpunkt des Modelltrainings ge-
stel 1 t werden sollte. Dabei müßte der Art des Model 1 s, den 
Verstärkungsbedingungen prosozialen Verhaltens und kognitiven 
Hinweisreizen besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

Wie soll demnach eine Therapie Delinquenter aussehen? Diese 
Frage überschreitet die Interpretation prozeßanalytischer Be-
funde und die folgenden kurzen Bemerkungen können al 1 enfal 1 s 
als "Entwurf" verstanden werden. 

- Die erste Frage betrifft die Bereitschaft des Klienten, 
ein neues Verhalten zu lernen. Ohne diese Bereitschaft 
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sind Behandlungsbemühungen erfolglos. Um ein Fundament 
zu schaffen, von dem ausgehend ein Klient lernen kann, 
scheint der Faktor Beziehung von großer Wichticikeit zu 
sein. Erst wenn die Klienten lernen, daß sie sich auf 
eine Beziehung einlassen und positive Beziehungen unter-
einander verwirklichen können, kann darauf aufbauend 
ein neues Verhalten angeeignet werden. Kritisch ist in 
diesem Zusammenhang zu fragen, ob das qesprächspsycho-
therapeuti sche Beziehungskonzept für dissoziale Klien-
ten angemessen ist und ob der Therapeut in dieser 
Hinsicht nicht eine aktivere und anleitendere Funktion 
übernehmen müßte {vgl. a. Kury 1986). 

- Die zweite Frage betrifft das Lernen der neuen Verhal-
tensweisen an sich. Beziehung bildet zwar das Funda-
ment, genügt aber nicht, um ein bestimmtes Verhalten zu 
ändern. Hi er scheint der Faktor Modell ernen von aus-
schlaggebender Bedeutung zu sein. Dabei scheint es von 
größerer Wichtigkeit zu 
legende Dimensionen des 

sein, im Modellernen grund-
sozialen Umgangs {vor allem 

positives Beziehungsverhalten) zu erwerben, als Einzel-
probleme eher sozialtechnischer Natur. 

- Die dritte Frage betrifft die Anwendung des neu gelern-
ten Verhaltens in der sozialen Realität des Klienten. 
Selbst ein gelerntes Verhalten nützt nichts, wenn es 
nicht angewendet wird. Konkret muß hier gefragt werden 
nach der Rolle auslösender Reizbedin9un9en für das alte 
<dissozialel Verhalten und für das neue (prosozialel 
Verhalten. "Schlüsselreize" zur Steuerun9 prosozialen 
Verhaltens können verbaler Natur sein (dann müssen sie 
verfügbar sein) oder situativer Natur (dann müssen sie 
erkannt werden). Die dritte Frage betrifft den kogni-
tiven Aspekt eines Sozialen Trainin9s, wobei die so-
ziale Realität des Klienten sehr genau erfaßt werden 
muß, um die nötigen Hinweisreize geben und erkennen zu 
können. 



Forschungstheoretisch scheinen mir folgende Aspekte wesentlich 
zu sein: 

- Ein differentieller Forschungsansatz, der von vorn-
herein eine Differenzierung in verschiedene Klienten-
gruppen, Behandlungsverfahren usw. vorsieht und bei dem 
Indikationsfragen und Fragen der Behandlungsdifferen-
zierung mitberücksichtigt werden; 

- eine sehr viel stärkere theoretische Fundierung der zur 
Anwendung kommenden Behandlung in allgemeinpsycholo-
gischen, sozialpsychologischen, persönlichkeitspsycholo-
gischen und entwicklungspsychologischen empirisch fun-
dierten Theorien. Dem theoretischen Aspekt sollte in 
Zukunft ebensoviel Aufmerksamkeit gewidmet werden wie 
dem empirischen Aspekt, da ansonsten die Gefahr be-
steht, daß empirische Forschung zerfällt in zusammen-
hanglose Einzelbefunde; 

- eine mehrphasige Evaluationsstrate9ie, in der mehrere 
Teilprojekte hintereinander durchgeführt werden, wobei 
die Befunde einer Projektphase die Eingangsvariablen 
der darauf folgenden Phase bilden. Nur auf diese Weise 
kann die Forschung fortschreiten von der Prüfung vor-
handener zur Entwicklung wirksamer Behandlungsverfahren 
(vgl. a. Kury 1986). 

493 



Literaturverzeichnis 

Adams, S.: Interaction between individual interview therapy 
and treatment amenability in older youth authority 
wards: Inquiries concern,ng kinds of treatment for 
kinds of delinquency. - California Board of Corrections 
1961. Ebenfalls abgedruckt unter dem Titel 'The PIC0-
Project'. In: Johnston, N.; Savitz, L.; Wolfgang, M. 
(Eds.): The sociology of punishment and corrections. -
John Wiley, New York 1970, S. 548-561. 

Bailey, W.: Correctional 0utcome: An Evaluation of 100 Reports. 
- The Journal of Criminal Law, Criminology and Police 
Science 57, 1966, S. 153-160. Ebenfalls abgedruckt in: 
Johnston, N.; Savitz, L.; Wolfgang, M. (Eds. ): The 
sociology of punishment and corrections. John Wiley, 
New York 1970. 

Barrett-Lennard, G. T.: Dimensions of therapists response as 
causal factors in therapeutic chan9e. - Psycholo9ical 
Monographs 1962, 76, Whole No. 562. 

Bernstein, B.: Social structure, language and learning. Edu-
cational Research 1961, 3, S. 163-176. 

Bernstein, B. Social class, speech systems and psychotherapy. 
British Journal of Sociology 1964, 15, S. 54-64. 

Biermann-Ratjen, E.; Eckert, J.; Schwartz, H.-J.: Gesprächs-
psychotherapie. Veränderung durch Verstehen. Kohlham-
mer-Verlag, Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz 1979. 

Carkhuff, R.R.: Helping and human rel ations - A primer for l ay 
and professional helpers. Vol. I und II. New York, 
Chicago, San ~rancisco 1969. 

Deutschbein, Th.: Prozeßanalyse bei den Therapien jugendlicher 
Untersuchungsgefangener. Phil. Diss., Freibur9 1986. 

Eckert, J.: Prozesse in der Gesprächspsychotherapie. Die Be-
deutung subjektiver Erfahrungen von Klient und Psycho-
therapeut im Hinblick auf Therapieverlauf und Therapie-
erfolg. Dissertation Universität Hamburg 1974. 

Eckert, J.; Biermann-Ratjen, E.; Blonsky, D.; Peters, W.: Zur 
Prädikation der Effekte einer Gesprächspsychotherapie 
anhand eines Indikations-Interviews. Zeitschrift für 
Klinische Psychologie· und Psychotherapie 1979, 27, 
s. 22-29. 

Espe H.: Untersuchun9 zu Prozeßerfahrungen in der klientenzen-
trierten Gesprächspsychotherapie im Anfan9sstadium und 
im Verlauf der Therapie und ihr Zusammenhan9 mit Thera-
pieerfolg. - Dissertation Technische Universität Berlin 
1978. 

494 



Feindt, K.: Überprüfung des Therapieerfolgs und Untersuchung 
der Prozesse von Gesprächspsychotherapien mit Klienten 
geringerer Schulbildung. Dissertation, Hartmut Lüdke 
Verlag, Hamburg 1978. 

Franke, A.: Überprüfung der Effekte kl ienten-zentrierter Grup-
penpsychotherapie. - Dissertation Universität Bochum 
197 5. 

Garfield, S.L.: Research on Client Variables in Psychotherapy. 
In: Garfield, S.L.; Bergin, A.E.: Handbook of Psycho-
therapy and Behavior Change: An Empirical Analysis. 
Second Edition, John Wiley & Sons, New York u.a. 1978. 

Gendlin, E.T.: A theory of personality change. -
P.; Byrne, D. (Eds.}: Personality change. 
New York 1964. - Ebenfalls abgedruckt in: 
Tomlinson, T.M. (Eds.}: New directions 
centered therapy. Boston 1970, S. 129-173. 

In: Worchel, 
John Wiley, 
Hart, J.T.; 
in client-

Goldstein, A.P.: strukturierte Lerntherapie - Ansätze zu einer 
Psychotherpie der sozial Benachteiligten. München, 
Wien, Baltimore 1978 (0rig.: Structured learning thera-
py. Toward a psychotherapy for the poor. New York 1973). 

Gottman, J.M.; Markman, H.J.: Experimental Desions in Psycho-
therapy Research. In: Garfield, S.L.; Bergin, A.E. 
(Eds.}: Handbook of Psychotherapy and Behavior Change. 
Second Edition. John Wiley, New York u.a. 1978. 

Greenberg, D.: The Correctional Effects of Corrections: A 
Survey of Evaluations. - In: Greenberg, D. (Ed.): Cor-
rections and Punishment. - Beverley Hills, London 1977, 
s. 111-148. 

Helm, J.: Gesprächspsychotherapie. Forschung - Praxis - Ausbil-
dung. - Darmstadt 1980. 

Kiesler, D.J.: Some myths of 
search for a paradi gm. 
65, s. 110-136. 

psychotherapy research and the 
- Psychological Bulletin 1966, 

Kiesler, D.J.: Patient experiencing and successful outcome in 
individual psychotherapy of schizophrenics and psycho-
neurotics. - Journal of Consulting and Clinical Psycho-
logy 1971, 37, S. 370-385. 

Kiesler, D.J.: The process of Psychotherapy. Empirical Foun-
dations and Systems of Analysis. Aldine Publishing Com-
pany, Chicago 1973. 

Kühne, A.: Untersuchungen über psychologische Gespräche mit 
Strafgefangenen und über ein Training zur Verhaltens-
änderuno ihrer Betreuer. - Dissertation Universität Ham-
burg 1973. 

495 



Kury, H.: Inhaltliche und methodische Probleme der Behandlung 
Straffälliger. Freiburg 1986. Habi 1. -Schrift. 

Labovitz, S.: Criteria for Selecting a Significance Level: A 
Note on the Sacaredness of . 05. - The Ameri can Soci o-
1 ogi st 1968, 3, S.220-222. 

Laschinsky, D.: Eine empirische Untersuchung zu schichtenspe-
zifi sehen Sprechstilen und deren Zusammenhang mit Ar-
beitspl atzvari abl en, Bildung und Intelligenz bei männ-
lichen Erwachsenen. Dissertation Universität Hamburg 
1976. 

Leky, L.G.; Mohr, H.: Gesprächspsychotherapie in Gruppen - ein 
Erfahrungsbericht. - In: Rasch, W. (Hrsg. l: Forensische 
Sozialtherapie. Erfahrungen in Düren. Karlsruhe, Heidel-
berg 1977, S. 113-176. 

Lipton, D.; Martinson, R.; Wilks, J.: The Effectiveness of 
Correctional Treatment. A Survey of Treatment Evalu-
ation Studies. - Praeger, New York, Washington, London 
1975. 

Logan, C.: Evaluation Research in Crime and Delinquency: A 
Reappraisal. - Journal of Criminal Law, Criminology and 
Police Science 63, 1972, S. 378-387. 

Luger, M.: Reaction to Robert Martinson. - American Journal of 
Correction, Nov.-Dec. 1975, 19/35. 

Martin, S.; Sechrest, L.; Redner, R. (Eds. ): New Directions in 
the Rehabilitation of Criminal Offenders. National 
Research Council, Washington, D.C. 1981. 

Mart i nson, R.: What works? 
son reform. - The 
S. 22-54. Ebenfalls 
Adams 1976 (s.d.). 

- questions and answers about pri-
Public Interest, Spring 1974, 

abgedruckt in: Martinson, Palmer, 

Martinson, R.: Symposium on sentencina. Part. II. - Hofstra 
Law Review 1979, 7, S. 243-258. 

Martinson, R.; Palmer, T.; Adams, S.: Rehabilitation, Reci-
divism, and Research. - National Council of Crime and 
Delinquency, Hackensack (N.Y.l, 1976. 

Minsel, W.-R.: Indikation und Kontraindikation der Gesprächs-
psychotherapie. - In: Gesellschaft für wissenschaft-
liche Gesprächspsychotherapie (Hrsg.): Die klienten-zen-
trierte Gesprächspsychotherapie. München 1975, 
s. 181-194. 

Minsel, W.-R.; Howe, J.: Gesprächspsychotherapie bei Delin-
quenten. In: Läsel, F. (Hrsg.): Kriminalpsychologie. 
- Beltz-Verlag, Weinheim und Basel 1983. 

496 



Minsel,W.-R.; langer, I.; Peters, U.; Tausch, R.: Bedeutsame 
weitere Variablen des Psychotherapeutenverhaltens. Zeit-
schrift für klinische Psychologie 1973, 2, S. 197-210. 

Mussen, P.H.; Eisenberg-Berg, N.: Helfen, Schenken, Anteil-
nehmen. Untersuchungen zur Entwicklung des prosozialen 
Verhaltens. - Klett-Verlag Stuttgart 1979 (Orio.: Roots 
of caring, sharing, and helping. - Freeman and Company, 
San Francisco 1977). 

Orlinsky, D.E.; Howard, K.I.: 
come in Psychotherapy. 
A.E. (Eds.): Handbook 
Change. Second Edition. 

The Relation of Process to Out-
- In: Garfield, S.L.; Bergin, 

of Psychotherapy and Behavior 
John Wiley, New York u.a. 1978. 

Palmer, T.: The Youth Authority's Community Treatment Project. 
- Federal Probation 38. March 1974, 5. 3-14. 

Palmer, T.: Martinson Revisited. - Journal of Research in 
Crime and Delinquency 12, July 1975, S. 133-152. Eben-
falls abgedruckt in: Martinson, Palmer, Adams 1976 
( s. d.). 

Palmer, T.: Correctional Intervention and Research. Lexinqton 
(Mass. )/Toronto 1978. 

Parloff, M.B.; Waskow, I.E.; Wolfe, B.E.: Research on thera-
pist variables in relation to process and outcome. In: 
Garfield, S.L.; Bergin, A.E. (Eds. l: Handbook of psycho-
therapy and behavior change. Second Edition. John 
Wiley, New York u.a. 1978. 

Pielmaier, H.: Das Training sozialer Verhaltensweisen und Ein-
stellungen bei delinquenten Jugendlichen. - In: Jahres-
bericht 1975 des Wissenschaftlichen Instituts des Frei-
burger Jugendhilfswerks. Unveröffentlichtes Manuskript. 
Freiburg 1975, S. 64-96. 

Pielmaier, H. (Hrsg.): Training sozialer Verhaltensweisen. Ein 
Programm für die Arbeit mit di ssozi al en Jugendlichen. 
- Kösel Verlag, München 1980. 

Quay, H.: The Three Faces of Evaluation. What can be expected 
to work. - Criminal Justice and Behavior 4, 1977, S. 
341-354. 

Rogers, C.R.: The necessary and sufficient conditions of thera-
peutic personality change. - Journal of Consulting 
Psychology 1957, 21, S. 95-103. 

Rogers, C.R.: A process conception of psychotherapy. - Ameri-
can Psychologist 1958, 13, S. 142-149 (deutsch: Psycho-
therapie als Prozess. In: Roqers, C.R.: Entwickluno der 
Persönlichkeit. Kl ett Verlag,' Stuttqart 1973 l. · 

497 



Ross, R.R.; Gendreau, P. (Eds.): Effective correctional treat-
ment. - Butterworths, Tortonto 1980. 

Ross, R.R.; McKay, H.B.: A study of institutional treatment 
programs. - International Journal of 0ffender Therapy 
and Comparative Criminology 1976, 20, S. 167-173. Eben-
falls abgedruckt in: Ross, R.R.; Gendreau, P. (Eds.l: 
Effective correctional treatment. - Butterworths, Toron-
to 1980. 

Ross, R.R.; McKay, H.B.: Behavioral Approaches to Treatment in 
Corrections: Requiem for a Panacea. Canadian Journal of 
Corrections 20, 1978, S. 279-295. 

Rudolph, J.: Psychische Änderungen durch Gesprächspsychothera-
pie und deren Bedingungen in der Sicht der Klienten. 
Dissertation Universität Hamburg 1975. 

Sarason, I.G.; Ganzer, V.J.: Modeling and group discussion in 
the rehabilitation of juvenile delinquents. - Journal 
of Counseling Psychology 1973, 20, S. 442-449. Eben-
falls abgedruckt in: Ross, R.R.; Gendreau, P. (Eds.): 
Effective correctional treatment. - Butterworths, Toron-
to 1980. 

Schäfer, H.: Erleben und Auswirkungen psychotherapeutischer 
Einzelgespräche unter besonderer Berücksichtigung von 
Personen mit geringen oder ausbleibenden seelischen Än-
derungen. - Dissertation Universität Hamburg 1982. 

Schwartz, H.-J.: Bedingungen des Behandlungseffekts in Anfangs-
gesprächen. - Dissertation Universität Hamburg 1975. 

Schwartz, M.; Clear, T.; Travis III., L.: Corrections - an 
Issues Approach. - Anderson Publishing 1980. 

Sechrest, L.; White, S.; Brown, E. (Eds.): The Rehabilitation 
of Criminal 0ffenders: Problems and Prospects. National 
Research Council, Washington (D.C.) 1979. 

Sloane, R.; Staples, F.; Christo], A.: Yorkstone, N.; Whipple, 
K.: Psychotherapy versus Behavior Therapy. London 1975. 

Tausch, R.: Gesprächspsychotherapie. 6. Auflage, Göttingen 
1974. 

Tausch, R.; Tausch, A.: Personenzentrierte Gesprächspsycho-
therape. - In: Pongratz, L. (Hrsg.): Handbuch der Psy-
chologie. Band 8, Klinische Psychologie, 2. Halbband. 
Göttingen 1978, S. 1911-1954. 

Teegen, F.: Überprüfung der Effekte von Gesprächspsychothera-
pie mit telefonischer Durchführung. Dissertation Uni-
versität Hamburg 1975. 

498 



Tharp, R.G.; Gallimore, R.: The ecology of program research 
and evaluation: A model of succession evaluation. In: 
Sechrest, L.; Philips, M.; Redner, R.; West, S.; Yea-
ton, W. {Eds.): Evaluation Studies Review Annual, Val. 
4. Sage Publications, Beverly Hills {Calif.) 1979. 

Truax, C.B.: A tentative scale for the measurement of depth of 
intrapersonal exploration. - Discussion Papers, Wis-
consin Psychiatrie Institute, University of Wisconsin 
1962, 29 {referiert in: Truax, C.B.; Carkhuff, R.R.: 
Toward effective counseling and psychotherapy: Training 
and practice. - Chicago 1967). 

Truax, C.B.; Carkhuff, R.R.: Client and therapist transparency 
in the psychotherapeutic encounter. - Journal of Coun-
seling Psychology 1965, 12, S. 3-9. 

Truax, C.B.; Carkhuff, R.R.: Toward effective counselinq and 
psychotherapy: Training and practice. - Chicago 1967. 

Truax, C.B.; Wargo, D.G.; Silber, L.D.: Effects of group psy-
chotherapy with high accurate empathy and nonpossessive 
warmth upon female institutionalized delinquents. 
Journal of Abnormal Psychology 1966, 71, S. 267-274. 

Villmow-Feldkamp, H.; Kury, H.: Delinquenz und Persönlichkeit 
- zusammenhänge bei Jugendlichen auf der Basis von 
Dunkelfelderqebnissen. - Monatsschrift für Kriminoloqie 
und Strafrechtsreformen 66, 1983, S. 113-120. -

Wienand-Kranz, D.: Wesentliche Prozesse in der Gesprächspsy-
chotherapie mit telefonischer Durchführung. Disser-
tation Universität Hamburg 1977. 

Yarrow, M.R.; Scott, P.; Waxler, C.Z.: Learning Cancern for 
0thers. Developmental Psychology 1973, 8, S. 240-260. 

499 



A 1: Klienten-Begleitbogen 

Kl Nach der heutigen Stunde bin ich 
innerlich ruhiger geworden. 

K2 Heute habe ich mich in der Gruppe 
unbehaglich gefühlt. 

K3 Das, was heute in der Gruppe ge-
schah, wird mir helfen, mit dem 
Leben in der Haft besser fertig 
zu werden. 

K4 Das, was heute in der Gruppe ge-
schah, wird mir helfen, mit dem 
Leben nach der Haftentlassung 
besser fertig zu werden. 

KS Heute hatte ich das Gefühl, von 
der Gruppe abgelehnt zu werden. 

K6 Ich hatte heute das Gefühl, der 
Psychologe versteht mich nicht. 

K7 Heute ist es mir schwer gefallen, 
mich am Gruppengeschehen zu be-
teiligen. 

K8 Ich empfand den Inhalt der heutigen 
Stunde als sinnvoll. 

K9 Heute ist in der Gruppe ein per-
sönliches Problem von mir zur 
Sprache gekommen. 
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trifft 
eher zu 
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nicht zu 



A 2: Therapeuten-Begleitbogen 

Tl Heute traten ziemliche Span-
nungen in der Gruppe auf. 

T2 Ich habe mich heute in der 
Gruppe angenommen gefühlt. 

T3 Die heute behandelten Themen 
waren allgemein von Interesse. 

T4 Heute gelang es mir nicht, den 
Gruppenprozeß positiv zu be-
einflussen. 

T5 Die Gruppe hat von der heutigen 
Stunde profitiert. 

T6 Die Interaktion in der Gruppe 
war heute von geringerer Inten-
sität als sonst. 

T7 Ich habe mich heute in der 
Gruppe unbehaglich gefühlt. 

TB Man hat es den Jugendlichen 
angemerkt, daß sie gerne in 
die Gruppe kommen. 

trifft 
eher zu 

trifft eher 
nicht zu 
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A 3: Therapeuten-Begleitbogen VT 

IT Interesse am Thema: 

sehr groß mittel gering sehr 
groß gering 

BS Die Bereitschaft zum Nachspielen der Szenen war: 

sehr groß mittel gering sehr 
groß gering 

BK Die Bereitschaft zur Kritik an den nachgespielten 
Szenen war: 

sehr 
groß 

groß mittel gering sehr 
gering 

SS Der Spaß am Nachspielen war bei den meisten Teilnehmern: 

sehr 
groß 

groß mittel gering sehr 
gering 

BW Im Sinne der Lernziele war das nachgeahmte Verhalten 
bei den einzelnen Teilnehmern: 

sehr 
gut 

gut mittel schlecht sehr 
schlecht 

LE Es entstand der Eindruck, daß die meisten etwas aus der 
Sitzung gelernt haben, was sie in ihr eigenes Verhaltens-
repertoire übernehmen können: 

ja nein 

(BW (Bewertung) war die einzige Variable, die nicht für die 
Gruppe als Ganzes, sondern für jeden Klienten einzeln einge-
stuft wurde. LE (Lernerfolg) hatte als einzige der 6 Varia-
blen nur zwei Kategorien). 
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A 4: EV Einfühlendes Verstehen des Psychotherapeuten 

Stufe l: Die Äußerungen des Psychotherapeuten befassen sich 
entweder nicht mit den verbalen oder nicht-verbalen Äußerungen 
des Klienten oder reduzieren sie deutlich, indem sie bedeutsam 
weniger Gefühlsinhalte des Klienten kommunizieren, als dieser 
selbst äußerte. 
Der Psychotherapeut zeigt nicht einmal, daß ihm die offen 
ausgedrückten Oberflächengefühle des Klienten bewußt sind. Er 
mag gelangweilt oder uninteressiert sein oder er geht von 
einem vorgefaßten Bezugspunkt aus, der den des Klienten völlig 
ausschließt. 

Stufe 2: Der Psychotherapeut geht zwar auf die vom Klienten 
geäußerten Gefühlsinhalte e,n, aber er läßt bemerkenswerte 
Affekte außer acht, die der Klient kommuniziert. 
Der Psychotherapeut mag einiges Bewußtsein der augenschein-
lichen Oberflächengefühle des Klienten zeigen, aber seine Auße-
rungen setzen das affektive Niveau herab und verzerren die 
Bedeutung. Er mag seine eigenen Vorstellungen mitteilen, die 
jedoch nicht mit dem übereinstimmen, was der Klient äußert. 

Stufe 3: Die Äußerungen, mit denen der Psychotherapeut auf die 
vom Klienten geäußerten Gefühlsinhalte eingeht, sind im wesent-
lichen austauschbar mit den Äußerungen des Klienten, da sie im 
wesentlichen dieselben Affekte und Bedeutungen ausdrücken. 
Der Psychotherapeut mag mit treffendem Verständnis auf die 
Oberflächengefühle des Klienten eingehen, aber er geht nicht 
auf die tieferen Gefühle ein oder mißversteht sie. 

Stufe 4: Die Äußerungen des Psychotherapeuten tragen sichtbar 
zu dem bei, was der Klient sagt, indem sie gefühlsmäßige 
Erlebnisinhalte tiefer ausdrücken, als der Klient selbst konn-
te. 
Der Psychotherapeut kommuniziert sein Verständnis der Äußerun-
gen des Klienten auf einem tieferen Niveau und befähigt damit 
den Klienten, Gefühle zu erfahren und/oder auszudrücken, die 
er vorher nicht ausdrücken konnte. 

Stufe 5: Die Äußerungen des Psychotherapeuten berei ehern be-
deutsam die Gefühle und die Bedeutung der Äußerungen des Klien-
ten, 1. indem sie die Gefühlsinhalte tiefer ausdrücken, als 
der Klient selbst es konnte, oder 2. indem sie im Falle fort-
schreitend tiefer Selbstexploration des Klienten vollständig 
mit ihm gehen in dessen tiefsten Augenblicken. 
Der Psychotherpeut geht mit Genauigkeit auf alle tieferen 
sowie oberflächlicheren Gefühle des Klienten ein. Er ist 'zu-
sammen' mit dem Klienten 'auf seiner Wellenlänge'. Psychothera-
peut und Klient können dazu übergehen, bisher unerforschte 
Bereiche menschlicher Existenz zu erjorschen. 

(nach Carkhuff 1969, S. 38 ff. l 
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A 5: SET Selbstexploration nach Truax 

Stufe 1: Der Klient erzählt nichts über sich selbst, höchstens 
über Personen und Sachen, die zu ihm in Beziehung stehen. 

Stufe 2: Der Klient spricht von äußeren Vorgängen und eigenem 
Verhalten, jedoch nicht von spezifischen inneren Erlebnissen, 
die dazu in Beziehung stehen. Eine emotionale Bedeutung des 
Berichteten kann höchstens vermutet werden. 

Stufe 3: Der Klient spricht über äußere Vorgänge und eigenes 
Verhalten und über spezifische innere Erlebnisse, die damit 
in Zusammenhang stehen. 

Stufe 4: Der Klient berichtet überwiegend seine persönlichen 
1 nneren Erlebnisse, dabei ist mehr oder weniger deut 1 i eh die 
Suche nach neuen Aspekten oder zusammenhängen in seinem inne-
ren Erleben vorhanden. 

Stufe 5: Der Klient schildert ausführlich seine persönlichen 
inneren Erlebnisse; er findet dabei neue Aspekte oder zusammen-
hänge in seinem Erleben. 

(nach Tausch 1974, S. 242 ff.; von 9 auf 5 Stufen zusammenge-
zogen) 
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A 6: Selbstexploration nach Carkhuff 

Stufe 1: Der Klient spricht nicht über persönl i eh bedeutsame 
Inhalte, entweder weil er keine Gelegenheit dazu hat, oder 
wei 1 er aktiv das Gespräch darüber vermeidet, auch wenn ihm 
das vom Psychotherapeuten nahegelegt wird. 
Beispiel: Der Klient verme,~et jede Selbstbeschreibung, Selbst-
exploration oder direkte Außerung von Gefühlen, die ihn dazu 
bringen könnten, sich selbst gegenüber dem Psychotherapeuten 
zu offenen. Zusammengefaßt: Aus einer Viel zahl von möql ichen 
Gründen zeigt der Klient keine Ansätze von Selbstexploration. 

Stufe 2: Der Klient geht auf die persönlich bedeutsamen Inhal-
te ein, die der Psychotherapeut ihm zuführt, aber er macht es 
nur mechanisch und ohne wirkliche Gefühle zu zeigen. 
Beispiel: Der Klient spricht nur über die Inhalte, ohne den 
Versuch zu machen, näher und tiefer auf die Bedeutung der 
Inhalte einzugehen oder ohne das Bemühen, damit verbundene 
Gefühle zu offenbaren. zusammengefaßt: Der Klient antwortet 
mechanisch und vage auf persönlich relevante Gefühlsinhalte, 
die der Psychotherapeut ihm zuführt. 

Stufe 3: Der Klient bringt das Gespräch von sich aus auf per-
sonllch bedeutsame Inhalte, aber er macht es mechanisch und 
ohne Ausdruck echter Gefühle. 
Beispiel: Die Art und gefühlsmäßige Ferne, mit der der Klient 
über seine Gefühle spricht, wirken wie ein mechanisches Her-
sagen. Zusammengefaßt: Der Klient bringt das Gespräch auf 
persönlich bedeutsame Inhalte, aber er tut dies ohne Spontanei-
tät, gefühlsmäßige Nähe und ohne den inneren Wunsch, neue 
Gefühle zu entdecken und neue Erfahrungen zu machen. 

Stufe 4: Der Klient führt das Gespräch auf persönlich bedeut-
same Inhalte mit Spontaneität und gefühlsmäßige Nähe. 
Bei spiel: Die Stimmqualität und andere Merkmale des Klienten 
entspr e,c h e n den von i h m geäußerten Ge f ü h 1 e n . Zusammen gefaßt : 
Der Klient verbindet die geäußerten bedeutsamen Inhalte mit 
Spontaneität und qefühlsmäßiger Nähe, aber ohne die Tendenz, 
neue Gefühle zu erkennen und neue Erfahrungen zu machen. · 

Stufe 5: Der Klient ist deutlich aktiv und spontan bemüht, 
neue Gefühle zu erfahren und Erfahrungen über sieh und seine 
Umwelt zu machen. · 
Beispiele: Der Klient sucht nach neuen Gefühlen und Erfahrun-
gen, die ihn selbst und seine Umwelt betreffen, auch wenn er 
es zur Zeit vielleicht angstvoll und versuchsweise tut. zu-
sammengefaßt: Der Klient ist voll und aktiv auf sieh selbst 
gerichtet; er exploriert sich und seine Umwelt. 

(nach Carkhuff 1969, S. 38 ff.} 
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A 7: Die Rollenspielszenen im sozialen Training 

Szene 

1 Problem am Arbeitsplatz 
2 Selbstkontrolle bezüglich Alkohol 
3 Aufforderung zur Party 
4 Unbeabsichtigte Sachbeschädigung 
5 Probleme mit den Eltern 
6 Angeberszene 
7 Ablehnung eines Drogenangebots 
8 Beamten ärgern 
9 Körperverletzung 

10 Affektbeherrschung 
11 Bekanntwerden einer Vorstrafe 
12 Abwehr eines Zeitschriftenwerbers 
13 Kontaktaufnahme am Arbeitsplatz 
14 Zellengespräch 
15 Entschuldigung für Zuspätkommen 
16 Probleme in der Gruppe; Saubermachen 
17 Vorstellung beim Arbeitgeber 
18 El.ternbesuch 
19 Schadenswiedergutmachung 
20 Zukunftsplanung 
21 Ausweiskontrolle 
22 Zimmer aufräumen 
23 Jemanden um Hilfe bitten 
24 Gruppendruck 
25 Fete ankündigen 
26 Arbeitslosenunterstützung 
27 Oberwindung der Langeweile 
28 Tätowierung 
29 Provokation 
30 Kontakt mit den Arbeitskollegen 
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TE Lern-
ziele 

5 AG/RE 
(6) AN 
10 AN 
12 RE 
15 AE/RE 
11 AN 
13 AN 
17 RE/AN 
24 RG 

7 AE 

14 

( 1) 

21 
(18) 

20 
16 

4 
9 

( 19) 
23 
8 
3 

22 

AG 
AG 
AG 

AE/RE 
RE 
RG 
AE 

AE/RE 
RE 
AE 
RE 
RE 
AE 
AN 
RE 
AE 
AG 
AE 
AG 
AG 

Bereich 

AB 
AB 
F 
F 
FI 
F 
F 
FI 
L 
AB 
AB 
F 
AB 
FI 
AB 
FI 
AB 
FI 
L 
FI 
L 
FI 
AB 
F 
L 
L 
F 
AB 
L 
F 



~: Fortsetzung 

Erläuterung zur Tabelle A 7: Die Rollenspielszenen sind nach 
ihrer Reihenfolge aufgelistet. Unter der Spalte TE {Trainings-
einheit) ist die Nummerierung in der Veröffentlichung der 
Szenen bei Pielmaier 1980 verzeichnet. Eine eingeklammerte Zahl 
bedeutet, daß die betreffende Szene modifiziert wurde, eine 
fehlende Zahl, daß die Szene in der Veröffentlichung fehlt. 
Unter der Spalte Lernziele ist die Kategorisierung nach überge-
ordneten Lernzielen verzeichnet: AE/AG Adäquate Durchsetzung 
gegenüber Erwachsenen/Gleichaltrigen, RE/RG Rücksichtnahme 
gegenüber Erwachsenen/Gleichaltrigen, AN Abwehr von Normüber-
schreitungsversuchen. Bereiche: AB Arbeit und Beruf, FI Familie 
und Institution, F Freizeit, L Lebensbewältigung. 
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A 8: Schwierige Lernziele der Rollenspielszenen 

Szene; Lernziel 
Nummer 

2;4 

16;3 

16;6 

17;4 

15;2 

11 ;4 

28;2 

17;6 

12;1 

16;4 

17;3 

23;2 

4;4 

5;3 

17; 5 
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Unabhängigkeit von der Meinung anderer zeigen: 
"Das muß ich schon selber wissen." 

Appelliert an das Gemeinschaftsgefühl: "Ich find 
das nur unfair, wenn sich da einer auf Kosten 
der andern drückt." 

Zeigt Interesse am andern, drückt sein positives 
Gefühl aus: "Ich möchte einfach nicht, daß einer 
von uns hier Ärger bekommt." 

Negative Konsequenzen miteinbeziehen: "Selbst 
auf die Gefahr hin, daß ich die Stelle nicht be-
komme, sag ich es ihnen lieber." 

Ironie und Vorwürfe des Chefs ertragen, besonders 
die Anspielung auf die Vorstrafe: "Mir ist es 
wirklich sehr unangenehm, daß ich zu spät komme." 

Zeigt Verständnis für die Befürchtungen des an-
dern: "Ich kann gut verstehen, daß du denkst, 
ich habe mich nicht verändert." 

Sich nicht einschüchtern lassen, nicht gefügig 
werden: "Hast du was dagegen?" 

Weist auf die Notwendigkeit einer Anstellung hin: 
"Die Stelle könnte für mich ein neuer Anfang sein." 

Ziele des andern erkennen und aussprechen: "Sie 
wollen doch sicher irgendwelche Geschäfte machen." 

Betont die gemeinsame Situation: "Wir sitzen doch 
alle im selben Boot.• 

Darstellen, daß Offenheit nicht leicht fällt: 
"Wissen Sie, es fällt mir nicht leicht, Ihnen 
das zu sagen." 

Eigene Fehler erkennen. Zugeben, daß es die eige-
ne Schuld war. · 

Sich auch durch Vorwürfe nicht beirren lassen:•Es 
tut mir leid ... • 

Seinen Standpunkt gegenüber unberechtigten Vor-
haltungen behaupten: "Ich komme ja nie darüber weg, 
wenn es mir immer vorgehalten wird." 

Lieber selbst Auskunft über die Vorstrafe geben, 
als die Gefahr eingehen, daß die Vorstrafe über 
andere Quellen bekannt wird: "Besser Sie wissen 
von Anfang an die Wahrheit, als daß es irgend-
wann einmal herauskommt." 

Erfül-
l u ngsgra•. 

0% 

0% 

0% 

0% 

5% 

8% 

9% 

10% 

11% 

14% 

14% 

14% 

18% 

18% 

19% 



A 8: Fortsetzung 

Szene; Lernziel 
Nummer 

24;5 

30;2 

12;5 

19;3 

3;5 

7 ;1 

16;5 

20 ;3 

8;4 

11 ;l 

13;2 

24;2 

11 ;5 

12;2 

Versuchen, die anderen von ihrem Vorhaben abzu-
bringen: "Ihr seid nachher die Dummen!" 

Den andern loben: "Ich merke schon, daß ich einen 
Fachmann vor mir habe." 

Ablehnen des Zeitschriftenangebots wegEn anderer 
wichtiger finanzieller Verpflichtungen: "Ich kann 
im Moment einfach kein Geld für Zeitschriften aus-
geben." 

Auf kurzfristige Wünsche verzichten können, wenn 
es nicht anders geht. Nicht allzu enttäuscht sein, 
daß er nun das Auto vorerst nicht kaufen kann. 

Andere (den "Gegner") durch Freundlichkeit oder 
ein Lob für sich gewinnen: "Die Party hast du toll 
organisiert, das macht dir so leicht keiner nach." 

Freude über die Entlassung aus der U-Haft zeigen: 
"Das ist vielleicht ein Gefühl, die Freiheit." 

Drückt aus, daß er Streit und Auseinandersetzung 
verhindern will: "Ich weiß, daß einige sich das 
nicht länger gefallen lassen wollen." 

Realistisch sein bei der Zukunftsplanung. Mögliche 
Schwierigkeiten bei der Strafaussetzung zur Be-
währung erwähnen. 

Erkennen, daß der Beamte sich für die Gefangenen 
einsetzt: "Ich finde, daß er sich genug für uns 
einsetzt ... " 

Den andern um die Verdeutlichung seiner Anspie-
lung bitten: "Du mußt schon deutlicher werden, 
wenn ich dich verstehen soll." 

Provokationen in mehr lu~tiger Weise aufnehmen: 
"Ihr scheint mir ja ~in lustiger Verein zu sein." 

Kurzfristige Abenteuer in ihren Folgen einschätzen: 
"Davon haben wir nur Ärger!" 

Appelliert an gute Erfahrungen, die man gemeinsam 
am Arbeitsplatz gemacht hat: "Sind wir nicht bis-
her gut miteinander ausgekommen?" 

Nachfragen, was der andere wi 11, den andern zu 
einer Stellungnahme bringen: "Wollen Sie nicht 
vielleicht etwas deutlicher werden?" 

Erfül-
lungsgrad 

21% 

21% 

22% 

23% 

25% 

29% 

29% 

29% 

30% 

33% 

33% 

36% 

38% 

40% 
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Erläuterung: Die 30 Szenen beinhalten 147 Lernziele. 15 Lernziele 
(10%) weisen einen Erfüllungsgrad bis zu 20% auf, weitere 14 Lern-
ziele (10%) eine Verwirklichung zwischen 21% und 40%. Die Anzahl 
auswertbarer Rollenspiele, auf die sich die obigen Prozentwerte 
beziehen, schwankt zwischen 5 und 27, mit einem Mittelwert von 16. 
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I. Fragestellung des Teilprojekts: Untersuchungsgruppe; For-
schungsmethode 

1. Die Bedeutung von Strafaussetzung· und Bewährungshilfe für 
'die strafrechtliche Rehabilitierung und soziale Integration 

Unter den strafrechtlichen Sanktionen sind die freiheitsent-
ziehenden Strafen regelmäßig mit den höchsten Rückfallraten 
verbunden 1 . Zu kurz gegriffen wäre es sicherlich, Rückfal 1-
raten allein zum Gradmesser der Wirksamkeit der verschiedenen 
Sanktionsformen zu machen 2 . Denn neben Wirkungen des Sanktions-
vollzugs ist auch der Einfluß der Zusammensetzung der jewei-
ligen Vollzugspopulation zu berücksichtigen. In der Auspräguna 
sowohl strafrechtlicher wie auch sozialer Vorbelastungen 3 un-
terscheiden sich die Vollzugsinsassen erheblich von denjeniaen 
Verurteilten, die weniger einschneidenden Sanktionen unterwor-
fen sind. 

Wenn die Situation der jungen Vollzugsinsassen durch das Zusam-
mentreffen der genannten Vorbelastungen einerseits und einer 
hohen Wahrscheinlichkeit weiterer künftiger Straffälligkeit 
und Inhaftierung andererseits gekennzeichnet ist, so wird 
hierin ein Grundproblem des Strafvollzuges deutlich: Der Straf-
vollzug vermag eine Kompensation erkannter Belastungen ·und 
Gefährdungsmomente nicht zu leisten. 

Vielmehr 
1 ung und 

treten zusätzl i ehe Gefährdungsmomente von Verurtei -
Freiheitsentzug ins Blickfeld, die geeignet sind, 

soziale Defizite festzuschreiben und zu verstärken, indem die 
Chancen einer künftigen sozialen Re- und Neu-Integration zu-
sätzlich beeinträchtigt werden. So ist einerseits sozialer und 
beruflicher Statusverlust 4 Folge des mit der Freiheitsstrafe 
verbundenen Makels; andererseits gehen von der erzwunaenen 
Eingliederung in die "totale Institution" 5 des Gefängnisses 
und von der dort auferlegten Unselbständiqkeit entmotivierende 
und resozialisierungswidrige Wirkungen auf die Insassen aus. 
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Die Frage nach den Auswirkungen auf die künftige soziale Ein-
gliederung und strafrechtliche Bewährung wird damit zum Prüf-
stein des Anspruchs des Jugendgerichtsgesetzes, Untersuchungs-
haft wie Jugendstrafvollzug nach erzieherischen Gesichtspunk-
ten zu gestalten 6 • Überwiegend kritisch eingeschätzt wird nach 
den bislang vorliegenden Befunden kriminologischer Behand-
lungs- und Evaluationsforschung jedoch nicht nur die Effizienz 
des traditionellen Verwahrvollzuges, sondern auch die Wirk-
samkeit besonderer Bildun9s- und Behandlungsmaßnahmen im Rah-
men des Freiheitsentzuges 7 • Namentlich für die Erwartung, 
durch Maßnahmen im Strafvollzug Situation und Verhalten der 
Insassen nach Freiheitsentzug günstiq beeinflussen zu können, 
hat sich bislang überwiegend keine Bestätigunq finden lassen. 

Versuche, dieser Problematik zu begegnen, konzentrieren sich 
deshalb neben Maßnahmen im Straf- oder Untersuchungshaftvol 1-
~• wie sie im Projekt "Prognose und Behandlung bei jungen 
Rechtsbrechern" erprobt wurden, auch auf entl assungsvorberei-
tende Maßnahmen, auf den Ausbau von Übergangs- oder Freigänqer-
vollzug und schließlich auf die Ersetzung des Freiheitsent-
zuqes durch ambulante Maßnahmen, hier insbesondere durch Straf-
aussetzung und Bewährungsaufsicht. 

Durch den Ausbau der letztgenannten Alternative zum Freiheits-
entzug, namentlich durch die Einführung der Bewährungshilfe 8 , 
trug der Gesetzgeber der Einsicht Rechnung, daß bei den zu 
Freiheitsstrafe Verurteilten häufig erhebliche soziale Bela-
stungen die soziale Reintegration und die Leqalbewährung ge-
fährden, und daß es zur Minderun(I dieser Gefährdunq qezielter 
Hilfen zur Bewährung in Freiheit bedarf. 

So wird die t-1ehrzahl der zu einer Ju(lendstrafe verurteilten 
Jugendlichen und Heranwachsenden heute zunächst bedingt verur-
teilt: Der Vollzug der verhängten Strafe wird für die Dauer 
einer Bewährungszeit, 
rung ausgesetzt und 
unterstellt 9 • 
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Auch für die Mehrzahl der jungen Untersuchungsgefangenen 
bleibt die Untersuchungshaft zunächst die einzige Hafterfah-
~- Wird die verhängte Jugendstrafe (oder der verbleibende 
Strafrest derselben l zur Bewährung ausgesetzt, so entscheidet 
der Erfolg oder Mißerfolg des Bewährungsverfahrens über die 
weitere Zukunft des Verurteilten. 

Durch die Aussetzung des Vollzugs der Freiheitsstrafe soll die 
Gefährdung der sozialen Integration vermieden, durch gezielte 
Hilfen des Bewährungshelfers die Lösung anstehender Probleme 
unterstützt werden. Neben die Überwachung der gerichtlichen 
Auflagen treten daher die Hilfen durch Gespräch und Informa-
tion, durch Vermittlung von Kontakten zu Behörden und Lei-
stungsträgern, bei der Arbeits- und Wohnungssuche, häufig aber 
auch direkte Interventionen des Bewährungshelfers zur Durchset-
zung von Leistungsansprüchen der Probanden oder etwa in Ver-
handlungen mit Gläubigern zum Zweck der Schuldenreduzierung 
und -regelung und zur Abwehr unberechtigter Ansprüche. 

Die Strafaussetzung soll nicht nur soziale Desintegration ver-
meiden, die Reintegration fördern und dadurch das Rückfall-
risiko mindern, sondern dem Verurteilten auch die Chance einer 
strafrechtlichen Besserstel 1 ung eröffnen: Bei günstigem Ver-
1 auf der Bewährungszeit wird die Strafe erlassen. Der Verur-
tei 1 te bleibt in diesem Falle nicht nur vom Vollzug der 
verhängten Freiheitsstrafe verschont; er darf sich (wie schon 
während der Bewährungszeit l als nicht vorbestraft bezeichnen; 
die Verurteilung findet keine Aufnahme in ein Führungszeugnis. 
Zweck der Strafaussetzung ist mit der Tilgung des Strafmakels 
also die strafrechtliche Rehabilitierung des Straftäters. 

Welche kriminalpolitische und soziale Bedeutung der Strafaus-
setzung heute zukommt, mag schon aus folgenden Zahlen hervor-
gehen: Etwa zwei Drittel der Strafaussetzungen enden mit einem 
Straferlaß; von den Insassen des Jugendstrafvollzugs jedoch 
waren etwa 70 % zuvor mindestens einmal der Bewährungsaufsicht 
unterstellt worden. Die Mehrzahl der Bewährungsunterstellungen 
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führt damit tatsächlich am Gefängnis vorbei, wie auch anderer-
seits der Weg ins Gefängnis überwiegend über ein gescheitertes 
Bewährungsverfahren führt. Der Antritt des Vollzugs einer Frei-
heitsstrafe aber ist unter den strafrechtlichen Sanktionen mit 
dem höchsten Risiko erneuter Inhaftierung verbunden 10 ; mit 
wiederholter Verurteilung und Inhaftierung wird schließlich 
die Fortsetzung der strafrechtlichen Karriere wahrscheinlicher 
als ihr Abbruch. 

Für Eintritt oder Vermeidung einer Vollzugskarriere und damit 
auch für die sozialen Konsequenzen der Verurteilung spielt 
deshalb die gerichtliche Entscheidung über die Strafaussetzung 
und der Verlauf des Bewährungsverfahrens eine entscheidende 
Rolle. Dies gilt auch für die hier untersuchte Gruppe junger 
Straftäter. 

2. Fragestellung, Untersuchungsgruppe und Forschungsmethode 

Vorgestellt werden im folgenden Ergebnisse einer Untersuchung 
von 170 Probanden aus der Untersuchungsgruppe des Projekts 
"Prognose und Behandlung bei jungen Rechtsbrechern", die nach 
Aussetzung der Jugendstrafe oder eines Strafrestes unmittelbar 
nach Entlassung der Bewährungsaufsicht unterstellt worden 
waren 11 • Informationen über die Situation nach Entlassung und 
über den weiteren Verlauf und Ausgang des Bewährungsverfahrens 
wurden gewonnen durch die mehrmalige schriftliche Befragung 
von Bewährungshelfern und Probanden während des 1 auf enden Be-
währungsverfahrens 12. 

Nach den Erhebungen im Rahmen der Aktenanalyse (vgl. den Rei-
trag von Hermanns in diesem Band\ wurde bei ca. 55 % der 
(durch eine Strafakte) erfaßten Jugendlicnen als Sanktion eine 
zur Bewährung ausgesetzte Jugendstrafe (oder die Aussetzung 
der Verhängung einer 
39 % mußten dagegen 

Jugendstrafe nach § 27 JGG l angeordnet. 
unmittelbar im Anschluß an die llntersu-

chungshaft eine Jugendstrafe antreten. Die Gruppe, auf welche 
die im folgenden dargestellten Daten bezogen sind, setzt sich 
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zusammen aus 119 Probanden, deren Jugendstrafe, und 51 Proban-
den, deren Strafrest zur Bewährung ausgesetzt wurde und die 
bei einer von 8 ausgewählten Geschäftsstellen der Bewährungs-
hilfe in Baden-Württemberg der Bewährungshilfe unterstellt 
waren. 

Diese Gruppe zeichnet sich, wie dies für die gesamte Unter-
suchungsgruppe des Projekts "Prognose und Behandlung bei jun-
gen Rechtsbrechern" Vergleich 
jungen 
durch 

Verurteilten 
gilt, im 

und auch der 
ein überdurchschnittliches 

jungen 
Maß an 

zur Gesamtheit der 
Bewährungsprobanden 

strafrechtlichen und 
sozialen Vorbelastungen aus, wie sie für die Insassen des 
Jugendstrafvollzugs charakteristisch sind. 

So gibt die Untersuchung des Bewährungsverl aufs dieser Gruppe 
zugleich Gelegenheit, die Eignung von überdurchschnittlich 
stark vorbelasteten Verurteilten für eine Strafaussetzung zur 
Bewährung zu überprüfen und hierbei auch Fragen der pro-
gnostischen Begründbarkeit der Gewährung oder Versagung einer 
Strafaussetzung zu untersuchen. Angewandt auf eine Gruppe jun-
ger Untersuchungsgefangener ist diese Frage von besonderem 
Interesse deshalb, weil neuere Bestrebungen für eine Integra-
tion der verschiedenen jugendstrafrechtl ichen Maßnahmen 13 der 
Untersuchungshaft die Funktion einer Diagnosestation zudenken, 
von der aus spätere strafrechtliche und erforderlichenfalls 
auch therapeutische Maßnahmen ausgewählt und eingeleitet wer-
den sollen. 

Im einzelnen werden hier die folgenden Fraciestellunaen behan-
delt: 

1. Welche Bedeutung kommt den sozialen und strafrechtli-
chen Belastungsmerkmalen der untersuchten Jugendlichen 
im Hinblick auf die Einschätzung des Bewährungsrisikos 
zu? Kann dieses zum Zeitpunkt der Untersuchungshaft 
bereits zutreffend beurteilt werden? 
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2. Welchen Belastungen waren die Jugendlichen im ersten 
Vierteljahr nach Haftentlassung ausgesetzt? 

3. In welchem Zusammenhang stehen diese Belastungen mit 
dem offiziellen Bewährungserfolg? 

4. Inwieweit spiegeln sich in Zusammensetzung und Verfah-
rensausgang Unterschiede der örtlichen Sanktionspraxis 
zwischen den verschiedenen Gerichtsbezirken wider; wel-
che kriminalpolitischen Folgerungen können durch die 
Erfahrungen der Freiburger Praxis begründet werden? 

II. Die Ausgangssituation der Probanden: Probleme der progno-
stischen Beurteilung des Bewährungsrisikos 

1. Das Belastungsprofil der untersuchten Bewährungsprobanden 
im Vergleich zu den Insassen des Jugendvollzugs 

Untersuchungshaft wird gegenüber jungen Beschuldigten ver-
hängt, welche nicht nur nach strafrechtlichen, sondern auch 
nach sozialen Kriterien an der Schwelle zu einer Vollzugskar-
riere stehen. "Entsprechend der immanenten ( ... l Logik der 
Verfahrensentwicklung" 14 wird mit der Anordnung von Untersu-
chungshaft die Verhängung einer freiheitsentziehenden Sanktion 
wahrscheinlicher. Wie für die Anordnung der Untersuchungshaft 
wird auch für die spätere Sanktionsentscheidung ein benachtei-
ligender Einfluß von Indikatoren fehlender oder beeinträch-
tigter sozialer und beruflicher Bindungen, einer unregelmäßi-
gen Lebensführung und von Anzeichen sog. Verwahrlosung vermu-
tet. So werden junge Untersuchungsgefangene nicht nur häufiger 
zu Jugendstrafe verurteilt; auch die Chancen der Aussetzung 
der Jugendstrafe zur Bewährung sind deutlich geringer, wenn 
zuvor Untersuchungshaft angeordnet war 15 . 

Die Nähe der von uns untersuchten Probanden zur Zielgruppe des 
Jugendvollzugs läßt sich am Beispiel einiger ausgewählter Hin-
tergrundmerkmale illustrieren: 
Jeder Dritte, der im Anschluß an Untersuchungshaft der Bewäh-
rungsaufsicht unterstellten Probanden, hatte mindestens eine 

518 



"' '"' 

S
ch

au
bi

ld
 

1:
 

V
er

gl
ei

ch
 

ei
n

ig
er

 
H

in
te

rg
ru

nd
m

er
km

al
e 

be
i 

ju
ge

nd
li

ch
en

 
V

ol
lz

ug
si

ns
as

se
n 

un
d 

B
ew

äh
ru

ng
sp

ro
ba

nd
en

 
7 

V
er

gl
ei

ch
 j

ug
en

dl
ic

he
r 

V
ol

lz
ug

si
ns

as
se

n 
(N

 =
 40

9)
 

un
d 

B
ew

äh
ru

ng
sp

ro
ba

nd
en

 (
N

 • 
11

9)
 h

in
si

ch
tl

ic
h 

ei
ni

ge
r 

H
in

te
rg

ru
nd

m
er

km
al

e 
(H

äu
fi

gk
ei

te
n 

in
 %

) 

• 
Z

ug
än

ge
 J

ug
en

dv
ol

lz
ug

 

(1
 Be

w
äh

ru
ng

sp
ro

ba
nd

en
 

84
 

85
 

¼
,. 

'h
 

;,,,
;,,,

 
"r~

"ir 
""

"IJ
 

. 
lii

,4
-0

tk
 

OIJ
-0,,

 &.
 

"4
,,;,

 
• .,,

,r 
"8r

.,,, 
, •

 .,,
.,,

 
'¾

;.
 01

i,,,
, 

01
i„ 

JJ,,
,.,,,

. 
" 

"'1
i,a

b,i
. 

"b1
1e1

i,,, 11 
cfi

,-O
g 

.l),
.oe

., 
¼

,. 
'h

 
~o„

8,, 
"r~

,, ,,
,. 

. 
"1

 
~'

ta
; 08

 



Heimunterbringung hinter sich; fast jeder Dritte war ohne 
Schul abschluß und fast bei jedem siebten Probanden war der 
Vater nicht oder nicht mehr berufstätiq; bei jedem Zweiten 
wurde die wirtschaftliche Lage im Eltern~aus in den Strafakten 
als schlecht beschrieben. Wie stark sich in der sozialen Zusam-
mensetzung der hier untersuchten Gruppe Armut, beengte Wohn-
bedingungen und soziale Benachteiligung konzentrieren, wird 
vor allem an der hohen Kinderzahl der Herkunftsfamilien deut-
1 ich; die Probanden kamen aus Familien mit einer mittleren 
Kinderzahl von mehr als vier Kindern; diese Zahl entspricht 
Information1g zur Sozialstatistik des Juqendvollzuqs Baden-
Württemberg , wo die durchschnittliche Zahl von Geschwistern 
(ohne den Gefangenen selbst l, mit denen noch Kontakt bestand, 
bei 3,3 lieqt, also die mittlere Kinderzahl noch über 4,3 
anzunehmen ist. 

Auch zu einigen Hintergrundmerkmalen lassen sich der genannten 
Sozialstatistik des Jugendvollzugs vergleichbare Informationen 
entnehmen; sie sind in dem folgenden Schaubild den jeweiligen 
Häufigkeiten in der von uns untersuchten Gruppe der nach Unter-
suchungshaft unterstellten Bewährungsprobanden gegenüberge-
stellt. 

2. Zur prognostischen Validität von Beurteilunqen durch die 
Jugendgerichtshilfe 

Im ersten Zugriff auf die Frage nach Risikofaktoren und 
damit nach prognostischen Kriterien - bei der Aussetzunqsent-
scheidung bietet sich an, die Gutachten der Jugendgerichtshil-
fe daraufhin zu untersuchen, welchen Merkmalen dort proqno-
sti sches Gewicht beigemessen wird. Anhand des späteren Aus-
qangs des Bewährungsverfahrens kann sodann überprüft werden, 
wie sich diese prognostischen Erwägungen bewährt haben und 
inwieweit durch zusätzliche Informationen eine treffsicherere 
Bewährungsprognose mnglich qeworden wäre. 

Bei der Analyse der Jugendgerichtshilfeberichte 18 der unter-
suchten Bewährunqshilfeprobanden f6nden sich fünf Merkmale, 
deren Vorliegen am stärksten qazu beigetragen hat, dem Jugend-
lichen keine positive Bewährungsprognose zu stellen: 
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das Alter der Beschuldigten: Vor allem bei jünaeren 
Probanden waren die Jugendgerichtshelfer mit positiven 
Prognosen zurückhaltend; 



- uneheliche Geburt der Probanden; 

ausländische Staatsangehörigkeit der Eltern oder eines 
Elternteils; 

- häufiger Arbeitsstellenwechsel des Probanden; 

- fehlender Schulabschluß. 

Während somit die Bereiche Familie-Schule-Beruf bei der pro-
gnostischen Urteilsbildung der Jugendgerichtshelfer im Vorder-
grund standen, fand sieh kein nachweisbarer Einfluß des Fak-
tors "Vorstrafenbel astung" auf den Tenor der Entwicklungspro-
gnosen. 

Bei der jugendrichterl ichen Entscheidung dagegen war erwar-
tungsgemäß der Zusammenhang zwischen dem Vorstrafenmerkmal 
- zusammen mit unabgeschlossener Schulbildung und ungeregelten 
Wohnverhältnissen - und der Ablehnung einer Strafaussetzung 
besonders ausgeprägt. 

Beim Vergleich mit dem 
gang fand sich indessen 

späteren tatsächlichen Verfahrensaus-
kein Beleg für die Gültigkeit der 

Prognosen der Jugendgerichtshilfe: Auch die Probanden, denen 
der Jugendgerichtshilfebericht keine positive Prognose qe-
stellt hatte, bewährten sich, sofern ihnen Strafaussetzunq 
gewährt wurde, nicht schlechter als die Probanden mit ausdrück-
lich günstiger Entwicklungsprognose und expliziter Aussetzungs-
empfehlung durch die Jugendgerichtshilfe. 

3. Verbesserung der Bewährungsprognose durch Persönlichkeits-
diagnostik? 

Ein psychologisch-diagnostisches Instrument, das im deutschen 
Sprachraum auch in kriminologischen Untersuchungen ebenso wie 
in der Praxis zur Begutachtung junger Straftäter (auch im 
Hinblick auf die jugendgerichtliche Aussetzungsentscheidung) 
relativ häufig eingesetzt wird, ist das Freiburger Persönlich-
keitsinventar 19 . 

521 



Das Vorliegen persönlichkeitsdiagnostischer Befunde zu den un-
tersuchten Jugendlichen erlaubt uns zu überprüfen, ob durch 
die Heranziehung eines persönlichkeitsdiaqnostischen Instru-
ments die prognostische Validität der Begutachtung durch die 
Jugendgerichtshilfe hätte erhöht werden können. 

Folgt man Annahmen, wie sie etwa von Eysenck (1964) zum 
Zusammenhang von "Verbrechen und Persönlichkeit" formuliert 
wurden und wie sie persönlichkeitspsychologischen Erklärungsan-
sätzen zugrunde liegen, so wird man in der Ausprägung von 
Persönlichkeitsdimensionen wie Extraversion, emotionale Labili-
tät {vgl. Kury 1980), Nervosität, Aggressivität, Reizbarkeit 
{vgl. Egg 1979 m.w.N.), die von der unausgelesenen Normpopula-
tion abweichen, Indikatoren einer in der Persönlichkeitsstruk-
tur begründeten kriminellen Gefährdung vermuten. 

Entsprechende Annahmen sind jedoch, mit wenigen Ausnahmen, 
kaum auf explizierte und prüfbare persönlichkeitstheoretische 
Annahmen gegründet {kritisch Häcker u.a. 1976 m.w.N. ). Ihr 
Ausgangspunkt ist vielmehr die induktive Verallgemeinerung 
beobachteter zusammenhänge zwischen Persönlichkeitsmerkmalen 
und registrierter oder selbstberichteter Delinquenz. Verschie-
dene Untersuchungen {Rasch u. Kühl 1973; Lösel u. Wüstendörfer 
1976; Egg 1979 m.w.N.) berichteten bei Strafgefangenen, aber 
auch bei im Dunkelfeld verbliebenen Tätern jeweils signifikan-
te Unterschiede zu nichtregistrierten Vergleichspopulationen 
in verschiedenen Skalen des FPI {vgl. a. Villmow-Feldkamp 
1976; Villmow-Feldkamp u. Kury 1983). Walter u.a. (19751 konn-
ten auch bei noch strafunmündiqen Dunkelfeldtätern einiqe der 
charakteri st i sehen Abweichungen zwi sehen Deli nquenteri und 
Nichtdelinquenten bestätigen, zeigen jedoch, daß der Schluß 
von psychischer Auffälligkeit auf höhere Delinquenzbelastung 
im Dunkelfeld nicht zulässig ist; die kausale und prognosti-
sche Bedeutung extremer FPI-Werte werden daher bezweifelt. 

Gottfredson u. Ballard (1966) prüften, inwieweit die Heran-
ziehung persönlichkeitsdiagnostischer Befunde (u.a. MMPI und 
self-esteem-Skal en) zu einem Satz von Indikatoren der Sozial-
und Legalbiographie von parole-Probanden eine bessere Prognose 
des Bewährungserfolgs erlauben. Sie berichten, daß die Persön-
lichkeitsdiagnosen praktisch keine zusätzliche prognostisch re-
levante Information erbrachten. 

Im Rahmen der hier dargestellten Untersuchung wurde der späte-
re Ausgang der Bewährungsverfahren als Kriterium der Vorher-
sagegüte einer hypothetischen Bewährungsprognose auf der Basis 
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der FPI-Skalenwerte herangezogen. Die Bedinqungen der Testauf-
nahme entsprachen dabei weitgehend denjenigen, die bei einem 
Einsatz dieses Inventars im Rahmen der Begutachtung für den 
Jugendgerichtshi lfeberi cht gegeben wären: Die Testaufnahme er-
folgte im Zeitraum zwischen Inhaftierun<1 und Hauptverhandlung 
und wurde in der Untersuchungshaftanstalt durchgeführt. Aller-
dings wurden die Testergebnisse weder dem Gericht noch dem 
späteren Bewährungshelfer zugänglich gemacht, sondern ledi<1-
lich für das Forschungsprojekt herangezogen. 

Um die zu unterstellende Urteilsbildung eines aus der einschlä-
gigen Literatur informierten Diagnostikers zu simulieren, 
wurde angenommen, daß ( im Anschluß etwa an Egg 1979 m.w. N.) 
folgende Skalen bei der Prognosestellung berücksichtigt worden 
wären, in denen sich die Strafgefangenenpopulation in zahl-
reichen Untersuchungen von der unausgelesenen Normpopul ation 
unterschied: 

FPI-1 (Nervosität, psychosomatische Störungen), 
FPI-2 (spontane Aggressivität, Unbeherrschtheit, emotio-

nale Unreife), 
FPI-3 (Depressivität, Selbstunsicherheit), 
FPI-4 (Reizbarkeit, Erregbarkeit, geringe Frustrations-

toleranzl, 
FPI-8 (Gehemmtheit, Angespanntheit, Kontaktproblemel. 

Alternativ oder ergänzend zu der hier getroffenen Variablen-
auswahl sollten auch die Ausprägungen der Skalen FPI-N ( "Emo-
tionale Labilität") und FPI-E ("Extraversion") auf ihre pro-
gnostische Validität untersucht werden. 

Da präzisere Aussagen in 
vorgefunden werden, wird 

der einschlägigen Literatur nicht 
unterstellt, daß insbesondere das 

Vorliegen extremer Ausprägungen in mehreren der genannten 
FPI-Skalen die Annahme eines auf kriminelle Gefährdung hindeu-
tenden Persönlichkeitsprofi 1 s begründen würde. "Extrem" wird 
hier dabei in bezug auf die Verteilung in unserer Untersu-
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chungsgruppe definiert: In einem "Extremscore" wird oezählt, 
in wievielen der genannten Skalen (FPI 1, 2, 3, 4 und 8) ein 
Proband jeweils Werte im Berei eh des oberen - ungünstigeren -
Quartils der Werteverteilung der untersuchten Gruppe aufweist. 

Die folgende Tabelle 2 zeigt das Ergebnis des Mittelwertver-
gleichs der später widerrufenen und der später ohne Widerruf 
gebliebenen Probanden in den einzelnen Skalen des FPI sowie im 
"Extremscore". 

Tabelle 2: FPI-Mittelwerte bei später widerrufenen 
und ohne Widerruf gebliebenen Probanden 

Mittelwerte 
Probanden Probanden 

FPI-Skalen mit Widerruf ohne Widerruf 

FPI -1 Nervosität 7.07 7.78 
FPI -2 spontane Aggression 6.36 6.69 
FPI -3 Depression 9.09 9.05 
FPI -4 Erregbarkeit 5.49 5.85 
FPI -5 Gese 11 i gkei t 8.49 8.48 
FPI -6 Gelassenheit 6.30 5.73 
FPI -7 reaktive Aggression 4.58 5.30 
FPI -8 Gehemmtheit 11.10 10.95 
FPI -E Extraversion -7 .81 7.83 
FPI -N emotionale Labilität 6.99 7.07 
FPI -M Mas ku l i nität 7.31 7.19 

"Extremscore" 1.22 1.43 

N =,15520 67 88 
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Der Vergleich zeigt, daß anhand der zu Beginn der Untersu-
chungshaftzeit erhobenen FPI-Daten eine Trennung von späteren 
"Bewährungserfolgen" und "Bewährungsrisiken" nicht möglich ge-
wesen wäre. 

Bei Anwendung eines Signifikanztests würden die Unterschiede 
zwischen den 12 FPI-Skalen in keinem Fall das 5 %-Niveau und 
lediglich in einem von 12 Fällen (FPI-71 das 10 %-Niveau unter-
schreiten. Die Abweichungen liegen also durchweo im Bereich 
der erwartbaren Zufallsvarianz. 

Dasselbe gilt für den "Extremscore", der sogar bei der später 
"erfolgreichen" Gruppe im Mittel leicht höher liegt als in der 
Widerrufsgruppe. 

Im Falle einer Berücksichtigung dieser Daten bei der Ausset-
zungsentscheidung wäre einer größeren Zahl von hiernach tat-
sächlich "bewährten" Probanden eine Strafaussetzung versagt 
worden: Von 33 Probanden, die in 3, 4 oder 5 der obengenannten 
Skalen extrem ungünstige Ausprägungen aufwiesen, wurden tat-
sächlich nicht mehr als 11 widerrufen. Die Annahme einer Ver-
besserung einer Bewährungsprognose durch Berücksichtigung von 
Testdaten des FPI läßt sich für die untersuchte Gruppe demnach 
nicht bestätigen. 

Die Verqleichswerte in den einzelnen Dimensionen zeiqen zudem, 
daß auch bei jeder beliebigen anderen Berechnung des "Extremi-
tätsscores• kein plausibleres Ergebnis zustande gekommen wäre, 
nach dem sich eine prognostische Interpretation "straftäter-
typischer" Persönlichkeitsprofile hätte rechtfertioen lassen. 

Die geringe prognostische Validität der FPI-Daten unserer 
Untersuchungsgruppe läßt sich möglicherweise u.a. auf die be-
sondere Streßsituation bei der Testdurchführuno - kurz nach 
erfolgter Inhaftieruno - zurückführen. Ein s~lcher Einwand 
würde allerdings in gi ei eher Weise jede Testerhebung für gut-
achterl iche Zwecke in Strafverfahren, also auch außerhalb 
einer wissenschaftlichen Untersuchuno, betreffen: Umstände und 
Zeitpunkt der Erhebung würden in jedem Fall unter derselben 
Belastung stehen. - Eine Wiederholung der Berechnung mit den 
Daten der Zeitmessungen ca. 8 Wochen nach dem Ersttest er-
brachte keine bedeutsamen Abweichungen von den mitgeteilten 
Ergebnissen. 
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4. Merkmale der Sozial- und Legalbiographie und ihr Zusammen-
hang mit dem späteren Bewährungserfolg 

Auch die Berücksichtigung der anderen, aus den Strafakten und 
insbesondere den Jugendgerichtshi lfeberichten zu entnehmenden 
Informationen scheint nach den Befunden unserer Erhebung wenig 
geeignet, eine Auswahl bestimmter Personengruppen in Hinblick 
auf ihre mutmaßliche "Bewährungseignung" vorzunehmen: Selbst 
bei den traditionell in statistischen Proqnosetafeln berück-
sichtigten Sozialmerkmalen 21 fanden sich j-eweils nur geringe 
oder allenfalls mäßige Abweichunaen von der durchschnittlichen 
Widerrufsquote von ca. 44 % (vgl. Tabelle 31. 

Einzig die Vorstrafenbelastung stand in einem deutlicheren 
Zusammenhang mit dem Verfahrensausgang: Hier werden die be-
trächtlichsten Abweichungen in den Widerrufsanteilen beobach-
tet. 

5. Entwicklungstendenzen im Gebrauch der Strafaussetzung und 
die Frage der "Bewährungseignung" vorbelasteter Straftäter 

Die überdurchschnittliche Widerrufsbel astung der bereits frü-
her mit Jugendstrafe sanktionierten Probanden scheint auf den 
ersten Blick geeignet, Bedenken hinsichtlich der "Bewährungs-
eignung" dieser Gruppe zu begründen. Eine solche Interpre-
tation, wie sie sich sowohl der Kommentarliteratur (vgl. 
Brunner (1984) zu§ 21 JGG) als auch durchweg der einschlägi-
gen Prognoseliteratur entnehmen läßt, geht indessen von der 
impliziten Voraussetzung aus, daß der Bewährungserfolg im we-
sentlichen Folge bestimmter persönlich zuschreibbarer Merkmale 
oder Merkmalskonstellationen sei. Wo eine Strafaussetzung auf-
grund der Vorstrafenbelastung abgelehnt wird, wird zudem still-
schweigend unterste 11 t, daß in d i es em Fa 11 e der Vo 11 zu g einer 
Freiheitsstrafe spezialpräventiv effektiver sei als deren Aus-
setzung zur Bewährung. 
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Tabelle 3: Merkmale der Sozial- und Legalbiographie 
und Verfahrensausgang im Bewährungsverfahren 

Merkmal Widerrufsanteil 
unter a .Meri<ma l 

widerrufen/gesamt % 

weibl. Haupterziehungsperson berufstätig 22/52 = 42 
männl. Haupterziehungsperson nicht berufstätig 8/15 = 53 
Wechsel der Haupterziehungsperson 36/80 = 45 
Heimaufenthalt nach Jahren 

kein Heimaufenthalt 42/109 = 39 
1 Jahr 6/13 = 46 
2 bis 5 Jahre 8/17 = 47 
über 5 Jahre 8/18 = 44 

wirtschaftliche Situation 
zur Tatzeit schlecht 33/72 = 46 
feste Freundin zur Tatzeit 23/49 = 47 
Pb. unehelich geboren 16/28 = 57 
Pb. ohne Schulabschluß 26/45 = 58 
Pb. ohne Berufsausbildung 60/140 = 43 
Pb. zur Tatzeit arbeitslos 31/76 = 41 
Pb. ohne festen Wohnsitz 13/25 = 52 
Drogenkonsum (aktenkundig; 
auch gelegentlich) 21/45 = 47 
Vorstrafenbelastung: 
ohne fruhere Verurteilung 8/37 = 22 
frühere Verurteilung unterhalb einer 
Jugendstrafe 29/71 = 41 
frühere Jugendstrafe 37/62 = 60 

zum Vergleich: 
Widerrufsanteil über N = 170 Probanden 74/170 = 44 
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Diese Annahme entbehrt indessen, wenn wir den oeqenwärtioen 
Stand der veroleichenden Sanktionsforschuno in Betracht zie-
hen, der empirischen Grundlage: Gerade die hohe Selbstrekru-
tierungs- und Rückkehrerquote des Strafvollzuqs, die schon um 
die Jahrhundertwende Ausqangspunkt der Forderungen nach einer 
zweckmäßigeren Ausgestaltung des Jugendstrafrechts wurde 22 , 
war eines der wesentlichen Motive für den Ausbau von Strafaus-
setzung und Bewährungshilfe als Alternative zum Freiheitsent-
zug. 

Die Frage, ob eine Ausweitung der Bewährungsunterstellung auch 
auf den "harten Kern" der bereits rückfälligen Straftäter 
verantwortbar und aussichtsreich ist, wurde durch die Entwick-
lung der qerichtlichen Strafaussetzungspraxis bereits im posi-
tiven Sinne beantwortet: 

Der Anteil der Bewährunqsprobanden ohne Vorstrafe nahm im 
Zwanzigjahreszeitraum 1963 bis 1983 bis auf 20 % ab. Trotz 
Vorstrafen der Bewährunqsaufsicht unterstellt sind heute ca. 
80 % der Probanden; der Anteil der bereits zum wiederholten 
Male unterstellten nahm sooar von 12,7 % (19631 auf 41, l % 
(1983) zu (s. Schaubild 4). 

Die zunehmende Einbeziehung von bereits vorbestraften (und 
auch in sozialer Hinsicht stärker belasteten) Probandengrup-
pen, die zuvor als für eine Strafaussetzung weniger geeiqnet 
galten, hat indessen die Bilanz der Bewährungserfolge - gemes-
sen durch die gerichtliche Straferlaßentscheidung - keineswegs 
ungünstig beeinflußt: Auffällig ist, daß insbesondere die 
stärker vorbelasteten Probandengruppen sich durch eine über-
durchs c h n i t t l i c h e g ü n s t i g e E n t w i c k l u n g der ,Strafe r l aß q u o t e n i m 
beobachteten Zeitraum auszeichneten 23 . 
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Schaubild 4: Zusammensetzung und Widerrufsquote bei den 
Bewährungsaufsichten 1963-1983 

Im Zeitraum 1963 bis 1983 .. 1963 1983 

der Anteil der Strafaussetzungen 
bei den Freiheits- und Jugendstrafen .. 
bis zu einem Jahr: von 39 auf 74 % 

von mehr als einem bis zu zwei Jahren: 
von 0 auf 30 % 

39,1 

0 

der Anteil der Bewährungsprobanden, die .• 
bereits wiederholt verurteilt waren: 

von 59 auf 80 % 

bereits wiederholt unter Bewährungs-
aufsicht standen: von 13 auf 41 % 

die Widerrufsguote .• 
bei den bereits wiederholt unter 
Bewährungsaufsicht gestellten 
Probanden: um 16 Prozentpunkte 
bei den Probanden mit Vorstrafen 

um 15 Prozentpunkte 
bei den Probanden ohne Vorstrafen 

um 10 Prozentpunkte 

58,5 

12,7 

61,4 
55,5 

30,3 

---------

Daten bezogen auf die in den jeweiligen Jahren abgeschlossenen 
Bewährungsaufsichten. 
Quelle: Eigene Berechnung nach: Statist. Bundesamt (Hrsg.): 
Statistik Strafverfolgung; Statistik Bewährungshilfe für die 
entsprechenden Jahre. 

74,5 

30,2 

79,8 

41,1 

45,5 
40,7 

20,3 
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Getrübt wird diese insoweit begrüßenswerte Entwicklung all er-
dings durch die extensive Anordnung von Untersuchunqshaft auch 
bei solchen Beschuldigten, bei denen nicht eine vollziehbare 
Jugendstrafe, sondern eine ambulante Maßnahme als Sanktion 
verhängt wird. So übersteigt der jährliche Durchlauf der Unter-
suchungshaftanstalten bei weitem die Anzahl der Strafhaftan-
tritte von Jugendlichen und Heranwachsenden; ja für die Mehr-
zahl der Untersuchungsgefangenen bleibt die Untersuchungshaft 
die eigentliche, jedenfalls die einzige freiheitsentziehende 
Sanktionsmaßnahme. Bezogen auf die 1984 erfolgten Strafaus-
setzungen betrug der Anteil von Verurteilten, die zuvor in 
Untersuchungshaft waren, bei den ausgesetzten Juqendstrafen 
17,l % und damit deutlich mehr als bei den nach allqemeinem 
Strafrecht ausgesetzten Freiheitsstrafen mit 10,6 %24 •. 

Welche Probleme stellen sich Probanden und Bewährunqshilfe in 
der Situation der Entlassung aus Untersuchungshaft? Welchen 
Einfluß haben diese Probleme auf den weiteren Verlauf und 
Ausgang des Bewährungsverfahrens? Diese Fragen sollen im fol -
genden untersucht werden. 

III. Die Situation nach der Haftentlassung und ihre Bedeutung 
für den Bewährungserfolg 

l. Entlassungsvorbereitunq 

Daß es an einer systematischen Entlassunqsvorbereitunq als 
Beitrag zur Erleichterung der sozialen Integration von Haft-
entlassenen weitgehend fehlt, haben für den Bereich des Straf-
vollzuqs verschiedene Untersuchungen deutlich qenuq beleqt 
(Calliess 1970; Dellschaft-Hupfauer 1973; Maelicke 1977; For-
schungsgruppe Haftentlassene 1977). 

Mehr noch als bei der Entlassung aus dem Strafvollzuo - wo bei 
Kenntnis des Entlassungstermins die Sozialabteilung der Haftan-
stalt rechtzeitig Versuche zur Klärunq der dränqendsten Fragen 
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bezüqlich Unterkommen und Lebensunterhalt einleiten kann - be-
steht bei der Entl assunq aus Untersuchunqshaft das Risiko der 
unvorbereiteten Konfrontation des Entlassenen mit den ver-
schiedenartigen Problemen der Reintegration. 

Während freie Vereinioungen in verschiedenen Städten Anlauf-
stellen geschaffen haben, die allerdings personell wie finan-
ziell meist unzulänqlich ausgestattet sind (vgl. Schubert 
1976; Forschungsgruppe Haftentlassene 1977 m.w.N.; Dünkel 
1979), kann im staatlich organisierten Bereich streng genommen 
nur dort von einer institutionalisierten Entlassenenhilfe ge-
sprochen werden, wo im Falle einer Strafrestaussetzunq durch 
die Unterstellung unter einen Bewährungshelfer fachliche Hilfe 
bei der Bewältigung von Problemen nach Haftentlassung bereit-
gestellt wird. 

So kann nach den Beobachtungen bei der hier untersuchten Grup-
pe ein Großteil der Tätigkeit der Bewährungshilfe als Entlas-
senen- und Reintegrationshilfe betrachtet werden. Relativ 
häufig sind Kontakte mit den Probanden, so lanqe es darum 
geht, die akuten Notwendigkeiten hinsichtlich Wohnunq, Ausbil-
dung oder Arbeitsvermittlung, Schuldenregulierung und anderer 
Fragen der Existenzsicherung zu klären und den Probanden zu 
unterstützen oder zu motivieren, die erforderlichen Schritte 
in Angriff zu nehmen. 

Nur bei etwa einem Drittel 
serer Untersuchung bejahten 

(59/170 = 35 % ) der Probanden un-
die Bewährungshelfer die Frage 

Maßnahmen der Haftanstalt oder nach ent 1 assungsvorberei tenden 
des Gerichts. Im Vordergrund stand dabei die Bemühung, eine 
geeignete Unterkunft für die jungen Probanden zu suchen, die 
nach der Inhaftierung ihre eigene Unterkunft verloren hatten 
oder in ihre frühere Unterkunft (auch in die elterliche Woh-
nung) nicht mehr zurückkehren konnten oder wollten (vgl. Tabel-
1 e 5 l. 
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Tabelle 5: Maßnahmen der Entlassungsvorbereitung auf Veran-
lassung von Haftanstalt oder Jugendrichter 
(bei N = 59 von 170 Probanden) 

Art der Entlassungsvorbereitung N+) %++) 

Unterkunft für den Probanden gesucht 22 37 
allgemeine Gespräche mit dem Probanden 16 27 
Bewährungshelfer wird informiert 10 17 
erfolgreich Arbeitsstelle 
geklärt/vermittelt 6 10 
erfolglose Arbeitssuche 6 10 
Therapie, Behandlung geklärt 6 10 
Ausbildung (nicht Lehre) vermittelt 3 -
Meldung beim Arbeitsamt 1 -

Gesamt 59 100 % 

+) Mehrfachnennungen 
++) %-Werte bezogen auf N = 59 

Obwohl fast jeder zweite Jugendliche (46 %) vor seiner Inhaf-
tierung bereits arbeitslos war, gingen in nur wenigen Fällen 
der Haftentlassung auch Bemühungen um eine Klärung der Ar-
beits- oder Ausbildungssituation der Haftentlassung voraus. So 
blieb auch die Veranlassung der Arbeitslosenmeldung beim Ar-
beitsamt in aller Regel erst der Initiative des Bewährungs-
helfers überlassen: Nur in einem einzigen Fall war dies be-
reits vor Haftentlassung erfolgt. Die dadurch eintretende Ver-
zögerung der Arbeitslosenmeldung wirkt sich zwanqsläufig auch 
negativ auf die finanzielle Situation des Probanden aus, da 
Leistungen des Arbeitsamtes (soweit Ansprüche aufqrund frühe-
rer Arbeitsverhältnisse überhaupt bestehen) nicht rückwirkend 
gewährt werden. In vielen Fällen wurden die Probanden über-
haupt erst durch den Bewährungshelfer auf bestehende Ansprüche 
aufmerksam gemacht. 
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Das offensichtliche Defizit an entlassungsvorbereitenden Maß-
nahmen, vor allem im Hinblick auf das Problem der Arbeits-
suche, fällt um so mehr ins Gewicht, als vermutet werden muß, 
daß die Anordnung der Untersuchungshaft selbst in nicht 
wenigen Fällen die Arbeitslosigkeit herbeigeführt hat: Von 128 
der im Projekt "Prognose und Behandlung bei jungen Rechts-
brechern" untersuchten jungen Untersuchungsgefangenen, die 
nach den Akteneintragungen zur Tatzeit noch einen festen Ar-
beits- oder Ausbildungsplatz hatten, fand sich bei 60, also 
fast jedem zweiten, schon in der Akte der Hinweis, daß der 
Arbeitsplatz nach Haftentlassung voraussichtlich nicht mehr 
eingenommen werden kann. Von den 170 Probanden der kleineren 
hier untersuchten Gruppe waren es schließlich nicht mehr als 
11, die an ihren alten Arbeits- oder Ausbildungsplatz zurück-
kehren konnten; selbst von den Probanden, die zur Tatzeit 
nicht arbeitslos gewesen waren, mußte zum Unterstellungszeit-
punkt für mehr als 80 % eine neue Stelle gesucht werden. 

Erleichtert wurde die Entlassungsvorbereitung vor allem dort, 
wo bereits vor Entlassung persönliche Kontakte des Bewährungs-
helfers mit dem Probanden bestanden. Das ist jedoch deshalb 
die Ausnahme, weil die persönliche Bestellung des Bewährungs-
helfers erst nach dem Beschluß über die Aussetzung der Strafe 
oder des Strafrestes erfolgt. Vor allem dort, wo durch ein 
früheres Bewährungsverfahren bereits Kontakte bestanden, schal-
tete sich der Bewährungshelfer vorzeitig ein. 24 (14 % von 
N = 170) Probanden wurden vom Richter wegen bereits bestehen-
der Kontakte persönlich einem bestimmten Bewährungshelfer 
unterstellt. Zu 46 Probanden (27 %1 hatte der Bewährungshelfer 
bereits vor der letzten Inhaftierung und zu 58 ( 34 % ) während 
der Haftzeit persönlichen Kontakt gehabt; bei 52 (31 %) Proban-
den bestanden vor oder während der letzten Haftzeit bereits 
Kontakte des Bewährungshelfers mit Bezugspersonen des Proban-
den, hierunter überwiegend zu Eltern oder zur Freundin des 
Probanden. 
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2. Arbeitslosigkeit zu Beginn der Bewährungszeit und Wider-
rufsgefährdung 

Während die These einer ursächlichen Beziehung zwischen Ar-
Kriminalität in der Literatur weiterhin beitslosigkeit und 

umstritten ist 25 , bestehen keine Zweifel daran, daß für den 
Prozeß der Resozialisierung und die Gefahr erneuter Straffäl-
ligkeit nach Haftentlassung der Arbeitsintegration besondere 
Bedeutung zukommt. 

Die zahlreichen, sich im wesentlichen auf Aktenanalysen be-
schränkenden deutschsprachigen Untersuchungen zum Legalerfolq 
der Bewährungshilfe (Meyer 1963; Bindzus 1966; Wittiq 1969; 
Schünemann 1971; Vogt 1972; Schultz 1969; 1975) nennen unter 
den mit einer hohen Mißerfolgswahrscheinlichkeit verbundenen 
Merkmalen übereinstimmend neben Faktoren in der Sozial- und 
Legalbiographie Probleme der Arbeitsqualifikation, länger-
dauernde Arbeitslosigkeit vor oder nach Unterstellungsbeqinn 
und ungünstiges Arbeitsverhalten. Degen (1977) weist auf das 
Risiko des Job-Milieus kurzfristiqer, durch hohe Fluktuation 
gekennzeichneter Gelegenheitsarbeiten hin und betont auch von 
daher die Notwendigkeit einer gezielteren frühzeitigen Ent-
lassungsvorbereitung. 

2.1 Arbeitssituation vor und nach Verurteilung und ihr Zusam-
menhang mit dem Verfahrensausgang 

Die Chancen der untersuchten Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt 
waren in mehrfacher Hinsicht von vornherein begrenzt: Sie 
gehören einer Altersgruppe an, die bereits seit 1972 überdurch-
schnittlich stark von der Jugendarbeitslosigkeit betroffen 
war 26 ; sie haben aufgrund ihrer sozialen Herkunft und ihrer 
Bildungsbiographie in einer Situation verstärkten Konkurrenz-
drucks um Arbeits- oder Lehrstellen ungünstigere Ausqangs-
bedingunqen als ihre gleichaltrigen Mitbewerber; sie waren 
inhaftiert und stehen unter Bewährungsaufsicht. 
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Während Schultz (1967) aus seiner Untersuchung jugendlicher 
und heranwachsender Berliner Bewährungsprobanden aus den Jah-
ren 1957-1960 noch einen Anteil von 28 % Arbeitslosen zu Be-
ginn der Bewährungszeit mitteilt, finden sich in unserer Unter-
suchungsgruppe zu Beginn der Bewährungszeit 41 % (70/170\ Pro-
banden ohne festen Arbeits- oder Ausbildungsplatz; ein Anteil, 
der in etwa der Quote von 46 % zur Tatzeit arbeitslosen 
Probanden entspricht. Bemerkenswert ist auch die weitgehende 
Übereinstimmung mit Befunden der 
sener Strafhaftent l assener der 
durch Maelicke (1977), der fand, 
lassung nur jeder Zweite einen 
jeder Zehnte (in unserer Gruppe: 

älteren Untersuchung erwach-
Freiburger Vollzugsanstalt 
daß zum Zeitpunkt der Ent-
Arbeitspl atz hatte und nur 

11 von 170) an den alten 
Arbeitsplatz zurückkehren konnte. Die Probleme der beruflichen 
(Re-)Integration scheinen demnach bei aus Untersuchungshaft 
oder dem Jugendstrafvollzug entlassenen jungen Gefangenen kaum 
weniger gravierend als bei erwachsenen Haftentlassenen. 

Die zum ersten Monat nach Entlassung vorliegenden Informa-
tionen zur Arbeitsintegration gibt die nachfolgende Tabelle 6 
wieder. 

Tabelle 6: "Hat der Proband eine Arbeitsstelle" 
(Erster Fragebogen nach Unterstellung) 

Arbeitsstelle N 

ja, feste Stelle, arbeitet regelmäßig 75 
ja, feste Stelle, arbeitet nicht regelmäßig 7 
nein, hat nur Gelegenheitsjobs 7 
nein 63 
nein, aber in Aus-/Weiterbildung 16 
nicht bekannt 1 
keine Angabe 1 

Gesamt 170 

% 

44 
4 
4 

37 
9 
-
-

100 
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Die ungünstige Plazierung im beruflichen Chancensystem wird 
indessen auch bei den Probanden mit fester Arbeitsstelle sicht-
bar: Nur eine Minderheit unter ihnen konnte einen Arbeitsplatz 
oder eine Lehrstelle antreten, die ihnen die Aussicht auf eine 
Verbesserung ihrer beruflichen Qualifikation eröffnet hätte 
(vgl. Tabelle 7l. 

Tabelle 7: Arbeitsqualifikation bei N=82 Probanden 
mit festem Arbeitsplatz 

Art der Tätigkeit N % 

Hilfsarbeiter 44 54 
angelernt 14 17 
Lehrling 10 12 
Geselle, Facharbeiter 10 12 
Lehrgang, Praktikum 4 5 

Gesamt 82 100 

Die Mehrzahl der Probanden mit festem Arbeitsplatz iibte eine 
unqualifizierte Tätiqkeit aus; nur zehn Probanden konnten eine 
Lehre antreten oder fortsetzen, und weitere zehn eine qualifi-
zierte Arbeitsstelle finden. 

Im weiteren Verlauf der Bewährungszeit bestätiqt sich die 
Vermutung, daß vor allem der Qualifikationsgrad der zu Beqinn 
der Untersuchung angetretenen Arbeit für die Stabilität der 
Arbeitsintegration bedeutsam ist: Von den 20 Probanden mit 
einem qualifizierten Arbeitsplatz hatte kein einziger inner-
halb des 1. Quartals der Bewährungszeit seinen Arbeitsplatz 
verloren, während von den übrigen 62 Probanden mit weniger 
qualifizierter Tätigkeit 10 (ca. 16 %) im Verlauf des 1. Quar-
tals ihren Arbeitsplatz wieder verloren haben. Auch für den 
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weiteren Verlauf der Bewährungszeit bestätigt sich das gün-
stige Bild bei dem frühzeitig in eine qualifizierte Tätigkeit 
eingetretenen Probanden: Wie im 3., war auch im 5. Monat kei-
ner, im 8. Monat der Bewährungszeit lediglich 2 der 20 Proban-
den arbeitslos geworden, während von der Gesamtgruppe zu die-
sen Zeitpunkten jeweils ca. jeder dritte arbeitslos war. 

Tabelle 8 stellt dar, wel ehe Antei 1 e der Probanden zu drei 
verschiedenen Erhebungszeitpunkten ohne Arbeits- oder Ausbil-
dungsverhältnis waren (1. Zeile), und wie hoch unter den je-
weils Arbeitslosen die Quote der späteren Widerrufe war (2. 
Zeilel. 

Tabelle 8: Arbeitslosigkeit und Widerrufsrisiko 

Zeitpunkt Tatzeit Bewährungszeit 
1. Monat 3. Monat 1. und 3. Monat 

Arbeitslos (abs.) 76/164+ 70/170 62/166++ 49/166++ 
(%) 46.3 41.2 37.3 29.5 

Davon widerrufen (abs.) 31/76 36/70 33/62 28/49 
(%) 40.8 51.4 53. 2 57 .1 

Fehlende Angaben: + bei 6 Probanden zur Tatzeit 
++ bei 4 Probanden zum dritten Unterstellungsmonat 

Der höchste Anteil von Widerrufen fand sich bei den Probanden, 
die zu Ende des 1. Quartals der Bewährunqszeit noch immer 
arbeitslos waren, während die Arbeitslosiakeit zum Tatzeit-
punkt sich keineswegs als Prädiktor für die spätere Widerrufs-
gefährdung bewährte. 
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2.2 Arbeitssuche zu Beqinn der Bewährunqszeit 

Nur wenig ist darüber bekannt, auf welchem Wege Haftentlas-
senen Arbeitsplätze vermittelt werden bzw. welche Erfahrunqen 
diese selbst bei der ArbeitssuFhe machen 27 . 

Die folgenden beiden Tabellen geben diesbezügliche Auskünfte 
der Bewährungshelfer wieder: Tabelle 9 zu den Aktivitäten von 
arbeitslosen Probanden; Tabelle 10 bezogen auf die erfolg-
reiche Stellensuche bei N = 50 Probanden. 

Tabelle 9: Ausgewählte Angaben zur Situation bei arbeitslosen 
Probanden (% bezogen auf N=62 arbeitslose Probanden 
Ende 1. Quartal) 

N % 
arbeitslos gemeldet beim Arbeitsamt 34 55 

Arbeitsstelle in Aussicht 15 24 
davon: durch Arbeitsamt 10 16 

durch eigene Kontakte des Pbn. 5 8 

Arbeitsamt durch Pbn. aufgesucht 27 44 

bei Arbeitgeber vorgestellt 16 26 

eigenständige Bemlihung des Bewährungshelfers 27 44 
darunter: Kontakte mit Arbeitsamt 15 24 

Kontakte mit Arbeitgebern 10 16 

Arbeitgeber lehnten Einstellung ab wegen: 
Vorstrafe, "Lücke in Nachweisen" etc. 4 -
geringe Qualifikation, körperl./gesundheitl. Mängel 7 11 

Probanden lehnten Stelle ab wegen: 
Arbeitsbedingungen 4 -
Bezahlung 1 -
Resignation, Angst vor Versagen 3 -
Pb. will keine geregelte Arbeit 4 -
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Tabelle 10: Stellenfindung bei Stellenantritt im ersten 
Quartal der Bewährungszeit (bezogen auf 
N=50 Pbn; 1 Mehrfachnennung} 

Ste 11 e gefunden durch N % 

eigene Bemühung des Pbn. (ohne Arbeitsamt) 25 50 
darunter: Kontakte zu früherer Arbeitsstelle 3 -
über Arbeitsamt 14 28 
über Eltern, Angehörige, Bekannte 6 12 
durch Bewährungshelfer 3 -
Sozialarbeiter 1 -
Sozialabteilung (Haftanstalt) 1 -
Jugendamt 1 -

Es wird deutlich, daß nur ein relativ gerinqer Teil der Proban-
den über Vermi tt 1 ung des Arbeitsamtes einen Arbeitsplatz fi n-
den konnte 28 . 

Die Gründe lassen sich nach Meinung der befragten Bewährungs-
helfer überwiegend in Vorbehalten der Jugendlichen gegenüber 
Behörden vermuten; außerdem bestehen häufig nur geringe Aus-
sichten der Vermittlung in eine einigermaßen qualifizierte 
Beschäftigung. Nur wenige der jugendlichen Arbeitslosen haben 
aus einem früheren versicherungspflichtigen Arbei tsverhäl tni s 
Anspruch auf Leistungen (Arbeitslosengeld/Arbeitslosenhilfe); 
wie aus der Tabelle 9 hervorgeht, hatte sich nur ca. jeder 
zweite arbeitslose Proband überhaupt arbeitslos gemeldet. Die 
Tätigkeit der Bewährungshelfer bezüglich der Arbeitssuche be-
steht überwiegend in der Anleitung und Motivierung der Ju-
gendlichen zu eigenen Bemühungen (Auswertunq von Inseraten; 
Hinweis auf in Frage kommende Betriebe; Bemühung um Plätze in 
Fördermaßnahmen etc. l. Erweist sich die Stellensuche als 
schwierig, so nimmt der Bewährungshelfer nicht selten selbst 
Kontakt mit dem zuständigen Sachbearbeiter beim Arbeitsamt 
auf, wobei die Zusammenarbeit mit dem Arbeitsamt zwar überwie-
gend, jedoch nicht an allen Orten, als qut bezeichnet wurde. 
Durch·,ieg verfügen die Bewährun9shelfer riach unseren Beobach-
tungen über Kontakte zu bestimmten Arbeitgebern, die immer 
wieder Probanden und Haftentlassene einstellen und damit offen-
sichtlich gute Erfahrunqen qemacht haben. Erwähnenswert ist 
der Fall eines Handwerksbetriebes, dessen Eigentümer selbst 
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ehemaliger Proband ist und fast ausschließlich durch Bewäh-
rungshelfer oder eine Anlaufstelle für Strafentlassene vermit-
telte Probanden beschäftiqt. Relativ häufia war eine Vermitt-
1 ung in gastronomi sehe Be-triebe mögl i eh, die wegen der unqün-
sti gen Arbeitsbedinqunqen Schwierigkeiten bei der Stell enbe-
setzung haben. 

3. Arbeitslosigkeit und weitere Belastungen in der Nachent-
lassungsphase 

Verurteilung und Bewährungsverfahren fallen bei den hier unter-
suchten Jugendlichen in eine Altersspanne, in der sie den 
Leistungsanforderungen der Erwachsenengesellschaft ausgesetzt 
sind, vielfach jedoch ohne bereits über die beruflichen und 
sozialen Bedingungen für eine Realisierung der dem Erwachsenen-
status entsprechenden Leistungs- und Konsummuster zu verfügen. 

Im Anschluß an verschiedene Untersuchungen über die Auswir-
kungen der Arbeitslosigkeit Jugendlicher auf soziale Teilnahme-
chancen29 und Legalverhalten 30 wurde deshalb ein indirekter 
Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Bewährungserfolg 
postuliert: Weniger der Umstand der Arbeitslosiqkeit selbst, 
als vielmehr die im Gefolqe vermutete Beeinträchticiunq der 
sozialen Teilnahmechancen beeinträchtiqen die soziale Inte-
gration der Probanden und wirken entmoti vierend, so daß im 
Gefolge der Arbeitslosiakeit eine Reduzierunq der konformen 
Handlungsmöglichkeiten und zuqleich resiqnative Tendenzen und 
eine wachsende "Bereitschaft, sich für eine andere soziale 
Konstruktion der Wirklichkeit zu interessieren" anqenommen 
werden. Bei des - die Reduzierung konformer und damit erhöhte 
Wahrschei nl i chkei t der Wah 1 non konformer Handl unqsmöql i chkei -
ten und die höhere Wahrscheinlichkeit 'eskapistischer' Lösun-
gen, die sich u.a. in Rückzugstendenzen oder dem Gebrauch von 
Suchtmitteln äußern können - wird unter den Bedingungen der 
Bewährungsaufsicht die Wahrscheinlichkeit eines Widerrufs 
durch das aufsichtsführende Juqendgericht beeinflussen. 
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Neben der Fortdauer der Arbeitslosigkeit am Ende des ersten 
Bewährungsquartals wurden sechs weitere Indikatoren einer mut-
maßlichen Gefährdung des Reintegrationsprozesses erfaßt und zu 
einem "Belastungsindex" zusammengefaßt. Einbezogen wurden da-
bei Aspekte der ökonomi sehen Belastung, der sozialen Bindung 
(i .S. einer festen Partnerbeziehung), des Suchtmittelkonsums 
sowie der (durch die Beurteilung der Bewährungshelfer hinsicht-
lich der "Autonomie" vs. "Abhängigkeit" des Sozialverhaltens 
der Probanden definierten) sozialen Handlungskompetenz 31 der 
Probanden. 

Die folgende Übersicht stellt - hier in summarischer Form- die 
anderen Belastungen, die im "Belastunosindex" zusammenC1efaßt 
wurden, hinsichtlich ihrer Häufigkeit (linke Spalte) und hin-
sichtlich des Zusammenhanqs mit dem späteren Verfahrensausoang 
dar (rechte SpalteJ 32 , . 

Folgende Merkmale trugen jeweils zur Ausprägung des Belastunqs-
index mit einem von insgesamt sieben möglichen Belastunospunk-
ten bei: 

- Ohne Arbeits- und Ausbildungsplatz, 
- verfügbarer Geldbetrag unter 500 DM monatlich, 
- Schuldenbelastung über 5.000 DM, 
- Tilgung, Stundung oder Erlaß der Schulden ungeklärt, 
- keine feste Partnerbeziehung, 
- akuter Alkohol- oder Drogenmißbrauch, 
- Beurteilung des Sozialverhaltens als unselbständig. 

Die Verteilung der so gemessenen Belastungen zu Ende des drit-
ten Monats nach Haftentlassung weist bereits auffällige Unter-
schiede auf, je nachdem, ob die Probanden am Ende des ersten 
Unterstellungsmonats arbeitslos waren oder nicht: 

Bei den Probanden, die bis zum Ende des ersten Monats nach 
Entlassung in Arbeit oder Ausbildung waren, fanden sich über-
wiegend nicht mehr als 2 Belastungsmerkmale; mehr als vier 
Belastungsmerkmale wies hier nur jeder siebte Proband auf. 
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Tabelle 11: Verschiedene Belastungsmerkmale (Meßzeitpunkt: 
Erstes Quartalsende nach Haftentlassung) 
und ihr Zusammenhang mit einem Widerruf der 
Bewährungsunterstellung 

Merkmal Anteil Widerrufsanteil --- ---
Ausprägung des Merkma 1 s N % 

(N=l66) 
(%) 

Verfügbares Einkommen 

- ohne/nicht bekannt 32 19 63 
- unter 500 DM 57 34 44 
- 500 •bis unter 1.000 DM 40 24 40 
- 1.000 DM und mehr 37 22 32 

Schuldenhöhe (falls bekannt) 

- bis 2.000 DM 33 20 27 
- bis 5.000 DM 23 14 39 
- über 5.000 DM 14 8 71 

Schuldenregulierung 

- Stundung/Tilgung 
Erlaß vereinbart 45 27 24 

- nicht abzusehen, 
nicht möglich 50 30 52 

Feste Partnerbeziehung 

- ja (Freundin, Frau) 73 44 32 
- nein 93 56 54 

Akuter Suchtmittelmißbrauch 

- exzessiver Alkoholkonsum; 
Drogenmißbrauch 24 14 54 

- nein 93 56 54 

Beurteilung des Sozialverhaltens 
aurcn aen Bewanrungsnelfer 

- "eher autonom" 55 33 44 
- "eher abhängig"; sonst. 111 67 44 

Widerrufsanteil (gesamt) 73 44 
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Anders bei den Probanden, die bis zum Ende des ersten Monats 
in Freiheit noch keinen Arbeits- oder Ausbildungsplatz hatten: 
Hier wies zwei Monate später jeder zweite vier oder mehr der 
sieben genannten Belastungspunkte auf {Schaubild 12). 

Ersichtlich waren die Probanden, die nicht relativ rasch einen 
Arbeits- oder Ausbi 1 dungspl atz finden konnten, auch in über-
durchschnitt 1 ichem Maße durch weitere Belastungen im Gefolge 
der Arbeitslosigkeit betroffen. 

Diese differentielle Belastung der arbeitslosen Probanden fin-
det ihre Entsprechung auch in der Widerrufsgefährdung {s. 
Schaubild 13). 

Von den im ersten Monat arbeitslosen Probanden wurde in insge-
samt mehr als 50 % die Bewährung widerrufen, von den im ersten 
Monat nicht arbeitslosen dagegen in weniger als 40 %. Während 
die anderen Belastungsmerkmale, wie sie für das erste Quartals-
ende im Belastungsindex erfaßt sind, bei letzteren nur einen 
sehr gerinqen Zusammenhanq mit dem Verfahrensausaang erkennen 
1 assen, waren besonders diejeni qen Probanden deutl i eh über-
durchschnitt 1 i eh oft von einem Widerruf betroffen, bei denen 
die im ersten Monat festgestellte Arbeitslosigkeit von einer 
relativ hohen Zahl weiterer Belastungen bis zum Quartal sende 
gefolgt war. 

Diese Struktur des Zusammenhangs läßt sich dem folgenden Schau-
bild 13 entnehmen. 

So spricht unser Befund dafür, nicht die Arbeitslosiqkeit als 
solche, sondern die im Gefolge der Arbeitslosigkeit ciehäuft 
festgestellten Belastungen im finanziellen und sozialen Be-
reich für die Risikoverteilung in den untersuchten Bewäh-
rungsverfahren verantwortlich zu machen: Die arbeitslosen Pro-
banden waren nicht nur überdurchschnittlich stark weiteren 
Belastungen ausgesetzt; sie waren durch diese Belastunaen zu-
gleich stärker ciefährdet als vergleichbar belastete Probanden 
mit bestehendem Arbeits- oder Ausbildunqsverhältnis. 
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Die prakti sehe Bedeutun<l dieses Befundes 1 iegt auf der Hand: 
Die Bemühungen der Bewährunoshilfe müssen nicht nur der Ar-
beitsvermittlung qelten; in -Zeiten, da ein qrößerer Teil der 
Probanden nur qerinqe Chancen auf dem Arbeitsmarkt vorfindet, 
müssen in stärkerem Maße auch Hilfen zur Bewältiqunq der Fol-
~en der Arbeitslosigkeit bereitgestellt werden. V~r ~llem aber 

ommt es bei den arbe1 ts 1 osen Probanden auf die frühzeitige 
Einleitung existenzsichernder Maßnahmen an. Wie weniq in 
dieser Richtung aus der Untersuchungshaft heraus geschehen 
ist, wurde bereits oben dargestellt. 

4. Vorstrafenbel astung und Belastungen in der Bewährunqszei t 
und deren Zusammenhang mit der Widerrufsverteilung 

Die Entscheidung über die Aussetzung einer Jugendstrafe zur 
Bewährung ist nach dem Wortlaut des§ 21 JGG durch die Erwar-
tung zu begründen, 

"daß der Jugendliche sich schon die Verurteilung zur 
Warnung dienen lassen und auch ohne Einwirkung des Straf-
vollzugs unter der erzieheri sehen Einwirkung in der Be-
währungszeit künftiq einen rechtschaffenen Lebenswandel 
führen wird". 

Insbesondere die Persönlichkeit, Vorleben, Tatumstände und 
Lebensverhältnisse des Juqendl i chen sind dabei zu beriicksi cht i -
qen und "die Wi rkunqen ( •.• ), die von der Aussetzuno für ihn 
zu erwarten sind" (§ 21 Abs. l JGGI. 

Gefordert wird damit vom Jugendrichter eine Proonose der 
Wirkungen, die von der Strafaussetzung - verql ichen mit dem 
Vollzug der Freiheitsstrafe - aufqrund der bekannten Tätermerk-
male zu erwarten sind. 

Von Strafjuristen wird hierbei - wie auch die von Fenn durchge-
führte Untersuchung zur Kriminalprognose belegt - die 
höchste Aussagekraft für eine ungünstige Prognose Faktoren 
beigemessen( .•. ), die sich auf die bisherige Legalbiographie 
von Straffälligen beziehen• 33 . 
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Vor allem wiederholte Straffälligkeit, die "Erfolglosigkeit" 
früherer Sanktionen, dient als Hinweis für "schädliche Nei-
gungen" oder "Verwahrlosung", welche schon in der Formulierung 
die angenommene ungünstige Entwicklungsprognose erkennen las-

34 sen • 

Die Prognoseforschung 35 hat sich dementsprechend weithin mit 
der Darstellung von Zusammenhängen zwischen Vorstrafe und an-
deren biographischen Verwahrlosungs- und Belastungsmerkmalen 
begnügt, ohne indessen den Nachweis einer Überlegenheit hier-
auf beruhender statistischer Prognoseinstrumente über die "in-
tuitive", ja selbst über eine Zufallsprognose nachweisen zu 
können (Höbbel 1968). Überlegungen zu den möglichen Einflüssen 
der Bedingungen in der Bewährungszeit, welche trotz schlechter 
Prognose zu einem Bewährungserfolg beitragen können, finden 
sich dagegen in einer Untersuchung von Schünemann ( 1971) bei 
jungen und heranwachsenden Bewährungsprobanden. Dort zeigte 
sich, daß die Bedeutung biographischer Risikomerkmale (Bela-
stungen der Sozialisationsbiographie) durch günstige Bedingun-
gen in der Bewährungszeit - Partnerbindung, ausreichender Ver-
dienst, stabiles Arbeitsverhältnis - "übersteuert" 36 wurden: 
Innerhalb der nach biographischen Risikomerkmalen gebildeten 
Risikokategorien mit ca. 54 % Widerrufen fand sich beispiels-
weise bei Probanden mit festem Einkommen über 500 DM ( N = 41 l 
kein einziger Widerruf 37 • Wäre die Strafaussetzungsentschei-
dung schematisch der Bewertung der biographischen Risikomerk-
male gefolgt, so wäre die Chance, die mit günstigen Integra-
tionsbedingungen 2-!!. der Bewährungszeit verbunden war, unter-
schätzt und damit gerade solchen Probanden die - gemessen an 
ihrer hohen bi ographi sehen Vorbelastung - am meisten von der 
Chance der Strafaussetzung profitiert haben, womöglich (und, 
wie gezeigt, zu unrecht l eine Strafaussetzung aus prognosti-
schen Erwägungen versagt worden. 

Da der ausgeprägte Zusammenhang zwischen Vorstrafe und Wider-
rufsverteilung für ähnliche Erwägungen Anlaß geben könnte, 
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wurde im Rahmen unserer Untersuchunq geprüft, wieweit die 
Vorstrafenbelastung, verglichen mit dem Einfluß der akuten 
Bedingungen !.!l. der Bewährungszeit, die Annahme einer geringe-
ren "Bewährungseignung" rechtfertigt. 

Bei Betrachtung der Gesamtgruppe (N = 166) wurde ein (der 
Prozentsatzdifferenz der Widerrufsanteile zwischen den Proban-
den mit oder ohne früherer Jugendstrafe entsprechender) Zusam-
menhang von tau = . 25 beobachtet: Bei 59 % der Probanden mit, 
aber nur bei 34 % der Probanden ohne frühere Jugendstrafe 
endete das Verfahren mit einem Widerruf. Bei Berücksichtigung 
der Bedingungen, wie sie oben für die Situation im ersten 
Quartal der Bewährungszeit dargestellt wurden, erqab sich 
jedoch ein differenzierteres Bild: Bei den Probanden mit einer 
unterdurchschnittlichen Zahl von null bis zwei Belastungsmerk-
malen (der Mittelwert lag bei 2.7l verschwand der Zusammenhanq 
zwischen Vorstrafenbelastung und Widerrufsrisiko praktisch 
völlig (tau= 0.01; N = 74), erhöhte sich jedoch bei den 
Probanden mit 
( 3 und mehr 
Schaubild 14). 

ausgeprägten Bel astunqen in der 
Belastungspunkte) auf tau = 0.39 

Bewährungszeit 
(N = 92) fs. 

Die hier beobachtete Verteilung der Widerrufsanteile widerleot 
die Annahme, daß durch die Vorstrafenbelastung die Bewäh-
rungschance, die "Bewährungseiqnung", bereits festqeleot sei. 
Unser Ergebnis spricht vielmehr für die Annahme, daß es insbe-
sondere bei den vorbelasteten Probanden auf eine günstige 
Beeinflussung der Integrationsbedingungen ankommt. Dies aber 
entspricht der Intention des Gesetzgebers, durch Gewährung von 
Strafaussetzung und Bewährungshilfe Voraussetzungen für eine 
günstige Beeinflussung erkannter Risikofaktoren zu schaffen. 

Dieser Intention würde es nicht entsprechen, Strafaussetzung 
und Bewährungshilfe nur für diejenigen Verurteilten vorzuse-
hen, denen a priori ein geringes Bewährungsrisiko zuqeschrie-
ben. wird; denn hier kommt es ersichtlich auf derartiqe Hilfen 
nicht an. Vielmehr - dafür sprechen auch unsere Befunde -
dürften gezielte Hilfen dort angezeigt und zweckmäßig sein, wo 
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Schaubild 14: Die Abhängigkeit des Widerrufsrisikos von Vor-
strafen ... 
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aufqrund unqünstiger Ausgangsbedingunqen eine ungünstiqe Leqal-
prognose anzunehmen ist, sofern die erkannten Risikofaktoren 
fortbestehen. 

Die Aussetzungsentscheidung ist - wie jede proonostisch zu 
begründende Entscheidung - eine Entscheidung unter Unsicher-
heit: Zum Zeitpunkt der Aussetzungsentscheidung sind die für 
den späteren Bewährungserfolg bedeutsamen Sachverhalte über-
wiegend noch nicht bekannt. Denn die spätere Ausprägung und 

Veränderung der hier betrachteten akuten Risikofaktoren kann 
im allgemeinen zum Zeitpunkt der Aussetzungsentscheidung noch 
nicht prognostiziert werden 38 . Wohl aber können bei vorliegen-
der ungünstiger Ausgangslage die Bedingungen bezeichnet wer-
den, von denen ein günstiger oder ungünstiger Einfluß auf den 
späteren Bewährungsverlauf erwartet werden kann. Im Sinne 
einer Interventionsprognose 39 wird man daher diejenige Sank-
tionsalternative als zweckmäßiger bezeichnen, die geeignet 
ist, die erkannten Risikofaktoren günstig zu beeinflussen. 
Wenn diese, wie bei der hier untersuchten Gruppe, im Bereich 
der Existenzsicherung und der sozialen Integration der jungen 
Straftäter lokalisiert werden, so erscheinen geeignete Aufla-
gen und Hilfen im Lebensfeld des Probanden zweckmäßig: Nicht 
trotz, sondern vielmehr wegen der sozialen und strafrechtli-
chen Vorbelastung sind bei den potentiellen karrieregefähr-
deten Verurtei 1 ten ambulante Maßnahmen eher angezei qt als der 
Vollzug einer Freiheitsstrafe, von dem schwerlich qünstiqe 
Wirkunqen auf den Prozeß der sozialen Reintegration zu er-
warten sind. 

wo strafrecht 1 iche Maßnahmeentscheidungen Insbesondere dort, 
auf proqnostische 
bedenken, daß die 
1 egung oder dem 

Erwägungen gegründet werden sollen, ist zu 
Entscheidung selbst ihren Teil zur Wider-

Zutreffen der Prognose beiträgt. Wäre etwa 
aufqrund der a priori geringeren Bewährungserwartung der vor-
bestraften Jugendlichen diesen durchweq die Strafaussetzung 
versagt worden, so wäre bei VerbUßung einer 1 änger dauernden 
Haftstrafe womögl}ch jene Beeinträchtigung der sozialen Reinte-
grationsbedingungen weiter verstärkt worden, die, wie unsere 
Untersuchung zeigt, ganz erheblich die späteren Bewährungs-
chancen beeinflussen können. 
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IV. Besonderheiten der Freiburger Situation: Aussetzungs-
praxis und Inanspruchnahme flankierender Maßnahmen und 
Einrichtungen 

Wenngleich in der Entwicklung der Entscheidungspraxis der 
letzten Jahre ein allgemeiner Trend zur Aussetzung von Frei-
heitsstrafen auch bei stärker vorbelasteten Verurteilten beob-
achtet werden kann, hat sich diese Tendenz örtlich durchaus 
sehr uneinheitlich durchgesetzt. 

Das Bemühen, gerade für als qefährdet qeltende Täterqruppen 
geeignete Alternativen zum Strafvollzuq zu schaffen, hat an 
verschiedenen Orten zur Einrichtunq von Überqanqswohnheimen 
oder Unterbringungsmöqlichkeiten in Lehrlinqsheimen, zur Ein-
richtunq von Förder-, Beratungs- und Behandlungsmaßnahmen qe-
führt. 

Der allgemeinen Entwicklung der Aussetzunqspraxis vorausqrei-
fend - die durch die verstärkte Einbeziehung gerade auch vor-
bestrafter Straftäter gekennzeichnet ist - wurde in Freiburg 
schon früh versucht, durch die Einrichtung verschiedener 
nicht-strafrechtlicher Institutionen in freier Trägerschaft 
ein Instrumentarium zur Prävention, zur Therapie und Diagno-
stik im Rahmen des Untersuchungshaftvol l zuqs, zur möql ichen 
Reduzierung von Haftstrafen bei Jugendlichen und zur nachgehen-
den Arbeit mit straffällig gewordenen Jugendlichen zu schaffen 
(vgl. den Beitrag von Wetzstein in diesem Band). 

Auswirkunqen der Verfüqbarkeit der genannten Einrichtunqen und 
ihrer Kooperation mit der örtlichen Justiz können - wie dies 
auch der Zielsetzung dieser Maßnahmen entspricht - vermutet 
werden bezüglich 

- der jugendqerichtlichen Aussetzunospraxis, 
- der jugendgerichtlichen Widerrufspraxis, 
- der Inanspruchnahme flankierender Maßnahmen während der 

Bewährungszeit. 
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Im Rahmen unserer Untersuchung war es aus rechtlichen und 
sachlichen Gründen nicht möqlich, die erfaßten Probanden unter 
Zufal 1 sbedingunqen den ört,-ich verschiedenen Rahmenbedinaunqen 
zuzuweisen. Eine willkürliche experimentelle Variation der Be-
dingungen innerhalb der Freiburger Gruppe, etwa bezüql i eh der 
Aussetzungsentscheidung oder der Teilnahme oder Nichtteilnahme 
an thij5apeutischen Maßnahmen, kam ebenfalls nicht in Be-
tracht . Daher können die im folgenden mitgeteilten deskrip-
tiven Daten nicht im Sinne einer Effizienzbeurteilunq der 
rrelliurger Pr~im Vergleich zu den anderen erfaßte-n Be-
zirken betrachtet werden. Auch die Absicht, Annahmen über 
Auswirkungen der Therapieteilnahme auf die spätere Interaktion 
mit dem Bewährungshelfer zu überprüfen, mußte wegen der ge-
ringen Zahl von Jugend] ichen der Freiburger Gruppe, die nicht 
an Therapiemaßnahmen teilgenommen hatten, schließlich aufgeqe-
ben werden. 

Dargestellt und geprüft werden soll jedoch im folqenden, inwie-
weit die Zusammensetzung der Freiburger Untersuchungsgruppe in 
einer den Intentionen der Freiburger Praxis entsprechenden 
Weise von der Zusammensetzung der Vergleichsgruppen abweicht. 

1. Örtliche Unterschiede in der Zusammensetzung der Unter-
suchungsgruppe als Hinweis auf Unterschiede der Ausset-
zungspraxis 

Ausgehend von der Intention der Freiburger Praxis, den Vollzuq 
freiheitsentziehender Sanktionen durch ambulante Maßnahmen mög-
lichst zu vermeiden, wurde erwartet, daß die Freiburaer Juqend-
gerichte in größerem Umfang von der Möqlichkeit der Aussetzung 
einer Jugendstrafe Gebrauch machen als ihre Kollegen aus ande-
ren Gerichtsbezirken. 

Tabelle 15: Unterschiede in der örtlichen Aussetzungspraxis: 
41 Aussetzungsgrund nach Orten 

Bezirk (nach.Erfassung in Untersuchungshaft) 
Freiburg andere Gesamt 
N % N % N % 

erfaßt nach Unterstellung 
aufgrund: 
unmittelbarer Aussetzung 51 80 68 64 119 70 
Restaussetzung nach Teil-
verbüßung 13 20 38 36 51 30 

Gesamt 64 100 106 100 170 100 
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Innerhalb der Untersuchungsgruppe wurde in Freiburg eine Ju-
gendstrafe häufiger unmittelbar - d.h. ohne vorhergehende Teil-
verbüßung einer Jugendstrafe - zur Bewährung ausgesetzt. 

Dieser Eindruck bestätigt sich weiter, wenn geprüft wird, ob 
auch die bereits mit Jugendstrafe vorbestraften Probanden in 
Freiburg häufiger als an anderen Orten von der Teilverbüßung 
einer Jugendstrafe verschont wurden. 

Das folgende Schaubild zeigt die Verteilung der Aussetzungs-
entscheidungen innerhalb unserer Gruppe bei Probanden mit und 
ohne früherer Jugendstrafe. 

Die Verteilung der Aussetzungsentscheidungen über die vorbe-
straften Probanden folgt - wenngl ei eh auf anderem Ausganqsni -
veau - der Struktur, wie wir sie bei 
Probanden finden; unabhängig von der 
Freiburg eine größere Bereitschaft 
aussetzung erkennbar. 

den nicht vorbestraften 
Vorstrafe ist jedoch in 

zur unmittelbaren Straf-

Unter den Aussetzungsentscheidungen findet sich ein auffällig 
hoher Anteil von sog. "Vorbewährung" {vgl. hierzu Flümann 
1983; s.a. den Beitrag von Flümann in diesem Band). Dies sind 
Entscheidungen, in denen - in Anlehnung an § 57 JGG - über die 
Aussetzung der Jugendstrafe nicht in der Hauptverhandlunq ent-
schieden wird, sondern diese einem nachträglichen Beschluß-
verfahren vorbehalten 4~leibt. Dennoch wird - auf fragwürdiger 
recht l i eher Grundlage - der Proband einem Bewährungshelfer 
unterstellt, der faktisch die Bewährunqsaufsicht ausübt und 
nach Ablauf von in der Reqel drei oder.sechs Monaten dem Ju-
gendrichter den nachträqlichen Aussetzunqsbeschluß vorschläqt. 
Eine Ablehnung kommt - ·so wurden diese Fälle auch hier behan-
delt - faktisch einem Bewährungswiderruf gleich. 

Da {vgl. die Kommentarliteratur zu § 57 JGG, insbesondere 
Brunner 19841 durch dieses Verfahren eine besonders nachdrück-
1 iche Beeinflussung des Jugendlichen im Hinblick auf seine 
Einstellung zum Bewährungsverfahren erwartet und eine end-
gültige Aussetzungsentscheidung von seiner Kooperationsbereit-
schaft abhängig gemacht wird, lag die Vermutung nahe, daß die 
Jugendrichter vor allem bei bereits vorbestraften Probanden im 
Zweifelsfall zu diesem Instrument greifen, auch um ihre Ent-
scheidung auf die Stellungnahme des Bewährungshelfers zu 
stützen und einem möglichen Widerspruch der Anklagevertretung 
bei sofortiger Aussetzung in der Hauptverhandlung zu begeqnen. 
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Diese Vermutung trifft für unsere Gruppe offensichtlich nicht 
zu: Bei ca. 30 % (32/108) der Probanden ohne Vorstrafe;-75eT 
ca. 20 % ( 12/62) der vorbestraften Probanden, insgesamt also 
bei jedem 4. unserer Probanden (44 von 170) machten die Ju-
gendrichter von diesem Instrument Gebrauch. Die vorbestraften 
Probanden waren dabei gegenüber den anderen keineswegs überre-
präsentiert. Auch in Freiburg, wo 19 von 64 Probanden ( 30 % l 
gemäß § 57 JGG unterstellt wurden, waren die vorbestraften 
Jugendlichen mit ca. 22 % (6/27 l nicht überrepräsentiert (vgl. 
den Beitrag von Flümann in diesem Band). 

2. Aussetzungspraxis und Verteilung der Widerrufe 

Wie Schaubild 16 zeigt, kommt die Freiburger Praxis (soweit 
sie sich in der Verteilung innerhalb unserer Untersuchungsgrup-
pe niedergeschlagen hat) den Vorstellungen einer Vermeidung 
des Strafvollzugs zugunsten ambulanter Reaktionen sowohl allge-
mein als auch bei den bereits vorbestraften und daher beson-
ders karrieregefährdeten Probanden näher als diejenige in 
anderen Gerichtsbezirken. 

Dieser Eindruck bestätigt sich auch, wenn wir die Aussetzungs-
entscheidungen (unmittelbare Aussetzung oder Teilverbüßung 
einer Jugendstrafe mit anschließender Restaussetzung) unter 
den Bedingungen des Vorliegens oder Fehlens einer früheren 
Jugendstrafe differenziert betrachten und die jeweilige Ver-
teilung der späteren Widerrufe mitberücksichtigen. 

Hinsichtlich der Struktur der 
festgestellt werden, daß die 
Gesamtgruppe - in ca. jedem 2. 

Aussetzungsentscheidungen kann 
häufigste Entscheidung in der 
Fall - die unmittelbare Straf-

aussetzung bei Probanden ohne Vorstrafe (hier und im folgenden 
stets: ohne frühere Jugendstrafe) war (siehe die folgende 
Tabelle 17; Zeile (a)). 

Wesentlich weniger Probanden hatten trotz einer Vorstrafe die 
Chance einer sofortigen Strafaussetzung, wobei hier die Diffe-
renzen zwischen 
lichsten werden 

Freiburg und den anderen Bezirken am deut-
(Zeile (b)). Trotz der höheren Risikobereit-
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schaft der Freiburger Jugendrichter finden wir im ersten Fall 
(ohne Vorstrafe) eine deutlich geringere, im Fall der trotz 
Vorstrafe sofort unterstellten Probanden eine den anderen 
Orten in etwa entsprechende Widerrufsquote. Insgesamt gesehen 
war die Freiburger Praxis eines vermehrten Gebrauchs der Straf-
aussetzung, auch bei bereits vorbestraften Probanden, also 
nicht mit einer erhöhten Widerrufsquote verbunden; sie blieb, 
gemessen an der Gesamtgruppe, mit 39 % Widerrufen sogar leicht 
unter dem Durchschnitt. 

Auch eine weitere Beobachtung läßt die Sonderstelluno der 
Freiburger Entscheidungspraxis sichtbar werden: 

Nur bei 4 (von 37) Freiburger Probanden gegenüber 22 (von 71 l 
der Restgruppe wurde trotz einmaliger Verhängung einer Jugend-
strafe die unmittelbare Strafaussetzung versagt; ein Anteil, 
der damit in Freiburg um fast zwei Drittel niedriger liegt als 
beim Rest der Gruppe (vgl. Spalten (al und (cl der Tabelle 17\. 

Auch beim Vergleich der jugendrichterlichen Entscheidungen mit 
der Prognoseäußerung im Jugendgerichtshilfebericht fällt auf, 
daß die Freiburger Richter stärker an der Vermeidung des 
Jugendstrafvollzugs orientiert waren: Sofern der JGH-Beri cht 
den ausdrücklichen Hinweis auf eine mögliche positive Entwick-
lung des Probanden enthielt, was bei 13 Freiburger Jugend-
lichen und 29 Probanden der Restgruppe der Fall war, wurde in 
Freiburg in keinem einzigen, andernorts jedoch in ca. jedem 4. 
Fall (7/29) dennoch die sofortige Strafaussetzung versagt. 

Wie hat sich die erweiterte Freiburger Aussetzungspraxis be-
währt? 

Als einziges Kriterium zur Beantwortung dieser Frage steht uns 
die offizielle Legalbewährung der Probanden, also der Ver-
fahrensausgang der Bewährungsverfahren, zur Verfügung. Dabei 
ist zu bedenken, daß es zum großen Teil dieselben Jugend-
richter sind, die sowohl die Aussetzungsentscheidung als auch 
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Tabelle 17: Unterschiede der örtlichen Aussetzungspraxis 
in Abhängigkeit von der Vorstrafenbelastung; 
Verteilung der Widerrufe 

Gesamt(N=l70) Freiburg(N=64) andere(N=106) 
N % N % N % 

(a) keine Vorstrafe; unmittel-
bare Aussetzung 

abs. 82 48 33 52 49 46 
davon widerrufen 25 30 6 18 19 39 

(b) unmittelbare Aussetzung 
trotz Vorstrafe 

abs. 37 22 18 28 19 18 
davon widerrufen 24 65 11 61 13 68 

(c) Teilverbüßung bei Pbn. 
ohne Vorstrafe 

abs. 26 15 4 6 22 21 
davon widerrufen 12 46 1 (25) 11 50 

(d) Vorstrafe und Teilver-
büßung mit Restaus-
setzung 

abs. 25 15 9 14 16 15 
davon widerrufen 13 52 7 (78) 6 38 

Gesamt: Fälle 170 100 64 100 106 100 
davon widerrufen 74 43,5 25 39 49 46 
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die Entscheidung über Widerruf oder Erlaß der ausgesetzten 
Jugendstrafe treffen; so haben wir Grund zu der Vermutung, daß 
Tendenzen zur Vermeidung des Jugendvollzugs auch bei der Re-
aktion auf Konflikte im Bewährungsverfahren im gleichen Sinne 
wirksam werden. Da wir über keine verläßliche, von Bewertungen 
der Bewährungshelfer und Richter unabhängige Information über 
das tatsächliche I egal verhalten der Probanden verfügen, können 
wir Vorhandensein und Ausmaß einer solchen Tendenz zur Zurück-
haltung auch bei der Widerrufsentscheidung nicht überprüfen. 

Unbeschadet dieses Vorbehalts finden wir indessen das Bild 
bestäti!lt, das bereits der Vergleich der jährlichen Erfolgs-
quoten der offiziellen Bewährungsstatistik in einer Phase deut-
lich steigender Aussetzungsquoten und zunehmender Einbeziehung 
auch strafrechtlich vorbelasteter Probanden erbracht hat: Eine 
Ausdehnung und Liberalisierung der Aussetzungspraxis hatte 
keine Erhöhung der Wi derrufsquoten zur Folge. Hi er aus kann 
zumindest geschlossen werden, daß die beteiliqten Jugend-
richter selbst zu der Auffassung qel angt sind, daß die geän-
derte Praxis aufrechterhalten und weiter ausgedehnt werden 
kann. Insofern ergänzt der Querschnittsvergleich zwischen Frei-
burg und den anderen Gerichtsbezirken den aus der Längs-
schnittanalyse der Bewährungshilfestatistik gewonnenen Ein-
druck, daß auch eine weitergehende Ausdehnung der Aussetzungs-
praxis nicht zu ungünstigen Auswirkungen führen muß und in der 
Praxis aussichtsreich erscheint. 

3. Inanspruchnahme ambulanter Maßnahmen: Therapeutische Be-
handlung; Fortbildungsmaßnahmen 

Mit dem Ausbau verschiedenartiqer sozialpädagogischer und 
therapeutischer Einrichtungen findet sich in Freiburg, vergli-
chen mit anderen Orten, ein relativ dichtes Maßnahmenetz, das 
auch als die Strafaussetzung flankierende Interventionsmöglich-
keit genutzt wird. 
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Daß das Vorhandensein sol eher Möglichkeiten in Zweifel sfäl 1 en 
den Ausschlag zugunsten einer Strafaussetzung geben kann, ließ 
sich als Eindruck aus Gesprächen mit Juqendrichtern und Thera-
peuten sowie aus EntscheidunCJsbegründungen entnehmen. Auch im 
vergleich der Gerichtsbezirke zeigt sich ein leichter Zusammen-
hang zwischen Aussetzungsquoten und der Inanspruchnahme ambu-
lanter Behandlungsmaßnahmen. 

Die folgen de Tabelle 18 beruht auf Angaben der Bewährungshel-
fer zur Inanspruchnahme von Behandlungsmaßnahmen im ersten 
Quartal der Bewährungszeit. 

Tabelle 18: Inanspruchnahme besonderer Behandlungsmaßnahmen 

Gesamt Freiburg andere 

Besondere Behandlung 22/166 11/62 11/104 
= 13,3% = 18% = 11% 

und zwar: 
Psychotherapie (GT, VT) 
Gruppentherapie, Arbeitstherapie 18 9 9 

Suchtbehandlung 2 - 2 

medikamentöse Behandlung 1 1 -

Behandlung durch: 
Mitarbeiter des Jugendhilfs-
werks Freiburg 10 10 -
Heimpsychologe 5 - 5 

Drogenhilfe 3 - 3 

Psychiatrisches Landeskrankenhaus 1 1 -
Bewährungshelfer 1 1 -

veranlaßt durch: 
Gericht 9 7 2 

Bewährungshelfer 4 3 1 

Wunsch des Pb 2 - 2 
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Fast jeder 5. Freiburcier Proband nahm an therapeutischen Maß-
nahmen tei 1, die in Freiburg fast durchweg durch die den Pro-
banden bereits aus der Untersuchungshaft bekannten Therapeuten 
des Jugendhilfswerks durchgeführt wurden. Bemerkenswert er-
scheint nicht nur die hohe Inanspruchnahmequote in Freiburci, 
sondern auch die (anders als in der Restgruppe) ganz überwie-
gende Anordnung der Behandlungsteilnahme durch das erkennende 
Jugendgericht. Auch für die Restgruppe gilt indessen, daß 
psychotherapeutische Behandlung fast ausschließlich dort in 
Anspruch genommen wurde, wo sie aufgrund institutioneller Be-
dingungen (z.B. Psychologe im Jugendheim) leicht zugänqlich 
und nicht mit Finanzierungsproblemen verbunden war. 

Anders verteilt sind die Gewichte im örtlichen Vergleich der 
Teilnahme an beruflichen oder allgemeinbildenden Weiterbil-
dungsmaßnahmen: Angaben hierzu wurden im ersten Bewährungs-
quartal nur bei ca. jedem 10. Freiburqer Probanden, aber bei 
17 % der Probanden aus anderen Orten aemacht. Uberwiegend 
dienten die Maßnahmen der beruflichen Qualifikation. Bemerkens-
wert erscheint, daß die in Freiburq intensivere therapeutische 
Betreuung - einschließlich der Therapieqruppen im laufe der 
Untersuchungshaft - nicht mit einer der Inanspruchnahme thera-
peutischer Maßnahmen entsprechenden stärkeren Einbeziehung 
auch in beruflich oder schulisch qualifizierende Maßnahmen 
verbunden war. 

Wesentliche Feststellung ist jedoch der insgesamt - gemessen 
am Umfang schulischer und beruflicher Defizite - überaus gerin-
ge Anteil von Probanden in weiterbildenden Maßnahmen Cs. Ta-
be 11 e 19). 
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Tabelle 19: Teilnahme der Probanden an Fortbildungsmaßnahmen 

Gesamt Freiburg andere 

Fortbildungsmaßnahme 
(Te1 lnahme oder in Vorbereitung) 24/166 6/62 18/104 

= 14,5% = 10% = 17% 

und zwar: 
berufsfachlicher Unterricht (Metall-
1 ehrga ng, Berufs ko 11 eg u.ä.) 8 3 5 
Förderlehrgang 

Umschulung 1 - 1 

Fachschule 4 1 3 

Hauptschulabschluß 1 - 1 

Mittlere Reife 2 1 1 

Abitur 3 1 2 

sonstige: Schreibmaschinenkurs, 
Sprachen, Führerschein aus 5 - 5 
beruflichen Gründen 

4. Untersuchungshaft als "Haftschock"? 

Ein Aspekt unserer Untersuchung, der zu kritischen Überlegun-
gen Anlaß geben kann, ist die Verbindung von Untersuchungshaft 
und Strafaussetzung zur Bewährung: So scheint es einer - nicht 
nur in Freiburg - verbreiteten Praxis zu entsprechen, bereits 
im Hinblick auf die zu erwartende Strafaussetzung zur Bewäh-
rung einen vermehrten Gebrauch von der Möglichkeit der Anord-
nung der Untersuchungshaft zu machen oder diese 1 änqer an-
dauern zu lassen, als dies durch die strafprozeßrechtlich 
vorgesehenen Haftgründe und im besonderen durch das Subsidiari-
tätsgebct des § 72 JGG abgedeckt ist. Zumindest aber 1 äßt sich 
feststellen, daß die qesetzlichen Haftgründe in weitem Umfanq 
für "erzieherische" Motive in Anspruch qenommen werden 43 . 
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Diese Vermutung 1 iegt jedenfal 1 s nahe, wenn aus der Aktenana-
lyse bei den im Projekt "Behandlunq und Prognose bei jungen 
Rechtsbrechern" erfaßten Untersuchungsgefangenen hervorgeht, 
daß im Untersuchungszeitraum mehr als die Hälfte 44 (in unserer 
Untersuchungsgruppe: 51/64 = 80 %) der Freiburger Jugendli-
chen, bei denen Untersuchungshaft angeordnet war, hernach eine 
zur Bewährung ausgesetzte Jugendstrafe erhielte,,. Dieser auf-
fall end hohe Antei 1 von Strafaussetzungen spricht nicht nur 
für eine ausgedehnte Aussetzungspraxis, sondern auch für einen 
ausgedehnten Gebrauch der Untersuchungshaft auch bei Be-
schuldigten, bei denen erhebliche Zweifel am Vorliegen der 
gesetzlichen Haftgründe und an der Wahrung der gebotenen Ver-
hältnismäßigkeit in bezug auf die zu erwartende Strafe begrün-
det erscheinen müssen. 

Offenbar findet sich auch hier die Vorstellung, daß auf einen, 
zumindest kurzen, Freiheitsentzug aus Gründen der Abschreckung 
und Motivierung der ju9endlichen Straftäter nicht verzichtet 
werden könne und daß deshalb eine Unterbringung in Untersu-
chungshaft den Zielvorstellungen der Freiburger Praxis nütz-
lich sei; ein Gedankenganq der auch in der (informell gebrauch-
ten) Formulierung von den "verborgenen" oder "therapeutischen 
Haftgründen" zum Ausdruck kommt. Ihre Entsprechung findet 
diese Vorstel 1 ung in der (in Einzel f äl 1 en belegten l iibung, dem 
Jugendlichen oder seinem Rechtsbeistand den Verzicht auf eine 
Haftbeschwerde nahezulegen und ihm dafür die Aussetzung der zu 
erwartenden Jugendstrafe in Aussicht zu stellen, für welche 
aufgrund der bereits erlittenen Untersuchungshaft eine günsti-
gere Prognose angenommen werden könne. 

Der extensive Gebrauch der Untersuchungshaft begründet - nicht 
nur für die Freiburger Situation - den Eindruck, daß vielfach 
die Funktion des früheren Jugendarrestes ersetzt und zugl ei eh 
mit dem erwarteten Nutzen der Bewährungshilfe bei Aussetzung 
einer Jugendstrafe verknüpft werden so11 45 . 
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Insofern trifft die Kritik sowohl in rechtlicher Hinsicht als 
auch bezüglich der nach dem Stand 

46 Erwartung eines resozialisierenden 
der Forschung fraglichen 

Effektes dieser "Haft-
schock"-Behandlung nicht nur und nicht in erster Linie die 
Freiburger Situation. Sie kann jedoch Hinweis geben auf die 
Gefahr einer möglichen Verquickung des Gedankens an eine weni-
ger schädliche Gestaltung der Untersuchungshaft oder die Schaf-
fung sinnvoll er Betreuungsmöglichkeiten mit der Vorstellung, 
das strafprozeßrechtliche Institut der Untersuchungshaft 
selbst als therapeuti sehe Institution qestal ten zu wollen und 
dann folgerichtig auch unter dem Gesichtspunkt der Behandlunq 
und Therapie extensiv einzusetzen. 

Nicht nur würde eine solche Konzeption dem Subsidiaritätsqebot 
des Jugendgerichtsgesetzes widersprechen, das selbst bei Vor-
liegen der strafprozessualen Anordnungsvoraussetzunqen den 
Vollzug der Untersuchungshaft bei Jugendlichen nur dort zu-
lassen will, wo alternative Möglichkeiten zur Sicherstellung 
des Verfahrens ausgeschöpft sind oder fehlen 47 ; sie würde auch 
in Kauf nehmen, die Absicht einer Vermeidung der desinte-
grativen Auswirkungen des Jugendvollzuqs schon im Vorfeld der 
Bewährungshilfe durch vermehrten Gebrauch der Untersuchunqs-
haft zu unterlaufen. 

Daß ungünstige Effekte auf die soziale Integration der Verur-
teilten und - vermittelt über diese - auch auf die Leqalbewäh-
rung möglich erscheinen, kann u.a. mit dem hohen Anteil an 
Probanden begrUndet werden, die bei Bewährungsunterstellunq an 
den früheren Arbeits- oder Ausbildungsplatz nicht mehr zurück-
kehren konnten. Auch in anderer Hinsicht können ZurUckweisunas-
reaktionen der Umwelt der Probanden angenommen werden; stiama-
tisierende Reaktionen knüpfen - wie Maelicke (1977, S. 341 zu 
Recht ausführt - in erster Linie an der Tatsache der 
Strafverbüßung und weniger an der Straftat an; in erster Linie 
stigmatisiert also der Vollzug". Daß die Etikettierunq des 
Freiheitsentzugs als Strafvollzug oder Untersuchunqshaft inso-
weit tatsächlich keinen Unterschied macht, liegt auf der Hand: 
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Vor allem die hohe Sichtbarkeit der Inhaftierunq am Arbeits-
oder Ausbildungsplatz und in der unmittelbaren sozialen Umge-
bung macht das besondere Stigmatisierungspotential jeder Form 
von Freiheitsentzug aus. Die sinnvolle Regelung der Gleich-
stellung des Bewährungsprobanden - der sich als nicht vorbe-
straft bezeichnen darf - mit dem straffreien Bürger zur Ver-
meidung von Beeinträchtigungen der Integrationschancen wird 
durch den extensiven Gebrauch der Untersuchungshaft in Ver-
bindung mit der Strafaussetzung konterkariert. 

Unter Beachtung des Subsidiaritätsgebots des§ 72 JGG sollten 
daher, wo Anordnungen unverzichtbar erscheinen, ähnliche Ein-
richtungen vorgesehen werden, wie sie sich schon zur Vermei-
dung des Strafvollzugs bewährt haben. 

V. Ertrag der Untersuchung: Zusammenfassung und Diskussion 
der Befunde 

1. Untersucht wurde eine Gruppe junger Bewährunosprobanden, 
qegen die Untersuchungshaft angeordnet war. Nach dem Ausmaß 
der festgestellten Vorbelastungen in sozialer und strafrecht-
licher Hinsicht ist die untersuchte Gruppe den Insassen des 
Jugendstrafvol l zuges vergleichbar. Sie ist dem 'harten Kern' 
der jungen Straftäter zuzurechnen, die an der Schwelle zu 
einer Vollzugskarriere stehen. 

2. Wie die Mitteilungen von Bewährungshelfern und Probanden 
aus den 
Mehrzahl 

ersten Wochen 
der Probanden 

der 
zum 

Bewährungszeit 
Zeitpunkt der 

be 1 egen, war 
Haftentlassung 

die 
mit 

vielfältigen ungelösten Problemen der Existenzsicherung kon-
frontiert, namentlich Arbeitslosigkeit, Wohnungssuche und 
finanziellen Belastungen. Auch Leistungsansprüche der Proban-
den mußten geklärt, geltend qemacht und durchgesetzt werden. 
Die nach Entlassung aus Untersuchungshaft festgestellten Pro-
bleme entsprechen den Belastungen, wie sie auch durch Unter-
suchungen bei aus dem Strafvollzug Entlassenen belegt sind. 
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Trotz der vielfältigen Belastungen der jungen Untersuchungs-
gefangenen war eine Entlassungsvorbereitung im Regelfall nicht 
gewährleistet. Die Situation war allenfalls dort günstiger, wo 
ein Bewährungshelfer aufgrund bereits früher erfolgter Be-
stellung über die Inhaftierung informiert war und frühzeitio 
Kontakt aufnahm. 

Konsequenz aus diesen Feststellungen sollte die weitere Bemü-
hung um die Vermeidung des Freiheitsentzuges - auch in Form 
der Untersuchungshaft - sein. Soweit Untersuchungshaft an\le-
ordnet wird, sollte bereits frühzeitig geprüft werden, ob in 
Hinblick auf die Entlassungssituation Hilfen erforderlich 
werden. Offensichtlich besteht die Notwendigkeit, Hilfsange-
bote auch dort zu gewährleisten, wo Bewährungshilfe nicht 
angeordnet- wird oder ein Bewährungshelfer noch nicht bestellt 
ist. Hier sollte insbesondere die Jugendgerichtshilfe tätig 
werden. 

3. Im Verlauf und Ausgang der Bewährungszeit wird ein Biindel 
von Risikofaktoren sichtbar, welche mit dem späteren Ausgang 
der Bewährungsverfahren in Zusammenhang stehen. Auffällig ist, 
daß schon zu einem relativ frühen Zeitpunkt nach Haftent-
l assung - zum Ende des ersten Quartals der 
eine stark überdurchschnittlich gefährdete 

Bewährungszeit -
Gruppe identifi-

ziert werden kann. Sie ist gekennzeichnet durch das Zusammen-
treffen mehrerer Belastungen aus den Bereichen der Existenz-
sicherun9 (Arbeitslosigkeit; fehlendes oder 9erin9es Einkom-
men; hohe Schuldenlast; ungeklärte Schuldenrequlierun9l, der 
sozialen Bindungen, geringer sozialer Kompetenz und der Sucht-
mittelgefährdung. 

4. Eine Gefährdung des Bewährun9serfolges geht nicht von ein-
zelnen Risikofaktoren - auch nicht der Arbeitslosigkeit - aus. 
Vielmehr ist es die Zusammenballung jeweils einer Vielzahl von 
Integrationsproblemen, die mit erhöhtem Bewährungsrisiko ver-
bunden ist. 

565 



5. Bei zwei Gruppen von Probanden kann eine besondere Gefähr-
dung durch das gleichzeitige Auftreten einer Vielzahl von 
Risikofaktoren festgestellt werden: Dauert die Arbeitslosig-
keit nach Haftent 1 assung 1 änger an, so treten in der Folge 
weitere zusätzliche Belastungen in finanzieller wie sozialer 
Hinsicht auf. Deren Häufung sowie die beobachtete geringere 
Belastungstoleranz der arbeitslosen Probanden scheint für eine 
erhöhte Widerrufsgefährdung verantwortlich. Kann das Ausmaß 
solcher Belastungen jedoch begrenzt werden, so sind auch die 
arbeitslosen Probanden nicht überdurchschnittlich widerrufsge-
fährdet. 

6. Ähnlich es gilt für bereits erheblich vorbestrafte Proban-
den. Diese Gruppe weist, wie bereits vielfach in Prognoseunter-
suchungen festgestellt wurde, einen überdurchschnittlichen 
Widerrufsanteil auf. Auch in dieser Gruppe war jedoch das 
Bewährungsrisiko durch die Vorstrafenbelastung noch nicht ein-
deutig festgelegt. Vielmehr war hier ein besonders ausge-
prägter Einfluß der Integrationsbedingungen zum Beginn der 
Bewährungszeit auf die Bewährungschance festzustellen: Trat in 
den ersten Monaten nach der Verurteilung eine günstige Entwick-
lung in diesem Bereich ein (wie sie namentlich durch die 
Bewährungshilfe unterstützt werden soll), so waren auch die 
erheblich vorbestraften Probanden nicht stärker widerrufsge-
fährdet als die weniger vorbestraften Probanden. Erheblich 
über dem Durchschnitt 1 ag dagegen der Widerrufsantei 1, wenn 
bei bereits erheblich vorbelasteten Probanden eine günstigere 
Ausprägung der Integrationsbedingungen nicht innerhalb von 
drei Monaten nach Verurteilung erreicht werden konnte. 

7. Für die prognostische Frage nach der Bewährungseignung von 
Probanden mit erheblicher Vorbelastung ist die Feststellung 
wichtig, daß die letztlich entscheidenden Risikofaktoren aus 
der Sicht der Hauptverhandlung noch nicht festlieqen; vielmehr 
erweisen sich die im Verlauf der Bewährungszeit festgestellten 
Integrationsbedingungen als bedeutsam. Deren Auspräounq war 
jedoch auch aufgrund der Kenntnis von früheren aktenkundig 
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gewordenen Belastungen (einschließlich der Vorstrafenbelastunq 
und früherer Arbeitslosigkeit) nicht vorhersagbar. Vielmehr 
handelt es sich um Bedingungen, die durch die Sanktionsent-
scheidun!J und deren Folgen, insbesondere durch die Arbeit der 
Bewährungshilfe, gestaltet und verändert werden können. 

Dementsprechend erwiesen sich auch prognostische Aussagen in 
den Berichten der Jugendgerichtshilfe, welche überwiegend auf 
dem Inhalt der Strafakte beruhten, nicht als valide. Geprüft 
wurde, ob durch die Hinzuziehung testdiagnostischer Befunde 
(Freiburger Persönl ichkeitsinventar-FPI) eine Verbesserung der 
Treffs i eh er h e it der Bewährungshelfer prog n o se möglich geworden 
wäre; auch dies muß verneint werden. 

Als Mangel der traditionellen Prognoseverfahren, der 'intuiti-
ven' ebensowie der statistischen, erweist sich die fehlende 
Berücksichtigung der Sanktionswirkung, namentlich in Hinblick 
auf die Nachentlassungssituation und auf die künftigen Integra-
tionsbedingungen. Berücksichtigt man die Bedeutunq, welche 
diesen auch für die weitere Legalbewährung zukommt, so muß die 
Rechtfertigung einer freiheitsentziehenden Sanktion durch bio-
graphische· Belastungen (wie Vorstrafen, 'Verwahrlosung' u.a.l 
nicht nur als empirisch unbegründet bezeichnet werden. Sie 
steht auch im Gegensatz zur Intention des Gesetzgebers, die-
jenige Sanktionsalternative einzusetzen, welche mutmaßlich 
eher geeignet ist, die erkannten Risikofaktoren günstiq zu 
beeinflussen. Unter diesem Gesichtspunkt sprechen Vorstrafen-
belastunq und bestehende Inteqrationsdefizite nicht gegen, 
sondern eher für eine Strafaussetzung zur Bewährung. 

8. Die Beobachtung einer insgesamt relativ günstigen Strafer-
l aßquote auch bei der hier untersuchten stark vorbelasteten 
Probandengruppe ergänzt und bestätigt Befunde einer Längs-
schnittanalyse der Bewährungshilfestatistik: Danach war die 
zunehmende Einbeziehung vorbelasteter, früher als ungeeignet 
betrachteter Probanden nicht von einer Zunahme der gericht-
lichen Widerrufsbeschlüsse gefolgt. 

9. Die l:rgebnisse der Untersuchung bestätigen insofern die in 
der jüngeren Entscheidungspraxis der Gerichte erkennbare Ten-
denz, Bewährungshilfe als Alternative zum Strafvollzug zu-
nehmend dort vorzusehen, wo bereits erhebliche Belastungen und 
Vorstrafen vorliegen. 
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Auch der Vergl ei eh der Unterstellungspraxis verschiedener Ge-
richtsbezirke zeigt, daß ein erweiterter Gebrauch der Straf-
aussetzung ohne negative Effekte auf die Bewährungsquote mög-
lich ist. Die Freiburger Praxis deutet ferner darauf hin, daß 
die Verfügbarkeit verschiedener flankierender ambulanter Be-
handlungs-· und Betreuungsmöglichkeiten günstige Rahmenbedin-
gungen schafft für die Bereitschaft der Jugendrichter, auch in 
schwierig beurteilten Fällen (hier etwa: Sexualtäter; Sucht-
mittelabhängige) vom Vollzug der Jugendstrafe abzusehen. Auch 
das Vorliegen fundierter Gutachten, die bereits auf geeignete 
Behandlungsmöglichkeiten hinweisen, scheint sich hier ciünstig 
ausgewirkt zu haben. 

Diese Strategie erscheint sinnvoll, wenn - wie bei Teilen der 
hier untersuchten Gruppe - Integrationshilfen .. angezeipt sind 
und deren Erfolg auch für die weitere Legalbewährunci bedeutsam 
ist. Auch in unserer Untersuchungsgruppe finden sich An-
zeichen, daß stärker vorbelastete Probanden nicht nur qeziel-
ter Integrationshilfen bedürfen, sondern von diesen - auch 
gemessen an den Widerrufsanteilen - in besonderer Weise profi-
tieren. 

Da eine günstige Beeinflussung solcher Bedingungen in der 
Lebenswelt der Probanden erfolgen muß, sprechen auch progno-
stische Erwägungen dafür, bei erkannten Belastungen und Risi-
ken den Strafvollzug durch Strafaussetzung und Bewährungshilfe 
zu ersetzen. 
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Anmerkungen 

Für Ergebnisse einschlägiger Rückfalluntersuchungen s. 
Grübl 1980; Hartung 1981; Berckhauer u. Hasenpusch 1982. 

2 Kaiser 1977, S. 170. 

3 S. dazu Kury 1977; 1982. 

4 Schwartz u. Skolnick 1970; Buikhuisen u. Dijksterhuis 1971. 

5 Goffmann (1972, S. 24) hebt in seiner Analyse "totaler 
Institutionen" u .a. den Aspekt der "Diskulturation" her-
vor: Die Entmündigung des Gefangenen, der Verlust an Kon-
trolle und Verantwortung für die Lebensführung in der 
Institution führt zu Übergangs- und Wiederanpassungsschwie-
rigkeiten bei Rückkehr in die "Außenwelt". Die erzwungene 
Anpassung an die Gefänqnissituation ist - so kann man die 
Aussage Goffmanns verallgemeinern - damit dysfunktional 
für die Sozialintegration. Daß die Haftanpassunq (die u.a. 
bei der Entlassungsprognose eine Rolle spielt\ für die 
Vorhersage der späteren Bewährung unbrauchbar ist, zeigt 
die Untersuchung von Höfer (1977\ bei juqendlichen In-
sassen des Strafvollzugs. 

6 S. § 91 JGG; vgl. auch die Vorschläge der Juoendstrafvoll-
z u g s komm i s s i o n (Bundes m i n i s t er der Just i z l 9 8 0 l zur V o 11 -
zugsgestaltung. 

7 Die Befunde der vergleichenden und experimentellen Sank-
tions forsch u n g ( zusammengefaßt : Al brecht , Dünkel u . ~pi e ß 
1981) rechtfertigen bislang nicht die Annahme einer Uber-
legenheit stationärer Behandlungsprogramme im Rahmen des 
Strafvollzugs gegenüber ambulanten Programmen. Soweit Ef-
fekte von Behandlungsmaßnahmen berichtet werden (vgl. etwa 
die umfangreiche Sekundäranalyse älterer Projekte bei 
Lipton, Martinson u. Wilks 1975), scheint vor allem pragma-
tisch orientierten Maßnahmen der Chancenverbesserung Be-
deutung zuzukommen (vgl. a. Kury 1986; Albrecht 1986\. 

8 Vgl. Middendorf u.a. 1957; Dünkel 1983; Spieß 1983; Kerner 
1985. 

9 Zur Entwicklung vgl. Heinz 1984; Spieß 1984. 

10 Schätzungen der Rückfallquote bis zu 80 %, wie sie in der 
Literatur verschiedentlich genannt werden, sind allerdinqs 
verfehlt, da sie auf der Erhebung des Vorbestraftenanteils 
im Strafvollzug beruhen. Eine Analyse der Legal bewährunq 
von Entlassenen des baden-württembergischen Juqendvollzuos 
(Grübl 1980) ergibt nach 2 Jahren ·eine Quote von 36 %, 
nach 5 Jahren von 57 % und nach ca. 11 Jahren von 66 % 
Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe über 3 Monaten 
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oder einer Geldstrafe von über 90 Tagessätzen (N = 411 
1969 aus dem Jugendstrafvollzug Entlassenen). Von diesen 
Wiederverurteilungen führte allerdings nur ein Teil zu 
erneuter Haftverbüßung (Geldstrafen; Strafaussetzunql. Ver-
gleichbar schwer oder schwerer rückfäl 1 i g werden nach 11 
Jahren knapp 40 % klassifiziert (Grübl 1980, S. 11). Vgl. 
auch die Vergleichsdaten bei Hartunq 1981; Berckhauer u. 
Hasenpusch 1982. Zur Problematik. der Rückfallmessung 
vgl. Kerner 1976; 1985a; Kaiser 1985. 

11 Vollständig dargestellt sind Erhebungsverfahren und Befun-
de in einem ausführlichen Untersuchungsbericht (Spieß 
1986). 

12 Mein Dank gilt den Probanden und Bewährungshelfern, die 
durch ihre intensive Mitarbeit diese Untersuchung ermög-
licht haben. Zusätzlich wertvoll war die Unterstützung 
durch die Bewährungshelfer. Bereits von der Phase der 
Konstruktion der Befragungsinstrumente an unterstützten 
mehrere Bewährungshelfer durch Anregungen und kritische 
Begleitung das Untersuchungsvorhaben. Für wertvolle Hilfe 
bei der Anbahnung der Kontakte zu Bewährungshelfern danke 
ich den Herren Kury und Wetzstein. 

13 So im Sch 1 ußberi cht der Jugendstrafvol l zugskommi ssi on 
(Bundesminister der Justiz 1980, S. 59 ff.l. Eine kriti-
sche Auseinandersetzung mit deren Vorstellungen findet 
sich bei Voß 1980, insb. S. 88 f.; vgl. a. Kury 1986. 

14 Kerner 1978, S. 554. 

15 Von den zu Jugendstrafe Verurteilten erhielten 1984 eine 
Strafaussetzung zur Bewährung: Verurteilte ohne U-Haft: 
67 %; Verurteilte mit U-Haft:· 41 % (eigene Berechnung nach 
Schaubild 4 und 10 der Statistik Strafverfolgung 19841. -
Für ausführlichere Daten s. Heinz 1986. 

16 Vergleichsdaten zu den Insassen des Jugendvollzugs hier 
und im folgenden nach der "Sozialstatistik der Zugänge zum 
Jugendvol 1 zug Baden-Württemberg für das Jahr 1978" · ( Kury 
1979; vgl. auch Kury 1977). 

17 Quelle zum Jugendvollzug (N = 409) wie Anm. 16. Vergleichs-
zahlen zu den nach Untersuchungshaft unterstellten Proban-
den aus unserer Untersuchung der Eindeutigkeit halber nur 
zu 119 Probanden mit unmittelbarer Bewährungsunterstellung 
(§§ 21; 27 JGG) nach Untersuchungshaft, also ohne nach 
Teilverbüßung einer Jugendstrafe unter Anrechnung der 
Untersuchungshaft unterstellte Probanden. 

18 Berücksichtigt wurden N = 112 Jugendgerichtshilfeberichte. 
Die Inhaltsa·nalyse wurde mit dem Verfahren der multiplen 
Reqressionsanalyse vorgenommen, um darzustellen, welche 
deskriptiven Akteninhalte (z.B. unehelich geboren; arbeits-
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los) - als unabhängige Variablen - mit welchem relativen 
Gewicht zum Auftreten von entscheidungsrelevanten Beurtei-
lungen (so hier der Entwicklungsprognose) - als abhängige 
Variablen - beitrugen. 

19 Vgl. Fahrenberg u .a. 1973 sowie den Beitrag von Kury in 
diesem Band; vgl. a. Kury 1986. 

20 15 Probanden mit fehlenden oder nicht auswertbaren Test-
daten wurden von den Berechnungen ausgeschlossen. 

21 Vgl. Kaiser 1980, S. 274 ff.; Fenn 1981; Spieß 1982; 1985a. 

22 Vgl. insbesondere die Reformforderungen, die von Liszt um 
die Jahrhundertwende formulierte (von Liszt 1905). 

23 Ausführlicher dazu Spieß 1984; Spieß 1986, Kap. 3. 

24 Berechnet nach der Strafverfolgungsstatistik 1984. Vgl. a. 
Kaiser 1984; Heinz 1986; Kury 1986; Dünkel 1986. 

25 Vgl. dazu Spieß 1985a m.w.N. 

26 S. Schmid 1980. 

27 Informativ ist hierzu der Bericht über Entlassungserfah-
rungen von Rückfälligen bei Blath u.a. 1976. 

28 Zum Vergleich mit der unausgelesenen Population lassen 
sich Daten zum Wohlfahrtssurvey 1980 (Arbeitsgruppe Wohl-
fahrtssurvey 1980, S. 4 l heranziehen. Auf die Frage, wie 
bei Stellenwechsel oder Stel 1 enantritt die neue Arbeits-
stelle gefunden wurde, antworteten von den 18- bis 24jäh-
rigen: 
Arbeitsamt: 12 % 
Übernahme aus Lehre, Versetzung: 9 % 
Anzeige, Bewerbung: 26 % 
persönlicher Kontakt zum neuen Arbeitgeber: 18 % 
über Freunde, Bekannte: 35 % 

Von den Befragten aller Altersgruppen gaben 63 % an, die 
jetzige Stelle habe sich 'so ergeben'; nur 37 % qaben an, 
die Stelle nach gezielter Suche gefunden zu haben: 

29 Vgl. Wacker 1978; Brinkmann 1978; Heinemann 1978; ferner 
Wuggenig 1979 m.N. 

30 Vgl. Steinhilper 1976; Martens 1978; Schwind u. Giesincier 
1978; s.a. Steffen 1979, S. 98; Blinkert 1981. 

31 Zu diesem Konzept: Bohnsack 1973. 

32 Hier und im folgenden N = 166; 4 Fälle wurden wegen been-
deter Unterstellung oder fehlender Information zum 2. Er-
hebungszeitpunkt den Berechnungen ausgeschlossen. 
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33 Fenn 1981, S. 207; zu empirischen Belegen bezüglich der 
Strafzumessungspraxis vgl. Al brecht 1980 m.w.N. sowie die 
Ausführungen von Fenn in diesem Band. 

34 Exemplarisch in Diktion und Gedankengang (Trennung der 
"Täter m i t e i n e m guten Kern " von '" echt ' Kr i m i n e 11 e ( n l " 
und "Verwahrloste(n)"l sind die einschlägigen Kommentar-
ausführungen zu § 21 JGG bei Brunner (1984). 

35 Vgl. Anm. 21. 

36 So die von Schünemann (1971, S. 272, S. 291) gebrauchte 
Formulierung. 

37 Ähnliche zusammenhänge fand Schünemann (1971, S. 291 l auch 
bei Merkmalen wie Verlobung oder Heirat in der Bewäh-
rungszeit, günstiger Wohn- -oder Arbeitssitutation, gün-
stigen wirtschaftlichen Verhältnissen. 

38 So unterscheiden sich die mit Jugendstrafe vorbestraften 
Probanden hinsichtlich der Integrationsbedinqungen im 
ersten Quartal der Bewährungszeit praktisch nicht von den 
anderen Probanden. Auch aus anderen bi ographi sehen Merk-
malen lassen sich die Integrationsprobleme in der Be-
währungszeit kaum vorhersagen. In unserer Untersuchungs-
gruppe dürfte v.a. durch die allen Probanden gemeinsame 
Untersuchungshaft allerdings eine weitgehende Angleichung 
der Ausgangsbedingungen erfolgt sein. 

39 Zum Konzept der Alternativprognose vql. - mit weiteren 
Nachweisen - Spieß 1985. 

40 Vgl. zum Versuchspl an der Untersuchung ausführl i eh Kury 
1986; s.a. den Beitrag von Kury in diesem Band. 

41 Hier und im folgenden sind unter "unmittelbarer Strafaus-
setzung" neben den Unterstellungen aufgrund §§ 21; 27 JGG 
auch die sog. "Vorbewährungen" nach § 57 Abs. 1 JGG sowie 
Entscheidungen zusammengefaßt, die nach Einbeziehung ( § 31 
JGG) zur Aussetzung der Jugendstrafe führen. 

42 Ablehnend: Wollny 1970; a. A. Kübel u. Wollentin 1970. Die 
Kommentarliteratur ist spärlich und eher zurückhaltend 
(Potrykus 1955; Dallinger u. Lackner 1965; Brunner 1984). 

43 Vgl. Kreuzer 1978; Schulz 1981, bes. S. 409 ff.; Heinz 
1985; Dünkel 1985; Kury 1986. 

44 Vgl. den Beitrag von Hermanns in diesem Band; s.a. Her-
manns 1983. 

45 Vgl. Kaiser 1984; Heinz 1986. 

46 Vgl. Albrecht, Dünkel u. Spieß 1981. 

47 S. § 72 JGG; vgl. auch die diesbezüglichen Forderunqen des 
AK 9 des Jugendgerichtstaqs 1981 (Deutsche Vereiniquna für 
Juqendgeric~te und Jugend~erichtshilfen 1981, S. 44)).· 
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1. Einleitung 

Die Reformdiskussion der 70er Jahre, deren Ziel es unter an-
derem war, aus dem Nebeneinander von Jugendschutz, Jugendhilfe 
und Jugendstrafrecht zu einer gesetzlich-organisatorischen Ver-
einheitlichung des Jugendrechts zu gelangen, erhielt ihren 
vorläufigen Schlußpunkt in der Ablehnung des 1980 vom Bundes-
tag verabschiedeten JGH-Gesetzes durch den Bundesrat 1 . 

Bei aller Diskussion konnten sich jedoch die Vorstellungen 
über die erzieherische Ausprägung des Jugendrechts und die 
damit verbundene Ausdehnung ambulanter Behandlungsformen er-
hal ten2. 

Ihnen liegt das Ziel zugrunde, auf Straftaten junaer Menschen 
noch individueller, differenzierter und flexibler zu reagie-
ren. Als Konsequenz verlangt dies möglichst reichhaltiges Mate-
rial über die Täterpersönlichkeit und ihre psycholoqische und 
soziale Situation, was für die Arbeit des Juaendrichters wie-
derum bedeutet, daß Verfahren geschaffen und ihm angeboten 
werden müssen, die ihm dieses Material und die entsprechenden 
Informationen verschaffen. 

Die vorliegende Untersuchung hat mit der Vorbewährung ein 
Institut zum Gegenstand, das - unter den beiden Gesichtspunk-
ten der verstärkten erzieherischen Ausgestaltung und der wei-
terführenden Unterstützung des Jugendrichters insbesondere bei 
der Prognosebi 1 dung - aus den oben genannten Gründen in der 
forensischen Praxis verstärkt zur Anwendung kommt 3 , dessen 
dogmatische Einordnung aber noch weitgehend ungeklärt ist. 

Deshalb soll es Aufgabe des ersten Tei 1 s dieser Untersuchung 
sein, in einer doqmatischen Erörterunq die Eiqenständigkeit 
des Instituts der Vorbewährung als ambulante Reaktionsform und 
ihrer rechtsstaatlichen Zulässigkeit herauszuarbeiten. 

Außerdem soll geklärt werden, ob die Vorbewähruna ein qeeiq-
netes Instrument ist, dem Jugendrichter zusätzliche Informa-
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tionen und Erkenntnisse für eine verläßliche Legalprognose zu 
vermitteln. 

Der empi ri sehe Teil der Arbeit hat die Aufgabe, Aussagen über 
den Kenntnisstand und die Einstellung der beteiligten Instan-
zen zum Institut der Vorbewährung zu erhalten, deren Informa-
tionsbasis bei der Legalprognose zu erforschen, sowie Erkennt-
nisse zu gewinnen, um die auf theoretischer Basis gefundenen 
Ergebnisse entweder zu untermauern oder aber ihnen aus der 
Sicht der Praxis entgegenstehende Resultate gegenüberzustellen 
und beide gegeneinander abzuwägen. 

Die empirischen Arbeiten gliedern sich in 3 Abschnitte: Mit-
tels einer Aktenanalyse, die auf dem Material des am Max-
Planck-Institut für ausländisches und internationales Straf-
recht durchgeführten Behandlungsforschungsprojektes 4 aufbaut, 
wurden Daten erhoben, die Aussagen zur Anwendungspraxis und 
Ausgestaltung des Instituts der Vorbewährung erlauben. Im An-
schluß daran wurde in der Zeit von Mai 1981 bis Februar 1982 
zur Ermittlung 
stel 1 ung zum 

von Kenntnisstand, Informationsbasis und Ein-
Institut der Vorbewährung eine schriftliche Be-

fragung durchgeführt, die die beteiligten Instanzen - Jugend-
richter ( N = 30), Jugendstaatsanwälte ( N = 13), Bewährungshel -
fer (N = 51 l und Jugendgerichtshelfer (N = 87) - aus den 3 
Landgerichtsbezirken Karlsruhe, Freiburg und Mannheim einbe-

5 zog 

Zum Abschluß der empirischen Untersuchung soll versucht wer-
den, durch eine Auswertung von Zentralregister- und Erzie-
hungsregisterauszügen zu einer vergleichenden Aussage über die 
Wirkung von Strafaussetzunq zur Bewährung und Vorbewährung zu 
gelangen. Hierzu wurden im Jahre 1981 für sämtliche "Bewäh-
rungs"-Probanden (N = 1611 entsprechende Auszüoe beim General-
bundesanwalt in Berlin einqeholt 5a. 
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2. Das Institut der Vorbewährung - dogmatische Analyse und 
Kritik -

2.1 Die Stellung der Vorbewährung im Rahmen des positiven 
Rechts 

Nach§ 57 JGG besteht für den Jugendrichter die Möglichkeit, 
nicht nur, wie es im Erwachsenenstrafrecht zwingend vorge-
s c h rieben i s t ( § 2 6 0 Abs • 4 S. 4 S tp O l , d i e E n t scheid u n g üb er 
die Strafaussetzung zur Bewährung im Urtei 1 zu treffen, son-
dern diese Entscheidung - nach Rechtskraft des Urteils und vor 
Beginn der Strafvollstreckung - später in einem besonderen 
Beschlußverfahren zu fällen. Der Gesetzgeber hat jedoch keine 
Anhaltspunkte 
Jugendrichter 

dafür gegeben, 
den einen oder 

unter welchen Bedinqunqen der 
den anderen Weg wählen, so11 6 • 

Allgemeine Voraussetzung für ein nachträgliches Beschlußver-
fahren ist 1 edi glich, daß als Ergebnis der Hauptverhandlung 
eine Jugendstrafe verhängt wird, die gemäß § 21 JGG ausgesetzt 
werden kann. 

Die ausschlaggebenden Gründe für ein Vorgehen nach § 57 JGG 
beziehen sich jedoch nicht auf die Beurteilung von Tat und 
Täter, sondern auf den Erfolg der Strafaussetzung selbst. 
Solche Gründe sind etwa noch vorzunehmende Ermittlungen dar-
über, ob der Jugendliche in seiner bisherigen Umgebung verblei-
ben kann, ob Möglichkeiten einer anderen Unterbringung be-
stehen, ob ein Arbeitsplatz zur Verfügung steht oder ein 
geeigneter Bewährungshelfer 7 Diese Kriterien beinhalten, daß 
die ei gent 1 i ehe Entscheidung über die Strafaussetzung und da-
mit die notwendige Prognoseentscheidung über das künftige Le-
galverhalten des Jugendlichen schon gefallen ist. 

Grundlage der Entscheidung ist nicht mehr, ob es überhaupt zu 
einer Strafaussetzung kommt - diese Fests tel 1 ung ist bereits 
getroffen-, sondern es sind lediglich noch Fragen offen, die 
sich auf die Ausgestaltung der Bewährungszeit beziehen. 
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Unter einem erheblich anderen Aspekt ist das Institut der 
Vorbewährung zu sehen. Hier sind es nicht nur noch vorzuneh-
mende Ermittlungen über die Gestaltung der Bewährungszeit, die 
zur Entscheidung für das spätere Beschlußverfahren führen, 
sondern hier ist die Frage, ob es zu einer Strafaussetzung 
kommt oder nicht, noch völlig offen 8 . Die formel 1-recht l iche 
Regelung des§ 57 JGG soll dem Richter die Möglichkeit geben, 
bei seiner Prognose, dem Kern der Strafaussetzungserwägung 9 , 
zu einer fundierteren Beurteilung und Einschätzung des Jugend-
lichen zu gelangen. Der Zeitraum zwischen Urteil und nachträg-
lichem Beschluß soll für den Richter als Beobachtungszeit 
dienen. Der Jugendliche soll während dieser Probezeit durch 
seine Mitarbeit die Prognoseentscheidungen des Richters unter-
stützen und durch sein Verhalten zum Ausdruck bringen, daß er 
bereit ist, die Voraussetzungen für eine ihm günstige spätere 
Entscheidung selbst mit zu gestalten 10 

Entscheidend für ein Vorgehen im Rahmen des§ 57 JGG ist, daß 
die Frage für die Verhängung einer Jugendstrafe nicht mehr 
relevant, sondern bereits entschieden ist. Es geht allein um 
die Frage,~ dem bereits zur Juqendstrafe verurteilten Juoend-
lichen eine Strafaussetzung zuerkannt werden soll oder nicht. 
Das Institut der Vorbewährung unterscheidet sich darin von 
verwandten Modellen wie § 27 JGG, wobei die Verhängung der 
Jugendstrafe selbst zur Bewährung ausgesetzt wird 11 , von § 45 
und § 47 JGG mit der Verfahrensmöolichkeit der "Einstellung 
zur Bewährung" 12 , vom Modell der "~ewährung in Freiheit", wi~ 
es von der Deutschen Vereinigung für Jugendgerichte und Jugend-
gerichtshilfen (DVJJ) 13 und vom Behandlungsmodell der "Betreu-
ungs- oder Bewährungsweisung" 14 , wie es. vom "Verein Brücke 
e.V." favorisiert wird. 

Es muß hier hervorgehoben werden, daß eine ausdrückliche ge-
setzliche Grundlage für das Institut der Vorbewährung nicht 
existiert. Als rechtliche Grundlage herangezogen werden neben 
§ 57 JGG, der das nachträgliche Beschlußverfahren absichert, 
die§§ 8 Abs. 2 Satz 1, 10 und 15 JGG 15 . Während§ 8 Abs. 2 
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JGG die Kombination von Jugendstrafe mit Auflagen und Weisun-
gen {§§ 15 u. 10 JGG) erlaubt, wird insbesondere aus§ 10 JGG 
in Verbindung mit Richtlinie 3 die Zuteilung eines Bewährunqs-
helfers für die Vorbewährungszeit als zulässig erachtet. 
Fraglich ist, ob die Heranziehung der erwähnten Vorschriften, 
die für sich gesehen den durch das Grundqesetz gesetzten 
Schranken entsprechen, die rechtliche und praktische Ausfor-
mung der Vorbewährung zuläßt und ob dementsprechend ihre Ausge-
staltung in der Praxis dem Grundgesetz entspricht. Es könnte 
z.B. eine Verletzung des Grundrechts der freien Entfaltung der 
Persönlichkeit {Art. 2 Abs. 1 GG) darin zu sehen sein, daß das 
Institut der Vorbewährung möglicherweise ohne gesetzliche 
Grundlage die freie Entfaltunq der Persönlichkeit des betroffe-
nen Jugendlichen in unzulässiger Weise einschränkt 16 

§ 8 Abs. 2 Satz 1 JGG erlaubt es dem Jugendrichter, neben 
Jugendstrafe Auflagen und Weisungen zu erteilen. Aus dieser 
Bestimmung leitet die Praxis die Befugnisse ab, auch für die 
Vorbewährungszeit Auflagen erteilen zu können. Sie übersieht 
dabei jedoch, daß § 8 Abs. 2 Satz 1 JGG nicht Bewährungsauf-
1 agen mit erzieherischem, sondern Aufl aqen mit ahndendem Cha-
rakter meint 17 • Auflaqen für die Vorbewährunoszeit sollen daqe-
gen allein aus erzie~erischen Gründen angeordnet werden 18 . 8 
Abs. 2 Satz l JGG ermöqlicht zwar auch die Anordnung von Wei-
sungen, die als Erziehungsmaßregeln rein erzieherische Funktio-
nen haben 19 , fraglich ist aber, ob die dafür notwendige Bestel-
lung eines Bewährungshelfers im Rahmen der Vorbewährung als 
zulässig angesehen werden kann 20 . 
Für das Institut der Vorbewährung wird die Möglichkeit, in 
Form einer Weisung einen Bewährungshelfer zuzuteilen, aus 
Richtlinie 3 zu § 10 JGG entnommen, die in entsprechenden Fäl-
len die Beaufsichtigung durch eine bestimmte Person empfiehlt. 
Begründet wird dieses Vorgehen mit dem Hinweis, daß sich die 
Tätigkeit des Bewährungshelfers während der Vorbewährunciszeit 
auf eine reine Überwachungsfunktion beschränke und aus diesem 
Grunde keine - in ihrer Konsequenz einschneidendere - Bewäh-
rungsaufsicht stattfinde 21 . 
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Diese Begründung erscheint jedoch aus folgenden Gründen frag-
lich: Bei Aussetzung einer Jugendstrafe auf Bewährung ist die 
Aufgabe des Bewährungshelfers zum einen die Einhaltung der 
durch den Richter erteilten Auflagen zu überwachen (= Be-
währungsaufsicht l und zum anderen dabei dem Jugendlichen be-
ratend, ermahnend und betreuend zur Seite zu stehen ( = Bewäh-
rungshilfe). In der praktischen Durchführung gehen diese bei-
den Aufgaben ineinander über 22 Gleiches gilt für das Institut 
der Vorbewährung. Die Zuteilung eines Bewährungshelfers ist 
jedoch gesetzlich nur dann vorgesehen, wenn eine Jugendstrafe 
bereits gemäß§ 21 JGG zur Bewährung ausgesetzt ist, wenn die 
Entscheidung darüber, ob Jugendstrafe zu verhängen ist, nach 
§ 27 JGG ausgesetzt wird oder wenn ein Verurteilter unter den 
Voraussetzungen der §§ 88/89 JGG bedingt aus der Haft entl as-
sen wird 23 . 

Unter Berücksichtigung dieser Umstände - zumindest gleiche Auf-
gabenstellung des Bewährungshelfers bei Vorbewährung und 
eigentlicher Bewährungszeit und genaue gesetzliche Festlegung 
für das Tätigwerden des Bewährungshelfers - kann für die Zu-
teilung eines Bewährungshelfers § 10 JGG in Verbindung mit 
Richtlinie 3 nicht als rechtliche Grundlage für die Aufgaben 
des Bewährungshelfers während der Vorbewährungszeit angesehen 
werden, und es kann festgehalten werden, daß § 8 Abs. 2 
Satz 1 JGG keine ausreichende rechtliche Grundlage für das 
Institut der Vorbewährung bildet. Für den Eingriff in das 
Grundrecht der freien Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 
Abs. 1 GG) durch das Institut der Vorbewährung existiert dem-
nach keine Ermächtigungsgrundlage 24 • 

Das fehlen eines gesetzlichen Rahmens und die allein durch den 
Richter durchzuführende Ausgestaltung der Vorbewährunq kann 
darüber hinaus zu weitreichenden Konsequenzen für den Jugendli-
chen führen. So fehlen klare Festlegungen, unter welchen Vor-
aussetzungen es zur Versagung der anschließend möglichen Straf-
aussetzung kommen kann. Außerdem ist es mögl i eh, daß durch 
eine extensiv ausgedehnte Vorbewährungszeit die grundsätzliche 
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Dauer der Bewährungszeit von höchstens 3 Jahren 25 weit über-
schritten wird, 
Voraussetzungen 

ohne daß die dafür erforderlichen besonderen 
vorliegen 26 • Dies ist insbesondere dann der 

Fall, wenn es nicht zu einer Anrechnung der Vorbewährungszeit 
auf die Bewährungszeit kommt, da letztere gemäß § 22 
Abs. 2 JGG erst mit Rechtskraft der Entscheidung über die 
Aussetzung der Jugendstrafe beginnt. 

2.2 Die Ausprägung des Erziehungsgedankens durch das Institut 
der Vorbewährung 

Alle Reaktionsmöglichkeiten des Jugendstrafrechts stehen unter 
dem Primat des Erziehungsgedankens, und an der Realisierung 
dieses Ziels sollte auch das Institut der Vorbewährung gemes-
sen werden 27 • Im Jugendgerichtsgesetz wird der Erziehungsge-
danke nicht eindeutig definiert 28 • Ein Erziehungsbegriff, wie 
er in dieser Arbeit zugrunde gelegt wird, stellt die Ent-
faltung der Persönlichkeit des Jugendlichen 29 in den Mittel-
punkt und verlangt nach Reaktionen, die es anstreben, dem 
Jugendlichen durch die Entwicklung von Konflikt-, Koopera-
tions- und Kommunikationsfähigkeit und durch die Hinführung zu 
Verantwortungsbereitschaft und Selbständigkeit zu verbesserter 
sozialer Kompetenz zu verhelfen 30 • Die Verwirklichung dieses 
Erziehungsziels dürfte weniger durch Vollstreckung des Straf-
vollzuges als vielmehr im Bereich ambulanter Vollstreckung zu 
erreichen sein 31 • 

Der stetige Anstieg der Unterstellungen unter einen Bewährungs-
helfer im Wege der Strafaussetzung zur Bewährung kann in die-
sem Sinne interpretiert werden. 

Eine anerkannte Form der Gestaltung pädagogischer Lernsitua-
tionen besteht darin, attraktive Sachziele zu bilden, die 
unmittelbar im reifenden Menschen Kräfte entstehen lassen, 
durch ihn selbst oder von außen gesetzte Ziele zu erreichen. 
Überträgt man diese Erkenntnis auf das Institut der Vorbewäh-
rung, so ergibt sich folgendes: 
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In der Verhängung der Jugendstrafe liegt für den Jugendlichen 
die strafende Reaktion und die Ahndung seines vorausgegangenen 
Verhaltens, gleichzeitig wird ihm eine alternative Verhaltens-
möglichkeit neben der Bestrafung angeboten, d.h. neben die 
strafende Reaktion tritt als "Belohnung" für eventuelle, wün-
schenswerte Verhaltensmodifikationen die Vorbewährung, die ihm 
die Chance gibt, durch seine Mitarbeit das für ihn positive 
Ziel der Aussetzung der Strafe zur Bewährung zu erreichen. 
Eine solche Kombination von 
ist nach den Ergebnissen 

positiver und negativer Reaktion 
experimenteller Untersuchungen 32 

grundsätzlich förderlich und wirkungsvoller für den Lernerfolg 
als deren isolierte Anwendung. Gleiches vermag die Strafausset-
zung zur Bewährung nicht zu leisten, da bei ihr bereits 
entschieden ist und der Proband sich die eigentliche Verscho-
nung vor dem Vollzug nicht mehr durch eine Verhaltensänderung 
zu erarbeiten braucht. 

2.3 Die Vorbewährung als Hilfe bei der Legalprognose 

Neben der Verwirklichung dieses jugendrichterlichen Erziehungs-
gedankens stellt die Vorbewährung auch ein wesentliches Ele-
ment bei der Stellung der richterlichen Legalprognose dar. 
Ausgangspunkt und vorentscheidender Faktor bei der Verwirk.] i-
chung des Erziehungsgedankens ist der Jugendrichter. Vor Aus-
spruch seiner Entscheidung muß dieser sich ein genaues Bild 
von der Persönlichkeit des Jugendlichen verschaffen, um die 
ihm abverlangte Beurteilunq und Einschätzunq des Jugendlichen 
vornehmen und die sich darauf stützende folgenorientierte Sank-
tion treffen zu können. Dem Richter wird abverl anqt zu ent-
scheiden, welche Sanktionsart bei dem Jugendlichen die erfor-
derlichen Lernprozesse bewirkt, er muß ·Behandlungsvorschläae 
unterbreiten, die mutmaßliche Persönlichkeitsentwicklung beur-
teilen, besonders Stärken oder Schwächen des Jugendlichen im 
sozialen und zwischenmenschlichen Bereich erkennen und ent-
scheiden, welche Maßnahme sich aus kriminalpädagogischer und 
-präventiver Sicht empfiehlt. 
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Um diesen Ansprüchen gerecht zu werden, sollen nach der Idee 
des Jugendgerichtsgesetzes die Richter erzieherisch befähigt 
sein und Kenntnisse u.a. auf dem Gebiet der Pädagogik, Jugend-
psychologie und -psychiatrie haben. 

In der Praxis erfolgt dagegen die Auswahl der Jugendrichter 
weder nach den in § 37 JGG vorgeqebenen Kriterien 33 , noch sind 
die Juristen von ihrer Ausbildunq her in aller Regel darauf 
vorbereitet, diesen Forderungen z-u entsprechen 34 , und selbst 
bei Umsetzung der oft geäußerten Forderung nach einer speziel-
len Aus- und Fortbildung bliebe der Richter auf Hilfe bei der 
Entscheidungsfindung angewiesen, da er ohne ausreichende Hilfs-
möglichkeiten - wegen seiner fehlenden pädagogi sehen Vorbi 1-
dung - sich bei der Legalprognose nur auf seine strafrecht-
liche und kriminologische Erfahrung stützen kann. Hierin liegt 
letztlich auch eine der Ursachen dafür, daß es seitens der 
Jugendrichter häufig zu einer nur "gefühlsmäßigen" Erfassung 
der Täterpersönl ichkeit 35 und ihrer Lebensbedingungen kommt, 
indem "Alltags- oder naive Verhaltenstheorien über mensch-
liches Handeln" als gesichertes Wissen angesehen werden 36 . 

Im Bereich der Prognoseforschung hat bisher die kriminologi-
sche Wissenschaft dem Richter noch keine entscheidende Hilfe 
anbieten können 36 a. Die Gerichte sind heute kaum in der Lage, 
die Persönlichkeit eines Jugendlichen im einzelnen zu analy-
sieren, um dann die bestmögliche Therapie einleiten zu können. 
Insbesondere für die Stellung der Sozialprognose und die Beur-
teilung der Strafwirkung, die die Berücksichtigung der Persön-
lichkeit des Täters und seines zukünftioen Verhaltens ein-
schließen, fehlt es an genügendem Erfahrungsmaterial und wis-
senschaftlichen Untersuchungen 37 • 
Als eine mögliche Hilfsquelle bietet das Jugendgerichtsgesetz 
dem Jugendrichter für seine Legalprognose die Institution der 
Jugendgerichtshilfe an 38 sowie die Möglichkeit, einen Sachver-
ständigen zu hören 39 . Nach§ 38 i.V.m. § 43 JGG ist es Aufgabe 
der Jugendgerichtshi 1 fe, insbesondere "durch Erforschung der 
Persönlichkeit, der Entwicklung und der Umwelt des Jugend-
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liehen" die Voraussetzungen fUr Entscheidungen des Jugendrich-
ters zu schaffen 40 • Oi e Umsetzung der gesetzgeberi sehen Idee 
ist aber bisher nur bruchstückhaft realisiert, und Kritik ent-
zündet sich vor allem an der Erstellung, Aussagekraft und 
damit verbundenen Brauchbarkeit des Jugendgerichtshilfeberich-
tes41, an der Rolle des Jugendgerichtshelfers und an der 
Struktur der Jugendgerichtshilfe. So erfolgt die Erstellung 
der Berichte der Jugendgerichtshilfe beispielsweise weitgehend 
ohne eingehenden Kontakt mit den Jugendlichen 42 • Die oft ein-
zige Informationsquelle über die Täterpersönlichkeit für den 
Jugendrichter beruht zum größten Teil auf Aktenmateria1 43 • Die 
Aussagekraft der Berichte der Jugendgerichtshilfe vermindert 
sich aber in dem Maße, wie diese wiederum mit Jugendamtsakten 
und früheren Berichten arbeiten. Durch die Verwendung bereits 
vorhandener Akten, ohne ausreichende Interaktion mit dem Ju-
gendlichen, wird die soziale Wahrnehmung, die die Persön-
lichkeit des Jugendlichen zu der Tat zum Gegenstand haben 
soll, erheblich beeinträchtigt und der Tendenz zur "Vereinheit-
lichung, Generalisierung und Kategorisierung" Vorschub gelei-
stet. Ein so entstandener Bericht ist für die präzise krimi-
nologische Prognose, bei der er den Jugendrichter insbesondere 
auch bei seiner Legalprognose unterstützen soll, wenig brauch-
bar und konfrontiert den Jugendrichter nicht selten mit einem 
"unvollständigen oder trUgerischen Bild von der Person des 
Täters• 44 • Grundsätzlich soll sich die Jugendgerichtshilfe in 
ihrem Bericht darauf beschränken aufzuzeigen, in wel ehern Kon-
fliktzusammenhang die Tat steht, um die richterliche Ent-
scheidungsgrundlage zu erweitern. Tatsächlich enthalten die 
Berichte aber oft pseudowissenschaftliche Aussagen aufgrund 
persönlicher Eindrücke und Werturteile über Fragen, die spezi-
fisches psychiatrisches oder psychologisches Fachwissen er-
fordern, was wiederum nicht Aufgabe der Jugendgerichtshilfe, 
sondern eines entsprechenden Sachverständigen wäre 45 • Zur Anhö-
rung eines Sachverständigen kommt es 1 edi gl i eh in ca. 4 % der 
Verfahren 46 . Eine weitergehendere Beteiligung dürfte sowohl 
aus Gründen der Verhältnismäßigkeit 47 , dem im Jugendstrafver-
fahren pädagogisch wichtigen Beschleunigungsgrundsatz 48 , als 
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auch wegen der möglichen Abhängigkeit des Richters, die seine 
Entscheidungsfreiheit und Autorität gefährden könnte 49 , über-
trieben und zudem bei Bagatelldelikten nicht vertretbar sein 50 . 

Eine Alternative bzw. Ergänzung hierzu bietet das Institut der 
Vorbewährung mit der Möglichkeit, über reine Akteninforma-
tionen hinaus durch eine weitere Zeit der Beobachtung und 
Führung durch Gericht und Bewährungshilfe die Täterpersönlich-
keit kennenzulernen. Die Vorbewährung gibt dem Jugendrichter 
die Möglichkeit, seiner Legalprognose eine fundiertere Grund-
lage zu geben. 

Der Jugendliche selbst kann während der Vorbewährungszeit 
unter dem Eindruck von Hauptverhandlung und Verurteilung und 
unter dem Einfluß der so veränderten llmweltbedinqungen einen 
eigenständigen Beitrag zu der dann aus diesem aktiven Handeln 
abgeleiteten Legalprognose des Jugendrichters leisten. Dieser 
bleibt so nicht mehr auf unzulängliche Juqendgerichtshilfe-
berichte oder kurze unpersönliche und oft irreführende Ein-
drücke aus der Hauptverhandlunq angewiesen, sondern kann auf-
grund eigener Beobachtung die Täterpersönl ichkeit beurteilen. 
In diesem Sinne ist das Institut der Vorbewährung eine Alter-
native, die sich als erzieherisch fördernd für den Jugendli-
chen, hilfreich für den Jugendrichter und sinnvoll hinsicht-
lich ihrer Stellung im Reaktionskatalog des Jugendstrafrechts 
erwiesen hat. Ein entsprechend rechtlich ausgestaltetes Vor-
bewährungsverfahren entspräche zudem den Erfordernissen einer 
intensiven ambulanten Betreuung. Im weiteren ist zu zeigen, ob 
das Institut der Vorbewährung, das der kritischen dogmatischen 
Analyse standgehalten hat, von den verfahrensbeteiligten In-
stanzen als Unterstützung und Förderung ihrer Arbeit gesehen 
wird. 
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3. Begleitende empirische Untersuchung 

3.1 Die Analyse nach dem Freiburger Behandlungsforschungs-
projekt - Datenbasis und methodische Anmerkungen -

Das Projekt "Prognose und Behandlung bei jungen Rechtsbre-
chern" (Behandlungsforschungsprojekt) wurde seit 1976 von der 
Forschungsgruppe Kriminologie des Max-Planck-Instituts für aus-
ländisches und internationales Strafrecht durchgeführt 51 . Ziel 
dieses Projektes war es, die Bedingungen und Effekte der 
Untersuchungshaft tatverdächtiger junger Rechtsbrecher sowie 
deren Behandlung und Prognose und die spätere Entwicklung der 
verurteilten jungen Täter als Bewährunqsprobanden zu untersu-
chen. Im Rahmen der Behandlungsforschung ging man im Wege der 
Gesprächs- und Verhaltenstherapie vor 52 . Diese beiden psycho-
therapeutischen Behandlungsformen wurden auf eine Gruppe ju-
gendlicher und heranwachsender Untersuchungshäftlinge der Haft-
anstalt Freiburg angewandt, der zwei Kontrollaruppen - nur 
psychologische Untersuchung, aber keinerlei Behandlung - aus 
den U-Haftabteilungen der Anstalten in Rastatt und Mannheim 
gegenübergestellt wurden 53 Gleichzeitig wurden, um zu einer 
differenzierten Auswertung der Behandlungswirkung für unter-
schiedliche Untergruppen im Rahmen des Projekts zu gelangen, 
in einer Analyse von Gerichts- und Vollzugsakten anhand eines 
standardisierten Erhebungsbogens biographische Daten zum So-
zial- und Legalverhalten der erfaßten Probanden erhoben. Die-
ses Material war Ausgangspunkt für die eigene Untersuchung. 

Da ein großer Teil der zu verwertenden Daten auf Vorarbeit des 
Behandlungsforschungsprojektes Freiburg beruht und dort durch 
Aktenanalyse gewonnen worden war, lag es nahe, durch eine 
weiterführende und hierauf aufbauende Aktenanalyse die für die 
Beurteilung des Instituts der Vorbewährung notwendigen Daten 
zu erheben. Die Aktenanalyse bot sich als Untersuchungsmethode 
außerdem aus Gründen der Zuverlässigkeit, der Überprüfbarkeit 
und aus arbei tsökonomi sehen Erwägungen an 54 . Außerdem l aqen 
die Urteile derjeniaen Probanden vor, bei denen eine Vorbewäh-
rung angeordnet worden war. 
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Aus diesen Gründen erfolgte die Entscheidung für eine Akten-
analyse, und es wurde entsprechend ein Erhebungsbogen er-
stellt55, dessen Konzipierung weitgehend auf der Kommentierung 
zu § 57 JGG und auf den von der Praxis angeführten Argumenten 
für und gegen das Institut der Vorbewährung beruht 56 

Auch für den Vergleich von Zentralregister- und Erziehungs-
registerauszügen war der Ausgangspunkt das Datenmaterial des 
Behandlungsforschungsprojektes. Für die aus diesem Projekt 
stammenden 98 Probanden, die Strafaussetzung zur Bewährung 
erhielten und für die 63 Vorbewährungsprobanden wurden im 
August/September/Oktober 1981 entsprechende Registerauszüge 
beim Generalbundesanwalt in Berlin eingeholt 57 . Die Auswertung 
der Registereintragungen soll Aufschluß geben über die unter-
schiedliche Wirkung von Strafaussetzung zur Bewährung und Vor-
bewährung in bezug auf Widerruf der erfolgten Aussetzung oder 
erneute registrierte Auffälligkeit. 

Zur Erfassung des Kenntnisstandes und der Einstel 1 ungen von 
Jugendrichtern, Jugendstaatsanwälten, Bewährungshelfern und Ju-
gendgerichtshelfern zum Institut der Vorbewährung schied eine 
Akten- oder Dokumentenanalyse aus, da Gerichts- bzw. Strafak-
ten zu diesem Fragenbereich keine befriedigenden Informationen 
enthalten. Als Forschungsmethode bot sich die Befragung an, 
die vor allem aus Gründen des vertretbaren Zeitumfangs und 
Finanzaufwands in schriftlicher Form erfolgte. 

Um realistische Vergleichsmöglichkeiten zu haben, wurde die 
Befragung entsprechend dem Behandlungsforschunqsprojekt auch 
auf die 3 Landgerichtsbezirke Karlsruhe, Mannheim und Freiburg 
erstreckt. In einer Totalerhebung wurden alle verfahrensbetei-
ligten Instanzen dieser 3 Bezirke erfaßt 58 . Die Untersuchunos-
gruppe setzte sich danach aus 40 Richtern 59 , 14 Staatsanwäl-
ten, 61 Bewährungshelfern und 106 Jugendgerichtshelfern zusam-
men60. 
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Innerhalb des Behandlungsforschungsprojektes wurde bei 82 Pro-
banden mit § 57 JGG gearbeitet. Für die eigene Auswertung 
konnte jedoch nur das Datenmaterial von 63 Fäl 1 en verwendet 
werden. Von diesen verbleibenden 63 Vorbewährungsfällen wurden 
42 im Landgerichtsbezirk Karlsruhe, 19 in Frei burq und 2 in 
Mannheim ausgesprochen. 6 (9 %1 Fälle wurden vor dem Jugend-
richter als Einzelrichter verhandelt, 56 (89 %) vor dem Jugend-
schöffengericht und lediglich vor der Jugendkammer beim 
Landgericht. 

3.2 Die Anwendung der Vorbewährung in der gerichtlichen Pra-
xis {Aktenanalyse) 

Zum Zeitpunkt der Verurteilung betrug das durchschnittliche 
Alter der Probanden 17,9 Jahre und lag damit im Schnitt 1/2 
Jahr unter dem Alter der Probanden, die sofort Strafaussetzung 
zur Bewährung erhalten hatten {X = 18,5) {vgl. Tab. 1 ). 

Tab. 1: Altersstruktur der Probanden zum Zeitpunkt der Verur-
teilung [Vorbewährung und Strafaussetzung zur Bewäh-
rung) 

Alter bei der S tra faus setzung zur Vorbewährung 
Verurtei 1 ung Bewährung 

(Jahre) N = 98 N = 63 

14/15 4 4 
( 4 %) (13 %) 

16/17 21 18 
(21 %) (28 %) 

18/19 40 24 
(41 %) (38 %) 

20/21 33 13 
(34 %) (21 %) 

x 18,5 17,9 
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Der Umstand, daß 41 % { = 26) der Vorbewährungsprobanden bei 
der Verurteilung jünger als 19 Jahre alt waren, im Gegensatz 
zu nur 25 % { = 25) der Bewährungsprobanden { N9es. = 98) 1 egt 
die Vermutung nahe, daß durch eine Betonung des Erziehungs-
gedankens im Wege der Vorbewährung gerade den jün9eren Proban-
den eine dem Vollzug vorzuziehende erzieherische Chance gege-
ben werden soll. Dies zeigt sich zum anderen auch darin, daß 
bei der Auswah 1 der Vorbewährungsauflagen - die sieh im üb-
rigen nicht von den Bewährungsauflagen unterschieden - beson-
derer Wert auf solche Weisungen gelegt wurde, die die eigen-
verantwortliche Mitarbeit der Probanden fordern und rein er-
zieherische Funktionen haben. 

Die mit der Vorbewährung beabsichtigte Zielvorstellung, eine 
Hilfe für den Richter bei seiner Legalprognose zu sein, kam 
zumindest für den Landgerichtsbezirk Karlsruhe dadurch zum 
Ausdruck, daß ein großer Teil der Vorbewährungsprobanden 
{ = 57 % ) zu einer Jugendstrafe verurtei 1 t worden waren, die 
die Dauer von einem Jahr überschritt (vgl. Tab. 2). 

Da Anwendungsfälle für das Institut der Vorbewährung Jugend-
strafen sind, die die in§ 21 Abs. 1 JGG grundsätzlich fest-
gelegte Höchstdauer von einem Jahr für eine Strafaussetzung 
zur Bewährung überschreiten, sprechen für die gegenüber dem 
Landgerichtsbezirk Freiburg und Mannheim unterschied] iche An-
wendungspraxis in Karlsruhe zwei Vermutunqen: Zum einen könnte 
in Karlsruhe eine stärkere Bereitschaft zur Unterstützung von 
Reformbestrebungen bestehen, die die Aussetzungsfrist in§ 21 
Abs. 1 JGG auf 2 Jahre ausdehnen wollen. Wahrscheinlicher ist 
al 1 erdi ngs die Annahme, daß der klärenden und helfenden Wir-
kung der Vorbewährung in bezug auf die Legalprognose mehr 
Vertrauen geschenkt wird. Darüber hinaus besteht ein Zusammen-
hang zwischen den 1 ängeren Jugendstrafen in Karlsruhe mit der 
stärkeren Vorstrafenbelastung der dortigen Vorbewährungsproban-
den {eine oder mehrere Verurtei 1 ungen bei Bewährung = 24 %, 
bei Vorbewährung = 32 %). 

596 



(J
1

 "' -..J 

Ta
b.

 
2:

 
D

au
er

 d
er

 a
us

ge
sp

ro
ch

en
en

 
Ju

ge
nd

st
ra

fe
 

(M
on

.) 
im

 
V

er
gl

ei
ch

 
vo

n 
V

or
be

w
äh

ru
ng

 
un

d 
S

tr
af

au
ss

et
zu

ng
 z

ur
 B

ew
äh

ru
ng

 

K
ar

ls
ru

he
 

Fr
ei

bu
rg

 
M

an
nh

ei
m

 
in

sg
es

am
t 

Be
w

. 
V

or
be

w
. 

Be
w

. 
V

or
be

w
. 

Be
w

. 
V

or
be

w
. 

Be
w

. 
V

or
be

w
. 

bi
s 

12
 

M
on

. 
22

 
18

 
50

 
18

 
19

 
1 

91
 

37
 

ei
n

sc
h

l.
 

(9
6 

%)
 

(4
3 

%)
 

(9
1 

%)
 

(9
5 

%)
 

(9
5 

%)
 

(9
3 

%)
 

(5
9 

%)
 

. 
bi

s 
24

 
M

on
. 

1 
24

 
5 

1 
1 

1 
7 

26
 

( 
4 

%
 ) 

(5
7 

%)
 

( 
9 

%)
 

( 
5 

%
 ) 

( 
5 

%)
 

( 
7 

%)
 

(4
1 

%)
 

N
 =

 
23

 
42

 
55

 
19

 
20

 
2 

98
 

63
 

(1
00

 
%)

 
(1

00
 %

) 
(1

00
 %

) 
(1

00
 %

) 
(1

00
 %

) 
(1

00
 %

) 
(1

00
 %

) 



Bei dem Vergleich von Bewährunqsprobanden und Vorbewährunqs-
probanden ergibt sich zwar keine Überrepräsentieruna von vorbe-
straften, sondern lediglich ein höherer Anteil von vorbela-
steten Vorbewährungsprobanden, das Ergebnis deutet aber zu-
mindest darauf hin, daß das Institut der Vorbewährunq auch von 
der Praxis sowohl als Vorstufe der Vollstreckung der Ju-
gendstrafe aufgefaßt wird wie auch als eine Vorstufe zur Straf-
aussetzung zur Bewährung und damit der Möglichkeit der Verhin-
derung des Vollzugs. Vorbewährung liegt somit zwischen diesen 
beiden Alternativen. 

Die Del iktsart hat auf die Entscheidung für oder gegen Vorbe-
währung keinen entscheidenden Einfluß. Insbesondere schwerere 
Delikte sind nicht ausschlaggebend für die Vorbewährung, son-
dern 
es 
der 
für 

sprechen eher für eine Jugendstrafe ohne Bewährung, wie 
vor allem für schwerere Gewaltkriminalität gilt 61 • Neben 
Vorstrafenbel astung und dem A 1 ter der Probanden scheinen 
das Entscheidunqsverhalten des Richters und für seine 

Legalprognose vor allem sozialbiographische Daten von entschei-
dender Relevanz zu sei n62 • Die Praxis besc.hränkt sieh bei der 
Ermittlung dieser Daten weitgehend auf den Leistunqsbereich 
(Schule/Berufsausbildung), auf die Herkunftsfamilie 63 , auf Dro-
gen- und Alkoholmißbrauch 64 . Entsprechend dieser und in der 
Literatur weiterer als kriminalitätsfördernd einqestufter Risi-
kofaktoren65 wurde für die vorliegende Untersu~hunq eine Aus-
wahl von Sozialmerkmalen aller Probanden erstellt, deren Ver-
gleich zeigen soll, ob sich durch sie eine Beeinflussung des 
richterlichen Verhaltens bei der Entscheidung für die Vorbewäh-
rung abzeichnet (vgl. Tab. 3). 

Nach einer Untersuchung von Hermanns 65 a haben sich für die 
Versagung einer Strafaussetzung zur Bewährung vor allem 
Merkmale als besonders bedeutsam herausgestellt 66 : Eine voraus-
gegangene Jugendstrafe, Drogenkonsum, die Begehung eines Ge-
waltdeliktes, Schulabgang ohne Abschluß und unregelmäßiger 
Schulbesuch. Den größten Einfluß auf eine negative Aussetzungs-
entscheidung hat nach Hermanns das Merkmal einer vorausqeganqe-
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nen Jugendstrafe 67 Das Institut der Vorbewährung nimmt hier 
im Ergebnis zwi sehen der Aussetzun~ auf Bewährung ( 24 % ) und 
der Jugendstrafe ohne Bewährung (56 %) eine Mittelstellung ein 
(32 %). Auch beim Faktor 'unregelmäßiger Schulbesuch' liegen 
die Werte der Vorbewährungsprobanden mit 69 % zwi sehen denen 
der Bewährungsprobanden ( 61 % ) und Probanden mit Jugendstrafe 
ohne Bewährung ( 78 % ) • 

Tab. 3: Vergleich qer Probandengruppen nach ausgewählten Sozial-
--- merkmalen 

Bew. Vorbew. Jug. o. Bew. 

N % N % N % 
(N = 97) (N = 63) ( N = 75) 

1. Ist der Proband - ja 85 88 52 83 63 84 
ehelich geboren? - nein 12 12 11 17 12 16 

- k.A. 1 - 2 

(N = 98) (N = 62) (N = 76) 
2. Lebte der Proband - ja 31 32 25 40 26 34 

bis zur Tatzeit - nein 67 68 37 60 50 66 
überwiegend im - k.A. - 1 1 
gemeinsamen Haus-
halt der Eltern? 

(N = 58) (N = 39) (N = 43) 
3. Waren die Eltern - ja 51 88 32 82 34 79 

in den letzten - nein2 fünf Jahren be- - k.A. 
7 12 7 18 9 21 

40 24 34 
rufstäti g? 
(Vater) 

(N = 64) (N = 46) (N = 50) 
- ja 26 41 19 41 27 54 

(Mutter) 
- nein 2 - k.A. 

38 59 27 59 23 46 
34 17 27 

(N = 64) (N = 36) (N = 49) 
4. Haben sich die - ja 29 45 21 58 26 53 

Eltern des Proban- - nein 2 den getrennt? - k.A. 
35 55 15 42 23 47 
34 27 28 
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Fortsetzung Tabelle 3: 

5. Hatte der Proband 
einen festen Wohn-
sitz? 

6. Hat der Proband 
einen Schulab-
schluß? 

7. Hat der Proband 
die Schule regel-
mäßig besucht? 

8. Hat der Proband eine 
Lehre vor Beendigung 
abgebrochen? 
- ja einmal 
- ja mehrmals 
- nein beendet 
- nein keine Lehre 

begonnen 

- ja 
- nein 
- k.A. 

- ja 
- nein 
- k.A. 

- ja 
- nein2 - k.A. 

- nein_ Lehre dauert an 
- k.A. 

9. Wie oft hat der Proband 
die Arbeitsstelle ge-
wechselt? 
- keinmal 
- einmal 
- mehrmals 
- k.A. 

10. NilTITit der Proband 
Drogen? 
- ja gelegentlich 
- ja regelmäßig 
- nein nicht mehr 
- nein2 - k.A. 

fiOO 

Bew. 

N % 
(N = 64) 

85 88 
12 12 
1 

(N = 89) 
59 66 
30 34 
9 

(N = 36) 
14 39 
22 61 
62 

(N = 96) 

33 34 
13 14 
14 15 

31 32 
5 5 
2 

(N = 88) 

21 24 
11 13 
56 63 
10 

(N = 52) 

6 11 
19 37 
1 2 

26 50 
46 

Vorbew. Jug. o. Bew. 

N % N % 
(N = 36) (N = 49) 

59 93 66 87 
4 7 10 13 - 1 

(N = 56) (N = 70) 
37 66 36 52 
19 34 34 48 
7 7 

(N = 35) (N = 40) 
11 31 9 22 
24 69 31 78 
28 37 

(N = 63) (N = 76) 

29 46 25 33 
9 14 15 19 
4 6 6 8 

21 34 28 37 
- - 2 3 
- 1 

(N = 57) (N = 72) 

9 16 17 24 
15 26 7 10 
33 58 48 66 
6 5 

(N = 38) (N = 47) 

6 16 9 19 
10 26 16 34 
2 5 1 2 

20 53 21 45 
25 30 



Fortsetzung Tabelle 3: 

Bew. Vorbew. Jug. o. Bew. 
N % N % N % 
(N 98) (N = 63) (N = 77) 

11. Trinkt der Proband regel-
mäßig größere Mengen 
Alkohol? 
- ja 2 24 24 10 16 19 25 
- k.A. 74 53 58 

(1) Gesamtzahlen: Bewährungsprobanden 98; Vorbewährungsprobanden 63; Ju-
gendstrafe ohne Bewährung 77. 

(2) Die hohe Zahl der Fälle ohne Angaben macht die Interpretation der 
Daten unsicher und schwierig. Vergleicht man allerdinos die Art der 
Fragestellung mit den übrigen Fragen, so zeiot sich, daß hier Merk-
male erhoben wurden, die in den Akten lediqlich dann festgehalten 
und besonders erwähnt werden, wenn durch sie neqative Kriterien zum 
Ausdruck kommen. Im umqekehrten Fall sind sie für· die Kontrollinstan-
zen nicht von Interess~ (vgl. hierzu Müller 1980, S. 391. 
Man kann daher davon ausgehen, daß der grnßte Teil der "k.A."-Spalte 
jeweils den gegen eine kriminelle Gefährdung sprechenden Kriterien 
zuzuordnen ist. 

Diese Mittelposition ist bei den weiteren Merkmalen Drogen, 
Gewaltdelikte und fehlender Schulabschluß allerdings nicht 
mehr so deutlich zu erkennen, es zeigt sich vielmehr eine 
starke Parallelität zur Strafaussetzung zur Bewährung. Auch 
aus den weiteren Sozialmerkmalen 1 äßt sich keine aussagekräf-
tige Schlußfolgerung auf einen bestimmten Probandentypus ab-
leiten. Es bleibt allerdings festzuhalten, daß die Klientel 
des Instituts der Vorbewährung sich von dem der Strafausset-
zung zur Bewährung durch sein etwas ungünstigeres Sozialprofil 
unterscheidet. Dieses zeigt sich aber noch nicht als so nega-
tiv, daß es eine Juqendstrafe ohne Bewährung sofort recht-
fertigen würde. Aufgabe der Vorbewährung ist es daher, zur 
Prognosestellung •noch weitere Informationen zu qewinnen, die 
diesen stärker belasteten Probanden eine Chance zur Vermeiduno 
des Vollzugs geben. Immerhin kam es bei 43 ( 68 % 1 der 63 Vor-
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bewährungsfälle im nachträglichen Beschlußverfahren nach § 57 
Abs. l JGG zu einer Strafaussetzung zur Bewährung. Ohne das 
Institut der Vorbewährung wäre es aller Wahrscheinlichkeit 
nach in all diesen Fällen zur Jugendstrafe ohne Bewährung und 
damit zum Strafvollzug gekommen. 

Die Frage nach der Dauer der Vorbewährung läßt besonders deut-
lich hervortreten, daß eine rechtliche Regelung für das Insti-
tut der Vorbewährung gefunden werden muß, und zwar aus zwei 
Gründen: Zum einen war die tatsächliche Vorbewährungszeit 
grundsätzlich länger als die an!Jeordnete Dauer, zum anderen 
kam es hierdurch in Verbindun!l mit der nachträglich anqeord-
neten Bewährungszeit zu einer oft 3 Jahre überstei!lenden Be-
währungszeit, ohne daß besondere Gründe für eine iiberschrei-
tung dieser durch§ 22 Abs. l JGG grundsätzlich fest!lelegten 
Grenze angeführt worden wären. 

Angeordnet wurde im Schnitt eine Vorbewährungszeit von 4 Mo-
naten. In Karlsruhe lag die Dauer bei 4,5 Monaten und in Frei-
burg nur bei 3, l Monaten. Eine Anordnung von mehr als 6 Mona-
ten erfolgte in keinem Fall. Zu berücksichtigen ist bei diesen 
Zahlen, daß in Karlsruhe (N = 42) nur in 18 (= 43 %) Fällen 
eine zeitliche Anordnung im Urteil erfolgte und in Freiburg 
(N = 19) auch nur bei 14 (=74 %) Probanden. 

Ein gänzlich anderes Bild ergibt sich für die Dauer der Vorbe-
währungszeit, wenn man die tatsächliche Zeitspanne betrachtet, 
während der sich der Proband nach der Hauptverhandlung bis zum 
nachträglichen Beschlußverfahren unter Aufsicht befand (vgl. 
Tab. 4). 

Im Gegensatz zu den Einzelwerten der im Urteil jeweils ange-
ordneten Dauer, die 6 Monate nicht überschritten, erqibt sich 
für die tatsäch liehe Dauer ein völlig anderes Bild. So l i eaen 
in Karlsruhe die Vorbe1"ährungszeiten zwischen einem und 17 
Monaten und dies unabhängig davon, ob es zur nachträalichen 
Strafaussetzunq kam oder nicht. Bei sonst ähnlichen Werten kam 
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es in Freiburg nur in Fällen nachträglicher Strafaussetzung zu 
längerer Dauer der Vorbewährung. Diese 1 angen, die ursprüng-
lich angeordnete Zeitspanne oft beträchtlich übersteigenden 
Vorbewährungszeiten kommen durch ständige Verlängerungen der 
ursprünglich intendierten Zeitdauer zustande. 

Tab. 4: Durchschnittliche Dauer der Vorbewährungszeit (Monate) 
in den einzelnen LG-Bezirken 

KA FR MA insgesamt 
N = 42 N = 19 N = 2 N = 63 

im Urteil angeordnete 4.5 3.1 Dauer 
2x6 Mon. 4.0 

tatsächliche Dauer 7.6 4.7 lx7 Mon. 6.7 
lx8 Mon. 

tatsächliche Dauer bei 
nachträglicher Ausset- 7.7 5 lx7 Mon. 6.7 
zung zur Bewährung 

tatsächliche Dauer ohne 
nachträgliche Aussetzung 7.4 3.8 lx8 Mon. 6.7 
zur Bewährung 

Die Eqiebnisse zeigen, in welchem Maße die Juqendrichter von 
ihrem Ermessen der zeitlichen Ausgestaltunq der Vorbewährungs-
zeit Gebrauch machen, mit der Konsequenz, daß die Jugendlichen 
über einen langen Zeitraum im Ungewissen über ihre Zukunftsge-
staltung gelassen werden, ohne Möglichkeit, eine klare zeit-
liche Perspektive zu entwickeln, ohne konkrete Anhaltspunkte, 
welche Umstände zur Strafaussetzung bzw. deren Versagen führen 
können. Die ertei 1 ten Auflagen und Weisungen können nur An-
hal tspunkte68 geben für ein Verhalten, das in der Begründung 
der Bewährungshi lfe 69 für eine Anordnung der Strafaussetzung 
bzw. deren Ablehnung unter der Perspektive beurteilt wird, ob 
der Proband unter Beweis qestel 1 t hat, daß er wi 11 ens ist, 
künftig einen rechtschaffenen Lebenswandel zu führen, daß sich 
seine Verhältnisse stabilisiert haben, daß er eine positive 
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Entwicklung im Sozialverhalten vollzogen hat und daß er Koope-
rationsbereitschaft mit dem Bewährungshelfer zeigt. Der fehlen-
den Bereitschaft zur Zusammenarbeit wird von den Bewährungshel-
fern in der Ablehnungsbegründung zur Strafaussetzung ein hoher 
Stellenwert eingeräumt - hier zeigt sich auch die Bedeutung 
des Berichts des Bewährungshelfers und damit die Tragweite und 
Funktion dieser Instanz. In 30 {von 39) dieser Berichte wurde 
eine nachträgliche Aussetzung empfohlen, viermal sprach der 
Bewährungshelfer sich gegen die Strafaussetzung aus und 
Berichte enthielten keinerlei Empfehlung. Bis auf zwei Fälle 
schlossen sich die Jugendrichter den Vorschlägen der Bewäh-
rungshelfer in ihrer Entscheidung im nachträglichen Beschluß-
verfahren an 70 • 

Dies zeigt deutlich die Bedeutung des Berichts des Bewährunqs-
helfers und damit auch die Tragweite der Funktion des Bewäh-
rungshelfers selbst im Rahmen der Vorbewährung. 

Die Erqebnisse der Aktenanalyse zeichnen ein Bild des Insti-
tuts der Vorbewährung, das sieh in den theoreti sehen Rahmen 
weitgehend einfügt. Stellung und Funktion des Bewährungshel-
fers, Dauer von Vorbewährung und Bewährungszeit und der 9roße 
Ermessensspielraum des Richters stützen die Forderung nach 
einer gesetzlichen Ausformung dieses Instituts. Die Aktenana-
lyse bestätigt und rechtfertigt die mit der Vorbewährung ver-
folgte erzieherische Zielsetzung, was in der Auswahl der Pro-
banden und der Art und Begründung des Vorgehens zum Ausdruck 
kommt. Das Vertrauen der Richter auf eine weiterführende Hilfe 
bei der Legalprognose durch die Vorbewährung zei9t sich u.a. 
in der Länge der verhängten Jugendstrafe und dem ungünstigen 
Sozialprofil der Vorbewährungsprobanden ciecienüber den Bewäh-
rungsprobanden. Bei de Faktoren erschweren die Prognose, aber 
der Weg über die Vorbewährung kann hier Zweifel ausräumen und 
positive Ansätze aufzeicien. 

604 



"' 0 (J
1

 

Ta
b.

 
5:

 
"W

el
ch

e 
re

ch
tl

ic
he

 K
on

st
ru

kt
io

n 
od

er
 w

el
ch

e 
B

ed
eu

tu
ng

 
ve

rb
in

de
n 

Si
e 

m
it

 d
em

 
B

eg
ri

ff
 d

er
 V

or
be

w
äh

ru
ng

?"
 

B
eg

ri
ff

 i
st

 
fa

 1 s
eh

e 
in

sg
es

am
t=

 
ri

ch
ti

ge
 

N
 =

 
ve

rw
ei

ge
rt

 
vö

ll
ig

 n
eu

 
D

ef
in

iti
on

 
U

nk
en

nt
ni

s 
D

ef
in

iti
on

 
+ 

fa
ls

ch
e 

D
ef

in
iti

on
 

R
ic

ht
er

 
1 

-
1 

28
 

29
 

1 
( 

3 
%)

 
-

( 
3 

%) 
(9

7 
%)

 
(1

00
 %

) 
-

St
A 

2 
-

2 
11

 
13

 
-

(1
5 

%)
 

-
(1

5 
%) 

(8
5 

%)
 

(1
00

 %
) 

-

Be
wh

. 
3 

2 
5 

37
 

42
 

9 
( 

7 
%)

 
( 

5 
%)

 
(1

2 
%) 

(8
8 

%)
 

(1
00

 %
) 

-

JG
H 

36
 

8 
44

 
40

 
84

 
3 

(4
3 

%) 
(1

0 
%)

 
(5

3 
%)

 
( 4

7 
%)

 
(1

00
 %

) 
-



3.3 Die Befragung der Instanzen 

Nach der Aktenanalyse ist es nun Aufgabe der schriftlichen 
Befragung, den Kenntnisstand und die Etnstellung der beteilig-
ten Instanzen (Richter, Staatsanwalt, Bewährungshilfe und Ju-
gendgerichtshilfe) zum Institut der Vorbewährung zu ergründen 
sowie deren Einschätzung der Anwendungsform zu erfahren. Es 
standen 181 verwertbare Fragebogen zur Auswertung zur Ver-
fügung. Gegenüber der ursprünglichen Annahme, die unterschied-
liche Anwendung der Vorbewährung in den 3 ausgewählten Land-
gerichtsbezirken beruhe auf Unkenntnis und Informationsdefi-
ziten bei den beteiligten Instanzen, zeigte sich ein überra-
schendes Ergebnis. Wie Tabelle 5 zeigt, ist der Kenntnisstand 
unabhängig vom Gerichtsort nahezu vollständig positiv. Ledig-
lich bei den Jugendgerichtshelfern halten sich richtiqes und 
falsches Verständnis die Waage. Für diese Berufsgruppe wies 
schon die Aktenanalyse auf weitgehende Unkenntnis des Insti-
tuts der Vorbewährung hin, und bei der Bewertung von Anwen-
dungsgründen der Vorbewährung war die Abgrenzung gegenüber der 
Strafaussetzung zur Bewährung nicht eindeutig. 

Der Vorbewährungszeit wird in erster Linie die Funktion einer 
tatsächlichen Vorbereitung der Bewährungszeit eingeräumt. 
Diese, auch bei den Bewährungshelfern festgestellte Bewertung 
erklärt sich z.T. durch die unterschiedlichen beruflichen Auf-
gaben. Bei Bewährungshelfern und Jugendgerichtshelfern wird 
das Interesse mehr auf die tatsächliche Gestaltung der Bewäh-
rungszeit als auf die Vorbereitung einer für diese notwendigen 
positiven Beurteilung des künftigen Legalverhaltens der Jugend-
lichen gelenkt. Außerdem hat die Gruppe der Jugendgerichtshel-
fer seltener Kontakt mit Vorbewährungsprobanden, da sie selbst 
nicht in der Bewährung tätig ist. 

Dagegen werden bei der Anwendung der Vorbewährung von den 
Juristen ( Richter und Staatsanwälte) jene Merkmale bevorzuqt, 
die das erzieheri sehe Moment der Vorbewähruna erkennen lassen 
(Mitarbeit des Jugendlichen, Wohlverhalten, Probezeit l, bevor-
zugt gegenüber solchen r,,lerkmalen, die ledi9lich der tatsäch-
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liehen Ausformung der späteren Strafaussetzung zur Bewährung 
dienen und insofern nicht als alleinige Legitimation für eine 
Vorbewährungszeit herangezogen werden können. Nach dieser Ein-
schätzung wird von den befragten Jugendrichtern und Jugend-
staatsanwälten die Vorbewährungszeit als Test für den Jugend-
1 i chen betrachtet, der durch seine Mitarbeit zeigen soll, daß 
er seine Chance wahrnehmen will. 

Betrachtet man die Ergebnisse der einzelnen Gerichtsbezirke, 
verschiebt sich das Bild etwas, ohne die Grundaussage entschei-
dend zu verändern. Im Landqerichtsbezirk Karlsruhe, in dem 
auch die Anwendung der Vorbewährung am ausgepräcitesten war, 
ist die Abgrenzung der für eine ausdrückliche Vorbewährunqs-
zeit sprechenden Gründe gegenüber den tatsächlichen Ausqestal-
tungsgründen klarer als in den übrigen Gerichtsbezirken. In 
Freiburg und Mannheim treten Gesichtspunkte in den Vorder-
grund, die nicht direkt mit der Vorbewährung in Verbindung 
stehen müssen, sie stellen das Verständnis der Vorbewährung 
aber nicht in Frage. Die unterschiedliche Anwendungshäufigkeit 
der Vorbewährung in den 3 Gerichtsbezirken erklärt sich in 
diesem Zusammenhang nicht aus der Existenz von Ri chtl i ni en 
oder etwa durch größeren Informationsaustausch zwischen den 
Instanzen, sondern ist, so einfach die Erklärung auch klingen 
mag, das Ergebnis des Engagements, der Aufgeschlossenheit und 
Experimentierbereitschaft zweier Richter in Karlsruhe, die vor 
ca. 10 Jahren dort den Grundstein für die Vorbewährung legten 
und in Freiburg ist es die Folge des Einzelengagements eines 
Staatsanwaltes 71 • In Mannheim daqegen fehlen solche Anregungen 
gänzlich. 

An dieser Stelle wird deutlich, daß, obwohl auf breiter Ebene 
die theoretische Kenntnis vom Institut der Vorbewährunq vorhan-
den zu sein scheint, seine Umsetzung in die Praxis an fehlen-
der praktischer Kenntnis und Erfahrung scheitert. Dieses Defi-
zit läßt sich dadurch erklären, daß die Vorbewährunq ein 
Rechtsinstitut verkörpert, das, ohne gesetzlich ausgeformt zu 
sein, von der Praxis entwickelt wurde und auch nur durch sie 
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- wie die Ergebnisse 
kann). Dies läßt sich 

zeigen - weitergegeben wird (werden 
anhand der Einschätzung der erziehe-

rischen Funktion des Instituts der Vorbewährung erläutern. 

Alle Berufsgruppen gemeinsam betonten das erzieherische Ele-
ment der Vorbewährung. Für 80 % der Jugendrichter, alle Jugend-
staatsanwälte, 78 % der Bewährungshelfer und 79 % der Jugend-
gerichtshelfer hat die Vorbewährung eine stärkere Ausprägung 
des jugendstrafrechtlichen Erziehungsgedankens zur Folge. In 
Karlsruhe und Freiburg wird dieses Gesamtbild bestätigt, in 
Mannheim sind dagegen lediglich 56 % der Jugendrichter und 
54 % der Jugendgerichtshelfer davon überzeugt, durch die Vorbe-
währung eine stärkere Verwirk] ichung des Erziehungsgedankens 
erreichen zu können, aber in diesem Antwortverhalten spiegelt 
sich kein praktischer Erfahrungswert wider, sondern eine auf 
theoretischer Basis gewonnene Einschätzung. Durch Argumente 
wie "Mit Mitteln der Bewährung ist das gleiche Ziel erreich-
bar", "Es erfolgt nur ein kurzfristig angepaßtes Verhalten", 
"Den Jugendlichen wird durch die Vorbewährung keine Entwick-
lungschance gegeben" wird deutlich, daß es in Mannheim an der 
klaren theoretischen Erkenntnis des Unterschiedes zwischen Vor-
bewährung und Strafaussetzung fehlt. 

Um den Stel 1 enwert der Vorbewährung bei der Prognosebi 1 dung 
beurteilen zu können, bedarf es der Auskunft über die tatsäch-
lich angewandten Informationsquellen, der Beurteilung von 
deren Aussagekraft und der Einschätzung anderer Informations-
möglichkeiten, um dann feststellen zu können, inwieweit ein 
Bedürfnis nach darüber hinausgehender Unterstützung bei der 
Legalprognose durch das Institut der Vorbewährung besteht. Die 
Befragung hat gezeigt, daß alle Instanzen in allen Gerichtsbe-
zirken sich bei ihrer Informationsgewinnung an den bekannten 
Informationsquellen orientieren (vgl. Tab. 6) und sich - im 
Bewußtsein der diesen anhaftenden Mängel - auf der Grundl aqe 
der bestehenden Informationsbasis für ausreichend unterrichtet 
halten, um eine Legalprognose treffen zu können (vgl. Tab. 71. 
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Tab. 6: Einstufunq der Informationsquellen für eine Ausset-
zunqsentscheidung durch Jugendrichter und Jugendstaats-
anwälte (durchschnittliche Rangziffern) 

KA FR MA insgesamt 

Bericht der Jugendgerichts- 1.8 1.9 2.2 1. 9 hilfe 

Informationen aus der 2.8 2.9 3.1 2.9 Akte 

Gespräch mit dem Jugend-
liehen vor der Haupt- 4.6 4.0 4.7 4.5 
verhandlung 

Eindruck während der 2.1 2.3 1.9 2.0 Hauptverhandlung 

Sachverständigengut- 3.3 2.7 2.4 2.8 achten 

Obwohl diese Informationsquellen ständiger und stark negativ 
ausgeprägter Kritik 72 ausgesetzt sind, wird dem Gespräch mit 
dem Jugendlichen vor der Hauptverhandlung keine besondere Be-
deutung beigemessen. Ebenso wie in der Untersuchung von Fenn 73 

wird von allen Jugendrichtern und Jugendstaatsanwälten der 
persönlichen Kontaktaufnahme mit dem Jugendlichen mit deutli-
chem Abstand die letzte Stelle eingeräumt. An den ersten 
beiden Stellen rangieren, wie in der Untersuchung von Fenn, 
der "Eindruck während der Hauptverhandlunq" und der Bericht 
der Jugendgerichtshilfe, gefolgt vom Sachverständigengutachten 
und den Akteninformationen. Gerade im Gespräch mit dem Jugend-
lichen bestünde aber die Chance eines besseren Kennenlernens 
des jugendlichen Täters. Von den Juqendcierichtshelfern selbst 
wird das Gespräch mit den Juqendl ichen und seinen Eltern oder 
Erziehungsberechtigten favorisiert, qefol qt von Akteni nforma-
tionen, Sachverständigengutachten und dem Gespräch mit der 
Schulleitung und/oder dem Arbeitgeber. 
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Bei der Einstufung der Informationsquellen durch die Jugend-
gerichtshilfe, die dem Gespräch mit dem Jugendlichen den er-
sten Rang einräumt, muß berücksichtigt werden, daß oft ledig-
lich ein Gespräch stattfindet 74 und zudem bei wiederholt Auf-
fälligen die Akten als Informationsquelle eine größere Bedeu-
tung erlangen 75 Gerade 1 etzteres gi 1 t insbesondere für Pro-
banden, bei denen die Frage einer Strafaussetzunq zur Bewäh-
rung ansteht, in verstärktem Maße, da es sich bei ihnen im 
Regelfall nicht um Ersttäter handelt. Dies macht deutlich, daß 
der dann auch wieder auf Aktenbasis gegründete Vorschlag der 
Jugendgerichtshilfe dem Jugendrichter kein klareres Bild von 
der Täterpersönlichkeit verschaffen kann. 

Eine stärkere Anhörung eines Sachverständigen, Umstrukturie-
rung der Hauptverhandlung oder Anwendung entwickelter Prognose-
verfahren - insgesamt Vorschläge, die eine Intensivierung der 
Anhörung beabsichtigen - stoßen als zusätzliche Informations-
quellen auf wenig Interesse. Lediglich die Einführung der 
Zweiteilung der Hauptverhandlung verbunden mit der Einführung 
des Schuld- oder Tatinterlokuts wurde von den Bewährungs-
helfern und Jugendgerichtshelfern befürwortet. Hier wird die 
Forderung nach mehr Offenheit, Klarheit und Täterbezogenheit 
der Hauptverhandlung deutlich, die aus der Sicht der Bewäh-
rungshelfer darin mündet, sie selbst stärker im und am Verfah-
ren zu beteiligen 76 • Dieses Ergebnis rechtferti9t keinesfalls 
die Annahme, es bestehe wenig oder kein Interesse und keine 
Notwendigkeit zu einer zusätzlichen, die Legalprognose unter-
stützenden Hilfe. Einer solchen Folgerung widerspricht die 
allgemeine Befürwortung und Bewertung der Vorbewährung, wie 
sie aus Tabelle 8 ersichtlich wird. 

Betrachtet man das Antwortverhalten in den einzelnen Landge-
richtsbezirken, so spiegeln sich schon bekannte Ergebnisse 
wider. In den Bezirken Karlsruhe und Freiburg, in denen inten-
siv von der Vorbewährung Gebrauch gemacht wird, hebt sich 
erwartungsgemäß auch die Überzeugung von der Nützlichkeit von 
derjenigen in Mannheim ab. Für den Landgerichtsbezirk Mannheim 

611 



:,cnernt allerdings zu gelten, daß man sich dort auf bekannte 
und vorhandene Verfahrensweisen verläßt, anstatt zu experimen-
tieren. Die Gruppe der Bewährungshelfer in Mannheim ist von 
dieser Einschätzung auszunehmen. Die Ergebnisse deuten darauf 
hin, daß auch hier von der Berufsgruppe, die am engsten mit 
den straffällig gewordenen Jugendlichen zusammenarbeitet und 
zum anderen eben aus dieser Aufgabenstellung heraus am ehesten 
beurteilen kann, inwieweit durch eine mit der Vorbewährung 
verbundene zusätzliche Beobachtungszeit eine präzisere Beurtei-
lung der Täterpersönlichkeit möglich ist, die Vorbewährung am 
positivsten beurteilt wird. 

Tab. 8: "Glauben Sie, daß durch das Institut der Vorbewährung 
eine bessere und treffsichere Prognose über das künf-
tige Legal verhalten des jungen Straffälligen möglich 
ist?" (positive Beantwortung) 

KA(l) FR{2) MA(3) insgesamt< 4l 

Richter u. StA 16 9 8 33 
(89 %) (82 %) (57 %) (77 %) 

Bewh. 14 12 11 37 
(78 %) (71 %) (73 %) (74 %) 

JGH 24 28 7 59 
(77 %) (65 %) (54 %) (68 %) 

(1) Ri u. StA N = 18; Bewh. N = 18; JGH. N = 31 
(2) Ri u. StA N = 11; Bewh. N = 17; JGH N = 43 
(3) Ri u. StA N 14; Bewh. N = 15; JGH N = 13 
(4) Ri u. StA N = 43; Bewh. N = 50; JGH N = 87 
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3.4 Die Handhabung der Vorbewährung im Urteil der Instanzen 

Nachdem mittels der Aktenanalyse ein Bild der tatsächlichen 
Anwendung der Vorbewährung erstellt und sie in ihren erziehe-
rischen und prognostischen Intentionen durch die befragten 
Instanzen grundsätzlich bestätigt wurde, soll im folgenden 
festgestellt werden, inwieweit sich die Einstellung der Be-
fragten mit den Ergebnissen der Aktenanalyse deckt. Diese 
zeigten, daß bei der Anwendung des Instituts der Vorbewährung 
eine leichte Bevorzugung von stärker vorbelasteten Jugendli-
chen existierte und mit der Einräumung einer zusätzlichen 
Beobachtungszeit begründet wurde, um bestehende Unsicherheiten 
zu beseitigen. 

Die Ergebnisse der Befragung bringen keine eindeutige Bestäti-
gung oder Ablehnung dieser Tendenz. Wie Tabelle 9 zeigt, war 
die Hälfte der Befragten der Meinung, gerade bei Vorstrafen 
eigne sieh die Vorbewährunci besonders. Dem standen l edi gl i eh 
12 % (N = 42) der Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte, 2 % 
(N = 48) der Bewährungshelfer und 5 % (N = 80) der Jugendqe-
richtshelfer ablehnend gegenüber. Auch diese Zahlen ktinnen in 
dem Sinne interpretiert werden, daß in der Vorbewährung eine 
Vorbereitungsphase für die Jugendlichen einerseits und für die 
Prognoseentscheidung andererseits gesehen wird. Gerade Jugend-
richter und Jugendstaatsanwälte sprachen sich am häufigsten 
für eine Anwendung der Vorbewährung aus. 

Abgelehnt wurde die Einräumung einer Vorbewährungszeit nur 
dann, wenn schon nach Art und Umfang der Vorstrafen eine gün-
stige Prognose ausgeschlossen war. Die bloßen Zahlen sagen 
hier wenig, jedoch wurde die Entscheidung für dieses Item in 
der Regel ausführlich - mit unterschiedlichen Schwerpunkten 
zwischen den Berufsgruppen - begründet. Vor allem Bewährungs-
helfer und Jugendgerichtshelfer traten dafür ein, die Vor-
strafen bei der Entscheiduna für oder geaen die Vorbewährunq 
nicht zu berücksichtigen. Entscheidend sei nicht das vergange-
ne, sondern das zukünftige Verhalten und die pädagogische, 
psychologische und soziale Begründung der Aussetzunasentschei-
dung. 
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Tab. 9: "Gerade bei Vorstrafen eignet sich die Vorbewährung 
besonders" 

KA(l) FR(2) MA( 3) insgesamt( 4) 

Richter u. StA 11 5 6 22 
(61 %) (50 %) (43 %) (52 %) 

Bewh. 10 6 6 22 
(56 %) (38 %) (43 %) (46 %) 

JGH 14 22 5 41 
(50 %) (57 %) (38 %) (51 %) 

(1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 18; JGH N = 28 
(2) Ri u. StA N 10; Bewh. N 16; JGH N = 39 
(3) Ri u. StA N 14; Bewh. N 14; JGH N = 13 

(4) Ri u. StA N = 42; Bewh. N = 48; JGH N = 80 

Noch entschiedener wurde die Frage nach der Berücksichtigung 
bestimmter Deliktstypen bei der Anwendung der Vorbewährung von 
den Befragten mit "nein" beantwortet. 91 % IN = 431 der Jugend-
richter und Jugendstaatsanwälte, 96 % (N = 51) der Bewährungs-
helfer und 87 % ( N = 83) der Jugendgerichtshelfer waren der 
Meinung, daß das Delikt hierbei keine Rolle spielen dürfe. 
Einschränkungen bezogen sich, wie schon in der Aktenanalyse, 
allein auf Schwerkriminalität. 

Das tats äch 1 i ehe Bi 1 d der Handhabung der Vorbewährung unter 
Berücksichtigung der Dauer der verhängten Jugendstrafe ließ 
nach der Aktenanalyse keine allgemeine Schlußfolgerung zu. Die 
Befragung der Verfahrensbetei l igten macht nun aber deutlich, 
daß alle Berufsgruppen sich in der Überschreitung der in§ 21 
Abs. 1 JGG festgelegten Höchstdauer von 12 Monaten bei der 
Handhabung der Vorbewährung einiq sind (vgl. Tab. l0l. Die 
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Werte liegen nahe der nach§ 21 Abs. 2 JGG möglichen Höchst-
grenze von zwei Jahren. 

Aus den Voraussetzungen des § 21 Abs. 2 JGG, nach denen für 
eine Strafaussetzung im Bereich einer 12 Monate übersteigenden 
Jugendstrafe besondere Umstände in der Tat und in der Persön-
1 ichkeit des Jugendlichen vorliegen müssen, wird gleichzeitig 
deutlich, daß für den Jugendrichter und auch alle anderen 
Verfahrensbeteiligten in diesen Fällen die Stellung einer Le-
galprognose schwieriger wird. Die Ergebnisse der Befragung 
bestätigen in diesem Punkt die Annahme, daß die Vorbewährung 
bevorzugt dazu dienen soll, bei schwierigen Fällen die Legal-
prognose zu erleichtern. 

Tab. 10: Bis zu welcher Höhe der Jugendstrafe sollte von der 
Vorbewährung Gebrauch gemacht werden? (Durchschnitts-
werte in Monaten) 

KA(l) FR(2) MA( 3) insgesamt( 4) 

Richter 19.3 22.5 22.0 20.9 

StA 24.0 23.3 22.8 23.3 

Bewh. 24.0 22.2 20.3 22.3 

JGH 24.2 20.1 22.8 22.2 

(1) Richter N 13; StA N 5; Bewh. N 17; JGH N 28 
(2) Richter N 8; StA N 3· , Bewh. N 13; JGH N 28 
(3) Richter N 8; StA N 5· , Bewh. N 13; JGH N 10 
(4) Richter N 29; StA N 15; Bewh. N 43; JGH N 66 

Nach den Ergebnissen der Aktenanalyse war das Merkmal der 
Drogenabhängigkeit nicht ausschlaggebend für die Entscheidung 
für eine Vorbewährung. Dagegen haben andere Untersuchungen 
gezeigt, daß Drogenabhängigkeit von den Richtern eher als 
Rückfal 1 verursachendes Moment bewertet wurde 77 und daß bei 
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Vorliegen von Drogenabhängigkeit die Richter eher dazu neig-
ten, eine Jugendstrafe ohne Strafaussetzung zur Bewährung aus-
zusprechen 7B. Es war daher interessant zu erfahren, ob die am 
Verfahren beteiligten Instanzen in der Vorbewährung einen Weg 
sehen, auch den drogenabhängigen Jugendlichen eine Möglichkeit 
zur Verhaltensänderung zu bieten. 

Die Befragung zeigt, daß die Instanzen der Vorbewährung tat-
sächlich eine Funktion in der Richtung zuschreiben, dem Jugend-
1 ichen durch die Vorbewährung eine Möglichkeit zu geben, sein 
Verhalten zu ändern und seinen Willen zur Therapie zu dokumen-
tieren. Neben der allgemeinen Befürwortung fiel auf, daß ge-
rade die Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte, die Berufs-
gruppen also, die letztendlich die Prognose stellen, für den 
drogenabhängigen Jugendlichen offenbar eine Hilfe in der Vor-
bewährung sehen (vgl. Tab. 11). 

Tab. 11: Bei Drogenabhängigkeit dient die Vorbewährung dazu, 
daß der Jugendliche seinen Willen dokumentieren kann, 
eine Therapie zu beginnen (positive Antworten) 

KA (1) FR(2) MA( 3) insgesamt(4) 

Richter u. StA 15 lD 8 34 
(83 %) (91 %) (64 %) (79 %) 

Bewh. 14 10 8 32 
(78 %) (63 %) (50 %) (64 %) 

JGH 24 29 7 60 
(80 %) (69 %) (58 %) (72 %) 

(1) Ri u. StA N 18; Bewh. N = 18; JGH N = 30 
(2) Ri u. Sta N 11; Bewh. N = 16; JGH N = 42 
(3) Ri u. StA N = 14; Bewh. N = 16; JGH N = 12 
(4) Ri u. StA N = 43; Bewh. N = 50; JGH N = 84 
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203 der Befragten sehen in der Vorbewährung eine Möglichkeit, 
dem Jugendlichen einen Motivationsanreiz zur Verhaltensände-
rung zu bieten. Dies wird wiederum in den Landgerichtsbezirken 
am deutlichsten, in denen die beteiligten Instanzen schon 
Erfahrungen mit dem Institut der Vorbewährung sammeln konnten, 
in Mannheim dagegen ist die Befürwortung erheblich geringer. 

Insgesamt deckt sich die von der Praxis vorgenommene und vorqe-
schlagene Handhabung des Instituts der Vorbewährung - das 
zeigt sich bei dem Faktor Drogenabhängigkeit nicht weniger als 
bei der Frage nach der Bedeutung von Vorstrafen, Deli kt arten 
und Höhe der Strafe - mit dessen theoretischer Stellung im 
Reaktionenkatalog und der dieser zugrundeliegenden Zielsetzung. 

Bei der tatsächlichen Ausgestaltung der Vorbewährung zeigten 
sich demgegenüber Vorgehensweisen, die die beabsichtigte Grund-
idee dieses Instituts z.T. unterliefen. An diesen Punkten 
tritt besonders deutlich die Forderung nach einer gesetzlichen 
Regelung in den Vordergrund, ohne die eine den Zielen der 
Vorbewährung gerecht werdende Ausgestaltung nicht erreichbar 
erscheint. Das betrifft 1. die Dauer der Vorbewährungszeit, 2. 
die Anrechnung der Vorbewährungszeit auf die Bewährungszeit, 
3. die Stellung des Bewährungshelfers im Rahmen des Instituts 
der Vorbewährung und 4. das Fehlen der Schöffen im nachträg-
lichen Beschlußverfahren. 

Zu l: 
Die tatsächliche Dauer der Vorbewährung entsprach nach der 
Aktenanalyse nur in wenigen Fällen der im Urteil angeordneten 
Zeitspanne. Die Befragung der betreffenden Instanzen ergab, 
daß eine solche Diskrepanz in bezug auf die Umsetzung der mit 
der Vorbewährung verbundenen Ziele nicht' als nützlich bewertet 
wurde. Dies zeigt der Vergleich der geschätzten tatsächlichen 
Dauer mit einer für angemessen und nützlich erachteten Dauer 
der Vorbewährung. 
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Tab. 12: Durchschnittliche tatsächliche Dauer der Vorbewäh-
rungszeit nach Einschätzung der Instanzen (x = Monatel 

KA(l) FR(2) MA( 3) insgesamtC 4) 

Richter u. StA 5.4 4.8 5.8 5.3 

Bewh. 5.8 4.2 5.9 5.2 

JGH 5.3 3.7 5.4 4.7 

(1) Ri u. StA N 16; Bewh. N = 17; JGH N 16 
(2) Ri u. StA N 10; Bewh. N = 16; JGH N 14 
(3) Ri u. StA N 8; Bewh. N = 12; JGH N 10 
(4) Ri u. StA N = 34; Bewh. N = 45; JGH N = 40 

Die geringe Zahl der JGH ist bedingt durch deren Funktion. Bei 
der eigentlichen Bewährungszeit treten sie grundsätzlich nicht 
mehr in Erscheinung. 

Tab. 13: Angemessene und nützliche Dauer der Vorbewährungszeit 
(x = Monate) 

KA(l) FR(2) MA( 3) i nsqesamt( 4) 

Richter u. StA 5.2 5.2 6.3 5.5 

Bewh. 5.5 4.6 5.7 5.3 

JGH 5.7 5.0 5.3 5.4 

(1) Ri u. StA N = 17; Bewh. N = 17; JGH N = 29 
(2) Ri u. StA N = 11; Bewh. N = 14; JGH N = 31 
(3) Ri u. StA N = 12; Bewh. N = 13; JGH N = 9 
(4) Ri u. StA N = 40; Bewh. N = 44; JGH N = 69 
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Es fällt auf, daß die Schätzunq der tatsächlichen Dauer der 
Freiburger Instanzen fast den nach der Aktenanalyse festge-
stellten Werten entspricht, während die Vorstellungen der 
Karlsruher weiter unter den tatsächlichen Werten 1 iegen. Der 
Vergl eich mit der für angemessen gehaltenen Dauer zeigt dann 
allerdings identische Werte mit der Einschätzung der Wirklich-
keit. Diese Übereinstimmung 1 egt den Schluß nahe, daß die 
Beurteilung der tatsächlichen Gegebenheiten, die ja lediglich 
Erfahrungswerte zum Ausdruck bringt, durch die Vorstellungen 
über eine angemessene Dauer beeinflußt wurde. 

Wichtig ist, daß in der Einschätzung der tatsächlichen Dauer 
die Vorbewährungszeit von allen Berufsgruppen und in allen 
Gerichtsbezirken auf 5 bis 6 Monate begrenzt wird. Der Gegen-
satz zwischen der tatsächlich 1 ängeren Dauer der Vorbewährung 
(Aktenanalyse) gegenüber der Einschätzung der tatsächlichen 
Dauer (Tabelle 12) weist auf die Notwendigkeit einer gesetz-
1 ichen Regelung zur Einhaltung der unter der Zielsetzung der 
Vorbewährung für sinnvoll gehaltenen Dauer von 5 bis 6 Monaten 
hin • 

Zu 2: 
Nur in 4 Fällen wurde laut Aktenanalyse die Vorbewährungszeit 
auf die sich anschließende Bewährung angerechnet. In den üb-
rigen Fällen erqaben sich z.T. Gesamtbewährungszeiten, die 
weit über 3 Jahren 1 aqen und damit die grundsätzlich vorge-
sehene Höchstdauer für die Bewährungszeit überschritten. Um 
jedoch bei dem Jugendlichen nicht durch wiederholte Verlänge-
rungen und damit ausgedehnte Bewährungszeiten Resignation her-
vorzurufen, würde eine Anrechnung dem Jugendlichen eine pädago-
gische Anerkennung seiner Bemühungen bieten, die sich motiva-
tionsfördernd auswirken könnte. Entgegen der festgestellten 
Praxis sol 1 te es daher nicht nur zu einer Anrechnung kommen, 
sondern diese sollte grundsätzlich verpflichtend sein. Die 
Ergebnisse der Befragung waren insofern ü·berraschend, als die 
Instanzen die Anrechnung der Vorbewährung auf die Bewährungs-
zeit überwiegend befürworteten. 
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Die Bewertung der Karlsruher Instanzen bringt allerdings zum 
Ausdruck, daß es nicht zu einer generellen Anrechnung kommen 
sollte, sondern daß die Ausformung des Instituts der Vorbe-
währung flexibel gestaltet werden sollte. Es ist zu vermuten, 
daß diese Einschätzung auf die größeren praktischen Erfah-
rungen der Karlsruher Instanzen zurückzuführen ist. 

Zu 3: 
Ohne die Bestellung eines Bewährungshelfers würde die Vorbe-
währung ihre Legitimation verlieren. Andererseits führte die 
Unterstellung unter einen Bewährungshelfer zu verfassungsrecht-
lichen Bedenken, da es für dessen Tätigwerden an ausreichenden 
gesetzlichen Ermächtigungen fehlt. 

Das in Tabelle 15 zum Ausdruck kommende Bild bestätigt eine im 
gesamten Bereich der Fortentwicklung ambulanter Maßnahmen für 
das Jugendstrafrecht sich abzeichnende Tendenz. Bei dem Bestre-
ben, neue Wege einzuschlagen, die bestehenden Reaktionsmöglich-
keiten an Effizienz überlegen sein könnten, wird das Gebot der 
Beachtung und Wahrung rechtsstaatlicher Garantien bagatelli-
siert oder nicht gesehen 79 . 

Tab. 15: "Halten Sie es für rechtlich zulässig, ohne vorherige 
Entscheidung über die Strafaussetzung, dem Jugendli-
chen einen Bewährungshelfer zuzuteilen?" (Bejahende 
Antworten) 

KA(l) FR(2) MA(3) insgesamt( 4) 

Richter u. StA 17 10 7 34 
(94 %) (91 %) (54 %) (81 %) 

Bewh. 16 10 11 37 
(89 %) (77 %) (92 %) (86 %) 

JGH 17 30 8 55 
(68 %) (86 %) (67 %) (76 %) 

(1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 18; JGH N = 25 
(2) Ri u. StA N 11; Bewh. N 13; JGH N 35 
(3) Ri u. StA N 13; Bewh. N 12; JGH N 12 
(4) Ri u. StA N 42; Bewh. N 43; JGH N 72 
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Lediglich in Mannheim verneinte ein großer Teil der Befragten 
die rechtliche Zulässigkeit der Zuordnung eines Bewährungshel-
fers. 

Als Begründungen für den vorgeschlagenen rechtlichen Weg wur-
den bevorzugt genannt der § 10 JGG in Verbindung mit Richt-
linie 3, die analoge Anwendung der Bewährungsvorschriften 
( § 21 ff. JGG l gefolgt von der Kombination des § 57 in Ver-
bindung mit§ 10 JGG. Andere leiten die rechtliche Zulässig-
keit aus § 57 JGG ab oder aus § 71 JGG; es wurde § 30 JGG in 
analoger Anwendung angeführt.§ 8 JGG (Verbindung von Maßnahme 
und Jugendstrafe) in Verbindung mit § 10 (Weisung) und 
§ 15 JGG (Auflage) wurden ebenfalls als Lösungsweg an9esehen 
und die Herleitung aus den §§ 45-47 JGG ( ab9esehen von der 
Strafverfolgung) empfohlen. 

Allein diese noch nicht vollständige Aufzählung der vorgeschla-
genen Lösungsmöglichkeiten offenbart die bestehende Verwirrung 
und Unsicherheit in der Begründung eines rechtlich zulässigen 
Weges für die Zuteilung eines Bewährungshelfers während der 
Vorbewährungszeit. 

Zwar enthalten einige der Vorschläge Lösungsmöglichkeiten, aus 
keinem läßt sich jedoch die Zuteilung eines Bewährungshelfers 
in der vollen Konsequenz seines Aufgabengebietes ableiten. 
Sowohl die Vielzahl der Angebote als auch deren letztliche 
Unbrauchbarkeit unterstreichen daher die geäußerten verfas-
sungsrechtlichen Bedenken und verleihen der Forderung nach 
einer gesetzlichen Regelung Ausdruck. 

Abgesehen von der rechtlichen Stellung des Bewährungshelfers 
in der Vorbewährung, wirft sich die Frage auf, ob es durch die 
Vorbewährungsprobanden zu einer hohen Fallzahl und nicht ver-
tretbaren Zusatzbelastung kommt. Doch immerhin 50 % der befrag-
ten Bewährungshelfer hielt diese zusätzliche Belastung für 
vertretbar. 
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Zu 4.: \ 
Sieht man in§ 57 JGG die Möglichkeit, die gesamte Entschei-
dung über die Strafaussetzung vorzubehalten, so hat dies zur 
Folge, daß die Schöffen an der Aussetzungsentscheidung nicht 
mehr beteiligt sind 80 . Gleichzeitig würde für diejenigen Fäl-
le, in denen die Zuständigkeit eines Kollegialgerichts begrün-
det worden ist, die Laienbeteiligung eingeschränkt 81 • Bei der 
Vorbewährung würde dies fast zur Regel, da die Vorbewäh-
rungsprobanden häufig eine 12 Monate übersteigende Jugend-
strafe zu erwarten haben. Nach der Aktenanalyse waren 89 % der 
Fälle durch ein Jugendschöffengericht entschieden worden. Auf 
die Frage, ob gegen die Nichtbeteiligung der Schöffen Bedenken 
bestehen, sprachen sich die befragten Instanzen in der Mehr-
heit für einen Verzicht aus (vgl. Tab. 16). 

Tab. 16: "Gegen die Nichtbeteiligung der Schöffen im Beschluß-
verfahren nach § 57 JGG bestehen keine Bedenken." 

KA(l) FR(2) MA( 3) insgesamt( 4) 

Richter u. StA 13 9 7 29 
(72 %) (82 %) (50 %) (68 %) 

Bewh. 10 13 6 29 
(63 %) (76 %) (40 %) (60 %) 

JGH 16 11 5 32 
(55 %) (27 %) (42 %) ( 39 %) 

(1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 16; JGH N = 29 
(2) Ri u. StA N 11; Bewh. N 17; JGH N = 41 
(3) Ri u. StA N 14; Bewh. N 15; JGH N = 12 
(4) Ri u. StA N = 43; Bewh. N = 48; JGH N = 82 

Vergegenwärtigt man sich die Entscheidungssituation zu Ende 
der Hauptverhandlung, so wird deutlich, daß~ Beteiligten, 
also auch die Schöffen, an der Entscheidung für oder gegen die 
Vorbewährung mitwirken. Dies betrifft auch die Auswahl von 
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Auflagen und Weisungen. Alle grundlegenden Entscheidungen 
werden also somit durch das Schöffengericht als ganzes getrof-
fen, und dem Jugendrichter obliegt es in Zusammenarbeit mit 
dem Bewährungshelfer lediglich, die Erfüllung der Anforderun-
gen an den Jugendlichen zu überwachen. Die Beteiligung der 
Schöffen am Verfahren wird somit nicht unterlaufen, dies gilt 
allerdings nur insoweit, als die Festlegung der Anforderungen, 
Auflagen und Weisungen bereits im Urteil erfolqt. Auch hier 
erscheint eine gesetzliche Regelung des Instituts der Vorbewäh-
rung als angebracht. 

4. Der Vergleich von Bewährungs- und Vorbewährungsprobanden 
anhand von Widerrufsquoten und Registereintragungen 

Der Vergleich beider Rechtsinstitute hat nicht die Aufgabe, 
eine Aussage über deren größere oder geringere Wirksamkeit zu 
machen. Wie auch immer Mißerfolg oder Erfolg einer Maßnahme 
definiert werden, enthalten diese Definitionen immer nur ein 
Urteil über den Probanden selbst und seine soziale Anpassung 
im Sinne legalen Verhaltens und nur in zweiter Linie ein Ur-
teil über die Effizienz dieser Maßnahme. In diesem Sinne steht 
im Mittelpunkt dieses Vergleichs die Frage, ob die eingeräumte 
Vorbewährungschance von den Probanden angenommen wird und 
weniger die Effizienz der Maßnahme se.lbst. Der Vergleich des 
späteren Legalverhaltens der Bewährungs- und Vorbewährungspro-
banden dient nicht dazu, den Erfolg der Reaktionsformen zu 
beurteilen, sondern soll vielmehr verdeutlichen, daß die Vorbe-
währung auch für "Risiko"-Probanden, deren Vorleben eher qegen 
eine Strafaussetzung zur Bewährung spricht, eine Alternative 
zum Vollzug und somit ein Beitrag zur Verstärkung ambulanter 
Reaktionsformen darstellt. 

Der Vergl ei eh der Legal bewährung von Bewährungsprobanden und 
Vorbewährungsprobanden mit anschließender Strafaussetzung zur 
Bewährung brachte im wesentlichen zwei Erkenntnisse, die aller-
dings aufgrund der geringen Probandenzahl lediglich eine ten-
denzielle Aussage zulassen: 
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Tab. 17: Widerrufsquoten in einzelnen Untersuchungen (Angaben 
in Prozent) bei Strafaussetzung zur Bewährung im Ju-
gendstrafrecht ( 1) 

Untersuchung Widerrufsquote N = 

Erber 1961, 317 37 111 

Gütt 1964, 4 43 136 

Bindzus 1966, 81 44 120 

Meyer-Wentrup 1966, 221 47 611 

Nerlich 1966, 11 53 165 

Ulmschneider 1966, 191 36 343 

Schünemann 1971, 39 42 180 

Vogt 1972, 114 38 200 

Lange, P. 1973, 148 47 144 

Rohnfelder 1974, 
87 FN 328 38 21 

Spieß 1980, 428 44 170 

Meyer, K.-P. 1981a, 373 44 51 

(1) Vgl. hierzu Heinz 1977, S. 296 ff., insbesondere die An-
merkungen S. "TITrii.w. Hinweisen. 
Zum Tei 1 handelt es sieh um Untersuchungen zu § 20 JGG 
a.F. und zum Tei 1 wurden auch Verurteilungen nach § 27 JGG 
einbezogen (Gütt; Meyer-Wentrup; Ulmschneider; Lange, P.; 
Spieß). 
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1. Die Widerrufsquote beider Probandengruppen ist in etwa 
gleichzusetzen (45 % bzw. 50 %) • Auch die Vorbewährunqsproban-
den mit zugrundeliegenden Jugendstrafen von l - 2 Jahren 
schnitten nur unwesentlich ungünstiger ab (vgl. 
Tab. 17/18/19). Die Zahlen rechtfertigen das Vertrauen in die 
Vorbewährungszeit sowohl als Klärungsstufe zwischen Vollzug 
und Aussetzung zur Bewährung als auch als Chance für den 
Jugendlichen, seine Bereitschaft zur Verhaltensänderung und 
Kooperation zu zeigen. 

2. Ähnliche Ergebnisse brachte der Vergleich der im Register 
festgehaltenen Auffälligkeiten. Auch hier bestand für die er-
folgreichen Vorbewährungsprobanden während ihrer Bewährungs-
zeit ein nahezu identisches Rückfallrisiko gegenüber den Be-
währungsprobanden. 

Die Wi derrufsquote der Vorbewährungsprobanden l i eqt mit 50 % 
nur 5 % über der der Bewährungsprobanden. Unter Berücksich-
tigung des ungünstigen Sozialprofils dieser Fälle, der länge-
ren Dauer der Jugendstrafe und der stärkeren Vorstrafenbel a-
stung ist dieser Wert mit dem der Bewährungsprobanden durchaus 
gleichzusetzen. 

Von den insgesamt 63 Vorbewährungsprobanden verlief für 20 
(32 %) die Vorbewährungszeit negativ. In Karlsruhe waren es 
36 %, in Freiburg dagegen lediglich 21 %. In 15 Fällen lag der 
Grund für die Versagung der Strafaussetzung in einer erneuten 
Straftat. Die übrigen Probanden waren Auflagen und Weisungen 
nicht nachgekommen. 

Interessant ist, daß die Sozialbiographie der Probanden, deren 
Vorbewährungszeit neaativ verlief, deutlich unqünstiaer war 
als bei den übrigen. So waren z.B. 25 % (N = 20) unehelich 
geboren, im Gegensatz zu 14 % (N = 43) der Vorbewährungspro-
banden mit positivem Vorbewährungsverlauf. 35 % (N = 20) gegen-
über 43 % (N = 42) lebten bis zur Tatzeit überwiegend im ge-
meinsamen Haushalt der Eltern; der Vater war in 75 % (N = 12) 
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der Fälle berufstätig (85 %; N 
(N 15) gegenüber 39 % (N = 31 l. 

27), die Mutter bei 47 % 

Im schulischen Bereich zeichnet sich eine ähnliche Tendenz zum 
schlechteren Sozialprofil ab. 50 % (N = 181 hatten keinen Ab-
schluß, während dies bei den Probanden mit positivem Vorbe-
währungsverlauf nur in 26 % (N 381 der Fälle zutraf. Nur 
17 % (N = 12) gegenüber 39 % (N = 231 der Bewährungsprobanden 
besuchte die Schule regelmäßig. 

Hinsichtlich der Vorstrafenbelastung und der Höhe der zugrunde 
liegenden Jugendstrafe zeigten sich zwischen diesen beiden 
Gruppen keine Unterschiede. Insgesamt bestätigten die Ergebnis-
se, daß durch die Einräumung der Vorbewährungszeit für den 
Jugendrichter eine Beobachtungszeit entsteht, die seine Legal-
prognose zumindest insoweit absichern kann, daß der abschlie-
ßende Bewährungsverlauf dem einer sofortigen Strafaussetzung 
entspricht. 

Diejenigen Probanden, die von ihrem Sozialprofil fast den 
Bewährungsprobanden entsprechen, bei denen aber aus sonstigen 
Gründen (Vorstrafe, Höhe der Jugendstrafe oder Drogenkonsum) 
die Entscheidung für eine direkte Aussetzung zum Zeitpunkt der 
Hauptverhandlung noch nicht getroffen werden konnte, erhalten 
somit eine Bewährungschance, die ihnen sonst versagt geblieben 
wäre. Die Ausprägung des Erziehungsgedankens der Vorbewährung 
kommt neben dem bloßen Vergl ei eh der bei den Gruppen in der 
Tendenz auch dann zum Ausdruck, wenn man anhand der Register-
eintragungen die Zeitspannen betrachtet, innerhalb derer es zu 
einer neuen Auffälligkeit nach der zugrunde liegenden Verurtei-
lung kam (vgl. Tab. 20). 

Innerhalb der ersten 6 Monate erfolgte nur bei 20 % der Vorbe-
währungsprobanden ein Registereintrag, im Gegensatz zu 43 % 
der Bewährungsprobanden. Auch nach 12 Monaten, nachdem also 
beim Großteil der Vorbewährungsprobanden die eigentliche Be-
währungszeit bereits begonnen hatte, ist noch eine deutliche 
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Differenz erkennbar, die letztlich durch den höheren Anteil 
der Probanden ohne Auffälligkeiten bestätigt wird. 42 % der 
Vorbewährungsprobanden, die keine Strafaussetzung erhielten, 
weisen Auffälligkeiten in den ersten 6 Monaten nach der Ver-
urteilung auf. In allen Fällen war diese Auffälligkeit auch 
der Auslöser, die Vorbewährungszeit ohne Strafaussetzung zu 
beenden. Für die Entscheidung der Jugendrichter bedeutet dies, 
daß in den ersten 6 Monaten nach der Verurteilung eine deut-
1 i ehe Krisentendenz besteht. Der höhere Antei 1 der Probanden 
ohne Auffälligkeit deutet aber gleichzeitig auf den erziehe-
rischen Einfluß der Vorbewährungszeit hin, wie darauf, daß ein 
Zeitraum von 6 Monaten als ausreichend anzusehen ist, die 
endgültige Reaktionswahl zu treffen. 

5. Schlußfolgerungen 

Mit der dargestellten Untersuchung konnte ein Institut vorge-
stellt werden, das von seiner Zielsetzung her nicht nur der 
zur Zeit geführten Reformdiskussion zum Jugendstrafrecht wich-
tige Impulse verleihen kann, sondern darüber hinaus durch 
seine Funktion und Aufgabenstellung sich auch anbietet, in 
einen weiterentwickelten Reaktionenkatalog aufgenommen zu 
werden. 

Ausgehend von der Erkenntnis, daß erzieherisch ausgeprägte 
Sozialisationsziele bei belasteten Jugendlichen vornehmlich 
nur durch eine Behandlung in Freiheit erreicht werden können 82 

- durch die Entwicklung von Bereitschaft und Fähigkeit zur 
eigenverantwortlichen, produktiven Konfliktbewältigung-, ist 
der Jugend r i c h t er heute immer mehr g e fordert , ver s t ä r kt zu 
prüfen, ob eine Strafaussetzung noch angewendet werden kann 83 . 
Nur der schonende Eingriff in das Leben des Delinquenten 
erhöht die Chance auf ein künftiges straffreies Verhalten 84 , 
für dessen Weichenstellung hinsichtlich einer Forcierung oder 
eines Abbruchs der kriminellen Karriere dem Jugendrichter eine 
entscheidende Funktion zukommt. 
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Bei einer Entscheidung bietet sich das auch erzieherisch wirk-
same Institut der Vorbewährung - wie die Ergebnisse gezeigt 
haben - als erfolgreiche und weiterführende Hilfestellung für 
eine fundiertere Legalprognose des Jugendrichters an. 

Dem Jugendrichter wird die Möglichkeit gegeben, gerade auch 
dem stärker belasteten und mit einem ungünstigeren Sozialpro-
fil etikettierten Jugendlichen die notwendige Chance zu ge-
ben85, eine ambulante Reaktion zu erreichen, ohne daß mit 
diesem Vorgehen ein erhöhtes "Bewährungsrisiko" verbunden wäre. 

Diese durch die Einräumung einer Vorbewährungszeit gegebene 
weiterführende Hilfe bei der jugendrichterl ichen Prognoseent-
scheidung vermindert zugleich die den traditionellen Prognose-
modellen anhaftende Gefahr, durch eine lediglich rückschauende 
Wertung aktenmäßiger Belastungsmerkmale den Prozeß negativer 
Verstärkung zu festigen. Hier konnte die vorliegende Unter-
suchung aufzeigen, daß auch die vermehrte Einbeziehung sozial 
und strafrechtlich vorbelasteter Probanden vertretbar und er-
folgversprechend erscheint 86 

Darüber hinaus ermöglicht die Vorbewährung durch die einge-
räumte Beobachtungszeit, eventuell notwendige Interventions-
oder Behandlungsprognosen zu treffen. Hierdurch kann dann der 
den traditionellen Prognosemodellen anhaftende, lediglich rück-
schauende Charakter durch einen gegenwartsbezogenen Eindruck 
ersetzt werden 87 • 

Gleichzeitig wurde durch die mit der Vorbewährung verbundene 
und erfolgreich praktizierte Öffnung und Ausdehnung der Aus-
setzungsmöglichkeit auf Jugendstrafen von bis zu zwei Jahren 88 

die Unzufriedenheit der forensischen Praxis mit der derzeiti-
gen Enge des geltenden Aussetzungsrechts deutlich. 

Die Berechtigung dieser Bestrebungen kommt auch in dem Arbeits-
entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 
(Stand: 30. August 1982) zum Ausdruck, durch den die Strei-
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chung von § 21 Abs. 2 JGG unter Erweiterung der allgemeinen 
Aussetzungsmöglichkeiten auf zwei Jahre empfohlen wird. 

Auch und gerade wenn dieser Entwurf Gesetz wird, bedarf der 
Jugendrichter der intensiven Information und Unterstützung 
seiner Legalprognose und käme dem Institut der Vorbewährung 
eine über die heute schon gegebene Bedeutung hinausgehende 
Aktualität zu. Diese Aktualität kann auch nicht dadurch cie-
schmälert werden, daß sich für das Institut der Vorbewährung 
im Berei eh des Bewährungsverl aufs l edi gl i eh gl ei ehe Werte ge-
genüber der Strafaussetzung zur Bewährunq erciaben. Ohne die 
durch die Vorbewährungszeit für den Jugendrichter qeaebene 
Auswahlmöglichkeit hätte für die Vorbewährungsprobanden die 
Alternative mit großer Wahrscheinlichkeit Vollzug der Jugend-
strafe bedeutet. Eine Konsequenz, die gerade wegen zumindest 
identischer Legalbewährung die Notwendigkeit und Erforderlich-
keit des Instituts der Vorbewährung unterstreicht. 

Eine konsequente, einheitliche, den Zielsetzungen entsprechen-
de und rechtsstaatlich unbedenkliche Anwendung des Instituts 
der Vorbewährung ist aber nur dann zu erwarten, wenn es zu 
seiner gesetzlichen Ausformung kommt. Diese ist nicht nur 
schon wegen der festgestellten rechtlichen Bedenken gegen 
seine derzeitige Ausgestaltung und Handhabung zu fordern, son-
dern nur so ist eine seiner Bedeutung gerecht werdende Beach-
tung und Durchführung in der Praxis gewährleistet, der zur 
Zeit noch die berechtigten Zweifel entqegenstehen, sich im 
rechtsfreien Raum zu bewegen. 

Die Aufnahme in den Reaktionenkatalog des Jugendgerichtsge-
setzes muß - wie die Arbeit ergeben hat - · verbunden sein mit 
der ausdrücklichen Zuweisung der Vorbewährungsprobanden zum 
Tätigkeitsbereich des Bewährungshelfers, der Begrenzung der 
Vorbewährungszeit auf höchstens sechs Monate, der Festlegung 
einer zumindest teilweisen Anrechnung der Vorbewährungszeit 
auf die Bewährungszeit und der für die Vorbewährungsfälle 
bindenden Aufnahme der zu erteilenden Weisungen und Auflagen 
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bereits in den Urteilstenor. Darüber hinaus sollte es zu einer 
Auflockerung der starren Widerrufsgründe unter Anpassung an 
die erzieherischen Absichten der Vorbewährungszeit kommen. 

Die derzeitige Problematik der weitgehend fehlenden gesetz-
lichen Verankerung und der damit verbundenen freien richter-
lichen Gestaltung spiegelt sich anschaulich in einer Stellung-
nahme eines befragten Jugendrichters zur Vorbewährung wider: 

"Das Institut der Vorbewährung ist lediglich eine Ausformung 
der äußeren und inneren Freiheit, die ein Jugendrichter benö-
tigt, um seinem Amt gerecht zu werden. Alle.rdings ist diese 
Freiheit nur zu verantworten, wenn sie mit Bescheidenheit, 
Nüchternheit, ständiger Selbstkritik und Lernbereitschaft ver-
bunden wird." 

Bei all er Achtung des richterlichen Verantwortungsbewußtseins 
muß es aber auch gerade dort zur Geltung kommen, wo die Wah-
rung rechtsstaatlicher Garantien ansteht. 
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26 Brunner 1981, § 22 Rdn 4. 

27 Hellmer 1957, S. 153 ff.; Benske 1966, S. 69; Eckert 1982, 
S. 136; Eisenberg 1982, § 17 Rdn 4; vgl. §§ 17 Abs. 2, 18 
Abs. 2, 21 Abs. l JGG. 

28 Grieswelle 1972, S. 111. 

29 Eisenberg 1982, § 5 Rdn 2. 

30 Müller-Dietz 1975, S. 15; Bietz 1981, S. 214. 

31 Müller-Dietz 1975, S. 14; Eisenberg 1982, § 21 Rdn 9; 
Kaiser 1977a, S. 409; Feltes 1979, S. 405; Kury u. Lerchen-
müller 1981; Kury 1986a. 

32 Blöschl 1969, S. 149; Fitzgerald 1974, S. 241 ff.; Piel-
maier 1979, S. 128. 

33 Vgl. § 43 Abs. l JGG; Hauber 1976, S. 72. 

34 § 37 JGG; Richtlinie 3 ZU § 37 JGG. 

35 Geerds 1960, S. 99. 

36 Lautmann 1972, S. 59; Kaiser 1981a, S. 110; Hauber 1981, 
s. 96. 

36a Vgl. a. den Beitrag von Fenn in diesem Band; s.a. Fenn 
1981. 

37 Kaufmann 1975, S. 42. 

38 § 38 JGG. 

39 § 43 Abs. 3 JGG; vgl. zur Sachverständigenproblematik 
ausführlich Kury 1986b. 
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40 

41 

42 

43 

44 

45 

Zwar teilt § 43 JGG diese Aufqaben nicht ausdrücklich der 
Jugendgerichtshilfe zu, jedoch- ist diese nach allgemeiner 
Auffassung das zuständige Ermittlungsorgan; vgl. Eisenberg 
1982, § 43 Rdn 16; Ullrich 1982, S. 16 ff. 

Böhm 1977, S. 77; Hauser 1980, S. 187 ff. 

Becker, R. 1980, S. 111. 

Kaufmann 1974, S. 909. 

Eisenberg 1982, § 38 Rdn 43; Leferenz 1972, S. 1354. 

Kaiser 1973, S. 182; Eisenberg 1979, S. 225; Becker, R. 
1980, S. 112; Bottke 1980, S. 13; Schaffstein 1980, S. 
146; Momberg 1982a, S. 14; zum Teil anderer Ansicht: Wer-
ner 1967, S. 39; Wagner 1977, S. 284. 

46 Vgl. Kühling 1957, S. 163; Eickmeyer 1963, S. 28; Blau 
1966, S. 180 - bei Entscheidungen zu § 105 JGG. 

47 Hauber 1976, S. 295; Schüler-Springorum 1979, S. 312; 
Hellmer 1979, S. 47; Böllinger 1980, S. 303. 

48 Vgl. Richtlinie 5 zu § 43 JGG und§ 72 Abs. 4 JGG. 

49 Göppinger 1976, S. 57; Schaffstein 1980, S. 150. 

50 Eisenberg 1982, § 43 Rdn 27. 

51 Kury 1980b, S. 371 ff.; ausführlich Kury 1986a; vgl. a. 
den Beitrag von Kury in diesem Band. 

52 Kury 1980b, S. 378; s.a. Kury 1986a. 

53 Kury 1980b, S. 381. 

54 Vgl. hierzu ausführlich: 
S. 151 ff.; Atteslander 1975, 
Nachteilen einer Aktenanalyse 
29/39; s. a. Dölling 1984. 

Mayntz/Holm/Hübner 1974, 
S. 62 ff.; zu den Vor- und 
vgl. Müller, S. 1980, S. 

55 Vgl. Anhang S. 280 ff., in: Flümann 1983. 

56 Kübel/Wollentin 1970, S. 215 ff.; Wollny 1970, S. 17 ff. 

57 Zum Problem der Dokumentenanalyse anhand von Strafregister-
auszügen vgl. Dünkel 1980, S. 160 f. 

58 Die Fragebogenaktion wurde in der Zeit von Juni bis Dezem-
ber 1981 durchgeführt. 

59 Zwei Jugendrichter konnten nicht in die Befragung ei nbe-
zogen werden, da sie mit der Bekanntgabe ihrer Namen und 
Adressen nicht einverstanden waren. 
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60 Zur Verteilung in den einzelnen LG-Bezirken siehe Flümann 
1983, Tabelle 2, S. 114. 

61 Hermanns 1983, Kapitel 5/5.2. 

62 Bindzus 1966, S. 45. 

63 Kaiser 1977a, S. 413; Walter 1982, S. 160; Eisenberg 1982, 
§ 43 Rdn 12. 

64 Fenn 1981, S. 135 und S. 207. 

65 Knappersbusch 1966, S. 279; Peters, D. 1973, S. 40-42; 
Schönfelder 1974, S. 133; Genser-Dittmann 1975, S. 28 ff.; 
Meyer, K.-P. 1981a, S. 368 f.; Fenn 1981, S. 135; Kaiser 
1981b, S. 25; ders. 1982b, S. 161. · 

65a Hermanns 1983; vgl. a. den Beitrag von Hermanns i .d. Band. 

66 Die Reihenfolge entspricht der Bedeutung der einzelnen 
Merkmale für das Entscheidungsverhalten des Richters. 

67 So auch Fenn 1981, S. 147. 

68 Brunner 1981, § 57 Rdn 4; Eisenberg 1982, § 57 Rdn 6. 

69 Verteilung der Berichte auf die LG-Bezirke: KA (N = 421 
25/60 %; FR (N = 19) 12/63 %; MA (N = 21 2; insgesamt 
(N = 63) 39/62 %. Befürwortet wurde die Aussetzung in KA 
(N = 25) in 19 (76 %) Fällen, in FR (N = 12) in 9 (75 %l 
Fällen und in MA (N = 2) in 2 Fällen.Die Ablehnung erfolg-
te in KA und FR bei je 2 Probanden. 

70 2 Fälle in Freiburg, in denen der Richter dem ablehnenden 
Vorschlag des Bewährungshelfers nicht folgte. 

71 Kübel/Wollentin 1970, S. 215 ff. 

72 Zur Hauptverhandlung vgl. Schönfel der 1974, S. 128 ff.; zum 
Jugendgerichtshilfebericht vgl. Momberg 1982a, S. 306; zum 
Sachverständigengutachten vgl. Hauber 1981, s. 92 ff.; 
Kury 1986b. 

73 Fenn 1981, S. 128 - dort an 6. Stelle mit 18,8 % nach dem 
Gespräch mit den Eltern 25,6 % und den Kontakten mit 
Sozialarbeitern = 75,2 %. 

74 Becker, R. 1980, S. 111. 

75 Momberg 1982b, S. 71. 

76 Wagner 1972, S. 77; Schünemann 1976, S. 164; Bericht der 
Planungskommission für den Sozialdienst 1979, S. 39 ff.; 
im Jugendstrafrecht ist diesen Forderungen zum Teil aller-
dings schon Genüge getan - vgl. §§ 48 Abs. 2; 93 Abs. 3; 
Abs • 2; 5 8 Abs • 1 J GG . 
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77 Fenn 1981, S. 135 f. 

78 Hermanns 1983, Kapitel 5/5.2.; vgl. a. den Beitrag von 
Hermanns in diesem Band. 

79 Jung 1981, S. 44; Kaiser 1982a, S. 107; insbesondere zur 
Vorbewährung Wollny 1970, S. 17 ff. 

80 Eisenberg 1982, § 33 Rdn 17. 

81 Vgl. § 39 Abs. l JGG; § 40 JGG. 

82 Kaiser 1977a, S. 409; Walter 1978, S. 520; Meyer, K.-P. 
1981b, S. 348; Kury 1982, S. 211; Spieß 1982, S. 598; Kury 
u. Lerchenmüller 1981; Kury 1986a. 

83 Meyer, K.-P. 1981a, S. 349. 

84 Meyer, K.-P. 1981b, S. 346. 

85 Böhm 1977, S. 157; Spieß 1981, S. 306. 

86 Spieß 1981, S. 308; ders. 1982, S. 574, S. 580; vgl. a. 
den Beitrag von Spieß in diesem Band. 

87 Albert 1980, S. 130; Spieß 1982, S. 571 ff.; insbes. S. 
586 ff. 

88 Vgl. hierzu auch Feltes 1982, S. 15, S. 28 und S. 46. 
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1. Einleitung 

In der Diskussion der Reform des Jugendrechts, deren Entwick-
lung und Stand der Auseinandersetzung hier nicht nachgezeich-
net werden können, wurde u.a. die Frage aufgeworfen, inwieweit 
die Jugendstrafrechtspflege von den vielfältigen erzieheri-
schen Möglichkeiten des JGG Gebrauch macht und ob sich diese 
nicht auch unter den gegebenen gesetzlichen Bedingungen effi-
zienter gestalten lassen, bis eine umfassende Reform des Ju-
gendrechts durchgeführt werden kann 1 

In diesem Zusammenhang hat sich die Aufmerksamkeit von Wissen-
schaft und interessierter Öffentlichkeit zusehends auch der 
Person, der Rolle und Funktion des Jugendrichters zugewandt 2 • 
In den Mittelpunkt des Interesses rückte dabei die jugend-
richterliche Entscheidungstätigkeit. Letztere beruht in hohem 
Maße auf einer Diagnose der Täterpersönlichkeit und auf pro-
gnostischen Erwägungen. 

Außer einigen deskriptiven Studien, die sich wegen ihrer Be-
schränkung auf Urteilsbegründungen als wenig fruchtbar erwei-
sen3, liegen für den Bereich der Bundesrepublik Deutschland 
- soweit ersichtlich - keine repräsentativen Untersuchungen 
vor, die sich mit der jugendrichterlichen Sanktionsauswahl und 
-begründung sowie Problemen der Strafbemessung auseinander-
setzen4. 

In der eigenen Untersuchung wurde deshalb der Frage nachgegan-
gen, welche Faktoren die jugendrichterlichen Entscheidungen 
maßgeblich beeinflussen. Im Vordergrund steht die Frage nach 
den zusammenhängen zwischen sozialisations- und legalbiographi-
schen Merkmalen der Angeklagten und den jugendrichterlichen 
Entscheidungen über die Sanktionsauswahl, Strafbemessunq und 
Strafaussetzung zur Bewährung. Die Frage, ob überhaupt eine 
Jugendstrafe verhängt werden soll, die Entscheidung über die 
zur "erzieherischen Einwirkung" erforderliche Länge der Ju-
gendstrafe und über eine Strafaussetzung zur Bewährung erfor-
dern jeweils eine Prognose des zukünftigen Legalverhaltens des 
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Angeklagten. Hier erhebt sich die Frage, nach welchen Krite-
rien solche Sozial- und Legalprognosen erstellt werden. Neuere 
Untersuchungen haben gezeigt, daß wissenschaftliche Prognose-
verfahren - in erster Linie ist dabei an statistische Prognose-
verfahren zu denken - in der richterlichen Praxis bedeutungs-
los sind 5 , gleichwohl lassen sich dem normativen Programm nach 
dem JGG zahlreiche Hinweise darauf entnehmen, daß Erkenntnisse 
der Kriminologie und ihrer Bezugswissenschaften in einer 
quasi-empirischen, 
und dort eingesetzt 
tionskette passen 6 

eklektizistischen Weise rezipiert werden 
werden, wo sie in die logische Argumenta-
Es spricht einiges für die Annahme, daß 

die Strafrichter von Alltagstheorien oder sogenannten intuiti-
ven Methoden geleitet werden, die maßgeblich von solchen Fakto-
ren geprägt sind, die auch in den statistischen Prognoseverfah-
ren auf der Basis des Mehrfaktorenansatzes von wesentlicher 
Bedeutung sind 7 • 

Der sogenannte Mehrfaktorenansatz 
mensionale Sicht der Wirklichkeit 
risch seien hier die Arbeiten des 

bemüht sich um eine mehrdi-
des Verbrechens. Exempl a-
Ehepaares Gl ueck 8 erwähnt. 

Die Hauptbedeutung dieser Arbeiten 1 iegt in dem statistischen 
Nachweis signifikanter Korrelationen zwischen Delinquenz und 
bestimmten familiären Konstellationen. Dabei zeigte sich, daß 
die Sozialisation der delinquenten Probanden in weit größerem 
Ausmaß durch funktionale oder strukturelle Störungen der Fami-
lien beeinträchtigt war als die der nichtdelinquenten Kontroll-
gruppen. 'Strukturelle' Unvollständigkeit oder Störung kann 
dabei bedingt sein durch den Tod der Mutter oder des Vaters, 
durch Scheidung oder Trennung der Eltern oder durch uneheliche 
Geburt. Der Begriff der 'funktionalen' Störung verweist dage-
gen auf "ein gewisses Maß innerer Zerrüttung". Störungen im 
Familienleben und Trunksucht der Eltern traten beispielsweise 
bei Delinquenten signifikant häufiger auf als bei nicht auffäl-
ligen Probanden. Weitere Unterschiede wurden festgestellt im 
Hinblick auf das Klima und die Erziehungspraktiken innerhalb 
der Familie und die Freizeitgestaltung der Probanden. Außerdem 
fand bei den Delinquenten wesentlich häufiger ein Wechsel -der 
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Haupterziehungspersonen statt als bei den Probanden aus der 
Kontrol lgruppe 8 a Gegenüber Theorien und Konzepten zur Erkl ä-
rung abweichenden Verhaltens, wie dem Norminternalisierungskon-
zept von Parsons - nach seiner Auffassung werden durch norm-
internalisierende Sozialisationsprozesse interne Kontrollen er-
richtet, die konformes Verhalten erzeugen, wohingegen Druck-
oder Streßsituationen, die stark genug sind, die inneren Kon-
trollen zu überwinden, zu delinquentem Verhalten führen kön-
nen9 -, gegenüber der Anomietheorie in ihren verschiedenen 
Ausprägungen und geqenüber Kontrolltheorien, wonach konformes 
Verhalten durch externe Kontrollen erzeugt werde, Kriminalität 
demzufolge Resultat der Abwesenheit solcher Disziplinierungs-
kräfte sei lO, wird am Vorgehen des Mehrfaktorenansatzes viel-
fach Kritik geübt und der Vorwurf der Theorielosigkeit ge-
macht 11. 

Soweit ersichtlich, wird jedoch in der Literatur kein ursäch-
1 i eher Zusammenhang zwi sehen solchen Merkmalen der Sozial i-
sati ons- oder Legalbiographie, die auf der Basis des Mehrfak-
torenansatzes entwickelt wurden, und dem Legalverhalten der 
Probanden behauptet. Allerdings hat eine Vielzahl von empiri-
schen Untersuchungen gezeigt, daß mit der Häufung bestimmter 
negativer Sozialmerkmale die diagnostische und prognostische 
Aussagekraft wächst 12 . 

Neben den Familienfaktoren, denen die Gluecks den größten 
Einfluß bei delinquentem und dissozialem Verhalten einräumen, 
haben viele empirische Untersuchunqen Merkmale aus dem Lei-
stungs b er e i c h - Sc h u 1 e und Beruf 1 3. - und aus der Leg a 1 b i o -
graphie als relevant erachtet. In diesem Zusammenhang sind Art 
und Schwere des Delikts, der Zeitpunkt der erstmaligen Beqe-
hung einer Straftat sowie die Anzahl und Art der Vorstrafen 
von besonderer Bedeutung 14 • 

Im Rahmen der hier beschriebenen Untersuchung wurde der Frage 
nachgegangen, welche Beziehungen zwischen bestimmten Merkmalen 
aus den Biographien der Probanden und der jugendrichterl ichen 
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Entscheidung bestehen. Es sollten deshalb alle diejenigen In-
formationen über die Person und die Tat des Angeklagten berück-
sichtigt werden, die dem Jugendrichter zum Urteilszeitpunkt 
zur Verfügung standen, die in den Strafakten oder im JGH-Be-
r i cht sc h r if t 1 i eh n i ederg e 1 egt waren und von denen angenommen 
wurde, daß sie entscheidungsrelevant sein könnten 14 a. 

Nach Einleitung und Darstellung der Datenbasis sowie der Stel-
lung der vorliegenden Untersuchung im Behandlungsforschungs-
projekt Freiburg beginnt der empirische_ Tei 1 der Untersuchung 
mit Kapitel 3, in dem ein Sozial- und Legalprofil der gesamten 
Untersuchungsgruppe entworfen wird. Es folgt in Kapitel 4 eine 
Untersuchung der zusammenhänge zwischen biographischen Merkma-
len der Probanden und der jugendrichterlichen Sanktionsaus-
wahl. Im Hinblick auf die geringe Zahl der Fälle, in denen als 
schwerste Sanktion eine andere Reaktionsform nach dem JGG als 
Jugendstrafe verhängt wurde, liegt hier der Schwerpunkt der 
Ausführung in einer Dokumentation und qualitativen Analyse von 
Ausnahmefäl 1 en. Kapitel 5 behandelt Fragen der Zusammenhänge 
zwischen sozialisations- und legalbiographischen Daten der Pro-
banden und der jugendrichterlichen Entscheidung über eine un-
mittelbare Strafaussetzung zur Bewährung. In Kapitel 6 
schließt sich daran die Darstellung der Analyse von Fällen an, 
die als erwartungswidrig zu qualifizieren waren. In Kapitel 7 
wird untersucht, ob die biographischen Merkmale der Probanden 
mit der jugendrichterlichen Entscheidung der Strafbemessung 
korrelieren, und in Kapitel 8 wird schließlich das Aussetzungs-
verhalten der Jugendrichter in den Fällen des§ 21 Abs. 2 JGG 
analysiert. Die Untersuchung schließt in Kapitel 9 mit Schluß-
folgerungen aus den Ergebnissen. 

2. Datenbasis und Stellung der vorliegenden Untersuchung im 
Behandlungsforschungsprojekt 

Grundlage der empirischen Untersuchung waren Daten, die im 
Rahmen des Behandlungsforschungsprojektes {Behafo) am Max-
Planck-Institut für ausländisches und internationales Straf-
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recht in Freiburg erhoben wurden. Ziel dieses Projektes war 
die systematische Anwendung von Resozialisierungsprogrammen in 
der Untersuchungshaft und die Beobachtunq und Evaluierung der 
dadurch gewonnenen Resultate. Im Rahmen dieses Projektes wur-
den über einen Zeitraum von 25 Monaten in den Jahren 1975 bis 
1977 alle neu eingewiesenen jugendlichen und heranwachsenden 
Untersuchungshäftlinge in den Haftanstalten Freiburg, Rastatt 
und Mannheim mit Hilfe einer umfangreichen Testbatterie unter-
sucht. Parallel dazu wurden die Gerichtsakten, die Personalak-
ten der Untersuchungshaft sowie ggf. die sich daran an-
schließenden Strafvollzugs- bzw. Bewährungshefte der so erfaß-
ten Probanden einer Aktenanalyse unterzogen 14 b. 

Die zentrale Frage der hier beschriebenen Untersuchung nach 
den Zusammenhängen zwischen bestimmten Informationen über Per-
son und Tat des Verurteilten und der jugendrichterl ichen Ent-
scheidung führte nach dem Ausfall der Untersuchungshäftlinge, 
deren Akten trotz intensiven Bemühens nicht erhältlich waren, 
zu einer Reduzierung des Datensatzes um etwa die Hälfte der 
Probanden. Es verblieben von den ursprünglich N = 699 Insassen 
noch N = 391. Von diesen 391 Probanden wurden 325 (83, 1 %) 

nach Jugendstrafrecht, 6 ( 1, 5 % ) nach al 1 gemeinem Strafrecht 
verurteilt, in 4 Fällen (1 %) wurde der Anqeklagte freigespro-
chen, in 16 Fällen (4, 1 %1 erfolgte eine Einstellung des 
Verfahrens. In weiteren 40 Fällen (10,2 %) waren Informationen 
über eine Verurteilung nicht erhältlich oder nicht brauchbar. 

Von den insgesamt 325 Probanden wurden 295 zu einer Jugend-
strafe verurteilt 15 , die in 183 Fällen (62 % von N = 295) zur 
Bewährung ausgesetzt wurde. In 30 Fällen (9,2 %) wurde als 
schwerste Maßnahme eine andere Sanktion n·ach dem JGG verhängt. 
Die für den zentralen Teil der statistischen Analyse - die 
Untersuchung des Zusammenhangs zwischen Merkmalen aus den So-
zialisations- und Legalbiographien und jugendrichterlichen Ent-
scheidungen über eine unmittelbare Strafaussetzung zur Bewäh-
rung - maßgebliche Stichprobengröße beträgt mithin N = 195. 
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Der Aussage von Aktenanalysen sind wegen ihrer formalisieren-
den und gedrängten Darstellung und der damit verbundenen selek-
tierten Wirklichkeit Grenzen gesetzt. Dennoch lassen sich für 
die vorliegende Untersuchung - das macht Steffen deutlich -
zuverlässige Informationen über die Entscheidunqsvorgänge als 
solche entnehmen: "Das Problem, daß in den Strafakten nicht 
notwendig die Wirklichkeit erfaßt wird, also das, was tatsäch-
1 ich geschehen ist ( •.. l, bedeutet immer dann keine Einschrän-
kung gegenüber der Zuverlässigkeit von Strafakten als Datenba-
sis, wenn es in der Untersuchung um die Analyse eben dieser 
selektiven Realität geht" 16 . 

3. Beschreibung der Untersuchungsgruppe 

Obwohl die Untersuchungshaft einen Funktionswandel erlebt hat, 
durch den sie - entgegen ihrer eigentlichen Zielsetzung - zu 
einem wichtigsten Mittel der Verbrechenskontrolle geworden 
ist 17 , liegen bislang nur wenige rechtsdogmatische und empiri-
sche Untersuchungen zu diesem Thema vor 18 

Eine neuere Untersuchung Kerners kommt zu dem Ergebnis, daß 
die Anordnung der Untersuchungshaft einen wesentlichen Selek-
tionsfilter im System der formellen Sozialkontrolle dar-
stel1t19. 

Um die für die Anordnung von U-Haft wesentlichen Selektions-
kriterien herauszuarbeiten, wäre es im Grunde sinnvoll, die 
vorliegende Gruppe von Untersuchungshäftlingen mit einer Grup-
pe von nach Jugendstrafrecht Verurteilten zu vergleichen, die 
nicht in Untersuchungshaft waren. Dies war im Rahmen der 
vorliegenden Untersuchung aus zeitlichen und materiellen Grün-
den jedoch nicht möglich. 

Es erscheint dennoch sinnvoll, ein Sozial- und Legalprofil der 
Untersuchungsgruppe zu zeichnen, um aufzuzeigen, daß es sieh 
hier um eine in beiden Bereichen hochbelastete Population 
handelt. Ein Vergleich der Altersverteilung innerhalb der "Nor-
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malpopulation" mit der Untersuchungsgruppe zeigt erhebliche 
Unterschiede auf: 

So waren 59,4 % aller männlichen Jugendlichen und Heranwachsen-
den des Referenzjahrgangs 1977 jünger als 18 Jahre 20 , während 
dieser Anteil innerhalb der Untersuchungsgruppe lediglich 
24,3 % beträgt (vgl. Abb. 1) 21 . 

Abb. 1: Alter der Probanden bei Einlieferung in die Untersu-
chungshaft 
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Ein Vergleich der Untersuchungsgruppe mit der Population der 
Untersuchungshaftanstalten für den Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland zeigt, daß die Altersstrukturen nahezu identisch 
sind: Laut Strafverfolgungsstatistik 1977 22 waren 22,6 % aller 
männlichen jugendlichen und heranwachsenden Untersuchungsgefan-
genen jünger als 18 Jahre. Dies deutet auf einen Zusammenhang 
zwischen dem Alter der Probanden und der Entscheidung über die 
Anordnung der Untersuchungshaft hin - nur 5, l % all er jugend-
1 ichen und heranwachsenden Probanden in der Stichprobe sind 
jünger als 16 Jahre - und dürfte u.a. darauf zurückzuführen 
sein, daß jüngere Angeklagte im Vergleich zu den Heranwachsen-
den häufiger noch in ihren Herkunftsfamilien integriert sind, 
so daß eine Fluchtgefahr im Sinne des § 112 StPO aus der Sicht 
der Richter relativ selten anzunehmen ist. 

Unter dem Gesichtspunkt der strukturellen und funktionellen 
Vollständigkeit der Herkunftsfamilie fällt auf, daß ein Groß-
teil der Probanden aus Verhältnissen stammt, die in der krimi-
nol ogi sehen Literatur mit dem Begriff "broken-home" umschri e-
ben werden. So liegt die Quote der unehel i eh Geborenen bei 
14 % gegenüber dem Bundesdurchschnitt von 5,3 % bis 7,8 %. In 
215 Fällen (55 %) ist ein Wechsel der Haupterziehungspersonen 
aktenkundig geworden, wobei neben dem Tod eines der beiden 
Elternteile in diesem Zusammenhang besonders eine Trennung der 
Eltern eine wichtige Rolle spielt. 

Mit diesen Zahlen korrespondieren auch die Informationen über 
einen Heimaufenthalt der Probanden. Immerhin 117 (30 %) der 
Probanden der Untersuchungsgruppe hatten bereits Heimerfah-
rung; in 71 Fällen (18 %) durchliefen die Jugendlichen mehrere 
Heime. Nur in 140 Fällen (36 %) ist die Untersuchungsperson 
bis zum Tatzeitpunkt überwiegend im gemeinsamen Haushalt der 
Eltern aufgewachsen, 130 Probanden ( 33 % ) wohnten zu diesem 
Zeitpunkt bei ihren Eltern oder Haupterziehungspersonen. Auf-
fallend ist schließlich, daß die Probanden in der Regel aus 
kinderreichen Familien stammen. Immerhin 86 (22 %) der Proban-
den stammen aus Familien mit 5 und mehr Kindern. Insgesamt 
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ergibt sich, daß die Probanden aus Familien mit einer durch-
schnittlichen Kinderzahl von 4,3 stammen 22 a. 

Das vorliegende Datenmaterial deutet darauf hin, daß der So-
zial isationsprozeß eines Großteils der Probanden starken Be-
lastungen ausgesetzt war und ist. Nur in 55 Fäl 1 en ( 14 % ) 
wurde das Verhältnis zwischen den Jugendlichen und ihren El-
tern oder Haupterziehungspersonen für die Zeit nach dem 10. 
Lebensjahr als "harmonisch" bezeichnet. Für den Schul- und 
Berufsbereich ergibt sich ein ähnlich negatives Bild. Neben 
einem niedrigen Bildungsniveau sind im schulischen Bereich 
häufig Schulversagen und Verhaltensweisen, die auf eine nega-
tive Einstellung gegenüber der Schule schließen lassen, festzu-
stellen. Nur knapp die Hälfte der Probanden (199 = 51 %) ver-
fügt über einen qualifizierten und qualifizierenden Schulab-
schluß, die Mehrzahl davon über einen Hauptschulabschluß. 31 
Probanden haben einen Sonderschulabschluß und in 156 Fällen 
(40 %) wurde eine Schulausbildung vorzeitiq ab9ebrochen. Die 
durchschnittlichen Schulleistungen werden nur in 14 Fällen 
(5 %) als gut, in 126 (38 %) aber ausdrücklich als schlecht 
bezeichnet. In 148 Fällen (38 %) wurde aktenkundiq, daß der 
Proband mindestens einmal eine Klasse wiederholen mußte. In 
119 Fällen enthielt die Akte Informationen darüber, daß der 
Proband nur unregelmäßig die Schule besucht hat. Als Konse-
quenz aus diesen ungünstigen Startbedingungen haben 126 Proban-
den (32 %) erst gar keine Lehrstelle finden können; von den 
übrigen scheiterten viele während ihrer Ausbildung. So haben 
198 (51 %) mindestens einmal eine Lehre abgebrochen, während 
nur in 41 Fällen (11 %) ein erfolgreicher Abschluß in den 
Akten vermerkt ist. 

Auffallend ist weiterhin, 
der Probanden arbeitslos 

daß im Tatzeitpunkt 43 % ( N = 170) 
waren und 25 % (N = 96 l unqual ifi-

zierte und unterbezahlte Tätigkeiten ohne Aufstiegschancen aus-
übten. Nur 4 % ( N = 13 l der Probanden arbeitete in einem 
Ausbildungsberuf, 11 % (N = 45) standen in einem Lehrverhält-
nis. 
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Als weitere Konsequenz ergibt sich hieraus, daß die wirtschaft-
liche Situation der Jugendlichen in 139 Fällen (36 %) als 
ungünstig bezeichnet wird. So haben 63 Probanden (16 %) über-
haupt kein Einkommen, 18 Probanden (5 %) bestreiten ihren 
Lebensunterhalt durch Straftaten, 52 Probanden (12 %) erhalten 
Sozial- oder Arbeitslosenhilfe, BAFöG oder Arbeitslosengeld. 
132 Probanden (34 %) verdienen ihren Lebensunterhalt selber 
und nur 78 (20 %) werden von ihren Eltern, ihren Haupterzie-
hungspersonen oder Dritten unterhalten. Bei 96 Probanden 
(25 %) kann von halbwegs geordneten wirtschaftlichen Verhält-
nissen ausgegangen werden. 

Auch in legalbiographischer Hinsicht erweisen sich die Proban-
den als hochbelastet; immerhin 2/3 der Untersuchungspersonen 
sind einmal vorbestraft. 68 Probanden (17 %1 sind bereits vor 
ihrem 14. Lebensjahr durch delinquentes Verhalten aufgefallen, 
der weitaus größte Teil (59 = 87 %) durch Eigentums- und Vermö-
gensdelikte (vgl. Abb. 2). Auf Eigentums- und Vermögensdelik-
ten liegt sowohl bei der ersten Vorverurteilung als auch bei 
der Verurtei 1 ung im vorliegenden Verfahren der Schwerpunkt, 
gefolgt von Gewaltdelikten und Verstößen gegen das BTM-Gesetz. 

Die Untersuchungsgruppe zeigte sich im Hinblick auf Sozial-
struktur und Legalbiographie als weitgehend homogen. Unter-
schiede ergaben sich u.a. in bezug auf die geringfügig höhere 
Belastung der Probanden aus Mannheim und auf die im Vergleich 
zu den Untersuchungshaftanstalten Rastatt und Mannheim unter-
schiedliche Sanktionspraxis in Freiburg. Deutlich war der Un-
terschied in der Dauer der Untersuchungshaft. Die durchschnitt-
liche Haftdauer in Freiburg betrug 12, 15 Wochen, gegenüber 
12,88 in Rastatt und 15, 17 in Mannheim. Von den Mannheimer 
Probanden weisen 22,5 % eine Haftzeit von mehr als 24 Wochen 
auf, während dieser Anteil in Freiburg nur 7,3 % und in 
Rastatt 13,6 % betrug. 

Offenbar wird im Rahmen des sogenannten "Freiburqer Modells" 
versucht, dem Charakter der Jugendstrafe als "ultima ratio" 
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Abb. 2: Angaben zur LegalbioQraphie der Probanden 

Variablenname 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100% N 
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Delinquenz vor 
Strafmündigkeit 
(N= 391) 

ja 17 1 68 
nei n/kA 8J l 323 

Deli ktsart bei 
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Strafmündigkeit 
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des jugendstrafrechtlichen Sanktionssystems gerecht zu werden. 

Jugendstrafen werden deshalb überdurchschnittlich häufig gemäß 

§ 21 JGG zur Bewährung ausgesetzt und von flankierenden ambu-

1 anten Maßnahmen im Rahmen der Bewährungshilfe begleitet 23 

Die Aussetzungsquote, bezogen auf alle Jugendstrafen, beträgt

bei den Freiburger Probanden 74 %, während nur 60 % der Rastat­

ter und 45 % der Mannheimer Probanden in den Genuß einer

unmittelbaren Strafaussetzung zur Bewährung kamen.

Die bisher dargestellten sozial- und legalbiographischen Daten 

belegen, daß es sich hier um eine hochbelastete Population 

handelt. Dies spricht für die Annahme, daß die Anordnung von 

Untersuchungshaft im Hinblick auf die Sanktionsauswahl in 

hohem Maße selektiv erfolgt, wobei als Selektionskriterium 

insbesondere solche Merkmale aus den Sozialisations- und Legal­

biographien der Jugendlichen herangezogen werden, von denen 

wir annehmen, daß sie auch die juqendrichterliche Entschei­

dungswahl maßgeblich beeinflussen. Auch der Vergleich mit der 

Sanktionspraxis der Jugendgerichte in der Bundesrepublik 

Deutschland bestätigt diese Annahme. Danach ist zunächst die 

Dominanz der Jugendstrafe (90,4 %) innerhalb der Untersuchungs­

gruppe gegenüber dem Bundesdurchschnitt von 16,4 % ( 1977) al­

ler nach Jugendstrafrecht Verurteilten bemerkenswert. Wenn man 

als Vergleichsgruppe aber die Untersuchungshaftpopulation in 

der Bundesrepublik heranzieht, ergibt sieh ein anderes Bild: 

Laut Strafverfolgungsstatistik 1977 erhielten 83 % aller männ­

lichen Untersuchungsgefangenen, die nach Jugendstrafrecht ver­

urteilt wurden, eine Jugendstrafe. Dies spricht im Zusammen­

hang mit den vorangestellten Daten in der Tat für eine in 

hohem Maße selektiv erfolgende Anordnung der Untersuchungshaft 

im strafrechtlichen Sanktionssystem. 
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4. Zusammenhänge zwischen Merkmalen aus der Sozialisations-
und Legalbiographie der Probanden und der jugendrichter-
1 ichen Entscheidungswahl - Dokumentation und Analyse von 
Einzelfällen -

Wie im vorangegangenen Kapitel dargelegt, weist innerhalb der 
vorliegenden Untersuchungsgruppe die jugendri chterl iche Sank-
ti onsauswahl nur eine sehr geringe Varianz auf; in über 90 % 

all er Fälle wurde der Proband zu einer Jugendstrafe verur-
teilt. Die geringe Zahl von anderen Entscheidungen nach dem 
JGG ließ eine statistische Analyse der verschiedenen Sanktions-
formen wenig sinnvoll erscheinen. Schwerpunkt dieser Unter-
suchung war aus diesem Grunde die Frage nach den zusammenhän-
gen zwischen Merkmalen aus den Sozialisations- und Legalbio-
graphien der Probanden und den jugendrichterl ichen Entschei-
dungen hinsichtlich der Länge der Jugendstrafe und insbeson-
dere - im Hinblick auf die hohe Eingriffsintensität der voll-
zogenen Jugendstrafe - der unmittelbaren Strafaussetzung zur 
Bewährung. 

Es erschien darüber hinaus sinnvoll, die Ausnahmefälle zu 
dokumentieren und zu analysieren. Dabei sollten im wesent-
lichen zwei Fragen untersucht werden: 

a) Aus welchem Grunde hielt der Jugendrichter die Verhän-
gung einer anderen Sanktion nach dem JGG als Jugend-
strafrecht für ausreichend? 

b) Warum wurde in diesen Fällen Untersuchungshaft ange-
ordnet? 

Zu diesem Zweck werden nachfolgend einige dieser Fälle doku-
mentiert; die Ausführungen zur Sanktionsauswahl und zum Haft-
grund gemäß§ 112 StPO werden jeweils wörtlich wiedergegeben. 
Die Sachverhaltsschilderungen erfolgen in enger Anlehnung an 
die Formulierungen in den Urteilen. Auf eine wörtliche Zitier-
weise wurde aus Platzgründen verzichtet. 
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4.1 Falldokumentation 

Fa 11 1: 

Der im Tatzeitpunkt 15jährige Angeklagte wurde unehelich ge-
boren und lebte zunächst zusammen mit seiner Mutter im Haus-
halt seiner Großeltern. Als er etwa 2 Jahre alt war, heiratete 
seine Mutter einen Mann, der ihm später seinen Namen gab. In 
der Folgezeit wuchs der Proband weiterhin hauptsächlich bei 
seinen Großeltern auf, bevor ihn seine Mutter und sein Stief-
vater im A 1 ter von etwa 8 Jahren bei sieh aufnahmen. Kurze 
Zeit später endete diese Beziehung und seine Mutter lebte 
danach mit einem Bildhauer zusammen, der sie ebenfalls nach 
etwa fünf Jahren verließ. Von diesem Zeitpunkt an war die 
Mutter des Jugendlichen, die vorher als Sekretärin in einem 
Verlag und in einer Augenklinik gearbeitet hatte, nicht mehr 
in der Lage, ein geordnetes Leben zu führen; sie machte 
erhebliche Schulden, sprach vermehrt dem Alkohol zu und unter-
nahm mehrere Suizidversuche. 

Der Angeklagte besuchte die Volksschule und mußte eine Klasse 
wiederholen. In den Urteilsgründen wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß er den Unterricht schwänzte und sich herum-
trieb. 

Der Jugendliche war in strafrechtlicher Hinsicht noch nicht in 
Erscheinung getreten. 

Gegenstand der vorliegenden Verurteilung war ein Einbruchs-
diebstahl, bei dem er Bargeld und einige Euroschecks erbeutet 
hatte, die er später mit einem fal sehen Namen unterzeichnete 
und in verschiedenen Geschäften einlöste. 

Er wurde deshalb wegen erschwerten Diebstahls gern. § 243 Abs. 
1 Ziff. 1 StGB und wegen fortgesetzter Urkundenfälschung gern. 
§§ 267, 53 StGB verurteilt. 
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In seiner Urteilsbegründung führt das Gericht aus: 

"Bei der Urtei 1 sfindung wurde strafmildernd berücksich-
tigt, daß der Angeklagte aus ungünstigen Verhältnissen 
stammt und zur Tatzeit sich selber überlassen war. Er-
schwerend war, daß er sich nicht scheute, einen Bekannten 
zu bestehlen und empfindlich zu schädigen. Das Geld gab 
er leichtfertig aus. 

Bei der Sachlage erschien es angemessen, den Juqendlichen 
zu zwei Wochen Jugendarrest zu verurteilen. Die erlittene 
Untersuchungshaft war, da Versagensgründe nicht vorlagen, 
anzurechnen. Außerdem erschien es angemessen, dem Jugend-
lichen aufzuerlegen, nach Weisung der Jugendgerichtshilfe 
Wohnung zu nehmen. 

Um der erheblichen Gefährdung des Angeklagten entgegenzu-
wirken, mußte Erziehungsbeistandschaft angeordnet werden." 

Die Untersuchungshaft wurde gern. § 112 StPO wegen Fluchtgefahr 
angeordnet. Diese wurde wie folgt begründet: 

"Der 
der 
keine 
vater 

Fa 11 2: 

Beschuldigte treibt sich ohne jegliche Bindung in 
Gegend herum, übernachtete nur bei Bekannten, hat 

Beziehungen zu seiner Mutter bzw. zu seinem Stief-
und geht keiner Tätigkeit nach." 

Die Angeklagten waren zur Zeit der Taten 18 bzw. 19 Jahre alt. 
Der Angeklagte A war im Elternhaus aufgewachsen und hatte eine 
Lehre als KFZ-Mechaniker erfolgreich abgeschlossen. Danach hat-
te er das Elternhaus verlassen und war in der gesamten Bundes-
republik Deutschland umherqereist, um Arbeit zu suchen. 
Ausweislich des Erziehungsregisters war er zuvor einmal zu 
einem Freizeitarrest verurteilt worden. 

Der im Tatzeitpunkt 19jährige Angeklagte B wuchs zunächst bei 
seinen Eltern auf; als er etwa 10 Jahre alt war, wurde 
Fürsorgeerziehung angeordnet. Nach der Schulentlassung war er 
als Zeitschriftenwerber tätig. In strafrechtlicher Hinsicht 
war er noch nicht in Erscheinung getreten. Weitere Angaben zu 
den Biographien der Probanden waren nicht aktenkundig. 
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Die beiden Angeklagten hatten sich auf einem Campingplatz für 
1 ängere Zeit eingemietet, obwohl 
daß sie die Platzmiete aus ihren 
Einkünften als Zeitschriftenwerber 

sie von vornhere·i n wußten, 
geringen und unregelmäßigen 
nicht würden bezahlen kön-

nen. In einem anderen Fall kauften sie Lebensmittel und ließen 
sieh den Kaufpreis stunden, obwohl sie wußten, daß sie diese 
Schuld nicht würden begleichen können. Der Angeklagte A hatte 
außerdem versucht, in eine Tankstel 1 e einzubrechen, was ihm 
aber nicht gelang. Die Angeklagten wurden deshalb wegen gemein-
schaftlichen Betruges in zwei Fäl 1 en, der Angeklagte A außer-
dem wegen versuchten Di ebstah 1 s in einem besonders schweren 
Fall verurteilt (Strafliste: §§ 263, 243 Abs. 1 Ziff. 1, 242, 
22, 23, 25 Abs. 2, 53 StGB). 

Sie wurden jeweils zu vier Wochen Jugendarrest verurteilt. Das 
Gericht führt dazu in seiner Urteilsbegründung aus: 

"Bei der Ahndung der Tat hat das Gericht zugunsten der 
Angeklagten berücksichtigt, daß sie strafrechtlich nicht 
oder nicht erheblich in Erscheinung getreten sind. An-
dererseits muß den Angeklagten deutlich vor Augen geführt 
werden, daß sie zukünftig ihr Verhalten zu ändern haben, 
wenn sie nicht Gefahr laufen wollen, völlig abzugleiten. 
Als Zuchtmittel hielt das Gericht daher zur nachhaltigen 
erzieherischen Beeinflussung einen Jugendarrest von vier 
Wochen für schuld- und tatangemessen." 

Auch in diesem Fall wurde als Haftgrund gern. § 112 StPO Flucht-
gefahr angegeben, die wie folgt begründet wurde: 

"Es ist zu befürchten, daß sie sich einem Strafverfahren 
durch Flucht entziehen werden. Die Beschuldigten sind 
ohne festen Wohnsitz, haben keine familiären Bindunqen 
und gehen keiner geregelten Arbeit nach. Ferner haben sie 
am 30.6.1976 versucht zu fliehen, als sie zur Begleichung 
ihrer Mietschulden aufgefordert wurden." 

Fa 11 3: 

Der zur Tatzeit 20jährige Angeklagte wurde scheinehel ich ge-
boren und wuchs seit seiner 4. Lebenswoche bei Pflegeeltern 
auf. Nach achtj ähri gern Besuch der Volksschule begann er eine 
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Elektrikerlehre, die er 
er 

nach 1 1 /2 Jahren abbrach. In der 
Folgezeit arbeitete bei verschiedenen Stellen, meist als 

gab er auf eigenen Dachdecker. Seine letzte Beschäftigung 
Wunsch hin auf; er verdiente von diesem Zeitpunkt an kein Geld 
mehr, sondern lebte nur noch von seinen Ersparnissen und wurde 
anfangs noch von seiner Pflegemutter unterstützt. Zum Zeit-
punkt der Verurteilung hatte er zu seinen Eltern und Geschwi-
stern keinen Kontakt mehr. 

Das Erziehungsregister des Angeklagten wies drei Eintragungen, 
das Strafregister keine Eintragung auf. Der Angeklagte war in 
die Wohnung seiner ehemaligen Pflegemutter eingestiegen und 
hatte dort Bargeld entwendet, das er für seinen Lebensunter-
halt benötigte. Er wurde deshalb wegen eines Diebstahls in 
einem besonders schweren Fall, begangen gegenüber einem Angehö-
rigen, gern. §§ 242, 243 Abs. 1 Ziff. 1, 247, 11 Abs. 1 
Ziff. lb StGB zu einem Jugendarrest von 4 Wochen verurteilt. 

Das Gericht begründete seine Entscheidung wie folgt: 

"Bei der Ahndung der Tat war zu berücksichtigen, daß der 
Angeklagte schon mehrfach strafrechtlich ,n Erscheinung 
getreten ist. Die Anordnung einer Erziehungsmaßregel kam 
deshalb nicht in Betracht. Zugunsten des Angeklagten hat 
das Gericht berücksichtigt, daß er sich in der Haupt-
verhandlung einsichtig gezei!'.lt hat. Er hat erklärt, daß 
er seinen Lebensunterhalt in Zukunft durch geregelte Ar-
beit verdienen möchte, um deshalb die Ursache seiner 
Straffälligkeit, seine Geldnot, zu beseitigen. Nach Auf-
fassung des Gerichts ist es dem Anqeklaqten mit dieser 
Absichi ernst. Die Anordnung eines· Zuc~tmittels von 4 
Wochen Jugendarrest erschien unter Berücksichtigung aller 
Umstände schuld- und tatangemessen." 

Als Haftgrund wurde auch hier Fluchtgefahr gern.§ 112 Abs. 1 
StPO, hilfsweise Wiederholungsgefahr gern. § 112a StPO genannt, 
die wie folgt begründet wurden: 
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"Der Beschuldige, der von seiner Pflegemutter des Hauses 
verwiesen worden ist, ist nach eigenen Angaben seit Wo-
chen wohnsitz- und mittellos und treibt sich herum. Da er 
schon mehrfach wegen Diebstahl in Erscheinung getreten 



ist, mußte im Falle seiner Freilassung mit weiteren Straf-
taten gerechnet werden, zumal er keine Gel dquel 1 en hat, 
aus denen er seinen Lebensunterhalt bestreiten könnte." 

Fa 11 4: 

Auffälligkeiten aus dem Bereich der familiären Sozialisation 
des zur Tatzeit 17jähren Angeklagten sind nicht aktenkundig. 
Die schulische Entwicklung des Ari.geklagten zeichnet sich hin-
gegen durch eine Anzahl von Mißerfolgen aus. Er besuchte zu-
nächst vier Jahre lang die Grundschule, wechselte dann auf das 
Gymnasium über, das er wegen schwacher Leistungen wieder ver-
1 assen mußte. Auch in der Realschule waren seine Leistungen 
nicht ausreichend, so daß er zum Schluß auf die Hauptschule 
überwechseln mußte. Im Unterricht fiel er durch häufige Stö-
rungen, renitentes Verhalten und mangelnde Mitarbeit auf; auch 
ergaben sich häufig Konflikte im Verhältnis zu seinen Klassen-
kameraden. Nach der Schule begann er eine Lehre als Verkäufer, 
die er wegen eines Diebstahls verlor. Eine Tätigkeit als 
Betonbauer mußte er wegen 
ging er nur gelegentlich 

eines Knie 1 ei den s aufgeben; danach 
einer Tätigkeit als Hilfsarbeiter 

nach. Etwa in dieser Zeit zog er auch zu Hause aus und nahm 
ein eigenes Zimmer, da er sieh mit seinen Eltern nicht mehr 
verstand. Zum Zeitpunkt der Verurteilung hatte sich dieses 
Verhältnis jedoch wesentlich verbessert. 
Das Erziehungsregister des Angeklagten wies eine Arbeitsauf-
lage von 10 Stunden wegen Diebstahls auf. 

Der Jugendliche hatte in einem Fall aus Langeweile mit einer 
Luftdruckpistole auf eine ältere Frau geschossen und diese 
auch getroffen. Darüber hinaus wurden ihm die Beleidigung 
eines Polizeibeamten und eine Vielzahl von Diebstählen, darun-
ter auch Einbruchsdiebstähle und KFZ-Diebstähle, vorgeworfen. 
Er wurde deshalb wegen gemeinschaftlichen erschwerten Dieb-
stahls in fünf Fällen, gemeinschaftlichen Diebstahls in fünf 
Fällen, gefährlicher Körperverletzung, Beleidigung, Nötigung 
und gemeinschaftlicher Sachbeschädigung (Strafliste: §§ 243 
Abs. 1 Ziff. 1 und 2, 242, 223a, 185, 240, 303, 53, 25 Abs. 2 
StGB) zu vier Wochen Jugendarrest verurteilt. 
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Das Gericht führte dazu aus: 

"Bei der Urteilsfindung wurde strafmildernd berücksi ch-
t i gt, daß der Angeklagte sich zur Tatzeit in einer erheb-
lichen Krise befand, die er durch Mithilfe seines Erzie-
hungsbeistands und durch seine eigenen Bemühungen offen-
bar zu überwinden vermochte. Erschwerend war, daß er sich 
bereits früher wegen Diebstahl verantworten mußte und daß 
er hemmungslos zahlreiche Diebstähl-e beging. Im Hinblick 
auf die positive Entwicklung des JugendlicWen erschien es 
vertretbar, ihn zu vier Wochen Jugendarrest zu verur-
teilen." 

Als Haftgründe wurden hier Flucht- und Verdunkelungsgefahr 
genannt, die wie folgt begründet wurden: 

"Die Beschuldigten wurden in F. festqenommen, so daß der 
Verdacht besteht, daß sie flüchten wollten. Feste Arbeits-
stellen sind nicht bekannt. Die Ermittlungen erstrecken 
sich auch auf weitere Taten, so daß die Gefahr besteht, 
daß die Beschuldiqten, auf freiem Fuß belassen, Taten zur 
Verschleierung begehen werden und Beweismittel vernichten 
können." 

Fa 11 5: 

Der zur Tatzeit 19jährige wuchs zusammen mit 6 Geschwistern 
auf. Sein Vater war Arbeiter, seine Mutter Hausfrau. Die Fami-
lienverhältnisse werden als schlecht bezeichnet; handgreifli-
che Auseinandersetzungen zwischen den Eltern führten dazu, daß 
der Angeklagte zeitweise zu seiner Großmutter zog. Bis auf 
eine Ausnahme gingen alle Geschwister des Probanden auf die 
Sonderschule. Dieser besuchte zwar selber die Grund- und 
danach die Hauptschule, wird aber als schlechter Schüler be-
zeichnet. Nach Abschluß der Schule arbeitete er als Hilfsar-
beiter bei der Bundesbahn. Strafrecht] ich war der Angeklagte 
noch nicht in Erscheinung getreten. 

Der Angeklagte hatte einen Drehzahlmesser entwendet, durch 
dessen Verkauf er sein Taschengeld etwas aufbessern wollte. Er 
wurde deshalb wegen Diebstahls gern. § 242 StGB zu einem Dauer-
arrest von 4 Wochen verurteilt. Darüber hinaus wurde ihm zur 
Auflage gemacht, nach seiner Entlassung nach Weisung des Kreis-
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jugendamtes Wohnung zu nehmen, sich unverzüqlich beim zuständi-
gen Arbeitsamt als Arbeitssuchender anzumelden und Arbeitslo-
sengeld oder Unterstützunq zu beantragen und der Ladunq zur 
Musterung durch das Kreiswehrersatzamt nachzukommen. 

Das Urtei 1 enthält keine Begründung für die Auswahl dieser 
Sanktion. Als Haftgrund wird auch hier Fluchtgefahr genannt, 
die wie folgt begründet wird: 

"Der ledige Beschuldigte geht keiner Arbeit nach und ist 
ohne festen Wohnsitz, nachdem er sich in X-Stadt, 
V-Straße (bei seiner Großmutter, Anm. d. Verf.) nicht 
mehr aufhalten darf. Er hat keine besonderen Bi nduncien, 
so daß er sich im Falle der Freilassung mit großer Wahr-
scheinlichkeit dem Strafverfahren durch Flucht oder Unter-
tauchen entziehen würde." 

Fa 11 6: 

Der zur Tatzeit 16jährige Angeklagte wurde nichtehelich qe-
boren; mit seinem Vater hatte der Jugendliche keinen Kontakt. 
Er war bis zu seinem 3. Lebensjahr in einem Heim unterqebracht 
und wurde dann von einer Familie in Pfleqe genommen, die neben 
einem eigenen Kind noch ein weiteres Pfleqekind zu versorqen 
hatte. Erst im Alter von 12 Jahren holte ihn seine Mutter zu 
sich. Sie hatte in der Zwischenzeit einen Gastwirt geheiratet, 
diese Ehe wurde fünf Jahre später wieder geschieden. Der 
Proband wurde im 7. Lebensjahr in die Sonderschule ei nge-
schult. Als Grund dafür werden unter anderem Hörschwierig-
keiten und ein Sprachfehler genannt. Nach seiner Schulentlas-
sung aus der 9. Klasse arbeitete er als Hilfsarbeiter. Er 
wechselte innerhalb einer relativ kurzen Zeit mehrfach die 
Arbeitsstelle, zeitweise war er auch arbeitslos. In der Zeit 
unmittelbar vor der in diesem Verfahren zur Verurteilung an-
stehenden Tat verfügte er über kein festes Einkommen und half 
nur gelegentlich bei Schaustellern auf Jahrmärkten aus. Nach 
einer Auseinandersetzung mit seiner Mutter verließ er deren 
Wohnung und war 2 Wochen 1 ang mit einem Auto-Scooterunterneh-
men unterwegs. Danach wohnte er bei einem Freund, der ihn 
umsonst bei sich wohnen ließ. Im JGH-Bericht wird ihm beschei-
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nigt, daß seine Persönlichkeitsentwicklung nicht durch ein 
"normales Familienleben" geprägt wurde, sondern durch wechseln-
de Bezugspersonen. Dies könnte seine Straftat nicht entschul-
digen, werfe aber "ein Licht auf die Persönlichkeit eines 
jungen Menschen, der wohl nie ein emotionales Klima gespürt" 
habe. In strafrechtlich er Hinsicht war der Jugendliche noch 
nicht in Erscheinung getreten. 

Der Angeklagte hatte zusammen mit einem Freund aufgrund ein-
heitlichen, auf wiederholte Begehung gerichteten Willensent-
schlusses einen fortgesetzten Diebstahl begangen, in dessen 
Verlauf sie eine Vielzahl von Autos aufgebrochen hatten und 
al 1 e Gegenstände mitgenommen hatten, die ihnen stehl enswert 
erschienen. Der Angeklagte wurde deshalb wegen gemeinschaft-
lichen Diebstahls gern. §§ 242, 25 Abs. 2 StGB zu vier Wochen 
Dauerarrest verurteilt. Die Vorschrift des § 243 Abs. l 
Nr. 1 StGB wurde ausdrücklich nicht in den Schuldspruch aufqe-
_nommen, da es sich dabei um eine Strafzumessungsvorschrift bei 
Anwendung von Erwachsenenstrafrecht handele. Darüber hinaus 
wurde der Jugendliche angewiesen, zu seiner Mutter zurückzukeh-
ren und sich umgehend eine feste Arbeitsstelle zu suchen. Er 
wurde weiterhin der Aufsicht des für ihn zuständigen Bewäh-
rungshelfers unterstellt. Er mußte dessen Weisungen über seine 
Lebensführung Folge 1 eisten und durfte Wohnsitz und Arbeits-
stel 1 e ohne dessen vorherige Zustimmung weder aufgeben noch 
wechseln. Darüber hinaus wurde ihm zur Auflage gemacht, den 
von ihm angerichteten Schaden nach besten Kräften wieder gutzu-
machen. 

Das Gericht begründete seine Entscheidung .wie folgt: 
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"Bei Ahndung der Straftat wurde erwogen, daß der Juqend-
1 i che bisher noch nicht aufgefallen ·ist. Schädliche-Nei-
gungen können daher noch nicht bejaht werden. Zumindest 
im gegenwärtigen Zeitpunkt ist das Verhalten des Jugendli-
chen als eine strafbare Episode, nicht aber als ein 
Symptom krimineller Bereitschaft zu bewerten." 



Auch in diesem Fall wurde die Untersuchungshaft wegen Flucht-
und Verdunkelungsgefahr angeordnet, die wie folgt begründet 

wurde: 

"Der Beschuldigte hat sich am ••. von zu Hause abgesetzt 
und ist seither ohne festen Wohnsitz. Angesichts des 
Fehlens familiärer Bindungen ist zu befürchten, daß er 
sich - auf freiem Fuß belassen - dem Strafverfahren durch 
Flucht entziehen würde. Nach den bisherigen Ermittlungen 
besteht der Verdacht, daß der Beschuldigte im Auftrag 
eines gewissen 'Otto', dessen Identität er bisher nicht 
preisgigeben hat, Diebstahlshandlunqen beqanqen hat." 

4.2 Zusammenfassuno der Analyse 

Die Sozialbiographien der hier untersuchten Probanden 1 assen 
keine wesentlichen Unterschiede zu denen der übrigen Unter-
suchunqshäftl inge erkennen. In der Mehrzahl der hier beschrie-
benen Fälle kamen die Jugendlichen oder Heranwachsenden aus 
eher ungünstigen fami 1 i ären Verhältnissen. Vielfach unehelich 
geboren, wuchsen die meisten dieser Probanden nicht in einer 
strukturell und funktional intakten Familie, sondern zumindest 
zeitweise in Heimen, bei Pflegeeltern oder Großeltern auf. In 
der Mehrzahl der Biographien ist ein (teilweise mehrfacher) 
Wechsel der Bezugspersonen aktenkundig. 
Im Leistungsbereich sind in den Biographien der meisten Proban-
den zahlreiche negative Auffälligkeiten zu verzeichnen. Schul~ 
schwänzen, aggressives Verhalten gegenüber Mitschülern und Leh-
rern, schlechte Schulleistungen und Nichterreichen eines Ab-
schlusses kennzeichnen die Situation vieler Untersuchungsperso-
nen. Dies führte häufig dazu, daß der Betroffene keine Lehr-
stelle finden und allenfalls (häufig wechselnde) Hilfsarbeiter-
tätigkeiten ausüben konnte oder aber arbeitslos war. Ein er-
folgreicher Abschluß einer Lehre konnte hier nur in einem der 
geschilderten Fälle beobachtet werden. Auffallend ist, daß die 
Mehrzahl dieser Jugendlichen in strafrechtlicher Hinsicht noch 
nicht in Erscheinung getreten war; von den übrigen war noch 
keiner zuvor zu einer Jugendstrafe verurteilt worden. In allen 
hier geschilderten Fällen wurden die Angeklagten wegen eines 
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Eigentums- oder Vermögensdeliktes verurteilt. Zumeist verfüci-
ten sie über kein oder nur ein geringes Einkommen, so daß die 
Tat in erster Linie der Befriedigung tatsächlich bestehender 
materieller Bedürfnisse diente. Besonders deutlich wird dies 
in Fall 2, in dem die Betroffenen u.a. Lebensmittel kauften 
und sich den Kaufpreis stunden ließen, ohne ihre desolate 
finanzielle Lage zu offenbaren. Die meisten dieser Delikte 
können durchaus als jugendtypi sch bezeichnet werden; häufig 
aus einer Notlage heraus begangen, können sie durchaus als 
Reaktion auf die unbefriedigende Situation der Betroffenen 
- insbesondere 
werden. 

auch in beruflicher Hinsicht - verstanden 

Ein statistischer Vergleich der Probanden, die zu einer Jugend-
strafe verurteilt wurden, mit denjenigen, die mit einer ande-
ren Sanktion nach dem JGG belegt wurden, ergab nur unwesent-
1 i che Unterschiede in sozialbiographischer Hinsicht. Bemer-
kenswert in diesem Zusammenhang erscheint allenfalls, daß die 
letztgenannte Gruppe vergleichsweise weniger Probanden ent-
hält, die entweder aktenkundig exzessivem Alkoholkonsum 
zuneigen 24 oder Drogen benutzen 25 • 

Im Gegensatz dazu weisen die Legalbiographien der Probanden, 
die nicht zu einer Juqendstrafe verurteilt wurden, diese als 
insoweit deutlich unterdurchschnittlich belastet aus. So war 
nur einer der Angeklagten aus dieser Gruppe (3,3 %) bereits 
vor Strafmündigkeit durch strafrechtlich relevante Handl unqen 
aufgefallen, während dieser Anteil in der Vergleichsoruppe 
18,6 % (N = 55) betrug. 

Von den Jugendlichen oder Heranwachsenden, die nicht zu einer 
Jugendstrafe verurteilt wurden, wiesen 56, 7 % ( N = 17 l einen 
Eintrag im Erziehungs- oder Strafregister auf, 6,7 % (N = 2) 
waren zuvor schon einmal zu einer Jugendstrafe verurteilt 
worden; die Zahlen für die Vergleichsgruppe lauten 79,7 % bzw. 
33,9 %. Schließlich zeigte sich noch, daß keiner der Proban-
den, die zu einer anderen Sanktion nach dem JGG als Jugend-
strafe verurteilt wurden, ein Delikt begangen hatte, das gern. 
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§ 12 StGB als Verbrechen einzustufen ist, während immerhin 
23,7 % (N = 70) der Angeklagten aus der Vergleichsgruppe wegen 
eines solchen Delikts verurteilt wurden. 
Die Urteilsbegründungen fallen sehr kurz aus und erweisen sich 
insoweit als wenig ergiebig. Nur in einem Fall geht das 
Gericht auf die Frage ein, warum seiner Auffassung nach keine 
schädlichen Neigungen i .S.d. § 17 JGG zu bejahen sind, und 
begründet dies mit dem Nichtvorliegen von Vorverurteilungen. 
Die Argumente der Gerichte für Art und Umfang der gewählten 
Sanktion beschränken sich hier in aller Regel auf nicht mehr 
als ein oder zwei mehr oder weniger stereotype Sätze. Am häu-
figsten (N = 5) werden in diesem Zusammenhang Merkmale aus der 
Legalbiographie der Probanden genannt; in drei dieser Fälle 
wird dies zugunsten, in zwei Fällen zuungunsten des Angeklag-
ten berücksichtigt. In zwei Fällen wurden ungünstige Familien-
verhältnisse strafmildernd berücksichtigt; besondere Tatum-
stände, das Verhalten des Angeklagten nach der Tat und der 
persönliche Eindruck nach seinem Auftreten in der mündlichen 
Verhandlung werden des weiteren als Gründe für die Sanktions-
auswahl genannt. 
Ein quantitativer Vergleich der Urteile weist aus, daß in 3 
Fäl 1 en 2 Aspekte angesprochen werden, während in den übrigen 
Entscheidungen nur 1 Gesichtspunkt angesprochen wird; ein Ur-
teil läßt jegliche Begründung vermissen 26 

zusammenfassend ist festzustellen, daß sich die Ju<:1endlichen 
aus der Untersuchungs<Jruppe, geqen die eine andere Sanktion 
nach dem JGG als Jugendstrafe verhängt wurde, in sozialbiogra-
phischer Hinsicht nicht von den nach § 17 JGG Verurteilten 
unterschieden. Es handelt sich dabei vermehrt um solche Jugend-
liche und Heranwachsende, die bis zum Zeitpunkt dieser Verur-
teilung noch nicht resp. noch nicht erheblich in strafrecht-
licher Hinsicht auffällig geworden waren; lediglich zwei Pro-
banden waren zuvor bereits zu einer Jugendstrafe verurtei 1 t 
worden. Darüber hinaus war keiner von ihnen wegen eines Ver-
brechens i .S.d. § 12 Abs. 1 StGB zu verurteilen. 
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Die Anordnung der Untersuchungshaft beruhte hier in allen 
Fällen darauf, daß sie über keinen festen Wohnsitz verfüqten 
oder aber sich von ihrem Elternhaus abgesetzt hatten und des-
halb Fluchtgefahr i .S.d. § 112 StPO angenommen wurde. 

5. Die jugendrichterliche Entscheidung über eine unmittelbare 
Strafaussetzung zur Bewährung 

Der aktuelle Stand der Forschung zum richterlichen Entschei-
dungsverhalten und das zur Verfügung stehende Datenmaterial 
erlauben es nicht, eine im strengen Sinn hypothesentestende 
Studie durchzuführen. Die Arbeit weist vielmehr einen explora-
tiven Charakter auf. Im folgenden werden gleichwohl jeweils 
einige Annahmen formuliert, die im wesentlichen auf bisherigen 
Untersuchungen zur Strafzumessungspraxi s, den Postulaten des 
normativen Programms nach dem JGG und sozialisationstheore-
tischen Annahmen und Konzepten basieren, die sich in diesen 
widerspiegeln. 

Im Rahmen dieser Untersuchung wurde von der Annahme ausgegan-
gen, daß sich negative Auffälligkeiten im Bereich der fami-
lialen Sozialisation ungünstig auf die richterliche Bewährungs-
entscheidung auswirken. Die bivariate Analyse hat überraschend 
ergeben, daß nur relativ wenige Merkmale aus dem Familienbe-
rei_ch mit der jugendrichterlichen Aussetzungsentscheidung as-
soziiert werden können. Die dabei festgestellten zusammenhänge 
zwischen den Merkmalen "uneheliche Geburt", "Trennung der 
Eltern", "mehrmaliger Wechsel der Haupterziehungspersonen" und 
"Heimaufenthalt" mit der abhängigen Variablen waren nur 
schwach ausgeprägt (vgl. Abb. 3). Der Faktor "Nichtehel ich-
kei t" darf nicht isoliert betrachtet werden, sondern macht 
eine umfassende Berücksichtigung des sozialen Umfeldes des 
Jugendlichen erforderlich, insbesondere dort, wo es auf eine 
strukturelle Unvollständigkeit oder Disfunktionalität der Her-
kunftsfamilie hinweist. Außer bei strukturellen zeigen sich 
auch bei funktionalen Störungen innerhalb der Herkunftsfamilie 
wie Trennung, Scheidung oder zerrüttete Familienverhältnisse 
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nur geringfügig niedrigere Aussetzungsquoten als bei den an-
deren Probanden (Prozentwertdifferenz: 6,8 %) • 

In manchen Untersuchungen wird ein Zusammenhang zwischen Fami-
liengröße und Delinquenz behauptet, es wird allerdings stets 
betont, daß Kinderreichtum nicht per se abweichendes Verhalten 
fördert, sondern daß dieser häufig mit ungünstigen materiellen 
Lebensverhältnissen einhergeht 27 Die Annahme, daß Probanden 
aus überdurchschnittlich großen und wirtschaftlich unterprivi-
legierten Familien häufiger prognostisch ungünstig eingestuft 
werden, konnte nicht qestützt werden (vql. Abb. 3). Die Aus-
setzungsquote der Probanden 1 iegt auch hier nur geringfüqig 
unter der der anderen Probanden ( Kendal 1 's Tau = 0. 02 l. 

Wie sieh Abb. 3 entnehmen 1 äßt, vermag das vorliegende Daten-
material auch die Annahme eines Zusammenhangs zwi sehen der 
Schichtzugehörigkeit und der jugendrichterlichen Entscheidung 
über eine Strafaussetzung zur Bewährung nicht zu stützen. 

Das vorliegende Datenmaterial läßt allerdings nur eine grobe 
Einteilung der Probanden nach dem Beruf des Vaters bzw. der 
männlichen Haupterziehungsperson in Angehörige der Mittel-
schicht und Unterschicht zu. Probanden wurden dann als Unter-
schichtsangehörige klassifiziert, wenn als Beruf des Vaters 
Arbeiter (mit Ausnahme von Facharbeitern) oder einfacher Anqe-
stellter (z.B. Verkäufer) festgestellt wurde. Als der Mittel-
schicht zugehörig wurden solche Probanden einqestuft, deren 
Väter als Handwerker, Facharbeiter, Beamte, mittlere Angestell-
te oder in einer vergleichbaren Position arbeiteten. 

Wesentlich deutlichere Beziehungen ergaben sich zu Faktoren 
aus dem Lei stungsberei eh. Dabei erwiesen sieh Merkmale aus dem 
Schulbereich als besonders aussagekräftig. In zahlreichen Un-
tersuchungen ergaben sieh in diesem Zusammenhang signifikante 
Untersr.hiede zwischen delinquenten und nicht delinquenten Jun-
gen, insbesondere im Hinblick auf die Schulleistungen, das 
Bildungsniveau, den Schulabschluß, ihre Einstellung gegenüber 
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Abb. 3: Richterliche Entscheidunq über eine unmittelbare Strafaussetzung zur Bewährung 
in Abhängigkeit von Merkmalen aus dem Bereich der familialen Sozialisation 
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(Fortsetzung): 
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quote in % 
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der Schule, die Zahl der Wiederholungen einer Klasse und die 
Regelmäßigkeit des Schulbesuchs 28 . 

Wie sich Abb. 4 entnehmen läßt, zeigt das Merkmal "unregel-
mäßiger Schulbesuch" ganz eindeutig, daß die Aussetzunqsquote 
der insoweit belasteten Probanden mit 48,3 % fast 20 Prozent-
punkte unter der der Probanden ohne entsprechenden Aktenein-
trag liegt. Probanden, deren Akten Angaben über schlechte 
Schulleistungen enthalten, weisen eine wesentlich niedrigere 
Aussetzungsquote auf, als die Probanden, bei denen dies nicht 
der Fi!ll ist (Kendall's Tau= 0.15). Einmaliges Wiederholen 
einer Klasse wird von den Jugendrichtern dabei durchaus nicht 
als gravierendes Schulversagen betrachtet. In solchen Fällen, 
in denen dagegen ein Zusammenhang zwi sehen der Wiederholung 
einer Klasse auf der einen Seite und den Schulleistungen 
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sowie einem Schulabschluß der Probanden auf der anderen Seite 
festzustellen ist und der sich verstärkt, wenn eine mehrfache 
Wiederholung beobachtet werden konnte, 
quote der derart belasteten Probanden 

lieqt die Aussetzungs-
um 18 Prozentpunkte 

unter der der anderen Probanden. Die Aussetzungsquote von 
Schulabgängern, die über einen qualifizierten und qualifizie-
renden Abschluß verfügten, liegt dagegen um immerhin fast 19 
Prozentpunkte höher als die der übrigen Probanden. 

Aufgrund der viel fachen Verknüpfungen zwi sehen dem Schul - und 
dem Berufsberei eh wurde von der Annahme ausgegangen, daß ähn-
1 i che Beziehungen zwischen Merkmalen aus dem beruflichen Be-
reich und der jugendrichterlichen Entscheidung beobachtet wer-
den können. Da Merkmale aus dem beruflichen Berei eh in weit 
stärkerem Maße die aktuelle Situation der meisten Probanden 
beeinflussen, wurden hier höhere diskriminierende Werte er-
wartet. 

Es zeigt sich, daß die Chancen der Probanden, eine Strafaus-
setzung zur Bewährunq zu erhalten, um so kleiner sind, je 
länger sie arbeitslos waren. Die Aussetzunqsquote der Proban-
den, die noch nie arbeitslos waren, liegt 24 Prozentpunkte 
höher als die der Jugendlichen, die aktenkundig länger als 9 
Monate hintereinander arbeitslos waren (Abb. 5). Arbeitslosig-
keit zum Tatzeitpunkt wirkt sich nicht - wie dies im Erwachse-
nenstrafrecht zu erwarten wäre - strafmi 1 dernd aus, sondern 
führt eher zu einer prognostisch ungünstigen Beurteilung. Ju-
gend] iche, die dagegen zum Zeitpunkt der Entscheidungsfindung 
eine Lehr- oder Ausbildungsstelle vorzuweisen haben, und sol-
che, die eine Lehre abgeschlossen haben, erhalten überdurch-
schnittlich oft eine Strafaussetzung· zur Bewähru~g (vgl. 
Tab. l). Ein Zusammenhang von Ausbi 1 dungsabbruch und Ausset-
zuungsquote konnte nicht bestätigt werden (vgl. Abb. 6; Tab. 
1 l. 
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Richterliche Entscheidung über eine unm1t tel bare Strafaussetzung zur Bewährung 
in Abhängigkeit von Merkmalen aus dem schul'ischen Bereich 

Aussetzungs-
quote in % 
100- unregelmäßiger 

Schu 1 besuch 

90 

so-

10- nein kA 

50- ja 

40-

30-
48.3 68.0 

20-

IO-

bezogen 
auf N= 206 89 

Kendall 's 
Tau= 0.19 

Aussetzungs-
quote in % 
lOO- Abbruch einer 

Schu 1 ausbil dung 
90 _ 

so-

70-

60-

50-

40-

3o- 49. 2 65. 7 

20-

10-

bezogen 
auf N= 65 230 

Kenda 11 1s 
Tau= 0.14 

schlechte Schul- Wiederholung 
leistungen einer Klasse 

52.0 67.0 

98 197 

0.15 

Schulabgänger ohne 
qualifizierten Ab-
schluß 

50.0 68.6 

86 153 

0.18 

nein kA 

--1.L 

56.6 65.6 

115 180 

0.09 

mehrfache Wieder- Abbruch einer Schu -
holung einer ausbildung 
Klasse 

nein/kA 

--1.L 

46.9 65.0 59.0 64.0 

49 246 117 178 

0.14 0.05 

679 



Richterliche Entscheidung über eine unmittelbare Strafaus-
setzung zur Bewährung/ Dauer der Arbeitslosigkeit in Monaten 

Aussetzungs-
quote in% 
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Tab. 1: Richterliche Entscheidung über eine unmittelbare Straf-
aussetzung zur Bewährung/Abbruch einer Lehre 

Abbruch einer Lehre Aussetzungsquote in % N 

Nein, beendet/dauert an 73,3 45 
keine Lehre begonnen 62,9 70 
ja, einmal 59,0 100 
ja, mehrmals 61,7 47 

Insgesamt 262 

Kendall 's Tau= 0.08 
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Abb. 6, Richterliche Entscheidung Uber eine unmittelbare Strafaussetzung zur Bewährung 
in Abhängigkeit von Merkmalen aus dem beruflichen Bereich 
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Abb. 6 (Fortsetzung): Richterliche Entscheidung Uber eine unmittel-
bare Strafaussetzung zur Bewährung/ Alter im 
Tatzeitpunkt I 
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Eng verbunden mit der beruflichen Situation sind die wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Jugendlichen und die Frage nach 
der Einkommensquelle der Probanden. Als nicht anerkannte Ein-
kommensquelle wurden Arbeitslosengeld und -hilfe, Sozialhilfe 
und EinkUnfte aus Straftaten definiert. Einkünfte aus eigener 
Arbeit sowie Unterstützung durch die Eltern wurden in diesem 
Sinne positiv bewertet. Es zeigte sich, daß Probanden mit 
"sozial anerkannten Einkommensquellen" eine Differenz von mehr 
als 15 Prozentpunkten zu ihren Gunsten auf~eisen. 

Im Frei zei tberei eh und dem der sozialen Kontakte konnten nur 
wenige Merkmale erhoben werden. Es gab schwache Hinweise dar-
auf, daß sich die Einbindunq in sogenannte "peer qroups" auf 
die Aussetzungsquote schwach negativ auswirkte. Probanden mit 
Kontakten zu delinquenten Freunden weisen daqegen eine um mehr 
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als 15 Prozentpunkte niedrigere Aussetzungsquote auf als die 
übrigen Probanden (Kendall-s Tau = 0. 15). 

In zahlreichen Untersuchungen zeigte sich ein Zusammenhang 
zwischen exzessivem Alkoholgenuß und Delinquenz, dies vor 
allem bei Gewaltdelikten 29 . Die Annahme einer Beziehung zwi-
schen aktenkundigem Alkoholgenuß und Drogenkonsum einerseits 
und der richterlichen Entscheidung über eine Strafaussetzung 
zur Bewährung auf der anderen Seite bestätigte sich aber 
nicht. Diejenigen Jugendlichen, die aktenkundig regelmäßig 
große Mengen Alkohol trinken, erhalten ebenso oft eine Straf-
aussetzung zur Bewährung wie die anderen Jugendlichen. Die 
Drogenkonsumenten erhalten zwar seltener eine Jugendstrafe zur 
Bewährung, der Unterschied zu den Probanden, bei denen eine 
dahingehende Information in den Akten nicht vorliegt, ist 
jedoch so groß, daß ein Zusammenhang bejaht werden könnte. 

Es wurde weiterhin von der Annahme ausgegangen, daß mit zu-
nehmendem Alter der Probanden die Wahrscheinlichkeit größer 
wird, daß eine Jugendstrafe nicht zur Bewährung ausgesetzt 
wird. In einem ersten Schritt wurde deshalb die Variable "Al-
ter zum Zeitpunkt der Tat" dichotomisiert und die Aussetzunqs-
quote von Jugendlichen und Heranwachsenden miteinander ver-
glichen. Abb. 6 zeigt, daß die Aussetzungsquote der jüngeren 
Probanden sogar geringfügig unter der der übrigen liegt. Nimmt 
man jedoch eine weitere Differenzierung vor und vergleicht die 
Probanden, die im Tatzeitpunkt das 16. Lebensjahr noch nicht 
voll endet hatten, mit den unter l 8j ähri gen und den übrigen 
Probanden, so ergibt sich ein überraschendes Bild. Wie Abb. 7 
zeigt, weisen die jüngsten Probanden die weitaus niedrigste 
Aussetzungsquote auf. Allerdings ist hier zu berücksichtigen, 
daß die Zahl der sehr junqen Probanden mit N = 18 relativ 
gering ist. Um zu überprüfen, ob die unterschiedliche Ausset-
zungspraxis auf eine andere Sozialstruktur der Probanden zu-
rückzuführen ist, wurden deren sozialisations- und leqalbio-
graphische Daten mit denen der übrigen Probanden verglichen. 
Nur in wenigen Punkten 1 äßt sich ein deutlicher Unterschied 
erkennen (vgl. Abb. 8). 
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Abb. 7: Richterliche Entscheidung über eine unmittelbare Straf-
aussetzung zur Bewährung/ Alter im Tatzeitpunkt II 
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Aufgrund der sehr geringen Anzahl von Probanden sind die Ergeb-
nisse zurückhaltend zu beurteilen; die Unterschiede im Hin-
blick auf die Familiengröße, die Vorstrafenbelastung der Ge-
schwister und der wesentlich höhere Anteil an Sonderschülern 
könnte jedoch als Hinweis gedeutet werden, daß die betreffen-
den jungen Probanden häufiger aus einem unterprivilegierten 
Milieu stammen. Außerdem sind die jüngeren Probanden wesent-
lich häufiger bereits vor ihrem 14. Lebensjahr durch delinquen-
tes Verhalten aufgefallen, 
diese Altersgruppe noch als 

und zwar we9en Delikten, die 
untypisch gelten können und 

nicht unerhebliches Maß an krimineller Energie erfordern. 

für 
ein 

Bei der Frage nach dem Einfluß des Delikts auf die jugendrich-
terliche Entscheidung weisen diejenigen Probanden, die wegen 
eines Verbrechens im Sinne des § 12 StGB verurteilt wurden, 
eine wesentlich niedrigere Aussetzungsquote auf als die übri-
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Abb. 8: Unterschiede in der Zusammensetzung der Gruppe der unter 
16-Jährigen und der übrigen Probanden 
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Abb. 9: Richterliche Entscheidung über eine unmittelbare Strafaus-
setzung zur Bewährung/ Deliktart und Häufigkeit der Begehung 

Aussetzungs-
quote in% 
1D0 Gewältdelikt 

einmal 

90 

80 

70 
60 

90 
40 
30 
20 

10 

mehr-~ 

bezogen 
auf N= 

fach -
40.0 

10 

Kendall 's Tau= 

48.1 

52 

BTMG-Delikt Eigentums-/Ver-
mögensdelikt 

mehr-
~c~einmal 

mehr-
fach . -einmal -

58.8 55.6 71.0 69.8 

51 9 107 43 

0.20 

gen Probanden. Die niedrigste Aussetzungsquote weisen dabei 
die Gewalttäter auf, während Probanden, die wegen eines Eigen-
tums- oder Vermögensdeliktes verurteilt wurden, überdurch-
schnittlich häufig eine Strafaussetzung zur Bewährung erhiel-
ten. Zwischen diesen beiden Gruppen 1 iegen die Rauschgifttä-
ter, deren Aussetzungsquote geringfügig unter dem Durchschnitt 
aller Probanden liegt (vgl. Abb. 9). 

Hinsichtlich der Legalbiographie wurde von der Annahme ausge-
gangen, daß sieh negative Auffäl 1 i gkei te-n in hohem Maße pro-
gnostisch ungünstig auswirken. Auf die hohe prognostische Aus-
sagekraft der Vorstrafenbelastung weisen auch zahlreiche Unter-
suchungen hin 30 Aber in der vorliegenden Untersuchung erwie-
sen sich weniger die Vorstrafenbelastung als solche, als viel-
mehr die Art der Vorstrafe von Bedeutung. Eine mögliche Erklä-
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Abb. 10: Richterliche Entscheidung über eine unmittelbare Straf-
aussetzung zur Bewährung/ vorangegangene Jugendstrafen 

Aussetzungs-
quote in% 
100 -

90 -
80 -

70 -

60 -

50 -

40 -

30 -

20 -

10 -

bezogen 
auf N= 

nei n/kA -
ja -

41.0 72.8 

100 195 

Kendall's Tau= 0.31 

rung für dieses erwartungswidrige Ergebnis könnte darin lie-
gen, daß die Sankti onsmuster der Jugendrichter einem Stufen-
model 1 gleichen, in dem eine Jugendstrafe ohne Bewährung erst 
dann verhängt wird, wenn sich andere Reaktionsmöglichkeiten 
nach dem JGG als nicht wirksam erwiesen haben. Für diese 
Annahme spricht, daß der größte Tei 1 der zu einer Jugendstrafe 
verurtei 1 ten Probanden ( 235 = 80 % ) bereits vorbestraft waren. 
Abb. 10 zeigt, daß die in dieser Hinsicht höher belasteten 
Jugendlichen eine Aussetzungsquote aufweisen, die um 30 Pro-
zentpunkte unter der der übrigen lag. Damit erweist sich die 
Variable "Vorstrafenbelastung" als bislang stärkster Prädiktor 
für die jugendrichterliche Entscheidung einer unmittelbaren 
Strafaussetzung zur Bewährung 3oa. 

Das bisherige Ergebnis der bivariaten Analyse zeigt, daß nur 
wenige Merkmale deutlich mit der Aussetzungsentscheidung asso-
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Abb. 11: Belastungsindex I: 

Aussetzungs-
quote in% 

100 
90 
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Merkmalen, die nach der bivariaten Analyse 
als prädiktorisch geeignet erscheinen 

5 -

59.0 

39 

0.39 

6 

65.7 

35 
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H!. 
42.3 21.6 

.... 
26 37 

Belastungs-
index 

zi i ert werden können. Um zu überprüfen, ob die bislang ermi t-
telten negativen Merkmale aus der Sozialisations- oder Legal-
biographie sich kumulativ zu Fehlanpassungssyndromen verdich-
ten und derart die Aussetzungsentscheidung der Jugendrichter 
beeinflussen, wurde ein Belastungsindex gebildet (vgl. Abb. 
11), in den alle Merkmale aufgenommen wurden, die mit der 
abhängigen Variablen assoziiert werden konnten. Danach sinkt 
die Aussetzungsquote deutlich mit wachsender Belastungszahl 
(Kendall 's Tau = 0.39), und zwar von 83,6 % bei den Probanden, 
die nicht mehr als zwei negative Merkmale aufweisen, auf 
21,6 % bei den Probanden, die eine Belastungsziffer von 8 oder 
mehr aufweisen. 
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Bivariate Untersuchungsmethoden, wie die bisher in dieser Un-
tersuchung durchgeführte, erlauben nur eine Aussage darüber, 
ob überhaupt eine Beziehung zwischen zwei Variablen besteht. 
Sie erlauben dagegen keine Aussage darüber, inwieweit der 
beobachtete Zusammenhang auf Interkorrelationen mit anderen 
unabhängigen Variablen zurückgeht. Um solche "Scheinkorrela-
tionen" zu vermeiden, war es erforderlich, die anderen unab-
hängigen Variablen rechnerisch zu kontrollieren. Eben dies 
leistete die multiple Regressionsanalyse, die im wesentlichen 
die Aussagen der bisherigen Untersuchung bestätiqte. Auffal-
lend ist, daß bei gleichzeitiger statistischer Kontrolle aller 
unabhängigen Variablen nur noch bei 6 Merkmalen ein Zusammen-
hang mit der abhängigen Variablen beobachtet werden konnte 
(vgl. Tab. 2). Als aussagekräftigster Prädiktor erwies sich, 
wie schon in der bivariaten Analyse, eine vorhergegangene 
Jugendstrafe. Daneben konnte insbesondere ein Zusammenhang zwi-
schen negativen Auffälligkeiten im schulischen Bereich, akten-
kundigem Drogenkonsum und der Begehung eines Gewaltdelikts 
einerseits und der Aussetzungsentscheidung andererseits beob-
achtet werden. Der Zusammenhang zwischen Drogenkonsum und rich-
terlicher Entscheidung war in der bivariaten Analyse offenbar 
verdeckt worden, erwies sich in der Regressionsanalyse aber 
als zweitstärkster Prädiktor, gemeinsam mit der Variablen "Ver-
urteilung wegen eines Gewaltdelikts". 

Tab. 2: Ergebnisse der Regressionsanalyse (Strafaussetzung zur 
Bewährung)* 

Prädiktor Rang Beta 

Begehung eines Gewaltdeliktes 2 0,18 
Gerichtsort Freiburg 4 0,17 
Schulabgänger ohne qualifizierten Abschluß 5 0,16 
Drogenkonsum 2 0,18 
vorhergegangene Jugendstrafen 1 0,28 
unregelmäßiger Schulbesuch 6 0,12 

R2 
= 0.22 

M bezogen auf N 295 
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Abb. 12: Belastungsindex II: Richterliche Entscheidung über eine 
unmittelbare Strafaussetzung zur Be-
währung unter Verwendung der in der 
Regressionsanalyse ermittelten Prä-
diktoren 
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Außerdem bestätigt die Regressionsanalyse die unterschiedliche 
Gerichtspraxis in Freiburg. Das Ergebnis der bivariaten Ana-
lyse ist mithin nicht auf eine unterschiedliche Sozial- oder 
Deliktstruktur der einzelnen Teilpopulationen in den verschie-
denen Anstalten zurückzuführen, sondern beruht in der Tat auf 
einem unterschiedlichen Sanktionsstil der Freiburqer Juqend-
richter. Zur Überprüfung dieser Erqebnisse wurden die negati-
ven Merkmale, wie bereits bei der bivariaten Analyse in einem 
Belastungsindex zusammengefaßt und mit 'der abhänqigen Va-
riablen kreuztabelliert (vgl. Abb. 12). Die in der multi-
variaten Analyse ermittelten Prognosefaktoren erwiesen sich 
als noch aussagekräftiger als die oben überprüften Faktoren. 
Das Ergebnis stützte die Annahme, daß die Chance der Proban-
den, eine Strafaussetzung zur Bewährung zu erhalten, in einem 
ungekehrt proportionalen Verhältnis steht zu der Anzahl der 
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aktenkundig negativen Merkmale in ihrer Sozialisations- oder 
Legalbiographie. 

6. Fälle mit erwartungswidrigem Erqebnis 

Oie Ergebnisse der beiden Belastungsindices erweisen sich ins-
gesamt als durchaus konsistent. Es stellt sich jedoch die 
Frage, worauf die, wenn auch zahlenmäßig geringen, den Erwar-
tungen widersprechenden richterlichen Entscheidungen beruhen. 
Von insgesamt 41 Probanden, die in Index II keinen Belastungs-
punkt erhielten, wurden nur 2 zu einer Jugendstrafe ohne Be-
währung verurteilt, die i .S.d. § 21 JGG prognostisch positiv 
bewertet wurden, obwohl die mit den Belastungsziffern 8 bis 11 
der höchstbel asteten Gruppe zugerechnet werden müssen. Eine 
Antwort auf das Problem wurde von uns in den schriftlichen 
Urteilsbegründungen erwartet. Der vorgegebene Rahmen einer ju-
ristischen Dissertation machte es jedoch nicht möglich, alle 
zur Verfügung stehenden Urtei 1 e zu analysieren, und auch auf 
die Darstellung der wenigen untersuchten Extremfälle muß hier 
verzichtet werden. Es sollen lediglich die Ergebnisse der 
qualitativen Analyse betrachtet werden, denen eine in bezug 
auf die bisher mitgeteilten Resultate ergänzende und verdeut-
lichende Funktion zukommt. 

Bei Betrachtung derjenigen Fälle, bei denen trotz niedriger 
Belastungsziffer eine Jugendstrafe nicht zur Bewährung ausge-
setzt wurde, zeigt sich zunächst einmal eine größere negative 
Auffälligkeit als bei den übrigen Probanden. Die Lebensläufe 
der Angeklagten weisen eine Reihe von Gemeinsamkeiten auf: 

Alle diese Probanden wurden zu einer Jugendstrafe ohne Bewäh-
rung verurteilt, obwohl ihre Sozial- und Legalbiographie sie 
als relativ niedrig belastet auswies. Die Untersuchung zeigt 
aber, daß das Leben all dieser Probanden sich bis hin zum 
Zeitpunkt der Verhaftung dadurch auszeichnete, daß sie sich in 
bestimmten Lebensbereichen bewußt verweigerten und deutlich 
zum Ausdruck brachten, daß sie bestimmte gesellschaftliche 
Leistungs- und Verhaltensanforderungen zu erfüllen nicht be-
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reit waren. Die Ergebnisse deuten darauf hin, daß in starkem 
Maße die Lebensführung dieser Probanden, ihre offensichtliche 
Nichtanpassung, fehl ende Lei stung,sberei tschaft und ständige 
und bewußte Nichtachtung strafr~chtr<i,fher, N~men in bestimmten 
Lebensbereichen sanktioniert wurden. 

Die Formulierungen der Urteilsbegründungen verdeutlichen denn 
auch, daß in den analysierten Fällen offenbar die Einstellun-

sie sich aus der Sicht der Jugend-gen der Probanden, so wie 
richter darstellten, von größerer Bedeutung für die Ausset-

als sozialisations- oder legalbiogra-zungsentscheidung 
phische Daten. 

waren 

Auf der anderen Seite war die Bereitschaft der Jugendrichter 
zu erkennen, dem Angeklagten auch bei Vorliegen einer Vielzahl 
von prognostisch ungünstigen Faktoren und gleichzeitiger Ein-
bindung in ein delinquentes Milieu, dennoch eine Chance zur 
Bewährung zu geben, wenn sein Verhalten den Schluß des Willens 
zu einer Abkehr von seinem bisherigen Verhalten zuließ oder 
eine deutliche Zäsur, wie z.B. Heirat oder Aufnahme eines 
Lehr- bzw. Arbeitsverhältnisses eingetreten war. 

7. Die Strafbemessung 

Nach den Vorstellungen, die dem JGG zugrunde liegen, besteht 
i nnerha 1 b des jugendri chterl ichen Entscheidungsprozesses eine 
Trennung zwischen der Strafbemessung und der Frage einer Straf-
aussetzung zur Bewährung. Eine enge Verzahnung beider Aspekte 
ist dennoch nicht zu verkennen, denn der Jugendrichter kann 
gemäß§ 21 JGG im Regelfall nur eine Juqendstrafe bis zu einem 
Jahr zur Bewährung aussetzen. Darüber hinaus verlangen die 
Entscheidungen sowohl über die Verhängung wie über die Bemes-
sung der Jugendstrafe prognostische Erwägungen des zukünftigen 
Legal verhaltens des Angeklagten. Deswegen wurde im Rahmen der 
vorliegenden Untersuchung von der Annahme ausgeoanqen, daß 
negative Auffälligkeiten im Bereich der Sozialisations- und 
Legal biographie der Probanden sich auch auf die Entscheidung 
über die Strafbemessung negativ auswirken. 
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statistisch bedeutsame Unterschiede in bezug auf den Bereich 
der familialen Sozialisation ergeben sich hier nur bei den 
Merkmalen "Unvollständigkeit der Herkunftsfamilie durch Tod 
eines Elternteils" und "Heimaufenthalte", wobei die erstgenann-
te Variable stärker mit der Strafbemessung und die andere mehr 
mit der Aussetzungsentscheidung assoziiert werden kann. Auffal-
lend sind Unterschiede vor allem bei den Merkmalen aus dem 
schulischen Bereich. Die Ergebnisse deuten darauf hin, daß 
negative Auffälligkeiten keinen Zusammenhang mit der Straf-
bemessung aufweisen, für die Strafaussetzung aber von Bedeu-
tung sind. In diesem Bereich sind die Kriterien für die Ent-
scheidung über die Strafbemessung bzw. Strafaussetzuno offen-
bar nicht deckungsgleich. Im beruflichen Bereich konnte ein 
Zusammenhang ausC1ewi esen werden ( VC1l. Abb. 13 l, und zwar so-
wohl hinsichtlich der Variablen "LänC1er andauernde Arbeits-
losigkeit", "Schulabgänge ohne qualifizierenden Abschluß" als 
auch, wenngleich schwächer, mit einem "Wechsel der Arbeits-
stelle". Ein Zusammenhang zwischen Strafbemessung und Vorstra-
fenbelastung konnte nicht beobachtet werden. Die Variable "Vor-
angegangene Jugendstrafe" korreliert hingegen in beiden Analy-
sen mit der richterlichen Entscheidung und zeigt die höchsten 
diskriminativen Werte auf. Sie ist bei der Strafbemessung 
allerdings geringfügig schwächer ausgeprägt als bei der Straf-
aussetzung (Kendall's Tau= 0.24 gegenüber 0.31). 

Schließlich weisen die Probanden, die wegen eines Deliktes 
verurteilt wurden, das nach dem StGB als Verbrechen einzustu-
fen ist, einen um 20 Prozentpunkte höheren Anteil an Jugend-
strafen von mehr als l Jahr auf als die übrigen Probanden. Das 
Merkmal "Begehung eines Gewaltdelikts" konnte ebenfalls mit 
der Entscheidung über die Länge einer Jugendstrafe assoziiert 
werden (vgl. Abb. 13). 

In der 
gangene 
(vgl. 

ReC1ressionsanalyse erwies sich die Variable "Vorange-
Vorstrafen" wiederum als aussagekräftiostes Merkmal 

Tab. 3), und im Bereich der familialen Sozialisation 
konnte eine Beziehung zwischen der Variablen "Tod eines Eltern-

teils" und der Strafbemessung beobachtet werden. 
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Abb. 13~ Strafbemessung in Abhängigkeit von Merkmalen aus der 
Sozialisations- und Legalbiographie der Probanden 

Anteil der Jugendstrafen von mehr als 
einem Jahr in% 

Variablenname 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 N 

Heimaufenthalt(e) 44.3 1 33 
-.A<: A 88 

schlechtes Verhält-
nis ZU Eltern/HEP 39.8 1 64 
nach 10.Lebensjahr -4~. 57 

Tod (mindestens) ei- 59.0 1 23 nes Elternteils 
-111 98 

Schulabgänger ohne 
qualifizierten Ab- 46.9 1 46 
schluß 42. 75 

unregelmäßiger 47.5 1 38 Schulbesuch 42.3 83 

(mindestens) eine 43.4 1 
46 

Klasse wiederholt r---44. 75 

"zweifelhafte" Ein- 53 .3 1 49 
kommensque 11 en 39.1 72 

694 

Kendall 's 
Tau 

-0.05 

-0.10 

0.12 

0.05 

0.05 

-0.01 

0.13 



Abb. 13 (Fortsetzung): 
Anteil der Jugendstrafen von mehr als 
einem Jahr in% 

Variablenname 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 N 

länger als 3 Monate 50.4 1 61 
arbeitslos -38. 60 

Wechsel der Arbeits- 47.4 1 92 
stelle =35.4===:l 29 

Freunde mit Vor- 52.2 1 47 
strafen -39. 74 

Delikt-Verbrechen 58.6 1 41 
iSd § 12 StGB l:::==:1R R 80 

Gewa ltde 1 i kt 60.0 1 36 
,Q 85 

vorangegangene 60.0 1 57 
Jugendstrafen ===3 5. 4 =:J 64 

Im Tatzeitpunkt be-
reits Heranwachsen- 46.0 1 93 
der =-:i-:iQ~ 22 

Merkmal liegt vor 

0 Merkmal liegt nicht vor/kA 

Kenda 11 's 
Tau 

0.12 

0.11 

0.12 

0.17 

0.17 

0.24 

0.11 
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Tab. 3: Ergebnis der Regressionsanalyse (Strafbemessung) 

Variablenname Rang Beta 

Deliktsschwere 3 0,22 
Drogenkonsum 5 0,10 
Gerichtsort Freiburg 2 0,25 
verangegangene Jugendstrafen 1 0,26 
unvollständige Herkunftsfamilie 
durch Tod eines Elternteils 4 0,14 

R2 = 0.19 
M bezogen auf N 276 Probanden 

Anders als bei der Strafaussetzung zur Bewährunq weisen die 
Ergebnisse der Regressionsanalyse nicht darauf hin, daß sich 
die Begehunq eines Gewaltdelikts neqativ auf die Strafbemes-
sung auswirkt. Im Gegensatz dazu erwies sich aber die Delikt-
schwere als der nach dem Merkmal "Voranciegangene Juoendstra-
fen" und auch der Gerichtsortvariablen - Probanden aus Frei-
burg wurden wesentlich seltener zu einer Jugendstrafe von mehr 
als Jahr verurteilt - bedeutendste Prädiktor. Die iiber-
prüfung durch einen Belastungsindex (vgl. Abb. 14) ergab auch 
bei der Frage nach der Strafbemessung, daß die Wahrscheinlich-
keit, zu einer Jugendstrafe von mehr als 1 Jahr verurtei 1 t zu 
werden, mit der Größe der Belastungsziffer wächst. 

8. Die jugendrichterliche Entscheidung in Fällen des § 21 
Abs. 2 JGG 

Ist der Jugendliche oder Heranwachsende zu einer bestimmten 
Jugendstrafe verurteilt worden, besteht grundsätzlich die Mög-
lichkeit der Strafaussetzung zur Bewährung gemäß §§ 21 ff. 
JGG. Die Strafaussetzung zur Bewährung soll grundsätzl i eh nur 
dann erfolgen, wenn der Delinquent zu einer bestimmten Strafe 
bis zu einem Jahr, ausnahmsweise auch zu einer bestimmten 
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Abb. 14: Belastungsindex III: 
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Jugendstrafe bis zu 2 Jahren, wenn besondere Umstände in der 
Tat und in der Persönlichkeit des Täters vorliegen (§ 21 
l\bs. 1, 2 JGG), verurteilt wurde. Eine weitere Voraussetzung 
ist eine günstige Sozialprognose. Im Gesetz werden dazu bei-
spielhaft einige Faktoren genannt, die bei der Erstellung der 
Prognose zu beachten sind. 

Besonders ins Gewicht fallen dabei günstige Veränderungen der 
Lebensumstände nach der Tat, z.B. der Eintritt in ein Lehr-
oder l\rbeitsverhältnis, die Aufgabe schlechten Umgangs, Heirat 
etc. Für den Jugendrichter ergibt sich daraus in besonderer 
Weise die Aufgabe, sich mit der Persönlichkeit des Jugendli-
chen und dem Stellenwert der Tat in dessen Lebenslauf auseinan-
derzusetzen. 
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Es wurde erwartet, daß Merkmale aus der Sozialisations- und 
Legalbiographie der Probanden innerhalb dieser Teilpopula-
tion30 eine größere Trennschärfe im Hinblick auf das Kriterium 
Strafaussetzung zur Bewährung aufweisen würden, als dies in 
der oben dargestellten Analyse der Fall war. 

Tab. 4: Zum Einfluß sozialisations- und legalbiographischer 
Merkmale auf die jugendri chterl iche Entscheidung bei 
Probanden, die zu einer aussetzungsfähigen Jugendstra-
fe von mehr als einem Jahr verurteilt wurden 
- Ergebnisse der Regressionsanalyse* -

Merkmalsbezeichnung 

Im Tatzeitpunkt älter als 15 Jahre 
Trennung der Eltern 
"ungeordnete Wohnverhältnisse" 
Begehung eines Gewaltdelikts 
unregelmäßiger Schulbesuch 
schlechte Schulleistungen 
Wiederholung einer Klasse 
Abbruch einer Lehre 
keine "feste" Freundin 
Freunde mit Vorstrafen 
regelmäßiger hoher Alkoholkonsum 
Drogenkonsum 
"zweifelhafte Einkommensquellen" 
Delinquenz vor Strafmündigkeit 
verangegangene Jugendstrafen 
Verlust des Arbeitsplatzes infolge 
Inhaftierung 

R2 = 0.46 
* bezogen auf N 90 Probanden 

Rang 

1 
1 

13 
6 
7 

15 
10 
16 

3 
13 

8 
4 
9 

10 
4 

12 

Beta 

-0.34 
0.34 

-0. 12 
0.25 
0.22 

-0 .11 
0.15 
0 .10 
0.32 
0.12 

-0.20 
0.27 
0.19 

-0.15 
0.27 

-0.14 

In der bivariaten Analyse korrelieren insbesondere die Merk-
male "Trennung der Eltern", "Schulabgänoer ohne qualifizierten 
Schulabschluß", "Unregelmäßiger Schulbesuch", "Freunde mit Vor-
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strafen" und "Vorangegangene Jugendstrafen" hoch mit der ju-
gendrichterl ichen Entscheidung über eine Strafaussetzung zur 
Bewährung. Darüber hinaus 
daß sich in diesen Fällen 

weisen die Ergebnisse darauf hin, 
die Information, der Proband habe 

eine feste Freundin, positiv auf die Aussetzungsentscheidung 
auswirkt. Es bestätigte sich die Beobachtung, daß sehr junge 
Angeklagte, die zu einer Jugendstrafe verurteilt werden, sel-
tener eine Strafaussetzung zur Bewährung erhalten als die 
anderen Probanden. Das Merkmal "Vorangegangene Jugendstrafe" 
weist hier nicht den aussagekräftigsten Zusammenhang mit der 
unabhängigen Variablen auf. 

Die Ergebnisse der Regressionsanalyse zeigten ein anderes Bild 
(vgl. Tab. 4). Hier nahm die Variable "Unregelmäßiger Schulbe-
such" nur den 7. Rangplatz ein. Im Gegensatz dazu konnte der 
oben beschriebene Zusammenhang mit dem Alter der Probanden 
bestätigt werden. Gemeinsam mit dem Merkmal "Trennung der 
Eltern" kommt dieser Variablen die größte Aussagekraft zu. 
Außerdem wurde die Annahme eines starken Zusammenhangs zwi-
schen der Beziehung zu einer festen Freundin und der jugend-
richterl ichen Entscheidung bestätigt {Rang 3). 

Auffallend ist die geringere prädiktorische Eignung des Merk-
mals "Vorangegangene Jugendstrafen" im Rahmen der Regressions-
analyse, das - gemeinsam mit der Variablen "Drogenkonsum" -
nur den 4. Rang einnimmt. 

Insgesamt erweist sich für die Untergruppe der zu einer Jugend-
strafe im Sinne des § 21 Abs. 2 JGG Verurteilten eine größere 
Anzahl von Merkmalen aus der Sozialisations- und Lecialbiogra-
phie der Probanden als prädiktorisch geeignet, als dies in den 
oben durchgeführten Analysen der Fall war. Die besondere Bedeu-
tung legalbiographischer Daten konnte für diesen Bereich nicht 
bestätigt werden. Die Ergebnisse der Regressionsanalyse deuten 
vielme~r darauf hin, daß eine Vielzahl von Faktoren die jugend-
richterliche Entscheidung über eine Strafaussetzung zur Bewäh-
rung beeinflussen. 
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9. Zusammenfassung und Schlußfolgerung 

Gegenstand der Untersuchung sind die Sanktionsmuster des ju-
gendstrafrechtl ichen Verfahrens und die Frage nach den zusam-
menhängen zwischen sozialisations- und legalbiographischen 
Merkmalen der Angeklagten und der jugendrichterlichen Entschei-
dung über Sankti onsauswahl, Strafbemessung und Strafaussetzung 
zur Bewährung. 

Grundlage dieser Arbeit waren Daten, die im Zusammenhang mit 
dem Behandlungsforschungsprojekt am Max-Plack-Institut für aus-
ländisches und internationales Strafrecht in Freiburg erhoben 
worden waren 30 b. 

Es wurden eine bivariate und eine multivariate (Regressions-) 
Analyse durchgeführt; ergänzend wurden die Ergebnisse der 
Analyse einiger Fälle mit erwartungswidrigen Resultaten dar-
gestellt und schließlich wurde untersucht, ob sich die glei-
chen Merkmale bei Probanden, die im Sinne des§ 21 Abs. 2 JGG 
verurteilt wurden, als diskriminativ erweisen wüiden. 

Die Ergebnisse der Untersuchung weisen darauf hin, daß die 
jugendrichterl iche Entscheidungspraxis maßgeblich von solchen 
Faktoren bestimmt wird, die in den stati sti sehen Prognosever-
fahren Anwendung finden. Allerdings überwieqt eindeutig die 
Bedeutung legalbiographischer Daten. Merkmale aus dem Bereich 
der familialen Sozialisation, die vielfach das Kernstück der 
auf der Grundlage sozialisations- und kontrolltheoretischer 
Annahmen und Konzepte entwickelten statistischen Methoden bil-
den, sind offenbar nur für eine Extremgruppe - Probanden, die 
zu einer Jugendstrafe im Sinne des § 21 Abs. 2 JGG verurteilt 
werden - von Bedeutung. 

Im Leistungsbereich erwiesen sich Merkmale aus dem Schulbe-
reich als entscheidungsrelevanter als solche aus dem Berufs-
bereich. Die Ergebnisse der statistischen Analyse deuten wei-
terhin darauf hin, daß im Leistungsbereich neben den Merkmalen 
der Unterqualifikation insbesondere die Einstellung der Ange-
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klagten zu Leistunqsnormen und ihre Bereitschaft zur Inteqra-
tion berücksichtigt werden. Selbst erheblich vorbestrafte Ange-
klagte können damit rechnen, prognostisch qünstig einqestuft 
zu werden, wenn es ihnen gelingt, das Gericht davon zu überzeu-
gen, daß sie ihren bisherigen Lebenswandel aufzuqeben bereit 
sind. So scheint die Lebensführung des Probanden ein wesent-
liches Kriterium der Entscheidungsfindung zu sein, wobei posi-
tive Veränderungen durchaus berücksichtigt werden. 

Auffallend war, daß gerade die sehr jungen (14- bis 15jähri-
gen) Probanden (N = 18) eine weit unterdurchschnittliche Aus-
setzung squote aufwiesen. Die vorliegenden Daten sprechen da-
für, daß nur ausnahmsweise eine Jugendstrafe gegen Angeklagte 
unter 16 Jahren verhängt wird, daß aber in diesen Fällen die 
tatsächliche Durchführung einer umfassenden Gesamterziehung 
überdurchschnittlich häufig für notwendig erachtet wird. 

Schließlich bestätigte die multivariate Analyse, daß das soge-
nannte "Freiburger Modell" zu einer Gerichtspraxis geführt 
hat, die ambulante Reaktionsformen dem Vollzug einer Jugend-
strafe vorzieht, ohne daß dies auf eine unterschiedliche Zusam-
mensetzung der einzelnen Teilpopulationen zurückzuführen wäre. 

Insgesamt erwies sich das Merkmal "Voranqeqangene Jugendstra-
fen" als der weitaus aussagekräftigste Prädiktor, und es konn-
te nachgewiesen werden, daß mit wachsender Belastungspunktzahl 
die Wahrscheinlichkeit, eine Strafaussetzung zur Bewährung zu 
erhalten, sinkt. 

In der kriminologischen Literatur wird zu Recht die Frage 
aufgeworfen, ob sich eine Sozialprognose auf eine Extrapola-
tion von aktenkundigen Belastungsmerkmalen in den Sozialisa-
tions- und Legalbiographien der Probanden beschränken kann 31 . 
Die bloße Anknüpfung an solche negativen Auffälligkeiten birgt 
in der Tat die Gefahr der Stigmatisierung bestimmter benach-
teiligter Gruppen in sich. Neuere Untersuchungen haben Hinwei-
se darauf erbracht, daß selbst als gesichert geltende Zusammen-
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hänge zwischen bestimmten sozial- oder leqalbioqraphischen 
Daten und der Widerrufsgefährdung von der Auspräqunq einer 
erst zu einem späteren Zeitpunkt aufgetretenen Moderatorvaria-
blen abhängig sein können. 

So zeigte sich z.B., daß die Legalbewährung von Vorbestraften 
in hohem Maße abhängig ist von den Integrationsbedin9ungen 
während der Bewährungszeit 32 Gerade die erstgenannte Variable 
hat sich aber in dieser Untersuchung als besonders aussage-
kräftiger Prädi ktor des richterlichen Entscheidungsverhaltens 
erwiesen. Angesichts der Unzulänglichkeiten der bislang ent-
wickelten Prognosemethoden gebieten die Grundsätze der Verhält-
nismäßigkeit und der Rechtsstaatlichkeit den weiteren Ausbau 
ambulanter Sanktionsformen. Man wird deshalb der Ansicht 
Kaisers zustimmen müssen, wonach nicht zuletzt die gerinqere 
Eingriffsintensität sowie der Aspekt der Kostenersparnis eine 
weitere Ausdehnung der Strafaussetzung zur Bewährung als sinn-
voll, wenn nicht geboten erscheinen lassen 33 , wobei diese von 
verbesserten flankierenden Maßnahmen begleitet werden sollte. 
Die Diskussion um Strategien und Konzepte zur Vermeidun9 des 
stationären Vollzu9s hat in den letzten Jahren deutlich zuge-
nommen. In diesem Zusammenhang wird betont, daß das JGG den 
"Diversionsgedanken" teilweise implizit enthalte und vor allem 
die Strafrechtspraxis aufqefordert sei, "Ressourcen zur Umset-
zung des kreativen Potentials des Gesetzes selbst zur Verfü-
gung zu stellen• 34 .Dies bedeutet aber vor allem, daß die 
Integrationsbedingungen der Jugendlichen durch ein umfassen-
deres Sozialisationsangebot verbessert werden müssen 35 • Es ist 
nicht zuletzt Aufgabe der Jugendrichter, durch die Wahl geeig-
neter Sanktionen diesen Prozeß zu fördern ~nd zu lenken. 
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Kaufmann 1974, S. 898; Simonssohn 1975, 1976; Kaiser 1977, 
s. 184 ff. 

2 Das zunehmende Bedürfnis nach einer systematischen Reflek-
tion des richterlichen Entscheidungsverhaltens wurde qanz 
nachdrücklich durch die Themenwahl des 18. Deutschen Ju-
gendgerichtstages 1980 dokumentiert, der unter dem Motto 
"Die jugendrichterlichen Entscheidungen Anspruch und 
Wirklichkeit" stand; vgl. dazu auch den Einführungsvortrag 
von Jung 1981a, S. 18 ff.; ebenso Jung 1981. 

3 Vgl. dazu ausführlicher: Hermanns 1983, Kap. 2. 

4 Kaiser 1977, S. 123; Knoll 1978, S. 6. 

5 Nach Fenn { 1981) werden sol ehe Verfahren nur von 3 % bis 
5 % der Staatsanwälte angewandt. Vgl. a. den Beitrag von 
Fenn in diesem Band. 

6 Vgl. dazu Kerner 1980, S. 330. 

7 Kaiser 1980, S. 272; Fenn 1981. 

8 Sh. u. E. Glueck 1962, S. 129; eine ausführliche Darstel-
lung dieses Konzepts findet sich bei Göppinger 1980, S. 
76 ff. 

8a Vgl. ausführlich Kury 1982. 

9 Schwanenberg 1971, S. 199 f.; Otto 1982, S. 23 ff.; Hobbes 
1651, Kap. 17; zur Kritik an den sog. "strain theories" s. 
Hirschi 1969, S. 5 f. 

10 Bohle 1975, S. l u. S. 199; Nettler 1974, S. 307; Merton 
1951, S. 133 ff.; Cloward u. Ohlin 1960. 

11 Wilkins 1964, S. 36 f.; Sack 1978, S. 204 f., S. 212 f. 

12 Kaiser 1979, S. 59; Kury 1982. 

13 Schöch 1974, S. 296; Villmow u. Kaiser 1973, S. 107 ff.; 
Lerchenmüller 1986; vgl. dazu ausführlich Neidhardt 1970a, 
S. 115 ff. 

14 Auf eine ausführliche Darstellung der in diesem Zusammen-
hang verwendeten Faktoren muß an dieser Stelle verzichtet 
werden, da die einzelnen Merkmale in den Untersuchunqen 
sehr unterschiedliche Ausgestaltungen erfahren, vgl. dazu 
z.B. Schneider 1979; Schultz 1975. 

14a Vgl. die ausführliche Darstellung der Untersuchung in 
Hermanns 1983. 
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14b Vgl. den Beitrag von Kury in diesem Band; ausführlich Kury 
1986. 

1 5 Darin sind 11 F ä 11 e nach § 2 7 J GG e n t h a 1 t e n , so daß die 
Zahl der Jugendstrafen im eigentlichen Sinn 284 = 90,4 % 
aller Entscheidungen nach dem JGG (N = 314) beträgt; die 
Schuldsprüche gern. §§ 27 ff. JGG wurden in der Analyse 
behandelt wie Jugendstrafen, die gern. § 21 JGG zur Bewäh-
rung ausgesetzt werden. 

16 Steffen 1977, S. 92 f .; vgl. a. Dölling 1984. 

17 Kaiser 1976, S. 229; Kury 1986; s.a. den Beitrag von Kury 
in diesem Band. 

18 Vgl. dazu Kaiser 1976, S. 220; Kerner 1978, S. 562 ff.; 
Kreuzer 1978, S. 346 ff. 

19 Kerner 1978,S. 553 f. 

20 Quelle: Ausgewählte Zahlen für die Rechtspflegestatistik 
(Rechtspflege Reihe ll des Stat. Bundesamtes Wiesbaden 
1977, s. 43. 

21 Diese Anqabe bezieht sich auf die Probanden, die im Zeit-
P.Unkt der Einlieferung noch jünqer als 21 Jahre waren. 
Altere Probanden konnten aufqrund der Einteilunq der Al-
tersstufen in der Rechtspfl egestati sti k nicht in· den Ver-
gleich einbezogen werden. Allerdings ist der Anteil dieser 
Probanden und derjenigen, über deren Alter keine Angaben 
vorliegen, so klein, daß auch bei der Berücksichtiqung 
dieser Gruppe nur ganz geringfügige Verschiebungen festzu-
stellen sind: So liegt der Anteil der Jugendlichen an der 
gesamten Untersuchungsgruppe bei 24,2 %. 

22 Quelle: Strafvollzugsstatistik des Stat. Bundesamts Wies-
baden 1977, S. 16; die Angaben beziehen sich auf den 
1.1.1977. 

22a Vgl. etwa a. Kury 1980. 

23 Vgl. dazu i .E. Spieß 1982; s.a. den Beitrag von Spieß in 
diesem Band. 

24 3,3 % gegenüber 20,3 % bei der Gruppe mit Jugendstrafe. 

25 13,3 % gegenüber 28,8 % bei der Gruppe mit Jugendstrafe. 

26 Die beiden Angeklagten in Fall 2 wurden nicht qesondert 
gezählt. 

27 Den Einfluß der Kinderzahl auf das Lebensniveau von Fami-
lien hat Schumacher (1961) untersucht. Dabei zeiqte sich, 
daß der Index des Lebensstandards bei 4 und mehr Kindern 
nur noch bei 37 ,2 lag (0 Kinder = 100). Wenn auch diese 
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Zahlen aus dem Jahre 1955 infolge gestiegener Soziallei-
stungen nicht mehr ganz zutreffend sein dürften, so wird 
sich doch das Gesamtbild nicht entscheidend geändert ha-
ben. Vgl. dazu Neidhardt 1970, S. 49. 

28 Villmow u. Kaiser 1973, a.a.O.; vgl. a. Kury 1982; Lerchen-
müller 1986. 

29 Drewes 1977, S. 136; Kury 1979, S. 212 ff. 

30 Brunner 1981, Rz 10 zu§ 21. 

30a Vgl. a. den Beitrag von Spieß in diesem Band. 

30b Vgl. ausführlich Kury 1986. 

31 Spieß 1981. 

32 Spieß 1981, S. 306 f. 

33 So Kaiser 1980, S. 302. 

34 Kerner 1981, S. 719; s.a. Kury u. Lerchenmüller 1981. 

35 So auch Kaiser 1981, S. 123, der zu Recht darauf hin-
weist, daß auf der anderen Seite auch eine "Sensibilisie-
rung für die schutzwürdigen Belange des Anderen und des 
Rechts" erreicht werden müsse. 
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l. Einleitung 

Die dargestellte Untersuchung befaßt sich mit der Prognose-
stellung von Jugendrichtern und Jugendstaatsanwälten. Diese 
Fragestellung begründet sich vor dem Hintergrund des gegenwär-
tigen Standes der Prognoseforschung, die, dem ersten Anschein 
nach, ein paradoxes Verhältnis zur Strafrechtswissenschaft of-
fenbart. Hat die Prognoseforschung innerhalb der Krimi nol oqi e 
ihre ehemals herausragende Stellung eingebüßt - hierin teilt 
sie das Schicksal des "ätiologischen Paradigmas• 1 bzw. der nur 
täterorientierten Analyse 2 -, so hat die Bedeutung dieses kri-
mi nol ogi sehen Forschungsbereichs für das Strafrecht zugenom-
men3. 

Obwohl bereits die frühen Arbeiten zur Prognoseforschung sich 
mit dem Entscheidungsverhalten der strafrechtlichen Kontroll-
instanzen kritisch auseinandersetzten 4 , hat die Prognosefor-
schung bis heute jedoch kaum Auswirkungen auf das Entschei -
dungsverhalten von Richtern, Staatsanwälten oder Strafvoll-
zugsbeamten gehabt 5 . Allein mit der mangelnden Treffsicherheit 
bisheriger Prognoseinstrumente läßt sich die offensichtliche 
Diskrepanz zwischen deren Bedeutung aufgrund der gesetzlichen 
Normierungen vor allem des JGG einerseits und deren Verwendung 
in der jugendstrafrechtlichen Praxis andererseits jedoch nur 
schwerlich erklären. 

Die oft postulierte Forderung nach einer kriminologischen Ana-
lyse der Strafzumessung 6 läßt sich nicht einlösen, solange 
nicht in einem integrativen Ansatz das Prognoseproblem von 
sozialwissenschaftlicher und normativer Seite anoeqanqen wird. 
Dieser Ansatz knüpft an eine Tradition an, in der die Prognose-
forschung noch enger mit der Theorie und der Empirie des straf-
rechtlichen Entscheidungsverhaltens verknüpft war. Zentrales 
Anliegen der Prognoseforschung war und ist, den Verfahrensbe-
teil igten prognostische Informationen zur Verfügung zu stel-
len. Soweit sich jedoch die Proqnoseforschunq - wie es bisher 
überwiegend der Fall war - auf selektiv verzerrte Auffällig-
keitssyndrome von Straffälligen beschränkt, die Umsetzung die-
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ser Informationen in die Praxis und die Entscheidungskriterien 
und deren empirisch-kriminologische Relevanz nicht selbst zum 
Gegenstand der Forschung macht, besteht weiterhin die Gefahr, 
daß in einem bedenklichen Zirkelschluß in die Procrnoseinstru-
mente nur diejenigen Faktoren aufgenommen werden, die das 
Entscheidungshandeln der Kontrollinstanzen bestimmen, jedoch 
nicht als hiervon unabhängige, rückfallbegünstiqende Faktoren 
zu betrachten sind 7 . Es ist auffallend, daß die in der Progno-
seforschung eruierten Tätermerkmale nicht auch als Folgewir-
kung der Sanktionsentscheidungen selbst betrachtet werden, ob-
wohl die Beurteilungen der strafrechtlichen Kontrollinstanzen 
und die darauf gestützten justitiellen Entscheidungen vermut-
lich in einem hohen Maße die zu prognostizierende Legalentwick-
lung der Straffälligen beeinflussen 8 • 

Da in die nach dem Jugendstrafrecht getroffenen Entscheidungen 
zumindest implizit prognostische Überlegungen eingehen, wird 
von verschiedenen Seiten an die Prognoseforschung auch der 
verständliche Anspruch gestellt, den Interventions- und Behand-
lungsaspekt stärker zu betonen und anstatt eines retrospektiv 
auf die kriminelle Entwicklung und auf Tätermerkmale orientier-
ten Modells eines der wahrscheinlichen Weiterentwicklunq in 
der Zukunft aufzunehmen, in dem u.a. die Auswirkunqen der zu 
ergreifenden ambulanten oder stationären Maßnahmen mitberück-
sichtigt werden. Aus diesem Grunde ist für die Proqnose des 
Legalverhaltens eine Dichotomisieruna in rückfällig/nicht rück-
fä~lig zu undifferenziert 9, es müßt~n vielmehr An~ahl, Schwere 
und Sequenz des kriminellen Verhaltens mitberücksichtigt wer-
den. 

Die Dunkelfeldforschung, welche die bisher genannten Gesichts-
punkte hätte ausgleichen können, hat bislana keine progno-
stisch bedeutsamen Informationen geliefert lO - Die zukünftige 
Prognoseforschung sollte aus diesen Erwägungen nicht nur die 
unentdeckte Kriminalität als Kriteri umsvari abl e berücksi chti -
gen, sondern auch einen theoretischen Bezugsrahmen entwickeln, 
nach dem sie ihre Prognosefaktoren auswählt. Ein derartiger 
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Bezugsrahmen muß sich, was trivial klingen maq, zur Voraussage 
individuellen kriminellen Verhaltens eignen, und zwar vor al-
lem der länger andauernden Rückfallkriminalität 11 • Weiterhin 
muß ein solcher theoretischer Bezugsrahmen zur Ableitung über-
dauernder Merkmale der kriminellen Persönlichkeit geeignet 
sein 12 , wobei Wege und Möglichkeiten gefunden werden müßten, 
instanzenproduzierte Effekte auszuschalten 13 • 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich, daß eine dem 
heutigen theoretischen Erkenntnisstand der Kriminologie ent-
sprechende Prognoseforschung an Forschungsaufwand, Design und 
methodischer Raffinesse ungleich komplexer konzipiert werden 
muß, als dies in den bisherigen Arbeiten - hauptsächlich im 
Rahmen juristischer Dissertationen - geschah. Vor allem die 
theoretische Fundierung der Prognoseforschung steht noch aus. 

Die hier kurz dargestellte Arbeit konzentriert sich darauf, 
die Kontrollinstanzen selbst in das Blickfeld der Analyse zu 
rücken und der Umsetzung kriminalproqnostischer Erkenntnisse 
in die Praxis sowie der Handhabun<1 der Prognosestellung und 
den hierin eingehenden impliziten kriminalitätstheoretischen 
oder alltagstheoretischen Vorstellungen selbst nachzugehen 13 a. 

Im Anschluß zu den Ausführungen zum theoret i sehen und metho-
di sehen Erkenntnisstand der Prognoseforschung im ersten Teil 
dieser Arbeit stehen im empirischen Teil vor allem vier Fragen 
im Mittelpunkt: 
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- Wel ehe Bedeutung haben bisher vorl i eqende Prognosei n-
strumente in der jugendstrafrechtlichen Praxis? 

Besteht bei Jugendrichtern und -staatsanwälten eine Be-
reitschaft, derartige Verfahren als Entscheidungshilfen 
zu verwenden und womit hängt diese Bereitschaft zusam-
men? 

- Nach welchen Kriterien und Strategien werden von den 
Jugendrichtern und -staatsanwälten die gesetzlich vor-
geschriebenen kriminologischen Pro<1nosen erstellt? 



Wel ehe Gemeinsamkeiten oder Unterschiede bestehen zwi-
schen den der Prognosestellung zugrundeliegenden impli-
ziten kriminalitätstheoretischen Vorstellunqen der Rich-
ter und Staatsanwälte und denjenigen von kriminolo-
gischen Experten und der Bevölkerung? 

Es wird insbesondere von der Grundhypothese ausgegangen, daß 
statistische Prognoseverfahren für die Richter und Staatsan-
wälte keine prakti sehe Bedeutung haben und daß deren Meinung 
und Einstellungen zu Prognoseverfahren sowie Inhalt und Stra-
tegie ihrer durch Befragung ermittelten Prognosestellunqen vor 
allem von Variablen aus dem Justizbereich und der Justiz-
organisation sowie von ihrer Aus- und Weiterbildunq und ihren 
kriminalpolitischen Einstellungen abhängen. 

2. Untersuchung zur Prognosestellung von Jugendrichtern und 
Juqendstaatsanwälten: Bisheriger Erkenntnisstand, For-
schungslücken 

Die bisherigen Ausführungen legen es nahe, stärker als bisher 
die Kontrollinstanzen in das 81 i ckfel d der Prognoseforschung 
zu rücken. Dies erfordert zunächst, nach den Anwendungsmöglich-
keiten von wissenschaftlich begründbaren Prognosen in der Pra-
xis zu fragen. Die Probleme der Umsetzung kriminalprogno-
stischer Erkenntnisse in das strafrechtliche Entscheidungsver-
halten wurde im Rahmen der nur täterorientierten Forschung 
zwangsläufig vernachlässigt. Die kriminologische Wissenschaft 
kann aber gegenüber der Praxis keine handlungsleitende Funk-
tion erfüllen, wenn sie nicht die Bedinqungen der Umsetzung 
von der Theorie in die Praxis mitbedenkt 14 . 

Ein Liberbl ick über den Stand der Forsch·ung zur Frage der Um-
setzbarkeit zeigt, daß bis heute noch keinerlei iibereinstim-
mung über die für diesen Umsetzungsprozeß adäquaten Modelle 
besteht 15 und daß empirische Arbeiten zu diesen Fraoestellun-
gen bisher kaum in Anqriff genommen wurden. Die Entwicklung 
der Untersuchungsziele und eines theoretischen Bezugsrahmens 
erfordern daher einen breiteren Ansatz, der über die wenigen 
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direkt einschlägigen Arbeiten hinaus 
philosophisch-ethische Erörterungen zu 
beiten zur Strafzumessungslehre bzw. 

strafrechtsdogmatische, 
diesem 'Thema und Ar-

zum richterlichen Ent-
scheidungsverhalten zumindest mitberücksichtiqt. 

Von juristischer Seite vorgetragene strafrechtsdogmatische und 
philosophisch-ethische Bedenken richten sich u.a. gegen stati-
stisch erstellte Prognosen, mit der Begründung, sie setzten 
sich mit ihrem kausal-deterministischen Ansatz über die Autono-
mie und Willensfreiheit der Menschen hinwe!] 16 . Ähnliche Arqu-
mente werden auch von den für die Prognoseforschung wichtigen 
Bezugsdisziplinen, der Psychologie und Psychiatrie, gegen sta-
tistische Verfahren vorgebracht 17 . 

Von der Seite des Strafrechts wird darauf hingewiesen, daß vom 
Verfahrensgegenstand her der "Prozeß ausschließlich im Hin-
blick auf Straftatbestände hin entwickelt worden (sei)" 18 . 
Jegliche Begrenzung des Strafprozesses ginge verloren, wenn 
nicht mehr die Tat, sondern der Täter Verfahrensgegenstand 
wäre 19 . Die Einstellung von Strafjuristen zu einer auf dem 
Resozialisierungsgedanken aufgebauten Entwicklung des Straf-
rechts und des Strafvollzugsrechts determiniert somit auch in 
einem weiten Ausmaß die Haltung zu kriminologischen Prognose-
verfahren. Hierauf kann nicht im einzelnen eingegangen werden, 
es ist jedoch dieser Kritik sowie der Auffassung, nur ein auf 
langer Erfahrung beruhender Verstehensakt könne der individuel-
len Einmaligkeit einer Person gerecht werden, ent!]eqenqehalten 
worden, daß selbst ein solcher Verstehensprozeß Informationen 
über eine Person mit anderen Personen vergleicht und qewich-
tet. Die hier skizzierten Einwände gegen Proqnoseverfahren 
reduzieren sich in der Regel zu einer Kritik am Zweckgedanken 
im Strafrecht überhaupt 20 

Soweit sich Untersuchungen mit Themen der Strafzumessungslehre 
beschäftigen, stehen in der Regel dogmatische Streitfragen im 
Vordergrund. A 1 s Grundlage für die Zumessung der Strafe ist 
der § 46 Abs. 1 Satz 2 StGB zu sehen, worin ausdrücklich vorge-
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schrieben wird, daß "die Wirkungen, die von der Strafe für das 
künftige Leben des Täters in der Gesellschaft zu erwarten 
sind", bei der Strafbemessung zu berücksichtigen sind. 

Ein für unsere Fragestellung erheblicher Einwand gegen eine 
prognostisch verfahrende Strafzumessunq wird in einer ungleich-
mäßigen Strafzumessung - z.B. Verurteilung zu unterschiedlich 
langen Strafen bei gleicher Straftat aufgrund verschiedener 
Prognosen -
entziehungen 
durch eine 

und in einer Tendenz zu l anqfri st i qen Freiheits-
erhoben 21. Inwieweit sich. diese- Widersprüche 

stärkere Berücksichtigung kriminologischer For-
schung in der strafrechtlichen Kommentar- und Lehrbuch-Litera-
tur beseitigen oder wenigstens mildern lassen, ist sehr frag-
lich22. 

Eine ablehnende Haltung gegenüber der Verwendung von Prognose-
verfahren in der jugendstrafrechtlichen Praxis wird in der 
entsprechenden Literatur vor allem damit begründet, daß die 
bisherigen Prognosetabellen noch zu wenig zuverlässig seien 23 

und daß die prognostische Aussagekraft im sogenannten Mittel-
feld der Straftäter zu gering sei. Außerdem seien Prognosen 
durchweg ungünstiger, als sich dem späteren Legalverhalten der 
fraglichen Personen entnehmen ließe 24 • 

Die bisherigen empirischen Arbeiten zur richterlichen Entschei-
dungstätigkeit in der Strafjustiz lassen sich nur schwerlich 
bezüglich ihrer Methoden und Fragestellunqen systematisch ord-
nen. Gemeinsamkeiten bestehen lediglich in der überwiegenden 
Abstraktion von Einzelfällen und einer beschränkten Anzahl von 
Variablen, die den Modellen zugrunde gelegt wurden 25 • Die 
umfassendste und gründlichste Untersuchung zum Strafzumessungs-
verhalten von Richtern führte Hogarth in Kanada durch 26 • Die 
Untersuchung von Hogarth ist für die eigene Fragestellung 
insofern wichtig, als er gegenüber den vorangegangenen empiri-
schen Arbeiten sieh schwerpunktmäßig mit der Frage nach den 
für Entscheidungen bedeutsamen Informationen und deren Verar-
beitung durch Richter beschäftigt. Sein Erkenntnisinteresse 
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besteht in der Suche nach den Möglichkeiten, wie Gerichte am 
effektivsten von erreichbaren Informationen für ihre Entschei-
dungen Gebrauch machen können 27 . Mit seinem Forschungsansatz 
möchte er die bisherigen vornehmlich nach dem verhaltenstheore-
tischen Stimulus-Response-Modell 28 durchgeführten anglo-ameri-
kanischen Arbeiten zur richterlichen Entscheidungstätigkeit 
überwinden und ein Modell entwickeln, das auf dem Zusammen-
spiel von drei wesentlichen Faktorengruppen beruht: 

l. die Informationen, die dem Gericht zugänglich sind; 

2. die kognitiven Prozesse der Richter, die diese Infor-
mationen strukturieren und verarbeiten und 

3. die Einflußfaktoren aus dem sozialen Umfeld, die auf 
die richterlichen Entscheidungen einwirken 29 • 

Aus der Vielzahl der umfangreichen Analysen, die Hogarth durch-
geführt hat, sollen hier nur die für die eigene Fragestellung 
wichtigsten Resultate mitgeteilt werden. Zu Vergleichszwecken 
wird bei der Darstell unq der eigenen Ergebnisse noch öfters 
auf diese Arbeit zu verweisen sein. Die wohl wichtiqste Er-
kenntnis seiner Untersuchung besteht in dem Nachweis, daß die 
Gesamtkorrelation zwischen einzelnen Faktoren der Tat oder der 
Biographie des Straffälligen als unabhängige Variable (etwa 
Tatschwere, Anzahl der Vorstrafen, Familienstand, Geschlecht, 
Beruf etc.) im Durchschnitt nur 9 % der Varianz des Strafmaßes 
als abhängige Variable erklären konnte 30 . Auch wenn die Bezie-
hungen dieser oben genannten Variablen statistisch durchaus 
signifikant sind, so ist deren praktische Bedeutsamkeit zum 
Verständnis des Strafzumessungsvorgangs beschränkt. Damit wird 
die mangelnde Effizienz des sogenannten "Black-box-Modells", 
das lediglich Input- und Output-Variablen zur Erklärung rich-
terlicher Entscheidungstätigkeit berücksichtigt, aufgezeigt. 
Der von Hogarth gewählte sogenannte "phänomenol ogi sehe" An-
satz31 überprüft hingegen die korrelativen Beziehungen zwi-
schen den eben genannten Faktoren, wie sie sich in der Perzep-
tion und durch das Vorverständnis der Richter selektiert dar-
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stellen, und der Höhe des Strafmaßes 32 . Durch dieses Vorgehen 
können durchschnittlich etwa 50 % der Varianz erklärt werden. 
Dies ist ebensoviel, wie Hogarth 33 bei der Erklärung der 
Strafzumessungsunterschiede allein durch Variablen der Richter-
persönlichkeit - unabhängig von Faktoren des Straffälligen -
fand. 

Für die Frage nach der Prognosestellung in der Strafrechts-
praxis wird damit deutlich, daß prognostisch relevante Fakto-
ren von Richtern nicht einheitlich definiert und gewichtet 
werden. Hierzu hat Hogarth in seiner Untersuchung einige Bei-
spiele geliefert: 

Im sogenannten "sentencing study sheet" wählten die Richter 
aus 25 vorgegebenen Faktoren, die sieh u. a. auf das Deli kt, 
die Vorstrafe, die wahrscheinliche weitere Legalbewährung und 
die Behandlungsbedürftigkeit des Straffälligen bezogen, je-
weils die drei wichtigsten Faktoren für die Entscheidung des 
konkreten Falles aus. Am häufigsten genannt wurden die Schwere 
der Tat schuld ( 79, 3 % l, das Fehlen von Vorstrafen ( 59, 5 % l, 
die Notwendigkeit der Beaufsichtigung des Straftäters (48,5 %) 
und die Wahrscheinlichkeit, daß der Straftäter nach seiner 
Freilassung keine weiteren Straftaten mehr begehen werde 
(36,8 %) 34 • In einer weiteren Analyse konnte Hogarth nachwei-
sen, daß die Bedeutung, die einzelne Richter diesen Faktoren 
beimessen, u.a. von ihren kriminalpolitischen Einstellunqen 
abhängt. So beurteilen etwa Richter, deren Straftheorie sich 
vor allem durch ein schuldadäquates Proporzdenken charakteri-
sieren läßt, Faktoren der Tat und der Tatumstände höher als 
Vorstrafen, wohi nqegen von Richtern mit weniger stark ausge-
prägtem Proporzdenken diese Faktoren genau umgekehrt bewertet 
werden 35 • Daneben wird die Bewertung v9n für die Strafzumes-
sung relevanten Faktoren unabhängiq von bestimmten Einstel-
l ungsvari anten stark 
plexer Informationen 
quenz seiner Analyse 

von der Fähi qkei t zur Verarbeitung kam-
durch Richter beeinflußt 36 • Als Konse-
schlägt Hogarth für die hier interes-

sierende Fragestellung die Verwendung emoirisch überprüfter 
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und ständig weiter zu entwickelnder Prognoseinstrumente vor 37 

Diese Studie hat einen überzeugenden empirischen Beleg dafür 
erbracht, daß die Handhabung der Prognosestellung in der Pra-
xis nicht allein von objektiv vorgegebenen Faktoren des Straf-
täters abhängig ist, sondern auch von Faktoren der Persönlich-
keit des Richters und sozialer Einflüsse auf die Richterper-
sönl ichkeit 38 . 

Die folgende Literaturübersicht gilt vor allem der Fraqestel-
lung, welche Variablen das Entscheidungsverhalten speziell von 
Jugendrichtern unter prognostischen Gesichtspunkten beeinflus-
sen und wie bestimmte Faktoren von diesen perzipiert und 
gewichtet werden. 

Nach einer Studie von McCune, Skoler sowie von Walther, 
McCune 39 aus dem Jahre 1965 wird das Bild des Jugendrichters 
vor allem gekennzeichnet durch eine Richterschaft, die in der 
Regel nur zu einem Viertel ihrer Zeit mit Jugendsachen beschäf-
tigt ist, über eine ungenügende Aus- und Weiterbildung verfügt 
und die sich einer zu hohen Fallbelastung, verbunden mit zu 
geringen Sanktionsalternativen konfrontiert sieht. Die bren-
nendsten Probleme bei 
neben einem Mangel an 
Behandlungsinstitutionen 

ihrer Arbeit sehen die Jugendrichter 
geeigneten formellen und informellen 
einschließlich deren professioneller 

Ausstattung auch in ungenügenden Möglichkeiten zur Persönlich-
keitserforschung und in einem Mangel an Informationen über 
geeignete Behandlungsmöglichkeiten jugendlicher Straftäter 40 . 
Diese Ergebnisse wurden in einer 10 Jahre später durchqeführ-
ten Studie von Smith 41 bestätigt. Aus diesen noch weniq diffe-
renzierten Untersuchungen ergibt sich, daß für in der Reqel 
nur ungenügend ausgebildete Juqendrichter erhebliche Probleme 
in der Gewinnung und Verarbeitung behandlunosrelevanter Infor-
mationen bestehen. Das wirft die Frage auf, ob und inwieweit 
Informationen durch die Kooperation zwischen Jugendrichtern 
und Bewährungshelfern bzw. Sachverständigen in den ri chterl i-
chen Entscheidungsprozeß einfließen. 
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Hood 42 führte eine Untersuchung zu der Frage durch, inwieweit 
eine systematische Berücksichtigung von Bewährungshilfeberich-
ten durch die Gerichte zu einer Verbesserung der Entschei -
dungen führe. Als wichtigstes Ergebnis fand er, daß die ver-
mehrte Herbeiziehung von Bewährungshilfeberichten zu den rich-
terlichen Entscheidungen sich nicht in einem signifikanten 
Rückgang der Wiederverurteilungsquoten ausdrückte 43 • 

Eine aufschlußreiche Studie, in der der Frage nachgegangen 
wurde, wie und ob prognostisch verwertbare Informationen in 
den Berichten der Bewährungshilfe sichergestellt werden und 
wie diese Berichte die Entscheidungen der Gerichte beeinflus-
sen, hat Carter 44 vorgelegt. Die Ergebnisse dieser Studie 
lassen auf weitgehend übereinstimmende Kontrollstile zwischen 
Bewährungshelfern und Richtern schließen .• Dies wird auch in 
einer weiteren Untersuchung von Carter u. Wilkins 45 noch deut-
licher aufgezeigt. Sie fanden bei einem Vergleich der Empfeh-
lungen von Bewährungshelfern und den Entscheidungen der Gerich-
te eine sehr hohe Übereinstimmung (weit über 90 %). Diese 
Übereinstimmungen waren völlig unabhängig von dem unterschied-
1 ichen Anteil der Strafaussetzung zur Bewährung in den Sank-
tionsstrategien der einzelnen Gerichte. Soweit Carter und 
Wilkins den Gründen für diese Übereinstimmungen nachgingen, 
konnten sie zumindest plausibel machen, daß Richter und Bewäh-
rungshelfer in einem hohen Maße hinsichtlich der für die Ent-
scheidung als relevant angesehenen Faktoren (Vorstrafen, Ar-
beitsverhalten etc.) übereinstimmen 46 , und daß - in einem al-
lerdings geringeren Ausmaß die Bewährungshelfer sich mit 
ihren Empfehlungen an den Sanktionsstrategien der Gerichte 
orientieren 47 • 

Im Gegensatz zu der geringen Zahl von llntersuchun<ien in bezug 
auf die richterliche Handhabung von Proc:inosen 1 iegt eine kaum 
mehr überschaubare Fülle von Untersuchungen zum Problem der 
Strafzumessungsunterschiede in vergleichbaren Fällen vor. Im 
folgenden sollen einige wesentliche Untersuchungen exempla-
risch referiert werden, da aus ihnen nähere Hinweise über die 
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Beziehungen zwischen bestimmten Merkmalen von Straffälligen 
- deren Gewichtung unter prognostischen Gesichtspunkten und 
dem { jugend-) richterlichen Entscheidungsverhalten zu erkennen 
ist - und Anhaltspunkte für die richterliche Prognosestellung 
gewonnen werden können. 

Mannheim u.a. 48 fanden bei ihrer Untersuchung über die Einheit-
lichkeit 
te, daß 

der Strafzumessungspraxi s der Londoner Jugendgeri eh-
für die Urteilsfindung die intuitive richterliche 

Erfassung der Straffälligen entscheidend sei. Daher schlugen 
sie für die weitere Forschung vor, die Einstellungsdimensionen 
von Richtern zu verschiedenen Behandlungs- und Sanktionsarten 
zu erfassen 49 . Aus dieser Untersuchung kann zumindest vorsich-
tig geschlossen werden, daß im Gegensatz zur gesetzlich gefor-
derten Behandlungsorientierung des Jugendstrafrechts von den 
Jugendrichtern keine einheitlichen Sanktionsstrategien unter 
Berücksichtigung prognostisch bedeutsamer Informationen ent-
wi ekelt wurden. 

Untersuchungen zum Einfluß von sogenannten "rechtlichen" Fak-
toren {vor allem Straftat und Vorstrafen l und "rechtsunerheb-
1 ichen" Faktoren { etwa soziale Schicht, ethni sehe Abstammung, 
Persönlichkeitsvariablen etc.) auf die jugendrichterlichen Ent-
scheidungstätigkeiten kamen in vielen Bereichen zu recht unein-
heitlichen Ergebnissen 50 Die Tendenz dieser Untersuchungen 
läßt allerdings vermuten, daß die sogenannten "rechtsunerheb-
1 ichen" Variablen nur wenig zur Varianzerklärung von unter-
schiedlichen Sanktionsarten und -höhen bei vergleichbaren Fäl-
len beitragen. So hat Hagan 51 in einer Sekundäranalyse von 20 
Untersuchungen zum richterlichen Entscheidungsverhalten den 
Einfluß der Variablen ethnische Abstammung, sozio-ökonomischer 
Status, Geschlecht und Alter der Straffälligen auf die Richter-
entscheidung untersucht. Er kam zu dem Ergebnis, daß diese 
Faktoren nur in wenigen Ausnahmefällen mehr als 5 % der Va-
rianz der richterlichen Entscheidungen erklären können 52 . 
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Cohen untersuchte an einer Stichprobe von 5.700 Juqendli-
chen, gegen die 1972 beim 0enver Juvenile Court Klaqen einge-
reicht wurden, inwieweit bestimmte aktenmäßig erhebbare persön-
liche und soziale Variablen der Jugendlichen die Entscheidun-
gen des Gerichts bezüglich Art und Schwere der Strafe bzw. Art 
der Behandlungsmaßnahmen beeinflußten. Selbst auf einer biva-
riaten Ebene der Analyse fand Cohen zwischen den Variablen 
Alter, Geschlecht, ethni sehe Zugehörigkeit, sozi o-ökonomi scher 
Status, Familiensituation und Schul- und Arbeitsverhalten und 
den Entscheidungen des Jugendgerichts keine signifikanten Zu-
sammen h ä n g e 5 3 Auch e i n e m u l t i v a r i a t e Regress i o n s anal y s e er -
brachte lediglich zwischen den sogenannten rechtlich bedeut-
samen Faktoren (Vorstrafen etc. l und der Art der verhängten 
Maßnahmen eine eindeutige Beziehung. Selbst wenn diese Unter-
suchung aufgrund ihrer unvollständigen und wohl stark selek-
tierten Informationsbasis (Akten) erhebliche Schwächen aufwei-
sen dürfte, so geben ihre Ergebnisse doch immerhin einen star-
ken Hinweis auf die zumindest implizite starke procrnostische 
Bedeutung, die Jugendrichter der Tat und den Vorstrafen der 
Jugendlichen zumessen. 

Paquin 54 kommt jedoch in einer methodisch sehr sorgfältigen 
Arbeit gerade zu dem um;iekehrten Schluß, indem er als entschei-
dungsrelevante Faktoren im jugendrechtlichen Kontrollsystem 
vor allem die Familiensituation und das Schulverhalten der 
Delinquenten feststellen konnte 55 . Eine multivariate Regres-
sionsanalyse aller Aktendaten ergab, daß die Beschreibung der 
Mutter bzw. des Vaters durch den Bewährungshelfer die meiste 
Varianz der gerichtlichen Entscheidungen erklärte 56 • 

Sieverdes 57 wiederum kommt bei einer Aktenuntersuchung von 400 
jugendlichen Straftätern aufgrund lediglich bivari ater Analy-
sen zu dem Ergebnis, daß neben der Schwere und der Häufigkeit 
der Straftaten u.a. Variablen der sozialen Anpassung (in Fami-
lie, Schule und Gemeinde), das Geschlecht, die ethnische Zuge-
hörigkeit, das Alter, die Schicht, die Intelligenz, die Fami-
liensituation und Anzeigeerstatter die Sanktionsentscheidungen 
von Bewährungshelfern und Gerichten beeinflussen 58 . 
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Angesichts der Unterschiede in den wenigen hier vorgestellten 
Untersuchungen läßt sich festhalten, daß der Ausleseprozeß 
innerhalb der jugendstrafrechtlichen Sozialkontrolle noch kei-
neswegs geklärt ist. Um zu klären, ob für diesen Prozeß 
kriminal prognosti sehe Überlegungen ausschlaggebend sind, müs-
sen die Entscheidungsträger des strafrechtlichen Kontrollsy-
stems selbst einer näheren Analyse unterzogen werden 59 

Keim 6O hat eine Fragebogenuntersuchung bei 
Kansas (USA) durchgeführt, mit dem Ziel, 

Jugendrichtern in 
die Rollenselbst-

deutungen der Richter, deren Determinanten und deren Auswirkun-
gen auf das Entscheidungsverhalten zu bestimmen 61 • Als erwäh-
nenswerte Ergebnisse fand er u.a., daß die Richter ihre Auf-
gabe weder überwiegend als eine rein rechtliche, noch eine 
vorwiegend psychosoziale verstehen 62 . Das psychosoziale Rollen-
verständnis hängt nur zum geringen Teil von der Art der juri-
stischen und nichtjuristischen Vorbildung ab, jedoch in einem 
sehr viel größeren Maße von der Bevölkerungsgröße des Gerichts-
bezirks. Danach haben Jugendrichter in kleineren Gemeinden 
eine höhere psychosoziale Orientierung als in bevölkerungs-
reicheren Gemeinden. Die Schwere der verhängten Sanktionen 
steigt mit einer psychosozialen Rollenselbstdefinition und 
sinkt mit einer mehr legalistischen Orientierung. Dieses Ergeb-
nis scheint die Untersuchung von Wheeler u.a. 63 zu bestätigen, 
wonach Richter mit größerer kriminologischer Bildung und form-
loserer Verhandlungsführung ebenfalls härtere Sanktionen ver-
hängten 64 

Die Ergebnisse einer Untersuchung von Lemon 65 zeigen, daß die 
Ausbildungsprogramme und der Denkstil der Richter sowohl deren 
Perzeption der Fälle und deren Einstellungen zu Gesetzen und 
Strafen, als auch deren Strafzumessungsvorschläge beeinflus-
sen. Hingegen konnte Lemon keinen direkten Zusammenhang zwi-
schen richterlichen Einstellungen und Strafzumessungsentschei-
dungen feststellen 66 . 
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Insgesamt zeigt diese Übersicht über eine Anzahl von Untersu-
chungen zum Entscheidungsverhalten von Agenten des jugendstraf-
rechtlichen Kontrollsystems im angle-amerikanischen Bereich, 
daß zur Zeit noch wenig gesicherte Erkenntnisse zur Handhabung 
der gesetzlich vorgeschriebenen Prognosestellung existieren. 
Es lassen sich diesen Untersuchungen jedoch Hinweise entneh-
men, daß unterschiedliche Stile der Informationserfassung und 
-verarbeitung, Ansichten über kriminalitätsverursachende Fakto-
ren, kriminalpolitische Einstellungen und Einflüsse aus dem 
Organisationsbereich der Justiz das jugendrichterliche Sank-
tionsverhalten und die Prognosestellung beeinflussen. Daraus 
läßt sich entnehmen, daß die kognitiven Prozesse, die sich auf 
das Urteilsverhalten von strafrechtlichen Entscheidungsträgern 
auswirken können, im Vordergrund der weiteren Analyse stehen 
müssen. Der Mangel der hierzu bisher im angle-amerikanischen 
Bereich vorliegenden Forschung ist umso erstaunlicher, als 
gerade der l abel ing approach auf bestimmte kognitive Prozesse 
wie "Stereotypisierung" und "Retrospektive Interpretation" 67 , 
bei der Reaktion auf abweichendes Verhalten hingewiesen hat. 

Im deutschsprachigen Raum liegen vergleichsweise nur wenige 
empirische Arbeiten zur richterlichen Entscheidungstätigkeit 
vor. Opp u. Peuckert 68 konnten in ihrer Untersuchung erwar-
tungsgemäß feststellen, daß die befragten Richter wenig konsi-
stente Strafzumessungsvorschl äge abgaben. Anhand einer Reihe 
von bivariaten Analysen fanden sie u.a. zwischen den Einstel-
lungsdimensionen "Liberalismus" und "Autoritarismus" der Rich-
ter und der Höhe ihrer Urteile bei bestimmten Bedingungen 
Unterschiede - wie etwa bei einer unterschiedlichen Schicht-
zugehörigkeit des Täters und des Opfers. Einen direkten Zusam-
menhang zwischen Bestrafungsphilosophie und Urteilshöhe konn-
ten die Autoren allerdings entgegen ihrer Ausgangshypothese 
nicht feststellen. Von Jugendrichtern wird im Veroleich zur 
Gesamtheit der Richter als primäres Strafziel eher die Spezial-
prävention als die Sühne der Tat vertreten. 
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Lautmann 69 führte in der Form einer verdeckten teilnehmenden 
Beobachtung eine Untersuchung zum entscheidungstheoretischen 
Prozeß des Findens und Durchführens einer rechtlichen Problem-
lösung durch. Diese qualitative Studie beschreibt Strategien 
richterlichen Entscheidens, die zunächst an der Phase der 
Faktensammlungen, danach an der der Normenfi ndung und zuletzt 
an der der Festlegung und Darste 11 ung des llrtei l s vorgeführt 
werden. Für die Faktenfindung weist Lautmann auf die 
Strategie von Richtern hin, komplexe Sachverhalte mittels ste-
reotyper Operational isierungen im Rahmen von Alltagstheorien 
zu beschreiben 70 • Das Strafzumessungsverha l ten ist nach Laut-
mann dadurch geprägt, daß die Richter davon überzeugt sind, 
Experten im eigentlich psychologisch-soziologischen Bereich zu 
sein 71 • Die Konsequenzen von Urteilen werden im Prozeß der 
Urteilsfindung tendenziell ausgeblendet und über das Strafmaß 
und die Wirkungen der Haft auf den Verurteilten nur relativ 
kurz beraten 72 • Diese nur beschränkt verallgemeinerungsfähigen 
Ergebnisse zeigen, daß eine sozialwissenschaftlich fundierte 
Prognosestellung in der beobachteten Praxis der Strafgerichte 
keine Rolle spielt. 

Peters 73 fand in ihrer Untersuchung, die das Ziel hatte, die 
schichtspezifische Verteilung der Kriminalität zu erklären, 
einen statistisch signifikanten Zusammenhang zwischen einer 
"geregelten Lebensführung" und der Sanktionsart und Sanktions-
höhe der Richter. In einem zweiten Untersuchungsabschnitt soll-
ten diejenigen Regeln erforscht werden, nach denen Straf-
richter Entscheidungsprobleme definieren, bewerten und lösen. 
Diese Regeln beinhalten nach Peters eine Konzeption "sozialer 
Struktur, die die Lebensumstände, Einstellungen und Handlunqs-
motive sozialer Gruppen beschreibt• 74 und die zu einer schicht-
spezifischen Sanktionierung führe. Von Peters erfragte Indika-
toren für die richterliche Erwartung konformen Verhaltens von 
Straffälligen bzw. für zukünftige Straffälligkeit weisen auf 
eine schichtspezifisch verzerrte Handlungsorientierung der be-
fragten Strafjuristen bei der Prognosestellung hin 75 • Die Un-
tersuchung von Peters gibt über die Kriminalitätskonzepte der 
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Strafrichter und deren Funktion als handlungsleitendes Wissen 
aufschlußreiche Anhaltspunkte. 

Eine Replikationsstudie zu der zentralen Fraqestellung der 
Untersuchung von Peters legte Genser-Dittmann 76 als Zwischen-
bericht über ein Forschungsprojekt vor. Genser-Dittmann über-
prüfte u.a. den Einfluß der "geordneten Lebensführunq" des 
Angeklagten auf das verhängte Strafmaß und konnte die Abhängiq-
keit der richterlichen Prognose von der Geordnetheit der Le-
bensführung bestätigen. Ein weniger stark ausgeprägter Zusam-
menhang ergab sich zwischen der von Richtern perzipierten 
weiteren Legalentwicklung von Straffälligen und der Zahl der 
einschlägigen Vorstrafen 77 

Ziel einer Studie von Haisch 78 und Haisch, Grabitz 79 war die 
Überprüfung der sogenannten Attributionstheorie. Diese gibt 
an, unter welchen Bedingungen den Angeklagten z.B. bei glei-
chen Delikten hohe bzw. niedere Schuld von Richtern oder Laien 
zugeschrieben wird, woraus sich möglicherweise Vorhersagen 
über die jeweils verhängte Strafhöhe ableiten lassen. Entschei-
dende Variablen für die Schuldzuschreibung bei abweichendem 
Verhalten sind hemmende und erleichternde externe bzw. interne 
Faktoren für dieses Verhalten, die nach Vermutung der Autoren 
bei den einzelnen Straffälligen schichtspezifisch unterschied-
lich wirkend wahrgenommen werden. Als wichtiqste Ergebnisse 
konnten Haisch und Grabitz feststellen, daß bei flberschichts-
tätern häufiqer interne Verhaltensursachen (Selbstverschulden) 
als bei Unte.rschichtstätern gesehen wurden 80 . Das abweichende 
Verhalten der Straffälligen wurde von Juristen häufiqer intern 
attribuiert als von Laien, zwischen der von den Befragten 
perzipierten Schuld und den verhängten Strafmaßnahmen bestehen 
allerdings keine signifikanten Beziehungen, 

Die Fragestellung einer großangelegten Untersuchung von Blan-
ker.burg u.a. 81 richtete sich auf den Nachweis des Einflusses 
täterspezifischer, handlungsleitender Alltagstheorien bei der 
Entscheidungsfindung des Staatsanwalts. Als soziale Merkmale 
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untersuchten sie das Alter, das Geschlecht, die Nationalität 
und die Schichtzugehörigkeit der Tatverdächtigen in ihrem Ein-
fluß auf die Handlungsorientierung des Staatsanwalts. Als Er-
gebnis fanden sie vor allem eine Überrepräsenti erung minder-
jähriger Tatverdächtiger, was nach Meinung der Autoren vor 
allem mit der geringeren Handlungskompetenz Jugendlicher zu-
sammenhängt. Inwieweit allerdings der Staatsanwalt bei seinen 
Entscheidungen zumindest implizit die weitere Legalentwicklung 
der Beschuldigten mitberücksichtigt, 1 äßt sich dieser Unter-
suchung nicht entnehmen. 

Pi 1 gram 82 führte in Österrei eh eine Untersuchung zu den ri ch-
terl ichen Kriterien bei der Entscheidung über die bedingte 
Entlassung durch. Der Vergleich mit urteilsmäßig entlassenen 
Strafgefangenen ergab, daß bei Personen ohne kriminelle Kar-
riere entsprechende richterliche Alltagstheorien über Bedin-
gungen der Rückfallkriminalität die Entlassungsentscheidung 
eher positiv beeinflussen als bei Rückfalltätern. Bei den 
letzteren ist die Entscheidung über die bedingte Entlassung 
"von einer einfachen Fortsetzungserwartung determiniert", was 
nahezu automatisch zur Ablehnung der bedingten Entlassung 
führt 83 • Ein Vergleich der drei wichtigsten in den Entschei-
dungsprozeß einbezogenen Instanzen erbrachte, daß die Anstalts-
leiter etwa doppelt so oft wie Staatsanwalt und Gericht die 
bedingte Ent 1 assung befürworten, obwohl alle drei Instanzen 
sich bei ihren Stellungnahmen weitgehend an den gleichen Merk-
malen von Strafgefangenen orientieren. Die bedeutsamsten Ent-
scheidungskriterien für die drei Instanzen sind "legalbiogra-
phische" Merkmale 84 • 

Schließlich soll noch eine Arbeit von Hinsch u.a. 85 erwähnt 
werden, in der untersucht wird, welche Merkmale von Straffäl-
ligen dem Jugendrichter als Kriterium für bestimmte Sanktions-
maßnahmen dienen. Die diesbezüglichen Informationen bezogen 
sie aus den Berichten der Jugendgerichtshilfe und den Urteilen 
des Jugendgerichtshofs Wien. Sie kommen zu dem Ergebnis, daß 
in diesen Berichten Delinquenz ausschließlich unter dem Aspekt 
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der "delinquenten Persönlichkeit", sowie der "kriminogenen Fa-
milie" betrachtet wird, und daß Jugendrichter bei ihren Sank-
tionsentscheidungen vor allem die Heimvergani:ienheit, Vorstra-
fen, die Deliktschwere, die Erziehungsfähigkeit der Familie, 
die Arbeitshaltung und die Tatsache der Schul- bzw. der Berufs-
ausbildung der straffälligen berücksichtigen. 

Dieser Überblick der Untersuchungen, die sich mit Entschei-
dungskriterien strafrechtlicher Kontrollinstanzen beschäftigt 
haben, erbrachte wenig gesicherte und differenzierte Ergebnis-
se. Ein Hauptmangel vieler dieser referierten Untersuchungen 
besteht in der schmalen Informationsbasis, auf die sich die 
Analysen stützen. Für die Handhabung kriminalprognostischer 
Entscheidungen ergeben sich daher nur erste Anhaltspunkte, die 
der weiteren wissenschaftlichen Aufarbeitung bedürfen. 

3. Zielsetzung der eigenen Untersuchung 

3.1 Theoretischer Ausgangspunkt 

Die Literaturübersicht hat eine Reihe von Forschuni:islücken 
erkennen lassen, die Gegenstand der eigenen Studie sein sol-
len. Aus forschungsökonomi sehen Gründen kann jedoch den darin 
angesprochenen Fragen nicht im Detail nachgegangen werden. 

Als forschungsleitende theoretische Überlegungen kommen für 
die eigene Untersuchung die bisher für die Theorie des richter-
lichen Handelns entwickelten Konzepte in Frage 86 Der richter-
soziologische Ansatz 87 greift hier insofern zu kurz, als er 
sich des "Sozialprofils" der Richterschaft annimmt, das Ver-
fahren selbst aber nicht ins Blickfeld der Analyse gerät. Es 
wird in der eigenen Untersuchung u.a. von folgenden Konzepten 
ausgegangen 87 a: 

1. das Attitüdenkonzept, das Hinweise auf den Einfluß von 
richterlichen Einstellungen zu Bestrafungszielen und 
von der richterlichen Perzeption des Straffälli~en auf 

729 



die Handhabung der Prognoseentscheidung verspricht 88 

2. der Einfluß der Justizorganisation {z.B. die Stellung 
innerhalb der Justiz oder die Dauer der Tätigkeit und 
Mitgliedschaft) auf die Bestrafungsziele, die Perzep-
tion der Rückfallgefahr eines Straffälligen und auf 
das Rollenverständnis des Richters oder Staatsanwal -
tes 89 ; 

3. die funktional-strukturelle Systemtheorie von Luhmann, 
die hier insoweit zur Hypothesenbildung berücksicht 
werden soll, als sie auf die notwendigen Funktionen 
des strafrechtlichen Konditionalprogramms hinweist. 
Diese bestehen nach Luhmann vor allem in der Entl a-
stung der Folgenverantwortung. Würde der Jurist für 
die Folgen seiner Entscheidungen verantwortlich ge-
macht werden, müßte er andere Informationen verarbei-
ten, d.h. Voraussagen und Wahrscheinlichkeitsberech-
nungen durchführen. Diesem theoretischen Ansatz würde 
die konsequente BerücksichtiQunQ von ProQnosen in der 
strafrechtlichen Praxis wider,sprechen 90 • 

In einem übergreifenden Sinne bezieht die vorliegende Unter-
suchung wesentliche Grundannahmen aus dem interaktionistischen 
Ansatz {"labeling approach") 91 , da die Fragestellung nicht wie 
in der bisherigen Prognoseforschung auf den Täter, sondern 
schwerpunktmäßig auf die Handlungsmuster und Zuschreibungs-
prozesse der Kontrollinstanzen gerichtet ist. 

3.2 Methoden 

Zu den in der Einleitung bereits dargestellten einzelnen Fra-
genbereichen92 wurden Hypothesen formuliert, die im emp1r1-
schen Teil jeweils im Kontext dargestellt werden. Die Operatio-
nalisierung dieser Fragestellungen wird mit Hilfe zweier empi-
rischer Methoden versucht: 
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Es wurde eine schriftliche Befragung aller Juqendrich-
ter und -staatsanwälte in Baden-Württemberg durchqe-
führt. Die Untersuchungsteilnehmer setzten sich aus 
139 Richtern an Amtsgerichten, 65 Richtern an Landge-
richten und 51 Staatsanwälten (N = 255) zusammen. 
Nach zwei Erinnerungsschreiben erhielten wir N = 162 
auswertbare Fragebogen und N = 22 Verweigerungsfrage-
bogen zurück. Die Rücklaufquote beträgt insgesamt 
72,1 % und die für die Untersuchung relevante Quote der 
auswertbaren Fragebogen 63,5 %. 

- Es wurde eine annähernd repräsentative Stichprobe der 
Freiburger Bevölkerung mündlich befragt. Von insgesamt 
N = 233 kontaktierten Personen haben N = 137 an den 
Interviews teilgenommen, was einer Auswertungsquote von 
58,8 % entspricht. 

- Als dritte Untersuchungsgruppe wurden N = 20 empirisch-
kriminologisch arbeitende Experten schriftlich befragt. 
Es handelt sich um kriminologisch ausgebildete Juristen 
und Sozialwissenschaftler (vor allem Psycholoqen und 
Soziologen) verschiedener Forschungsinstitute und Uni-
versitäten. 

Für die Gruppen der Strafjuristen und der Bevölkerung wurden 
verschiedene Repräsentativuntersuchungen vorgenommen. Obwohl 
ein Vergleich wesentlicher Variablen zwischen den in der Grund-
gesamtheit und den in der Auswertungsstichprobe erfaßten Rich-
tern und Staatsanwälten keine signifikanten Unterschiede er-
brachte, kann aus einem Vergleich einer Reihe von Fragen zwi-
sehen Frühantwortern und 
daß die Verweigerer wohl 

Spätantwortern geschlossen werden, 
ein geringeres Problembewußtsein be-

züglich der in der Praxis zu erstellenden Prognosen besitzen. 

In der Bevölkerungsstichprobe sind die Altersgruppen der 21-
bis 60-jährigen und Personen mit höherer Schulbildun9 stärker 
vertreten als es ihren prozentualen Antei 1 en in der Grundt:ie-
samtheit entspricht. 
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Zur Gültigkeit der Ergebnisse ist zu bemerken, daß sich der 
weitaus größte Teil der Befragung auf die Erfassung von Ein-
stellungen bezieht. Da man aufgrund des heutigen Forschungs-
standes nicht von einer linearen Beziehung zwischen geäußerten 
Einstellungen und offenem Verhalten ausgehen kann, haben die 
Ergebnisse der Untersuchung vor allem nur Bedeutung für die 
Einstellungsdimension. 

4. Ergebnisse der Untersuchung 

4. l Akzeptanz von Prognoseinstrumenten 

Als wichtigste Voraussetzung für die Messung von Einstellungen 
war zu klären, ob die befragten Personen zumindest eine Kennt-
nis von den Prognoseinstrumenten besitzen. Erwartungsgemäß 
spielen die bisher vorliegenden Prognoseinstrumente in der 
jugendstrafrechtlichen Praxis keine Rolle. Von keinem derbe-
fragten Richter und Staatsanwälte wurde angegeben, daß er sich 
eines statistischen Prognoseverfahrens als Entscheidungshilfe 
bediene. Nur 7 Richter und Staatsanwälte (4,3 %) gaben an, bei 
ihren Entscheidungen Prognoseverfahren zu verwenden. Über die 
Grundlagen der Prognosestellung von Sachverständigen und Ju-
gendgerichtshelfern können über 50 % der befragten Richter und 
Staatsanwälte keine Aussagen machen, obwohl nach deren eigenen 
Angaben in über 60 % der Fälle Sachverständige und Jugendge-
richtshelfer regelmäßig oder zumindest häufig in ihren Gutach-
ten Aussagen zur wahrscheinlichen weiteren Legalentwicklung 
von Straffälligen machen. An diesem Ergebnis ändert sich auch 
im Falle von jugendkundlicher und kriminologischer Aus-, Zu-
satz- oder Weiterbildung nichts. Lediglich vier Untersuchungs-
teilnehmer geben an, daß Sachverständige und Vertreter der 
Jugendgerichtshilfe Prognoseverfahren verwenden. Diese Ergeb-
nisse deuten auf 
der Strafjuristen 

ein weitgehend 
bezüglich der 

empirischer Absicherung hin. 
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Spezialpräventiv orientierte Entscheidungen innerhalb des ju-
gendstrafrechtlichen Kontrollsystems sind in einem ganz ent-
scheidenden Ausmaße von prognostischen Erwägungen abhängig. 
Aus der Frage nach der Bereitschaft, Prognoseinstrumente zur 
Entscheidungsfindung heranzuziehen, wurden deswegen auch Hin-
weise zu den Realisierungsmöglichkeiten einer stärker spezial-
präventiv ausgerichteten Entscheidungsstrategie der Jugendrich-
ter und -staatsanwälte erwartet. 

Immerhin 29,6 % der Befragten ließen die Bereitschaft zur 
routinemäßigen Verwendung derartiger Verfahren erkennen. Ledig-
lich 3, 1 % der Richter und Staatsanwälte lehnten die Heran-
ziehung von Prognoseinstrumenten zur Entscheidun!]sfindung 
strikt ab. Auffallend ist die starke Bereitschaft der Befrag-
ten, Prognoseinstrumente bei Straftätern mit schwerwiegenden 
Straftaten (53, 1 %) heranzuziehen, im Gegensatz zu nur 7,4 % 
bei Ersttätern. Dieses Ergebnis deutet allerdings weniger auf 
präventives Denken, als vor allem auf "Straftatsbestandsden-
ken" hin. 

Die Frage nach den Konsequenzen, die sich die Richter und 
Staatsanwälte von einem treffsicheren Prognoseinstrument für 
ihre Entscheidungstätigkeit versprechen, ergibt ein differen-
zierteres Bild. Auf diese offen formulierte Frage gaben 35 
Teilnehmer keine Antwort (N = 153), 27 Teilnehmer erwarten 
negative Konsequenzen für die Entscheidungstätigkeit, 25 Teil-
nehmer erwarten durch die Verwendung von Prognoseverfahren 
gerechtere Entscheidungen, wohingegen nur 2 der Befragten mit 
stigmatisierenden Wirkungen für die Straffälligen rechnen. 

Die Er!]ebnisse deuten darauf hin, daß bei den Befraaten keine 
konkreten Vorstel 1 ungen über den Nutzen derarti qer Verfahren 
bestehen und daß ein Großtei 1 der Jugendrichter und -staats-
anwäl te kein entsprechendes Problembewußtsein entwickelt hat. 

Genauere Hinweise auf Einstellungen, die für prognostisch fun-
dierte Entscheidungen von Bedeutung sind, sollen im folgenden 
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durch die Anwendung bivariater und multivariater Analysen ge-
funden werden. Dabei wurde zunächst von der Hypothese ausge-
gangen, daß Richter und Staatsanwälte, die dem "Zweckgedanken" 
im Jugendstrafrecht ein größeres Gewicht beimessen als dem 
"Tatbestandsdenken", auch eher bereit sind, Prognoseverfahren 
anzuwenden. Dieser Zusammenhang konnte in der Untersuchung 
signifikant bestätigt werden. Richter und Staatsanwälte, die 
sich bereit erklärten, routinemäßig Prognoseinstrumente zur 
Entscheidungsfindung zu verwenden, sehen in der Zunahme spe-
zialpräventiven Zweckdenkens weit weniger eine Gefahr für das 
strafrechtliche Schuldprinzip (16,3 %) als diejenigen Befrag-
ten, die die Verwendung von Prognoseverfahren ablehnen bzw. 
nur in bestimmten Fällen als Entscheidungshilfe heranziehen 
wollen (56,5 %). 

Interessant erschien in diesem Zusammenhang die Frage, ob mit 
zunehmendem "Tatbestandsdenken" die Jugendrichter und -staats-
anwälte die Effizienz ihrer Tätigkeit unter dem Gesichtspunkt 
der Rückfallverhütung höher einschätzen. Diese Annahme konnte 
ebenfalls statistisch signifikant bestätigt werden. Aller Wahr-
scheinlichkeit nach führt die konditionale Programmierung des 
strafrechtlichen Entscheidungsvorgangs im Sinne Luhmanns zu 
einer Selbsttäuschung der Jugendrichter und -staatsanwälte und 
Überschätzung der präventiven Effizienz ihrer Urteile. Je stär-
ker zweckprogrammiert Richter und Staatsanwälte ihre Entschei-
dungen treffen, desto komplexere und schwierigere Überlegungen 
müssen sie anstellen und desto unsicherer werden sie das 
Entscheidungsergebnis unter dem Gesichtspunkt der Rückfallver-
hütung bewerten. Unter diesem Aspekt kann auch festgehalten 
werden, daß Richter und Staatsanwälte in einem statistisch 
signifikanten Ausmaße umso eher die Verwendung von Prognosein-
strumenten als Entscheidungshilfen ablehnen, je stärker sie 
die Notwendigkeit einer sozialwissenschaftlichen Legitimierung 
ihrer Entscheidungen ablehnen. 

Die Bereitschaft der Richter und Staatsanwälte, statistische 
Prognoseverfahren als Entscheidungshilfe heranzuziehen, wird 
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auch davon abhängen, welche Konsequenzen sie für ihre Sank-
tionspraxis erwarten und wie sie diese Konsequenzen bewerten. 
Eine spezial präventiv ausgerichtete Strafzumessung wird immer 
in dem Konflikt stehen, die Gefährlichkeit des Straftäters und 
seine Taten in einer konkreten Entscheidunq in Einklang zu 
bringen. Insoweit hängt diese Fragestellung mit der oben er-
wähnten Beziehung der Akzeptanz von Prognoseverfahren und dem 
strafrechtlichen Zweck- und Tatbestandsdenken zusammen. Die 
Untersuchung zeigt, daß diejenigen Richter und Staatsanwälte, 
die durch die Verwendung von Prognoseinstrumenten eine Benach-
teiligung bestimmter Straffälliger oder eine generell härtere 
Sanktionspraxis befürchten, diese Verfahren als Entscheidungs-
hilfen statistisch hochsignifikant eher ablehnen, als diejeni-
gen Befragten, die diese Befürchtungen nicht teilen. 

Auf bivariater Ebene muß als letztes noch auf den Zusammenhang 
zwischen der Akzeptanz von Prognoseverfahren mit prognosti-
schen Fähigkeiten, die sich die befragten Richter und Staatsan-
wälte selbst zuschreiben, hingewiesen werden. Das Ergebnis 
weist darauf hin, daß die Richter und Staatsanwälte umso 
weniger bereit sind, statistische Prognoseverfahren zur Ent-
scheidungsfindung heranzuziehen, je mehr sie überzeugt sind, 
unabhängig von psychologischen und psychiatrischen Gutachten 
Prognosen erstellen zu können. Ein Prognoseverfahren wird für 
die Jugendrichter und -staatsanwälte nur dann attraktiv sein, 
wenn es eine Treffsicherheit verspricht, die der eigenen 
pierten Fähiqkeit überlegen ist. Dieser Zusammenhang 
sich eindeutig aus Tabelle 1. 

perzi-
erqibt 

Tab. 1: Vergleich der eigenen prognosti~chen Treffsicherheit 
der Richter und Staatsanwälte mit derjenigen, die sie 
von Prognoseinstrumenten erwarten. 
(F 1/S 6 - F 7/S 9) 

in Anzahl von 10 Fällen (%) 
Treffsicherheit 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 N x 
eigene 8,7 9,3 16,0 11,3 18,0 9,3 15,3 10, 7 1,3 0 150 4,71 
erwartete 1,4 3,5 5,6 8,4 10,5 9,1 18,2 30,8 11,9 0,7 143 6,53 

t-Wert *; - 4,78, p <.001 

735 



Wie die bisherigen bivariaten Analysen gezeigt haben, bestehen 
zusammenhänge zwischen den Einstellungen der Richter und 
Staatsanwälte zum Zweckgedanken im Strafrecht oder zum Tat-
schuldprinzip und ihrer Bereitschaft, Prognoseverfahren als 
Entscheidungshilfen heranzuziehen. In einer multivariaten Ana-
lyse soll die Variable "Tatbestandsdenken" daraufhin UberprUft 
werden, welchen Beitrag sie in Abhängigkeit von den folgenden 
Variablen zur Vorhersage der Akzeptanz von Prognoseinstrumen-
ten leistet. Es wird vermutet, daß eine kritische Einstellung 
der Befragten zur Institution des Jugendstrafvollzugs und der 
therapeutischen Möglichkeiten jugendrechtlicher Sanktionen 
Uberhaupt zu einer mangelnden Bereitschaft zur Verwendung von 
Prognoseverfahren fUhrt. Diese Variable ist als "Kritik der 
spezialpräventiven Ineffizienz des Jugendstrafvollzugs und an-
derer Reaktionsmöglichkeiten" bezeichnet worden. Außerdem wur-
den noch zwei Variablen in diesem multivariaten Auswertungs-
schritt berUcksichtigt, die zumindest vermittelt Einflusse aus 
der Justizorganisation beinhalten, nämlich die Dauer der bis-
herigen Tätigkeit in der Justiz und die Position der Richter 
und Staatsanwälte. Es wird vermutet, daß die letztgenannten 
Variablen, die sich auf den Organisationsbereich der Justiz 
beziehen, fUr das Kriterium der Akzeptanz von Prognoseinstru-
menten von größerer Bedeutung sind, als die wiederholt unter-
suchten Faktoren des sozio-kulturellen Hintergrundes, sowie 
der schulischen und juristischen Ausbildung 93 die in der 
Regel nur wenig zur Erklärung relevanter Zusammenhänge inner-
halb der gesamten Juristenschaft beitragen 94 • 

Eine nähere Betrachtung der gefundenen Regressionslösung 
zeigt, daß Richter und Staatsanwälte mit zunehmend stark aus-
geprägtem "Tatbestandsdenken" und 1 ängerer Tätigkeit in der 
Justiz am stärksten die Verwendung von Prognoseverfahren als 
Entscheidungshilfen ablehnen 95 • Positive Einstellunqen zu Pro-
gnoseinstrumenten - in Relation zu den anderen Variablen der 
Regressionsgleichung - weisen Richter am Landgericht und dieje-
nigen Befragten auf, die ihre Entscheidunqspraxis als weniaer 
effektiv einschätzen, wobei jedoch die durch diese Variablen 
aufgeklärte Varianz sich statistisch nicht mehr absichern läßt. 
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Tab. 2: Variablen zur Vorhersage der Akzeptanz von Prognose-
verfahren durch Jugendrichter und -staatsanwälte 

Variable R2 BETA F 

"Tatbestandsdenken" .139 .268 10.88 
Dauer in der Justiz .210 .264 9.58 
Richter am LG .248 -.115 1. 77 
"Effektivität der Entscheidungs-
praxis" .257 -.145 2.84 
(F 6/S 1) 
"Kritik der spezialpräventiven 
Ineffizienz .268 .132 2. 71 
Jugendstaatsanwalt .283 .137 2.41 

Multiples R: .532 F: 7.82 
R2 .283 df: 6/119 

Standardfehler .400 

Im Anschluß an die multiple Regressionsanalyse wurde eine 
Faktorenanalyse durchgeführt, die die Vielzahl unterschied-
licher Meinungen und Einstellungen der Jugendrichter und 
-staatsanwälte zu Prognoseinstrumenten und prognostisch fun-
dierten Entscheidungen in eine übersieht] iche Ordnung bringen 
sollte. Die Ergebnisse können hier nicht im einzelnen wieder-
gegeben werden, es ergaben sich aber insaesamt fünf interpre-
tierbare Faktoren, die als vorläufige Einstellungssyndrome be-
zeichnet werden können: 

- Den ersten Faktor kann man als liberal-rechtsstaatli-
ches Argument bezeichnen. Nach Auffassung eines Teils 
der befragten Richter und Staatsanwälte läßt sich die 
Verwendung von Prognoseverfahren mit liberal-rechts-
staatlichen Grundsätzen kaum in Einklang bringen 96 • 

- Der zweite Faktor weist auf die Unvereinbarkeit pro-
gnostischer Entscheidungen mit den heute zur Verfügung 
stehenden Sanktionsmöglichkeiten hin. 
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- Der dritte Faktor 1 äßt sieh am ehesten als fo 1 qendes 
Einstellungsmuster beschreiben: Eine spezialpräventiv 
orientierte Entscheidungspraxis läßt sich mittels Pro-
gnoseverfahren widerspruchslos in die jugendstrafrecht-
liche Praxis umsetzen. 

- Der vierte Faktor 1 äßt sich mit dem Satz kennzeichnen: 
Die strafrechtliche Entscheidungsfindung bedarf keiner 
Legitimation durch Prognoseverfahren. 

- Der fünfte Faktor kann damit umschrieben werden, daß in 
der Praxis Prognosen auch ohne Prognoseinstrumente er-
folgreich gestellt werden. 

Diese Faktorenanalyse ermöglichte eine Reduktion der angefal-
lenen Informationen. Sie sollte nicht zur Hypothesenüberprü-
fung verwendet werden, sondern mögl i ehe Hypothesen für die 
weiteren Forschungsbemühungen aufzeigen. 

4.2 Die Prognosestellung durch Jugendrichter und Jugendstaats-
anwälte 

Ziel dieses Teils der Untersuchung ist es, auf der Einstel-
lungsebene nähere Aufschlüsse über mögliche Selektionsmechanis-
men innerhalb des Strafzumessungsprozesses, über sogenannte 
"intuitive Prognosen" und Alltaqstheorien zu erhalten. 

Da nicht zu erwarten ist, daß Richter und Staatsanwälte sich 
bei allen Entscheidungen mit gleicher Intensität den Problemen 
der Prognosestellung widmen, soll zunächst untersucht werden, 
bei welchen Entscheidungen sie sich um ein möglichst sicheres 
prognostisches Urteil bemühen. 

Tabel 1 e 3 zeigt, daß Richter und Staatsanwälte bei den Ent-
scheidungen über Jugendstrafe (vor allem Jugendstrafe ohne 
Bewährung) das prognostisch sicherste Urteil abgeben können. 
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Tab. 3: Entscheidungen, bei denen Juqendrichter und -staats-
anwälte ein prognostisch möglfchst sicheres Urteil ab-
geben können (F 11/S 5) 

Entscheidungen N % (100 % = 139 Vpn) 

Erteilung von Weisungen 35 25,2 
Erziehungsbeistandschaft 12 8,6 
Fürsorgeerziehung 32 23,0 
Verwarnung 33 23,7 
Erteilung von Auflagen 32 23,0 
Jugendarrest 28 20,1 
Jugendstrafe ohne Bewährung 71 51,1 
Jugendstrafe mit Bewährung 58 41,8 
Jugendstrafe unbestimmter Dauer 42 30,2 
Absehen von der Verfolgung(§ 45 JGG) 
bzw. Einstellung des Verfahrens 
(§ 47 JGG) 37 26,6 
Aussetzen der Reststrafe(§§ 88, 89 JGG) 35 25,2 

Bei der Verhängung von Jugendarrest - sieht man von der prak-
tisch weniger 
len sich die 
unsichersten. 

bedeutsamen Erziehunqsbei standschaft ab - , füh-
Jugendrichter und -staatsanwälte offenbar am 

Als nächstes soll geklärt werden, aus welchen Informations-
quellen die Befragten ihre Kenntnisse für die Prognosestellung 
beziehen, wie breit die Informationsbasis der Jugendrichter 
und -staatsanwälte angelegt ist, welche Rolle Sachverständige 
verschiedener Professionen im Rahmen der prognostischen Beur-
teilung spielen und von welchen Variablen unterschiedliche 
Strategien der Informationsaufnahme durch Richter und Staats-
anwälte abhängig sind. 

Erwartungsgemäß ergibt sich, daß die Betroffenen ihre für die 
Prognosestellung wichtigen Kenntnisse vor allem aus der Haupt-
verhandlung, dem Bericht der Jugendgerichtshilfe und den Straf-
akten beziehen (vgl. Tabelle 41. 

739 



Tab. 
4: 

"W
oher haben 

Sie i.d.R
. 

Ihre K
enntnisse 

U
ber 

die 
fU

r 
eine Prognose w

ichtigen 
persön-

lichen und 
sozialen M

erkm
ale 

der S
traffälligen?" 

(F 
2/S 6) 

R
ichter 

Staatsanw
älte 

insqesam
t 

N
 

N
 

N
 

A
ntw

orten 
(Nennungen) 

%
 (100 %

 = 133) 
(Nennungen) 

%
 (100 %

 = 27) 
(Nennungen) 

%
 (100 %

 = 160) 
aus den Akten 

109 
81,9 

25 
92,6 

134 
83,7 

aus der H
auptver-

handlung 
130 

97,7 
25 

92,6 
155 

96,9 
aus K

ontakten m
it 

Sozialarbeitern, Be-
w

ährungshelfern etc. 
100 

75,2 
16 

59,2 
116 

72,5 
aus dem B

ericht der 
Jugendgerichts-
hilfe 

129 
97,0 

25 
92,6 

154 
96,2 

aus G
esprächen m

it 
den Eltern bzw. HEP 
außerhalb der H

aupt-
verhandlung 

34 
25,6 

10 
37,0 

44 
27,5 

aus persönlichen Ge-
sprächen m

it dem 
Beschuldigten außer-
halb der H

auptver-
handlung 

25 
18,8 

12 
44,4 

37 
23,1 

restliche A
ntw

orten 
56 

42,1 
19 

70,4 
75 

46,9 

0 'SI" 
,-... 



Um zu klären, ob die Strategien der Informationssuche abhängig 
sind von den theoretischen jugendkundlichen und kriminologi-
schen Kenntnissen der Richter und Staatsanwälte, wurden aus 
der Untersuchungsstichprobe zwei Gruppen gebildet, die sich 
vor allem hinsichtlich ihrer theoretischen Vor- und Weiter-
bildung unterscheiden. 

Wenn man die Frage nach den regelmäßig für die Proqnosestel-
lung berücksichtigten Informationsquellen getrennt für diese 
beiden neuen Gruppen auswertet, so ergeben sich vor allem 
Unterschiede hinsichtlich der Bedeutung, die die Richter und 
Staatsanwälte den mehr informellen Gesprächen für die Informa-
tionsgewinnung zumessen. So halten etwa 45, l % der "Weiter-
bilder" gegenüber lediglich 12,8 % der "Nichtweiterbilder" das 
persönliche Gespräch mit dem Beschuldigten außerhalb der Haupt-
verhandlung für eine bedeutsame Informationsquelle zur Progno-
sestellung. Das gleiche gilt für Gespräche mit den Eltern bzw. 
Haupterziehungspersonen der Straffälligen außerhalb der Haupt-
verhandlung, die 43, 1 % der "Weiterbilder" im Vergleich zu 
20,2 % der "Nichtweiterbilder" als wichtiges Erkenntnismittel 
betrachten. Diese Ergebnisse weisen darauf hin, daß Juristen, 
die sieh in besonderem Maße um eine Erweiterung ihrer vor 
allem jugendkundlichen Kenntnisse bemühen, in den Entschei-
dungsgang eher komplexe Informationen aufnehmen und verarbei-
ten. 

Über die Informanten, die Richter und Staatsanwälte am ehesten 
befragen würden, wenn sie sich über die Rückfallwahrscheinlich-
keit eines Straffälligen ein qenaues Bild machen, qibt Tabel-
le 5 einen Überblick. 

Bemerkenswert ist vor allem, daß bei Richtern und Staatsan-
wälten die Vertreter der Jugendgerichtshilfe und die Bewäh-
rungshelfer als Informanten die höchste Wertschätzung genie-
ßen, obwohl sie in der Praxis recht häufig wenig informative 
und unvollständige Berichte gegenüber dem Gericht erstatten 97 • 
Dagegen werden psychi atri sehe und psychol ogi sehe Sachverstän-
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dige, die aufgrund ihrer Ausbildung in der Regel zu wesentlich 
differenzierteren Stellungnahmen befähigt sind, vergl ei chswei-
se seltener als Informant für die Prognosestellung betrachtet. 
Ein Unterschied besteht hier jedoch zwischen Richtern am AG 
und Richtern am LG. So würden Richter am LG öfters pro-
gnost i sehe Informationen 
(78,9 %) einholen als 

vom psychi atri sehen Sachverständigen 
Richter am AG (43,5 %). Eine nahezu 

ebenso deutliche Differenz zwischen diesen beiden Gruppen be-
steht in der Einschätzung des Psychologen als professionellem 
Prognostiker 98 . Diese Unterschiede spiegeln wohl vor allem die 
tatsächlichen Verhältnisse der Praxis wider, in der es die 
Jugendkammern in der Regel mit schwerwiegenden Fällen zu tun 
haben ( § 41 Abs. l JGG) und somit häufiger Sachverständige 
hinzuziehen als die Jugendrichter am AG. 

Aufgrund der Ergebnisse dieses Untersuchungsabschnittes ist zu 
vermuten, daß Richter und Staatsanwälte Informationsquellen 
und Informanten nicht in erster Linie nach der Bedeutung und 
Güte der Informationen heranziehen, sondern nach einer allge-
mein eingespielten und zum Teil gesetzlich normierten Praxis. 

Bei der Frage nach den aussagekräftigsten Kriterien für eine 
günstige bzw. ungünstige Prognose ist zu unterscheiden, ob den 
Richtern und Staatsanwälten Antwortmöglichkeiten vorgegeben 
waren oder ob sie sich hiervon unabhängig geäußert haben. In 
Tabelle 6 werden die Antworten der Richter und Staatsanwälte 
auf die Fraqe nach den ihrer Meinung nach fünf wichtigsten 
Faktoren oder Umständen wiedergeqeben, die für eine schlechte 
Rückfallprognose von ausschlaggebender Bedeutung sind. Als pro-
gnostisch unqünstig werden von den Richtern und Staatsanwälten 
spontan vor allem solche Faktoren genannt, die interne, auf 
die Persönlichkeit bezogene Verhaltensursachen bezeichnen. 

Am häufigsten angegeben werden Drogen-, Alkoholkonsum, schlech-
te familiäre Verhältnisse und Arbeitslosigkeit. Die Variablen 
Alkoholkonsum und "funktional unvollständige Familie" entspre-
chen in ihrer Bedeutung wohl den bisher vorliegenden Unter-
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suchungen 99 Schwieriger ist es allerdings, den Stellenwert 
der Arbeitslosigkeit als rückfallfördernden Faktor zu bestim-
men, da sich auf der Ebene der registrierten Arbeitslosigkeit 
und der registrierten Kriminalität kein Zusammenhang nachwei-
sen läßt 100 • Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang, daß die 
Mehrheit der Richter und Staatsanwälte den Faktor Arbeits-
losigkeit im Sinne von "arbeitsscheu" als interne Verhaltens-
ursache der betroffenen Person zurechnet. 

Tab. 6: Die wichtigsten Faktoren für eine schlechte Rückfall-
prognose (F 6/S 5) 

Faktoren Häufigkeit der Nennungen 

Drogenabhängigkeit, hoher Alkoholkonsum 153 
strukturell oder funktional unvollständige Familie 126 
Arbeitslosigkeit 78 
Vorstrafen, Frühkriminalität, schneller Rückfall 72 
schlechte oder keine Schul- und/oder Berufsaus-
bildung 69 
schlechter Umgang 69 
mangelnde Intelligenz und Leistungsmotivation 51 
Labilität, Haltlosigkeit, Willensschwäche 46 
Einzelgänger, kontaktarm 28 
Heimerziehung 23 
sonstige Antworten 119 

insgesamt 834 

Wenn man die als prognostisch bedeutsam eingeschätzten Fakto-
ren danach unterscheidet, inwieweit sie explizit interne oder 
externe (Umwelteinflüsse) Verhaltensursachen bezeichnen, so er-
gibt sich, daß über 50 % aller Angaben eindeutiq auf eine in 
der Persönlichkeit des Straftäters liegende Ursache hinwei-
sen101. Umgekehrt wird lediglich in etwa 25 % der Angaben der 
Richter und Staatsanwälte ausdrücklich auf nicht vom Straf-
fälligen zu verantwortende Umstände Bezug genommen. Diese 
recht groben Differenzierungsmerkmale lassen immerhin recht 
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eindeutig erkennen, daß in die "intuitive" Prognosestellung 
der Richter und Staatsanwälte kaum soziologische Devianztheo-
rien eingehen 102 . Delinquenz scheint für die weitaus überwie-
gende Zahl der Befragten ein individuelles pathologisches Syn-
drom darzustellen. Lediglich zwei der Befragten geben als 
bedeutsame Rückfallfaktoren "stigmatisierende Wirkungen des 

·Strafvollzugs" an. 

Als wichtigste Faktoren für eine günstige Prognose werden vor 
allem Variablen genannt, die als Indikatoren für eine erfolg-
reiche Integration der Jugendlichen in die Arbeitswelt, wozu 
auch eine angemessene Schul- und Berufsausbildung Vorausset-
zung ist, anzusehen sind. Daneben haben intakte Familien-
verhältnisse und feste persönliche Bindunqen für die Prognose 
einen hohen Stellenwert. 

Auf die Fraqe nach den charakteristischen Merkmalen des Gewohn-
heitsverbrechers (Hangtäters l nannte die überwieqende Zahl der 
Richter und Staatsanwälte Einbruch- und Seriendiebstahl, in 
weit weniger Angaben Betrug oder allgemeine Vermögensdelikte 
als charakteristische Delikte der Gewohnheitsverbrecher. In 
bezug auf persönliche Merkmale wird von der ganz überwiegenden 
Mehrheit der Richter und Staatsanwälte der werdende Gewohn-
heitsverbrecher als charakter-, willensschwach, aggressiv, bru-
tal, egoistisch, dumm, faul und triebhaft geschildert. 

Diese Beschreibungsmerkmale lassen ein wenig differenziertes 
persönlichkeitspsychologisches Beurteilungsvermögen der Jugend-
richter und -staatsanwälte erkennen. Eine derartige schablonen-
hafte Betrachtungsweise muß bedenklich stimmen, angesichts der 
Tatsache, daß eine der wichtigsten jugendrichterl ichen Aufga-
ben in der Erkennung und adäquaten Behandl un9 gerade dieses 
Täterkreises besteht. 

Auf die Fraqe nach den wesentlichsten sozialen Merkmalen, die 
die Befragten den Hang- und Gewohnheitstätern zuschreiben, 
werden erwartungsgemäß schlechte Fami 1 ienverhältnisse am häu-
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figsten genannt (78 Nennungen). Wesentlich seltener werden 
schlechte wirtschaftliche und soziale Verhältnisse erwähnt 
( 28 Nennungen). Auffall end ist bei einem großen Teil der Ant-
worten, daß soziale Merkmale als individuelle und damit verant-
wortbare Merkmale dargestellt werden. 

Als Ergänzung und Überprüfung der bisher dargestellten Analy-
sen soll im folgenden ein allgemeiner Überblick über die pro-
gnostische Bewertung verschiedener Faktoren (78) durch Jugend-
richter und -staatsanwälte gegeben werden. Tabellen 7 und 8 
zeigen eine Auflistung der durchschnittlich prognostisch am 
günstigsten bzw. am ungünstigsten bewerteten Faktoren. Darin 
werden jeweils zehn Faktoren oder Merkmale einschließlich der 
dazugehörigen Mittelwerte und Standardabweichungen aufqe-
führt103. 

Tab. 7: Die 10 am ungünstigsten prognostisch bewerteten Fak-
toren 

Faktor X SD 
1. Der A hat drei Vorstrafen (Jugendarrest und Jugendstrafe) 

vor der zur Verurteilung stehenden Straftat verbüßt 1.63 .70 
2. Der A macht einen haltlosen und willensschwachen Eindruck 1. 73 . 71 
3. Der A beging drei Straftaten durchschnittlich während 

eines Jahres nach seiner Strafmündiokeit 1.81 .74 
4. Der A hat sich wiederholt wegen Betrugs strafbar gemacht 1.84 .69 
5. Der A beging seine bisherigen Straftaten fast ausschließ-

lieh unter Alkoholeinfluß 1.92 .89 
6. Von A sind kriminelle Verhaltensweisen im strafunmün-

digen Alter bekannt 1. 96 .73 
7. Der A trinkt regelmäßig - verglichen mit seiner Alters-

gruppe - zuviel Alkohol 2.06 .74 
8. Der A wird in einem psychiatrischen Gutachten als 

"Psychopath" bezeichnet 2.08 .89 
9. Das Schwergewicht der bisher verübten Straftaten 

des A liegt bei Aggressionsdelikten 2.08 .80 
10. Der Erziehungsstil der Eltern des A wechselte ständig 

zwischen Verwöhnung und Strenge 2.11 .86 
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Es ist festzustellen, daß die bisherige Legalbiographie - vor 
allem die Anzahl der Vorstrafen - für die richterliche und 
staatsanwaltliche Prognosestellung von erheblicher Bedeutung 
ist. So beinhalten fünf der zehn am prognostisch ungünstigsten 
bewerteten Items Aspekte aus der bisherigen Legalentwicklung 
von jungen straffälligen. Als die aussagekräftigsten Faktoren 
in bezug auf die Persönlichkeit von Straffälli9en werden von 
den befragten Richtern und Staatsanwälten vor allem Alkoholkon-
sum und die mit einer starken Bewertung vermengten Persönlich-
keitsmerkmale "Willensschwäche", "Haltlosigkeit" oder die Eti-
kettierung "Psychopath• 104 genannt. 

Tab. 8: Die 10 am günstigsten prognostisch bewerteten Faktoren 

Faktor X SD 

1. Der A bemüht sich freiwillig um Wiedergutmachung 
des Schadens 5.97 .80 

2. Der A hat eine abgeschlossene Lehre 5.85 .78 
3. Während einer früheren Bewährungszeit hat der A 

die Auflagen gut erfüllt 5. 72 .77 
4. Der A hat nach der zur Verurteilung stehenden 

Straftat eine Lehrstelle aefunden 5.70 .79 
5. Der A besucht als guter Schüler ein Gymnasium 5.64 .95 

6. Der A besucht das verletzte Opfer im Krankenhaus 
und entschuldigt sich 5.59 .83 

7. Der A hat eine stabile Beziehung zu seiner 
Freundin 5.57 .81 

8. Der drogenabhängige A unterzieht sich freiwillig 
einer Entziehungskur 5.54 .84 

9. Der A arbeitet als Facharbeiter 5.51 .81 

10. Die Familie des A lebt in geordneten Verhält-. 
nissen 5.34 .81 
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Neben Faktoren, die sich auf eine erfolgreiche Integration in 
das Arbeitsleben beziehen, spielen feste Bindungen an den 
Partner oder die Familie für eine günstige Kriminalprognose 
eine wichtige Rolle. Auffällig ist die überaus große Bedeu-
tung, die die befragten Richter und Staatsanwälte Faktoren 
zumessen, die auf Reue, Schuldeinsicht und Änderungsbereit-
schaft der Straffälligen schließen lassen. Fraglich bleibt 
allerdings, ob diese Faktoren als Indikatoren für dynamische, 
beeinflußbare Prozesse gedeutet werden können, oder eher als 
Hinweis auf die Belohnung oberflächlichen Anpassungsverhaltens. 

Um komplexere prognostische Bewertungsmuster der befragten 
Richter und Staatsanwälte darzustellen, wurden mittels einer 
Faktorenanalyse die korrelativen Beziehungen zwischen den 
78 Faktoren auf neue wesentliche Dimensionen zurückgeführt. 

Wenn man das Ergebnis dieses multivariaten Verfahrens betrach-
tet, so lassen sich die extrahierten Faktoren zu sechs Fakto-
ren bündel n i n h a l t l i c h s i n n v o 11 zusammenfassen • Si e ver w e i s e n 
auf zusammenhängende prognostische Bewertungsmuster der be-
fragten Jugendrichter und -staatsanwälte. 

Der erste Faktor wird ausschließlich durch Items markiert, die 
sich auf schulische, berufliche und familiäre Gesichtspunkte 
einer sozialen Integration beziehen. Diese einzelnen Items 
kann man daher als einen Faktor der "sozialen Integration" 
bezeichnen. Im zweiten Faktor werden spezifische Aspekte der 
Tatmotivation und der Tatumstände zusammengefaßt. Hingegen 
wird der dritte Faktor eindeutig von Items markiert, die sich 
auf die bisherige Legalbiographie von Straffälligen beziehen. 
Vor allem Vermögensdelikte in Verbindung mit hoher Vorstrafen-
belastung, schneller Rückfälligkeit und regelmäßigem Alkohol-
abusus werden als ein relevantes proanostisches Bewertungs-
muster perzipiert. In den vierten Faktar gehen hauptsächlich 
Items ein, die sich auf ungünstige Sazialisatiansbedingungen 
von Straffälligen beziehen. Die beiden letzten Faktoren um-
schreiben zum einen renitente Verhaltensweisen bzw. Verstöße 
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gegen die Offizialdisziplin und zum anderen die Erziehungs-
fähigkeit der Eltern des Straffälligen. 

Die empirische Bestimmung dieser prognostisch relevanten Di-
mensionen besagten jedoch noch nichts darüber, welchen Stellen-
wert und welches Gewicht die befragten Richter und Staatsan-
wälte diesen Dimensionen im Rahmen ihrer Pro<rnoseentscheidun-
gen beimessen. Deswegen sollten persönliche Einstellun\'.len der 
Jugendrichter und -staatsanwälte als mögliche Einflußgrößen 
auf die prognostische Einschätzung dieser 78 Variablen unter-
sucht werden. Dabei zeigte sich in der Bewertung der richter-
lichen und staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit unter dem Ge-
sichtspunkt der Rückfallverhütung, daß die Gruppe der Befrag-
ten, die ihre Tätigkeit für einigermaßen oder weitgehend effek-
tiv halten, die von allen Untersuchungsteilnehmern als progno-
stisch günstig gewerteten Faktoren noch stärker gewichten als 
die andere Gruppe, die von einer geringeren Effektivität ihrer 
Arbeit ausging. 

Dieses Ergebnis kann noch weiter differenziert werden. So 
besteht eine hochsignifikante Beziehung zwischen den Einschät-
zungen der Arbeit der Befragten unter dem Gesichtspunkt der 
Rückfallverhütung und der Perzeption der durchschnittlichen 
Rückfälligkeit von Straffälligen. Je uneffektiver die Juaend-
richter und -staatsanwälte ihre Täti\'.lkeit beurteilen, von 
desto höheren Rückfallraten \'.lehen sie bei den Straffälligen 
aus, über deren Straftaten sie zu entscheiden haben. Weiterhin 
besteht ein statistisch signifikanter Zusammenhang zwischen 
der wiederholt erwähnten Effizienzeinschätzung der eigenen Ar-
beit und der sich selbst zugeschriebenen Fähigkeit, erfolg-
reich Interventionsprognosen erstellen zu können. Mit zuneh-
mend effizienterer Bewertung der Entscheidungstätigkeit glau-
ben die Richter und Staatsanwälte auch erfolgreicher Interven-
tionsprognosen zu tätigen. 

Betrachtet man diese Ergebnisse im Zusammenhang, so läßt sieh 
vermuten, daß ein bestimmter Typ von Jugendrichtern und 
-staatsanwälten größeres Vertrauen in bestimmte prognostisch 
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günstige Merkmale von Straffälligen besitzt und deswegen auch 
eher glaubt, zutreffende Interventionsprognosen erstellen zu 
können. Diese insgesamt optimistische Einstellung gegenüber 
der Beeinflußbarkeit von Straffälligen drückt sich wiederum in 
der Perzeption einer durchschnittlich niedrigeren Rückfall-
quote von Straffälligen aus. 

Von den als persönliche Einstellungen bezeichneten Variablen 
hat das sogenannte "Tatbestandsdenken" den größten Effekt auf 
die prognostischen Einschätzungen der 78 Faktoren. Je stärker 
sich Richter und Staatsanwälte dem sogenannten "Tatbestandsden-
ken" verpflichtet fühlen, desto größeres Gewicht messen sie 
für ihre prognostischen Überlegungen allgemein als schwer ein-
geschätzten Delikten und desto geringeres solchen Faktoren 
bei, die sich vor allem auf die schulische und berufliche 
Sozialisation von Straffälligen beziehen (vgl. Tab. 9). 

Dieses Ergebnis verdeutlicht wiederum die teilweise Unverein-
barkeit von spezialpräventiven Strafzumessungserwägungen und 
dem juristischen "Tatbestandsdenken". Die für die gesellschaft-
liche Integration von Jugendlichen überaus wichtige Schul-, 
Berufsausbildung und Arbeitssituation wird im Rahmen der Pro-
gnosestellung von den dem "Straftaxendenken" verhafteten Rich-
tern und Staatsanwälten unterbewertet. 

Richter und Staatsanwälte, die sich nach eigenen Angaben vor 
allem kriminologisch aus- und weitergebildet haben, bewerten 
die Prognosefaktoren unabhängig von ihrer Richtung als weniger 
aussagekräftig im Vergleich zu den Befragten ohne spezielle 
Aus- und Weiterbildung. Die Frage, ob eine schwächere Akzentu-
ierung von allgemein als prognostisch relevant eingeschätzten 
Faktoren für eine fundi ertere Fähigkeit zur Prognosestellung 
spricht, kann hier noch nicht generell beantwortet werden. So 
bedarf es noch weiterer Analysen und Vergleiche mit der soge-
nannten Expertenstichprobe. 

Im folgenden soll überprüft werden, ob die Funktion und Posi-
tion von Jugendrichtern und -staatsanwälten, sowie die Dauer 
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ihrer Tätigkeit innerhalb der Justizorganisation nicht nur ihr 
Rollenverständnis beeinflussen, sondern auch ihre prognosti-
sche Einschätzung bestimmter Merkmale von Straffälligen. Dabei 
wird von der Hypothese ausgegangen, daß die Rollenselbst-
deutungen von Richter und Staatsanwalt unterschiedlich sindlOS 
und daß die Einbindung des Staatsanwalts in eine gegenüber dem 
Gericht unterschiedlich strukturierte Organisation zu einer 
vom Richter verschiedenen Perzeption von Straffälligen 
führt 1° 6 . 

Das Ergebnis zeigt, daß die Staatsanwälte bei den als ungün-
stig bewerteten Faktoren extremere Akzentuierungen vornehmen; 
bei den für eine gute Prognose als bedeutsam eingestuften 
Faktoren besteht in der Tendenz zu extremeren Antworten zwi -
sehen Richtern und Staatsanwälten kein Unterschied. Dieser 
Trend zur Akzentuierung ist unabhängig vom Alter bzw. der 
Dauer der Tätigkeit in der Justiz. Außerdem läßt das Ergebnis 
einen bedeutsamen Einfluß der Rolle des Staatsanwalts auf die 
Prognosestellung erkennen und eine stärkere Konzentration auf 
prognostisch negative Faktoren. 

Es wurde bereits angemerkt, daß von der Dauer der Mitolied-
schaft als Richter oder Staatsanwalt in der Justiz Auswirkun-
gen auf die prognostische Einschätzung der 78 Faktoren erwar-
tet wurden. Zunächst ist dazu anzumerken, daß zwi sehen der 
Dauer in der Justiz und dem Alter eine sehr hohe Korrelation 
besteht. Insofern ist unter methodischen Gesichtspunkten keine 
Aussage möglich, welche der beiden Variablen einen Einfluß auf 
die prognostische Bewertung der einzelnen Faktoren ausübt. 

Eine Gemeinsamkeit bei den in Tabelle 10 sich signifikant 
unterscheidenden Einschätzungen besteht in einer durchgängigen 
stärkeren prognostischen Akzentuierung der einzelnen Faktoren 
durch diejenigen Richter und Staatsanwälte, die länger in der 
Justiz tätig sind. Es fällt auf, daß die von den älteren 
Richtern und Staatsanwälten akzentuierten Faktoren sich stär-
ker auf moralische bzw. vorwissenschaftliche Bewertungen des 
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straffälligen beziehen. Bezüglich der als "Offizialdisziplin" 
bezeichneten Faktoren sind die Einschätzungen der längere Zeit 
in der Justiz tätigen Richter und Staatsanwälte ähnlich der 
Bewertung durch diejenigen Befragten, die sich nach eigenen 
Angaben nicht weitergebildet haben. 

Als wenig differenzierungsfähig hat sich in diesem Untersu-
chungsteil die Geschäftsverteilung erwiesen, die danach unter-
schieden wurde, ob Richter und Staatsanwälte ausschließlich 
mit Jugendstrafsachen befaßt sind oder nicht. Es läßt sich 
jedoch eine Tendenz dahingehend feststellen, daß die nur mit 
Jugendsachen befaßten Strafrichter Delinquente generell als 
weniger rückfallgefährdet wahrnehmen. Dies ist wahrscheinlich 
dem größeren erzieherischen Optimismus von Jugendrichtern zuzu-
schreiben. 

Die bisherigen Analysen bezogen sich nur auf Unterschiede in 
der Gewichtung von Prognosefaktoren zwischen den juqendstraf-
rechtlichen Entscheidungsträgern. Es kann jedoch davon ausqe-
gangen werden, daß die Strafjuristen aufgrund einer recht 
einheitlichen schulischen und beruflichen Sozialisation auch 
im großen und ganzen übereinstimmende Vorstelluncien über die 
prognostische Bedeutung einzelner Faktoren und Merkmale von 
Straffälligen besitzen. Aus diesem Grunde werden im nächsten 
Abschnitt der Untersuchung Vergleiche zwischen den Strafjuri-
sten, der Bevölkerungs- und Expertenstichprobe vorgenommen. 

4.3 Die prognostische Einschätzung von 20 Faktoren durch 
Strafjuristen, kriminologische Experten und die Bevölke-
rungsstichprobe 

Ein Vergleich der prognostischen Einschätzung verschiedener 
Faktoren durch Strafjuristen und Experten soll Hinweise auf 
mögliche systematische Differenzen zwischen diesen beiden Grup-
pen erbringen, die im Sinne von Selektionskriterien bzw. spezi-
fischen richterlichen Alltagstheorien interpretiert werden kön-
nen. All erdi nqs muß beachtet werden, daß auch das sogenannte 
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Expertenwissen in diesem Fall teilweise als Meinungsdenken 
angesehen werden kann. Insofern dürfen mögliche Unterschiede 
zwischen den beiden Gruppen nicht als richtige oder falsche 
Einschätzungen von der prognostischen Bedeutung einzelner Fak-
toren interpretiert 
oder weniger guten 
Erkenntnisstand. 

werden, sondern nur im Sinne einer mehr 
Übereinstimmung mit dem kriminologischen 

Als weitere Vergleichsgruppe wurde eine Bevölkerungsstichprobe 
herangezogen, der in Interviews dieselben Items zur progno-
stischen Einschätzung vorgelegt wurden. Auf diese Weise wurde 
versucht, den Begriff der "Alltagstheorie", mit dem die intui-
tive richterliche Prognosestellung charakterisiert wird, zu 
operationalisieren. 

Von den im vorangeganqenen Abschnitt dargestellten 78 Faktoren 
konnte für diesen Vergleich nur eine Auswahl vorgelegt werden. 
Entscheidende Kriterien für diese Auswahl waren eine m0glichst 
breite Berücksichtigung von Variablen, die sieh auf bestimmte 
Sozialisationsbedingungen und auf die Berufssituation von 
Straffälligen beziehen. Es wird angenommen, daß die Bevölke-
rung über die prognostische Bewertung dieser Variablen am 
ehesten Aussagen machen kann. Daneben wurde eine Reihe von 
Items aufgenommen, die unterschiedliche Verhaltensweisen von 
Straffälligen beinhalten, und deren prognostische Einschätzung 
aufgrund von al ltagstheoretischen Überlegungen und mangelnder 
bisheriger Forschung teilweise schwierig ist. Unterrepräsen-
tiert sind hingegen Items aus der Legalbiographie von straf-
fälligen, da deren Bewertung durch die Bevölkerung im Ver-
gleich zu der Bewertung durch Strafjuristen und Experten als 
zu schwierig angenommen wurde. 

In Tabelle 11 werden zunächst die statistisch siqnifikanten 
Einschätzungsdifferenzen zwischen den Strafjuristen und den 
Experten wiedergegeben. Ein fast durchgängiger Unterschied be-
steht in einer geringeren Streuung der Werte der Experten 
gegenüber den Werten der Strafjuristen. Hierin drücken sich im 
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Tab. 
11: 

V
ergleich der prognostischen B

ew
ertung der 20 

Faktoren durch S
trafju

risten
 und 

E
xperten 

R
ichter, Staatsanw

älte 
Experten 

Faktor 
N

 
X 

SD 
N

 
X 

SD 
t-W

ert 
p 

Der Straftäter besitzt eine unterdurch-
schnittliche Intelligenz 

160 
2.30 

.98 
20 

3.55 
.51 

9.07 
.001 

Der Straftäter hat von sich aus eine 
angefangene B

erufsausbildung abgebrochen 
161 

2.15 
.71 

20 
2.75 

.64 
3.56 

.001 
Der bisher nicht vorbestrafte Straftäter 
hat sich eines Totschlags schuldig ge-
m

acht 
154 

3.98 
1.29 

20 
4.70 

1.42 
2.32 

.05 
Der Straftäter 

bem
üht 

sich freiw
illig

 
um W

iedergutm
achung des Schadens 

160 
5.97 

.80 
20 
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Der Straftäter trinkt gelegentlich, 
aber dann zuviel A

lkohol 
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.001 
Der Straftäter hat seinen W
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bei der Bundeswehr abgeleistet 
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.001 

Beide E
lternteile des Straftäters sind 

berufs täti q 
159 

3.08 
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4.15 

.001 
Der V

ater des Straftäters arbeitet 
als H

ilfsarbeiter 
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3.77 
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20 
3.40 
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-3.03 

.01 
Von einem

 E
lternteil des Straftäters 

ist bekannt, daß er an einer G
eistes-

krankheit leidet 
157 

3.14 
.84 

20 
4.00 

.00 
12.89 

.001 
Der Straftäter zeigt sexuelle 
V

erw
ahrlosungserscheinungen 
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2.56 

.72 
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2.74 
.01 
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Vergleich zu den Richtern und Staatsanwälten einheitlichere 
Vorstellungen bezüglich der prognostischen Aussagekraft der 
einzelnen Faktoren aus. Außerdem werden alle sich signifikant 
unterscheidenden Items von den Richtern und Staatsanwälten in 
Richtung einer ungünstigen bzw. einer günstigen Legalbewährung 
stärker gewichtet als von den kriminologischen Experten. Be-
trachtet man auch die sich statistisch nicht signifikant unter-
scheidenden Items, so kann man feststellen, daß Faktoren, die 
eine strukturell unvollständige Familie bezeichnen oder hier-
mit in einem empirisch hohen Zusammenhang stehen, trotz ihrer 
weitgehenden prognostischen Irrelevanz 107 von den Experten ten-
denziell prognostisch ungünstiger bewertet werden als von den 
Richtern und Staatsanwälten. 

Diese Ergebnisse lassen vermuten, daß kriminologische Experten 
diesen Faktoren einen größeren Einfluß auf den Selektionspro-
zeß zumessen, als dies von den strafrechtlichen Entscheidungs-
trägern selbst perzipiert wird. Ein stärkerer Trend der durch-
gängig stärkeren prognostischen Akzentuierung der Items durch 
Strafjuristen konnte auch im letzten Abschnitt bei der Ein-
schätzung der 78 Faktoren durch ältere bzw. länger der Justiz 
angehörende Richter und Staatsanwälte, durch Richter am LG 
gegenüber Richtern am AG, durch Staatsanwälte gegenüber Rich-
tern und durch diejenigen, die sich nach eigenen Angaben nicht 
weitergebildet haben, im Vergleich zu den "Weiterbildern" fest-
gestellt werden. 

Der Vergleich der prognosti sehen Bewertungen der Items durch 
die Bevölkerung und durch die Experten zeigt im Unterschied zu 
dem vorangegangenen Vergleich eine höhere Übereinstimmung zwi-
schen den beiden Gruppen. Es bestehen nicht nur weniger stati-
stisch signifikante Unterschiede, sondern das Signifikanzni-
veau dieser Unterschiede ist auch in aller Regel deutlich 
geringer, und darüber hinaus läßt sich keine Tendenz zu einer 
generell stärkeren Akzentuierung der prognostischen Bewertung 
der Items durch eine dieser Gruppen feststellen. Als einziges 
durchgängiges Untersehei dungsmerkmal kann man eine wesent lieh 
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höhere Streuung der Antworten durch die Bevölkerung beobach-
ten. Dies deutet auf uneinheitlichere Vorstellungen bezüglich 
der prognostischen Bedeutung der einzelnen Items durch die 
Bevölkerung hin. Ohne Ausnahme werden alle sich statistisch 
signifikant unterscheidenden Items von den Richtern und Staats-
anwälten sowohl in Richtung einer negativen, als auch einer 
positiven Prognose stärker akzentuiert als von der Bevölke-
rung. Hingegen haben die Strafjuristen durchgänqig einheitli-
chere Vorstellungen über die prognostische Relevanz der einzel-
nen Items. 

Dieses Ergebnis bestärkte die Vermutung, daß Richter und 
Staatsanwälte aufgrund ihres Umgangs mit einer hoch ausgel e-
senen Population von Straffälligen zu einer verzerrten Wahr-
nehmung der mit Rückfall korrelierenden Faktoren gelangen. 
Insofern kann man aus den Ergebnissen dieses Untersuchungsab-
schnittes folgern, daß ein Großteil der im Rahmen des herkömm-
lichen Mehrfaktorenansatzes untersuchten Faktoren zumindest in 
der Perzeption der Richter und Staatsanwälte eine über ihren 
empirischen Gehalt hinausgehende selektive Bedeutung besitzt. 
Der Vergleich der prognostischen Einschätzungen der Items 
durch die Strafjuristen und durch die Bevölkerung legt es 
nahe, die intuitive Prognosestellung der Jugendrichter und 
-staatsanwälte nicht global als ein alltagstheoretisches Vorge-
hen zu bezeichnen. Sie sind nur insofern als alltaqstheo-
retisch zu bezeichnen, als sie nicht das Ergebniswissenschaft-
licher Analysen darstellen. 

Das erwartungswidrige Ergebnis, wonach die Bevölkerung hin-
sichtlich der 20 prognostisch zu bewertenden Items eher mit 
dem kriminologischen Expertenverstand übereinstimmt, als die 
befragten Jugendrichter und -staatsanwälte, bedarf noch weite-
rer Erklärungsversuche. Überprüft man den Einfluß der Schul -
bildung auf die Einschätzung der 20 Items (Tabelle 12), so 
kann man zumindest bei den allgemein als prognostisch ungün-
stig bewerteten Items eine fast durchgängig schwächere Akzentu-
ierung durch die Befragten mit höherem Schulabschluß feststel-
len. 
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Vergleicht man dieses Ergebnis mit Tabel 1 e 11, so kann man 
beobachten, daß bei den übereinstimmenden ungünstigen Prognose-
faktoren die Bevölkerungsgruppe mit höherer Schul bi 1 dung eher 
mit den Experten und die Bevölkerungsgruppe mit Volksschul ab-
schluß eher mit den Strafjuristen übereinstimmen. 

Dieses Ergebnis 1 äßt sieh noch erhärten, wenn man die Bevöl-
kerungsgruppe mit mittlerer Reife und Abitur jeweils mit den 
Experten und mit den Richtern und Staatsanwälten bezüglich der 
Bewertung der Items vergleicht. Diese Bevölkerungsgruppe akzen-
tuiert im Vergleich zu den Jugendrichtern und -staatsanwälten 
bei allen 13 sich statistisch signifikant unterscheidenden 
Einschätzungsdifferenzen die Items weniger stark in Richtung 
einer günstigen oder ungünstigen Prognose. Hingegen bestehen 
zwi sehen den Experten und der Bevölkerungsgruppe mit höherer 
Schulbildung lediglich 6 statistisch signifikante Unterschie-
de, die keiner sinnvollen Interpretation zugänglich sind. 

Eine Gesamtinterpretation dieser Ergebnisse wird insofern er-
schwert, als die Richter und Staatsanwälte, die Experten und 
die Befragten der Bevölkerung mit höherer Schulbildung alle 
eine in etwa vergleichbare Schulbildung aufweisen und sich 
daher nicht in einem derartigen Ausmaße untereinander unter-
scheiden dürften, wenn man das Bildungsniveau als eine bedeut-
same intervenierende Variable ansähe. Zu vermuten ist, daß die 
kriminologischen Experten und die Bevölkerungsgruppe mit einer 
höheren Schulbildung im Vergleich zu den Strafjuristen und der 
Bevölkerungsgruppe mit Volksschulabschluß über andere Wertvor-
stellungen bezüglich des straffälligen Verhaltens verfügen. 
Diese Wertvorstel 1 ungen werden zwar in einem nicht geringen 
Grade von der Höhe des Bildungsniveaus beeinflußt, aber bei 
den Jugendrichtern und -staatsanwäl ten aufgrund ihrer beruf-
1 i chen Sozialisation möglicherweise durch spezifische Rückfäl-
ligkeitstheorien überlagert. 

Hinweise auf den möglichen Einfluß von Wertsystemen oder -hal-
tungen lassen sich auch der Tabelle 13 entnehmen. Durch die 
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Tab, 
14: 

D
ie 

prognostischen 
B

ew
ertungen der 20 

Item
s 

durch die B
evölkerung 

in A
bhängigkeit 

von 
der E

instellung zur T
odesstrafe B

efürw
orter 

Gegner 
Faktor 

N
 

X 
SD 

N
 

X 
SD 

t-W
ert 

p 

Der S
traftäter besitzt eine unterdurch-

schnittliche Intelligenz 
51 

2.86 
1.06 

81 
3.23 

.97 
-2.08 

.05 
Der Straftäter hat von sich aus eine ange-
fangene B

erufsausbildung abgebrochen 
51 

2.65 
1.06 

81 
3.02 

1.04 
-2.02 

.05 
Der Straftäter tritt gegenüber dem G

ericht 
respektlos auf 
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2.80 
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3.84 
,77 

-6. 72 
.001 

ber Straftäter besucht regelm
äßig den 

G
ottesdienst 
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4.86 

1.06 
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4.37 
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2.93 
.01 

Der bisher nicht vorbestrafte Straftäter 
hat sich eines Totschlags schuldig gem

acht 
51 

3.06 
1.82 

81 
4.48 

1.42 
-5.02 
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ältere Bevölkerungsgruppe werden die sich statistisch signifi-
kant unterscheidenden Items ausnahmslos stärker akzentuiert. 
Dies entspricht den bereits mitgeteilten Ergebnissen, wonach 
auch die Richter und Staatsanwälte mit zunehmendem Alter bzw. 
Dauer der Mitgliedschaft in der Justiz eine extremere Bewer-
tung der Prognosefaktoren vornehmen. 

Als letzter Beleg für 
oder Einstellungen zu 
auf die prognostische 

den Einfluß spezifischer Werthaltungen 
Straffälligen und deren Sanktionierung 
Einschätzung der 20 Items werden die 

diesbezüglichen Unterschiede zwischen den Gegnern und Befürwor-
tern der Todesstrafe dargestellt (vgl. Tab. 14). Dieses Item 
kann in diesem Zusammenhang zumindest als ein Indikator für 
eine autoritäre, konservative oder rigide Werthaltung bezeich-
net werden. 

Die Befürwortung der Todesstrafe korreliert nicht mit der 
Variablen "Alter", wenn man die Schulbildung konstant hält, 
jedoch negativ mit der Höhe des Bildungsniveaus 108 , und alle 
drei Variablen zeigen einen gleichgerichteten Einfluß auf die 
prognostische Bewertung der 20 Items. Wenn man noch zusätzlich 
die soziale Schicht berücksichtigt 109 , so werden von Angehöri-
gen der unteren Schichten alle drei sich statistisch hochsigni-
fikant unterscheidenden Items stärker in Richtung einer ungün-
stigen Prognose akzentuiert als von den Angehörigen der oberen 
Schichten. 

Die Ergebnisse dieses Untersuchungsabschnittes in Verbindung 
mit den vorangegangenen Befunden legen es nahe, die Wahrneh-
mung der Straffälligen durch Richter ~nd Staatsanwälte als 
eine stereotypisierende Wahrnehmung zu beschreiben, die aller 
Wahrscheinlichkeit nach dadurch bedingt ist, daß in der Regel 
nur wenige Informationen ausreichen müssen, um mit einer Per-
son interagieren zu können. Gerade für die unter einem stän-
digen Entscheidungszwang - auch auf der Basis von relativ 
wenigen Informationen über den Straffälligen - stehenden Rich-
ter und Staatsanwälte ist die selektive Überbetonung bei ein-
zelnen Persönlichkeitszügen erklärbar. Die im Vergleich stär-
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kere Gewichtung von Persönlichkeitsmerkmalen als von Umwelt-
merkmalen der Straffälligen (besonders deutlich bei dem Item: 
"Der A wuchs zumindest zeitweise in Erziehungsheimen auf") 
bestätigt die in anderen Untersuchungen ausgewiesenen Befunde, 
wonach Juristen häufiger als Laien die Gründe für abweichendes 
Verhalten in der Person des Straffälligen suchen 110 • 

5. Schlußfolgerungen 

Für die kriminologische Prognoseforschung konnte in dieser 
Arbeit der Nachweis erbracht werden, daß die im Rahmen des 
herkömmlichen Mehrfaktorenansatzes eruierten Merkmale Straf-
fälliger auch in der richterlichen und staatsanwaltlichen Per-
zeption als bedeutsame Prognosefaktoren aufgefaßt werden. Die-
ses Ergebnis ist weitgehend unabhängig von dem kriminologi-
schen oder jugendkundl ichen Kenntnisstand der Strafjuristen. 
Der Vergleich zwischen den von der Bevölkerung geäußerten 
"Rückfälligkeitstheorien" und denjenigen der anderen beiden 
Untersuchungsgruppen ( Strafjuristen und krimi nol ogi sehe Exper-
ten) deutet darauf hin, daß die üblicherweise in der krimi-
nologischen Literatur zur Prognoseforschung erwähnten Faktoren 
im hohen Maße dem common sense entsprechen. Wenn man ange-
sichts dieser Tatsachen noch die bisher wenig erfolgreichen 
Bemühungen berücksichtigt, durch eine Verfeinerung statisti-
scher Methoden zu einer Verbesserung der Vorhersageqüte von 
Prognoseinstrumenten zu qelangen, dann sollte der immer wieder 
vorgetragene Anspruch, derartige Verfahren zur Entscheidunqs-
findung heranzuziehen, aufqegeben werden. Die Kritik, die aus 
den hohen Mißerfolgsquoten etwa der Strafaussetzunq zur Bewäh-
rung oder des Jugendarrestes Argumente für eine Berücksichti-
gung statistisch gewonnener Prognosewerte abzuleiten glaubt, 
übersieht, daß diese Sanktionsentscheidunqen wohl seltener auf-
grund falscher Prognosen, sondern viel eher aufgrund mangeln-
der Alternativen getroffen werden. 

Solange man sich in der Prognoseforschung darauf beschränkt, 
individuell zurechenbare Rückfallwahrscheinlichkeiten zu er-
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mitteln, die für die weitaus überwiegende Zahl der Straffäl-
ligen zu unbestimmt sind oder gar noch zu einer Überschätzung 
der erneuten Straffälligkeiten führen, bietet man den in der 
Jugendstrafrechtspflege tätigen Richtern und Staatsanwälten 
eher Steine statt Brot. Überspitzt formuliert, stellen Richter 
und Staatsanwälte nach den Ergebnissen dieser Untersuchung die 
gleichen je nach theoretischem Standpunkt richtigen oder fal-
schen Diagnosen, die von statistischen Proirnoseverfahren auf 
der Basis des Mehrfachfaktorenansatzes geleistet werden kön-
nen, ohne jedoch daraus dieselben Konsequenzen zu ziehen. In 
der Regel nämlich perzipieren die befragten Strafjuristen die 
Rückfallgefahr von Straffälligen geringer, als dies aufgrund 
von Prognoseinstrumenten der Fall wäre. Als möglicher Grund 
hierfür konnte in dieser Arbeit eine nicht unerhebliche 
Skepsis unter den Jugendrichtern und -staatsanwälten festge-
stel 1 t werden, wonach eine stärkere Gewichtung der Präventions-
entscheidung im Strafzumessungsvorgang zu einer härteren Sank-
tionspraxis führen könnte. In diesem Fall bestünde begründeter 
Anlaß zu der Annahme, daß der mit dem Strafzweck der Spezial -
prävention intendierte Erfolg sich in sein Gegenteil verkehren 
würde. 

Diese Gefahr liegt auch insofern nahe, als die Jugendrichter 
und -staatsanwälte in einem hohen Maße vor allem individual-
psychologischen "Rückfälligkeitstheorien" zuneigen und kaum 
den in der neueren kriminologi sehen Theoriebi ldung erörterten 
Zusammenhang zwischen Stigmatisierung und Rückfälligkeit beach-
ten. Hierin zeigt sich besonders die Notwendigkeit für eine 
fundiertere Aus- und Weiterbildung der in der Jugendstraf-
rechtspflege tätigen Strafjuristen. 

Aufgrund der Ergebnisse dieser Untersuchung kann belegt wer-
den, daß kriminologisch kompetentere Richter und Staatsanwälte 
ebenso wie die befragten Experten die Aussagekraft von Progno-
sefaktoren stärker relativieren. Dies kann als ein Indiz dafür 
angesehen werden, daß die selektiv verzerrten Auffälligkeits-
syndrome Straffälliger bei der Strafzumessung an Bedeutung 
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verlieren können, wenn die Ausbildung der Strafjuristen ver-
bessert wird. Aus diesen Gründen sollte an der immer wieder 
erhobenen Forderung nach einer Verbesserung der jugendrichter-
lichen Ausbildung festgehalten werden. Allerdings dürfen die 
damit zu erwartenden Auswi rkunqen auch nicht überschätzt wer-
den, da inr Prozeß der jugendstrafrechtlichen Kontrolle spe-
ziell der Jugendrichter erst verhältnismäßig spät in den Aus-
leseprozeß eingreifen kann. Jedoch strahlen die jugendrichter-
lichen Entscheidungen insoweit auf den Selektionsprozeß aus, 
als sich die davor geschalteten Kontrollinstanzen an dem Ent-
scheidungsverhalten der Jugendrichter orientieren werden. 

Für die weitere kriminologische Forschung bleibt als Aufgabe, 
Genese und Struktur der richterlichen "Rückfälligkeitstheo-
rien" näher zu untersuchen. Darüber hinaus wird es vor allem 
darauf ankommen, deren Einfluß auf das Entscheidungsverhalten 
näher zu analysieren. Sollten auf dieser Ebene Beziehungen 
gefunden werden, dann lohnt es sich, in besonderem Maße Überle-
gungen anzustellen, wie die richterlichen und staatsanwalt-
lichen "Rückfälligkeitstheorien" beeinflußt und in Übereinstim-
mung mit dem kriminologi sehen Erkenntnisstand gebracht werden 
können. 
Dieser Weg scheint für die jugendstrafrechtliche Praxiserfolg-
versprechender zu sein, als immer wieder methodische Verbes-
serungen der statistischen Prognosetafeln in Angriff zu nehmen. 
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Anmerkungen 

Keckeisen 1974, S. 24 ff. 

2 Kaiser 1976, S. 50. 

3 Mit unterschiedlichen Akzentsetzungen Maurach, Zipf 1978, 
S. 41; Jescheck 1978, S. 36; Horn in Syst. Komm. 2. 
Aufl., § 56 Rdnr. 18; Dreher, Tröndle, 38. Aufl. vor§ 61 
Rdnr. 3; Hanack LK 10. Aufl. vor § 61 Rdnr. 100 F.; 
Schönke-Schröder-Stree, 19. Aufl. § 56 Rdnr. 15a. 

4 Warner 1923, S. 177 ff. 

5 Middendorff 1967, S. 156; Wilkins 1969, S. 65; Schneider 
1977, s. 276. 

6 s. nur Bruns 1974, S. 95. 

7 Kaiser 1972, S. 67; Lösel 1975a, S. 21; Sack 1978, S. 207. 

8 Inciardi, McBride 1977, S. 240. 

9 So auch Hood, Sparks 1970, S. 179 ff.; Simon 1971, S. 141. 

10 Zusammenfassend: Kaiser 1977a, S. 19 ff.; Müller 1978. 

11 Rüther 1975, S. 8 f.; Kaiser 1976, S. 184 f. 

12 S. hierzu Kagan: 1969, s. 986 ff. 

13 So macht etwa Lösel (1975b, S. 1681 den Vorschlaq, für 
die Prognose delinquenten Verhaltens vor allem dieieniqen 
Untersuchungen zu berücksichtiqen, in denen die psycholo-
gische Testabnahme schon vor der registrierten Auffällig-
keit der Probanden erfolgte. 

13a Vgl. ausführlich Fenn 1981. 

14 Wolff 19.74, S. 310. 

15 So sind die Beziehungen 
stikern und politischen 
saten zur Zeit in eine 
302). 

zwischen professionellen Progno-
Entscheidungsträgern als Adres-
Kri se geraten ( Badura 1976, S. 

16 Leferenz 1958, S. 45, der auch in jüngerer Zeit befürch-
tet, daß durch eine zunehmende Mechanisierunq statisti-
scher Verfahren die Seele des Menschen in den ~intergrund 
trete (Leferenz 1972, S. 1366). 

17 S. hierzu etwa Meehl 1954, S. 4 ff. 

18 Reinh. v. Hippel 1976, S. 52, Anm. 144. 
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19 Reinh. v. Hippel 1976, S. 51, der hier in Weiterentwick-
lung seiner Ausführungen in der Habilitationsschrift 
(1972, S. 113 f. l zu einer entschiedenen Ablehnung von 
Prognoseentscheidungen im Strafrecht kommt. 

20 So besonders deutlich bei Reinh. v. Hippel 1976. 

21 Schöneborn 1975, S. 272 ff. 

22 Dies fordert etwa Schaffstein 1974, S. 215 ff. 

23 Schaffstein 1974, S. 221; 1977, S. 59; Böhm 1977, setzt 
sich mit diesem Problem allerdings überhaupt nicht aus-
einander. 

24 Kaiser 1976, S. 128. 

25 Fuller 1966, S. 
zur richterlichen 
würdigte. 

604, der eine Reihe wichtiger Arbeiten 
Entscheidungstätigkeit zusammenfassend 

26 Hogarth 1967 und 1971. 

27 Hogarth 1971, S. 385. 

28 Green 1961. 

29 Hogarth 1967, S. 86. 

30 Hogarth 1971, S. 349. 

31 Das Wort 'Phänomenologie' darf hier nicht auf die von E. 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

41 
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Husserl eingeführte philosophische Denkmethode reduziert 
werden (s. hierzu Bochenski 1973, S. 22 ff.), da sich 
Hogarth im Begründungszusammenhang seiner Studie analyti-
scher Methoden bedient. 

Hogarth 1971, s. 333 ff. 

Hogarth 1971, s. 351 ff. 

Hogarth 1971 , s. 281. 

Hogart 1971, s. 284. 

Hogarth 1971, s. 285 ff.; 307 ff. 

Hogarth 1971, s. 391 f. 

So auch Hood 1962, s. 76. 

McCune, Skoler 1965; Walther, McCune 1965. 

McCune, Skoler 1965, s. 130. 

Smith 1974. 



42 Hood 1966. 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

Hood 1966, s. 306. 

Carter 1967. 

Carter, Wilkins 1967. 

Carter, Wi lki ns 1967, 

Carter, Wilkins 1967, 

Mannheim u. a. 1957. 

s. 506. 

s. 511. 

49 Mannheim u.a. 1957, S. 138. 

50 S. etwa Terry 1967, S. 178; Hagan 1974a, S. 543; Cohen 
1975, S. 22; Arnold 1971, S. 218 ff.; Thornberry 1973, 
S. 94 ff.; Marshall 1977, S. 130. 

51 Hagan 1974b. 

52 Hagan 1974b, S. 179; so auch Hewitt 1975, S. 50, 55, 
hinsichtlich der Variablen 'Rasse' und sozio-ökonomischer 
Status; übereinstimmend: Seeherman 1978, S. 133 f. 

53 Cohen 1975, S. 19ff.; s. auch Cohen, Kluegel 1978, die 
bei einer Stichprobe von 6.894 männlichen Jugendlichen in 
einer methodisch raffinierten Untersuchung fanden, daß 
die ethni sehe Abstammung und Schi chtzuqehöri gkei t keinen 
Einfluß auf die Entscheidungen der Gerichte haben. 

54 Paquin 1977. 

55 Paquin 1977, s. 214. 

56 Paquin 1977, s. 208 ff. 

57 Sieverdes 1973. 

58 Sieverdes 1973, s. 59 ff. 

59 s. nur Newton u. a. 1975, s. 220 f. 

60 Keim 1975. 

61 Keim 1975, s. 33. 

62 Gottfredson u. Gottfredson 1969. 

63 Wheeler u. a. 1968. 

64 Wheeler u. a. 1968, s. 54 ff. 

65 Lemon 1974. 
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66 Lemon 1974, S. 46. 

67 Schur 1971, S. 38 ff.; 52 ff. 

68 0pp, Peuckert 1969; 1971. 

69 Lautmann 1972. 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

Lautmann 1972, 

Lautmann 1972, 

Lautmann 1972, 

D. Peters 1970; 

D. Peters 1973, 

D. Peters 1973, 

Genser-Dittmann 

Genser-Dittmann 

Haisch 1973. 

s. 57 ff. 

s. 59. 

s. 123 u. 

1973. 

s. 160. 

s. 151. 

1975, s. 
1975, s. 

79 Haisch, Grabitz 1977. 

144. 

28 ff. 

34. 

80 Haisch, Grabitz 1977, S. 86. 

81 Blankenburg, Sessar, Steffen 1978. 

82 Pilgram 1974; 1975. 

83 Pilgram 1974, S. 23. 

84 Pilgram 1976, S. 37. 

85 Hinsch, Leirer, Steinert 1973. 

86 Aus der umfangreichen Literatur s. nur Weiss 1971; Rott-
leuthner 1973a, S. 91 ff.; 1973b; Ch. Müller 1976; 
Schreiber 1976, S. 122 ff. 

87 etwa Dahrendorf 1965; Kaupen 1969. 

87a Vgl. ausführlich Fenn 1981. 

88 Zum Attitüdenkonzept s. etwa die Arbeit von 0pp, Peuckert 
1971; Rottleuthner 1973a, S. 196 ff. 

89 Werle 1976, S. 7. 

90 Luhmann 1969, S. 4; 1978, S. 129 ff. 

91 Sack 1974; 1978, S. 327 ff. 
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92 S. Einleitung in Fenn 1981. 

93 S. nur die Studie von Kaupen, Rasehorn 1971. 

94 Werle 1976, S. 74. 

95 Kaiser 1977b, S. 120; Sack 1975, S. 21. 

96 S. nur Wilkins 1969, S. 72; Monahan 1976, S. 16 ff. 

97 S. hierzu Schünemann 1971, S. 10; Rohnfelder 1974, S. 
180; Kaiser 1977b, S. 133 f. 

98 55,3 % der Richter am LG würden den Psychologen zur Pro-
gnosestellung heranziehen gegenüber 38,0 % der Richter am 
AG. 

99 S. die Nachweise bei Kaiser 1977a, S. 131 und Kreuzer 
(1978, S. 123), wonach etwa 50 % aller Verbrechen junger 
Menschen nach vorangegangenem Alkoholgenuß begangen wur-
den. 

100 So Steinhilper 1976, S. 388; auch 
keinen Kausalzusammenhang zwischen 
Delinquenz nachweisen. 

101 Vgl. Ebert 1975, S. 304. 

Martens 1978, konnte 
Arbeitslosigkeit und 

102 Dieser Befund trifft freilich nicht allein für Richter 
und Staatsanwälte zu, sondern etwa auch für Sozialarbei-
ter (H. Peters 1973, S. 200 ff. l. 

103 Die Standardabweichung (SO) ist eine Kennzahl zur Be-
schreibung von Verteilungen. Soweit eine Normalverteilung 
vorausgesetzt werden kann, 1 iegen im Bereich Mittelwert 
(X)~ SO 68,27 % der Antworten. 

104 Nach einer Zusammenstellung von Göppinger (1976, S. 
153 ff.) betragen die Anteile von 'Psychopathen' in kri-
minalpolitischen Untersuchungen zwischen 14,5 % und 100 %. 

105 S. Best 1971, S. 176 f. 

106 S. zu Untersuchungen über die Staatsanwälte Blankenburg 
u.a. 1978. 

107 S. nur Feger 1969, S. 140 ff.; Villmow, Kaiser 1974; 
Kaiser 1976, S. 168 f. 

108 S. die entsprechenden Nachweise bei Mechela 1978, S. 
110 f.; Streng 1979. 

109 Es wurde die Schichteinteilung von Kleininq, Moore (1968) 
gewählt. · 

110 S. Haisch, Grabitz 1977. 
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DISKUSSION DER ERGEBNISSE UND SCHLUßFOLGERUNGEN 

Helmut Kury und Hans Wetzstein 

1. Diskussion 

Im folgenden sollen einige abschließende Überlegungen zum Frei-
burger Behandlungsforschungsprojekt angestellt werden. Hi er bei 
beschränken wir uns im wesentlichen auf den Teil der Gesamt-
studie, der sich mit der zentralen, aber umso schwierigeren 
Frage n·ach der Wirkung der Behandlung auf die Untersuchungs-
häftlinge beschäftigt. 

Das beschriebene Behandlungsforschungsprojekt wurde vor etwa 
10 Jahren (1974) geplant und in seiner Feldphase mit allen 
Teilprojekten über 4 Jahre in 3 verschiedenen Untersuchungs-
haftanstalten bzw. -abteilungen und über 5 Jahre, was die 
Bewährungshelfer-Nachbefragung und weitere Projekteile be-
trifft (bis Mitte 1980), durchgeführt. Es hatte das Ziel, ein 
bereits seit Anfang der 70er Jahre in der Freiburger U-Haftab-
teilung für Jugendliche und Heranwachsende eingerichtetes Be-
handlungsprogramm, das 
psychotherapeutischen 

im 
und 

wesentlichen aus einer gesprächs-
einer verhaltenstherapeutischen 

(Modellernen) Behandlung bestand, zu evaluieren. Schon in der 
Planungsphase des Projektes zeichnete sich ab, daß die Durch-
führung sowohl eines Behandlungsprogramms als auch dessen Eva-
luation in der Untersuchungshaft aufgrund der hierfür außer-
ordentlich ungünstigen Bedingungen mit großen Schwierigkeiten 
verbunden sein würde. So mußte beispielsweise davon ausgegan-
gen werden, daß Untersuchungshäftlinge aufgrund des noch 
schwebenden Verfahrens und der damit verbundenen Unsicherheit 
über die zu erwartende Strafe einem besonderen psychischen 
Druck ausgesetzt sind, der einerseits zwar Hilfe und Unter-
stützung als besonders nötig erscheinen läßt, andererseits 
jedoch unter Umständen die für die Auseinandersetzung mit der 
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eigenen psychischen Problematik im Rahmen eines Behandlungspro-
gramms nötige Ruhe nicht gewährt. Hinzu kam die unter kriminal-
politischen bzw. kriminologischen Gesichtspunkten zwar überaus 
lange, aber im Hinblick auf die Durchführung wirksamer Behand-
lungsmaßnahmen relativ 
(vgl. etwa Wolff 1975). 

kurz erscheinende Inhaftierungszeit 

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang jedoch auch der 
Stand der Diskussion zur Behandlungsforschung Anfang der 70er 
Jahre. Damals war man, zumindest in der Bundesrepublik, was 
die Wirkung von Behandlungs- und Resozialisierungsmaßnahmen im 
stationären Strafvollzug betrifft, noch wesentlich optimisti-
scher als heute. So wurden etwa relativ kurzfristige therapeu-
tische Interventionen, teilweise von nur wenigen Stunden, bei 
Straffälligen als sinnvoll und wirksam, auch im Hinblick auf 
ein verbessertes Legalverhalten, angesehen. Die Erfahrungen 
aufgrund empirischer Untersuchungen waren insbesondere in der 
Bundesrepublik noch wesentlich geringer als heute. Es lagen so 
gut wie keine größeren Studien zur Wirkung von Behandlungsmaß-
nahmen auf Straffällige in Vollzugsanstalten vor. Als erfolg-
reich angesehene Behandlungsprojekte 
Staaten deuteten darauf hin, daß eine 

in den Vereinigten 
Resozialisierung von 

Rechtsbrechern im Strafvollzug - wenn auch unter gewissen Ein-
schränkungen - wirksam und damit trotz der damit verbundenen 
Kosten sinnvoll ist. 

Die aufkommende Kritik galt nicht nur, aber zu einem großen. 
Teil den methodischen Mängeln der einzelnen Studien, die zwei-
fellos vorhanden waren, und erweckte somit teilweise den Ein-
druck, als ginge es insbesondere darum, die Behandlungsfor-

besser durchzuführen, um einen Erfolg der Behandlung 
selbst nachweisen zu können. Daneben gab es allerdings bereits 
Kritiker des Behandlungsansatzes, die vor dem Hintergrund der 
oft wenig ermutigenden Ergebnisse der einschlägigen Forschung 
zunehmend die Frage stellten, ob eine Behandlung in der to-
talen Institution Strafvollzugsanstalt oder gar von Straffälli-
gen überhaupt sinnvoll sei. Einen Höhepunkt erreichte diese 
Kritik Mitte der 70er Jahre mit der Veröffentlichung der 
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umfangreichen Sekundäranalyse von Behandlungsforschungsprojek-
ten durch Lipton u.a. (1975). Hierdurch wurde die heftige 
Kontroverse zur Behandlung bei Straffälligen verschärft, wobei 
Skeptiker eines solchen Ansatzes mehr und mehr an Zahl gewan-
nen und gerade auch vor dem Hintergrund der oft weniq überzeu-
genden Resultate auf die Schwierigkeiten bzw. Unmöglichkeiten 
einer Resozialisierung von Straftätern in Strafvollzugsanstal-
ten hinwiesen. 

In der Bundesrepublik wurde vor dem Hintergrund der Proble-
matik der Übertragung von Forschungsergebnissen aus den USA 
auf das hier andere Rechtssystem und insbesondere unter Berück-
sichtigung der in vielen Punkten anderen Vollzugssituation in 
den beiden Ländern sicherlich zu Recht die Durchführung ei-
gener Forschungsvorhaben in diesem Bereich gefordert. Die bis-
her vorliegenden Resultate scheinen jedoch die Erfahrungen aus 
den USA in vielen Punkten zu bestätigen. Sofern positive 
Ergebnisse im Rahmen eines Behandlungsforschungsprojektes 
"nachgewiesen" werden konnten, meldeten sich sicherlich zu 
Recht Kritiker zu Wort, die auch hier auf methodische Schwä-
chen der Untersuchung und auf alternative Interpretationsmög-
lichkeiten für die gefundenen Ergebnisse hinwiesen. Es scheint 
auch hier so zu sein, daß dem Forscher der "Nachweis" eines 
Behandlungserfolges um so mehr unter den Fingern zerrinnt, je 
methodisch exakter er bei seiner Analyse vorgeht. Zeigen etwa 
einfache Mittelwertsvergleiche vielfach durchaus Unterschiede 
zwischen Vor- und Nachtests in der Behandlungsgruppe, werden 
diese Differenzen bei der Einführung multivariater Analysetech-
niken und der hier möglichen statistischen Berücksichtigung 
intervenierender Variablen unter Umständen so klein, daß sie 
unter die Signifikanzschwelle fallen bzw. gar völlig verschwin-
den. 

Auch die herangezogenen Kriterien zur Erfassung des Behand-
lungserfolges bei Straftätern überzeugen oft nicht, insbeson-
dere was das in aller Regel berücksichtigte Legalverhalten 
nach Haftentlassung (Rückfallkriterium) betrifft. Unabhängig 
davon, daß das Legalverhalten nur sehr schwer zu erheben ist 
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und eine formale Definition und Abgrenzung, beispielsweise 
mittels Erfassung der Eintragungen in das Bundeszentralregi-
ster, unter Beobachtung der Resultate zur Dunkelfeldforschung 
und zu Selektionsprozessen der Strafverfolgungsorgane das Pro-
blem nicht lösen kann, befriedigt dieses Kriterium als Maßstab 
für die Wirkung einer (psychologischen) Behandlung, wenn über-
haupt, nur teilweise. Solange andere, gültige Kriterien für 
die Operationalisierung einer Behandlungswirkung fehlen, wird 
es aber kaum möglich sein, diese zu erfassen (v1:1l. Kaiser 
1970; s.a. Cremerius 1962; Habermas 1967). Gerade die Lösung 
dieser Kriterienfrage dürfte eines der schwierigsten Probleme 
der Behandlungsforschung bleiben. 

Bei der Diskussion der Resultate der Behandlungsforschung darf 
nicht übersehen werden, daß in der Psychotherapieforschung 
insgesamt, und die Behandlungsforschung bei Straffälligen kann 
als ein Teil derselben angesehen werden, auch die Frage nach 
der Wirksamkeit psychotherapeutischer Behandlung in den letz-
ten Jahren und Jahrzehnten immer wieder neu und durchaus 
kontrovers diskutiert wurde. Auch hier besteht nach wie vor 
ein Streit darüber, was denn nun eigentlich an Behandlungswir-
kung "nachgewiesen" sei. Diese Kontroversen weisen u.a. auf 
die Schwierigkeit der Forschung in diesem Bereich hin. 

Bestand bereits über den Nutzen einer Behandlung im Strafvoll-
zug keine Einigkeit, war das noch weniger hinsichtlich einer 
Behandlung von Untersuchungshäftlingen der Fall. Hier kam ins-
besondere noch die rechtliche Problematik, die vor allem aus 
der Unschuldsvermutung erwuchs, zu der Frage nach der Wirksam-
keit der Behandlung Straffälliger hinzu. (Untersuchungshäft-
linge sind bis zur gerichtlichen Feststellung ihrer Schuld als 
unschuldig zu betrachten, die Inhaftierung darf lediglich zum 
Zwecke der Verfahrenssicherung erfolgen, Unschuldsvermutung; 
vgl. ausführlich oben; Kury 1986). Personen, die sich aber 
u.U. im späteren Strafverfahren als unschuldig erweisen, zu 
"resozialisieren", ist unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten 
zumindest problematisch. In der Praxis wird die Situation 
allerdings dadurch entschärft, daß Untersuchungshäftlinge in 
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aller Regel verurteilt werden, sich also als Straftäter heraus-
stellen bzw. als solche definiert werden. Die Frage nach der 
Zulässigkeit von Erziehungsmaßnahmen in der Untersuchungshaft 
für Jugendliche wird inzwischen von den meisten Autoren posi-
tiv beantwortet (s. z.B. Walter 1978). 

Die Untersuchungshaft für jugendliche Beschuldigte soll nach 
dem Gesetz erzieherisch gestaltet werden, eine durchaus wich-
tige Forderung, wenn man berücksichtigt, daß diese, wie wir 
oben zeigen konnten, in den 1 etzten Jahren und Jahrzehnten 
eine immer größere Bedeutung erlangt hat. In der Praxis konnte 
nun aber immer wieder und seit Jahren festgestellt werden, daß 
die Untersuchungshaft für junge Menschen nicht nur nicht er-
zieherisch gestaltet wird, sondern im Gegenteil noch wesent-
lich schlechter als der Jugendstrafvollzug ausgestattet ist 
( s. den Bei trag von Wetzstein in diesem Band). Die Änderung 
dieser geradezu gesetzeswidrigen Situation wird deshalb von 
juristischer und kriminologischer Seite seit Jahren gefordert, 
ohne daß sich bislang Wesentliches hinsichtlich einer Verbesse-
rung getan hätte. 

Das vom Wissenschaftlichen Institut des Jugendhilfswerks an 
der Universität Freiburg initiierte und durchgeführte Behand-
lungsprojekt in der dortigen Untersuchungshaftabteilung für 
Jugendliche und Heranwachsende stieß somit in eine Lücke und 
versuchte modellhaft die allseits beklagte Situation in der 
Untersuchungshaft zu verbessern. Entsprechend dem damaligen 
Stand der Diskussion übernahm man zwei der bekanntesten und 
vielversprechendsten Behandlungsansätze, nämlich einerseits Ge-
sprächspsychotherapie und andererseits Verhaltenstherapie, 
hier ein Modellernprogramm, mit dem insbesondere auch in den 
Vereinigten Staaten bereits gute Erfahrungen gemacht wurden. 
Nach dem Stand der Forschung Anfang der 70er Jahre konnte 
davon ausgegangen werden, daß beide Behandlungsansätze zur 
Wiedereingliederung der Insassen der U-Haftabtei lung in die 
Gesellschaft wirkungsvoll beitragen würden. 
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· Die Psychologen des WI-JHW, die in Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
ständig in der Untersuchungshaft mit den jungen Beschuldigten 
zu tun hatten, hatten großes Interesse daran, die Bedingungen 
in der Jugend-LI-Haft zu verbessern. Nachdem eine zeitlang mehr 
intuitiv gearbeitet worden war, entstand das Bedürfnis, den 
von der ambulanten Praxis in die "totale Institution" übertra-
genen Ansatz mit wissenschaftlichen Methoden überprüfen zu 
lassen. 

Die ab 1974 dem Behandlungsprogramm angegliederte umfassende 
Evaluationsstudie, über deren Ergebnisse in diesem Band berich-
tet wird, sollte die Wirkungsweise der beiden verschiedenen 
Treatments bzw. der Behandlungsmaßnahmen insgesamt überprüfen. 
Bereits bei der Planung der Evaluationsuntersuchung zeigten 
sich, wie erwähnt, erhebliche Probleme. Schon vor Beginn der 
Datenerhebung mußten von einem "idealen" Forschungsdesign mehr 
und mehr Abstriche gemacht werden. So war beispielsweise die 
immer wieder zu Recht geforderte Zufal 1 szuwei sung der Proban-
den zu Experimental- und Kontrollgruppe (experimentelles De-
sign) nicht möglich. Lediglich die Aufteilung der Experimen-
talprobanden in Freiburg auf die beiden Treatments (Gesprächs-
bzw. Verhaltenstherapie) konnte per Zufall erfolgen. Damit war 
bereits zu Beginn des Forschungsvorhabens offenkundig, daß 
dessen Resultate, wie immer sie ausfallen würden, von viel-
1 eicht wenigen untergeordneten Fragestel 1 ungen abgesehen, 
nicht in Kausalaussagen hinsichtlich der Behandlungswirkung 
münden können. Uns schien jedoch die Durchführung der Eval ua-
tion trotz dieser absehbaren Einschränkungen aus mehreren Grün-
den sinnvoll und wichtig. Zum einen gingen wir davon aus, 
weiterführende Ergebnisse zu den bis dahin in der Bundesrepu-
blik wenig erforschten Behandlungs- und Resozialisierungsmög-
1 i chkei ten bei Straffäl 1 i gen im Vol 1 zug gewinnen zu können. 
Die Behandlungsforschung stand damals hier noch am Anfang. Es 
lagen lediglich einige wenige kleinere Untersuchungen vor. 
Gerade zu den von uns angesetzten Behandlungsverfahren gab es 
aus den USA einige vielversprechende Forschungsberichte. 
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Zum anderen waren wir aber der Überzeugung, daß das Forschungs-
projekt trotz dieser "Mängel" wichtige Erkenntnisse zum wenig 
erforschten, kriminalpolitisch aber wichtigen Bereich der Un-
tersuchungshaft sowie zur Behandlungsforschung allgemein, lie-
fern wird. Berücksichtigt man die Tatsache, daß inzwischen 9 
einzelne Forschungsberichte mit einer Fülle von Einzelergeb-
nissen zu unterschiedlichen Fragen der Untersuchungshaft und 
deren Vollzug aus diesem Vorhaben "Prognose und Behandlung bei 
jungen Rechtsbrechern" hervorgegangen sind bzw. kurz vor ihrem 
Abschluß stehen, kann gesagt werden, daß dieses Ziel erreicht 
wurde. Der Ertrag ist größer, als ursprünglich erwartet worden 
war. Es handelt sich hier um das bisher umfassendste Behand-
1 ungsforschungsprojekt bei inhaftierten Straftätern zumindest 
im deutschen Sprachraum. 

Schließlich hofften wir auch, mit dem Forschungsvorhaben zu 
einer Intensivierung der Diskussion der Untersuchungshaftpro-
blematik beizutragen und damit eine Verbesserung derselben 
anzuregen. Wieweit dies gelungen ist, ist schwer zu beurtei-
len. Zweifellos werden jedoch Fragen der Untersuchungshaft in 
den letzten Jahren wiederum intensiver erörtert. 

Letztlich erhofften wir uns auch Aussagen über die resoziali-
sierende Wirkung des differenzierten Behandlungsprogramms bei 
der sehr heterogenen Gruppe junger Rechtsbrecher. Daß hier nur 
Hinweise zu erwarten waren, war aufgrund der nicht zu beseiti-
genden Nachteile des Forschungsplanes, wie erwähnt, von vornhe-
rein deutlich. Ein Vergleich unseres eigenen methodischen Vor-
gehens in der Evaluationsstudie mit anderen Untersuchungen 
zeigte uns jedoch, daß wir - unter Berücksichtigung dieser 
Mängel - durchaus noch sehr gut abschnitten, was uns zur 
Durchführung der Studie zusätzlich ermutigte. 

Ein Problem bildete von Beginn an die Auswahl und insbesondere 
auch die Operationalisierung der für die Erfassung des Behand-
lungserfolges wichtigen Variablen. Zeit für die Entwicklung 
eigener Meßintrumente 
auf die Heranziehung 

b 1 i eb nur wenig, so daß wir weitgehend 
und den Einsatz anfangs der 70er Jahre 
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vorhandener Erhebungsverfahren angewiesen waren. Der mangelnde 
Nachweis signifikanter Resultate mag verschärft die Aufmerksam-
keit auf die Auswahl der Instrumente lenken und die Frage 
nahelegen, ob andere Testverfahren "bessere" Ergebnisse ge-
bracht hätten. Wahrscheinlich würde man heute, zumindest teil-
weise, andere Erhebungsverfahren einsetzen und damit andere 
Variablenbereiche erfassen. Inzwischen liegen auch entsprechen-
de Testverfahren, zumindest für den klinisch-psychologischen 
Bereich, vor. Fraglich ist aber, ob das Ergebnis damit wesent-
lich anders ausfallen würde. Zeigen doch etwa die Resultate 
aus dem FPI oder dem Q-Sort - zwei in der Bundesrepublik im 
Rahmen der Psychotherapieforschung immer wieder eingesetzte 
Verfahren (vgl. etwa Wittmann 1984; Wittmann u. Matt 1984) -
kaum "günstigere" Resultate. Der Q-Sort differenziert bei-
spielweise zwischen keiner der untersuchten Gruppen stati-
stisch signifikant. Das FPI zeigt zwar in den Skalen FPI-2 und 
FPI-6 zwischen einzelnen Untergruppen teilweise statistisch 
signifikante Resultate, zumindest z.T. sind diese jedoch wider-
sprüchlich. 

Der Grund für den nicht gelungenen "Nachweis" eines positiven 
Behandlungserfolges scheint unseres Erachtens weniger in den 
zwangsläufig vorhandenen methodischen Mängeln des Forschungs-
vorhabens zu liegen als in der Situation der Untersuchungshaft 
und dem Behandlungsprogramm selbst. Jede Haftsituation ist für 
den Betroffenen, auch dann, wenn sie nicht die erste Inhaftie-
rung darstellt, zweifellos ein außerordentlich einschneidendes 
Ereignis. Bei der Untersuchungshaft kommt hinzu, daß die Inhaf-
tierung für den Probanden in der Regel nicht vorhersehbar ist, 
der "Überraschungseffekt" damit einen zusätzlichen psychischen 
Streß hervorruft, der nicht selten geradezu in einen Haft-
schock oder gar eine Haftpsychose mündet. Daß sich diese 
Situation auf die psychische Befindlichkeit auswirkt, kann 
wohl nicht bezweifelt werden, jedoch wissen wir bisher kaum, 
welche psychischen Effekte sie auslöst und wie sich diese etwa 
in psychologischen Testverfahren niederschlagen, wie lange die-
se Ausnahmesituation anhält u.ä. Es muß somit davon ausgegan-
gen werden, daß zu Beginn der Inhaftierungszeit erhobene Test-
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daten durch die beschriebene Situation beeinflußt sind (s. 
dazu Schulze 1980; vgl. auch den Bei trag von Wetzstein in 
diesem Band). 

Ähnlich verhält es sich jedoch mit der Erhebung von Testdaten 
während der gesamten .U-Haftzeit, insbesondere zu Ende dersel-
ben, nämlich im zeitlichen Umfeld des Termins der Hauptverhand-
lung. Daß der Inhaftierte das Näherrücken des Hauptverhand-
lungstermins als besonderen Streß erlebt, ist naheliegend, 
geht es hier doch u.U. um die Entscheidung, ob er die nächsten 
Jahre seines Lebens in einer Justizvollzugsanstalt zu verbrin-
gen hat oder nicht. Unsere Untersuchung zeigt deutlich, daß 
die jungen Beschuldigten in ihrem psychi sehen Befinden stark 
von der bevorstehenden Hauptverhandlung, von Vorabinformatio-
nen hierüber, etwa über Besucher bzw. ihren Rechtsanwalt, 
beeinflußt werden. Daß diese nicht kalkulierbaren Einflüsse 
sich auch in den Testwerten niederschlagen, ist zu erwarten. 
Hinzu kommen Einflüsse aus der Haftsituation selbst, aus dem 
Umgang mit den anderen Insassen bzw. den Beamten. 

Diese Situation in der Untersuchungshaft ist im Hinblick auf 
ein Resozialisierungsprogramm sicherlich noch weit ungünstiger 
als im Strafvollzug und wirkt sich negativ auf die Behandlungs-
bemühungen aus. Die beschriebenen Einflüsse hängen in ihrer 
Wirkung im Einzelfall von der Persönlichkeit und deren Streß-
verarbeitungsmechanismen ab, wobei wir über diese Vorgänge 
kaum gesichertes Wissen haben. 

Vor dem Hintergrund dieser stichwortartig skizzierten Situa-
tion, in welcher der Insasse durch verschiedene Umstände in 
seiner psychischen Befindlichkeit massiv beeinträchtigt wird, 
mutet ein Behandlunsprogramm mit 3 gut einstündigen Gesprächen 
pro Woche wie der vielzitierte "Tropfen auf den heißen Stein" 
an. Damit soll nicht gesagt werden, daß eine solche Behandlung 
für den Betroffenen nicht wichtig ist, im Gegenteil: Sie 
erscheint angezeigt und gerechtfertigt, wenn damit Haftschäden 
gemildert und dem einzelnen eine gewisse Entlastung zuteil 
wird. Dies gilt ganz besonders für junge Straftäter in Haft. 
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Allerdings kann wohl nur in günstigen Fällen davon ausgegangen 
werden, daß durch eine Behandlung über den kurzen Zeitraum bei 
dieser Klientel langfristige Verhaltensänderungen hinsichtlich 
eines besseren Legalverhaltens nach Haftentlassung zu bewirken 
sind. Das insbesondere auch deshalb nicht, weil eine Vollzugs-
anstalt ein denkbar ungünstiges setting für ein (psychologi-
sches} Behandlungsprogramm darstellt. 

Angesichts dieser Problematik wurde in unserem Fall, wie oben 
ausführlich beschrieben, versucht, die Untersuchungshaftsitua-
tion in Freiburg als ganze hinsichtlich einer behandlungs-
freundlicheren Ausrichtung zu ändern. Hierzu gehörte beispiels-
weise die Einrichtung und Förderung von Gruppenaktivitäten (im 
Rahmen der Freizeitgestaltung} sowie insbesondere die Aus- und 
Fortbildung von Beamten. Dadurch wird die Wirkung der Therapie 
als solcher sicher wesentlich unterstützt, vielleicht sogar 
überhaupt erst möglich gemacht. Es ist allerdings zu beachten, 
daß es nur graduell gelungen ist und auch nur eingeschränkt 
gelingen kann, eine einigermaßen behandlungsfreundliche Atmo-
spb~re in einer "klassischen" Untersuchungshaftabteilung zu 
schaffen. Die Untersuchungshaft stellt wie der Strafvollzug 
für die Durchführung ein sehr ungünstiges Umfeld dar. Der 
immer wieder festgestellte Widerspruch zwischen Strafe und 
Erziehung ist - wenn überhaupt - nur graduell aufzulösen. Hier 
Änderungen, die wesentlich sind und nicht nur formal den 
Anschein einer Verbesserung der Situation vermitteln, herbeizu-
führen, ist außerordentlich schwierig. Obwohl etwa im Straf-
vollzugsgesetz der Resozialisierung der Insassen Vorrang vor 
anderen Vollzugszielen eingeräumt wird, werden entsprechende 
Programme in der Vollzugspraxis in all er Regel nach wie vor 
als mehr oder weniger lästige Anhängsel betrachtet. Auch die 
gesetzlich vorgeschriebene erzieherische Ausgestaltung der Un-
tersuchungshaft für junge Beschuldigte wurde bislang - viel -
leicht von (kurzfristigen} Modellprojekten abgesehen - kaum 
ernsthaft versucht. Bestenfalls werden mehr oder weniger unko-
?rdinierte Einzelmaßnahmen in dieser Richtung ergriffen, viel-
fach unter äußerem Druck, die dem Ganzen den Anschein eines 
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"modernen" und "resozialisierungs-" bzw. "erziehungsfreundli-
chen" Vollzugs geben sollen. 

Ging man vor Jahren, wie beschrieben, noch davon aus, daß auch 
eine relativ kurzfristige psychologische Behandlung Straffälli-
ger zu beachtenswerten Erfolgen führt, ist man hier in den 
letzten Jahren vor dem Hintergrund einschlägiger Forschungser-
gebnisse doch wesentlich zurückhaltender geworden. Berücksich-
tigt man die soziale Situation Straffälliger, die vielfach 
beschriebenen Persönl i chkei tsdefi zite und die für eine Reso-
zi al i si erung außerordentlich ungünstige Situation in einer 
Haftanstalt, kann in der Regel nicht davon ausgegangen werden, 
daß bereits wenige Behandlungsstunden zu einem nachhaltigen 
Erfolg, im Sinne der Senkung der Rückfallwahrscheinlichkeit, 
führen. Hinzu kommt, wie im Rahmen der Diskussion von Behand-
l u n g s pro g rammen bei ( i n h a f t i er t e n ) St raff ä l l i gen vermehrt her -
vorgehoben wird, daß eine psychotherapeutische Behandlung 
allein bei dieser Klientel - zumindest in der Regel - nicht 
zum Ziele führen dürfte. Straffälligkeit ist zu einem großen 
Teil sozial bedingt, was nicht bedeutet, daß nicht auch persön-
lichkeitsspezifische Merkmale für delinquentes Verhalten ver-
antwortlich gemacht werden können, jedoch dürften diese Persön-
lichkeitscharakteristika wiederum durch den Sozialisationspro-
zeß bewirkt sein. Die Bezugspersonen des (späteren) Straftä-
ters, die ökonomischen Bedingungen, Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse u.ä. haben für das Zustandekommen von Straftaten zweifel-
los einen großen Stellenwert. 

Behandlungsprogramme, die lediglich beim Straftäter ansetzen, 
ohne das soziale Beziehungsgeflecht und die Bedingungen, in 
denen er sich etwa nach Haftentlassung aus der Vollzugs- bzw. 
LI-Haftanstalt wiederum befindet, zu berücksichtigen, "überfor-
dern" den Betroffenen, selbst wenn sie zunächst eine positive 
Wirkung auf seine Persönlichkeit ausüben. Dem aus dem Vollzug 
Entlassenen bleibt oft keine andere Wahl, als in sein früheres 
Milieu zurückzukehren. Hier findet er seine Bezugsgruppe, in 
welcher er sich am ehesten angenommen und verstanden fühlt. 
Der Versuch einer Umorientierung scheitert in aller Regel 
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daran, daß ihn andere Bevölkerungsgruppen ablehnen. In seiner 
eigenen Bezugsgruppe dürfte jedoch der Aufforderungscharakter, 
in frühere, straffällige Verhaltensweisen zurückzufallen, sehr 
groß sein. Es besteht die Gefahr, daß er von ihr gerade für 
die neu erlernten Verhaltensmuster und die während eines Be-
handlungsprogramms übernommenen Einstellungen sanktioniert 
wird und das Risiko eingeht, aus der Gruppe ausgeschlossen zu 
werden. Hinzu kommt, daß der Betroffene durch seine Inhaf-
tierung von der Gesellschaft zusätzlich stigmatisiert wird, 
was seine Chance, "Fuß zu fassen", weiterhin reduziert. Reso-
zialisierungsprogramme im Strafvollzug blenden auch heute noch 
gesellschaftliche Komponenten der Straffälligkeit und deren 
Folgen vielfach aus und 1 assen den Straffäl 1 i gen, wie oben 
dargestellt, nach der Haftentlassung, also gerade dann, wenn 
er besonderer Hilfe bedarf, allein. 

Die beschriebenen unterschiedlichen sozialen Einflüsse, die 
auf einen Insassen in der Untersuchungshaft einwirken (und von 
denen die Behandlung selbst nur einer und si eher nicht der 
stärkste ist) machen erklärbar, daß sich ein Behandlungserfolg 
im Nachtest kaum niederschlägt. Daraus kann jedoch nicht zwin-
gend auf einen mangelnden Effekt der Behandlung geschlossen 
werden. So ist es durchaus denkbar, daß nach Abschluß der 
Hauptverhandlung, wenn der Proband "weiß, woran er ist", was 
sicherlich zu einer Beruhigung gerade auch hinsichtlich seiner 
psychischen Situation führen wird, es ihm möglich ist, selbst 
wenn er in eine Strafvollzugsanstalt eingeliefert wird, insbe-
sondere jedoch wenn er i n Frei h e it kommt , das i m Rahmen der 
Behandlung "Gelernte" umzusetzen, was u.U. zu einer zumindest 
vorübergehenden Stabilisierung und Senkung der Rückfallgefahr 
beitragen kann. Auch unter diesem Gesichtspunkt kann die bei 
den Freiburger Probanden festgestellte geringfügig niedrigere 
Widerrufsquote durchaus auch im Zusammenhang mit der Behand-
1 ung gesehen werden, wenn auch ein stringenter Bezug nicht 
herstellbar ist. 

Insgesamt lassen sich die vor 
lierten Hypothesen durch die 
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bestenfalls teilweise bestätigen. So deuten einige Resultate 
darauf hin, daß die nach Hypothese l erwartete Reduzierung der 
spontanen Aggressivität (FPI-2) bei der Behandlungsgruppe ein-
trat. Was die nach Hypothese 2 postulierte Prisonisierung be-
trifft, deuten e1n1ge Resultate zwar darauf hin, daß .eine 
solche etwa in einigen Skalen des Gießener Fragebogens fest-
stellbar ist, jedoch sind auch hier die Resultate nicht ein-
heitlich, was deren Interpretierbarkeit erheblich einschränkt. 
Dasselbe gilt hinsichtlich einer Verifizierung der in weiteren 
Hypothesen gemachten Aussagen. 

Das Anstaltsklima ist in Freiburg zwar deutlich besser als in 
Mannheim, aber offensichtlich schlechter als in Rastatt (vgl. 
Hypothese 5). Ein wesentlicher Grund hierfür ist darin zu 
sehen, daß die Anstalt in Rastatt organisatorisch und baulich 
selbständig ist, während die Jugendabteilung für U-Häftl i nge 
in Freiburg Teil des Gesamt-LI-Haft-Komplexes ist und dieser 
wiederum organisatorisch zur großen JVA gehört. Dieser große 
Apparat mit ständig wechselndem Personal läßt eine vertraute 
Atmosphäre oder gar persönliche Beziehungen kaum aufkommen. Es 
deutet einiges darauf hin, daß die in Freiburg durchgeführte 
Schulung der Bediensteten durchaus zu einer Verbesserung des 
Klimas beigetragen hat, jedoch darf dieser Effekt nicht zu 
hoch bewertet werden. Das nach Hypothese 6 schließlich erwarte-
te bessere Legal verhalten der behandelten U-Häftl inge konnte 
zwar relativ deutlich bestätigt werden, jedoch deuten sich in 
den Resultaten alternative Erklärungsmöglichkeiten an, die 
eine Rückführung dieses Ergebnisses auf die Behandlung besten-
falls eingeschränkt erlauben. So kann dieses günstige Ergebnis 
etwa durch den regional unterschied] ichen Sanktionssti l der 
Strafverfolgungsbehörden erklärt werden. Das zeigt gleichzei-
tig, mit welcher Zurückhaltung die Ergebnisse eines solch 
komplexen Behandlungsforschungsprojektes zu interpretieren 
sind, will man nicht einer vorschnellen Fehldeutung der Resul-
tate erliegen. Die Ergebnisse der Behandlungsforschung zeigen 
deutlich, daß es in deren Geschichte nicht selten zu solchen 
voreiligen Fehlinterpretationen kam, was dazu führte, daß man-
ches "Ergebnis" einer späteren kritischen Überprüfung nicht 
standhielt. 
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Manche weiteren Resultate der von uns durchgeführten Evalua-
tion des Freiburger Behandlungsprogramms in der Untersuchungs-
haftabteilung für Jugendliche und Heranwachsende deuten jedoch 
zusätzlich auf einen eingeschränkten Erfolg dieser Behandlung 
hin. So kann aus den Interviews geschlossen werden, daß die 
Therapie eine entlastende und stabilisierende Wirkung, zumin-
dest auf einen Tei 1 der Insassen, ausübte. Das mag sieh auch 
günstig auf die Rückfallquote niedergeschlagen haben. 

Gerade in der Untersuchungshaft für Jugendliche und Heranwach-
sende kann eine Behandlung auch im Sinne einer Kriseninterven-
tion sehr sinnvoll eingesetzt werden. Das war etwa auch we-
sentliches Ziel der Behandlung in Freiburg. So ist, wie oben 
ausgeführt, kurz nach Einlieferung, insbesondere bei Erstinhaf-
tierten, ferner im zeitlichen Umfeld der Hauptverhandlung mit 
einer erhöhten psychischen Belastung der Inhaftierten zu rech-
nen. Therapeutische Gespräche, die in ihrer Methodik auf diese 
Klientel abgestimmt sind, können hier eine sehr positive Wir-
kung haben. Das Ziel der Behandlung wäre dabei nicht "die 
Resozialisierung", sondern die kurzfristige Hilfe in konkreten 
momentanen Krisensituationen. 

Nach i nzwi sehen jahrelanger Behandlungsforschung auch in der 
Bundesrepublik überrascht das vorgelegte Ergebnis nicht. Eine 
psychologische Behandlung in einer Vollzugsanstalt, die in der 
Realität nach wie vor eine primär und nahezu ausschließlich 
auf Strafe ausgerichtete totale Institution darstellt, kann, 
wie dargelegt, eine die schädlichen Folgen der Inhaftierung 
reduzierende Wirkung haben. Soll eine solche Behandlung jedoch 
eine (dauerhafte) Resozialisierungswirkung haben, soll sie al-
so über die Inhaftierungszeit hinaus bewirken, daß der Betrof-
fene, der in aller Regel jahrelang (oder gar jahrzehntelang) 
ein straffälliges Leben geführt hat, nun zu einem rechtstreuen 
Bürger wird, muß sie - soll die Hoffnung auf ein solch an-
spruchsvolles Ziel überhaupt begründbar sein - insbesondere 
durch tatkräftige konkrete Hilfe und Unterstützung nach der 
Haftentlassung ergänzt werden. Eine solche Behandlung muß sich 
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auf konkrete Probleme des Betroffenen konzentrieren, darf 
nicht rein verbal, sondern muß handlungsorientiert sein und 
muß insbesondere eine direkte Hilfe bei der Lösung der sich 
für den Straffälligen ergebenden Schwierigkeiten beinhalten. 
Die Behandlung im Vollzug ist hier lediglich eine Vorbereitung 
auf die "eigentliche" Behandlung und Hilfe, die mit der Haft-
entlassung beginnen muß. Hier sollte dem Entlassenen Unterstüt-
zung angeboten werden, die selbstverständlich nicht nur in 
Gesprächen bestehen darf. Die Bewährungshilfe etwa erfüllt 
diese Funktion teilweise, ist jedoch durch starke Überlastung 
infolge hoher Fallzahlen beeinträchtigt. 

In der Behandlung Straffälliger dürften praktische Hilfen und 
soziale Trainingsmaßnahmen in aller Regel einen besseren Ef-
fekt erzielen als psychotherapeutische Behandlung. Vor einer 
"Pädagogisierung" bzw. "Psychologisierung" konkreter Probleme 
Straffälliger, wie etwa Arbeitslosigkeit, Mangel adäquater 
Wohnmöglichkeiten u.ä. muß ausdrücklich gewarnt werden. Hier 
können Gespräche, gar eine Psychotherapie durchaus helfen, 
etwa in dem Sinne, daß sie die Änderungsmotivation des Betrof-
fenen erhöhen, eine "konkrete" Unterstützung dürfte jedoch in 
all er Regel das angemessenere sein - wenn man wirklich helfen 
wi 11 . 

Die Erkenntnis, daß der Straf- bzw. Untersuchungshaftvollzug 
einerseits das denkbar ungünstigste Umfeld für Resozialisie-
rungsprogramme bietet, andererseits jedoch die teuerste Sank-
ti onsform darstellt, sollte dazu beitragen, die Bemühungen zur 
Reduzierung der Zahl der Insassen weiterhin zu intensivieren. 
Das gilt insbesondere für Jugendliche und Heranwachsende und 
hier gerade auch für Untersuchungshäftlinge. Daß hier die 
Grenzen des Möglichen bei weitem noch nicht erreicht sind, 
zeigt gerade auch unsere Untersuchung. Der Sanktionsstil der 
Gerichte ist an den einzelnen erfaßten Orten sehr unterschied-
lich. Im Bereich der leichteren und mittelschweren Kriminal i-
tät hat ein Betroffener in Freiburg eine höhere Chance, mit 
einer ambulanten Sanktion belegt zu werden, als etwa in Mann-
heim oder Rastatt. Trotzdem ist, wie gezeigt, gerade in Frei -
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burg die Rückfallquote geringer, obwohl sie vor diesem Hinter-
grund als höher zu erwarten wäre. 

Es gibt deutliche Belege dafür, daß gerade Untersuchungshaft 
oft zweckentfremdet bewußt als Sanktion eingesetzt wird (vgl. 
Wetzstein in diesem Band). Das ist jedoch - abgesehen von 
rechtsstaatlichen Gesichtspunkten - auch kriminologisch außer-
ordentlich problematisch, berücksichtigt man, daß vieles dafür 
spricht, daß die Inhaftierung eher zur Aufrechterhaltung einer 
kriminellen Karriere - zumindest bei der Population der Inhaf-
tierten - a 1 s zur Abschreckung vor weiteren Straftaten bei -
trägt. 

2. Die Jugendabteilung der JVA Freiburg (Untersuchungshaft) 
nach Abschluß des Forschungsprojektes 

Es soll im folgenden noch kurz darauf eingegangen werden, was 
in der Jugendabtei 1 ung der JVA Freiburg (U-Haft) im Zusammen-
hang mit dem Behandlungsforschungsprojekt und nach dessen Ab-
schluß sich ergeben bzw. sich verändert hat und wie die 
Situation heute ist. 

Nach Abschluß der sogenannten Feldphase des Projekts wurden 
die therapeutischen Gruppensitzungen fortgeführt. In der End-
phase der Untersuchung wurde sowohl von seiten der jungen 
Gefangenen wie auch von sei ten der Beamten der Wunsch nach 
Fortführung der Gruppengespräche geäußert. Den behandelnden 
Psychologen erschien der Abbruch der Gruppentherapie am Ende 
des planmäßigen Untersuchungszeitraums ebenfalls nicht ange-
zeigt: Zum einen waren für die jungen Gefangenen in der An-
stalt mit den geringsten "Ausschlußzeiten" (s. den Beitrag von 
Busch in diesem Band) die drei Gruppensitzungen pro Woche zu 
einer stehenden Einrichtung geworden, zu einer sehr will-
kommenen Gelegenheit, die Zelle zu verlassen und mit anderen 
Menschen in Kontakt zu treten. Es hätte für sie weit mehr als 
nur eine unbillige Härte bedeutet, wenn die Psychologen auf 
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einmal weggeblieben wären. Zum anderen waren die Gruppen-
sitzungen mittlerweile Hauptbestandteil des Wochenprogramms 
der Jugendabteilung, so daß es nicht vertretbar gewesen wäre, 
diese ersatzlos zu streichen. Das entstehende Vakuum hätten 
Aufsichtsdienst und Sozialdienst nicht ausfüllen können. 

Eine Fortführung des Behandlungsprogramms in unveränderter 
Form über den vorgesehenen Untersuchungszeitraum hinaus war 
jedoch nicht möglich und erschien auch nicht sinnvoll: Das von 
den Mitarbeitern des WI-JHW bestrittene Behandlungsprogramm 
hatte einen sehr großen Teil der gesamten Personalkapazität 
des kleinen Instituts während der Durchführung des Projektes 
gebunden, so daß andere Aufgaben (eigene Forschungsarbeit, 
Fortbildungstätigkeit, ambulante Diagnostik und Therapie) nur 
noch sehr begrenzt wahrgenommen werden konnten. Von daher war 
eine Reduzierung des Gruppenangebots dringend geboten. 

Eine inhaltliche Veränderung des Gruppenansatzes erschien des-
halb angezeigt, weil in den sogenannten VT-Gruppen (siehe den 
Beitrag von Deutschbein in diesem Band) ein Defizit an Ge-
sprächs- und Reflexionsmöglichkeit über persönliche Probleme 
und Sorgen der jugendlichen Inhaftierten offenbar geworden 
war. Wie an anderer Stelle schon festgestellt wurde (siehe die 
Beiträge Pielmaier, Wetzstein in diesem Band und Wetzstein 
1980, S. 62), ließ die Bearbeitung der Trainingseinheiten in-
nerhalb der Sitzung keinen Raum, um auf persönliche Dinge des 
einzelnen in ausreichendem Maße einzugehen. 

Dem rechnungtragend wurden nach Abschluß der Behandlungsphase 
zwei Gruppen gebildet, die jeweils zwei Sitzungen pro Woche 
von je 75 Minuten Dauer erhielten. Die Teilnahme an diesen 
therapeutisch orientierten Gesprächsgruppen war wiederum frei-
willig. Die Grundsätze der Geschlossenheit nach außen (Schwei-
gegebot der Therapeuten) und der festen Gruppe (kein beliebi-
ger Wechsel der Teilnehmer von einer Gruppe zur anderen) 
wurden beibehalten. Die Gespräche wurden fortan nicht mehr auf 
Tonband aufgezeichnet. Verhaltenstherapeutische Gruppen gab es 
nicht mehr, dafür sollten - bei Bedarf - Rollenspielsequenzen 
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aus dem vorhandenen Trainingsprogramm eingeschoben werden. 
Dies wurde nur etwa ein Jahr lang praktiziert und danach 
zugunsten der "therapeutisch orientierten Gesprächsgruppen" 
aufgegeben, die heute noch existieren. Von Ausnahmen abgese-
hen, besuchen die Jugendlichen und Heranwachsenden die Gruppen-
sitzungen regelmäßig. 

Einige Zeit, nachdem dieser veränderte Gruppenansatz prakti-
ziert wurde, stellte sich heraus, daß Konflikte, die in der 
Gruppe offenkundig wurden, dort häufig nicht gelöst werden 
konnten. Das war z.B. dann der Fall, wenn Beteiligte in ver-
schiedenen Gruppen waren und wenn Beamte i nvol viert waren. Es 
wurde daher die sogenannte "Große Gruppe", eine Art "Haus-
parlament" eingerichtet, an der neben den beiden Psychologen 
auch die Beamten und die Sozialpädagogin teilnahmen. Über 
lange Zeit wurde diese "Hausversammlung" 14tägig durchgeführt, 
später in größeren Zeitabständen. Inzwischen ging es nicht 
mehr nur um die Lösung von Konflikten innerhalb und zwi sehen 
den Gruppen, sondern auch um die Durchsetzung von Forderungen 
u.ä. gegenüber der Anstalt. Ein Sprecher wurde gewählt, der 
vor allem für~ Jugendlichen da sein sollte, die sich selbst 
schlecht artikulieren konnten. Die "Große Gruppe" war und ist, 
sowohl für die Jugendlichen wie für die Beamten, eine beschei-
dene Möglichkeit, nach demokratischen Regeln miteinander umzu-
gehen und Demokratieverständnis zu erwerben. 

Daß aus der Rolle des Koordinators zwischen Projektmitarbei-
tern und Anstalt, die der Projektleiter des WI-JHW seinerzeit 
innehatte, eine Beraterfunktion für die Jugendabteilung gewor-
den ist, wurde an anderer Stelle bereits gesagt {siehe den 
Beitrag von Wetzstein in diesem Band) und bedarf keiner weite-
ren Ausführungen. 

Generell ist festzustellen, daß die Psychologen des WI-JHW vom 
Mitarbeiterstab der Anstalt akzeptiert sind und ihre Tätigkeit 
in der JVA Freiburg - als externe , Kräfte - heute nicht mehr 
infragegestellt wird. Wahrscheinlich trägt gerade die Tat-
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sache, daß sie "anstaltsfremde Personen" sind, mit dazu bei, 
daß wenigstens in Teilbereichen die rigiden Strukturen des 
Vollzugs aufgebrochen und positive Veränderungen erreicht bzw. 
durchgesetzt werden konnten. 

Nicht nur innerhalb der JVA Freiburg, sondern auch außerhalb 
derselben zeitigt das Behandlungsforschungsprojekt Auswirkun-
gen, die in Ergänzung zur psychotherapeutischen Behandlung der 
jugendlichen Straftäter unterstützend seine Lebenswelt verän-
dern und seine Chancen, in Zukunft ein straffreies Leben 
führen zu können, verbessern sollen. 

So hat sich in den letzten Jahren der weiter oben {vgl. den 
Bei trag von Wetzstein in diesem Band) beschriebene Kontakt 
zwischen den Freiburger Jugendrichtern und -staatsanwälten und 
den Mitarbeitern des WI-JHW zunehmend lebhafter gestaltet und 
intensiviert. Dies hat zur Folge, daß die Richter und Staatsan-
wälte häufiger als früher bereit sind, unter Einbeziehung der 
Psychologen gemeinsam mit diesen nach Lösungen zu suchen, die 
nicht zwangsläufig in Einweisungen in den Strafvollzug münden. 
Trotz der relativ großen Nähe zum Gericht wurden die Psycholo-
gen im Bewußtsein der jungen Delinquenten offenbar nicht ein-
fach dem "Establishment" zugerechnet, vor dem man sich in acht 
zu nehmen hat, sondern es ist im allgemeinen das nötige 
Vertrauen da, um die Unterstützung des Psychologen in Anspruch 
zu nehmen. 

Auch in der Sozialarbeit, soweit sie sich mit schwer delin-
quenzbelasteten Jugendlichen und Heranwachsenden befaßt, hat 
sich das Engagement des WI-JHW in der Untersuchungshaft für 
Jugendliche ausgewirkt: Sowohl die Sozialarbeiter in der Re-
gion, die Aufgaben der Jugendgerichtshilfe wahrnehmen, wie 
auch die Bewährungshelfer im Landgerichtsbezirk Freiburg, sind 
mittlerweile mehr oder weniger vertraut mit der Aufgaben-
stellung des WI-JHW und seinen Möglichkeiten und machen Ge-
brauch davon. 
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Daß die Psychologen des Instituts in der Zusammenarbeit mit 
den obengenannten Stellen loyal gegenüber ihren Klienten sind 
und ihr Schweigeversprechen ernstnehmen, versteht sich von 
selbst. Das bis heute fehlende Zeugnisverweigerungsrecht der 
Psychologen hat bislang nicht zu ernsthaften Schwierigkeiten 
geführt, das heißt, daß weder die Strafverfolgungsbehörden 
noch die Richter bisher Druck ausgeübt haben, um Informationen 
zu bekommen, die der Psychologe tatsächlich oder vermeintlich 
hat, aber nicht preisgeben wi 11. Nur durch diesen Umstand ist 
e i n e vertrauen s v o 11 e und da m i t s i n n v o 11 e Zusammenar bei t mit 
den Betroffenen überhaupt erst möglich. 

Bleibt noch zu fragen, ob die Durchführung des Behandlungs-
forschungsprojekts wahrnehmbare Auswirkungen auf die Gruppe 
junger Inhaftierter hatte, die als Betroffene daran teilgenom-
men haben und welche das sind. 

Hier sind nicht die therapierelevanten Effekte gemeint (siehe 
die Beiträge von Deutschbein und Kury in diesem Band), sondern 
sonstige mögliche Auswirkungen auf das Verhalten des jungen 
Inhaftierten nach seiner Entlassung und auf seine Lebensfüh-
rung. Die Mitarbeiter des WI-JHW haben die Beobachtung ge-
macht, daß während der sogenannten Feldphase, aber auch in der 
Folgezeit, Klienten und ihre Bezugspersonen (Eltern, Freundin, 
Partnerin), die früher - wohl aufgrund negativer Erfahrungen 
mit Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen - nicht frei-
willig eine solche Stelle aufgesucht haben, von dem Beratungs-
angebot des Instituts Gebrauch machten und überhaupt eher in 
der Lage waren, zur Bewältigung ihrer Schwierigkeiten psy-
chologische Hilfe in Anspruch zu nehmen. So haben z.B. mehrere 
Heranwachsende, die während der Durchführung des Behandlungs-
forschungsprojekts in Untersuchungshaft waren, später spontan 
einen der Psychologen des Instituts des JHW aufgesucht mit der 
Bitte, sie in ihrem Bemühen, Tätowierungen entfernt zu bekom-
men, zu unterstützen. Die Unterstützung bestand dann darin, 
daß der Psychologe den Kontakt zu den infragekommenden Hautärz-
ten herstellte und ggf. eine psychologische Stellungnahme ge-
genüber der Krankenkasse abgab. 
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In den Jahren nach Abschluß des Projekts ist des öfteren im 
WI-JHW die Frage diskutiert worden, ob man sich aus der Jugend-
abteilung der JVA zurückziehen sollte. Diese Frage war meist 
dann aktuell, wenn entweder "vor Ort" der Eindruck entstanden 
war, die Mitarbeiter des Instituts seien in der Anstalt uner-
wünscht oder wenn Entscheidungen auf ministerieller Ebene, die 
nach Auffassung der ·Betroffenen den Interessen der Jugend-
abteilung zuwiderliefen, über deren Kopf hinweg getroffen wor-
den waren. Es ist immer wieder festzustel 1 en - und dies gilt 
sicherlich nicht nur f Ur den Strafvollzug - ' daß die Ent-
scheidungen auf der pol iti sehen Ebene fallen und daß dabei 
fachliche Gesichtspunkte sehr oft außer Betracht bleiben. 
Trotz mannigfacher Enttäuschungen und Frustrationen dieser 
Art, und obwohl manchmal auch zu hören war, daß das WI-JHW in 
der JVA Freiburg eine Alibifunktion erfülle, hat das Jugend-
hilfswerk sieh nicht aus dem Vollzug zurückgezogen. Immerhin 
verbringen zwei Mitarbeiter des Instituts einen nicht unerheb-
lichen Teil ihrer Arbeitszeit in der Jugendabteilung der Voll-
zugsanstalt, ohne daß diese Tätigkeit nachweisbare Ergebnisse 
zeitigt. 

Wenn sich auch die mit psychologisch-statistischen Methoden 
ermittelten Effekte in bezug auf Therapieerfolg oder Legalver-
halten sehr in Grenzen halten (siehe die Beiträge von Deutsch-
bein und Kury in diesem Band l, so haben die - mit den Meßin-
strumenten nicht erfaßten - Erfahrungen während des Projekts 
und auch danach, bei den beteiligten Psychologen die Überzeu-
gung erhalten, daß die Arbeit sinnvoll ist und daß sie den 
jugendlichen und heranwachsenden Untersuchungsgefangenen nützt. 

Wie weiter oben (siehe den Beitrag von Wetzstein in diesem 
Band) bereits mitgeteilt wurde, ist im WI-JHW die Notwendig-
keit, für jugendliche Straftäter eine Alternative zur Unter-
suchungshaft zu finden, seit 1 angem erkannt worden. Um immer 
wieder bei den zuständigen Stellen auf diese Notwendigkeit 
hinzuweisen, hätte es nicht erst der Durchführung des hier 
beschriebenen Behandlungsforschungsprojektes bedurft. Beobach-
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tungen und Erfahrungen 
arbeiter des WI-JHW in 

im Rahmen des Projektes haben die Mit-
ihrer Überzeugung bestärkt, daß die 

Schaffung einer Alternativeinrichtung zur Jugenduntersuchungs-
haft dringend geboten ist. 

Sicherlich hat die jahrelange intensive Arbeit in der Jugend-
abteilung der JVA-Freiburg - Untersuchungshaft - mit dazu bei-
getragen, daß der Landeswohlfahrtsverband Baden dem WI-JHW in 
der Planungsphase einer Alternativ-Einrichtung zur Unter-
suchungshaft für Jugend] i ehe Gelegenheit gegeben hat, an der 
Erstellung einer vorläufigen Konzeption mitzuwirken (siehe da-
zu Post u. Blumenberg 1983). 

Der Landeswohlfahrtsverband Baden als Träger hat diese Sonder-
einrichtung als Modellprojekt vorgesehen, das über einen Zeit-
raum von fünf Jahren wissenschaftlich begleitet werden soll. 
Das WI-JHW ist - sicherlich nicht zuletzt aufgrund der in 
diesem Feld gesammelten unfangreichen Erfahrung - mit der 
wissenschaftlichen Begleitung beauftragt worden. 

3. Schlußfolgerungen 

Zum Abschluß sollen vor dem Hintergrund der obigen Ausführun-
gen zur Behandlung und Behandlungsforschung im Strafvollzug 
sowie zum eigenen Behandlungsforschungsprojekt in einer Unter-
suchungshaftabteilung für Jugendliche und Heranwachsende noch 
einige stichwortartige Überlegungen zur Resozi al i si erungspro-
bl emati k angestellt und Schlußfolgerungen daraus gezogen wer-
den (vgl. ausführlich Kury 1986}. 

Unseres Erachtens scheint das Problem der Behandlungsforschung 
bei Straffälligen weniger an Schwierigkeiten der Forschung als 
vielmehr an Problemen der Behandlung zu liegen. Das soll nicht 
heißen, daß die Forschung in diesem Bereich problemlos ist, 
ganz im Gegenteil, wir haben ausführlich darauf hingewiesen, 
wie groß die methodischen Probleme sind. Es bedeutet vielmehr, 
daß das gegenwärtige Problem der Behandlung von Rechtsbrechern 
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(im Vollzug), wenn überhaupt, nur partiell durch eine Verbes-
serung der Behandlungsforschung vorangetrieben werden kann, 
wenn man einmal von der zweifellos wichtigen Funktion der 
Forschung absieht, auf Mängellagen hinzuweisen, und das Augen-
merk vornehmlich auf den "Nachweis" der Wirksamkeit von Behand-
lungsprogrammen richtet. Dieser "Nachweis" der Wirksamkeit, 
welcher Behandlungsprogramme auch immer, wird von Kritikern 
leicht in Frage gestellt werden können. Die Resultate der 
bisherigen Behandlungsforschung werden, wie ausgeführt, kontro-
vers und widersprüchlich diskutiert. Jede Partei wird aus 
diesen Ergebnissen die zur Stützung ihrer Argumentation nütz-
lich scheinenden Resultate herauslesen können. Daraus den 
Schluß abzuleiten, daß die Behandlungsforschung außer verwir-
renden Ergebnissen nichts gebracht hätte, wäre jedoch falsch. 
Es gibt vielmehr eine ganze Reihe von Resultaten, die von den 
entsprechenden Experten heute weitgehend anerkannt sind und 
relativ deutlich die Möglichkeiten, aber auch Grenzen einer 
Behandlung inhaftierter Straffälliger zeigen. 

1. Resozialisierungsmaßnahmen im Strafvollzug oder allgemeiner 
in einer totalen Institution scheinen uns nur dann erfolg-
versprechend im Sinne einer Reduzierung der Rückfallquote, 
wenn einerseits die gesamte Anstalt auf dieses Resozialisie-
rungsziel ausgerichtet ist und andererseits die Behandlungs-
maßnahmen über die Inhaftierungszeit hinausgehen bzw. eine 
adäquate Nachbetreuung stattfindet. Ansonsten scheinen Behand-
lungsmaßnahmen zwar nicht sinnlos zu sein, dürften jedoch mehr 
den Aspekt einer Humanisierung des Vollzugsalltags haben, ein 
Gesichtspunkt, der in seiner Bedeutung eher betont als abge-
schwächt werden soll. Einen Erfolg im Sinne eines besseren 
Legalverhaltens, u.U. auch Jahre nach Haftentlassung, zu er-
warten, wäre nach den bisherigen Resultaten der Behandlungs-
forschung jedoch verfehlt. Eine primäre Ausrichtung der Voll-
zugsanstalt auf das Resozialisierungsziel bedeutet etwa, daß 
die erforderlichen räumlichen Bedingungen gegeben sind (z.B. 
Wohngruppenvollzug), daß die Beamten eine entsprechende zusätz-
liche Ausbildung haben, das Resozialisierungsziel unterstützen 
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und nicht pr,mar die Funktion des "Schließers" ausüben, daß 
die vorgesetzte Verwaltungsbehörde (in der Regel das Justizmi-
nisterium) die Bemühungen der Anstalt unterstützt, daß das 
nötige Behandlungspersonal, wie Psychologen, Sozialarbeiter 
u.ä., vorhanden ist, daß Kontakte "zur Außenwelt" gepflegt 
werden, daß das Leben in der Anstalt möglichst wenig von 
demjenigen "draußen" entfremdet wird usw. 

2. Die Behandlung von Straffälligen auch innerhalb des Voll-
zugs sollte, wie erwähnt, zumindest zu Beginn eines Programms 
weniger in Psychotherapie bestehen als vielmehr in sozialen 
Trainingsmaßnahmen und lebenspraktischen Hilfen. Es muß zu-
nächst darum gehen, die Lebenssituation der Probanden soweit 
zu verbessern und zu regeln, daß psychotherapeutische Maßnah-
men, wenn sie überhaupt notwendig sind, sinnvoll angewandt 
werden können. Als lebenspraktische Hilfsmaßnahmen kämen bei-
spielsweise in Betracht die Unterstützung und Hilfe bei Woh-
nungs- und Arbeitssuche, bei der Schuldenregulierung u.ä. Pro-
banden, die nach der Haftentlassung aufgrund mangelnden Einkom-
mens kaum wissen, wie sie ihre Wohnung und ihren Lebens-
unterhalt finanzieren sollen und auch nicht absehen können, ob 
sich diese Situation jemals ändert, also eine schlechte Zu-
kunftsperspektive haben, dürften - zumindest auf Dauer - kaum 
für psychotherapeutische Maßnahmen allein ansprechbar sein. 
Hier ist allzu rasch mit der nicht unberechtigten kritischen 
Frage zu rechnen: "Was bringt mir das alles in meiner Situa-
tion?" 

Vielfach wird bei Behandlungsprogrammen übersehen, daß die 
betroffenen Straffälligen nicht nur psychische Schwierigkei-
ten, sondern in aller Regel darüber hinaus ganz konkrete prak-
ti sehe Probleme, wie etwa hohe Schulden, keine Wohnung, keine 
Arbeitsstelle und Partnerprobleme haben, deren Bewältigung 
durch eine Psychotherapie zumindest allein kaum möglich ist. 
Es ist der Eindruck nicht von der Hand zu weisen, daß manches 
Behandlungsprogramm die Lösung solcher Probleme ausklammert, 
weil sie wesentlich schwieriger ist als die Durchführung etwa 
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einer Psychotherapie in einer Vollzugsanstalt. Daß unter sol-
chen Bedingungen von der Wirkung letzterer, etwa im Hinblick 
auf die Bewältigung genannter Probleme, nicht allzu viel er-
wartet werden darf, versteht sich eigentlich von selbst. 

3. Die einzelnen Resozialisierungsmaßnahmen innerhalb des Voll-
zugs müssen aufeinander abgestimmt sein und sich gegenseitig 
ergänzen. Bisher laufen Einzelmaßnahmen oft mehr oder weniger 
unverbunden nebeneinander her. Innerhalb eines solchen Resozia-
lisierungsprogramms können psychotherapeutische Gespräche, 
u.U. nur über kurze Zeit durchgeführt, durchaus einen Stel-
lenwert haben. 

4. Unabhängig von den Einschränkungen gegenüber einer Psycho-
therapie bei Straffälligen ist deren Motivation für eine ~ol-
che Behandlung zu berücksichtigen. Gerade im Strafvollzug dürf-
te sich ein Großteil der Insassen nicht aufgrund intrinsischer 
Behandlungsmotivation für die Teilnahme an einem Resozialisie-
rungsprogramm entscheiden, sondern weil sie direkt oder i ndi -
rekt einen praktischen Vorteil erwarten, so etwa mehr Vollzugs-
lockerungen oder eine Verbesserung der Situation innerhalb des 
Vollzugs. Bei der Auswahl der Teilnehmer an einem Behandlungs-
programm und im Umgang mit ihnen sollte deshalb die Motivation 
der Betroffenen eine wesentliche Rolle spielen. 

5. Eine zentrale Bedeutung für die Wirksamkeit eines Resozia-
lisierungsprogramms kommt der Entlassungsvorbereitung zu. Der 
Übergang in die Freiheit sollte gründlich vorbereitet und 
begleitet werden. So sollte von Vollzugslockerungen gegen Ende 
der Haftzeit wesentlich mehr Gebrauch gemacht werden als es 
gegenwärtig der Fall ist. Das Behandlungsprogramm muß die 
während dieser Vollzugslockerungen gemachten Erfahrungen mit 
berücksichtigen. Die Vollzugslockerungen sollten gründlich 
vor- und nachbereitet werden. Der Übergang in die Freiheit 
sollte möglichst kontinuierlich erfolgen. Behandl ungsprogram-
me, die sich lediglich auf die Inhaftierungszeit beschränken 
und eine solche möglichst nahtlose Überleitung in die Freiheit 
nicht beinhalten, vergeben sich eine wesentliche Chance, dem 
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Rechtsbrecher zu helfen, außerhalb des Vollzugs ohne die Be-
gehung von Sraftaten zurechtzukommen. 

6. Ergänzend sollte zumindest in der ersten Zeit nach Haft-
entlassung, wie erwähnt, eine Nachbetreuung stattfinden. Hier-
bei ist jedoch ebenfalls das Freiwilligkeitsprinzip zu beach-
ten. In der Regel sind die ersten Monate in Freiheit diejeni-
gen mit der größten Rückfallgefährdung. Der Proband muß sich, 
insbesondere nach jahrelanger Haftstrafe, erst wieder an das 
Leben in Freiheit gewöhnen. Für hier auftauchende Probleme 
sollte ihm Hilfe und Unterstützung angeboten werden. 

7. Was speziell die Untersuchungshaft betrifft, sind eigenstän-
dige Resozialisierungsprogramme unseres Erachtens nur wenig 
sinnvoll. Psychologische Behandlung in der Untersuchungshaft 
kann allerdings als Krisenintervention der Bewältigung der mit 
der Inhaftierung im Zusammenhang zu sehenden Probleme (Haft-
schock, Vorbereitung auf die Hauptverhandlung) dienen. Auf 
keinen Fall kann und darf sie jedoch von den erheblichen Män-
geln der Vollzugssituation ablenken. Eine Behandlung in der 
U-Haft kann auch sinnvollerweise ein im Strafvollzug anschlie-
ßendes Resozi al i si erungsprogramm vorbereiten und darauf hin-
1 enken. Das setzt jedoch eine enge Zusammenarbeit zwischen dem 
Behandlungspersonal der U-Haft und der späteren Strafvollzugs-
anstalt voraus, wovon wir noch weit entfernt sind. Um die 
Schäden einer Inhaftierung in der U-Haft möglichst geringzuhal-
ten, sind primär nicht psychologische Programme zu initiieren, 
sondern ist zuerst die Haftpraxis zu ändern. Insbesondere ist 
die Zahl der Untersuchungshäftlinge zu reduzieren. U-Haft darf 
nicht, wie es gegenwärtig gängige Praxis ist, eine versteckte 
Strafhaft darstellen. Ferner ist die Haftzeit wesentlich zu 
verkürzen. 

8. Von den Kritikern der Behandlungsforschung wird zu Recht 
darauf hingewiesen, daß die bisherigen Ansätze zur intramura-
len Resozialisierung vielfach ihr Ziel, zumindest in dem inten-
dierten Ausmaß, nicht erreicht haben und vielleicht auch nicht 
erreichen können. Das liegt u. a. an Mängeln dieser Programme 
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und an der Schwierigkeit zu deren sinnvöl 1 er Durchführung in 
der auf ein anderes Ziel eingerichteten totalen Institution 
Strafvollzugsanstalt. Wenn es primär um die Resozialisierung 
von Straftätern geht, muß aus den bisherigen Forschungsergeb-
nissen der Schluß gezogen werden, diese möglichst außerhalb 
von Gefängnismauern zu betreiben. Daß dies vielfach möglich 
ist, ohne daß dadurch etwa die innere Sicherheit gefährdet 
wird, die Bevölkerung somit einer größeren Gefahr ausgesetzt 
ist, zeigen zahlreiche kriminologische Ergebnisse, u.a. auch 
unser eigenes Projekt. So verhängen die Freiburger Jugendrich-
ter, wie oben ausgeführt, wesentlich mehr ambulante Sank-
tionen, auch bei schwerer straffällig gewordenen Jugendlichen 
und Heranwachsenden, also auch bei solchen mit - nach den 
üblichen Kriterien errechneten - schlechteren Kriminalprogno-
sen. Trotzdem ist die Widerrufsquote mit einer gewissen Wahr-
scheinlichkeit (auch) aufgrund der in der U-Haft durchgeführ-
ten Behandlung, wie dargestellt, in Freiburg niedriger. Diese 
Jugendrichter erreichen mit ihrem Vorgehen u .U. zusammen mit 
dem Behandlungsprogramm somit nicht nur in stärkerem Maße das 
intendierte Ziel, sondern tragen zu einer Entlastung des Straf-
vollzugs bei, ein Gesichtspunkt, der auch unter finanziellen 
Aspekten interessant ist, wenn man berücksichtigt, daß der 
Strafvollzug mit Abstand die teuerste Sanktionsart darstellt. 

Daß etwa Resozialisierungsprogramme im Vollzug bei einer Über-
belegung, wie sie gegenwärtig in vielen Vollzugsanstalten gege-
ben ist, nicht mehr möglich sind, zeigt die Praxis deutlich. 
Vielfach müssen aufgrund der Überbelegung Notmaßnahmen ergrif-
fen werden, denen Behandlungsprogramme in der Regel als erste 
zum Opfer fallen. Hinzu kommt, daß eine Überbelegung, insbeson-
dere in großen Anstalten, zu einer Steigerung ungünstiger 
subkultureller Einflüsse beitragen dürfte. So sehen Bakal u. 
Polsky (1979, S. 17) in der Überbelegung eine wesentliche 
Ursache für das Scheitern von Behandlungseinrichtungen. "Over-
popul ation 1 eads to organizational problems, and the custody 
and control of the institution become more important than 
rehabil itation and programming. The custodial staff members 
bargain with the inmates and delegate power to the deviant, 
thus reinforcing the criminal subculture". 
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Es spricht vieles dafür, diese Praxis der ambulanten Sank-
tionen, wie in den letzten Jahren etwa im Bereich der Bewäh-
rungshilfe geschehen, weiter auszubauen. Zu prüfen ist hier, 
wieweit die Betroffenen Unterstützung durch besondere Maßnah-
men benötigen, wobei es sich insbesondere um lebenspraktische 
Hilfen handeln dürfte, wie etwa Wohnungs- und Arbeitsbeschaf-
fung. Eine psychologisch-therapeutische Behandlung sollte die 
soziale Situation der Betroffenen von vornherein berücksichti-
gen. Ein zweispuriges Vorgehen in dem Sinne, daß eine psycho-
therapeutische Behandlung von konkreten sozialen Hilfen beglei-
tet wird, dürfte am erfolgversprechendsten sein. 

9. Im Straf- oder auch Untersuchungshaftvollzug selbst scheint 
uns ein wesentliches Problem darin zu liegen, daß der vielfach 
beschriebene Zielkonflikt zwischen kustodialen und Behandlungs-
aufgaben, der in Behandlungseinrichtungen si cherl i eh in der 
Regel zutage tritt (vgl. Böhm 1980, S. 92; siehe auch Street 
u.a. 1966), nach wie vor eher zugunsten der ersteren gelöst 
wird. Bakal u. Polsky (1979, S. 17) betonen etwa hinsichtlich 
dieses Zielkonfliktes: "Even in institutions where treatment 
goals are dominant, the conflicts between these opposing ob-
jectives can lead to inconsistent treatment. In this way, 
therapeutic gains become insignificant" (vgl. etwa auch Wolf-
gang u.a. 1972, S. 243 ff.). Das zeigt sich auch in der oben 
beschriebenen raschen Abschaffung von Behandlungsprogrammen 
bei Schwierigkeiten etwa aufgrund von Überbelegung. Der Ein-
druck ist nicht von der Hand zu weisen, daß im Vollzug Behand-
lungsprogramme vielfach ein mehr oder weniger lästiges "Anhäng-
sel" sind, auf das im Zweifelsfall allzu rasch verzichtet 
wird. Behandlung wird, wie meist auch diejenigen, die sie 
vertreten, etwa Psychologen oder Sozialarbeiter, einerseits 
zwar gern als Aushängeschild für einen (vermeintlichen) pro-
gressiven Vollzug verwandt, rangiert andererseits aber in 
aller Regel weit hinter anderen "Vollzugsaufgaben". Strafvoll-
zug wird nach wie vor zunächst als Strafe betrachtet, obwohl 
im Strafvollzugsgesetz als primäre Aufgabe des Vollzugs und 
als Vollzugsziel angesehen wird, den Gefangenen zu befähigen, 
"künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten 
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zu führen" (§ 2 StVollzG). Strafvollzugsgesetz und Praxis klaf-
fen hier weit auseinander. 

Der vorwiegend strafende Charakter des Strafvollzugs und die 
Widerstände gegenüber einer ernsthaften Einführung des Behand-
lungsgedankens drücken sich deutlich in vollzugsinternen Rege-
lungen aus, die einerseits einem Behandlungsvollzug zuwider-
1 aufen und n achwei s·l i eh ohne größere Probleme geändert werden 
könnten, dies andererseits aber in der Praxis nicht getan 
wird. Die in § 3 StVollzG formulierten Grundsätze der Hilfe 
für den Strafgefangenen zur Integration in ein Leben in Frei-
heit, zur Angleichung des Lebens im Vollzug so weit wie mög-
1 ich an die allgemeinen Lebensverhältnisse außerhalb und Ent-
gegenwirkung schädlicher Folgen im Vollzug (Integrations-, An-
gleichungs- und Gegensteuerungsgrundsatz) und die daraus abzu-
leitenden Forderungen werden in der Praxis kaum bzw. außer-
ordentlich zögernd eingelöst. So dürfte etwa in vielen Fällen, 
wenn nicht gar in der Regel, die großzügigere Öffnung der 
Zellen zu keinen Si cherhei tsprobl emen führen, würde aber den 
"Lebensraum" des Insassen wesentlich erweitern. Einzelne Voll-
zugsmodelle, wie etwa in Berlin-Tegel oder Hamburg-Fuhlsbüt-
tel, konnten zeigen, daß die großzügigere Öffnung der Zellen 
eher zu einer Entspannung der Situation im Vollzug führt. Auch 
die Besuchsregelung könnte vielfach ohne größere Probleme groß-
zügiger gehandhabt werden, wird doch in der Literatur, etwa 
auch von Vollzugspraktikern, immer wieder auf die Bedeutung 
der Außenkontakte hingewiesen. 

Die Liste der Beispiele könnte nahezu endlos erweitert werden 
(vgl. hierzu etwa auch Böhm 1980, S. 91 ff.). Einzelne Anstal-
ten mit "experimentierfreudigen" Anstaltsleitern haben ge-
zeigt, daß solche Änderungen ohne größere Probleme durchführ-
bar sind, ja, daß sie sich, wie erwähnt, in aller Regel posi-
tiv auf das Anstaltsklima und damit etwa auch auf die Arbeits-
situation der Bediensteten auswirken. Es soll damit keineswegs 
bestritten werden, daß sich die Vollzugssituation in den letz-
ten Jahren (wesentlich) verbessert hat. Allerdings muß man 
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sich unseres Erachtens darüber im klaren sein, daß von einem 
Behandlungsvollzug, in welchem eine wirksame Resozialisierung 
durchgeführt werden kann, zumindest in der Rege 1 bei weitem 
noch nicht gesprochen werden kann, wobei strittig ist, ob eine 
solche Behandlung mit dem Ziel der Resozialisierung in einer 
Strafvollzugsanstalt überhaupt sinnvoll möglich ist. Hier kann 
es nicht nur darum gehen, 1 edi gl i eh einige Psychologen und 
Sozialarbeiter (mehr) einzustellen, die dann, zumindest wenn 
sie engagiert sind, bereits nach kurzer Zeit verschlissen sind 
bzw. sich "anpassen". Ziel muß es vielmehr sein, dem Vollzug 
den Charakter einer Strafanstalt zugunsten einer primär auf 
Behandlung ausgerichteten Institution zu nehmen, etwa Mög-
lichkeiten des sozialen Lernens zu schaffen und einen kontinu-
ierlichen Übergang in ein Leben in Freiheit zu gewährleisten. 

10. Es wäre jedoch falsch, den Widerstand gegenüber einer 
Änderung der Strafvollzugssituation hinsichtlich mehr Resozia-
lisierungsfreundlichkeit im weitesten Sinne allein dem Straf-
vollzug und den dafür Verantwortlichen zuschreiben zu wol 1 en. 
Vielmehr drückt sich hierin eine Haltung aus, die in breiten 
Teilen der Bevölkerung verwurzelt sein dürfte. So betonen etwa 
Bakal u. Polsky (1979, S. 17) im Zusammenhang mit der Diskus-
sion des Zielkonflikts im Strafvollzug (vgl. oben), "there is 
no doubt that these conflicts stem from society's confused and 
ambivalent attitude toward the lawbreaker". Auf die hier ange-
sprochene Problematik wies bereits zu Anfang des Jahrhunderts 
Mead (1918, S. 577) hin: "It is quite impossible psychologi-
cally to hate the sin and love the sinner. We are very much 
given to cheating ourselves in this regard. We assume we can 
detect, pursue, indict, prosecute and punish the criminal and 
still retain toward him the attitude of reinstating him in the 
community as soon as he indicates a change of social attitude 
in himself, that we can at the same time overwhelm the 
offender and comprehend the situation out of which the offense 
grows. But the two attitudes, that of control of crime by the 
hosti 1 e procedure of 1 aw and that of control through compre-
hension of social and psychological conditions, cannot be 
combined". 
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Die Einstellung der Bevölkerung zum Resozialisierungsgedanken 
bei Straffälligen ist widersprüchlich und wird etwa von Tages-
ereignissen, wie spektakulären Straftaten, mitbestimmt {vgl. 
etwa Kaiser 1980, S. 168 ff.; Mechela 1978; Zald 1962; Street 
u.a. 1966; Kury 1980a; insbesondere Müller-Dietz 1980; Kury 
1980b). So kommt etwa Kaiser (1980, S. 172) zu dem Ergebnis, 
daß man aus Umfragen im Bundesgebiet feststel 1 en kann, "daß 
sich in den letzten Jahrzehnten die Einstellung der Bevölke-
rung hinsichtlich der Strafzwecke und des Strafvollzugs erheb-
lich gewandelt hat. Der Gedanke der Resozialisierung hat ganz 
eindeutig an Boden gewonnen. Auch läßt sich erkennen, daß das 
Vers t ä n d n i s der Be v ö 1 k er u n g für den Straf v o 1 1 zu g zugenommen 
hat". Gleichzeitig weist er jedoch zu Recht darauf hin (1980, 
S. 170 f.), daß die Bereitschaft der Bevölkerung "eine humane, 
rationale und liberale Kriminalpolitik mitzutragen, sehr ambi-
valent, labil und nicht zuletzt von der jeweils perzipierten 
Verbrechensentwicklung abhängig {bleibt). Wird die Kriminali-
tät nicht als bedrohlich betrachtet, so wird man vermutlich 
eher liberalen Neuerungen in Strafrecht und Strafvollzug aufge-
schlossen gegenüberstehen als sonst". Von daher wird zu Recht 
immer wieder auf die Bedeutung einer fachlichen und ausgewoge-
nen Presseberichterstattung zum Bereich Kriminalität bzw. 
Strafvollzug hingewiesen. Die Presseberichterstattung dürfte 
einen wesentlichen Einfluß auf die Einstellung der Bevölkerung 
gerade auch hinsichtlich Straftätern, dem Resozialisierungsge-
danken, etwa in Form eines progressiven Strafvollzugs bzw. 
ambulanten Maßnahmen, haben {vgl. etwa Kerner u. Feltes 1980). 

Der Einstel 1 ung der Bevölkerung gegenüber Straffäl 1 i gen kommt 
auch hinsichtlich deren Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft eine nicht zu unterschätzende Bedeutung zu. Straffäl-
lige, die nach ihrer Haftentlassung von ihrer Umgebung etwa in 
ihrem Wohnviertel stigmatisiert und abgelehnt werden, haben 
letztlich kaum eine andere Chance zur Aufnahme von Sozialkon-
takten als in ihrer Subgruppe. Hier werden sie jedoch in ihren 
alten sozialabweichenden Verhaltensweisen eher verstärkt und 
bekräftigt als für das neue, beispielsweise im Rahmen eines 

811 



Resozialisierungsprogramms, gelernte Verhalten. Die Gefahr des 
Rückfalls in alte Verhaltensmuster wird dadurch erhöht. 

11. Was letztlich die Behandlungsforschung anbetrifft, haben 
großangelegte Vorhaben einerseits eine Fülle von Ergebnissen 
gebracht, andererseits aber auch gezeigt, daß die hier in 
vielerlei Hinsicht auftauchenden methodischen Probleme kaum zu 
bewältigen sind. Zu nennen wären hier beispielsweise die be-
gründete Auswahl und insbesondere Operationalisierung von Er-
folgskriterien, die Erfassung der Interaktion zwischen Behand-
1 ungsprogrammen und sonsti gern Anstaltsgeschehen (wieweit wird 
das Behandlungsprogramm durch das übrige Anstaltsgeschehen un-
terstützt oder gar "neutralisiert") oder die Vermeidung von 
Ausfällen, welche die Stichprobe verzerren. Beim gegenwärtigen 
Wissensstand zur Behandlungsforschung bei straffälligen 
scheint es uns günstiger, kleinere und überschaubare For-
schungsprojekte zu klar umschriebenen Fragestellungen durchzu-
führen, die auch besser die Möglichkeit bieten, die entwickel-
ten Forschungspläne umzusetzen. Großforschungsvorhaben müssen 
im laufe ihrer Durchführung, wie auch unser eigenes Projekt 
zeigte, hinsichtlich des Forschungsplanes eine Fülle von Kom-
promissen eingehen, die letztlich die Aussagekraft der am Ende 
gewonnenen Resultate einschränken. Diese Schwierigkeit kann 
bei kleineren Projekten, mit eng umschriebener Fragestellung 
leichter gelöst werden. Hier sind stringentere Aussagen, wenn 
auch letztlich zu eng eingegrenzten Fragen, zu erwarten, die 
bei m gegen wärt i gen W i s s e n s stand l et z t l i c h je d o~ h w e i t erführen 
dürften, als Großprojekte. Im Rahmen solcher kleinerer For-
schungsvorhaben könnte beispielsweise die Entwicklung von vali-
den Erfolgskriterien vorangetrieben oder die Anwendbarkeit be-
stimmter Behandlungsmethoden bei klar umschriebenen Tätergrup-
pen geprüft werden. 

Es wurden von uns einige wichtig erscheinende Punkte ange-
führt, die bei der Durchführung von Resozialisierungsmaßnahmen 
berücksichtigt werden sollten. zweifellos kann diese Punkte-
1 iste noch ergänzt und erweitert werden. Die Behandlungsfor-
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schung der letzten Jahrzehnte und insbesondere deren vielfach 

wenig ermutigende Resultate haben allzu deutlich gemacht, daß 

punktuelle Behandlungsmaßnahmen etwa in Form von psychothera­

peutischen Gesprächen innerhalb des Vollzuges zwar im Sinne 

einer Erleichterung der psychisch belastenden Situation der 

Betroffenen durchaus wichtig sein können, im Hinblick auf das 

angestrebte Ziel der Resozialisierung letztlich jedoch wenig 

Wirkung zeigen. Das liegt beispielsweise (vielfach) an der 

geringen Behandlungsintensität oder anderen Mängeln eines Pro­

gramms. Jedoch dürften die wesentlichen Ursachen für das oft 

festgestellte Scheitern solcher Programme darin zu sehen sein, 

daß die Programme selbst nur halbherzig durchgeführt wurden, 

der Vollzugsalltag ihnen eher entgegenwirkte als sie unter­

stützte und die soziale Eingebundenheit der Betroffenen nicht 

oder zu wenig berücksichtigt wurde. 

Behandlungsprogramme sind nur sinnvoll, solange davon ausgegan­

gen wird, daß die Ursachen für straffälliges Verhalten, zumin­

dest teilweise, in der Person des Straftäters zu sehen sind. 

Unseres Erachtens ist diese Annahme berechtigt; unberechtigt 

ist es jedoch, davon auszugehen, daß die Gründe für das ab­

weichende Verhalten allein in der Person des Straftäters lie­

gen. Solange Resozialisierungsprogramme sich nur auf den Straf­

täter beschränken, gesellschaftliche Bedingungen der Straf­

fälligkeit außer acht lassen, verwundert es nicht, daß ihr 

Erfolg eingeschränkt ist. Zweifellos hat die Behandlungsfor­

schung teilweise den Nachteil mit sich gebracht, daß sie den 

Blick zu sehr auf die Person des Straftäters und weg von den 

sozialen und gesellschaftlichen Hintergründen straffälligen 

Verhaltens gelenkt hat. Behandlung des Straftäters ist nur ein 

Teil einer sinnvollen Resozialisierung und Prävention späteren 

straffälligen Verhaltens. Sie muß durch gesellschaftspoliti­

sche Maßnahmen etwa im sozialen Umfeld des Rechtsbrechers und 

durch konkrete Unterstützung und Hife ergänzt werden. 
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Jugendhilfe, Einrichtung der 142 
Jugendlichen, 

Persönlichkeit des 590 f. 
Jugendrecht 582, 650 
Jugendrichter 712 
-, Inhaftierungspraxis des 152 
Jugendstaatsanwalt 712 
Jugendstrafe 368, 584, 586 f., 599, 

615, 623, 628 f. 
Aussetzung der 546, 552, 588 
Dauer der 614 
Erlaß der 558 
Länge der 693 

, Verhängung der 585, 589 
Jugendstrafe ohne Bewährung 598 f., 

601 f., 691, 738 
Jugendstrafrecht 588, 592, 621 
Jugendstrafrechtspflege 151 
Jugendstrafverfahren 591 
Jugendstrafvollzug 118 
Jugenduntersuchungshaft 142 
Justizorganisation, Einfluß der 730 

Karriere, kriminelle 251, 728 
-, strafrechtliche 516 
Kleine Strafprozeßreform 110 
Klientenbegleitbogen 439 
Klientenmerkmal 452 
Klientenprozeß 396 
Klientenprozeßmerkmal 451 
Klientenprozeßvariable 458 
Klima, soziales 281 
-, therapeutisches 226 
Klimafragebogen 240, 284 
Klimaskala 284 f. 
-, soziale 282 
Kolmogorov-Smirnov-Test 448, 460 
Kommunikation 223 f., 253 f., 256 
Kompetenz, soziale 588 
Konditionalprogramm, strafrecht-

liches 730 
Konditionieren, operantes 174 
Konfliktsituation 173 f., 176 
Kontakt, sozialer 682 
Kontrollinstanz 715, 730 
, strafrechtliche 729 

-, Entscheidungshandeln der 713 

827 



Kontrollsystem, jugendstraf­
rechtliches 725, 733 

Kontrolltheorie 652 
Kriminalitätsprophylaxe 148, 

165 
Kriminalitätstheorie, psycho-

logische 57 
Kriminalitätsvorbeugung 144 
Kriminalpädagogik 151 
Kriminalprognose 546, 748 
Krisenintervention 146 
-, stationäre 109, 152 
Kriterium, prognostisches 520 
Kruskal-Wallis-Varianzanalyse 

(auch -Test) 247, 252 ff., 
260 f., 285 f. 

Kurztherapie 30 

Labeling-Ansatz 18 
labeling approach 14, 725, 730 
Labilität, emotionale 454 
Legalbewährung 357, 371, 373, 

375, 514, 556, 563, 624, 
719, 757 

Legalbiographie 522, 526, 534, 
546, 652, 654, 659, 662, 
672, 686, 688, 691, 698 f., 
747 f., 755 

, Merkmal aus 673 
Legalentwicklung 727 f., 732, 

747 
Legalerfolg 534 
Legalkriterium 373 
Legalprofil 653, 655 
Legalprognose 550, 583, 

589 ff., 596, 598, 604, 
608, 611, 615, 629, 651 

Legalverhalten 300, 306, 
370 ff., 540, 558, 584 ff., 
624, 650 ff., 692, 717 

-, Prognose des 713 
Leistungsbereich 671, 675 
-, Merkmal des 652 
Leistungsprüfsystem 303 
Lernbereich 436 
Lernen, soziales 126 
Lernerfolg 589 
Lernprozeß 218, 589 
-, sozialer 222 
Lernsituation, Gestaltung der 

pädagogischen 588 
Lerntheorie, sozial-kognitive 

178 
Lerntherapie, strukturierte 

488 
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Lernzielverwirklichung 364, 366, 
440, 456, 476 f., 483 f., 490 

Mann-Whitney-U-Test 285 
Marburger Skalen 303 
Marlowe-Crowne Social Desirability 

Scale 281 
Maßnahme, ambulante 145, 161, 514, 

530, 550, 552, 558, 621, 713 
erzieherische 275 
psychologisch-pädagogische 154 
schulische 125 
sozialpädagogische 148 
stationäre 145, 713 
therapeutische 517, 560 

, Effizienz der 624 
MAUT-Technik 49 ff. 
Merkmal, biographisches 653 
-, legalbiographisches 650, 728 
-, soziales 727, 745 
-, sozialisationsbiographisches 650 
Mittelschicht 410, 467, 488, 675 
MMPI 309, 522 
Modellernen 304, 341, 412, 416, 

490, 492 
Modellernprogramm 298, 366 
Modellszene 189, 195, 197, 354 
Modelltraining 491 
Mortalität 314 
Motivationsproblem 445, 451 
Münzökonomie (token economy) 174, 

176 
Münzverstärkungssystem 487 
Multiattributive Nutzentheorie 

(MAUT) 49 ff. 

Nachentlassungsphase 540 
Nachentlassungssituation, Daten 

zur 306 
Nachuntersuchung, Fehlen der 48 
Negative Valenz sanktionierender 

Konsequenzen 303 
Netzwerk sozialpädagogischer 

Institutionen 149 
Neurotizismusfaktor 474 
Norminternalisierungskonzept 652 
Normverletzung 148 

Offizialdisziplin 749, 754 
Organisations-Kommunikationsstruktur , 

25 

Paradigma, ätiologisches 712 
peer-group 221 



Persönlichkeit 324, 339, 589, 
615 

-, delinquente 729 
-, kriminelle 714 
Persönlichkeit und Delikt-

struktur 339 
Persönlichkeit und Kriminali-

tät 339 
Persönlichkeitsänderung 177 
Persönlichkeitsbeeinflussung 

120 
Persönlichkeitsbereich 374 
Persönlichkeitsbild 325, 370 
Persönlichkeitsdiagnostik 

521 f. 
Persönlichkeitsdimension 322, 

338, 359, 362 f., 522 
Persönlichkeitseigenschaft 

254, 364 
Persönlichkeitsentwicklung 

120, 299, 373, 589 
Persönlichkeitsforschung 120, 

720 
Persönlichkeitsfragebogen 

45 ff., 301,306,309 
Persönlichkeitsinventar 46 
Persönlichkeitsmerkmal 344, 

364, 405, 451 ff., 456 f., 
522, 747, 764 

-, psychologisches 18 
Persönlichkeitsprofil 524 f. 
Persönlichkeitsschädigung 18 
Persönlichkeitsskala 373 
Persönlichkeitsstruktur 18, 

300, 338, 486, 522 
-, delinquenzfördernde 15 
-, neurotisch 454 
Persönlichkeitstest 340 
-, Verfälschbarkeit von -s 312 
Persönlichkeitstestverfahren 

338 
Persönlichkeitstheorie 301, 

452 
Persönlichkeitsvariable 338, 

453 
Persönlichkeitsveränderung 

411 
-, konstruktive 484 
Persönlichkeitswandel, kon-

struktiver 409, 411 
Perspektive, kriminalpäda-

gogische 143 
PICO-Projekt 404, 485 
Praxis, forensische 582 
Primärmotivation, Nach-

lassen der 193 

Prisonisierung 336 f. 
Prisonisierungseffekt 31, 153, 299, 

344 
Prisonisierungsforschung 261 
Prisonisierungsprozeß 20, 23, 337 
Prisonisierungswirkung 336 
Problemlösungsstrategie 204 
Prognose, kriminologische 591 
Prognoseäußerung 556 
Prognosebildung 582, 608 
Prognoseentscheidung 613, 749 
-, Handhabung der 730 
Prognosefaktoren 690, 763 
-, Gewichtung der 754 
Prognoseforschung 547, 590, 712 ff., 

730 
Prognoseinstrument 712 f., 720, 

732 f., 735 ff. 
Prognosestellung 306, 523, 601, 712, 

715, 719, 725 f., 732, 738 f., 
741, 743, 745, 747, 750, 752, 758 

-, richterliche 722, 755 
-, Handhabung der 720 
Prognoseverfahren 611, 717, 733 f. 
-, statistisches 651, 715, 732, 735 
-, Akzeptanz von 735 
Programmanalyse 408 
Projekt, Praxisrelevanz des 59 
Prozeß, gesellschaftlicher 14 
Prozeßanalyse 396 ff., 405, 408, 

418,458,486 ff., 490 
Prozeßerfahrung 411 ff., 419, 421, 

424, 427, 438, 445, 449 f., 457, 
468, 479 

- , Klienten 479 
Prozeßforschung 458 
-, gesprächspsychotherapeutische 

452 
Prozeßmerkmal 364, 452, 477 
-, echtes 476 
Prozeßstudie 396 
Prozeßtheorie 397, 432, 484 
-, gesprächspsychotherapeutische 

467 
-, klientenzentrierte 430, 432 
Prozeßuntersuchung 33 
Prozeßvariable 363, 396 
Prozeßverhalten 408, 413, 416, 

431 ff., 435,438,441,445, 
447, 453, 456, 463 
gesprächspsychotherapeutisches 
415 
Klienten 438 

, Einstufung des 417 
Prüfstrategie, systematische 403 
Psychotherapieforschung 15, 39, 

127, 342, 348, 379, 397 
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Q-Sort 303, 460, 464, 486

Randomisierung 41 
Reaktionsform, ambulante 624 
-, nicht-repressive 164 
Realität, soziale 490, 492 
-, subjektive 222 
Rechtsmittelhaft 112 
Regressionsabweichungswert 

341, 373 
Regressionsdifferenz 342 
Regressionseffekt 48, 341 
Rehabilitation 144, 161, 404 
-, Wirksamkeit von 403 
Rehabilitierung, strafrecht-

1 iche 513, 515 
Reintegration, berufliche 535 
-, soziale 514, 550 
Reintegrationshilfe 376, 531 
Reintegrationsprozeß 541 
Repression, politische 109 
Resozialisierung 119 f., 129, 

328, 534 
Resozialisierungsauftrag 26 
Resozialisierungsgedanke 716 
Resozialisierungsidee 27 
Resozialisierungsmaßnahme 94, 

123, 340, 353 
-, Evaluation der 54 
Resozialisierungsmöglichkeit 

114, 118 
Resozialisierungsprogramm 18, 

22, 31, 130, 340, 654 
-, Evaluation des 14 
Resozialisierungsvollzug 25 
Richter, Faktoren der Persön-

lichkeit des 720 
Risikofragebogen 302, 460 
Risikokategorie 547 
Risikomerkmal, biographisches 

547 
Rorschach-Test 301 
Rollenselbstdefinition, psycho­

soziale 724 
Rollenselbstdeutung 752 
Rollenspiel 176, 179 f., 189, 

205 f., 417 ff., 433, 436, 
456, 477 ff., 483 f., 489 

Rollenspielverhalten 416, 447, 
456, 475, 477, 479, 489 

Rollenverständnis 730, 752 
Rückfälligkeit 400, 403 f., 

749 
-, Reduzierung der 401 
Rückfälligkeitstheorie 760 

830 

Rückfa 11 370, 615 
-, Verminderung des 401 
Rückfallfaktor 745 
Rückfallgefahr 378, 730 
Rückfallhäufigkeit 177 
Rückfallkriminalität 714, 728 
Rückfallkriterium als Erfolgsmaß-

stab 45 
Rückfallprognose i43 
Rückfallquote 369, 750 
Rückfallrate 513, 749 
Rückfallrisiko 515, 628 
Rückfalltäter 728 
Rückfallverhütung 734, 749 
Rückfallwahrscheinlichkeit 337, 

369 f., 437, 741 

Sachverständiger 590 f., 611 
-, psychiatrischer 743 
Sanktion, ambulante 369 

, folgenorientierte 589 
-, freiheitsentziehende 518, 552 
-, strafrechtliche 145, 513 
-, verhängte 251 
Sanktionierung, schichtspezifische 

726 
Sanktionsalternative 720 
Sanktionsart 589, 726 
- , Wahl der 99
Sanktionsauswahl 661 f., 673
-, jugendrichterliche 650, 653, 662
Sanktionsentscheidung 369, 518, 713,

723, 729 
Sanktionsforschung 12, 43 
-, vergleichende 528 
Sanktionshöhe 726 
Sanktionsmaßnahme 728 
-, freiheitsentziehende 530 
Sanktionspraxis 368, 659, 661, 735 
Sanktionsstrategie 721 f. 
Sanktionssystem, jugendstrafrecht-

liches 661 
-, strafrechtliches 661 
Sanktionsverhalten, jugendrichter-

liches 725 
Sanktionsvollzug 513 
SEC 428 
Selbstbild 215, 303, 456, 460, 

464, 486 
-, soziales 474 
Selbstexploration 365 f., 409 ff., 

414, 416, 428, 430 ff., 447 ff., 
453 f., 463 ff., 472, 484 ff. 

Selbstexplorationsskala 415, 454 
Selbstexplorationsvariable 433 



Selbstexplorationswert 364 
Selbstideal 215, 220 
Selbstkonzept 218, 220, 486 
Selbstmordrate 115 f. 
Selbstunzufriedenheit 303 
Selbstwertgefühl 222, 337 
Self-esteem-Skala 522 
SET 428 
Situationsfragebogen 302 
Sozialarbeit, behördliche 150 
Sozialbiographie 522, 526, 

534, 628, 671 
soziales Training 13, 16, 

188 f., 412, 416 ff., 
425 ff., 435 ff., 446 ff., 
456 f., 473 ff., 487 f., 

, Akzeptanz des 423 
Sozialisation 219 f., 651 
-, familiale 674, 693 
Sozialisationsangebot 262 
Sozialisationsbedingung 340 
-, ungünstigere 325 
Sozialisationsbiographie 652, 

654, 662, 688, 691, 698 f. 
Sozialisationshintergrund, 

familiärer 246 
Sozialisationsprozeß 658 
-, fehlgelaufener 18 
Sozialisationstheorie 18 
Sozialkontrolle, formelle 655 
-, jugendstrafrechtliche 724 
Sozialmerkmal 526, 598, 601 
-, negatives 652 
Sozialprofil 601, 604, 628 f., 

653, 655, 729 
Sozialprognose 590, 651, 697 
Sozialschicht 218 
Sozialstruktur 659, 683, 690 
Sozialtherapie 16, 22 
-, integrative 19 
Sozialverhalten 435, 489, 

593, 604 
Soziotherapie 16 
Spezialprävention 725 
Sprachstil, schichtenspezi-

fischer 410 
Subsidiaritätsgebot 561, 563 f. 
Suizidversuch 233 
Supervision 199 f. 
Systemtheorie, funktional-

strukturelle 730 

Schicht, soziale 675, 725, 
763 

Schuldenregulierung 32 

Schuldinterlokut 611 
Schuldzuschreibung 727 
Schwierigkeiten, Bewältigung von 

psychischen 124 

Stabilisierung, soziale 465 
Statusverlust 513 
Stichprobentechnik 417 f. 
Stigmatisierung 351 
Stigmatisierungspotential 564 
Stigmatisierungsprozeß 18, 32 
Stimulus-Response-Modell 718 
Störfaktor 38 ff. 
-, psychischer 299 
-, Ausschaltung von 59 
Störung, funktionale 651 
-, psychische 117 
Strafaussetzung 369, 513 ff., 521, 

525 ff., 546 f., 553 ff., 585 ff., 
603 ff. 
Erfolg der 584 
Gewährung der 548 

, Versagung der 628 
, Vorbewährungszeit ohne 631 

Strafaussetzungsentscheidung 547 
Strafaussetzungspraxis 528 
Strafaussetzung zur Bewährung 162 
Strafbemessung 650, 653, 692 f., 696 
Strafe, freiheitsentziehende 513 
Straferlaß 368, 515 
Straferlaßentscheidung, gericht-

liche 528 
Straferlaßquote 528 
straffälligen, Behandlungseffekt 

bei 298 
-, Biographie des 718 
-, Legalentwicklung des 713 
-, Sozialisationsbedingung des 748 
Strafmaß 727 
-, Höhe des 719 
Strafmündigkeit 188 
Strafprozeßordnung 88, 99 
Strafrechtsänderungsgesetz, Drittes 

12 
Strafrestaussetzung 531 
Straftatbestand 188, 716 
Straftheorie 719 
Strafverfolgungsprozeß 115, 339 
Strafverfolgungsstatistik 95, 102 f., 

105 ff., 110 
Strafverschärfung 124 
Strafvollzug 89, 91, 112, 115 f. 

deutscher 115 
, vorläufiger 124 

-, Gemeinschaftshäftling des 116 
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Organisationsstruktur des 
25 
stigmatisierende Wirkung 
des 745 

, Vollstreckung des 584, 588 
Strafvollzugsgesetz 13, 31, 91 
-, § 2 12 
Strafvollzugsstatistik 106 
Strafzumessung 712, 717, 719, 

735 
Strafzumessungserwägung, 

spezialpräventive 750 
Strafzumessungslehre 716 
Strafzumessungspraxis 674, 722 
Strafzumessungsprozeß 738 
Strafzumessungsunterschied 719, 

721 
Strafzumessungsverhalten 726 
Strafzumessungsvorschlag 725 
Struktur, ökologische 238 
Strukturelle Unvollständig-

keit 651 

Tätergruppe 338 
Tätermerkmal 402, 546, 713 
Täterorientierung 14 
Täterpersönlichkeit 582, 

590 ff., 611 f., 650 
Tatbestandsdenken 734, 750 
Tatinterlokut 611 
Tatmotivation 748 
Test d2 303 
Testdaten, Validität der 

306, 308 f., 314 
Testverfahren 452 
Test-Wege-Wahl 302 
Therapeutenbegleitbogen 439 
Therapieabbrecher 445, 447, 

449 
Therapiedauer 346 
Therapieeffekt 342, 460 
-, differentieller 342 
Therapieerfolg 415, 417, 

447, 477 
Therapiemotivation 486 
Therapieoptimismus 411 
Therapieprozeßerfahrung 468 
Therapieprozeßwert 363 
Therapietheorie 301 
Therapieveränderung 458, 473 
Therapieveränderungswert 365 
Therapieziel 217 
Transaktionsanalyse 13 
Treatment, Art des 345 

Umfeld, soziales 718 
Umschluß 267, 271 f., 274 

832 

Umschlußzeit 268, 270 
Umwelt 283 
-, soziale 281 
Unschuldsvermutung 120 
Unterschicht 410 f., 444, 454, 

467, 488, 675 
Unterschichtsangehöriger 29 
-, Handlungsorientierung von 30 
Untersuchungseinzelhäftling, 

psychische Belastung von 116 
Untersuchungshaft, Alternativ-Ein-

richtung zur 142 
-, Ersatzmöglichkeit für 118 
-, Verkürzung der 114 
-, Vollzug der 119 
Untersuchungshaftdauer 95, 103, 

105 ff., 110, 113 ff., 121, 
125, 300, 327, 659 

Untersuchungshaftpraxis 89, 94, 
109, 121, 298 

Untersuchungshaftvollzug 88, 91, 
94, 106 

Untersuchungshaftvollzugsordnung 
91 f. 

Untersuchungshaftzeit 247 f. 
Urteilsbildung, prognostische 521 

Validität 59, 312 
externe 37 f., 40 ff. 
interne 36 ff., 40, 42 f. 
prognostische 522 f., 525 
statistische 38 
testtheoretische 324 
Konstrukt 38, 42, 57, 452 
Prüfung der 319 

, Störfaktoren der 39, 41, 43, 55 
Validitätskonzept 36 f., 43 
Validiätskriterium 42 
Validitätsproblem 54 
Variable, ergebnisdifferenzierende 

402, 405 
-, ED- 402 f. 
Varianzerweiterungseffekt 342, 348 
Veränderungsvarianz 458 
Verbrechenskontrolle 94 
-, Mittel der 655 
Verfälschungseffekt 312, 324, 344 
Verfälschungsstudie 312, 314 
Verfälschungstendenz 306, 309, 313 
Verfahrensausgang 318 f., 366, 368, 

371 f., 378, 521, 526, 534, 541, 
543, 556 

Verfahrensbeschleunigung 114 
Verfahrensgegenstand 716 
Verfahrenssicherung, Mittel der 109 
Verhältnis, wirtschaftliches 682 



Verhalten, abweichendes 652, 
675, 725, 727, 764 
delinquentes 14, 659 
dissoziales 178 
gesellschaftskonformes 126 
kriminelles 714 
legales 624 
sozialabweichendes 148 

, straffälliges 18, 760 
Verhaltensänderung 177, 198, 

490, 628 
-, Motivationsanreiz rur 617 
Verhaltensaktivität 263 
Verhaltensmodifikation 186 
Verhaltensrepertoire 441 
Verhaltensstrategie, konflikt-

lösende 174 
Verhaltenstherapie 148, 188 f., 

199, 298, 373 f., 398, 419, 
421, 593 

Verhaltensursache, interne 727 
-, persönlichkeitsbezogene 743 
Verhaltensweise, soziale 178 
-, Training sozialer 174 f., 

179, 203 
Verstärkerart 308 
Verstärkung, positive 180 
Verwahrlosungsmerkmal 547 
Vollstreckung, ambulante 588 
Vollzugsaufgabe, klassische 26 
Vollzugskarriere 518 
Vorbelastung 252, 513, 517 

, biographische 547 
-, kriminelle 251 
-, soziale 550 
-, strafrechtliche 550 
Vorbewährung 553, 582 f., 585, 

587 ff., 592 ff., 599, 601, 
603 f., 606, 608, 611, 613 
Anwendungshäufigkeit der 607 
Ausformung der 586 
Ausgestaltung der 587 

, Erziehungsgedanke der 629 
Vorbewährungsauflage 596 
Vorbewährungsdauer 602, 604 
Vorbewährungsproband 594, 596, 

598, 604, 622, 624, 628, 631 
Vorbewährungsverfahren 592 
Vorbewährungszeit 586 ff., 592, 

602 f., 606 f., 628 f., 
-, Dauer der 617 
Vorstrafenbelastung 521, 526, 

546, 548, 596, 598, 628 f., 
686 f. , 693 

Vorverurteilung 368 

Ward Atmosphere Scale {WAS) 281 
Weiterbildungsmaßnahme 560 
Wertvorstellung 760 
Widerruf 368, 540, 547, 555, 558 
Widerrufsbelastung 526 
Widerrufsentscheidung 558 
Widerrufsgefährdung 534, 543 
Widerrufsquote 368 f., 556, 558, 

624, 628 
Widerrufsrisiko 537, 548 
Widerrufsverteilung 546 f. 
Wirkung, stigmatisierende 733 
Wissenschaft, praxisferne 143 
Wohngruppe, sozialtherapeutische 

161 f. 
-, therapeutische 162 
Wohngruppenvollzug 25 

Zeitbudget 265 
-, kollektives 263 ff., 268 
Zeitbudget-Registrierung 263 
Zufallsauswahl 55 
Zufallsprognose 547 
Zufallszuweisung 54 ff. 
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